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Vorrede. 


Für  den  vorliegeDden  Schlussband  ist  die  Praxis  der  politischen 
Bundesbehörden  vom  29.  Mai  1874  bis  Mitte  des  Jahres  1893 
(Ende  Juli)  verwertet  worden.  Von  einer  Bearbeitung  des  Materials 
dagegen,  das  seit  der  Publikation  der  frühern  Bände  bis  zu  diesem 
letzt ern  Zeitpunkt  zum  Inhalt  derselben  hinzugekommen  ist,  habe 
ich  abgesehen.  Ich  habe  mich  damit  begnügt,  auf  dieses  Material 
in  einem  Anhang  zum  ganzen  Werke  kurz  hinzuweisen.  In  diesem 
Anhang  sind  zugleich  einige  Druckfehler,  namentlich  fehlerhafte 
Citate  aus  dem  Bundesblatt,  richtig  gestellt. 

Die  schweizerische  Speziallitteratur  ist  bei  den  einzelnen  Ab- 
schnitten mitgeteilt  worden.  Ich  habe  daher  an  dieser  Stelle  nur 
noch  zu  nennen:  Blumer- Morel,  Handbuch  des  schweizerischen 
Bundesstaatsrechtes.  Diese  theoretische  Gesamtdarstellung  des 
schweizerischen  Bundesstaatsrechtes  erscheint  gegenwärtig  in  dritter 
Auflage.  Das  Verhältnis  des  vorliegenden  Werkes  zur  Darstellung 
Morels  ist  dasselbe,  wie  das  Verhältnis  des  Handbuches  Blumers 
zu  der  Sammlung  Ullmers.  Ueber  dieses  Verhältnis  haben  sich 
Blumer  und  Ullmer  in  den  Vorreden  zu  ihren  Werken  einläslich 
ausgesprochen.  Wer  sich  des  notwendigen  engsten  Zusammen- 
hanges zwischen  Theorie  und  Praxis  in  der  Rechtswissenschaft 
bewusst  ist,  der  wird  geneigt  sein,  beide  Werke,  das  Morel'sche 
und  das  meinige,  als  gegenseitige  Ergänzungen  zu  betrachten.  Dem 
Praktiker  sowol,  wie  dem  Theoretiker  erscheinen  alsdann  beide 
gleich  unentbehrlich. 

Die  Kritik  hat,  soviel  ich  sehe,  die  früheren  Bände  mit  Wol- 
wollen  und  Nachsicht  aufgenommen;  möchte  dem  Gesamtwerk 
gegenüber  nun  ein  Gleiches  geschehen.  Was  übrigens  die  Aus- 
stellungen betrifft,  die  Prof.  Bernatzik  im  XVI.  Band,  n.  F.,  der 


J 
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Kritischen  Vierteljahresschrift  hinsichtlich  des  von  mir  gewählten 
Systemes  macht,  so  scheinen  mir  dieselben  nur  zum  Teil  zutreflend 
zu  sein.  Soweit  ich  sie  aber  für  zutreffend  halte,  möchte  icb  auf 
das  verweisen,  was  ich  bereits  in  der  Vorrede  zum  L  Band,  S.  V, 
bemerkt  habe. 

Von  der  französischen  and  italienischen  Uebersetzung  des 
Werkes  sind  bis  jetzt  die  drei  ersten  Bande  erschienen ;  auch  die 
Herausgabe  der  Uebersetzung  des  vorliegenden  Scblussbandes  wird 
kaum  lange  auf  sich  warten  lassen. 

Bern,  6.  August  1893. 

L  R.  von  Salis. 


Erläuterung  der  Abkßrzungen. 


B  c=  SchweiEerisches  Bundesblatt  (deatoche  Änagabe),  Bern,  gedruckt  in  < 
ätämpQt'schen  Buchdrackerei.  (Eg  ist  das  anttliche,  wöchetttlich  in  < 
lUgel  einmal  ersch^nenäe  Publikatumgorgan  dts  Bwndei.)  Z.  U. :  B  1! 
IV  21  =  Bundeablatt  des  Jahres  1877.  Band  IV,  Seite  21. 

A.  S.  =  Amtliche  Sammlung  der  Bundesgesetze  und  Verordnungen  der  ech^ 
leriBclien  Eidgenossenschaft,  Bern,  gedruckt  in  der  St£mpfli'echen  Bu 
dmckerei,  11  Bände,  1848—1874,  (Band  I  hat  den  Titel:  Offizielle  Sam 
lang  der  das  Schweizerische  Staatsrecht  betreffenden  Aktenstücke,  Bund 
geaet^,  Verträge  und  Verordnungen  seit  Einführung  der  neuen  Bund 
Verfassung  vom  18.  September  1848  bis  8.  Mai  1850.)  Z.  B.:  A.  S.  I  20 
Amtliche  Sammlung,  Band  t,  Seite  20. 

A.  S.  n.  F.  =  Amtliche  Sammlung  der  Bondesgeaetze  nnd  Verordnungen  < 
schweizerischen  Eidgenossenschaft,  neue  Folge,  10  Bände,  1874—1888,  Be 
gedruckt  in  der  Stämpfli'schen  Buchdruckerei. 

A.  S.  n.  F.  2  S.  =  Amtliche  Sammlung  der  Bundesgesetze  und  Verordnunfi 
der  Bchweiierischen  Eidgenossenschaft,  neue  Folge,  zweite  Swie.  (Et 
die  laufende  Geseizeaaammtung,  deren  Band  I  und  li  im  weHntlict 
die  Jahre  1889—1893  imftmen-.  Band  III  i»t  mr  Zeit  nocA  nicAt  ab 
sehhaaen.) 

UGer-Entach.  -=  Entscheidungen  des  Schweizerischen  Bundesgerichtes,  seit  d 
Jahre  1875,  Amtliche  Sammlung.  Band  I  ff.  (E»  ist  die  amtliche,  vom  Buna 
gerieht  selbst  veranttallete  Pr^uditiengamiiUung ;  jährlich  ertchemt 
Band.    VgL  B  1876  H  239,  IV  899.)    Lausanne,   Georges  Bridel  & 
Editeurs. 

Fostt-Slg.  n.  F.  =  Fostulate  der  eidgenössischen  H£te  und  ähnliche  vereiuze 
Vorschriften,  neue  Folge,  in  Quart,  (laufende  Sammlwtg,  brginnend  i 
den  Tottuialen  seit  Inkrafttreten  der  Bimdesverfassung  vom  23.  Mai  187 

üebera.  Verh.  d.  BVers.  ^  Uebersicht  der  Verhandlungen  der  Schweizerisol 
Bundesversammlung ;  dieselbe  erscheint  seit  der  Febniarseasion  des  Jah 
1878,  in  Quart,  je  nach  Schluss  einer  Session  als  Beilage  des  BuudesblatI 
frQher  als  Teil  des  Bundesblattcs  selbst,  in  Oktav. 

Ullmer  =  Dr.  B.  E.  ÜLmer,  Die  staaterechtliche  Praxis  der  achweizeriscl 
BundesbehOrden,  (deutache  Ausgabe),  Band  I  aus  den  Jahren  1848—18 
Band  II  ans  den  Jahren  1848—1863;  Zflrich,  David  BflrUi,  1862,  1866. 

Wolf  =  P  Wolf,  Dr.  jur.,  Die  schweizerische  Bundeagesetzgebung,  nach  Ma 
rien  geordnete  Sammlung  der  Gesetze,  Beschlüsse,  Verordnungen  u 
Staatsverträge  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  sowie  der  Konk 
datfl,  mit  Anmerkungen  versehen,  2  Bände,  Basel  1890.  1891,  Buchdrücke 
Kreis. 
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IV.  Teil. 


Einzelne  Gebiete  der  Bnndesverwaltnng. 


VI.  Abschnitt. 

Polizeiverwaltung. 


i.  Kapitel. 

Die  Fremdenpolizei. 

1804«  Die  FremdeDpoIizei  ist  Sache  der  KantODe,  und  es  ist 
ihnen  überlassen,  den  politischen  Flüchtlingen  den  Aufenthalt  zu 
gewähren  oder  nicht,  solange  für  die  Schweiz  keine  politischen 
Momente  in  Frage  stehen. 

Der  BR  trat  daher  im  Jahre  1876  auf  eine  Beschwerde  des 
M.  Chenet  von  St.  Etienne  (Frankreich)  nicht  ein;  derselbe  be- 
schwerte sich  darüber,  dass  ihm  die  Schwyzer  Eantonalbehörden 
die  Niederlassung  in  Ingenbohl  verweigert  hätten,  weil  er  ein 
politischer  Flüchtling  sei,  der  in  der  Armee  der  Pariser  Commune 
beteiligt  gewesen  war. 

BB  den  26.  September   1879,  No.  5259 ;  vom  BR  bestätigt  im  B  1877  U 
549,  1879  II  643. 

1303.  Die  Behauptung,  dass,  seitdem  im  Jahre  1848  die 
Eidgenossenschaft  ihre  internationalen  Beziehungen  ausschlieslich 
in  die  Hände  des  Bundes  gelegt  habe,  es  im  Hinblick  auf  die 
Bestimmung  des  Art.  70  der  BV  (Art.  57  der  BVerf.  1848)  nicht 
mehr  in  die  Kompetenz  der  Kantone  fallen  könne,  Angehörige  von 
Vertragsstaaten  aus  dem  schweizerischen  Gebiete  auszuweisen,  ist 
irrtümlich.  Denn  es  kann  nicht  in  Zweifel  gezogen  werden,  dass 
die  Kantone  selbständig  neben. dem  Bunde  die  Fremdenpolizei  auf 

IV  1 


VI.    Kapitel  1.    No.  1305-1308. 

berechtigt  sind.  Es  erscheint  sogar  die 
walt  gegenüber  Fremden  durch  die  Kao- 
AusUbuDg  derselben  durch  den  Bund  als 

in  dem  B^kure  der  MarschaÜin  der  Heilsarmee 
9;  Tgl.  Nd.  470,  6»0. 

cowiecz  genoss  mit  seiner  Familie  im  Kan- 
als politischer  Flüchtling  Aufenthalt.  Es 
er  diese  Eigenschaft  nicht  besass.  Da 
)iere  beibriDgen  honnte,  und  nachdem  er 
ttörer  in  strafrechtliche  Untersuchung  ge- 
!  er  im  Jahre  1879  von  den  Zürcher  Be- 


de trat  der  BR  aus  folgenden  Gründen 

licht  politischer  Flüchtling  ist  (wie  von 
Krakau  bezeugt  wird),  so  hat  er  zur 
iderlassung  in  der  Schweiz  geraäs  Art.  45 
14 iederlassungs Vertrages  mit  Russland  vom 
3,  einen  Heimatschein  oder  eine  andere 
Bschrift  vorzulegen.  Da  er  dieses  nicht 
Anspruch  auf  den  Schutz  des  erwähnten 
r  polnischer  politischer  Flüchtling  ist  (wie 
ir  ein  förmliches  Recht  auf  Niederlassung 
Ige,  ob  das  Asyl  aus  andern  als  politischen 
g  zu  entziehen  sei,  liegt  lediglich  in  der 
en  Behörden.  Nachdem  die  Obsorge  für 
e  wieder  an  die  Kantone  zurückgegeben 
iR,  so  lange  keine  Momente  politischer 
einen  Kanton  anhalten,  solche  Flüchtlinge, 
t  Gründe  zu  haben  glauben,  gegen  ihren 
dulden.  b  i880  ll  603. 

liehe  Fremdenpolizei  ist  auch  unter  der 
ahres  1874  Sache  der  Kantone  geblieben, 
ompetent  die  Kantone  zu  nötigen,  Deser- 
sich  aufzunehmen  und  zu  dulden,  es  wäre 
Folgen  dieser  Duldung  übernehmen  wollte. 


Die  Fremdenpolizei. 

Diese  Veraotwortlichkeit  könnte  aber  der  BR  nicht  iibemehi 
ohne  Ermächtigung  der  BVers. 

Der  BR  entsprach  daher  im  Jahre  1875  einem  Gesuche 
Kantone  Waadt  und  Wallis  nicht;  io  demselben  war  darauf  ) 
merksam  gemacht  worden,  dass  innert  den  letzten  Jahren  eine 
wisse  Anzahl  französischer  Deserteurs  und  Refractärs  in  diese  E 
tone  eingetreten  seien,  und  dass  diese  Leute  zu  einem  gro< 
Teil  von  allen  Subsistenzmitteln  entblösst,  dem  Publikum  zur  I 
fallen;  hieran  war  der  Wunsch  geknüpft  worden,  dass  diese  I 
sonen  von  bundeswegen  internirt  und  auf  die  verschiedenen  E 
tone  verteilt  werden  sollten. 

B  1816  II  298.    Vgl.  UUmer  No.  331,  13 

1308.  Diejenigen  Fremden ,  die  ihre  Heimat  verlassen, 
sich  der  Militärpäicht  zu  entziehen,  können  nicht  als  politis 
Flüchtlinge')  anerkannt  werden. 

Diesen  Satz,  den  der  BK  bereits  in  den  Jahren  1850  und  1 
ausgesprochen  hatte,  vgl.  Ullmor  No.  324^  X333,  brachte  er 
eingegangene  Beschwerden  über  Zunahme  der  Refractärs  und  Dei 
teurs  aus  andern  Staaten  mit  Kreisschr.  vom  23.  Juli  1878  den  e 
Ständen  in  Erinnerung;  das  Kreisschreiben  enthält  sodann 
gende  Aasführungen : 

Diejenigen  iDdividaen,  welche  sich  der  ErfoUang  des  Ulli 
dienstes,  der  in  fast  allen  Nachbarstaaten  der  Schweiz  zur  atlgemei 
Burgei-pflicbt  geworden  ist,  entziehen  wollen,  können  nicht  erwar 
dass  sie  in  der  Schweiz  in  ihrem  Vorhaben,  die  Gesetze  ihres  Hein 
Staates  zu  nmgehen ,  Unterstützung  finden.  Die  Kantone  sind  des) 
in  keiner  Weise  verpflichtet,  solche  Lente  an^nnefamen  nnd  ihnen  1 
enthalt  zu  gewähren.  Wenn  es  aber  dennoch  geschiebt ,  so  hani 
die  betr.  Kantone  zwar  innerhalb  ihrer  Kompetenz  in  Sachen 
gewöhnlichen  Fremdenpolizei,  aber  sie  Übernehmen  damit  anch 
Verantwortlichkeit  und  sind  daher  nicht  befugt,  diese  Personen  anc 
Kantonen  zuzuschieben.  Auf  eine  Mithilfe  des  Bundes  ist  nicht 
rechnen,  da  dieser  sieb  in  keiner  Weise  an  der  Aufnahme  und  Un 
bringuDg  militärischer  Flüchtlinge  beteiligt. 

Da  ferner  allgemein  bekannt  ist,  dass  im  Falle  der  freiwilli 
Kückkehr  die  Desertion  nirgends  mehr  hart  bestraft  wird,  so  wei 
die  Bebürden  der  Grenzkantoue  in  der  Eegol  am  richtigsten  erfah 

')  Im  Ausliefemn^reeht  dagegen  werden  die  Fahnenflüchtigen  den  ] 
tuchen  Verbrechern  gleichgestellt,  oben  III  S.  448  ff.;  vgl.  aucb  I  S.  '^47. 
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wenn  sie,  wie  der  BB  schon  in  seinem  Kreisscbr.  vom  13.  Sept.  1861 
(üitmer  No.  133S)  empfohlen  hat,  die  Deserteurs  und  Itefractärs  niclit 
anfhehmen,  sondern  diese  darauf  aufmerksam  machen,  dasB  sie  ohne 
Papiere  and  ohne  Existenzmittel  ünannebmlichkeiten  and  Enthefarungen 
za  ernarten  haben,  denen  die  freiwillige  Eflckkehr  vorzuziehen  sei.  Würde 
dieser  Mahnung  nicht  entsprochen,  so  wären  die  Kantone  vollkommen 
berechtigt,  diese  Leate  einfach  an  die  Grenze  zurückzuweisen'). 

B  1878  III  418.  1879  II  642 

1309.  Einem  französischen  Deserteur,  der  ausser  Stande  war, 
die  im  Niederlassungsvertrag  der  Schweiz  mit  Frankreich  ')  voi^e- 
scbriebenen  Ausweise  beizubringen,  wurde  der  Aufenthalt  in  Genf 
von  der  dortigen  Behörde  verweigert  Die  BBehörden  haben  keine 
Kompetenz ,  den  Kanton  Glenf  zur  Bewilligung  des  Aufenbaltes  zu 
zwingen.  BE  im  B  1876  II  267. 

1310*  Der  tessinische  Staatsrat  stellte  im  Jahre  18S7  das 
Begehren  an  den  BR:  es  möchten  die  Kosten  für  die  Besorgung  der 
Fremden polizei  in  der  internationalen  Station  Luino*)  von  der  Eid- 
genossenschaft übernommen  werden,  da  die  Station  Luino  nicht  in 
der  Schweiz,  sondern  in  Italien  liege.  Der  BR  lehnte  dieses  An- 
suchen dann  ab  aus  folgenden  Gründen: 

Die  gewöhnliche  Fremdenpolizei  kommt  den  Kantonen  zu,  so- 
mit sind  die  damit  verbundenen  Lasten  ebenfalls  von  den  Kantonen 
zu  tragen.  Der  Umstand,  dnss  die  Station  Luino  auf  italienisches 
Gebiet  vorgeschoben  ist,  ändert  hieran  nichts,  weil  Tessin  unter 
allen  Umständen  die  Grenzpolizei  besolden  müsste,  somit  keinen 
direkten  Verlust  trägt.  Zudem  hat  ja  der  Staatsrat  bei  der  Unter- 
handlung der  Verträge  mit  Italien  bereits  erkennen  müssen,  dass 

■l  Das  franzSaiache  Gesetz  vom  16.  März  1880,  durch  welches  die  Deser- 
teurs and  Refractärs  der  franztiBiBchen  Armee  zu  Land  und  zur  See  amnestirt 
wurden,  und  da^enige  vom  IL  Juli  1880,  womit  den  verurteilten  Teilnehmern 
an  den  insurreitionellen  Ereignissen  der  Jahre  1870  und  ff.  Amnestie  erteilf 
wurde,  wurden  vom  BR  durch  Ereisschr.  bekannt  gemacht,  damit  alltällig  in 
der  Schweiz  anwesende  Franzosen,  welche  die  Woltat  derselben  anrufen 
können,  darauf  aufmerksam  gemacht  werden.  B  1880  II  570,  1881  I  517. 
II  720. 

')  Vgl.  oben  H  S.  108,  Ziff.  8. 

')  VgL  Uehereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  Italien  über  den  Polizet- 
dienst  in  den  internationalen  Stationen  der  Gotthardbahn  vom  16.  Febr.  1881. 
A.  S.  n.  F.  V  577.  Wolf  II  949;  vgl.  No.  481  ff. 
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dem  Kanton  Tessin  die  Pflicht  obliegen  wird,  den  Polizeidienst  in 
Luino  zu  organisiren  und  auf  seine  Kosten  zu  unterhalten. 

B  1888  II  826. 

1311.  Nachdem  zunächst  im  Dezember  1873,  alsdann  im  April 
1875  Unruhen  und  nicht  "unbedeutende  Tumulte  unter  den  beim 
Gotthardtunnel  in  Göschenen  (Kt.  Uri)  beschäftigten  Arbeitern  vorge- 
fallen waren,  wiederholten  sich  dieselben  den  27.  und  28.  Juli  1875 
in  einer  für  die  öffentliche  Sicherheit  sehr  gefährlichen  Weise.  Die 
Arbeit  wurde  eingestellt,  die  Zugänge  zum  Tunnel  wurden  gesperrt; 
es  rausste  mit  Gewalt  gegen  die  Unruhestifter  eingeschritten  wer- 
den; von  Altorf  musste  Hilfsmannschaft  herbeigezogen  werden. 
Erst  nachdem  zwei  Hauptanführer  der  Unruhestifter  von  einer 
Kugel  getrofl'en  niedersanken,  konnte  die  Polizeimannschaft  nach 
und  nach  die  Ruhe  wieder  herstellen. 

Der  BR  sah  sich  infolge  dieser  Vorgänge  veranlasst,  eine  Er- 
gänzung der  von  den  Behörden  des  Kantons  Uri  erhobenen  gericht- 
lichen Untersuchung  durch  einen  eidgenössischen  Kommissär  anzu- 
ordnen; als  solchen  ernannte  er  den  Ständerat  Oberst  Hold  in  Cur, 
welcher  den  16.  Okt.  dem  BR  einen  Bericht  über  die  erwähnten 
Unruhen  in  Göschenen  erstattete.  Der  eidg.  Kommissär  resümirte 
seinen  Bericht  dahin: 

Dass  vielleicht  bei  rechtzeitigem  und  taktvollem  Einschreiten  einer 
genügenden  Polizei  am  Abend  des  27.  und  wahrscheinlich  auch  noch 
am  28.  Jali  die  Arbeiterexzesse  ohne  Blutvergiessen  hätten  beigelegt 
werden  können,  dass  aber,  so  angeeignet  auch  die  Zusammensetzung 
der  Yon  der  urnerischen  Reg.  zur  Verstärkung  der  regulären  Polizei 
aufgerufenen  Mannschaft  und  so  unzureichend  die  Befehlserteilung 
über  dieselbe  gewesen  sein  mag,  die  Widersetzlichkeit  der  Arbeiter 
gegen  alle  an  sie  in  amtlicher  und  gesetzlicher  Form  ergangenen  An- 
forderungen und  der  tätliche  Angriff  auf  die  immerhin  die  Staatsge- 
walt Tertretende  und  als  solche  kenntliche  Polizeimannschaft  das  Ein- 
schreiten derselben  durch  Gebrauch  der  Waffen  rechtfertigte. 

B  1875  IV  641. 

Zur  Verhütung  ähnlicher  Vorfälle  in  der  Zukunft  macht  der 
Kommissär  folgende  Vorschläge : 

1.  Zu  möglichster  Vermeidung  von  Eeibungen  zwischen  den  frem- 
den Arbeitern  und  der  einheimischen  BevcSlkerung  und  daraus  entste- 
hender dauernder  gegenseitiger  Verstimmung  sollte  strenge  auf  eine 
gleichmässige  Anwendung  der  Gesetze  geachtet  werden.  Einem  während 


■  •    4.- 


■f 
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der  Bauzeit  der  Gotthardbabn  womöglich  ständigen  Kommissariat,  zu 
dem  die  fremden  Arbeiter  volles  Zutrauen  haben  können,  das  also  von 
kommunaler,  wie  auch  seitens  der  Unternehmung  ausgeübter  Beeinfius- 
suDg  absolut  unabhängig  ist,  sollte  die  Ausübung  sowol  der  Polizei- 
gewalt, als  auch  der  Präliminarjustiz  bezüglich  Arrestanlagen,  Anstanden 
zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitern  u.  s.  w.  übertragen  und  demselben 
eine  hinreichend  organisirte  Polizeimannschaft  zur  Verfügung  gestellt 
werden. 

2.  In  administrativer  Beziehung  ist  vor  allem  dafür  zu  sorgen, 
dass  die  Bequartirung  der  Arbeiter  der  Privatspekulation  entzogen  oder 
letztere  wenigstens  einer  genauen  polizeilichen  und  sanit arischen  Kon- 
trole  unterstellt  werde. 

3.  Bezüglich  der  Verpflegung  sollte  ebenfalls  in  Betracht  ge- 
zogen werden,  ob  nicht  auf  billigere  Weise  dem  Arbeiter  eine  zurei- 
chende kräftige  Kost  geboten  werden  könnte. 

4.  Jedenfalls  aber  ist  das  Magazinhalten  der  Unternehmer  nicht 
am  Platze. 

5.  In  technischer  Beziehung  ist  dafür  zu  sorgen,  dass  ohne  weitem 
Verzug  genügendere  Zufuhr  guter  Luft  in  den  Tunnel,  soweit  immer 
möglich,  bewerkstelligt  werde,  und  es  sollte  die  eidg.  Gotthardinspektion 
mit  der  Ueberwachung  dieser  unerläslichen  Forderung  speziell  beauf- 
tragt werden.  B  1875  IV  &41. 

Indem  der  BR  von  dem  Bericht  seines  Kommissärs  den  Re- 
gierungen der  Kantone  üri  und  Tessin  Kenntnis  gab,  machte 
er  dieselben  auf  die  unbedingte  Notwendigkeit  aufmerksam,  dass 
in  Göschenen  und  in  Airolo  ausserordentliche  Massregeln  getroffen 
werden,  damit  die  Unterkunft  und  der  Unterhalt  der  Arbeiter  in 
gesundheitlicher  und  polizeilicher  Hinsicht  einer  ernstlichen  und 
ständigen  Ueberwachung  unterstellt  seien.  Im  Falle  ungenügender 
Anordnungen  nahm  der  BR  sein  eigenes  Einschreiten  kraft  der 
Art.  31  und  69  der  BV  in  Aussicht.  Im  weitern  drang  er  bei  der 
Reg.  von  Uri  auf  eine  festere  Organisation  des  ganzen  Polizei- 
wesens in  Göschenen,  namentlich  auf  Vermehrung  der  Polizei- 
mannschafty  sowie  auf  die  Bestellung  eines  besondern  Kommissärs, 
der  an  Ort  und  Stelle  zu  wohnen  und  die  Handhabung  der  öffent- 
lichen Ordnung  und  der  Fremdenpolizei  zur  Aufgabe  hätte.  Daneben 
wies  der  BR  auch  die  Direktion  der  Gotthardbahn  an,  für  eine  den 
Anforderungen  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  entsprechende  Be- 
quartirung und  Beköstigung  der  Arbeiter  zu  sorgen. 
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Auf  Grand  einer  Untersuchung  der  Wohnui^verhältniase  in 
Göschenen,  die  der  BR  im  März  1876  ')  durch  die  Äerzte  Sooder- 
egger  in  St.  Gallen  und  H.  Egger  in  Langenthal  vornehmen  Hess, 
lud  er  die  Keg.  des  Kantons  Uri  ein,  durch  regelmässige  polizei- 
liche Inspektionen  darQber  zu  wachen,  dass  in  den  Wohnungen  zu 
Göschenen  nicht  eine  zu  grosse  Zahl  von  Personen  untergebracht 
werde  (als  Norm  habe  das  Verhältnis  von  vier  Quadratmeter 
Grundfläche  per  Kopf  als  Minimum  zu  dienen),  und  dass  für  ge- 
hörige Reinlichkeit  der  Wohnungen  gesorgt  werde.  Behufs  der  Voll- 
ziehung dieser  Vorschrift  wurde  sodann  vom  BK  beschlossen,  den 
Eigentümern  von  Gebäulichkeiten  in  Göschenen,  in  denen  Arbeiter 
wohnen,  durch  die  Reg.  des  Kantons  Uli  zu  eröffnen :  es  werde  der 
BR  alle  Wohnungen  schliessen  lassen,  in  denen  bei  einer  vorzu- 
nehmenden Inspektion  die  in  dem  Expertenberichte  gerügten 
Uebelstände  noch  fortdauernd  gefunden  würden. 

Sodann  richtete  der  BR  an  die  Gotthardbahndirektion  die  Ein- 
ladung, in  Göschenen  auf  den  nächsten  Winter  eine  Arbeiterkaseme, 
in  Grösse  und  Styt  ähnlich  derjenigen  des  Unternehmers  Favre, 
zur  Unterbringung  von  300—400  Arbeitern  zu  erstellen. 

Infolge  der  mangelhaften  Ausbildung  der  Gesetzgebung  im 
Kanton  Uri  war  endlich  auch  der  Erlass  einer  besondern  Polizeiver- 
ofdnung  für  Göschenen  notwendig  geworden,  weiche  die  Fremden- 
pulizei,  die  Polizei  zum  Schutz  von  Personen  und  Eigentum ,  die 
Gesundheits-,  Wirtschafts-  und  Strassenpolizei  umfasst,  und  welche 
auch  entsprechende  Strafbestiramungen  enthält.  *) 

B  1876  U  299,  1877  II  SSO.   1878  II  531,   1879  II  634;    Bericht  des  eidg. 

Kommissare  {Hold),  B  1875  IV  621. 

1313.  Auf  die  Anregung  einer  Kantonshebörde :  es  seien 
durch  die  BBehörden  allgemein  verbindliche  Verfügungen  zu  er- 
la.ssen  behufs  einer  strengern  Polizei  an  den  Schweizergrenzen,  er- 
widerte der  BR  den  18.  April  1879,  dass  einem  solchen  Antrage 
schon  aus  dem  Grunde  nicht  entsprochen  werden  könne,  weil  die 
Schweiz  von  jeher  die  freie  und  möglichst  unbelästigte  Bewegung 
der  Personen  verteidigt  hat,  und  dass,  nachdem  ihrem  Vorgange 
folgend  gegenwärtig  alle  angrenzenden  Staaten  die  Pässe  und  Visa 
zum   Eintritt   auf  ihre  Gebiete  und  zum  Austritt  aus  denselben 

<)  Wiederholt  im  Jahre  1878. 
*|  Vgl.  auch  No.  S«0. 
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in  haben,  es  am  wenigsten  in  der  Stellung  der  Schweiz 
Dne,  wieder  ähnliche  Schranken  einzuführen  und  zu  den 
Lontrolen  des  Polizeistaates  zurückzukehren. 

kommt,  dass  in  der  Voltziehung  von  allgemein  beschräo- 
lassregeln  leicht  Widersprüche  mit  den  Niederlassung^- 
,    die  zwischen    der  Schweiz    und    allen  Nachbarstaaten 

vorkommen  könnten.  Es  müssen  daher  die  BBehörden 
Sntscheid  allfälliger  Reklamationen  in  Spezial^llen  behufs 
ing  jener  Verträge  ihre  neutrale  Stellung  wahren  und  wie 

ihre  Intervention  anf  Konflikte  internationaler  oder  inter- 
r  Natur  beschränken.  B  1879  II  63.5. 

I.  Die  Schweiz  bat  schon  lange  von  sich  aus  mit  allge- 
iistimmung  die  freie  Cirkulation  der  Individuen  und  mit 
laflfung  der  Pässe  die  möglichste  Erleichterung  hinsicht- 
usweisschriften  herbeizuführen  gesucht.  Hieraus  mag  nun 
'ermehrung  der  hin-  und  herreisenden  Bevölkerung  ent- 
sein,  aber  in  keiner  Weise  ist  damit  die  Pflicht  verban- 
le  Individuen  im  Lande  herumreisen  zu  lassen,  die  dem 
oder  den  öffentlichen  Unterstützungskassen  zur  Last 
'ielmehr  sind  die  kantonalen  und  lokalen  Behörden  zu 
]  Verfügungen  berechtigt,  welche  geeignet  sind,  das  Land 
en  lästigen  Elementen  zu  befreien.  Es  gehen  auch  die 
lungsverträge  das  formelle  Recht  biezu:  so  dürfen  z.  B. 
t.  7  des  Niederlassungsvertrages  mit  Deutschland  vom 
1876')  alle  Deutschen  weggewiesen  werden,  welche  sich 
iesetzen  und  Verordnungen  über  die  Armen-  und  Sitten- 
Widerspruch  gesetzt  haben.  Was  diejenigen  Individuen 
ie  ohne  zu  arbeiten  im  Lande  herumziehen  und  vom  Bettel 
bleibt  nichts  anderes  übrig  als  diese  Tatsache  zu  kon- 
nd  sie  nach  Massgabe  des  betreffenden  Polizeistrafgesetzes 
en. 

Justiz-  und  Folizeidep.  den  10,  Mai  1884  an  den  Vorstand  der  Gen- 
nenkaase  in  Münster  (Bern),  welcher  den  Wnnsch  ausgesprochen 
ea  mochte  bei  den  Polizeibehörden  der  Grenzkantone  auf  eine  ver- 
be  Aufsicht  in  Betretf  der  auf  Schweiz.  Gebiet  eintretenden  Hand- 
jurachen  hingewirkt  werden.    Vgl.  B  1886  I  168,  II  723. 

.  Art  4  des  geltenden  Niederlasanngsvertrages   vom  31.  Mai    1890, 
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1314.  Im  Jahre  1885  wurde  die  Frage  an  den  BR  gerichtet, 
wie  es  bezüglich  der  Gestattung  des  Aufenthaltes  in  solchen  Fällen 
zu  halten  sei,  wo  Ausländer  von  Gerichten  anderer  Kantone  in 
kriminellen  oder  korrektioneilen  Strafsachen  zur  Verweisung  aus 
der  Schweiz*)  verurteilt  worden,  aber  bald,  nachdem  sie  die  kanto- 
nalen Polizeiorgane  über  die  Grenze  der  Schweiz  gebracht  haben, 
wieder  in  einen  andern  Kanton  zurückkehren.  Hieran  wurde  die 
weitere  Frage  geknüpft,  ob  den  betr.  Urteilen  Vollzug  zu  verschaf- 
fen sei,  und  ob  solche  Individuen  auszuweisen,  eventuell  bei  Rück- 
kehr vor  Ablauf  der  Ausweisungsdauer  wegen  Uebertretung  der 
Ausweisung  den  betretfenden  Kantonen  zur  Bestrafung  einzuliefern 
oder  aber  frei  und  unbehindert  zu  belassen  seien. 

Der  BR  antwortete: 

Diese  Frage  findet  ihre  Erledigung  durch  die  noch  geltende 
Bestimmung  der  Ziff.  5  des  Konkordates  betr.  die  Polizeiverfügungen 
gegen  Gauner,  Landstreicher  und  gefährliches  Gesindel  vom  17.  Juni 
1812,  bestätigt  den  9.  Juli  1818  (Alte  0.  S.  I  307,  Wolf  II  322), 
welchem  blos  die  Kantone  Schwyz,  Glarus,  Waadt  und  Neuenburg 
nicht  beigetreten  sind : 

Die  signalisirten  Verwiesenen ,  vorzüglich  wenn  es  Lands- 
fremde sind,  sollen  von  der  Polizeibehörde  des  Kantons,  wo  sie 
aufgegriffen  worden,  wo  möglich  über  die  Grenze  der  Eidgenossen- 
schaft gebracht;  falls  aber  deren  Wegschaffung  über  die  Grenze 
nicht  möglich  wäre,  diese  Verwiesenen  wiederum  dem  Kanton  zu- 
geführt werden,  welcher  die  Verbannungsstrafe  gegen  sie  ausge- 
sprochen hat;  die  Signalisirten  dagegen,  deren  Arrestation  ver- 
langt wird,  sollen  derjenigen  Behörde  ausgeliefert  werden,  von  der 
sie  ausgeschrieben  worden  sind. 

Eidg.  Justiz-   und   Polizeidep.   den  5.  August  1885 ,   B  1886  I  912 ;  vgl. 
No.  345. 

1315.  Unter  den  die  Schweiz  zahlreich  besuchenden  deut- 
schen Handwerksburschen  und  Arbeitern  u.  s.  w.  kommen  häufig 
Vertauschungen,  Entwendungen  und  Fälschungen  von  Legitimations- 
papieren vor.  Um  diesem  Unwesen  vorzubeugen,  führte  die  deutsche 
Gesandtschaft  in  Bern  mit  Bezug  auf  die  von  ihr  auszustellenden 
Legitimationen  eine  grössere  Strenge  ein;  sodann  von  der  Ansicht 
ausgehend,  dass  das  Zusammenwirken  mit  den  Schweiz.   Polizei- 


ij  Vgl.  St 0088,  Grundzüge  des  Schweiz.  Strafrechts,  1892  I  S.  358. 
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behörden  von  Nutzen  sein  möchte,  gelangte  sie  an  den  BR  mit  dem 
Antrag,  dass  alle  Passvertauschungen,  Entwendungen  und  Fälsch- 
ungen von  Papieren  gegenseitig  mitgeteilt  werden  sollen,  um  auf 
diese  Weise  die  Schuldigen  entdecken  und  der  Bestrafung  unter- 
stellen zu  können. 

Der  BR  brachte  den  31.  Okt.  1884  diesen  Vorschlag  den  KReg. 
zur  Kenntnis  in  empfehlendem  Sinne. 

B  1884  IV  203,  1885  II  722;  No.  1317. 

1316.  Das  Militärdienstbüchlein  kann  nicht  als  Reiseschrift 
gelten  und  weder  den  Pass,  noch  einen  Heimatschein  ersetzen. 
Dasselbe  hat  nicht  die  Bedeutung  eines  Legitimationspapieres,  son- 
dern ist  blos  ein  Ausweis  über  geleisteten  Militärdienst  oder  be- 
zahlten Militärpflichtersatz.  Die  Schweiz.  Gesandtschaften  und 
Konsulate  wurden  daher  den  5.  Jan.  1883  vom  BR  angewiesen, 
die  Militärdienstbüchlein,  welche  ihnen  künftig  als  Heimat-  oder 
Reiseausweis  vorgewiesen  werden  sollten,  zurückzubehalten  und 
dem  eidg.  Militärdep.  in  Bern  einzusenden. 

B  1880  II  596,  1883  I  17,  1884  II  590,  782. 

1317.  Mit  Rücksicht  auf  konstatirte  Uebelstände  sah  sich 
der  BR  veranlasst,  in  einem  Kreisschr.  vom  26.  Mai  1884  die 
Schweiz.  Gesandtschaften  und  Konsulate  in  Europa  daran  zu  er- 
innern, dass  nach  Art.  46  des  Schweiz.  Konsularregl.  vom  26.  Mai 
1875,  A.  S.  n.  F.  I  542,  Wolf  H  338,  die  Konsularbeamten  unter 
keinen  Umständen  an  NichtSchweizer  Pässe  ausstellen  dürfen,  und 
dass  es  ihnen  demnach  auch  nicht  gestattet  ist,  sog.  Notpässe  oder 
Vorweise  zur  Reise  nach  der  Schweiz  auszustellen  oder  solche  von 
einer  fremden  Behörde  ausgestellte  Papiere  zu  visiren,  bevor  sie  sich 
über  die  Schweiz.  Angehörigkeit  der  betreffenden  Personen  Gewisheit 
verschafft  haben.  Die  Frage  der  Schweiz.  Nationalität  muss  in  je- 
dem einzelnen  Falle  geprüft  werden,  und  zwar  auch  dann,  wenn  es 
einem  Individuum  durch  irgend  welche  Umstände  gelungen  wäre, 
früher  von  einem  andern  Konsularbeamten  einen  Vorweis  oder  ein 
Visum  zu  erhalten,  wodurch  dasselbe  irrtümlich  als  Schweizer  an- 
erkannt sein  könnte. 

Im  allgemeinen  ist  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass  es  den 
Beamten  eines  andern  Staates  nicht  gestattet  ist,  Papiere  auszu- 
stellen, wodurch  der  Inhaber  als  Schweizer  legitimirt  werden  soll, 
mit  andern  Worten,  dass  die  Schweiz.  Behörden  und  Repräsentanten 
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berechtigt  uod  verpflichtet  sind,  solche  Papiere  gänzlich  zu  igoo- 
riren.  Vor  allem  ist  es  Aufgabe  der  Behörden  des  fremden  Staates, 
auf  dem  Wege  der  Korrespoodenz  die  Anerkennung  des  Schweiz. 
Heimatrechtes  auszuwirken  und  Papiere  für  ein  auf  ihrem  Gebiete 
lebendes  Individuum  zu  beschaffen,  sowie  auch  die  Reisekosten  zu 
bestreiten,  wenn  sie  dasselbe  aus  dem  Lande  abschieben  wollen. 

In  gleicher  Weise  ist  gegen  solche  Individuen  zu  verfahren, 
die  zwar  als  Schweizer  sich  legitimiren,  von  denen  aber  konstatirt 
werden  kann,  dass  sie  arbeitsscheu  herumreisen  und  auf  Kosten  der 
Mildtätigkeit  leben.  Dieselben  sind  lediglich  der  Obsorge  der 
öffentlichen  Organe  des  Landes  zu  tiberlassen,  welche  sie  polizeilich 
über  die  Grenzen  transportiren  werden. 

Diejenigen  Individuen  endlich,  welche  gefälschte  Papiere  oder 
solche  Papiere,  die  auf  andere  Mamen  lauten,  besitzen,  sollen  den 
Behörden  des  Landes,  wo  sie  die  Papiere  gebraucht  haben,  mit 
dem  Antrage  auf  Bestrafung  signalisirt  werden.') 

B  1884  III  130,  1885  II  721, 

1318.  Das  eidg.  Justiz-  und  Polizeidep.  sprach  sich  im  Jahre 
I8S6  über  die  Frage,  ob  es  zulässig  sei ,  dass  Schweizerbehörden 
an  Untertanen  fremder  Staaten  Pässe  ausstellen ,  folgendermassen 
aus: 

1.  Abgesehen  von  den  Bestimmungen  des  noch  in  Kraft  be- 
stehenden Konkordates  vom  22.  Juni  und  2.  Juli  1813  (bestätigt  den 
9-  Juli  1818,  0.  S.  I  310,  Wolf  11  323)  betr.  die  Erteilung  und  die 
Formulare  der  Reisepässe  kommen  in  Betracht  Art.  21  des  £G  über 
die  Heimatlosigkeit  vom  3.  Dez.  1850 : 

Pässe  oder  andere  Heise  Vorschriften  sollen  nur  Schwel  verbürge  m 
verabfolgt  werden,  Ausnahmen  von  dieser  Kegel  können  nur  auf 
die  Gefahr  des  betr.  Kantons  stattfinden, 
und  Art.  46  des  Reglements  für  Schweiz.  Konsularbeamte  vom  26.  Mai 
1875: 

Nicbtschweizem  dQrfen  die  Konsularbeamten  unter  keinen  Um- 
standen Pftsse  ausstelten. 

Es  ist  somit  als  feststehende  Regel  anerkannt,  dass  die  kant. 
Behörden  nur  Schweizerbürgein  Pässe  ausstellen  sollen.  Es  werden 
auch  nnr  solche  Pässe  den  Repräsentanten  der  auswärtigen  Staaten 

•)  VgL  No.  131S. 
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gelegt.  Dagegen  ist  üus  wo!  bekannt,  dass  auch  an 
Pässe  ausgestellt  werden.  Es  gesebieht  dieses  aber 
nur  aus  besoudern  Gründen,  wenn  die  Identität  der 
ren  Nationalität  festgestellt  ist.  Auch  das  eidg. 
izeidep.  bat  in  den  Jahren  1864  und  1865  an  pot- 
ige,  welche  die  Schweiz  verlassen  wollteu,  mehrere 
usgestellt,  und  von  Seite  der  Kantone  ist  das  Gleiche 
Qnso  wird  in  allen  Nachbarstaaten  auf  die  gleiche 
a.  Solche  Pässe  dienen  dem  Inhaber  lediglich  zur 
ler  Beise  and  werden  niemals  den  Kepräsentanten 
taates  zum  Visum  vorgelegt.  Die  ausstellende  Be- 
ut aber  allerdings  eine  gewisse  Verantwortlichkeit, 
■  Inhaber  dahin  zurückgeschoben  werden  kann,  wo 
stellt  worden  ist. 
i  Frage  betrifft,  ob  die  Ausstellung  von  Pässen  an 

als  zulässig  zu  betrachten  sei,  so  scheint  es  dem 
allerdings  besser  wäre,  wenn  eine  Ausstellung  von 
itschweizer  nicht  geschehen  würde.  Aber  es  ist  an- 
js  die  Kantone  (immer  unter  Vorbehalt  der  Verant- 
izu  kompetent  sind,  da  gemäs  den  Grundsätzen  der 
liehe  Fremdenpolizei  ihnen  zusteht  Die  dem  Bunde 
Kompetenzen  auf  dem  Gebiete  der  politischen  Polizei 
:ewöhn!iche  Polizei  nicht  in  sich. 
uss  die  aus  der  Souveränetät  des  Bundes  abgelei- 

des  eidg.  Dep.  zur  Ausstellung  solcher  Pässe  auch 
t  gewahrt  bleiben.  Es  ist  dieses  Recht  seit  dem 
derholt  und  zeitweise  in  bedeutendem  Umfange  aus- 
und  es  wird  dessen  Ausübung  auch  künftig  noch 


'2  bei  Anlasa  der  Ausstellung  eines  Reisepaases  an  einen   in 
iiflen  polniBcben  Flüchtling  zwecks  einer  ReUe  nach  Rnss- 


Lsse,  welche  das  eidg.  Justiz-  und  Polizeidep.   an 
.  Polen)  bewilligt,   dürfen  von  Schweiz.  Gesandt- 
onsulateu  nicht  verlängert  oder  erneuert  werden. 
Creisschr.  vom   10.  Nov.  1875  bemerkt  der  BB  des 
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Die  fremden  IndiTidnen,  welchen  ein  Pass  bewilligt  wird,  ha 
ikdnrch  noch  keinen  Anspiiich  auf  Unterstützung  oder  Schutz 
i>t;iteti  der  Schweiz,  diplomatischen  oder  konsularischen  Agentschaften 
iosland.  Dieselben  erhalten  die  Pssae  nur,  um  ins  Ausland  gehen  i 
dort  über  ihre  Person  sieb  ausweisen  zu  können,  um  ihnen  also 
erste  Ansiedelung  im  Auslande  zu  erleichtern.  Die  Inhaber  sind  da 
ansdrftc'klich  als  6trangers  bezeichnet,  und  demnach  sind  die  scbw 
Gesandtschaften  nnd  Konsulate  nicht  befugt,  solche  Pässe  zu  ernei 
oder  zn  verlängern.  B  1875  IV  610,  1878  II 

1320>  Auf  gestellte  Anfrage,  ob  Tür  Kinder  englischer  Elti 
die  sich  in  Schweiz.  Erziehungsanstalten  befinden,  die  Vorweisi 
eines  Passes  vorgeschrieben  sei ,  antwortete  der  BR ,  dass 
Vorweisung  eines  Passes  oder  eines  Ileimatscheines  überall  d 
stattzufinden  habe,  wo  jemand,  der  einem  andern  Staate  ai 
hört,  ob  jung  oder  alt,  einen  Aufenthalt  von  einer  gewissen  Da 
nehmen  will.  Es  ist  dies  nötig,  um  die  Identität  der  Personen  i 
deren  Staatsangehörigkeit  zu  konatatiren,  sowie  die  Berechtig! 
derselben,  in  ihren  Heimatstaat  wieder  zurückkehren  zu  dür 
Diese  Forderung  ist  nicht  eine  solche,  die  nur  einseitig  von 
Schweiz.  Kantonen  gemacht  wird,  sondern  es  gilt  diese  Regel 
allen  festländischen  Staaten.  Wenn  jemand,  der  die  Schweiz  1 
vorübergehend  bereisen  und  durchgehen  will,  keines  Passes  bed 
so  ist  dieser  Fall  erklärlich  und  ganz  verschieden  von  dem  ersti 
weil  hieraus  keine  langete  Beziehung  zum  Lande  entsteht,  obsc 
es  anch  für  blosse  Beisende  nutzlich  ist,  irgend  eine  Ausweisscli 
für  ihre  Persönlichkeit  mit  sich  zu  tragen,  um  für  alle  möglic 
Vorkommnisse  damit  verseben  zu  sein.   BR  den  16.  Juni  1874,  No.  'c 

1331.  Auf  erfolgte  Anzeige  der  französischen  Botschaft,  ( 
eine  grosse  Anzahl  der  Immatrikulationsscheine,  die  den  franz 
scheu  Angehörigen  behufs  Niederlassung  und  Aufenthalt  in 
Schweiz  seitens  der  Botschaft  oder  der  französischen  Konsulate 
die  Dauer  von  zehn  Jahren  ausgestellt  werden,  zur  Zeit  abgelai 
seien,  machte  der  BR  die  Kantone  in  einem  Kreisschr.  vom  15.  F 
1884  auf  diese  Tatsache  aufmerksam  und  empfahl  denselben,  eil 
seiti  eine  BevtsiOD  der  Legitimationspspiere  aller  in  der  Schi 
wohnenden  Franzosen  und  deren  Familienangehörigen  zu  vei 
stalten  und  andrerseits  diejenigen  Personen,  die  nicht  nach  ^ 
Schrift  des  Art.  2  des  Niederlassungsvertrages  zwischen  der  Schi 
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rankreich  vom  23.  Febr.  1882 ')  legitimirt  sind,  zur  Beschaffung 
ger  Immatrikulationsscheine  für  sich  und  ihre  FamilieDaDge- 
n  anzuhalten. 

B  1384  I  261,  1885  II  723.  Vgl.  No.  470,  472,  47«  «. 

322.  Die  mit  der  Handhabung  der  Fremdenpolizei  betrauten 
Organe  können  die  Nachteile,  welche  dem  Schweiz.  Wohnort« 
em  langjährigen  Aufenthalt  deutscher  Beichsbürger  zu  er- 
en  droben  (§  21  des  Reiehsgesetzes  vom  1.  Juni  1870  über 
•Werbung  und  den  Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörig- 
Verlust  derselben  bei  zehnjährigem  nnunterbrochenem  Auf- 
t  im  Ausland),  von  Anfang  an  in  wirksamer  Weise  dadurch 
den,  daas  sie  diese  Personen  zur  Beibringung  giltiger  Legiti- 
ispapiere  anhalten  und  ihre  bezügliche  Niederlassungsbewilli- 
nicht  über  die  Dauer  der  Giltigkeit  dieser  Papiere  hinaus  er- 
en,  Massnahmen,  die  im  Interesse  einer  gehörigen  Fremden- 
ile  Überhaupt  allen  Ausländem  gegenüber  zur  Anwendung 
en  sollten.  Ausserdem  ist  mittelst  geeigneter  Vorkehren,  wie 
jlige  Revision  der  Ausweisschriften,  dafür  zu  sorgen,  dass  diese 
■e  rechtzeitig  wieder  erneuert  werden,  oder  die  deutseben  Staats- 
örigen  können  veranlasst  werden,  sich  in  die  Matrikel  des 
idigen  deutschen  Konsulates  in  der  Schweiz  eintragen  zu  lassen, 
[at  aber  ein  in  der  Schweiz  wohnhafter  Deutscher  aus  irgend 
Grunde  sein  deutsches  Staatsbürgerrecbt  verloren,  ohne  ein 
Heimatrecht  erworben  zu  haben,  so  ist  er  selbst  in  diesem 
noch  keineswegs  heimatlos,  indem  gemäs  Art.  7  des  Nieder- 
igsvertrages  vom  Jahre  1876*)  der  ursprüngliche  Heimatstaat 
lebtet  ist.  seine  vormaligen  Angehörigen  so  lange  wieder  zu 
ihmen,  als  sie  nicht  in  dem  andern  oder  in  einem  dritten 
;  angehörig  geworden  sind.  Wirkliche  Fälle  von  Heimatlosig- 
ntstehen  erst  dadurch,  dass  solche  Individuen  sich  in  der 
iz  verehelichen.  Das  deutsche  Reich  lehnt  es  ab,  in  solchen 
I  die  Ehefrau  oder  die  Kinder  zu  übernehmen,  unter  Berufung 
l,  dass  der  Ehemann  zur  Zeit  des  Abschlusses  der  Ehe  resp. 
eburt  der  Kinder  das  deutsche  Staatsbürgerrecbt  nicht  mehr 

Vgl  oben  fl.  S.  108,  Ziff.  8. 

Vgl.  die  gleiche  Bestimmang  in  Art.  8,  Abs.  2  dea  z.  Z.  geltenden 
lassungsvertragea  vom  31.  Mai  18l)0. 
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besessen  habe  und  aus  diesem  Grunde  nicht  in  der  Lage  gewesen 
sei,  diese  Nationalität  auf  Ehefrau  und  Kinder  zu  übertragen.') 

BR  im  B  1889  II  785,  III  202.  Vgl.  No.  518-5d0. 

1323«  Die  Uebereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  dem 
Grossherzogtum  Baden  vom  1.  Juli  1869,  betr.  die  wechselseitige 
Uebergabe  von  Gefangenen  (B  1869  III  696)  ist  weder  durch  den 
schweiz.-deutschen  Auslieferungsvertrag '),  noch  durch  den  schweiz.- 
deutschen  Niederlassungsvertrag')  ausser  Kraft  getreten;  keine  Be- 
stimmung dieser  Verträge  hat  Bezug  auf  das  genannte  Ueberein- 
kommen,  durch  welches  das  Verfahren  bei  dem  Transporte  und  bei 
der  Ablieferung  von  Gefangenen  zwischen  den  beidseitigen  Behörden 
geordnet  wird,  und  welches  nicht  nur  die  Fälle  der  Ablieferung  von 
Gefangenen,  deren  Auslieferung  nach  den  Grundsätzen  des  Ausliefe- 
rungsvertrages festgestellt  ist,  umfasst,  sondern  auch  die  Abliefe- 
rung anderer,  namentlich  die  Abschiebung  polizeilicher  Gefangener, 
so  dass  eine  solche  Ordnung  im  Interesse  der  Kantone  selbst  ange- 
strebt werden  mfisste,  wenn  sie  nicht  schon  bestünde. 

BR  den  24.  Mai  1877  in  üebereinstinimung  mit  der  Ansicht  des  badischen 
Ministeriums  gegenüber  der  Basler  Reg.,  B  1878  II  472. 

1324.  Der  Durchtransport  von  Fremden,  die  von  einem  aus- 
wärtigen Staate  ausgewiesen  worden  sind ,  und  die  über  Schweiz. 
Gebiet  transportirt  werden  sollen,  kann  nur  stattfinden,  nachdem 
die  Bewilligung  des  BR  eingeholt  und  die  Rückvergütung  der  Trans- 
portkosten zugesichert  ist.  Auch  ist  zur  Sicherung  des  eventuellen 
Rücktransportes  nötig,  dass  von  Seite  des  ausweisenden  Staates  ein 
Transportbefehl  mitgegeben  werde.  Behufs  der  Berechnung  der 
Kosten  kann  das  gleiche  Formular  benutzt  werden,  wie  es  zur 
Vollziehung  von  Auslieferungen  im  Transit  üblich  ist. 

BR  im  B  1873  IH  563,  1881  II  720.    Vgl.  oben  UI  S.  389,  VI ;  492—495. 


•)  Wenn  jedoch  den  Schweiz.  Behörden  gegenüber  in  allerdings  auf  irrtüm- 
licher Voraussetzung  beruhenden  amtlichen  Erklärungen  und  Zeugnissen  aus- 
drücklich die  deutsche  Nationalität  als  noch  bestehend  anerkannt  worden  ist, 
so  erklären  die  deutschen  Behörden,  nach  Entdeckung  des  Irrtums,  etwa  durch 
Ausstellung  sog.  «Uebemahmescheine  »  die  betr.  Ehefrau  und  Kinder  im  Falle 
ihrer  Ausweisung  aus  der  Schweiz  übernehmen  zu  wollen;  BR  im  B  1889  II 
787,  No.  36,  37. 

«)  Vgl.  oben  Hl,  S.  418,  Ziff.  7. 
3)  Vgl.  oben  II,  S.  118,  Ziff.  15. 
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Im  Jahre  1878  ist  in  der  Frage  des  polizeilichen  Ver- 
en  der  Schweiz  und  dem  Königreich  Baiern  ein  Ein- 
Iber  folgende  Pnnlite  lionstatirt  worden: 
reie  Cirkulation  der  Personen  ist  nicht  zu  beschränken, 
«i  der  Regel  sein  Verbleiben  haben,  wonach  von  den 
;i  ihrem  Uebertritt  über  die  Grenze  Auswetsschriften 
;t  werden. 

Vorschrift  von  Art.  7,  Abs.  3  des  Niederlassnngsver- 
>en  der  Schweiz  und  dem  deutschen  Reiche  vom  Jahre 
ine  polizeiliche  Zuweisung,  sofern  nicht  das  Heimat- 
uzuweisenden  durch  eine  noch  giltige  unverdächtige 
de  dargetan  ist ,  gegenseitig  nicht  stattfinden ,  bevor 
r  Uebernahmspflicht  erledigt  und  die  letztere  von  dem 
BÜe  ausdrücklich  anerkannt  ist. 
che,  würtembergische  und  österreichische  Staatsange- 
1  nicht  nach  Baiern,  sondern  müssen  direkt  an  die 
in' ihrer  resp.  Heimatstaaten  abgegeben  werden,  und 
'  solche  Individuen  nach  Baiern  instradirt  werden,  die 
ider  Linie  rückwärts  liegenden  dritten  Staate  angebü- 
I  sie  nicht  wol  anders  als  durch  bairisches  Gebiet  zu- 
en  können,  in  der  Meinung  immerhin,  dass,  wenn  ein 
iduum  von  dem  dritten  Staate  nicht  angenommen  würde, 
in  Ersatz  der  erlaufenen  Kosten  wieder  an  diejenige 
irde  zurückgeliefert  werden  könnte,  welche  den  Trans- 
net hat,  und  dass  ebenso  eine  Person,  deren  Heimat 
s  in  Baiern  gelegen  angenommen  und  die  auf  diese 
stutzt  nach  Baiern  abgeliefert  worden  wäre,  sobald  der 
ckt  und  nachgewiesen  würde,  wieder  an  die  betr.  Schweiz, 
iurückgebracht  werden  dürfe. 

letr.  Individuen  müssen  mit  der  nötigen  Kleidung  ver- 
inlich,  bezw.  geremigt  sein.  b  1879  ll  639. 

Das  von  einer  auswärtigen  Reg.  gestellte  Begehren, 
anweisenden  Personen  stets  mit  der  nötigen  Kleidung 
.  körperlich  reinlich  bezw,  gereinigt  übergeben  werdeu, 
BR  als  ein  voltkommen  gerechtfertigtes  sowol  ans 


e  gleiche  BesUmmtiiig  in  Art.  8,  Abs.  3  des  z.  Z.  geltenden 
rertrages  vom  81.  Mai  1890. 
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Gründen  der  Humanität,  wie  aus  Gründen  der  öffentlichen  Gesund- 
heitspflege. Derjenige  Kanton,  welcher  den  Transport  verursacht, 
hat  in  dieser  Beziehung  für  das  nötige  zu  sorgen  (vgl.  auch 
Art  11  des  schweiz.-deutschen  Niederlassungsvertrages  und  das  BGes. 
über  die  Kosten  und  die  Verpflegung  erkrankter  armer  Angehö- 
riger anderer  Kantone  vom  22.  Juni  1875). 

Kreisschr.  des  BR  vom  18.  April  1878,  B  1878  II  691,  1879  II  634. 

1327«  Ueber  das  von  den  innern  Kantonen  beobachtete  Ver- 
fahren bei  der  Abschiebung  von  Individuen,  die  auf  ihrem  Gebiete 
arretirt  worden  sind  und  behufs  ihrer  Heimschaflung  nach  der 
deutschen  oder  österreichischen  Grenze  gebracht  werden  sollen, 
äussert  sich  der  BR  in  einem  Kreisschr.  vom  18.  April  1878  unter 
Berufung  auf  Art.  102,  Ziff.  1,  8,  10  der  BV  folgendermassen : 

Nach  Art.  7,  Abs.  3  des  Niederlassungsvertrages  zwischen  der 
Schweiz  und  dem  deutschen  Reiche  vom  Jahr  1876  ')  soll  eine  polizei- 
liche Zuweisung,  sofern  das  Heimatrecht  des  Zuzuweisenden  nicht  durch 
eine  noch  giltige  unverdächtige  Heimat  Urkunde  dargetan  ist,  gegenseitig 
nicht  stattfinden,  bevor  die  Frage  der  Ueber nahmspfiicht  erledigt  und 
die  letztere  von  dem  pflichtigen  Teile  ausdrücklich  anerkannt  ist. 

Es  versteht  sich  daher  von  selbst,  dass  derjenige  Kanton,  welcher 
die  polizeiliche  Zuweisung  anordnen  will ,  d.  h.  derjenige,  welcher 
einen  Deutschen  in  Anwendung  des  Art.  7,  Abs.  1  des  erwähnten 
Niederlassungsvertrages ^)  ausgewiesen  hat,  oder  auf  dessen  Gebiet  ein 
solcher  arretirt  worden  ist,  ohne  daps  eine  gehörige  Heimaturkunde  vor- 
liegt, die  Korrespondenz  mit  den  heimatlichen  Behörden  betr.  die  Frage 
der  üebemahmspflicht  zu  führen  und  darum  auch  die  inzwischen  er- 
laufenden VerpfieguDgskosten  zu  tragen  hat,  zumal  nach  Art.  18  des 
BG  über  die  Heimatlosigkeit  vom  3.  Dez.  1850,  A.  S.  II  143,  Wolf 
1  153,  ausländische  Vaganten  ihrem  Heimatstaate  zuzuweisen  sind  und 
auch  nach  allgemeinen  polizeilichen  Grundsätzen  kein  Staat  oder  Kanton 
die  auf  seinem  Gebiete  aufgegriffenen  Landstreicher  einem  andern  Staate 
«oder  Kantone  heimlich  zuschieben  darf,  selbst  wenn  sie  aus  diesem 
Kanton  gekommen  wfiren  (vgl.  z.  B.  üllmer  No.  622,  628,  1225, 
1226,  1269,  1266,  1332,  1333).  Die  Kosten,  welche  aus  einem 
vorzeitigen  oder  unlegitimirten  Weitertransport  und  dadurch  veranlassten 


0  ^8^    ^6  gleiche  Bestimmung  in  Art.  8,  Abs.  3  des  z.  Z.  geltenden 
Niederlassmigsvertrags  vom  31.  Mai  1890. 

2)  Vgl.  die  entsprechende  Bestimmung  in  Art.  4  und  8,  Abs.  2  des  z.  Z. 
jreltenden  Niederlassungsvertrages  vom  Bl.  Mai  1890. 

IV  2 


•'.  •" 
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Rücktransport  entstehen  würden,  wären  daher  auch  von  demjenigen  Kan- 
ton zu  tragen,  welcher  jenen  Transport  angeordnet  hätte. 

B  1878  n  690,  1879  II  635,  638. 

Hiezu  bemerkt  die  Komm,  des  NB  zur  Prütung  der  Geschäfts- 
führung des  BR  im  Jahre  1878  in  ihrem  Bericht  vom  31.  Mai  1879 
(Bucher) : 

Der  Rücktransport  von  Bettlern,  Vagabunden  u.  s.  w.  hat  dann, 
wenn  dieselben  genügende  Baarschafi  zur  Bezahlung  der  Untersuchongs- 
uud  Verpflegungskosten  bei  sich  führen,  nicht  unentgeltlich  zu  geschehen. 

Eine  Bestimmung  der  Ünentgeltlichkeit  besteht  allerdings  aus  frü- 
herer Zeit  her  bezüglich  des  Transportes  Schweiz.  Heimatloser;  wir 
ünden  aber  keinen  Grund,  dieselbe  gegenüber  landesfremden  Vagabun- 
den, Bettlern  u.  s.  w.  anzuwenden,  sondern  halten  die  Polizeibehörden 
berechtigt,  die  ergangenen  Kosten  bei  denselben  zu  erheben,  wenn  sie 
sich  im  Besitze  der  erforderlichen  Mittel  befinden.  Erfahrungsgemää 
gibt  es  unter  solchen  Leuten  auch  solche,  die  die  Ausbeutung  des  Pu- 
blikums mit  einer  gewissen  Virtuosität  betreiben  und  im  Momente  der 
polizeilichen  Verhaftung  hinlängUche  Baarschaft  besitzen.    B  1879  II  761. 

1328«  Die  Schweiz.  Eisenbahnverwaltungen  vereinbarten  den 
9.  Juli  1881  folgende  zwei  vom  BR  den  2,  Nov.  1881  genehmigte 
Reglemente,  die  mit  dem  1.  Jan.  1882  in  Kraft  traten : 

1.  betr.   den  Transport  inländischer  Armen  auf  den  Schweiz. 
Eisenbahnen,  B  1881  IV  257; 

2.  betr.  die  Polizeitransporte  auf  diesen  Bahnen,  B  1881  IV  260. 
Indem  damit  der  den  6.  Juli  1881  unter  Leitung  des  BR  er- 
folgten Vereinbarung  der  Kantone  Bern,  Freiburg  und  Waadt,  wo- 
nach die  Polizeitransporte  künftig  ausscblieslich  durch  die  Eisen- 
bahnen vor  sich  gehen  sollten,  Rechnung  getragen  wurde,  war  auch 
der  Konflikt  zwischen  diesen  Kantonen  über  die  Frage  des  Va- 
ganten- und  Bettler-Transportes  erledigt. 

Ende  Mai  1881  hatte  nämlich  die  bernische  Polizeidirektion  die 
Anordnung  getroflen,  dass  an  den  Grenzposten  zu  Neuenegg  und 
Gümmenen  die  aus  den  Kantonen  Freiburg  und  Waadt  dahin  ge- 
brachten Vaganten  und  Bettler  nicht  mehr  abgenommen,  sondern 
zurückgewiesen  werden  sollten  und  hievon  nur  die  Signalisirten  und 
Ausgelieferten  ausgenommen  sein  sollten.  Der  Grund  zu  dieser 
Massregel  bestand  darin,  dass  ungeachtet  wiederholter  Mahnungen 
die  Kantone  Freiburg  und  Waadt  sich  geweigert  hatten,  die  Va- 
ganten und  Bettler  per  Eisenbahn  zu  transportiren,  vielmehr  den 
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lungern  und  für  den  Kanton  Bern  teurem  Transport  zu  f 
harrlich  beibehalteo  hatten. 

Der  Staatsrat  des  Kantons  Freiburg  beschwerte  sich  1 
beim  SR  mit  Berufung  auf  Art.  LS  und  19  des  BG  die  Hein 
keit  betr.  vom  3.  Dez.  1850  (A.  S.  II  143,  Wolf  I  153)  und 
Nachtragsgesetz  vom  24.  Juli  1867  (A.  S.  IX  85,  Wolf  I  1! 
nach  die  Kantone  verpflichtet  seien,  die  Vaganten  in  ihre 
m  transportiren.  Die  zwischenliegenden  Kantone  haben  si 
Pflicht,  diesen  Transport  auszuführen,  und  zwar  ohne  dass 
langen  küiinten ,  dass  der  Transport  per  Eisenbahn  au 
werden  soll.  Dem  Kanton  Freibui^  wäre  dies  absolut  nicht 
da  die  Eisenbahngesellse haft  Soisse-Occidentale  es  ablehne,  i 
clieo  Vergünstigungen  zu  bewilligen,  welche  die  meisten 
Eisenbahngesellschatlen  gewähren,  weil  sie  durch  das  Pflic 
zu  emer  solchen  Konzession  nicht  verpflichtet  sei.  Gleichzeil 
der  Staatsrat  des  Kantons  Freiburg  demjenigen  des  Kanton 
mit,  dass  einstweilen  keine  Vaganten  and  Bettler  im 
angenommen  werden  können,  und  dass  die  Grenzposten,  ai 
der  Weigerung  von  Bern,  angewiesen  worden  seien,  diese] 
rückzuweisen. 

Der  Staatsrat  des  Kantons  Waadt  protestirte  beim  BR  g 
Anordnungen  der  Reg.  der  Kantone  Bern  und  Freiburg  und  vt 
dass  Bern  und  Freiburg  eingeladen  werden,  ihre  Anordnung 
g:ängig  zu  machen.  Er  machte  gleichzeitig  die  Anzeige,  das 
Repressalie  den  befehl  gegeben  habe,  die  aus  den  Kanton 
und  Freiburg  kommenden  Bettler  und  Vaganten  so  lange  zi 
weisen,  als  die  Reg.  dieser  Kantone  auf  ihren  Massnahmen  h 
Der  Staatsrat  von  Waadt  machte  auch  demjenigen  von  C 
Mitteilung,  dass  bis  zu  diesem  Momente  an  den  Grenzen  ke 
Freiburg  und  Bern  bestimmten  Bettler  und  ^'aganten  abge 
werden. 

Da  dieser  Zustand  im  Interesse  der  ötfentlichen  Ordni 
Sicherheit  möglichst  bald  gehoben  sein  musste,  Hess  der 
Keg.  der  genannten  Kantone  eröffnen,  dass  er  es  sich  zui 
anrechne  und  auch  in  seiner  Kompetenz  liegend  betrachte 
Konflikt  zu  entscheiden.  Dabei  machte  er  sie  darauf  aufn: 
dass  nach  Art.  14  der  BV  die  Kantone  verpflichtet  seiet 
Streitigkeiten  unter  ihnen  vorfallen,  sich  jeder  Selbsthilfe 
halten  und  sich  stets  der  hundesgemässen  Entscheidung  zi 
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ziehen.  Darnach  stehen  alle  erwähnten  Verfügungen  im  Wider- 
spruche mit  den  Bestimmungen  der  BV.  Die  vorgenannten  EReg. 
wurden  daher  vom  BR  eingeladen,  diese  Verfügungen  aufzuheben^ 
in  der  Meinung,  dass  diejenige  R^g.,  welche  sich  über  das  bisanhin 
geübte  Verfahren  beschweren  zu  können  glaube,  ihre  Beschwerde 
gehörig  motivirt  beim  BR  anzubringen  habe,  worauf  der  BR  nach 
Anhörung  der  andern  beteiligten  Reg.  einen  sachgemässen  Ent- 
scheid geben  werde. 

Als  nun  der  Staatsrat  des  Kantons  Waadt  darauf  hinwies,  dass 
seine  Verfügung  nur  eine  Folge  des  Vorgehens  der  Reg.  von  Freiburg 
und  Bern  sei,  und  dass  er  dieselbe  aufheben  werde,  wenn  die  letz- 
tern die  ihrigen  zurückgenommen  haben  werden,  wurde  ihm  vom 
BR  erwidert :  die  Selbsthilfe  gegen  andere  Kantone  stehe  auch  dann 
mit  der  BV  im  Widerspruche,  wenn  sie  nur  zur  Abwehr  eintrete. 

Die  Reg.  von  Bern  suchte  ihr  Verfahren  zu  rechtfertigen  und 
stellte  die  Ansicht  auf,  dass  es  einem  Kanton  freistehe,  die  Land- 
streicher und  Bettler,  welche  ihm  von  einem  andern  Kanton  zum 
Weitertransport  übergeben  werden,  auf  seinem  Gebiet  einfach  zu 
entlassen;  es  sei  dies  lediglich  eine  Sache  seiner  innern  Admini- 
stration, die  keinen  andern  Kauton  berühre.  Diese  Auffassung  misbil- 
ligte  jedoch  der  BR.  Denn  ganz  abgesehen  von  den  Fällen  der  Aus- 
lieferung haben  sowol  die  Kantone  als  der  Bund  das  bundesver- 
fassungsmässige  Recht,  sowol  Bürger  anderer  Kantone  als  Fremde 
aus  ihrem  Gebiete  oder  aus  der  Eidg.  auszuweisen  (Art,  44,  45  und 
70  der  BV).  Dieselbe  Befugnis  ist  durch  die  internationalen  Ver- 
träge auch  fremden  Staaten  gegenüber  gesichert;  sie  kann  nicht 
dadurch  illusorisch  gemacht  werden,  dass  die  zwischenliegenden 
Kantone  die  Verbringung  in  den  Heimatkanton  oder  an  die 
Schweizergrenze  durch  Entlassung  unmöglich  machen. 

Der  BR  lud  nun  die  drei  Kantone  zu  einer  Konferenz  ein,  auf 
welcher  die  eingangserwähnte  Vereinbarung  zur  Beilegung  des  Kon- 
fliktes zu  Stande  kam.  B  1882  ll  431,  789,  917. 

1329.  Die  Kantone  St  Gallen  und  Zürich  sind  befugt,  die 
Annahme  von  Individuen,  die  polizeilich  aus  der  Schweiz  transpor- 
tirt  werden  sollen,  zu  verweigern,  wenn  nicht  dem  Transportbefehl 
eine  gehörige  Ausweisschrift  oder  ein  Anerkennungsschreiben  der 
Heimatbehörde  beigelegt  ist;  denn  die  auswärtigen  Polizeibehörden 
nehmen  die  Transporte  ohne  solche  Ausweise  nicht  an,  und  es  ist 
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:Sache  desjenisten  Kantons,  der  ein  auf  seinem  Gebiet  arretirt 
schriftenloses  Individuum  abschieben  will,  neue  Papiere  für  dassel 
oder  die  Anerkennung  seiner  Staatsangehörigkeit  zu  beschaffe 
isdem  den  (jrenzkantonen  nicht  zugemutet  werden  kann,  solche  ( 
sich  häufende  Transporte  anzunehmen,  die  zur  Abschiebung  nötig 
Korrespondenzen  zu  besorgen  und  Inzwischen  die  Kosten  der  V« 
pflegung  der  Individuen  zu  tragen. 

BR  gegenüber  der  Berner  Keg.  im  Jahre  1881.  B  1882  II  T! 

1330.  Die  Beschaffung  gehöriger  Legitimationspupiere  res 
die  Verantwortlichkeit  für  eine  vertragswidrige  Abschiebung  lie 
demjenigen  Kantone  ob,  welcher  ein  fremdes  Individuum  abschieb 
will. 

BR  im  Jahre  1885  die  Beschwerde  der  Reg.  von  Baaelatadt  gegenat 
Luzem  ftlr  begrOndet  erklärend.  Ein  von  Luxem  aus  nach  DeatscUand  t 
zuschiebendes  Individnum  wurde  von  der  deutschen  GrenzbehGrde 
St.  Ludwig  nicht  angenommen,  weil  ein  altes  Arbeiterbuch  nicht  : 
genügender  unverdächtiger  Ausweis  im  Sinne  dee  Art.  T  dea  Hied 
lasaungsvertrages  der  Schweiz  mit  Deutschla.nd  angeselten  werden  kenn 
Die  Reg.  von  Luzeru,  welche  einer  entsprechenden  Aufforderung  v 
Baselatadt  nicht  nachgekommen  war,  wurde  vom  BR  zur  Beechaffn 
gehöriger  Papiere  für  dieses  Individaum  angehalten,  B  1886  I  986. 

1331.  Im  Jahre  1882  ertiess  das  uidg.  Justiz-  und  Poliz« 
dep.  auf  Beschwerde  der  Reg.  von  firaubünden  an  die  beteiligt 
Kantone  die  Einladung,  die  polizeilichen  Transporte  von  Italienei 
velche  über  den  Gotthard  die  kürzeste  Route  haben,  in  Zukui 
nicht  mehr  zurückzuweisen. 

GraubUnden  beschwerte  sich  nämlich  darüber,  dass  Uri  c 
polizeilichen  Transporte  von  Italienern  zurückgewiesen  habe,  w 
durch  eine  Reise  von  drei  bis  vier  Tagen  verursacht  worden  s 
während  die  betr.  Individuen  auf  der  Gotthardbahn  leicht  in  eine 
Tage  nach  Italien  hätten  gelangen  können. 

B  1883  II  308.  Tgl.  jetzt  Uebereinkunft  der  Schweiz  nnd  Italien  über  d 
Polizeidienst  in  den  internationalen  Stationen  der  Gotthardbahn  zu  ChiM 
lind  Lnino  vom  16.  Februar  1881,  in  Krall  seit  1.  Auguat  1882,  A. 
n.  F.  V  5T7,  Wolf  11  949;  eine  Ausfahrungs Vereinbarung  hiezu  vc 
11.  Not.  1884,  A.  S.  n.  F.  VIII  65,  Wolf  II  952,  und  ein  diese  Erklaru 
erläuterndes  Kreissehr.  des  BR  TOm  21.  Febr.  1885,  B  183-1  I   414. 

1332.  Im  Jahre  1882  beschwerte  sich  die  ürner  Reg.  bei 
BK  über  das  Verfahren  der  Schwyzer  Behörden  bei  Ausführung  d 
polizeilichen  Transporte   auf  der  Gotthardbahn,   indem  in  dies< 
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Fällen  die  betr.  Individuen  erst  mit  dem  letzten  Bahnzuge  in  Altorf 
(nach  8  Uhr)  eintreifen  und  zwar  ohne  vorherige  Anzeige  und  ohne 
Begleiter,  welche  sie  vom  Bahnhof  an  die  Polizeistation  in  Altorf 
zu  fahren  hätten.  Durch  dieses  Verfahren  sei  die  Öffentliche 
Sicherheit  gefährdet,  indem  das  Bahnpersonal  sich  um  solche  Indi- 
viduen nicht  bekümmere,  sondern  dieselben  auf  freien  Fuss  setze. 

Der  BR  trat  auf  das  Begehren  des  Kantons  Uri,  eine  Kon- 
ferenz der  beteiligten  Kantone  anzuordnen  behufs  Regelung  der  i)0- 
lizeilichen  Transporte  auf  der  Gotthardhahn  nicht  ein,  denn  es 
handle  sich  um  ein  interkantonales  Verhältnis,  dessen  prinzipielle 
Regelung  eventuell  in  der  Kompetenz  des  BR  liege  und  daher  nicht 
wol  den  Beschlüssen  der  Mehrheit  einer  Konferenz  kant.  Abgeord- 
neter anheimgegeben  werden  könne. 

Der  BR  bemerkt  sodann  in  einem  Kreisschr.  vom  1.  Sept.  1883 
in  dieser  Angelegenheit: 

Uebrigens  darf  man  mit  vollem  Vertrauen  annehmen,  dass  die 
Kantone  allföUigen  direkten  Reklamationen  von  sich  aus  gerecht  werden, 
zumal  das  eigene  Interesse  gegenseitige  billige  Rücksichtnahme  erfordert. 
Solche  Reklamationen  werden,  nach  Ansicht  des  BR,  kaum  nötig,  wenn 
die  polizeilichen  Transporte  per  Kisenbahn  in  der  Weise  angeordnet 
werden,  dass  die  betr.  Individuen  am  gleichen  Tage  entweder  in  den 
Kanton  kommen,  dem  sie  zugeführt  werden  sollen,  oder  über  die  Schweiz. 
Grenze  gebracht  werden  können.  Bei  der  jetzigen  Entwicklung  der 
Eisenbahnen  kann  beinahe  in  allen  Fällen  nach  diesem  Grundsatze 
verfahren  werden.  Wenn  es  aber  tatsächlich  nicht  möglich  sein  sollte, 
so  wäre  dann  zu  erwarten,  dass  diese  Individuen  nicht  einfach  in  andere 
Kantone  übergesetzt  werden,  sondern  dass  sie  polizeilich  begleitet  und 
mit  gehörigen  Transportbefehlen  den  Behörden  dieser  andern  Kantone 
übergeben  werden,  welche  selbstverständlich  auf  allen  wichtigeren  Eisen- 
bahnstationen Polizeiposten  aufzustellen  haben. 

B  1883  III  519,  1884  II  780. 

1333.  Das  einfache  Abschieben  über  die  Grenze  hat  meistens 
blos  den  Erfolg,  dass  das  betr.  Individuum  auf  einem  andern  Punkte 
wieder  in  die  Schweiz  eintritt.  Es  kann  dies  zwar  nicht  unter 
allen  Umständen  verhindert  werden;  allein  solche  Personen  werden 
vor  der  Rückkehr  mehr  gewarnt  sein,  wenn  sie  vorher  gerichtlich 
bestraft  worden  sind,  zumal  wenn  Verweisung  aus  der  Schweiz  und 
Bekanntmachung  des  Urteils  damit  verbunden  werden. 


* 
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Was  die  Vaganten  und  Bettler  betrifft,  so  wird  es  von  den 
Umständen  abhängen,  inwiefern  eine  gerichtHche  Bestrafung  sicli 
rechtfertigt.  Gegenüber  solchen  Individuen  aber,  welche  mit  Ge- 
sandtschafts- oder  Eonsulatsausweisen  herumziehen,  während  die 
Frist  für  Beschaffung  gehöriger  Papiere  abgelaufen  ist,  sollte  mit 
allem  Ernste  verfahren  werden,  da  aus  ihnen  allmählig  jene  Indivi- 
duen sich  rekrutiren,  welche  sich  nicht  scheuen,  gefälschte  Papiere 
sich  zu  verschaffen. 

Kreisschr.  des  BR  vom  10.  Dez.  1879.  B  1879  III  1124,  1880  II  650.   Vgl. 
No.  1314. 

1334.  Auf  einer  Konferenz  kant.  Polizeidirektionen  in  Zo- 
fingen im  Jahre  1878  waren  bezüglich  des  Verfahrens  gegenüber 
Zigeunerbanden  und  herumziehenden  Tierführern  abweichende  An- 
sichten vertreten  worden.  Bern  und  Solothurn  wollten  solche  Ban- 
den beim  Eintritt  auf  ihr  Gebiet  unverweilt  in  derjenigen  Rich- 
tung, von  welcher  sie  in  den  Kanton  gekommen,  über  die  Grenze 
zurückführen,  der  Kanton  Aargau,  prinzipiell  mit  einem  solchen 
Verfahren  einverstanden,  wollte  jedoch  nicht  das  früher  betriebene 
Hin-  und  Herschieben  zwischen  den  Kantonen  wieder  aufkommen 
lassen. 

Der  Bß  erklärte  in  einem  Schreiben  vom  18.  April  1878  an 
die  Reg.  von  Aargau,  es  sei  zunächst  fraglich,  ob  die  Kantone 
vermöge  der  auf  ihrem  Gebiete  ihnen  zustehenden  Fremdenpolizei 
und  des  Rechtes  zum  Erlasse  polizeihcher  Verfügungen  über  die 
Ausübung  der  Gewerbe  auch  zu  solchen  Präventivmassregeln  kom- 
petent seien,  wodurch  ganze  Klassen  von  Angehörigen  fremder 
Staaten  von  ihrem  Gebiete  ferne  gehalten  würden.  Allgemein  sei 
zwar  bekannt,  dass  die  in  Frage  stehenden  Klassen  von  Fremden 
die  inländische  Bevölkerung  in  zudringlicher  Weise  belästigen  und 
ausbeuten,  und  dass  sie  überall  im  Verdachte  eines  unreellen  Ge- 
werbebetriebes, der  üebervorteilung  des  Publikums,  des  gewerbs- 
mässigen Bettels  und  nicht  selten  auch  der  Gefährdung  des  Eigen- 
tums stehen. 

Es  ist  allerdings  nach  Ansicht  des  BR  ein  unanfechtbares 
Recht  der  Kantone,  Zigeunern  oder  auch  anderen  Fremden,  die 
durch  Bettel  oder  Gefährdung  des  Eigentums  der  Bevölkerung 
lästig  fallen^  den  Aufenthalt  zu  verweigern  und  dieselben  dahin 
zurückzuweisen,  woher  sie  in   den   Kanton   gekommen  sind.    Es 
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entspringt  hieraus  für  den  Nachbarkantoa  kein  neues  Verhältnis, 
sondern  es  wird  lediglich  der  Zustand  hergestellt,  der  bestanden 
hat,  bevor  jene  Fremden  in  den  Kanton  kamen,  in  welchem  sie 
arretirt  wurden.  Da  es  aber  möglich  ist,  dass  sie  ohne  Wissen 
und  Willen  das  Gebiet  dieses  Nachbarkantons  betreten  und  passirt 
haben,  zumal  sie  oft  ganze  Nächte  reisen,  so  können  hieraas  für 
diesen  Kanton  Inkonvenienzen  entstehen.  Auch  kann  im  einzelnen 
Falle  zweifelhaft  sein,  ob  fr^liche  Personen  wirklich  durch  dieseu 
Kanton  gekommen  sind. 

Solchen  Inkonvenienzen  und  Zweifeln  wird  am  wirksamsten 
durch  die  Vorschrift  b^egnet,  dass  die  Kantone  keine  auf  dem 
polizeiliehen  Schübe  befindlichen  Personen  heimlich  auf  das  Gebiet 
eines  Nachbarkantons  setzen  oder  weisen  dürfen,  sondern  immer 
einer  Polizeibehörde  dieses  Kantons  zufuhren  lassen  und  den  Traos- 
portbefehl  mit  einem  Protokoll  oder  einer  Verfügung  der  auswei- 
senden Behörde  begleiten  müssen,  woraus  der  Grund  der  Wegwei- 
sung ersichtlich  ist,  damit  die  Behörden  dieses  letztem  Kanton.'^ 
(Jelegenheit  erhalten,  allfällige  Zweifel  sofort  aufzuklären  ond  zu 
entscheiden,  oh  sie  nun  freiwillig  Duldung  gewähren  oder  die  betr. 
Personen  auch  ihrerseits  dahin  abgeben  wollen,  woher  sie  gekom- 
men sind,  in  welchem  Falle  sie  gleichfalls  in  der  oben  angegebeneu 
Weise  gegenüber  dem  folgenden  Kanton  zu  verfahren  haben. 
Bei  diesem  Verfahren  kann  jeder  Kanton  handeln,  wie  er  es  für 
gut  findet,  und  da  er  nach  eigenem  Entschlösse  handelt,  so  kann  er 
sich  über  niemanden  beklagen;  auch  wurden  selbstverständlich  die 
gefürchteten  kant.  Hetzen  ausbleiben. 

Das  heimliche  Zuschieben  ist  auch  durch  das  BG  über  die  Hei- 
matlosigkeit, A.  S.  II  143,  Wolf  I  153  (Art.  18,  19  vom  3-  Dez. 
1880)  ausdrücklich  untersagt.  Hienach  müssen  ausländische  Land- 
streicher ihrem  Heimatstaat  zugeführt  werden.  Es  ist  daher  wol 
zulässig,  dass  polizeilich  aufgegriffene  Individuen  dahin  gewiesen 
werden,  woher  sie  gekommen  sind,  aber  es  darf  nicht  durch  ein- 
faches Abschieben  über  die  Grenze  geschehen,  sondern  durch  Debei- 
gabe  an  die  Polizei  und  zu  Händen  des  Heimatortes. 

B  1879  It  635.  760 

1333.  Auf  einer  Konferenz  mehrerer  kant.  PoUzeidirektioneD, 
die  im  Juli  1887  in  St.  Gallen  stattgefunden  bat,  wurde  die  Abrede 
getroffen,  künftig  die  Zigeuner  am  Betreten  des  Schweiz.  Gebietes 
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zu  verhiodern  und  diesen  Grundsatz  durch  bestimmte  und  s 
Befehle  an  die  polizeilichen  Organe  zu  verwirklichen. 

B  1888  II  829.  Vom  BR  best&tigrt  im  Jahre  1888;  überdies  wies  d 
Zolldep.  das  Grenz wachperBonal  im  Et  SchaEThaueen  an,  Zigeuoerl 
<lie  aus  dem  Grosaherzogtam  Baden  kommend,  in  die  Schweiz 
dringen  verBachen,  aufzuhatten  und  von  sich  axus  Ober  die  Grenze 
zuweisen,  oder  wenn  dies  nicht  mßglich  sein  sollte,  die  kant.  Fol 
anziehen  nnd  derselben  Beihilfe  zu  leisten.  B  18S9  II  780. 

1336.  Die  Bestimmung,  dass  die  Zigeuner  auf  dem  küi 
Wege  nach  der  Grenze  znrilckgewiesen  werden  müssen,  stf 
Widerspruch  mit  der  vom  BR  sanktionirten  Praxis,  wonai 
HUckschob  in  deDjeaigen  Eanton  oder  Staat  erfolgen  mns: 
welchem  die  zurückzuschiebenden  Personen  eingedrungen  sind, 
unter  Umständen  kann  sogar  verlangt  werden,  dass  der  Ruci 
auf  demselben  Wege  erfolgen  muss,  damit  der  Ort  des  Ei 
aus  dem  rückliegenden  Staate  ermittelt  wird,  da  im  Falle  de 
fliktes  mit  einem  auswärtigen  Staate  die  Rücknahme  nur  an  < 
letztern  Ort  verlangt  werden  kann. 

BR  den  11.  Janaar  1881  die  Genehmigung  des  Beschlusses  einer  Kc 
von  Polizei  vorständen  verschiedener  Kantone  ablehnend,  unter  ac 
lieber  Anerkennung  der  Kompetenz  der  Kantone,  sich  in  Fragen 
dem  Polizei,  wie  z.  B.  des  polizeilichen  Transportas,  aber  ein  einhi 
Verfiüiren  zu  verständigen,  B  1882  II  792. 

1337.  Im  Jahre  1882  wurde  vom  eidg.  Justiz-  und  P 
dep.  die  Einfrage,  ob  in  Folge  des  Zusatzprotokolles  vom  21 
1881  zu  dem  Niederlassungsvertrage  mit  Deutschland')  die  deu 
Grenzbehörden  verpflichtet  seien,  ihre  bisherige  Gewohnheit 
geben,  wonach  sie  die  ihnen  zugeführten  Bettler  und  Vagante 
fach  laufen  Hessen,  so  dass  diese  wieder  nach  der  Schweiz  zi 
kehren  konnten,  beantwortet  wie  folgt: 

Sowol  der  Niederlassungsvertrag,  als  auch  das  erwähnte 
koll  haben  nur  den  Zweck,  die  internationale  äeite  des  Verhi 
ses  zu  ordnen,  d.  h.  das  Verfahren  klar  zu  stellen,  welches  beobi 
werden  soll,  um  das  zweifelhaft  gewordene  Heimatrecht  der  E 
in  den  beiden  Staaten  festzustellen  und  dieselben,  wenn  es 
sein  sollte,  in  richtiger  Form  dem  Heimatstaate  zuzußihren. 

■)  Tgl.  A.  S.  n.  F.  VI  273.  Dieses  Znsatzprotokoll  ist  gemäa  dem 
des  8clilnasprot«kolb  zum  Niederlasssungsvertrag  vom  31.  Hai  1890  nicht 
Wirksamkeit  gesetzt  werden,  A.  S.  n.  F.  2  S.  I  521, 
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I  ist  darüber,  was  der  Heimatstaat  mit  den  ihm  zu- 
Q  lodiTidaeD  anfaDgeii  soll,  nichts  bestimmt  und  bat 
bestimmt  werden  könneii,  weil  der  Heimatstaat  völlig 
ihm  gut  scheinende  Verfahren  anzuwenden, 
leutschen  Keiche  kein  GemeindebUrgerrecht  besteht,  sn 
1er  Schweiz  abgeschobene  Preusse  oder  Sachse  sogleich 
leimatlande ,  sobald  er  auf  badischem  oder  bairischem 

w.  sich  befindet,  und  die  Schweiz.  Behörden  können 
^en,  dass  die  badischen  oder  bairischen  Behörden  jeae 
ach  Prenasen  oder  Sachsen  transportiren.  Es  ist  aller- 
h,  dass  solche  Individuen  bald  wieder  auf  Schweiz. 
;kkehren;  allein  es  bleibt  in  diesem  Falle  nichts  an- 

als  dass  hier  die  Strenge  des  Gesetzes  gegen  sie  aa- 
rd.  Eine  gut  entwickelte  Polizeigesetzgebung  wird  dem 
nötigen  Hilfsmittel  an  die  Hand  geben. ') 
weiz.  Grenzkantone  befinden  sich  mit  Bezug  auf  die 
eutschland  zugeschobenen  Schweizer  allerdings  in  einer 
!;  aber  wenn  sie  es  vorziehen,  den  aus  Deutschland 
hobenen  Berner  nach  Bern  zu  transportiren,  statt  ihn 
:e  laufen  zu  lassen,  so  tan  sie  das  offenbar  weniger  aus 
für  Deutschland,  als  Vielmehr  in  ihrem  eigenen  Interesse, 
)n  einer  Last  befreit  und  die  Pflichten  des  Heimat- 
sam  werden.  B  1888  II  8U. 


2.  Kapitel. 

Verpfle^ujiK  und  Beerdigun/]^  armer  Persoueii. 

Das  BGes.  über  die  Kosten  der  Verpflegung  er- 
krankter und  der  Beerdigung  verstorbener  armer 
Angehöriger  anderer  Kantone  vom  22.  Juni  1875. 

BG  über  die  Kosten  der  Verpflegung  erkrankter  und  der  Beerdigung  verstor- 
bener armer  Angehöriger  anderer  Eantene  vom  22.  Juni  1875,  A.  S.  n.  F» 
I  743,  Wolf  I  155.  —  Botsch.  des  BR  und  Entw.  dieses  BG  vom  2.  Juni 
1875,  nebst  Auszügen  aus  den  kant.  Berichten,  B  1875  III  251,  II  255, 
1877  II  85. 

1338.  Seit  dem  16.  Nov.  1865  besteht  ein  Konkordat  betr. 
die  gegenseitige  Vergütung  von  Verpflegungs-  und  Begräbniskosten 
für  arme  Angehörige.  Diesem  Konkordat  waren  16  Kantone  bei- 
getreten, A.  S.  VIII  820,  894.  Die  BV  des  Jahres  1874  will  diese 
Materie  auf  dem  Wege  der  BGesetzgebung  geregelt  wissen,  Art.  48; 
sie  spricht  sich  jedoch  nicht  darüber  aus,  ob  das  BG  auf  der  Basis 
der  Rückvergütung  der  Kosten  oder  auf  dem  entgegengesetzten 
Prinzipe  beruhen  soll.  Auf  Anfrage  des  BR  erklärten  sich  15  Kan- 
tone für  den  bereits  vom  genannten  Konkordat  sanktionirten  Grund- 
satz der  gegenseitigen  Rückvergütung  der  ausgelegten  Kosten  für 
Verpflegung  und  Beerdigung  armer  Angehöriger  eines  Kantons,  die 
in  einem  andern  Kanton  krank  werden  oder  daselbst  sterben,  nur 
7  Kantone  sprachen  sich  für  den  Grundsatz  der  ünentgeltlichkeit 
aus. 

Mit  verschiedenen  Staaten  hatte  die  BBehörde  namens  der 
jeweils  beitretenden  Kantone  Vereinbarungen  über  diese  Materie 
getrofl'en.  Nicht  alle  diese  Verträge  stehen  auf  dem  gleichen  Stand- 
punkte; die  grössere  Zahl  derselben  setzt  allerdings  Unentgeltlich- 
keit fest.*) 

Der  BR  legte  nun  den  2.  Juni  1875  in  Ausführung  des  Art.  48 
der  BV  der  BVers.  den  Entw.  eines  BGes.  über  die  Kosten  der 


«)  Vgl.  No.  1848, 
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n  erkrankteo  nad  der  Beerdigung  von  verstorbenen 
igen  anderer  Kantone  vor,  welcher  auf  dem  Boden 
clikeit  stebt.    Die  fiVers.  nahm  den  22.  Juni  diesen 
tz  an;  das  BGes.  trat  den  1.  Nov.  1875  in  Kraft, 
itont  in  seiner  Botsch.  Folgendes: 

der  BR  für  einige  Kantone  (wie  Genf,  Baselst&dt)  Aif' 
is  sie  aaf  die  Beibehattnng  des  Systems  der  Rüctcver- 
icht  verkennt,  so  muss  er  doch  finden,  dass  das  Prinsip 
L  Armenpflege  za  der  ganzen  Entwicklung  der  schweiz- 

passt,  dass  es  immer  mehr  an  Boden  gewinnt  nnd  die 
ing  desgelben  nur  eine  Frage  der  Zeit  ist.  Bei  dieser 
9  unpassend,  das  Gesetz  auf  einen  Boden  zn  stellen,  der 
!eit  verlassen  werden  muss.  Anch  die  Einwendung,  dass 
dem  Systeme  der  BUckvergütang  besser  verpflegt  werden. 

Erfahrnngen  in  den  Kantonen,  welche  der  Unentgelt' 
Q,  widerlegt.  Femer  fällt  der  Umstand  ins  Gewicht, 
.  das  vom  BK  vorgeschlagene  Gesetz  die  Zustimmung  der 
t,  dadurch  die  Organisation  des  Krankenwesens  in  den 
ilterirt  wird;  es  können  die  aufgestellten  Grundsätze  ganz. 
kant.  Armeiigesetzgebung  besteben,  die  auf  dem  Heimat- 
las  BGes.  mischt  sich  nicht  in  die  Regelung  des  Ärmen- 
befasst  sich  nur  mit  den  an sna  hm s weisen  Fallen,  wo  die 

Rücktransport   verbietet,    oder   mit    ansaerordeatüchen 

bleibt  also  den  Kantonen  ganz  anheimgestellt,  zn  be- 
lie  Unterstützungspflicht  auf  ihrem  Gebiete  obliege,  und 
'gelassene  und  Aufenthalter  zu  verfahren  sei,  die  dauernd 
igspflicht  anheimfallen.  B  1875  III  26a. 

BO  vom  22.  Juni  1875  ist  das  Konkordat  vom 
lufgehoben  1) ;  der  Beffeis  liegt  vorab  in  der  Botsch. 
G  und  in  Art.  48  der  BV,  zu  dessen  Vollziehung 
m  worden  ist.  Eine  hierauf  bezügliche  Streitfrage 
I    durch   das  BGer.    zu   entscheiden,    Art.  59    des 

und  Polizeidep.  auf  ergangene  Anfrage  im  Jahre  1880.    B 


bung  erfolgte  jedoch  nur  für  den  interkantonalen  Verkehr. 
ae  Konkordatsrecht  zum  internen  Recht  gemacht,  bo  bleibt 
nalet  Recht  auch  anter  der  Herrschaft  des  BG  vom  2i.  Juni 
B  gilt  z.  B.  für  Graubünden,  vgl.  GraubUndens  A.  S.  1881  ff- 
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1139.  Infolge  wiederholter  Beschwerden  über  rücksichtslose 
Krankentransporte,  namentlich  auch  infolge  von  Beschwerden  da- 
rüber, dass  die  Abschiebung  erkrankter  mittelloser  Aufenthalter 
ohne  Voranzeige  an  die  Heimatbehörde  vor  sich  gehe,  sah  sich  der 
BR  veranlasst,  den  25.  Juni  1877  ein  Ereisschr.  an  die  eidg.  Stände 
zu  richten,  in  welchem  er  betont,  dass  er  es  für  angemessen  erachte^ 
sämtlichen  KReg.  ein  einheitliches  Verfahren  zu  empfehlen;  der 
BR  bemerkt : 

Das  BG  vom  22.  Juni  1875  sagt  über  die  Art  des  Krankentrans- 
portes nichts.  Ebensowenig  kann  die  in  Art.  45  der  BV  vorgeschriebene 
Voranzeige  auch  auf  die  Heimschaffang  armer  kranker  Aufenthalter 
und  Durchreisender  bezogen  werden ;  denn  Art.  45  der  BV  bezieht  sich 
ausschlieslich  auf  Niedergelassene. 

Dennoch  kann  aus  den  im  Art.  1  des  BG  enthaltenen  Worten 
<  und  deren  Bückkehr  in  den  Heimat  kan ton  ohne  Nachteil  für  ihre  und 
anderer  Gesundheit  nicht  gefichehen  kann  »  geschlossen  werden,  dass  alle 
diejenigen  Vorkehrungen,  die  zu  einem  unschädlichen  Krankentransporte 
gehören,  als  in  der  Pflicht  der  abschiebenden  Behörde  liegend  voraus- 
gesetzt werden. 

Als  eine  solche  unentbehrliche  Vorkehrung  darf  aber  die  Voranzeige 
an  die  geeigneten  polizeilichen  Behörden  betrachtet  werden,  damit  der 
K  anke  sicher  sei,  auf  den  Zwischenstationen  und  am  Bestimmungsorte 
die  geeignete  Aufnahme  sofort  zu  finden. 

Dieses  Verfahren  wird  schon  durch  die  Grundsätze  allgemeiner 
Menschlichkeit  vorgeschrieben  und  liegt  besonders  im  Geiste  freundeidge- 
nössischer Gesinnung  begründet. 

Die  kant.  Behörden  sollen  daher  kranke  Angehörige  anderer  Kan- 
tone nie  anders  als  nach  den  nötigen  Voranzeigen  an  die  geeigneten 
polizeilichen  Behörden  des  Heimatkantons  und  der  Zwischenstationen 
fortschaffen.  B  1877  III  279,  1878  II  57K 

1340.  Ueber  die  Auslegung  des  Art.  3  des  BG  vom  22.  Juni 
1875  waren  im  Jahre  1878  auläslich  eines  Spezialfalles,  in  welchem 
es  sich  um  die  Kosten  der  Verpflegung  eines  Luzerners  durch  den 
Kanton  Aargau  handelte,  zwischen  den  Reg.  der  Kantone  Aargau 
und  Luzern  Anstände  entstanden.  Der  BR  erklärte  den  31.  Jan. 
1879  die  Beschwerde  des  Kts.  Aurgau  für  begründet ')  und  lud  die 


»j  Die  Kompetenz  des  BR  zur  Entscheidung  der  Beschwerde  war  unter 
ilen  Parteien  nicht  streitig;  dies  genügt  jedoch  nicht,  um  dem  BB  eine  ihm 
nicht  zustehende  Entscheidungsbefugnis  zu  verschaffen,  vgL  oben  No.  172»  178» 
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uzerD  ein,  die  von  Aargau  reklamirte  Summe  auf  dem 
t  scheinenden  Wege  bei  dem  Pflichtigen  erheben  za 
dieselbe  an  die  Reg.  von  Aargau  zu  verabfolgen;  die 
Entscheidung  des  BR  sind  folgende : 
i  vom  22,  Joni  1875  legt  jedem  Kanton  die  Pflicht  auf. 
>rgea,  dass  anbemittelten  Angehörigen  anderer  Kantone, 
inken  und  deren  Rdckehr  in  den  Ueimatk&nton  olme  Nach- 
oder anderer  Gesvmdheit  nicht  geschehen  kann,  die  erfor- 
!ge  und  ärztliche  Besorgung  zu  Teil  werden,  und  bestimmt 
T  Kosten,  dass  ein  li^rsatz  dei-selben  u'ir  dann  beansprucht 
ne,  wenn  er  vom  Hilfsbedürftigen  selbst  oder  von  andern 
ch  Verpflichteten  geleistet  werden  kann.  In  einem  solchen 
ie  Behörden  des  Heimatkantons  verpflichtet,  Hand  zu  bieten, 
:h  billigen  Ansätzen  gestellte  Eecbnung  bezahlt  wird. 
BG  stimmt  fast  wörtlich  mit  den  Konventionen  tlberein, 
dieselbe  Materie  zwischen  der  Schweiz  und  einer  Reihe  von 
n  Staaten  abgeschlossen  worden  find  und  in  Kraft  stehen. 
on  Kostenersatz  wird  im  internationalen  Verkehr  daa  Ver- 
Etcbtet,  dass  die  Reklamation  auf  diplomatischem 'Wege  dem 
telt  und  von  diesem  dem  betr.  Kantone  zugewiesen  wird, 
QU  über  die  Ersatzpflicht  und  die  Kosten  liinigung  besteht 
eilt  ist,  den  Pflichtigen  Kur  Zahlung  veranlasst  und  der  le- 
aus  wart  igen  Staatsbehörde  die  Summe  übermittelt. 
1  zwischen  Aargau  und  Luzern  waltenden  Anstände,  hei 
ich  um  Einziehung  eines  grundsätzlich  anerkannten  Ersatzes 
11t  sich  die  Reg.  von  Luzern  auf  den  Standpunkt,  dass  sie 
sehen  Gemeinderat ,  welcher  den  in  seiner  Gemeinde  er- 
izernerbürger  Srztlich  behandeln  und  verpflegen  Hess,  bezw. 
1  Aargau  für  die  Einbringung  der  ergangenen  Koston  von 
flichtig  ErklSrten  auf  den  Betreibungsweg,  eventuell  den 
verweist,  indem  sie  geltend  macht,  es  unterscheide  sich  die 
"ür  aufgewendete  Awt-  und  Verpflegungakosten  in  nichts 
äwöhnlichen  privat  rechtlichen  Forderung,  und  es  iuUs3e  daher 
anten  überlassen  werden,  ihre  Forderung  selbst  auf  dem 
Q,    d.  h.    gerichtlichen  Wege    zu    betreiben    und    liquid    zn 

ifl'asäung  miskennt  die  Natur  der  in  Frage  stehenden  Forderung 
Widerspruch  mit  dem  Gesetze  und  der  internationalen  Praxis, 
ng  ist  nicht  eine  gewöhnliche,  auf  dem  Boden  der  Freiwil- 
indene  privatrechtliche  Forderung,  sondern  eine  solche  Bffent- 
lier  Natur,  hervor^gangen  aus  einer  Leistung,  welcher  sich 
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die  aaj;gauiscbeu  Behörden  nicht  entziehen  durften.  Das  66  schreibt 
vor,  dass  die  BeliQrden  des  Heimatkaatona  Hand  zu  bieten  haben,  dass 
die  nach  billigen  Ansätzen  gestellte  Rechnung  bezahlt  wii'd.  Wenn  die 
Rej;.  von  Lnzem  geltend  macht,  dass  anter  der  BehOrde  des  Heimat- 
kantons nicht  aosschlieslich  nur  die  Adminietrativbehörde  zu  verstehen 
sei  und  das  <  Handbieten  >  eben  darin  bestehe,  dass  der  Heimatkanton 
für  die  auswärts  entetandenen  Forderungen  den  Rechtsweg  bei  ihm 
öffne,  so  ist  dagegen  zu  bemerken,  dass  dieser  Rechtsweg  kraft  Veif. 
and  Gesetz  ohneJies  offen  steht,  und  dass  das  ausdrücklich  vorgeacbiie- 
bene  *  Handbieten  der  Behörden  des  Heimatkantons  >  für  Einbringung 
von  Kosten,  welche  auf  dem  Boden  des  in  Frage  stehenden  B6  ent- 
üt^nden  sind,  jedenfalld  etwas  anderes  und  mehreres  sagen  will,  als  die 
Heg.  von  Luzem  anzonebmen  scheint.  Ihre  Aufiassang  widerstreitet 
der  Praxis,  insofern  noch  von  keinem  Kantone  Reklamationen  anderer 
Staaten  fiir  VerpSeguug  und  Arztkasten  einfach  auf  den  Rechtsweg  ge- 
wiesen worden  sind. 

Das  <  Haodbieten  der  Behörden  des  Heimatkantons  >  darf  im  kan- 
tonalen Verkehr  anter  der  Herrschaft  der  gleichen  Besttmmangen  kein 
geringeres,  beschränkteres  sein  als  im  internationalen  Verkehr.  Haben 
»ich  in  einem  Falle  von  Restitution  von  V erpfleg ungskosten  die  Reg. 
des  reklamirenden  und  des  angesprochenen  Kantons  über  Eintreten  der 
Ersatzpflicbt  und  fiber  die  zu  ersetzende  Summe  geeinigt  oder  bat  im 
Streitfalle  der  Bß  dartlber  entschieden,  so  ist  es  Sache  der  Reg.  des 
Heimatkantons,  auf  dem  Wege,  den  sie  als  zweckmässig  und  zulässig 
erachtet,  die  Bezahlung  der  festj^esetzten  Summe  zu  veranlassen. 

B  1880  n  29,  1879  II  178. 

1341.  Im  Jahre  1883  wies  der  BB  eine  Beschwerde  der  St. 
lialler  Reg.  gegen  diejenige  von  Luzera  wegen  Zuscbiebung  eines 
krankeu  Siidtyrolers  als  unbegründet  ab'),  ebenso  das  Begehren  der 
Beschwerdefiihrerin,  dass  die  Luzerner  Keg.  auf  Gruud  des  BG  vom 
22.  Juni  1875  angehalten  werde,  dem  Kanton  St.  Gallen  die  aus 
jener  Zuschiebung  erwachsenen  Kosten  zu  ersetzen.  Der  BR  zog 
in  Erwägung: 

Unbestrittenermassen  war  der  betr.  Kranke  schon  lange  Zeit 
chronisch  lungenkrank,  als  er  den  27.  April  1883  bei  einem  akuten 
Anfall  dieser  Krankheit  mit  leichtem  Fieber  in  den  Ortsbürgerspital 
von  Luzern  aufgenommen  wurde.  Laut  Bericht  der  Spitalärzte  von 

')  Vgl.  Aiim.  zu  No.  1340;  No.  174. 
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Luzern  war  der  Patient,  obwol  selbstverständlich  dessen  chronisches 
Lungenleiden  fortbestand,  vom  29.  April  an  fieberfrei.  Am  2.  Mai 
wurde  er  nach  St.  Gallen  übergeführt  und  musste  am  3.  Mai  in 
den  dortigen  Spital  aufgenommen  werden,  wo  seine  Untersuchung 
durch  den  Spitalarzt[^eine  akute  Entzündung  beider  Lungenspitzen 
ergab.  Der  ärztliche  Bericht  von  Luzern  sagt  bestimmt,  der 
Kranke  sei  am  2.  Mai,  weil  nicht  mehr  akut  krank,  transportfähig 
gewesen,  während  die  St.  Galler  Aerzte  behaupten,  es  sei  der- 
selbe dazumal  nicht  transportfähig  gewesen,  weil  die  akute  Krank- 
heit schon  dazumal  existirt  haben  müsse.  Es  stehen  sich  somit 
zwei  ärztliche  Gutachten  gegenüber.  Da  nun  ein  Grund  nicht  be- 
steht, dem  Befund  der  Luzerner  Aerzte  keinen  Glauben  zu  schen- 
ken, so  muss  angenommen  werden,  der  Zustand  des  Patienten  sei  am 
2.  Mai  der  Art  gewesen,  dass  derselbe  als  transportfähig  habe  erklärt 
werden  dürfen,  obwol  es  allerdings  vorsichtiger  hätte  sein  mögen, 
denselben,  um  diesfalls  sicher  zu  sein,  behufs  weiterer  Beobachtung 
noch  einige  Tage  im  Spital  von  Luzern  zu  behalten.  Der  akute 
Krankheitsanfall  dagegen,  den  die  St.  Galler  Aerzte  am  3.  Mai 
konstatirten,  kann  gar  wol  auf  der  Beise  von  Luzern  nach  St  Gallen 
entstanden  sein;  aber  es  musste  derselbe  nicht  notwendig  in  Folge 
des  Transportes  eintreten,  obschon  in  dem  chronischen  Leiden  des 
Reisenden  die  Disposition  hiezu  gegeben  sein  mochte.  Die  Anord- 
nung einer  ärztlichen  Oberexpertise  erschien  ohne  weiteres  unnütz, 
da  es  sich  um  den  Entscheid  über  zwei  verschiedene  ärztliche  An- 
sichten handelte,  bezüglich  deren  das  Objekt  nicht  mehr  in  dem 
Zustande  vorhanden  war,  wie  zur  Zeit  der  Abgabe  der  beiden  Be- 
richte. B  1884  II  21,  939. 

1342.  Bei  Anordnung  des  Transportes  von  Geisteskranken 
muss  mit  grösserer  Vorsicht  verfahren  werden  als  bei  Transporten 
von  körperlich  Kranken.  In  beiden  Fällen  jedoch  muss  schon  beim 
ersten  Auftauchen  von  Krankheitserscheinungen  ärztliche  Unter- 
suchung angeordnet  werden,  und  jedenfalls  muss  dem  Transport- 
befehle stäts  ein  ärztliches  Zeugnis  beigelegt  werden,  damit  die 
Behörden  anderer  Kantone  und  Staaten  sogleich  orientirt  sind,  bis 
zu  welchem  Grade  die  Krankheit  gediehen  ist.  Ohne  volle  Sicher- 
heit für  den  Kranken  und  das  Publikum  darf  kein  solcher  Trans- 
port angeordnet  werden.  BR  im  B  1880  ll  650. 
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1343.  unter  der  Herrschaft  der  BV  des  Jahres  1848  konnte 
die  gegenseitige  Verpflichtung,  sich  der  Hilfsbedürftigen  anzuneh- 
men, von  Seite  der  Schweiz  gegenüber  einem  auswärtigen  Staate 
nicht  anders  eingegangen  werden,  als  unter  ausdrücklicher  und 
förmlicher  Zustimmung  der  kant.  Reg.  So  hatten  die  Kantone  Bern, 
Schwyz,  Zug,  Graubünden,  Tessin,  Waadt,  Neuenburg  und  Genf 
bereits  im  Jahre  1857/1858  diese  Verpflichtung  gegenüber  Oester- 
reich  übernommen.  Unter  der  Herrschaft  der  BV  von  1874  ist  je- 
doch die  diesfällige  Kompetenz  offenbar  an  die  Eidg.  übergegangen. 
Da  Art.  48  der  BV  diese  Materie  m  die  Befugnisse  des  Bundes 
gelegt  hat,  soweit  es  sich  um  die  Unterstützung  von  Kanton  zu 
Kanton  handelt,  nahm  der  BR  keinen  Anstand,  die  Sache  so 
aufzufassen ,  dass  es  sich  auch  für  internationale  Verhältnisse 
gleicher  Weise  verhalte.  BR  im  B  1875  IV  1153. 

In  Folge  dieser  Auffassung  sind  von  der  Schweiz  mit  folgenden 
Staaten  Bestimmungen  über  unentgeltliche  Verpflegung  und  Beerdi- 
gung in  Krankheits-  und  Unglücksfällen  vereinbart  worden: 

1.  Italien.  Erklärung  zwischen  der  Schweiz.  Eidg.  und  dem 
Königreich  Italien  betr.  gegenseitige  unentgeltliche  Verpflegung  anner 
Erkrankter  vom  6.  und  15.  Okt.  1875,  A.  S.  n.  F.  I  745,  Wolf  II 
485.  Diese  Erklärung  liat  der  BR  namens  der  Schweiz  abgegeben, 
vgl.  No.  279,  oben  I  S.  440.  Diese  Erklärung  vom  6.,  15.  Okt.  1875 
tritt  an  Stelle  der  Vereinbarung  der  Kantone  mit  Italien  vom  2.,  7.  Juni 
1856,  in  welcher  die  unentgeltliche  Verpflegung  festgesetizt  war,  sofern 
weder  die  Erkrankten  selbst,  noch  ihre  Familien  im  Stande  sind,  die 
betr.  Kosten  zu  tragen,  UUmer  No.  1218;  vgl.  Kreisschr.  des  BR 
vom  6.  Juni  1856,  B  1861  I  140,  Rücktritt  des  Kantons  Zug  vom 
26.  Dez.  1866,  A.  S.  VIII  893;  Materienregister  zu  den  11  Bänden  der 
eidg.  Gesetzsammlung  1874,  S.  40. 

2.  Oesterreich-Ungarn.  Vertrag  zwischen  der  Schweiz  und 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie . . .  betr.  gegenseitige  unentgelt- 
liche Verpflegung  in  Krankheits-  und  Ungllicksfällen  vom  7.  Dez.  1875, 
Art.  7,  A.  S.  n.  F.  II  148,  Wolf  II  440;  vgl.  oben  n  S.  98,  Ziff.  5. 
Durch  diese  im  Niederlassungrsvertrag  enthaltene  Bestimmung  sind  die 
Erklärungen  vom  80.  Okt.,  2.  Nov.  1857  und  die  Ergänzungen  zu 
diesen  Erklärungen  aus  den  Jahren  865,  1866,  1871  au^ehoben 
worden,  Ullmer  No.  1219;  zit.  Materienregister  1874,  S.  47,  B  1858  I 
241,  1867  III  223,  1871  lU  162,  175,  A.  S.  VHI  383,  893,  X  775. 

3.  Deutsches  Reich.  Niederlassungsvertrag  zwischen  der  Schweiz 
und  dem  deutschen  Reich  vom   27.  April  1876,  Art.  10,  A.  S.  n.  F. 
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Bestimmnng  Aiesea  Artikels  ist  Übergegangen  in  Art.  11 
enden  Niederlassongsvertrages  vom  31.  Mai  1890,  A.  S. 
7,  Wolf  II 1154,  oben  II  S.  118,  Ziff.  15;  vgl.  No.lMI. 
[reich.  Uebereinfctmft  zwischen  der  Schweiz  and  Franlc- 
entgeltUcbe  Verpflegnng  der  G«iste8kranken  nnd  vra-las- 
rom  27.  Sept.  1882,    durch  BBeschl.  .vom  7.  April  1S83 

S.  n.  F.  VII  185,  186,  Wolf  II  486;  vj^.  No.  135S. 
t  herrorzuheben,  dsss  zwischen  dem  BR,  namens  der 

der  belgischen  Reg.  deD  19.,  31.  Dez.  1855  eine  Er- 
jwecbselt  worden  ist  des  Inhalts: 
ndet  zwischen  den  Kantonen  nnd  Belgien  eine  nnentgelt- 
inkesverpäegong  statt,  Cllmer  No.  1.217^  'ät.  Materien- 
1874,  8.  27;  Rücktritt  des  Rantons  Zug  vom  26.  Sept. 
,  S.  VIII  893. 

ist  zu  bemerken,  dass  in  den  Jahren  1872—1874 
;en  zur  Herstellung  eines  Vertragsverhältoisses  zwi- 
iweiz  und  Bussland  betr.  die  Verpflegung  und  Heim- 
ler  Angehöriger  gepflogen  wurden.  Im  Jahre  1872 
lische  Reg.  dem  BR  mit,  dass  sie  den  12.  April  1872 
ibe,  durch  einen  eigenen  Fonds  die  Ausgaben  zu  be- 
be Spitälern  und  andern  öffentlichen  Woltätigkeits- 
ler  Schweiz  durch  die  Verpflegung  kranker  und  mittel- 
er Staatsangehöriger  erwachsen  und  gleicher  Weise 
nschaflungskosten  zu  bezahlen.  Da  jedoch  die  rns- 
:eine  Uebereinkunft  abschliessen  wollte,  die  nicht  in 
r  Weise  auf  die  gesamte  Eidg.  Anwendung  fände,  und 
clärte,  er  sei  nicht  kompetent,  im  Namen  der  Schweiz. 
aterstUtzungsfragen  Uebereinkünfte  abzuschliessen,  so 
sehe  Reg.  im  Jahre  1874  die  Mitteilung  des  Jahres 
es  besteht  somit  z.  Z.  im  Verhältnis  zu  Russland 
;egenseitige  Vereinbarung ,  noch  eine  einseitige  Ver- 
I  einen  Staates  gegenüber  dem  andern  mit  Bezug  auf 
aungsfragen.        B  1875  II  3,  1872  II  96,  1874  I  197,  ni  764. 

lie  Reg.  des  Kantons  Luzern  legte  im  Jahre  1890  bei 
mnglUckung  von  zwei  in  Luzern  wohnenden  deutschen 
[  dem  Pilatus  dem  BR  die  Frage  zur  Entscheidung 
welche  Verteilung  hinsichtUch  der  Kosten  fUr  den 
i  Verpflegung  und  ärztliche  Behandlung  verunglückter 
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armer  Ausländer  einzutreten  habe,  wenn  der  Unfall  in  einem  an- 
deni  Kanton  stattgefunden,  als  in  demjenigen,  wo  der  Verunglückte 
seinen  ordentlichen  Wohnsitz  gehabt  hatte. 

Der  BR  trat  auf  diese  Angelegenheit  nicht  ein,  da,  sofern 
dieselbe  nicht  auf  friedlichem  Wege  zwischen  den  betr.  EHeg.  er- 
ledigt werden  kann,  die  Ansprüche  im  Prozesswege  vor  dem  BGer. 
geltend  zu  machen  sind,  indem  eine  Frage  staatsrechtlicher 
Natur  vorliegt,  deren  Entscheid  gemäs  Art.  113,  Zi£f.  2,  der  BY 
in  die  Kompetenz  des  BGer.  fällt.  B  1891  ii  632. 

1345.  Im  Jahre  1882  beantragte  die  Schweiz.  Gesandtschaft  in 
Wien  beim  BR  die  Zurücknahme  einer  in  ünter-StVeit  bei  Wien 
bei  armen  Leuten  aufigenommenen  unehelichen  Waise  aus  St.  Aubin 
(Ets.  Freiburg)  in  die  Heimat  und  die  hiefür  nötigen  Anord- 
nungen. Der  BB  trat  jedoch  auf  diese  Anträge  nicht  ein,  sondern 
ersuchte  die  Gesandtschaft,  die  Gemeindebehörde  von  Unter-St.Yeit 
dahin  zu  verständigen,  dass  diese  ihre  Anträge  bei  der  kompetenten 
eigenen  Landesbehörde  stellen  möge,  welche  dann,  wenn  sie  es  nötig 
erachten  sollte,  hohem  Ortes  sich  verwenden  werde.  Es  ist  Sache 
des  Staates,  der  sich  eines  Fremden  entledigen  will,  von  sich  aus 
die  hiefür  nötigen  Schritte  zu  tun  und  die  Reisekosten  bis  an  die 
Grenze  des  Heimatstaates  zu  tragen.  Dieser  Grundsatz  ist  überall 
anerkannt  und  auch  zwischen  der  Schweiz  und  Oesterreich-Ungarn 

üblich.  B  1883  II  846.    Vgl.  No.  lS5Se,  lS5Se  a. 

1345  a.  Im  Jahre  1881  verlangte  die  österreichisch-ungarische 
Gesandtschaft  in  Bern  die  Rücknahme  des  in  Oberösterreich  geistes- 
krank gewordenen  Eindermädchens  £.  Giauque  aus  dem  Kanton  Bern, 
femer- verlangte  sie,  dass  dieselbe  am  Bahnhofe  zu  Simbach  durch 
eine  dahin  zu  entsendende  Person  in  Empfang  genommen  werden 
möchte.  Der  BR  lehnte  es  ab,  die  Giauque  in  Simbach  abholen  zu 
lassen,  denn  im  Sinne  von  Art.  7  des  Niederlassungsvertrages  zwi- 
schen der  Schweiz  und  Oesterreich  hat  derjenige  Staat,  welcher  die 
Heimschaffung  eines  Individuums  beantragt,  auch  die  Transport- 
kosten bis  an  die  Grenze  des  andern  Staates  zu  tragen.  Die  Schweiz. 
Behörden  sind  bereit,  die  E.  Giauque  an  der  Schweizergrenze  in 
Empfang  zu  nehmen ;  sie  sind  aber  nicht  verpflichtet,  einen  dritten 
Staat  zu  durchreisen,  um  dieselbe  an  einem  weitentlegenen  öster- 
reichisch-bairischen  Grenzpunkte  in  Empfang  zu  nehmen,  und  noch 
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er  sind  sie  verpflichtet,  die  alirällig  nötige  Einwilligung  zum 
porte  bei  den  bairiscbeo  Behörden  nachzusuchen,      b  13B2  ll  739- 

L346.  Die  mit  mehreren  Staaten  vereinbarte  gegenseitige 
zeitliche  Verpflegung  der  unbemittelten  Staatsangehörigen  ist 
I  dem  Sinne  als  <  unentgeltlich  *  zu  verstehen,  als  ein  Ersatz 
irwachsenen  Kosten  weder  gegenüber  den  Staats-  und  Ge- 
indekassen,  noch  gegenüber  den  andern  ÖfTentlichen  Kassen 
ligen  Landes,  dem  der  Hilfsbedürftige  angehört,  beausprucht 
m  kann.  D^egeu  muss  die  ßeg.  des  Heimatstaates  zur  Ein- 
ing  jener  Kosten  ihren  Beistand  gewähren,  wenn  der  Unter- 
e  selbst  Vermögen  besitzen  sollte,  oder  wenn  zahlungspflichtige 
uglcich  zahlungsfähige  Verwandte  desselben  vorhanden  wären, 
auch  in  diesem  Falle  gilt  als  erste  Voraussetzung,  dass  die 
a,  deren  Vergütung  reklamirt  wird,  wirklich  direkt  aus  der 
eistung  und  Verpflegung  oder  aus  der  Beerdiguug  der  unter- 
en Person  erwachsen  sind. 

!  im  B  1888  II  772.  Ueber  das  Verhältnis  zu  Frankreich  s.  B  1892  II 
OB.    Vgl  1340,  13«0. 

.347.  Art.  10  des  schweiz.-deutachen  Niederlassungsvertrages 
!7.  April  1876'),  welcher  vorschreibt,  dass  jeder  vertragende 
rerpflichtet  sei,  die  auf  seinem  Gebiete  befindlichen  hilfsbedürf- 
Angehörigeu  des  anderen  Teiles  unentgeltlich  (mit  Vorbehalt 
eatimmungen  in  Abs.  2  und  3)  zu  knriren  und  zu  verpflegen, 
B  ohne  Gefahr  für  sich  und  andere  in  ihre  Heimat  zuriick- 
Q  können,  enthält  nichts  neues  und  setzt  lediglich  fest,  was 
umanität  ohnehin  jedem  Staate  zur  Pflicht  macht.  Der  gleiche 
Isatz  ist  schon  in  frdhem  besoudem  Uebereinkommen  mit  Preus- 
Jaieni,  Baden  und  Würtemberg  (A.  S.  VI  611,  612,  VH  114, 
t82,  344,  Vm  202,  420,  899,  X  775)  anerkannt  gewesen.  Er 
ich  in  den  Niederlassungsverträgen  mit  Oesterreich-Ungarn 
itt  Italien  enthalten  und  durch  die  Gesetzgebungen  in  Frank- 
uad  Belgien,  sowie  auch  durch  das  BG  vom  22.  Juni  1875 
ioairt.  Es  ist  daher  ganz  erklärlich,  wenn  deutsche  Behörden 
ärabreichung  von  Unteretiitzungea  nach  der  Schweiz  verweigert 
,  da  auch  der  Schweiz  das  gleiche  Recht  zusteht.  Wenn  in 
Den  Fällen  aus  Deutschland  in  die  Schweiz  oder  aus  der 

I  Vgl.  No.  1343,  Ziff.  3. 
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Schweiz  nach  Deutschland  Unterstützungen  gewährt  worden  sind 
oder  noch  gewährt  werden,  so  geschieht  dieses  ohne  Zweifel  nur 
vorübergehend  und  in  der  Absicht,  die  grössere  Last  zu  ver- 
meiden, welche  die  Heimweisung  der  betr.  Personen  verursachen 
würde. 

Dabei  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  die  Unterstützung  nicht 
anbeschränkt  zu  sein  braucht.  Für  die  Kranken  (mit  Inbegriff  der 
Geisteskranken)  setzt  der  Art.  10  selbst  die  Grenze:  sie  müssen 
verpflegt  werden,  bis  ihre  Rückkehr  in  die  Heimat  ohne  Nachteil 
für  sie  und  andere  geschehen  kann.  Was  die  gesunden  Armen 
betrifft,  so  haben  beide  Staaten  das  Recht,  den  Art.  7  des  Nieder- 
lassungsvertrages  auf  die  betr.  Personen  anzuwenden,  d.  h.  sie  in  ihre 
Heimat  zu  weisen,  wenn  das  Unterstützungsbedürfnis  dauernd  wird. 

Kreisschr.  des  BR  vom  13.  Juli  1882  an  die  eidg.  Stände  in  Erledigung 
einer  Denkschrift  des  Stadtrates  von  Schatfhausen,  B  1882  111  461. 
No.  1360. 

Die  Bestimmungen  des  Art.  10  sind  im  Vertrage  vom  31.  Mai 
1890  beibehalteii  worden  (Art.  11).  Der  Berichterstatter  der  na- 
tionale Komm.  (F.  Bühlmann)  bemerkt  hiezu  den  21.  Juni  1890: 

Als  ziemlich  schwere  Belastung  wird,  besonders  seitens  der  Grenz- 
kantone und  der  Grenzstädte,  die  gemSs  Art.  11  aufgestellte  Verpflieb- 
tong  empfunden,  erkrankte  Angehörige  des  Nachbarstaates  so  lange  zu 
verpflegen,  bis  deren  Rückkehr  in  die  Heimat  ohne  Nachteil  für  ihre 
und  anderer  Gesundheit  geschehen  kann.  Die  daherigen  Bestimmungen 
decken  sich  freilich  sowol  mit  denjenigen  des  alten  Vertrages,  als  mit 
dem  Inhalte  des  BGes.  vom  22.  Juni  1875.  Allein  die  Komm,  glaubt 
doch,  den  BR  darauf  aufmerksam  machen  zu  sollen ,  dass  eine  grund- 
sätzliche Verständigung  über  solche  Fälle  höchst  wünschenswert  wäre,  in 
denen  die  Transportunfähigkeit  längere  Zeit  andauert.*)    B  1890  III  686. 


M  Die  Komm,  macht  auch  auf  den  Beschl.  des  NR  vom  8.  Juni  1889  (Motion 
Ihifour  und  Kons.)  aufmerksam,  der  lautet:  Der  BR  wird  eingeladen,  eine 
Untersuchung  über  die  Spital-  und  üntersuchungskosten,  die  den  Kantonen 
durch  internationale  Verträge  auferlegt  werden,  anzuordnen  und  insbes.  zu 
prüfen,  ob  es  nicht  angezeigt  wäre,  diese  Ausgaben  zum  Gegenstand  einer 
billigen  Entschädigung  oder  Verteilung  zu  machen,  Postl-Slg.  n.  F.  417.  In 
Ausfuhrung  dieses  Beschl.  frug  das  eidg.  Justiz-  und  Polizeidep.  in  einem 
Kreisschr.  vom  15.  Oktober  1889  die  Kantone  an,  wie  hoch  sich  jährlich  ihre 
Auslagen  und  Unkosten  in  dieser  Angelegenheit  belaufen,  B  1889  IV  277.  Auf 
Grund  eines  Ber.  des  BR  vom  31.  März  1891  beschloss  sodann  die  BVers.  den 
18.  Juni  1891  der  Motion  Dufour  und  Kons.  betr.  Entschädigung  an  die  Kan- 
tone für  Spital-  und  Unterstützungskosten  von  Ausländern  zur  Zeit  keine  wei- 
tere Folge  zu  geben,  B  1891  I  955,  Uebers.  Verh.  d.  BVers.  Juni  1891,  No.  21. 
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1348.  Die  thurgauische  Reg.  stellte  im  Jahre  1889  beim  BB 
das  Gesuch,  es  möchte  bei  der  Reg.  der  Vereinigten  Staaten  Nord- 
amerikas die  Heimnahme  mid  Versorgung  eines  in  Arbon  wohn- 
haften geisteskranken  Bürgers  von  Chicago  (Dlinois)  in  einer  ame- 
rikanischen Anstalt  erwirkt  und  dabei  die  Zusicherung  erlangt 
werden,  dass  die  Stadt  Chicago  die  bis  dahin  entstehenden  Verpfle- 
gungskosten, sowie  die  Auslagen  für  den  Heimtransport  übernehme. 

Der  BR  trat  auf  das  Gesuch  nicht  ein  in  Erwägung: 

Der  Ersatz  besagter  Kosten  dürfte  ausgeschlossen  sein  in  An- 
betracht des  allgemein  geltenden  Grundsatzes,  dass  diese  Kosten 
nicht  vom  Heimatstaate  zu  vergüten  sind,  sondern  dem  Wohnorte 
und  heimschaffenden  Staate  zur  Last  fallen. 

Dem  Art.  IH  des  Staats  Vertrages  der  Schweiz  mit  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika  vom  25.  Nov.  1850,  A,  S.  V  201, 
Wolf  II  393,  kann  sodann  kein  anderer  Sinn  beigelegt  werden,  als 
der,  dass  jeder  der  beiden  Staaten  verpflichtet  ist,  die  ihm  angehö- 
rigen  Individuen  aufzunehmen,  wenn  sie  ihre  Nationalität  bei- 
behalten haben  und  an  die  Grenze  gebracht  werden,    b  1890  II  156. 

1349.  Ein  naturalisirter  Nordamerikaner  kam  nach  dem 
Kanton  Bern,  woselbst  ihm,  gestützt  auf  die  Naturalisationsurkunde, 
mit  Frau  und  Kindern  der  Aufenthalt  gestattet  wurde.  Als  derselbe 
krank  wurde  und  ausser  Stande  war,  für  seine  Familie  zu  sorgen, 
verlangte  die  bernische  Reg.  von  der  Gesandtschaft  der  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  eine  Unterstützung  für  denselben.  Die 
Gesandtschaft  lehnte  das  Gesuch  ab.  Sie  erklärte,  dass  es  in  den 
Vereinigten  Staaten  keine  gesetzliche  Bestimmung  gebe,  wonach  ein 
Bürger  der  Vereinigten  Staaten,  nachdem  er  das  Staatsgebiet  ver- 
lassen und  in  einem  fremden  Lande  Unterkunft  gefunden  habe,  be- 
rechtigt wäre,  zu  verlangen,  dort  auf  Kosten  der  Vereinigten  Staaten- 
Reg.  unterhalten  zu  werden.  In  den  Vereinigten  Staaten  wird  der 
hilfsbedürftige  Schweiz.  Einwanderer  im  Falle  der  Krankheit  oder 
Armut  auf  gleichem  Fusse  wie  die  Bürger  der  Vereinigten  Staaten 
behandelt.  Die  Frage,  ob  der  Schweizer  in  der  Union  Naturalisa- 
tion oder  Domizil  erlangt  habe,  wird  nicht  einmal  aufgeworfen. 
Es  ist  auch  zu  bedenken,  dass  die  Vereinigten  Staaten  alljärlich 
Tausende  von  Emigranten  aufnehmen,  denen  sie  ihre  Gastfreund- 
schaft angedeihen  lassen.  B  1881  II  657,  902. 
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1350.  Die  von  der  Polizeidirektion  des  Kantons  Baselstadt 
geltend  gemachte  Forderung  für  Vorschüsse  zur  Bestreitung  der 
Heimreisekosten  einer  armen  belgischen  Familie  wurde  von  der  bel- 
gischen Reg.  bestritten,  weil  keine  Forderung  gegenüber  der  könig- 
lichen Reg.  entstanden  und  auch  die  Domizilgemeinde  jener  Familie 
nicht  zur  Rückvergütung  verpflichtet  sei.  Es  werde  niemand  wegen 
Armut  aus  Belgien  weggewiesen,  vielmehr  werden  die  Fremden  wie 
die  eigenen  Staatsbürger  unterstützt,  und  wenn  solchen  Fremden 
Reiseunterstätzungen  zur  Rückkehr  in  die  Heimat  gegeben  werden, 
so  trete  keine  Rückforderung  der  Auslagen  bei  dem  Heimatlande 
der  Unterstützten  ein.  Es  scheine  daher  billig  zu  sein,  dass  den 
dürftigen  Belgiern  gegenüber  Reciprozität  geübt  werde,  was  auch 
von  Seite  der  meisten  europäischen  Staaten  geschehe,  b  1875  II  624. 

1351.  Auf  Veranlassung  des  tessinischen  Staatsrates  verlangte 
der  BR  von  der  italienischen  Reg.  im  Jahre  1885  die  Heimnahme 
der  in  Giubiasco  wohnhaften  Italienerin  Maria  Beatrisini,  die  schon 
längere  Zeit  krank  und  mit  ihrer  Familie  der  öffentlichen  Wol- 
tätigkeit  anheimgefallen  war.  Die  italienische  Reg.  verweigerte  die 
Heimschaffung,  weil  sich  ergeben  hatte,  dass  die  betr.  Frau  mit 
ihrem  Manne  und  ihren  Kindern  zusammen  lebe  und  ihr  Zustand 
es  gestatte,  bei  denselben  zu  verbleiben.  In  erster  Linie  sei  es 
Pflicht  des  Ehemannes  für  die  Verpflegung  der  Frau  zu  sorgen; 
wenn  dieser  aber  seiner  Aufgabe  nicht  mehr  nachzukommen  ver- 
möge, so  liege  es,  dem  Staatsvertrage  gemäs,  den  Lokalbehörden 
ob,  für  die  fragliche  Kranke  in  angemessener  Weise  zu  sorgen,  und 
könne  nicht  deren  sofortige  Heimschaffung  Platz  greifen,  b  1890  ll  157. 

1352.  Nach  einem  von  allen  Staaten  gegenüber  der  Schweiz 
geübten  Grundsatz  ist  es  Sache  des  abschiebenden  Staates,  die 
Transportkosten  von  kranken  Armen  bis  an  die  Grenzen  des  Heimat- 
staates selbst  zu  tragen.  Dieser  Grundsatz  wird  nicht  nur  von  und 
gegenüber  den  Grenzstaaten  (kraft  Vertragsrechtes),  sondern  auch 
von  solchen  Staaten  geltend  gemacht,  welche  durch  andere  Länder 
von  der  Schweiz  getrennt  liegen. 

BR  im  Jahre  1886  gegenüber  Frankreich,  welches  die  Rückvergütung  der 
Transportkosten  eines  kranken  Tessiners  von  Tunis  bis  Grenua,  woselbst 
derselbe  dem  Schweiz.  Konsul  zur  Weiterbeförderung  übergeben  wurde, 
verlangte,  B  1887  II  674.  Gleiche  Praxis  wird  gegenüber  England  be- 
obachtet; im  Jahre  1890  handelte  es  sich  um  Heimschaffung  der  in  Genf 
wohnhaften  geisteskranken  Engländerin  Tunstall;  die  Kranke  war  aut 
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Koaten  der  Schweiz  \m  im  die  Grenze  dea  Heimatstaates  zu  verbringen, 
nachUem  vorher  die  Zeit  ihrer  Ankunft  in  einem  englischen  Hafen  recht- 
zeitig mitgeteilt  norden  war,  damit  die  nötigen  Vorkehren  flir  EmpGuig- 
nahme  und  Versorgung  getroffen  werden  konnten,  B  1891  II  543. 

1392  a.  Margaretha  Habegger  von  Trüb  (Ets.  Bern)  wurde 
im  Jahre  1891  m  Lissabon  geisteskrank;  sie  wurde  daselbst  in 
eine  Irrenanstalt  verbracht.  Das  Schweiz.  Generalkonsulat  ersachte 
die  Heimatgemeinde,  die  Kranke  durch  eine  Vertrauensperson  be- 
hu&  Zurückfiihrung  in  die  Schweiz  abholen  zu  lassen.  Der  Bß 
machte  dagegen  das  Konsulat  darauf  aufmerksam,  dass  die  Pflicht 
/ur  Unterstützung  und  Verpflegung  der  Ausländer  dem  Staate  des 
Aufenthaltes  einer  Person  obliegt.  Damm  ist  es  Sache  der  portu- 
giesischen Behörden,  die  Heimreise  der  Kranken  zu  besorgen  und 
die  bezüglichen  Kosten  zu  tragen,  sowie  mit  der  französischen  Heg. 
über  die  Bewilligung  des  Transits  zu  verhandeln.  Von  Seite  der 
Heimatbehörde  wird  alsdann  die  Kranke  an  der  Schweizergrenze  auf 
vorherige  Anzeige  bin  übernommen.  Dieses  Verfahren  entspricht 
den  internationalen  Grundsätzen  und  wird  auch  von  den  civilisirten 
Staaten  der  Schweiz  gegenüber  geltend  gemacht.  Diese  ist  daher 
in  ihrem  Rechte,  wenn  sie  die  Beobaclitung  der  Reciprozität  ver- 
langt; sie  kann  keine  grösseren  Verpflichtungen  für  ihre  Angehö- 
rigen übernehmen  als  andere  Staaten  hinsichtlich  ihrer  in  der 
Schweiz  wohnenden  Bürger.    B  1892  II  506.    Vgl.  Nu.  1343,  1345  a. 

1353.  Einige  Schweizer,  die  im  Jahre  1886  nach  Amerika 
ausgewandert,  aber  in  Castle  Garden  (New-York)  wegen  Mangels  an 
Subsistenzmitteln  oder  wegen  körperlicher  bezw.  geistiger  Gebrechen 
zurückgewiesen  worden  waren,  wollten  in  Hävre  durch  die  französi- 
schen Behörden  dem  Schweiz.  Konsulate  übergeben  werden,  damit 
dasselbe  für  deren  Verpflegung  und  Heimreise  Sorge  trage. 

Der  BR  lehnte  diese  Ueberweisung  zurück:  es  ist  lediglich 
Sache  der  französischen  Behörden,  die  Verpflegung  und  Reise  dürf- 
tiger Ausländer  bis  an  die  Grenze  des  Heimatstaates  des  letzteren 
zu  besorgen.  Es  kann  also  nicht  Aufgabe  des  Konsulates  in  Hävre 
sein,  die  Besorgung  von  Personen  zu  übernehmen,  die  in  dieser 
Lage  sich  befinden.  Dieser  Grundsatz  ist  im  internationalen  Ver- 
kehr und  auch  in  den  Verträgen  zwischen  der  Schweiz  und  Frank- 
reich anerkannt.')  Der  Umstand,  dass  diese  Verträge  vorzugsweise 

')  Vgl.  Nu.  1355  tf. 
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auf  Personen  sich  beziehen,  die  in  Frankreich  gewohnt  hatten^ 
während  es  sich  hier  um  Personen  handelt,  die  von  einem  dritten 
Staate  zurückgeschoben  werden,  kann  an  obigem  Standpunkte  nichts 
andern,  sondern  blos  Frankreich  vielleicht  veranlassen,  bei  jenem 
dritten  Staate  zu  reklamiren. 

B  1887  n  673;  vom  BR  bestätigt  im  ß  1888  II  773  betr.  Schweizer,  die 
in  der  französischen  Fremdenlegion  in  Tonkin  gedient,  krankheitshalber 
aber  vor  Ablauf  der  Dienstzeit  entlassen  und  in  Marseille  ausgeschifit. 
hier  von  allen  Subsistenzmitteln  entblösst  sich  an  das  Schweiz.  Konsulat 
wandten. 

1354.  Einige  kant.  Behörden  hatten  irrtümlicher  Weise  das 
in  der  schweiz.-italienischen  Uebereinkunft  vom  Jahre  1881  über 
den  Polizeidienst  in  den  internationalen  Stationen  der  Gotthardbahn 
und  in  der  bezüglichen  Erklärung  vom  Jan.  1885')  festgesetzte  sum- 
marische Verfahren  betr.  Abschiebung  italienischer  Staatsangehö- 
riger auch  auf  die  transportfähigen  Kranken  italienischer  Nationa- 
lität ausgedehnt.  Allein  es  liegt  doch  schon  in  der  Natur  der 
Sache,  dass  der  Heimtransport  solcher  Persoften,  insbes.  der  Geistes- 
kranken, erst  erfolgen  kann,  nachdem  die  heimatliche  Reg.  ihre  Zu- 
stimmung zur  Heimschaffung  erteilt,  bezw.  die  nötigen  Anordnungen 
zur  Uebernahme  und  weitem  Versorgung  dieser  Personen  veranlasst 
hat.  Dieses  letztere,  offenbar  humanere  Verfahren  erscheint  übri- 
gens lediglich  als  eine  Eonsequenz  der  Erklärung  zwischen  der 
Schweiz  und  Italien  vom  Okt.  1875,  No.  1343,  Zifl.  1,  und  wird 
seitens  der  italienischen  Behörden  in  ähnlichen  Fällen  auch  der 
Schweiz  gegenüber  geübt.  BR  im  B  1888  ll  771. 

1355*  Den  27.  Sept.  1882  wurde  zwischen  der  Schweiz  und 
Frankreich  eine  Uebereinkunft  abgeschlossen  betr.  unentgeltliche 
Verpflegung  der  Geisteskranken  und  verlassenen  Kinder.  Die  BVers. 
genehmigte  den  7.  April  1883  die  Uebereinkunft;  diese  trat  den 
26.  Okt.  1883  in  Kraft.  Die  Bestimmungen  der  Uebereinkunft 
traten  an  Stelle  des  seit  1858  zwischen  beiden  Ländern  beobachteten 
modus  vivendi.  Es  waltete  damals  im  Verkehr  mit  Frankreich  wie 
im  Verkehr  mit  andern  Staaten  und  unter  den  Kantonen  selbst  ein 
unsicheres  Verfahren  über  die  Frage  der  Entgeltlichkeit  oder  Un- 
entgeltlichkeit der  Verpflegung  armer  Angehöriger  des  andern 
Staates.   Von  Frankreich  wurde  allerdings  nie  der  Ersatz  der  ein- 


«)  Vgl.  No.  1331. 
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)ita1ko3teii  verlangt  (vgl.  ^nzösiscbes  Gesetz  vom  24  Ven- 
aa  II,  Titel  V,  Art.  18);  ebenso  verfuhren  die  Kantone 
r  Frankreich.  Anders  hat  sich  die  Sache  gestaltet  mit 
if  die  Kosten  der  Verpflegung  und  des  Heimtransportes 
iteskranken  (und  zwar  von  unheilbaren  (jeist^skrankeD, 
imtransport  notwendig  ist,  im  Gegensatz  zu  einer  nur  vor- 
aden  Verpfl^nng,  B  1882  II  742)  und  verlassenen  Kindern. 
SS  der  Weigerung  einer  KReg.  solche  Kosten  an  Frank- 
vergüten, machte  die  französische  Botschaft  in  Bern  mit 
1  30.  Juli  1858  die  Mitteilung,  dass  ihre  Regierung  sich 
Jen  habe,  künftig  alle  Kostenforderungen  für  Verpflegung 
ösischen  Geisteskranken  und  verlassenen  Kindern  im  engem 
ie  für  die  Heimschafliing  an  die  Schweiz  zu  vergüten, 
rwarte,  dass  die  Schweiz  vollständiges  Gegenrecht  halte. 
Anwendung  dieses  Grundsatzes  war  stets  von  der  Voraus- 
ibhängig,  dass  die  Nationalität  der  verpflegten  Person  fest- 
rar, und  diese.  Vorfrage  sowol  wie  die  Heimschafliing  und 
!  der  Kostenerstattung  waren  immer  auf  diplomatischem 
erledigen.')  Da  aber  oft  erst  längere  Zeit,  nachdem  eine 
I  die  Asyle  aufgenommen  wordt^n  war,  Anzeige  gemacht 
id  die  Feststellung  der  Identität  in  vielen  Fällen  lange 
derte,  so  erstanden  grosse  Rechnungen,  wodurch  die  schwei- 
Heimatgcmeinden  unverhältnismässig  belastet  wurden '); 
dem  im  Verlaufe  mit  allen  andern  Grenzstaaten  der  Grund- 
unentgeltlichen Behandlung  eingeführt  war,  so  mehrteo 
Schwierigkeiten  im  Verhältnis  zu  Frankreich.  Per  Antrag 
Ihrung  des  Grundsatzes  der  ünentgeltlichkeit,  welchen  der 
Tahre  1881  stellte,  erhielt  die  Zustimmung  Frankreichs. 
sreinkommeu  zwischen  der  Schweiz  und  Italien  vom  Jahre 
■  für  die  Verhandlungen  mit  Frankreich  die  Grundlage. 

h.  des  BR  Tom  11.  Dez.  1882  betr.  die  L'ebereinkanft  mit  Frank- 
vom  27.  Sept.  1882.  B  1882,  IT  573;  die  Uebereinkunft  selbst  und  ge- 
igender BBeschl.  vom  7.  April  1883,  A.  S.  n.  F.  VI[  186,  192,  Wolf  11 
f&eisschr.  vom  7.  Aug.  1883  betr.  Inkrafttreten,  B  1883  Ht  430.  - 
lehr,  des  BR  vom  2.,  10.  Aug.  18.58  und  ergänzendes  Kreiaschr.  Tom 
aü  1879  betr.  die  französische  Note  vom  80.  .luli  185»,  B  1878  111 
1879,  11  597  III  134,  1882  II  741,  914. 

;l.  B  1879  II  616.  No.  30. 

1.  B  1879  II  614  No.  29.  1881  II  65».  18S2  II  740  No.  19.  20. 
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1395  a.  Im  Jahre  1890  verlangte  die  französische  Keg.  die 
Heimschaffaug  einer  kranken  Schweizerin.  Die  Beg.  des  Heimat- 
kantons wünschte,  dass  die  Kranke  in  einer  französischen  Anstalt 
zur  weiteren  Verpflegung  behalten  werden  möchte ;  sie  erklärte  sich 
zu  einem  angemessenen  Beitrag  an  die  bezüglichen  Kosten  bereit. 
Der  BR  konnte  zu  dieser  beschränkten  Zusicherung  nicht  Hand 
bieten  y  weil  die  Heimatbehörden  die  Kosten  der  Verpflegung  einer 
kranken  Angehörigen  im  ganzen  Umfang  zu  übernehmen  haben, 
wenn  die  HeimschaflFung  bis  auf  weiteres  unterbleiben  und  der  aus- 
wärtige Staat  für  die  fernere  Besorgung  besorgt  sein  soll. 

B  1891  II  543.    Vgl.  betr.  Bezahlung  der  Verpflegungskosten  auf  Grund 
besonderer  Vereinbarung  der  Beteiligten,  B  1892  II  504, 

1396.  Mit  Kreisschr.  vom  23.  Febr.  1886  wurden  die  an 
Frankreich  angrenzenden  Kantone  vom  BR  eingeladen,  in  Zukunft 
weder  Kinder  noch  erwachsene  Personen,  die  aus  Frankreich  ohne 
vorhergegangene  und  gehörig  mitgeteilte  Feststellung  des  Ortes  und 
der  Zeit  der  Ankunft  den  Schweiz.  Behörden  zugeführt  werden 
sollten,  in  Empfang  zu  nehmen.')  Ausserdem  ist  aber  Vorsorge 
getroffen  worden,  dass  in  allen  ordnungsmässig  verlaufenden  Fällen 
der  zuständigen  Behörde  des  Grenzkantons,  an  den  die  Zufuhrung 
erfolgt,  der  Name  und  die  Heimat  der  ankommenden  Personen  vom 
BR  aus  zur  Kenntnis  gebracht  wird. 

Es  war  nämlich  seit  einer  Reihe  von  Jahren  der  üebelstand 
eingerissen,  dass  die  französischen  Behörden  bei  der  Ausfüh- 
rung polizeilicher  Transporte  von  schweizerischen  Angehörigen,  die 
aus  armen-  oder  sittenpolizeilichen  Gründen  vom  französischen  Terri- 
torium weggewiesen  werden  sollten,  nicht  immer  den  den  Verhält- 
nissen am  besten  entsprechenden  Grenzort  wählten,  sondern  anstatt 
des  kürzeren  direkten  Weges  oft  andere  Reiserouten  einschlugen, 
wodurch  ohne  Not  vermehrte  Transportkosten  erwuchsen;  ins- 
besondere hatte  sich  aber  der  Fall  ereignet,  dass  ein  einjähriges 
Kind,  das  von  Paris  in  seine  Heimat  im  Kanton  x\argau  sollte  ge- 
bracht werden,  von  der  natürlichen  Linie  abgeführt  und  nach  Genf 


>)  Dem  Wunsche  des  Genfer  Staatsrates  entsprechend  erfolgt  seit  1886 
die  üebergabe  polizeilicher  Transporte  an  die  genferische  Polizei  nicht  mehr 
wie  bisher  an  den  beiden  Grenzorten  Chancy  und  Perly,  sondei*n  nur  noch  an 
letzterem  Punkt,  B  1887  11  735.  Seit  1891  werden  die  französischen  heim- 
zuschaffenden  Geisteskranken  von  französischen  Wärtern  im  kant.  Asyl  zu 
Vemets  bei  Genf  abgeholt,  B  1892  II  504. 
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B,  WO  man  von  der  ganzen  Sache  nichts  wusßte, 
die  Empfangnahme  in  Pruntmt  angeordnet  var, 
erte  sich  hierüber  bei  der  französischen  Reg. 
er  Verwahrung  gegen  die  Folgen,  welche  ein  solch 
ängerter  Transport  für  ein  so  junges  Kind  haben 
gen  die  aus  demselben  entstebenden  Mehrkosten 
B  1887  II  TS4. 

islich  der  Heimschaffang  verlassener  Kinder,  die 
n  Schweizerinnen  ausserehelich  geboren  wurden, 
t  HeimatbehÖrden  des  öftern  bereit,  das  Kind  an 
\ze  in  Empfang  zu  nehmen,  wenn  gleichzeitig  mit 
die  Mutter  heimbefördert  werde,  damit  diese  zur 
ternpflichten  könne  angehalten  werden. 
)fahl  diese  Gesuche  der  französischen  Reg.;  diese 
jedoch  stets  ab  mit  der  Begründung,  dass  die 
bspersonen  keinerlei  Bestrafungen  in  Frankreich 
^8  verübt  haben ,  was  ihre  Entfernung  vom  fran- 
rium  rechtfertigen  würde,  so  dass  ein  Auswei- 
jgen  dieselben  nicht  erlassen  werden  könne.  Die 
Icher  Personen  im  Sinne  einer  Koercitivmassregel 
egriindet,  wenn  die  schweizerische  Eeg.  ein  Aus- 
j  auf  Grund  der  Verträge  stellen  könnte  und  dieses 
genelimigt  würde.  b  1887  ll  Sik 

französischen  Behörden  verlangten  im  Jahr  18dä 
lines  in  Marseille  versorgten  dreijährigen  unebe- 
ner Schweizerin.  Der  Heimatkanton  lehnte  die 
reil  das  Kind  nicht  als  ein  verlassenes  im  Sinne 
t  vom  27.  Sept  1882  sei,  well  der  Wohnort  der 
ät. 

che  Reg.  erwiderte,  dass  die  Mutter  des  fragliche» 
hr  liederlichen  I^benswandel  führe  und  in  den 
Jtnissen  sich  befinde.  Wie  nun  in  einem  solcbeo 
äischen  Verwaltungsbehörden  die  Verseilung  des 
anzösin,  im  Interesse  des  Kindes,  Übernehmen 
n  Anbetracht  des  Art.  1  der  erwähnten  Ueberein- 

auch  mit  diesem  schweizerischen  Kinde  geschehen; 
IS  letztere  wegen  seiner  ausländischen  Nationalität 
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nicht  auf  die  Dauer  dem  französischen  Fiskus   zur  Last  fallen. 
Hierauf  wurde  die  Heimschaffung  des  Kindes  angeordnet. 

B  1880  II  729. 

1359.  In  der  Praxis  ist  im  Verhältnis  zwischen  der  Schweiz 
und  Deutschland  der  Grundsatz  der  unentgeltlichen  Verpflegung 
der  Angehörigen  des  andern  Staates  auf  Geisteskranke  ausgedehnt 

worden.  BR  im  B  1887  n  673. 

1360«  Die  Einfrage  einer  EReg.  aus  dem  Jahre  1881,  ob 
nicht  im  Sinne  von  Art.  10  (jetzt  Art.  11)  des  Niederlassungsver- 
vertrags  zwischen  der  Schweiz  und  Deutschland^)  die  Kosten  der 
Verpflegung  von  armen  und  kranken  Angehörigen  des  deutschen 
Reichs  von  einem  deutschen  Unterstützungsverbande  verlangt  werden 
könnten,  wurde  vom  BR  verneint;  denn  die  Rückerstattung  kann  nur 
dann  verlangt  werden,  wenn  der  Hilfsbedürftige  selbst  oder  andere 
privatrechtlich  Verpflichtete  den  Ersatz  der  Kosten  zu  leisten  im 
Stande  sind;  nach  allgemeinen  Grundsätzen  ist  jeder  Staat  ver- 
pflichtet,  die  auf  seinem  Gebiete  befindlichen  Personen  im  Notfall 
zu  verpflegen.  Dieser  Grundsatz  gilt  nicht  nur  im  interkantonalen 
Verkehr  (BGes.  vom  22.  Juni  1875)  sondern  auch  im  internationalen. 
Was  speziell  das  Verhältnis  zu  Deutschland  betrifft,  so  ist  der  gleiche 
Grundsatz  schon  seit  längerer  Zeit  durch  Vereinbarungen  mit  den 
einzelnen  Staaten  festgesetzt  worden  (Würtemberg  1860,  Preussen 
1862,  Baiem  1862,  Baden  1865)«),  und  der  Art.  10  des  Nieder- 
lassungsvertrages mit  dem  gesamten  Reich  enthält  somit  durchaus 
nichts  neues.  B  1882  n  746.  No.  1847. 

1361.  Art.  10,  Abs.  2  (jetzt  Art.  11,  Abs.  2)  des  Schweiz.- 
deutschen  Niederlassungsvertrages')  ist  anläslich  des  Heimtransportes 
einer  schweizerischen  Geisteskranken  in  ihre  Heimat  dahin  inter- 
pretirt  worden,  dass  von  Seite  der  Schweiz  diejenigen  Beträge  zu 
vergüten  sind,  welche  durch  den  Transport  sowie  durch  die  Ver- 
pflegung der  Kranken  und  ihrer  notwendigen  Begleitung  innerhalb 
der  Schweiz  entstanden  sind,  dass  dagegen  die  vom  Transport  be- 
rührten einzelnen  deutschen  Bundesstaaten  diejenigen  Anteile  der 


*)  Vgl.  oben  II  ö.  118,  Ziff.  15. 

»)  Vgl.  oben  S.  36. 

*)  Vgl.  oben  II  S.  118,  Ziff.  15. 
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vergilten  hal>eit,  die  durch  den  Transport  innerhalb  ihres 
arwachsen  (Fall  K.  Rilegg).  b  i882  n  746. 

t.  Im  Januar  1888,  eines  Abends  um  6  Uhr,  wurde  ein 
Grade  an  Schwindsucht  leidender  badiscber  Staat3ange< 
eiteos  der  katholischen  Armenpflege  zu  Sonmieri  (Ete. 

ohne  Torgängige  Benachrichtigung  dem  Erankenhause 
Konstanz  zugeführt  Der  Kranke  starb  noch  in  deraelben 
Irst  folgenden  Tages  traf  beim  grossherzoglichen  Bezirks- 
stanz  die  schriftliche  Anzeige  vom  bevorstehen  Transporte 
leri  nach  Konstanz  eio. 

BR  konstatirte  gegenüber  der  Reg.  des  Kts.  Thtugau, 
orliegenden  Falle  die  Vorschriften  des  schweiz,-deatscheQ 
ungsvertrags  vom  27.  April   1876  (Art.  7  Abs.  3),  sowie 

des  Zusatzprotokolls  vom  21.  Dezember  1881  (Art.  10, 
d  V) ')  in  gröblicher  Weise  misachtet  worden  sind. 

B  1889  II  ?24 

t.  Der  Waadtländer  Staatsrat  suchte  die  Vermittlung 
ich  bebiifs  Heimschaffung  einer  Familie  Jetter  von  Ba- 
ürtemberg),  welche  lange  Zeit  im  Kt.  Waadt  wohnhaft 
iber  in  Folge  hohen  Alters  erwerbsunfähig  und  unter- 
edürftig  geworden  ist,  während  die  Heimatgemeinde  die 
g  von  Unterstützungen  abgelehnt  hatte.  Der  BR  konnw 
uf  das  gestellte  Ansuchen  nicht  eintreten,  in  Anbetracht: 
SS  der  NiederlasBungsvertrag  mit  Deutschlaud  von  18T6 
ühern  mit  einzelnen  Staaten  Deutschlands  abgeschlosse- 
äge  vom  Grundsatze  ausgeht,  jeder  Staat  müsse  die  anf 
ibiete  wohnenden  Angehörigen,  welche  arm  geworden,  an- 
unterstützen,  und  es  könne  von  dem  Mittel  der  Auswei- 
nach längerer  Zeit,  und  nachdem  die  Dürftigkeit  eine 
geworden,  Gehrauch  gemacht  werden; 
S8  die  Unterstützungspflicht  deutscher  Angehöriger  im 
OD  Deutschland  grundsätziich  nicht  anerkannt  wird,  dass 
in  ausnahmsweise,  um  eine  Heimschaffung  abzuwenden, 
lungen  ins  Ausland  verabfolgt  werden,  dies  nicht  von  den 

die  entsprechende  BestimmuDg'  in  Art.  8,  Aba.  3  des  z.  Z.  gcltendeu 
agsrertrages  vom  10.  Mai  1890;  das  ZusatzprotokoU  vom  21.  Dez. 
t  z.  Z.  noch  in  Kraft,  b.  SchlusaprotokoU  vom  31.  Mai  1890,  Art.4. 
i  S.  I  521  i  oben  II  S.  123,  Anm.  1. 


Verpflegung  and  Beerdigung  armer  Personen.  47 

Gemeindebehörden,  sondern  von  den  LaDdarmenverbänden  geschieht, 
welch  letztern  eventaell  die  Unterstützungspflicht  im  Inlande  ob- 
liegt; 

3.  daBs  beim  Vorhandensein  giltiger  und  unverdächtiger  Legiti- 
matioDBpapiere  und  den  Voraussetzuogen  des  Art.  7  des  Nieder- 
lasanngsTertrages  die  polizeiliche  Ausweisung  in  Folge  eines  Dekrets 
und  nach  vorheriger  Anzeige  an  die  Heimatgemeinde  erfolgen 
darf; 

4.  dass  bei  Mangel  gehöriger  Ausweisschriften  diese  auf  direk- 
tem Wege  bei  der  wtirtembergischen  Kreisregierung  des  Schwarz- 
waldes nachgesucht  werden  mUssen; 

5.  dass  erst,  wenn  über  die  Heimatzugehörigkeit  des  Betreffen- 
den Anstände  walten,  Veranlassung  zur  diplomatischen  Intervention 
geboten  ist  B  1883  ii  845,  in  122. 

1364.  Eine  seit  vielen  Jahren  im  Kanton  Zürich  sesshafte 
Witwe  K.  Weidknecht  ans  Elsass-Lothringen  musste  in  Ziirich  die 
öfTentliche  Woltätigkeit  in  Anspruch  nehmen.  Da  sie  wegen  grosser 
.Utersschwäche  nicht  nach  ihrer  Heimat  geföhrt  werden  konnte,  so 
wurden  die  deutschen  Behörden  um  Gewährung  der  nötigen 
Mittel  zu  ihrem  Unterhalt  am  Wohnort  angegangen.  Das  aus- 
irärtLge  Amt  des  deutschen  Kelches  antwortete  jedoch: 

Die  Heimatgemeinde  der  Weidknecht  lehnt  es  ab,  fUr  deren 
Unterhalt  Sorge  zu  tragen.  Sie  kann  auch  zwangsweise  hiezu  nicht 
angehalten  werden,  und  eine  andere  Organisation  der  Armenpflege 
besteht  in  Elsass-Luthringen  nicht.  Üebrigens  ist  nach  Art.  10 
des  schweiz.-deutschen  ^iederlassungsvertrages  jeder  Vertragsteil 
verpflichtet,  dafür  zu  sorgen,  dass  in  seinem  Gebiete  denjenigen 
hilfebedürftigen  Angehörigen  des  andern  Staates,  welche  der  Kur 
und  Verpflegung  benötigt  sind,  diese  nach  den  am  Aufenthalts- 
orte für  die  Verpflegung  der  eigenen  Angehörigen  bestehenden 
Grandsätzen  bis  dahin  zu  teil  werde,  wo  ihre  Rückkehr  in  die 
Hehnat  ohne  Nachteil  für  ihre  oder  anderer  Gesundheit  geschehen 
kann.  Letzeres  ist  aber  bei  der  altersschwachen  Weidknecht  nicht 
der  Fall.  Wenn  schweizerischerseits  die  Ansicht  vertreten  wird, 
dass  diese  Vertragsbestimmung  für  den  Fall,  dass  hilfsbedürftige 
Personen  der  bezeichneten  Art  nur  der  Verpflegung,  nicht  aber 
einer  eigentlichen  Kur  benötigt  sind,  keine  Anwendung  zu  finden 
hat,  so  kann  dieses  nicht  als  zutreffend  anerkannt  werden;  denn 


V.    Alischn.  VI.    Kapitel  2.    No.  ISttl-lSO?. 

ande,  dass  der  Vertrag  Kur  und  Verpflegung  zu- 
bt  zu  folgern,  dass  die  Verpflegung  allein  nicht  in 
mmeD  werden  kann;  auch  ist  es  bei  dem  allgemeinen 
Bestimmung  unerheblich,  ob  das  Bedürfnis  der 
Tankheit  und  Unglücksfälle  oder  ob  es  durch  Alters^ 
ludet  wird.  Auch  glaubt  die  elsass-lothringiscbe  Be- 
:e  der  Billigkeit  entsprechen,  dass  Personen,  die  Jahr- 
h  innerhalb  des  Gebietes  des  einen  oder  andern  ver- 
les  wohnhaft  gewesen  und  wegen  Altersschwäche 
werbsfäbig  und  transportabel  sind,  am  Orte  ihrer 
die  erforderliche  Unterstützung  floden.   b  I88l  ll  660. 

er  Grundsatz  der  gegenseitigen  unentgeltlichen  Ver- 
ewöhulichen  unbemittelten  Kranken  hat  in  Art  10 
ingsvertrages  mit  dem  Deutschen  Reiche  vom  Jahre 
1..  7  des  gleichartigen  Vertrages  mit  Oeaterreich- 
hre  1875*),  sowie  auch  in  der  Erklärung  mit  Italien 
:t,  1875')  eine  feste  formelle  Anerkennui^  gefunden, 
kreich  gegenüber  diese  gegenseitige  unentgeltliche 
ir  hinsichtlich  der  Geisteskranken  und  verlassenen 
lieh  vereinbart  ist  (Uebereinkunft  vom  27.  Sept.  1882, 
lein  tatsächlich  wird  das  gleiche  Verfahren  auf  Grund 
sbung  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  auch 
gewöhnlichen  armen  Kranken  des  andern  Staates  all- 
tet.*)  Indirekt  erscheint  diese  Frage  ausserdem  durch 
ungsvertrag  mit  Frankreich  vom  Jahre  1862  (vgl 
Ziff.  8)  als  geregelt,  indem  im  Sinne  von  Art  1  und  3 
>s  die  Angehörigen  des  andern  Staates  gleich  deo 
n  behandelt  werden  sollen.  Demgemäs  hat  denn  auch 
e  Reg.  in  neuerer  Zeit  wiederholt  die  Zusicbemng 
lie  bezüglichen  Bestimmungen  der  französischen  Ge- 
Iche  auf  diesem  Gebiete  sehr  humanen  Grandsätzen 

enteprecliende  Beatimmnng  in  Art.  11  des  z.  Z.  geltenden 
-traKea  vom  31.  Mai  1B90;  Vgl.  oben  S.  33,  Ziff.  3. 
,  S.  83,  Ziff.  2. 
S.  33,  Ziff,  1. 
.  oben  S.  36,  45. 
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buldigt,  auf  die  Schweizer  in  gleicher  Weise  wie  auf  die  eigeneo 

Staatsbüi^er  Anwendung  finden  sollen. 

BB  im  B  1888  II  770;  vgl.  Anregung  des  BK  zur  deanitiveii  »«gelung 
der  Frage  der  üebernalune  von  armen,  alten,  gebrechlichen  Arbeits- 
on^higen,  kniz  allen  jenen  Personen,  welche  durch  die  Uebereiukunft  von 
1882  nicht  direkt  betroffen  sein  sollten,  B  1883  II  713,  III  19». 

1366.  Der  Grundsatz  des  Art.  7  des  Niederlassungsvertrages 
der  Schweiz  mit  Oesterreich-Ungam,  wonach  beide  Staaten  sich 
gegenseitig  verptlichtet  haben,  mittellose  Angehörige  des  andern 
Teils,  welche  aof  ihrem  Gebiete  erkranken  oder  verunglücken  mit 
Inbegriff  der  Geisteskranken  gleich  den  eigenen  Angehörigen  be- 
sorgen und  bis  zu  dem  Zeitpunkte  verpflegen  zu  lassen,  in  welchem 
deren  Heimschaffung  ohne  Nachteil  stattfinden  kann,  ist  in  der  Praxis 
auch  auf  gewöhnliche  Arme  ausgedehnt  worden. 

BB  im  B  1887  II  672,  1888  II  772. 

1367.  Die  Ansicht,  dass  die  schweiz.-italienische  Erklärung 
vom  €.,  15.  Okt.  1875  sich  nur  anf  die  schweren  Fälle  beziehe, 
in  welchen  der  Kranke  nicht  transportfähig  ist,  ist  nicht  haltbar; 
denn  nach  dem  Sinn  und  Wortlaut  des  Vertrags  muss  ein  nn- 
Itemittelter  kranker  Italiener  in  der  Schweiz  gleich  vom  Beginn 
seiner  Krankheit  an  unterstützt  und  verpflegt  werden,  wobei 
allerdings   zunächst   die    Frage  seiner  Heimschafl'ung  eine  offene 

bleibt.  BB  im  B  1891  I  782. 
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1368.  Bei  Anlass  der  Frage  einer  geeigneteren  OrganisatioD 
der  politischen  Polizei  im  Jahre  1888*)  verlangten  die  yereinigten 
Arbeitervereine  der  Stadt  Bern  und  Umgebung,  der  Grütliverein 
der  Stadt  Bern,  das  Aktionskomite  des  Schweiz.  Arbeitertages, 
dass  die  Ausübung  der  Fremdenpolizei  auf  dem  Wege  der  Gesetz- 
gebung der  Administrativbehörde  entzogen  und  den  Gerichten  über- 
tragen werden  möchte  und  zwar  in  der  Weise,  dass  der  Fremde 
so  lange  unbehelligt  in  der  Schweiz  sich  aufzuhalten  berechtigt 
sein  solle,  als  er  sich  nicht  gegen  ein  bestimmtes  einheimisches 
Gesetz  verfehlt  habe. 

Die  BBehörden  traten  vorläufig  auf  diesen  Wunsch  nicht  ein; 
derselbe  sollte  bei  der  Revision  des  BStrafrechts^)  in  angemessener 
Weise  berücksichtigt  werden.  Uebrigens  bemerkte  die  Komm,  des 
StR  in  ihrem  Her.  über  die  Fremdenpolizei  vom  23.  März  1888 
(Hoffmann): 

Weit  entfernt  davon,  nach  dem  Wunsche  der  Petenten  ein  solches 
Verhalten  empfehlen  zu  können,  halten  wir  im  Gegenteil  dafür,  dass 
die  Handhabung  der  Fremdenpolizei  als  ein  verfassungsmässiges  At- 
tribut des  BR  aufrecht  zu  erhalten  sei  und  sich  auch  durch  die  bis- 
her gemachten  Erfahrungen  als  praktisch  bewährt  habe. 

B.  1888  I  700,  1889  U  707. 

Es  lehnte  auch  der  NR  den  20.  Juni  1888  eine  Motion  Curti 
ab,  welche  lautete: 


1890. 


1)  1.  Laughard,  das  Recht  der  politischen  Fremdenaus  Weisung,  Leipzig) 

<)  Vgl.  No.  147^  1369^  1379,  1385,  1388. 

8)  Vgl.  oben  I  S.  74,  Anm.  1 ;  S.  234.  Anm.  1. 


^:^:^^ 


Die  politische  Fremdenpolizei. 


51 


Der  BR  ist  eingeladen,  darüber  Ber.  und  Antrag  zu  bringen, 
in  welchen  Fällen  Landesverweisungen  Fremder  durch  den  Richter 
und  in  welchen  Fällen  auf  administrativem  Wege  erfolgen  können.' ) 

üebers.  Verh.  der  BVers.  Juni  1888,  No.  39. 

1369.  Wenn  der  BR  einerseits  fest  entschlossen  ist,  An- 
griffe jeder  Art,  die  gegen  Schweiz.  Institutionen,  und  insbes.  gegen 
die  Ausübung  des  Asylrechtes  gerichtet  sind,  abzuwehren,  so 
wird  er  andrerseits  innerhalb  der  Grenzen  der  Schweiz  keine 
Umtriebe  dulden,  die  geeignet  sind,  die  innere  Ruhe  des  Landes 
oder  die  friedlichen  Beziehungen  der  Schweiz  zu  andern  Staaten 
zu  gefährden.  Vor  allem  aber  wird  der  BR  Ausländern,  die 
in  der  Schweiz  Aufnahme  gefunden  haben,  nie  und  nimmer 
die  Befugnis  zugestehen,  mit  der  ihnen  gebotenen  Gastfreund- 
schaft frevelhaftes  Spiel  zu  treiben.  Unverzeihlicher  Schwäche  würde 
er  sich  schuldig  machen,  wollte  er  ihnen  gestatten,  die  Schweiz, 
friedliche  Bevölkerung  durch  ihre  Agitationen  aufzureizen,  und 
wollte  er  zusehen,  wie  die  freiheitlichen  Institutionen  der  Schweiz 
ihnen  nur  dazu  dienen,  gegen  die  Nachbarn  der  Schweiz  ungestraft 
Feindseligkeiten  zu  unternehmen.  Es  ist  dem  BR  daran  gelegen, 
mit  andern  Völkern  und  deren  Regierungen  in  gutem  Einvernehmen 
zu  leben.  Deutschland  insbesondere  hat  der  Schweiz  bei  mehr- 
fachen Anlässen  Beweise  seiner  freundschaftlichen  Gesinnung  ge- 
geben, und  der  BR  ist  daher  entschlossen,  ohne  die  Prinzipien  zum 
Opfer  zu  bringen,  welche  die  Grundlage  der  Einrichtungen  der 
Schweiz  bilden,  alles  zu  vermeiden,  was  die  guten  Beziehungen  der 
Schweiz  zu  diesem  Staate  trüben  könnte. 

BR  in  seinem  Ber.  an  die  BVers.  betr.  das  Gesuch  eines  Nachtragskredites 
zum  Zwecke  einer  bessern  Organisation  der  politischen  Polizei  vom  12. 
März  1888,  B  1888  1  601 ;  No.  1368. 

Die  Komm,  des  NR  nahm  mit  Befriedigung  von  dieser  Bemer- 
kung Vormerkung;  sie  bemerkt  in  ihrem  Ber.  vom  20.  März  1888 
(Künzli) : 

Das  Recht  der  objektiven  Diskussion  soll  gewahrt  bleiben;  jeder 
friedliche  Ausdruck  einer  Meinung  soll  erlaubt,  aber  unser  Land  darf 
kein  Herd   von  Provokationen   sein.     Wir   wollen  auch  das  Asjlrecht 


')  Die  ursprüngliche  Fassung  der  Motion  ging  dahin,  den  BR  einzuladen 
in  der  Schweiz  niedergelassene  Fremde,  welche  nach  Ansicht  des  BR  die  äussere 
oder  innere  Sicherheit  der  Eidg.  gefährden  nach  Massgabe  von  Absch.  11,  Titel 
I— Il[  des  Gesetzes  Über  das  BStrafrecht  den  eidgenöss,  Geschwomen  zu  über- 
weisen. 
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aufrecht  erhalten,  so  wie  wir  es  seit  1848  immer  geübt.  Wir  gewähren 
den  Fremden  das  Asyl,  so  lange  sie  sich  dessen  würdig  erzeigen.  Da- 
gegen hegen  wir  das  Vertrauen  zum  BR,  dass  er  rücksichtslos 
allen  Umtrieben  entgegentreten  werde,  die  geeignet  sein  könnten,  die 
Sicherheit  des  Landes,  die  guten  Beziehungen  zum  Ausland  oder  die 
öffentliche  Ordnung  zu  gefährden.  Das  Schweizervolk  wird  immer  be- 
reit sein,  einzustehen  für  seine  Freiheit  und  Unabhängigkeit,  für  die 
Integrität  der  Eidg.,  aber  es  will  sich  nicht  in  Konflikte  mit  dem  Aus- 
land verwickeln  lassen  durch  Interessen,  die  nicht  die  seinigen,  die 
nicht  schweizerische  sind.  B  1884  I  689. 

Bundesrat  Droz  erklärte  in  der  Sitzung  des  NR  vom  20.  März 
1888  bei  Beratung  dieses  Gegenstandes: 

Eines  der  wertvollsten  Souveränetätsrechte  ist  das  Asylrecht.  Von 
jeher  haben  wir  den  politischen  Flüchtlingen  unser  Haus  in  liberdJster 
Weise  geöffnet,  meist  nicht  aus  Sympathie  für  ihre  Personen  oder  ihre 
Lehren,  sondern  aus  Menschlichkeit.  Häufig  sind  uns  auch  deshalb  Un- 
gelegenheiten  entstanden,  und  seit  1815  ist  dies  fast  die  einzige  Frage, 
deretwegen  wir  Anstände  mit  unsern  Nachbarn  gehabt  haben.  Aber  wir 
haben  immer  fest  an  diesem  unserm  Souveränetätsrechte  gehalten,  und 
gedenken  es  auch  femer  zu  tun. 

Dagegen  sollen  es  sich  die  Fremden,  welche,  sei  es  als  politische 
Flüchtlinge,  sei  es  kraft  bestehender  Kiederlassungsverträge  unser  Ge- 
biet betreten,  gesagt  sein  lassen,  dass  sie  damit  auch  Pflichten  gegen 
das  Land  übernehmen.  Sie  haben  nicht  nur  unsere  Einrichtungen  zu 
respektiren,  sondern  sich  andern  Staaten  gegenüber  so  zu  verhalten, 
wie  wir  dies  selbst  zu  tun  verpflichtet  sind.  Die  Gefühle  der  Verbit- 
terung, welche  sie  gegen  die  Behörden  ihrer  Heimat  nähren  mögen, 
können  in  unsern  Augen  irgend  welche  von  unserm  Gebiet  ausgehende 
Feindseligkeiten  ihrerseits  nicht  rechtfertigen.  Wenn  wir  ihnen  von 
der  Pressfreiheit  und  den  freien  Versammlungsrechten  Gebrauch  zu 
machen  gestatten  —  von  politischen  Rechten  also,  welche  das  Schweizer- 
volk sich  selbst  in  seiner  Verfassung  garantirt  hat,  —  so  geschieht  es 
unter  der  Bedingung,  dass  sie  sich  derselben  würdig  zeigen;  wenn 
nicht,  so  haben  wir  das  Recht  und  die  Pflicht,  auf  sie  die  Gesetze 
des  Landes  anzuwenden.  Kun  sehen  aber  diese  Gesetze  nicht  nur  straf- 
gerichtliche Verfolgung  vor ;  sie  gestatten,  und  das  ist  insbesondere  der 
Fall  des  Art.  70  der  ßV,  d.  h.  des  obersten  Landesgesetzes,  die  Aus- 
weisung von  Fremden,  welche  die  innere  oder  äussere  Sicherheit  der 
Eidg.  gefährden. 

B  1888  I  694 ;  vgl.  ßer.  der  Komm,  des  StP-  vom  23.  März  1888  (Hotf- 
mann),  B  1888  1  700 ;  femer  anläslich  der  Beratung  des  Ges.  über  die 
BAnwaltschaffc,  Ber.  der  Komm,  des  NR  vom  25.  Juni  1889  (Suter),  B  18b9 
m  834. 
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1370.  Die  Besprechung  sozialer  Fragen  auch  im  extremen 
Sinne,  die  Beratung  über  die  Art  des  Vorgehens  im  allgemeinen 
um  znm  Ziele  zu  gelangen,  ist  an  sich  nichts  unerlaubtes  und 
bildet  auch  keine  Gefährde  weder  für  die  äussere  noch  innere 
Sicherheit  der  Eidg. 

Von  dieser  Erwägung  ausgehend,  sah  sich  der  BR  nicht  ver- 
anlasst, die  Abhaltung  des  auf  den  4.  und  5.  Jan.  1891  festge- 
setzten Kongresses  der  italienischen  Sozialisten  in  Capolago  (Tessin) 
zu  verbieten.  Als  Zweck  des  Kongresses  war  angegeben  worden: 
Vereinigung  der  verschiedenen  italienischen  sozialistischen  Schulen 
(Legislatäre,  Possibilisten,  KoUektivisten,  Anarchisten  u.  s.  w.)  zu 
einem  Bunde,  um  gemeinsam  und  mit  vereinten  Kräften  den  Kampf 
gegen  das  Kapital  aufzunehmen. 

Immerhin  unterliess  der  BR  nicht,  die  erforderlichen  Mass- 
regeln zu  trefien,  um  gegebenen  Falles  die  Interessen  der  Eidg. 
ausreichend  wahren  zu  können.*)  B  1891  II  634,  1892  ll  579. 

1371.  Die  in  Bellinzona,  unter  dem  Namen  circolo  operaio 
republicano:  Fratelli  d'Italia,  von  Italienern  gegründete  Gesellschaft 
ersuchte  im  Jahre  1885  um  die  Genehmigung  ihrer  Statuten*  Der 
BR  liess  den  19.  Mai  1885  dem  Staatsrat  von  Tessin,  der  ihm 
dieses  Gesuch  unterbreitet  hatte,  antworten: 

Der  BR  sei  nicht  im  Falle,  auf  eine  Prüfung  der  Statuten  einzu- 
treten und  noch  weniger  deren  Genehmigung  auszusprechen.  Auch 
möchte  er  dem  Staatsrate  empfehlen,  eine  gleiche  Haitang  zu  beob- 
achten, indem  die  fragliche  Gesellschaft  gegen  die  bestehenden  ver- 
fassungsmässigen Zustände  ihres  eigenen  Vaterlandes  zu  handeln  und 
zu  lehren  sich   bemühe ,   während   eine   Entwicklung   dieser    Tätigkeit 


*)  Die  Komm,  des  StR  zur  Prüfung  der  Geschäftsführung  des  BR  im 
Jahre  1890  bemerkt  in  ihrem  Ber.  vom  23  Mai  1891  (Muheim)  hiezu  folgendes : 

In  Betreff  der  Fremdenpolizei  wird  eine  angemessene  und  spontane,  nicht 
erst  Yom  Auslände  veranlasste  Energie  von  der  öffentlichen  Meinung  ent- 
schieden unterstützt.  Weil  wir  das  Asylrecht  heilig  halten,  wollen  wir  es  vor 
Misbrauch  schützen.  Es  ist  klar,  dass  eine  mehr  doktrinäre  Besprechung  weit- 
gehender ßeformpläne  von  der  Propaganda  zur  Tat  sehr  wol  zu  unterscheiden 
ist.  Wo  aber  diese  Besprechung  einen  agitatorischen  und  provokatorischen 
Charakter  annimmt,  da  kann  und  darf  sie  jedenfalls  nur  solange  geduldet 
werden,  als  sie  nicht  an  dea  Grundlagen  der  Gesellschaft  rüttelt.  Letzteres 
geschieht  aber  ganz  zweifellos  bei  anarchistischen  Kongressen.  In  diesem 
restriktiven  Sinne  interpretiren  wir  die  Aeusserung  des  BR  über  den  italie- 
nischen Sozialistenkongress  in  der  tessinischen  Gemeinde  Capolago,  B  1891 
U  1076. 
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mken  lasse,  die  einen  mit  Italien  befreundeten  Nachbarstaat  ver- 
n  müsste  za  intervenireu.  Cnter  allen  UmstAndeii  bebalte  Bicb 
t  über  die  künftige  Tätigkeit  dieser  Gesellschaft  und  deren  ein- 
Mitglieder freie  Profang  nnd  HntBcbtiesBong  vor. 

UR  1885,  No.  2256. 

372>  Der  gewesene  spanische  Minister  Ruiz  Zorilla,  der  im 
378  wegen  BeteiliguDg  an  einer  Verschwörung  gegen  die 
:be  Regierung  aus  Frankreich  aasgeviesen  vordeo  war, 
in  Genf  sein  agitatorisches  Treiben  fort.  Er  hielt  nament- 
le  Rede,  deren  Inhalt  geeignet  war,  die  friedlichen  Beziehungen 
hweiz  zu  Spanien  zu  stören;  überdies  Hess  er  dieselbe  zu 
n  spanischer  Sprache  drucken  and  nach  Spanien  versenden. 
^  erteilte  ihm  deshalb  im  Jahre  1879  eine  Verwarnung  mit 
lung  der  Ausweisung  im  Falle  der  Wiederkehr  ähnlicher 
ingen.  B  1880  Ii  651. 

t73.  Die  Italiener,  Augustin  Pistolesi  ')  und  Johann 
li,  die  im  Jahre  1879  in  Lugano  eine  sozialdemokratische 
on  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Italien  unterhielten,  wurden 
trag  der  Reg.  von  Tessin,  in  Anwendung  des  Art.  70  der 
ich  BelÜDZona  internirt.  Die  Tessiuer  Reg.  betonte,  dass 
Wesenheit  der  Genannten  an  der  italienischen  Grenze  irgend 
temehmen  befürchten  lasse,  wodurch  der  Kanton  kompro- 
werden  könnte,  zumal  seit  längerer  Zeit  auch  andere  Flucht- 
n  Lugano  sich  aufhalten,  die  eine  mit  der  Richtung  Pisto- 
übereinstimmende  regsame  politische  Tätigkeit  entwickeh). 
st  erhielt  indes  vom  BR  mit  Rücksicht  auf  seinen  Gesuod- 
stand,  jedoch  unter  ernstlicher  Verwarnung  bezüglich  seines 
tens  für  die  Zukunft  die  Erlaubnis,  einstweilen  noch  in  Lu- 
u  bleiben.  B  1880  ll  6h]. 

174.  Der  mit  Beschluss  vom  11.  Juli  1870  (B  1870  II  1039, 
JI  103,  1871  II  418)  wegen  des  im  Juni  gleichen  Jahres 
jgano  aus  über  den  S.  Luciopass  versuchten  bewaffneten 
es  in  Italien,  gestützt  auf  Art.  57  der  BV  von  1848,  aus  der 
z  ausgewiesene  Giuseppe  Nathan  stellte  im  Jahre  1870 

Die  von  Italien  auf  Grand  dea  AusliefernngsrertHigeB  begehrte  ÄnsUef«- 
s  Piftoled  wurde  vom  BQer.  mit  Orteil  vom  16.  Mai  1879  verweigert. 

itech.  V  S.  226. 


Die  politisclie  Fremdenpolizei.  55 

beim  BK  das  Gesuch  um  Bewilligung  zur  Eückkehr  auf  seine  Be- 
sitzung in  Lugano.  Der  BB  entsprach  diesem  Gesuch,  sprach  jedoch 
die  Erwartung  aus,  dass  Nathan  seinen  Aufenthalt  in  der  Schweiz 
nicht  wieder  zu  Handlungen  misbrauchen  werde,  welche  geeignet 
wären,  die  freundschaftlichen  Beziehungen  der  Schweiz  zu  Nachbar- 
staaten zu  stören  oder  zu  Uebelständen  im  Innern  zu  führen. 

B  1877  II  bbl. 

1379.  Gegen  Ende  des  Jahres  1878  war  eine  Vermehrung 
der  politischen  Flüchtlinge  in  der  Schweiz  aus  Deutschland,  Italien 
und  Spanien  namentlich  in  den  Kantonen  Zürich,  Genf  und  Tessin 
zu  konstatiren.  Infolge  des  deutschen  Reichsgesetzes  gegen  die  Be- 
strebungen der  Sozialdemokratie  vom  21.  Okt.  1878  und  der  von 
dem  preussischen  Staatsministerium  zur  Ausführung  dieses  Gesetzes 
für  Berlin  und  Umgebung  erlassenen  Polizeimassregeln  und  der 
damit  verbundenen  Ausweisungen,  sowie  infolge  der  gerichtlichen 
Untersuchungen  in  Italien,  wurde  es  sehr  wahrscheinlich,  dass  eine 
gewisse  Anzahl  der  Förderer  und  Anhänger  der  Sozialdemokratie 
and  der  Internationale  nach  der  Schweiz  kommen  und  von  hier  aus 
ihre  agitatorische  Tätigkeit  gegen  die  Regierungen  und  gegen  die 
verfassungsmässigen  Zustände  anderer  Staaten  fortzusetzen  ver- 
suchen vnirden.  Das  eidg.  Justiz-  und  Polizeidep.  erliess  daher 
den  7.  Dez.  1878  an  die  obersten  Polizeibehörden  der  Kantone 
Zürich,  Bern,  Solothum,  Basel-Stadt,  Basel-Landschaft,  Schaif- 
hausen,  Tessin,  Neuenburg  und  Genf  ein  Cirkular,  um  sie  auf  den 
Standpunkt  aufmerksam  zu  machen,  den  die  BBehörden  dieser  Er- 
scheinung gegenüber  einnehmen  müssen,  und  in  Uebereinstimmung 
mit  den  schon  früher  in  ähnlichen  Fällen  adoptirten  Grundsätzen 
sprach  sich  das  eidg.  Dep.  dahin  aus: 

Wenn  auch  der  BB  auf  der  einen  Seite  keineswegs  geneigt 
ist,  das  Asyl  politischer  Flüchlinge,  wie  es  bis  anhin  gewährt 
worden  ist,  zu  schmälern,  so  ist  er  doch  auf  der  andern  Seite  ent- 
schlossen, jeder  Tätigkeit  solcher  Flüchtlinge,  sei  es  durch  Schrift 
oder  Wort,  wodurch  die  freundschaftlichen  Beziehungen  der  Schweiz 
zu  andern  Staaten  gestört  werden  könnten,  entgegenzutreten. 

Durch  heftige  Angrifle  auf  die  sozialen  Zustände  zog  während 
dieser  Zeit  die  c  Avant-Garde,  Organe  collectiviste  et  anarchistei>  die 
Aufinerksamkeit  der  Behörden  auf  sich.  Die  Avant-Garde  war  eine 
Zeitung,  die  alle  vierzehn  Tage  in  La  Ghaux-de-fonds  (Kts.  Neuen- 
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erschien  seit  ihrer  im  März  1878  erfolgten  Vereinigung  mit 
[)FgaD  der  internationalen  Arbeiterassociation  des  Jura.')  Die 
rattentate  einee  Hödel  und  Nobiling  wurden  in  dieser  Zettung 
birt  und  entschuldigt;  den  18.  Nov.  1878  erklärte  sie  nach 
Attentate  des  .Juan  Ollva  (Moncasi)  vom  25.  Okt.  auf  den  König 
ipanien:  Nous  acceptons  la  solidaritß  morale  qoi  nous  revient 
sa  tentative,  und  fügte  bei,  dass  es  kindisch  wäre,  nicht  zu 
neu,  dass  es  Menschen  gebe,  die  der  Umgestaltung  der  In- 
ionen  ein  wahres  Hindernis  (obstacle)  sind  et  qu'on  ne  pourra 
[>tement  changer  celles*ci,  saus  faire  disparattre  ces  obstacles. 
n  Vollziehung  von  Art.  102,  Zifl.  8,  9,  10  der  BV  und  in 
ndung  der  Vorschriften  des  BGes.  über  die  BStrafrechtspflege 
27.  Aug.  1851  (A.  S.  U  743,  Wolf  I  413)  schritt  der  BR  gemäs 
11  und  69  des  BStrafrechts  gegen  den  Verfasser  und  Heraus- 

der  Avant-Garde  wegen  einer  völkerrechtswidrigen  Handlung 
hst  polizeilich  ein  und  erhob  hierauf  gegen  den  Verfasser  der 
itlich  inkriminirten  Artikel,  Marie  Louis  Paul  Brousse, 
idat  der  Medizin,  von  Montpellier,  wohnhaft  in  Vivis,  straf- 
itUche  Klage. 

}rou3se  wurde  hierauf  durch  Urteil  vom  16.  April  1879  von 
;idg.  Assisen  des  ersten  Bezirkes,  bezw.  von  der  Kritninal- 
ler  des  BGer.  in  Anwendung  von  Art.  41  des  BStrafrechtes, 

gestutzt  auf  Art.  4,  5  und  71  des  gleichen  Strafgesetzes  und 
irt.  120,  183,  184,  198,  202  der  BStrafrechtspflege  zu  zwei  Mo- 
Gefängnis,  zehn  Jahren  Verbannung  vom  Gebiete  der  Schweiz, 

und  zur  Bezahlung  der  Prozesskosten  verurteilt.  Ferner 
;  die  VeröfTentlichung  des  Urteiles  im  Bnndesblatt,  sowie  die 
tve  Beschlagnahme  der  betreffenden  Nummern  der  Avant- 
i  verf^t. 

t  1379  n  U4,  618;  1880  II  6S2.  Vgl.  auch  Uebers.  Varh.  d.  BVers.  Det 
878,  Nr.  46. 

>ie  Komm,  des  NR  zur  Prüfung  der  Geschäftsführong  des 
m' Jahre  1878  billigt  ausdrücklich  in  ihrem  Bericht  vom 
[ai  1879  (Bucher)  das  Vorgeben  des  BR  unter  Beifügung  der 
irkuDg : 

)ie  Schweiz  hat  wiederholt  im  Laufe  der  Jahre  politisch  Verfolg- 
syl  gewährt.     Bis  in   die  jüngste   Zeit  betraf  die  Ursache  ihrer 

)  Vgl.  No.  13TS,  13S4. 
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Verfoigang  mehr  Di£Fereiizen  Ober  die  äussere  Staatsrorm,  ob  Bepal 
oder  Monarchie;  allmätich  aber  stehen  wir  einer  Einwanderung  in 
Schweiz  gegenüber,  deren  Parteiprogramm  die  Grandl^en  des  moc 
DBD  Staat«a  selbst  in  Frage  zu  stellen  sacht,  indem  dasselbe  eine  n 
Wirtschaftstheorie  vertritt :  die  Beseitigung  des  Sonderei gentnms . 
dessen  Stelle  der  EollektiTismoB  treten  soll;  die  Aufbebußg  des  1 
rechtes,  bei  einzelnen  extravaganten  Trägem  auch  diejenige  der  Fam 
Es  sind  das  alles  Ziele,  zu  deren  Erreichung  man  anderwärts  vieli 
den  Elassenbass  in  die  Bevelkernng  zu  werfen  versnebt  bat.  Inwiei 
die  Ansbreitang  solcher  Ideen ,  die  sich  etwa  unserer  republikanisc 
EÜnricbtungen  und  Institutionen  dabei  zn  bedienen  versucht  fUl 
konnten,  als  barmtos  auch  in  den  N&chbar-^taaten  angesehen  wird  ( 
niebt,  vermögen  wir  nicht  zu  entscheiden;  wol  aber  besteht  darv 
kein  Zweifel,  dass  wir  keinen  &rund  haben,  es  mit  solchen  Dingen 
inleicbt  zu  nehmen-,  denn  jene  Grundlagen  des  Staates,  welche  d 
neae  Wirtschaftstbeorie  beseitigen  möchte ,  sind  auch  diejenigen 
eigenen  Heimatlandes,  nn'l  wir  sehen  nicht  den  mindesten  Grund, 
mm  gerade  dieses  die  Werkstätte  hergeben  sollte,  in  welcher  di 
auch  gegen  sie  gerichtete  Zersetzungswerk  gepfl^  nnd  begüna 
werden  sollte.  Wir  hoflfen  daher,  der  BR  werde  auch  in  dieser  R 
tong  die  Augen  offen  behalten  und  nicht  vergessen,  dass  ein  nicht 
rioger  Teil  der  Bevölkerung  diesen  Fremden  mit  schlecht  verhehlt 
Mistrauen  zusieht.  B  1879  II 

1316.  Älpbons  Dan  est,  geboren  im  Jahre  1834  in  Bolo^ 
Direktor  der  italienischen  Druckerei  in  Genf,  wurde  durch  Besi 
des  BR  vom  29.  April  1879  in  Anwendung  von  Art.  70  und  1 
Ziff.  8,  9  der  BVerf.  aus  dem  Gebiete  der  Eidg.  ausgewiesen,  in  i 
tracht: 

1.  Dass  in  der  Nacht  vom  U.  auf  den  15.  März  1879  an  ' 
Mauern  der  Stadt  Genf  ein  rotes  Plakat  angeschlagen  wurde , 
tirt:  Italia,  14.  Marzo  1879,  Tipografia  deirintemationale,  mit 
Ueberschrift:  AU' Umberto,  r^  ditalia,  nel  gioroo  della  sua  nasc 
worin  der  italienischen  Bourgeoisie  und  Monarchie  der  gteichzeil 
Untergang  und  dem  König  Humbert  der  Tod  angedroht  wird,  f: 
er  Passanant^  hinrichten  Hesse; 

2.  dass  durch  die  Untersuchuug  festgestellt  ist,  dass  Alph 
Danesi  fragliches  Plakat  in  derselben  Druckerei,  in  welcher  er 
Direktor  angestellt  ist,  gedruckt  hat,  und  dass  er  ohne  Zweifel  a 
tör  dessen  Verbreitung  besorgt  war; 
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3.  dass  in  diesem  Aktenstück  ein  oüener  AngrifF  gegen  die 
staatsrechtliche  und  t^oziale  Ordnung  in  Italien,  sowie  eine  even- 
tuelle Drohung  gegen  das  Leben  des  Staatsoberhauptes  dieses  Lan- 
des enthalten  ist,  wodurch  die  internationalen  Beziehungen  der 
Schweiz  zu  diesem  befreundeten  Nachbarstaate  im  Sinne  von 
Art.  70  der  BV  verletzt  worden  sind. 

Gleichzeitig  wurden  die  Beg.  von  Waadt,  Wallis,  Bern,  Tess.D 
und  GraubüudeD  eingeladen,  auf  die  Genossen  des  Danesi:  Mer- 
catelli,  geboren  in  Alfonsine  (Bomagna),  Refraktär,  Malatesia, 
£n.,')  geboren  iu  Sta.  Maria  (Capua),  Grimasi,  Franz,  von  Imola, 
Student,  Solieri,  Titus,  geboren  in  Severiua  (Bologna),  Refraktär, 
Gavina  von  Faenza,  Schuhmacher,  polizeiliche  Nachforschungen 
anzuordnen  und  dieselben  im  Betretungsfalle  aus  der  Schweiz  aus- 
zuweisen. B  1879  n  6M,  1880  II  «51. 

Das  Plakat  enthält  u.  a.  folgende  Stellen: 

E  noi  che  pur  a  malincuore  Garem  costretti  a  for  fuoco  contro  il 
Eoldato,  forzato  a  serrire  i  noBtri  oppressori,  che  h  us  nostro  compagno 
di  dolore  e  forse  di  fede;  noi  che  dovremo  spesso  vereare  il  sangne 
del  pid  umile  fra  gli  sbirri,  spinto  al  sno  infame  mestiere  daJla  miseria 
e  daJl'  abbratimento  morale  ;  noi  non  vorremo  al  certo  i'ispajuniar  te. 
magnaDimo  Rh,  te  ii  piü  fort«  Be  non  il  piü  colpevole  tra  gli  sbirri,  1« 
la  coi  morte,  laceudosi  piix  facile  il  compito,  rispannierebbe  miglitya  di 
vite  nel  campo  nostro  e  oel  nemico. 

Ci  dicoDO  e  noi  lo  crediamo  che  la  sorte  della  borghesia  italiana 
e  strettamente  legata  alla  sorte  della  monarchia;  ebbene,  borgheäa 
e  monarcliia  morranno  inBieme, 

Kicordati,  o  R6,  in  questo  gioino,  del  pugnale  di  Paasanante;  w 
ti  riasicuri  la  ferocs  condanna  att«nuta  da  gindici  boi^hoBi.  — -  Umberto 
di  Savoia!  dioono  che  ta  sei  corraggioso;  noi  ti  sfidiamo:  lascia  cadere 
il  capo  di  Giovann  Passanante  .  .  .  il  sangae  ai  redime  col  Bangne! 

1377.  Heinrieb  Joachim  Geblsen,  Publizist  aus  Tönniog  in 
Schleswig-HolBtein,  wohnhaft  in  Bern,  wurde  durch  Beschl.  des  BB 
vom  29.  April  1879  in  Anwendung  von  Art.  70  und  102,  Ziff.  8,  9, 10 
der  BV  aus  dem  Schweiz.  Gebiete  weggewiesen,  in  Betracht: 

<)  In  der  Nacht  vom  II.  auf  den  12.  Juni  1891  wurde  Malatesta  in  Lugano 
wegen  Uebertretung  des  gegen  ihn  verfQgten  Ausweijungsbeschl.  veihaAet 
und  wegen  Bannbruchea  den  22.  Juli  1891  vom  Bezirksgericht  Lugano,  aji 
welches  der  Fall  vom  BR  zur  Beurteilung  na«h  Massgabe  des  BStrafrecbte 
überwiesen  worden  war,  zu  45  Ta^n  Gefimgenachaft  und  Fr.  50  Bu8«e  venir- 
teilt,  B  1892  U  580.    Vgl.  unten  Nr.  137S,  1395.* 
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Dass  Geblsen,  abgesehen  davon,  dass  er  seit  einigen  Jahren  in 
der  Schweiz  wohnt,  ohne  diesen  Wohnsiz  nach  Vorschrift  des  Art.  2 
des  Niederlassungsvertrages  mit  Deutschland  vom  27.  April  1876*) 
legitimiren  zu  können,  das  Asyl  zu  einer  agressiven  publizistischen 
Tätigkeit  misbraucht  hat,  die  mit  der  völkerrechtlichen  Stellung 
der  Schweiz  nicht  verträglich  und  geeignet  ist,  die  innere  und  äus- 
sere Sicherheit  der  Eidg.  zu  gefährden,  indem  er  gegen  die  be- 
stehende soziale  Ordnung  Unzufriedenheit  und  Widerstand  förderte 
und  speziell  in  einem  neuern,  mit  seinen  Initialen  (Bern,  April  1879, 
H.  J.  G.)  gezeichneten  Artikel  in  der  a  Tagwacht  *,  dem  Organ  der 
sozialdemokratischen  Partei  in  der  Schweiz  und  des  schweizerischen 
Arbeiterbundes ,  betitelt :  Zur  Situation ,  der  deutschen  Sozial- 
demokratie die  cduldende»  und  « abwartende »  Haltung  zum  Vor- 
wurfe macht  und  eine  «energische  Agitation»  empfiehlt,  die  endlich 
adraufschlägt»;  als  aeinzige  Lösung  des  Knotens»,  wobei  es  auf 
den  Tod  einiger  Tausende  nicht  ankomme.  B  1879  II  652. 

Gehlsen  beschwerte  sich  über  die  Ausweisung  bei  der  BVers.; 
die  BVers.  schritt,  dem  Antrag  des  BR  entsprechend,  mit  Beschl. 
vom  15,  Dez.  1879  über  seine  Beschwerde  zur  Tagesordnung. 
Damit  War  die  Frage  der  Zulässigkeit  der  Beschwerdeführung  sei- 
tens eines  ausgewiesenen  Ausländers  verneint^) 

Ber.  des  BR  vom  16.  Juni  1879  über  den  Rekurs  Gehlsen,  B  1879  II  984; 
1879  III  1241,  1880  II  651. 

Den  17.  April  1881  stellte  Gehlsen  von  Vincennes  aus  beim 
BR  den  «Antrag»,  es  möchte  der  Beschluss  vom  29.  April  1879 
aufgehoben  werden ;  der  BB  trat  auf  das  Gesuch  nicht  ein.  Gehlsen 
wiederholte  den  13.  April  1889  von  London  aus  sein  Gesuch;  der 
BR  lehnte  dasselbe  wiederum  ab.  Gehlsen  wandte  sich  hierauf  an 
die  BVers.  Auf  Antrag  des  BR  schritt  die  BVers.  den  22.,  26.  Juni 
1889  über  die  Eingabe  zur  Tagesordnung. 

In  seinem  Ber.  vom  14.  Juni.  1889  an  die  BVers.  bemerkt 
der  BR: 

Gehlsen  erwähnt,  dass  sämtliche  in  Deutschland  gegen  ihn  bestan- 
denen Verfolgungen  durch  Begnadigung  oder  Verjährung  dabingefallen 
seien,  und  knüpft  daran  die  Bemerkung,  dass,  wer  nicht  in  gleicher 
Weise  versöhnlich  sich  zeige,  ein  bewusster  politischer  Ehrabschneider, 
ein  politischer   Denuuziant   sei.     Diese   Bemerkung  ist  zunächst   gegen 


0  Vgl.  oben  II  No.  515. 

«)  Vgl  No.  843;  Langhaxd  a.  0.  S.  108. 
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tet.  Sie  mttsste  aber  auch  auf  die  BVers.  passen,  wenn 
des  Petenten  abweisen  nUrde.  Es  versteht  sich  jedocb 
13  die  obersten  Behörden  der  Schweiz  bei  ihren  Scbluss- 
urtige  Ausfälle  eines  anmasstichen  Äosl&nders  keine  Rßck- 

che  selbst  hält  der  BB  seine  frühere  Ansicht  aufrecht. 
Antrag  des  Petenten  nicht  einzutreten  sei.  Nachdem 
er  sagt,  in  Dentschland  begnadigt  ist  und  frei  dahin 
:ann,  braucht  er  kein  Asjl  mehr  in  der  Schweiz.  Der 
t  an,  za  erklären,  dass  Gehlgen  mit  seiner  neuesten 
er  AnfhebuDg  des  Ausweisunj^ekretes  unwQrdig  erwie- 
m  kann  es  nicht  im  Interesse  der  Schweiz  li^^n,  agita- 
ite  aufzunehmen. 
B  1889  ni  735 ;  Debets.  Verh.  der  BVere.  Jani  1889,  No.  47. 

icbe  Zeitungsartikel  vom  April  1879  enthält  n.  o.  fol- 

onaten  nun  erträgt  eine  Million  tatkräftiger  (nicht  — 
inisirter,  flberzengungs treuer  Männer  eine  unerhörte,  tief 
,  ja  entehrende  Knechtschaft  und  hat  keine  anderen 
a  gefunden  als  cstille  Agitation»  und  «Abwarten».  Dss 
hw9chlicb.  Das  kann  die  hohe  Acbtun;;  aller  gebildeten 
den  humanen  Zielen  der  Sozialdemokratie  nicht  paaren 
ekt'und  der  Bewunderung  fUr  ihre  Vorkämpfer,  und 
st  die  stille  Agitation  nicht  nur  unzureichend,  sondern 
lieh. 

lomokratie  in  ihrer  duldenden  und  harrenden  Stellnng 
durch  ihre  Tatenlosigkeit  an  den  Interessen  des  «gan- 
,en  Volkes,  Denn  sie  ist  kräftig  genug  zu  euergischer 
crfiftig  wie  dies  bisher  in  keinem  Lande  eine  unterdrückte 
ist;  und  es  giebt  trotz  Sozialistengesetz  und  trotz  aller 
Welt  Gelegenheit  genug  zur  äussern  belebenden  Agita- 
eit  schneller  herbeizuführen,  welche  man  jetzt  im  stillen 
sehnt  .  .  . 

iio  Zeit  da,  wo  das  Volk  in  gerechter  Erbitterung  die 
mit  der  Manneswebr  rertauscht  und  d'ranfschlOgt.  Das 
Lösung  des  Knotens,  und  je  eher  er  gelöst  wird,  am  so 
materielle  und  geistige  Wol  des  Volkes  .  .  . 
I  etwa  so  entsetzlich,  wenn  einmal  ein  Volk,  das  hundert 
r  besten  Söhne  für  den  Ehrgeiz  und  die  Herrschsucht 
Aber  geopfert  hat,  einige  Tausend  in  den  Tod  schickt  fQr 
le  Freiheit,  ftlr  die  Gerechtigkeit,  für  Weib  und  Kiml? 
llionen,  soll  ein  ganzes  Geschlecht  in  Not  und  Elend  ta 
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Gnmde  gehen,  bis  die  «stille  Agitation >   ihren  philosophischen  Bnnd- 
gang  durch  alle  deutschen  Dickschädel  gemacht  hat?  .  .  . 

1378.  Durch  Beschluss  des  BR  vom  23.  Aug.  1881  wurde  in 
Anwendung  des  Art.  70  der  BV  dem  Fürsten  Peter  Kropotkine 
aus  Moskau ,  der  sich  auch  Levaschoff  nennt ,  der  Aufenthalt  auf 
Schweizergebiet  untersagt,  und  zwar  in  Betracht: 

Dass  der  Fürst  Peter  Kropotkine ,  als  politischer  Flüchtling, 
nachdem  er  sich  aus  Russland  geflüchtet,  zuerst  unter  dem  falschen 
Namen  Levaschoif  in  die  Schweiz  gekonmien  ist; 

dass  die  Reg.  von  Genf  ihn  auf  ihrem  Gebiete  einfach  geduldet 
und  selbst  einen  Ausweisungsbeschluss  gegen  ihn  wegen  Mangels 
an  Answeisschriften  und  Gebrauches  eines  falschen  Namens  gefasst 
hat;! 

dass  Kropotkine  seit  1879  der  Hauptredaktor  und  die  Haupt- 
stütze des  €  Revolte»,')  eines  anarchistischen  Organs  und  Nach- 
folgers des  Journals  «L'Avant- Garde»  gewesen  ist..;*) 

dass  Kropotkine . .  in  öffentlichen  Reden  in  La  Chaux-de-Fonds, 
Lausanne,  Vivis  und  Genf  die  Arbeiter  aufgestiftet  hat,  sich  mit 
Gewalt  des  Eigentums  anderer  zu  bemächtigen  und  die  bestehende 
Ordnung  umzustürzen,  welche  Reden  er  den  18.  Oktober,  1.  No- 
vember und  27.  Dezember  1879  und  den  17.  Oktober  1880  in  seinem 
Journal,  cLe  R^volt^o,  veröffentlicht  hat; 

dass  er  am  18.  März  1881,  anläslich  des  Jahrestages  der 
Pariser  Commune,  in  einer  (durch  die  Genfer  Sektion  der  «inter- 
nationalen Propaganda»  veranstalteten,  namentlich  von  russischen, 
französischen  und  italienischen  Flüchtlingen  besuchten)  öffentlichen 
Versammlung  in  der  Brasserie  Schiess  in  Genf  eine  Rede  zur  Ver- 
herrlichung der  Ermordung  des  Czaren  Alexander  H.  gehalten  hat;") 


»)  Vgl.  No.  1384  111. 

«)  Vgl.  No.  1875, 

')  In  längerer  Rede  setzte  Kropotkine  u.  a.  auseinander,  weshalb  der  Vater 
des  getöteten  Czaren  den  Namen  eines  Tjnrannen  von  Blut  und  Eisen,  der  Sohn 
denjenigen  eines  jesuitischen  Despoten  verdient  habe.  Es  wurde  sodann  in 
dieser  Versammlung  folgende  Resolution  vorgeschlagen :  Considerant  que 
Alexander  11.  represente  par  la  bourgeoisie  universelle  comme  emancipateur 
du  peuple  russe  ne  s'est  distinguö  pendant  tout  le  temps  de  son  rfegne  autre- 
ment  que  par  les  massacres,  les  pendaisons,  les  exportations,  entre  autres  Celles 
de  700uO  Polonais,  —  un  groupe  de  travailleurs  suisses  döclare  qu'Alexandre- 
le-Pendeur  a  bien  mörite  la  mort  que  lui  ont  donnöe  les  sodalistes  russes. 
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>r  der  Hauptanstifter  einer  am  21.  April  1881  in  Genf 
;enen  Proklamation  gewesen  ist,  welche  gegen  die  Hin- 
ler Mörder  des  Czaren  protestirte . . ; ') 
;r  im  Juli  1881  als  Abgeordneter  des  R^volt^  an  einem 
ich-revolutionäreo  Koogress  in  Loniton  teilgenommen  und 
en  gebalten  und  zur  Fassung  von  SchJussnahmen  beige- 
\,  deren  eingestandener  Zweck  die  Organisation  des  Meu- 
s  und  der  Umsturz  aller  bestehenden  Behörden  ist,  unter 
g  «der  chemischen  und  physischen  Mittel,  welche  der 
ären  Sache  bereits  so  viele  Dienste  geleistet  haben  und 
tze  wie  zum  Angriffe  noch  grössere  zu  leisten  berufen 
Lövoltö  vom  23.  Juli  1881); 

wiewol  diese  letztern  Vorkommnisse  auf  auswärtigem 
jittgefunden,  dieselben  doch  von  einem  politischen  Flucht- 
gegangen  sind,  der  in  Genf  Domizil  behalten,  nmtmasslicli 
irückzukommen  gedenkt,  und  woselbst  er  eine  Zeitung,  die 
orien  wiedergibt,  herauszugeben  fortfahrt; 
alle  Mitteilungen  übrigens  darin  einig  gehen,  ihn  als  einen 
und  einflussreichen  Agenten  der  Propaganda  darzustellen. 
i  Anarchie  zum  Zweck  und  den  Meuchelmord  zum  Mittel 

die  BBehörde  ein  solches  Treiben  nicht  dulden  kann,  wel- 
Q  es  Kropotkine  auch  nicht  gelungen  ist,  die  innere  Rahe 
zu  stören,  doch  geeignet  ist,  wenn  diesem  Treiben  nicht 
gemacht  würde,  die  guten  Beziehungen  der  Schweiz  zu 
aaten  zu  gefährden.  b  1881  IH  715,  1882  II 794. 

liest  u.  a.  in  der  Nummer  des  R6volte  vom  25.  Dez.  1880 
Leitartikel  betitelt:  Die  Aktion: 

e  Aktion  muss  sein :  permanente  Empörung  durch  Wort. 
dIcIi,  Gewehr,  Dynamit,  sogar  bisweilen  durch  den  Wahi- 
mo  es  sich  darum  handelt,  für  die  nicht  wählbaren  BUnqui 
]Uet   zu  stimmen.     Wir   sind   kon3C<|uent   und   bedienen  ans 


ler  Anschlag;  beginot  mit  den  Worten :  Ce  qui  nc  ae  voit  plus  d»D! 
riliaes  vient  de  se  produire  en  Buesie . . .  und  enthält  sodann  nach 
der  Hinrichtung  der  Mörder  des  Czaren  die  Stelle;  Noua  venons 
)tre  Indignation  et  noua  ne  doutona  pas  que  dana  la  Suisaie  il  ne 
plus  vives  protestations  contre  ce  retour  a  !a  barbarie  des  aiecles 
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jeder  Waffe,    sobald  es  sich  um   einen  Schlag   der  Revoltirten  handelt. 
Alles  ist  für  nns  gut,  das  nicht  Gesetzlichkeit  ist. 

Im  Jahre  1886  versuchte  Kropotkine  —  nachdem  er  infolge  Be- 
gnadigung aus  dem  Gefängnis  zu  Lyon  entlassen  worden  war*)  — 
wieder  seinen  Aufenthalt  in  der  Schweiz  zu  nehmen.  Er  wurde 
jedoch  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  der  Beschluss  des  BR 
vom  23.  Aug.  1881,  durch  welchen  er  aus  dem  Gebiet  der  Schweiz 
ausgewiesen  worden  war,  noch  in  Kraft  besteht,  und  dass  im  Falle 
seiner  Rückkehr  Art.  63  des  BStrafrechtes  (A.  S.  III  424,  Wolf 
\  377)  gegen  ihn  angewendet  werden  müsste. 

B  1887  II  737.    Vgl.  oben  S.  58. 
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1S79.  I.  Rasch  nach  einander  erfolgten  zu  Ende  des  iahres 
1883  und  in  den  ersten  Tagen  des  Jahres  1884  zwei  Morde  in 
Strassburg  (22.  Okt.  1883  Apotheker  Lienhard,  Soldat  Adels),  ein 
lebensgefährliches  Attentat  in  Stuttgart  (21.  Nov.  1883  Bankier 
Heilbronner  und  Oettinger),  ein  Mord  in  Florisdorf  bei  Wien 
(15.  Dez.  1883  Polizeikoncipient  Hlubeck),  die  Ermordung  einer 
Familie  Eisert  in  Wien  (10.  Jan.  1884),  die  Ermordung  des  Polizei- 
agenten Bloch  in  Florisdorf  bei  Wien  (25.  Jan.  1884).^) 

Die  Ermittelung  und  Verfolgung  der  Urheber  dieser  Bluttaten 
erforderte  die  Tätigkeit  und  gegenseitige  Mithilfe  der  administra- 
tiven und  gerichtlichen  Polizeibehörden  fast  aller  Staaten  Mittel- 
europas. 

Nachdem  in  Wien  zwei  Individuen,  Hermann  Stellmacher, 
Schuhmacher,  aus  Grottau  (Schlesien,  B  1885  UI  597),  und  Anton 
Kammerer,  Buchbindergehilfe,  aus  Florisdorf  bei  Wien  (B  1885 
III  596),  zur  Haft  gebracht  und  in  Anklagezustand  versetzt  worden 


*)  Ende  Dezember  1882  wurde  Kropotkine  in  Thonon  verhaftet  und  nach 
Lyon  verbracht,  wo  er  mit  einer  grossem  Anzahl  Gesinnungsgenossen  (52)  in 
UntersQchnng  gezogen  und  wegen  Organisation  einer  geheimen  Gesellschaft 
zam  Umsturz  der  sozialen  Ordnung  und  Abhaltung  geheimer  Eonventikel ,  in 
denen  die  Unruhen  von  Montceau-les-mines  und  die  Bombenattentate  von 
Lyon  vorbereitet  worden,  sowie  wegen  Anstiftung  einer  Verschwörung  unter 
den  Arbeitern  des  Rhonetales  zum  Zweck  einer  revolutionären  Schilderhebung 
unter  Anklage  gestellt  wurde.  Das  Urteil  gegen  Kropotkine  lautete  auf  fünf 
Jahre  Gefängnis,  Fr.  1000  Busse ,  zehn  Jahre  Ueberwachung  und  ftinf  Jahre 
Verlust  der  bürgerlichen  Rechte,  B  1883  II  910. 

*)  Hinzuweisen  ist  auch  auf  die  am  13.  Jan.  1885  erfolgte  Ermordung  des 
Pohzeirates  Rimipff  zu  Frankfurt  a.  M.;  der  Täter,  Julius  Lieske,  Schuster 
aus  Berlin,  hatte  zuletzt  vor  der  Tat  in  Basel  gearbeitet,  B  1885  III  596. 
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waren,*)  haben  die  Resultate  der  Untersuchung  die  österreichischen 
Behörden  veranlasst,  teils  durch  direkte  Korrespondenz  an  ver. 
schiedene  kantonale  Polizeibehörden,  teils  durch  Vermittlung  der 
•  politischen  Behörden,  die  Verifikation  mancher  bezüglicher  Vorgänge 
nachzusuchen.  Bei  diesen  Verhandlungen  sprach  sich  der  BR  in 
einem  Kreisschr.  vom  18.  März  1884  an  die  betr.  KReg.  über  seine 
konstitutionelle  Stellung  aus,  wie  folgt: 

Es  sind  in  der  jüngsten  2^it  von  Seite  der  österreicbiscben*  Polizei 
an  verschiedene  KBehÖrden  in  vertragsmässiger  Weise  Begehren  nm 
Vornahme  von  Untersuchungshandlungen  gestellt  worden,  welche  sicli 
auf  die  Verbrechen  beziehen,  die  in  Wien  und  andern  Orten  von  An- 
hängern der  Anarchisten  pari  ei  begangen  worden  sind.  Der  BB  bat 
von  diesen  Requisitionen  und  der  Erledigung  derselben  Kenntnis  genom- 
men und  teilt  nun  den  betr.  KReg.  mit,  dass  die  Handinngen,  welche 
den  Gegenstand  dieser  Untersuchungen  bilden,  gemeine  Delikte  sind  und 
den  Charakter  politischer  Verbrechen  in  keiner  Weise  an  sich  tragen. 
Die  Erledigung  gehört  demnach  in  das  Gebiet  der  Strafrechtspflege  und  fölit 
der  kantonalen  Justiz  anheim.  Abgesehen  von  der  strafrechtlichen  Seite 
liegt  aber  auch  ein  grosses  Interesse  für  den  Bund  vor,  und  es  könnte 
der  liR  in  die  Lage  kommen,  die  Frage  zu  prüfen,  ob  nicht  von 
Bundeswegen  Massnahmen  zum  Schutze  der  innern  und  äussern  Sicher- 
heit der  Eidg.  im  Sinne  von  Art.  70  der  BV  zu  treffen  seien.  Die 
Kantone  werden  daher  eingeladen,  den  BR  von  allen  an  die  kantonalen 
Polizeibehörden  gerichteten  Gesuchen  und  den  Ergebnissen  der  in  der 
Schweiz  geführten  Untersuchungen  aufs  genaueste  zu  unterrichten. 

B  1884  II  106,  1885  U  724. 

II.  Nachdem  alsdann  im  Laufe  des  Jahres  1884  infolge  der  Po- 
lizeimassregeln ,  die  in  Oesterreich  und  Deutschland  gegen  die 
Anarchisten  ergriffen  worden  waren,  eine  Vermehrung  und  Erstar- 
kung dieser  Elemente  in  der  Schweiz  eingetreten  war,  brachte  der 
BR  in  folgendem  Kreisschr.  vom  26.  Aug.  1884  sämtlichen  KReg. 
diejenigen  Gesichtspunkte  zur  Kenntnis,  die  bei  der  Behandlung 
dieser  Angelegenheit  nach  seiner  Ansicht  leitend  sein  sollten: 

Es  ist  Ihnen  bekannt,  dass  die  Mörder,  deren  Taten  im  vergange- 
nen Jahre  und  in  den  ersten  Monaten  dieses  Jahres  Strassburg,  Stutt- 
gart und  Wien  in  Schrecken  und  Bestürzung  versetzten,  Anarchisten 
waren,  und  dass  ihre  Zeitungsorgane  ftlr  die  ganze  Anarchistengruppe 
die  Solidarität  mit  jenen  Verbrechen  in  Anspruch  nahmen,  obgleich 
dieselben  alles  und  jedes  politischen  Charakters  entbehren. 
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Die  Öffentliche  Sicherheit,  sowie  die  Wahmehmang  unserer  inter- 
nationalen Obliegenheiten  legen  deshalb  den  Schweizerbehörden  die 
Pflicht  auf,  das  Tan  und  Treiben  dieser  Individuen  aufmerksam  zu 
beobachten. 

Obschon  es  nun  vor  allem  aus  in  der  Aufgabe  der  kantonalen 
Behörden  liegt,  diese  Aufsicht  auszuüben,  da  die  Polizeigewalt  den  Kan- 
tonen unmittelbar  zusteht,  und  die  Handlungen,  gegen  welche  wir  uns 
hauptsächlich  vorzusehen  haben,  in  die  Kategorie  der  gemeinen,  in  den 
kantonalen  Strafgesetzen  mit  Strafen  belegten  und  von  den  kantonalen 
Gerichten  zu  beurteilenden  Verbrechen  gehören,  so  kann  doch  auch  die 
BBehörde  unter  gegebenen  Umständen  in  den  Fall  kommen,  diesüalls 
Massregeln  zu  treffen,  die  in  ihrer  Kompetenz  liegen,  was  sie  bereits 
darch  ihren  (Ausweisungs-)  Beschluss  vom  22.  März  1884,  betr.  Philipp 
von  Kennel  und  Konsorten, ')  getan  hat. 

Indem  wir  Ihnen  hiermit  anempfehlen,  in  betreff  der  Anarchisten 
Ton  Ihnen  aus  alle  diejenigen  Vorkehrungen  zu  ergreifen,  welche  die 
öffentliche  Sicherheit  erfordert,  ersuchen  wir  Sie  zugleich,  uns  genau 
von  allen  Vorkommnissen  Kenntnis  /u  geben,  welche  in  dieser  Bezieh- 
ung für  uns  von  Interesse  sein  können,  und  ganz  besonders  uns  über 
die  Anwesenheit  und  das  Gebahren  fremder  Anarchisten  in  der  Schweiz 
stets  auf  dem  Laufenden  zu  erhalten.  B  1885  n  725. 

Die  Kantone  antworteten  meistens  in  zustimmender  Weise  auf 
dieses  Kreisschr.  Die  Reg.  des  Kts.  Basel-Stadt  unterbreitete  ihrer- 
seits dem  BR  folgende  Vorschläge  für  Massnahmen,  die  vom  Bunde 
verfügt  werden  sollten: 

I.  Es  sollen,  um  die  kantonalen  Ausweisungen  sicherheits- 
gefährlicher Menschen  fiir  die  Kantone  selbst,  wie  für  die  Eid- 
genossenschaft wirksam  zu  machen ,  dieselben  jeweilen  durch  den 
Bund  bestätigt  und  für  das  gesamte  schweizerische  Gebiet  geltend 
erklärt  werden.*) 

II.  Es  solle  gegen  die  Ausschreitungen  der  aus  dem  Auslande 
eingeschmuggelten  anarchistischen  Presse  vom  Bunde  aus  vorge- 
gangen werden,  da  auf  diesem  Gebiete  die  Kantone  völlig  macht- 
los seien. 

In  einem  zweiten  Kreisschr.  vom  25.  Sept.  1884  sprach  sich 
der  BR  hierüber  folgendermassen  aus: 


»)  Vgl.  No.  1880. 

*)  Vgl.  z.  B.  No.  1381,  1382,  1383. 
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r  stehen  nicht   an,   unser  prinzipielles   EinTBrständnis   mit  der 

[ieser  b«iden  Änr^angeu  za  erkiben.    Dieselbe  spricht  ftlr  seit 

nd  bedarf  keiner  weitern  Empfehlang.     Immerhin   müssen   wir 

behalten,  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  prüfen ,   ob  die  Verl^t- 

.ch  Ma^sgabe  der  Akt«n  es  rechtfertigen,  einem  sochbazÜgllcfaeD 

Ige  Folge  zu  geben.    Wir  gewärtigen  daher  in  dieser  RlchtaDg 

ngen  und  AntrBge  der  KRegiernngen. 

iht  so   abgeschlossen    ist  unser   Urteil    in    betreff  der   zweitei 

Qg  von  Baselstadt.  - 

ch    unserer  Auffassung   fallt    das  Tan   und    Treiben    der    sog. 

sten  unter  die  Gesichtfiponkte   des  allgemeinen  Strafrecbts,    das 

Kantonen  steht.  Man  hat  es  mit  der  Vorbereitnng  und  VoU- 
:  gemeiner  Verbrechen  zu  ton.  Die  anarchistische  Litteratnr 
asse  dient  als  Werkzeug  und  Mittel  dazu,  die  Gemüter  der  Ge- 
in  die  zur  Begehung  solcher  Verbrechen  erforderliche  richtige 
ng  zu  versetzen. 

1  direktes  strafgerichtliches  Vorgehen  des  Bundes  halten  wir 
las  und  zumal  im  Hinblick  auf  Art.  55  der  BV  und  auf  das 
artige  BShafrecht   (II.  Abschn.,   1.— 3.   Titel,   A.  S.   TU  415, 

374)  fiir  nicht  angezeigt. 

iders  verhalt  es  sich  mit  der  administrativen  Mitwirkung  der 
lehfirden  bei  kantonalen  Strafuntersuchungen  zur  Verfolgung 
litegefahrlicher  Individuen  and  zur  Beseitigung  der  Mittel  und 
uge,  deren  sie  sich  bedienen.  Wir  haben  nicht  nStig,  die  dies- 
Kooperation  nnseres  Jnstiz-  und  Polizeidep.  den  obersten  kanto- 
'olizeibehörden  erst  in  Aussicht  zu  stellen.  Dieselbe  vollziebt 
t  Jahren  tatsächlich.  Aber  auch  andere  Zweige  der  eidg.  Ver- 
;  sind  in  der  Lage,  den  kantonalen  Strafgerichts-,  bezw.  Pohzei- 
i   ihre   Unterstützung   zu   leihen.     Es   Ist   diesfalls   insbes.  ant 

Ziff.  S,  Satz  2  der  Posttransportordnnog  vom  10.  Aug.  1876, 
.  F.  II  404, ')  zu  verweisen. 

ir  glauben,  dass  zur  Zeit  vod  einem  selbständigen  und  direkten 
eiten  der  eidg.  Administrativbehörde,  d.  h.  des  BR.,  gegen  die 
stiscbe  Presse,  etwa  gestützt  auf  Art.  102,  Ziff.  10  der  BV, 
en  sei.  Die  Möglichkeit,  dass  die  Situation,  vielleicht  in  naher 
t,  solche  ausserordentliche  Massnahmen  im  Interesse  der  innem 
nd  Sicherheit  nnseres  Landes  noch  erfordern  werde,  soll  hismit 
1  Abrede  gestellt  sein.    Allein  es  scheint  uns  das  Znsammen- 


Vgl.  Art.  3.  Ziff.  a,  Sata  2  der  z.  Z.  geltenden  Postttanaportordooiig 
Okt.  1884,  A.  S.  n.  F.  VII  621,  Wolf  1  526. 
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ffirken  der  kantoDalen  Folizeiorgane,  bezw.  der  kantonalen  Strafgeric! 

^walt,    mit    den    adminisbrativea   BBehSrden    dorch    die   Vermittli 

ongeres  Justiz-  und  Polizeidep.  den  Erfordernissen  der  dermaligen  St 

läge  zn  genügen.  B  1885  11 

In  ihrem  Bericht  TOm  15.  Mai  1885  billigte  die  atänder.  Komm,  zur  ] 

ftmg  der  GeHch&ftBtOliruug  des  BR  im  Jahre  1884  atisdrücklicb  da«  '' 

geben  des  BR  gegenüber  den  Anarchisten,  B  1885  III  143. 

1380.  Durch  Beschl.  des  BR  vom  22.  März  1684  worden  in 
Wendung  von  Art.  70  der  BV  aus  dem  Gebiete  der  Schweiz.  Ei 
veggewiesen:  Friedrich  Philipp  von  Kennet,  geboren  It 
Spengler,  au3  Schwegenheim  (Rhetnbaiem),  zur  Zeit  in  Ben 
Moritz  Schultze,  geboren  1860,  aus  Cottbus  (Preussen),  Schi 
Setzer  in  Bern,  Karl  Falk,  geboren  1859,  aus  HöfiliDg  (Ste 
mark),  Schneider  in  Freibui^,  Mathias  Lissa  aus  Celiw  (Böhm* 
Schneider  in  Bern,  und  zwar  in  Betracht: 

Dass  die  öffentliche  Sicherheit  in  den  letzten  Monaten 
Deutschland  und  Oesterreich  durch  kurz  auf  einander  folgende  ^ 
brechen  gefährdet  worden  ist; 

dass  gegenwärtig  zwei  Individuen,  Hermann  Stellmacher  i 
ÄDtOD  Kammerer,  welche  während  der  letzten  Jahre  zeitweilig 
der  Schweiz  sich  angehalten  hatten,  in  Wien  unter  der  Ankls 
jene  Verbrechen,  sämtlich  oder  zum  Teil,  verflbt  zu  haben, 
Untersuchungshaft  sich  befinden;*) 

dass  die  in  der  Schweiz  aufhältlicbea  Ausländer  von  Ken 
Schultze,  Falk  und  Lissa  mit  Stellmacher  und  Kammerer  sehr 
nane  persönliche  Beziehungen  unterhalten  haben  und  mit  densel 
durch  Gemeinschaft  der  Bestrebungen  enge  verbunden  waren, 
dass  zn  ihren  Lasten  sogar  eine  Reihe  von  Tatumständen  fest 
stellt  ist,  welche,  wenn  sie  auch  nicht  eiae  eigentliche  strafrecht 
zn  verfemende  Teilnahme  an  jenen  verbrecherischen  Handlun 
dartoD,  doch  einer  solchen  nahekommen,  und  dass  sie  den  Ne 
Eorschnngen  der  Behörden  zur  Entdeckung  der  Urheber 
Verbrechen  nicht  nur  keinen  Beistand  geleistet,  sondern  vielm 
gesucht  haben,  die  Behörden  in  Irrtum  zu  ^hren. 

B  1884  U  233,  1885  II  725,  III 

■)  von  Eennel  war  seit  dem  S.  März  1884  in  Bern;  alsbald  übernabr 
■lie  Führerrolle  in  dem  in  Bern  bestehenden  Anarchist«nvei'eiQ  « Freib« 
Vgl.  S.  78. 

')  Vgl.  oben  S.  63. 
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Den  25.  Sept.  1884  wurden  durch  B^chlu&s  des  BH 
Schweiz  sich  aufhaltenden  Ausländer:  Karl  Theodor 
joren  1864,  Spengler,  aus  Dresden,')  Franz  Grob- 
iboren  1852,  Schreiner  aus  Lidmeritz  (Mähren),  Franz 

geboren  1862,  Schreiner,  aus  Pnlgram  (Mähren),  Karl 
{,  geboren  1862,  Taglöhner,  aus  Sternberg  (Mähren). 
erer-Haberkorn,  geboren  1856 ,  Schneider,  aus 
imen) ,  Leopold  Zickbauer-Müchinger,  geboren 
lacher,  aus  Donawitz  (Steiermark),  auf  Antrag  der  Beg. 
adt  und  in  Anwendung  des  Art.  70  der  BV,  aus  dem 

Schweiz.  Eidg.  weggewiesen  in  Betracht: 

ese   Individaen    der   internationalen    Association    der 

iiir  die  sog.  Propaganda  der  Tat  angehören,  einer 
welche  sich  als  solche  mit  den  Verbrechern  Hermann 
und  Anton  Kammerer,  ihren  gewesenen  Mitgliedern,') 
darisch  erklärt  und  in  ihren  publizistischen  Organen, 
ugblättern  die  GenoBsen  fortwährend  zur  Begehung 
meiner  Verbrechen  auffordert; 
selben  infolge  der   gegen  sie  getroffenen  polizeilichen 

aus  Deutschland  und  Oesterreicb  in  die  Schweiz  ge- 

in  unserm  Lande  die  Agitation  für  die  anarchistischeD 
tesetzt  haben.  b  1884  m  711, 1885  ii  727.  in  599. 

'.  des  eidg.  Justiz-  und  Polizeidep.  vom  24.  Sept.  1884 
enthält  folgende  Ausführungen: 

i  Ausweisungsbeschl.  vom  22.  März  1884*)  ist  die  Ueber- 
imein  darchgedrtiDgen.  dass  unter  dem  Titel:  Anaxchleteu, 
'  Propaganda  der  Tat,  die  Mitglieder  einer  internationalen 
u  yersleben  aiad,  welche  die  Verübung  gemeiner  Ver- 
3,  Raub,  Brandstiftung  als  geeignetes  nnd  erlaubtes  Mittel 
äck,  die  HerbaifUbrung  einer  sozialea  KevDlation  ansieht, 
le  Verbrechen  in  schaudererregender  Weise  and  mit  aos- 
Frecbheit  und  Bosheit  wirklieb  znr  AnsfUhnuig  bringt, 
chweiz  vielfach  verbreitete  Manifest  der  Anarchisten  <  Zum 

welches  nichts  audereä  als  eine  Verherrlichang  der  Mord- 

hatte   in    Liestal   Stellmacher- Aufrufe   verbreitet.     Nach  seiner 
;e  will  er  als  Spion   im  Dienst«  der  Berliner  Polizei  geatandea 
Uiarchiiten  nur   deshalb  mitgemacht  haben,   um  dos  Tau  uiitl 
ben  besser  beobachten  za  können.    Vgl.  No.  13911,  II. 
ben  S.  63, 
o.  1390. 
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taten  Stellmacherd,  dieses  gemeinen  Verbrechers,  enthält,  .  .  berechtigt 
die  Organe  der  staatlichen  Sicherheitspolizei,  alle  diejenigen,  welche  sich 
zur  anarchistischen  Partei  bekennen,  derselben  Vorschub  leisten  und  im 
Dienste  ihrer  Propaganda  sich  betätigen,  als  der  öffentlichen  Sicherheit 
gefährliche  Individuen,  als  Teilnehmer  an  einem  verbrecherischen  inter- 
nationalen Komplotte  zu  betrachten,  sie  als  solche  strafrechtlich  zu 
verfolgen  und  zu  behandeln  .  .  .  Dass  die  blos  kantonale  Ausweisung 
bedeutungslos  und  unwirksam  ist,  springt  in  die  Augen. 

Das  er^vähnte  Anarchisteu-Manifest  hat  folgenden  Wortlaut  : 
Zum  Gedächtnis  an  den  tapferen,  opfermutigen,  getreuen  Genossen 

Hermann  Stellmacher. 

Die  Gruppe  New-York  der  internationalen  Arbeiter-Agsociation  au 

die  Proletarier  aller  Länder. 

Genossen!  Die  Banditen  einer  schmachvollen  «Ordnung»  haben 
ibre  ruchlosen  Hände  mit  einem  weiteren  scheusslichen  Morde  besudelt. 
Unser  unvergesslicher  Kamerad,  Hermann  Stellmacher,  wurde  von  den 
Henkern  des  gekrönten  Verbrechers,  Franz  Joseph  Habsburg,  kalten 
Blutes  in  grausamer  Weise  hingewürgt. 

Mit  brennendem  Schmerz  in  der  Brust  blicken  die  Revolutionäre 
binab  in  die  Grube,  welche  den  theuren  Todten  umschliesst ;  denn  sie 
sind  und  bleiben  solidarisch  mit  dem,  dessen  Körper  in  ein  so  frühes 
Grab  geschleudert  worden. 

Indessen:  es  fliesst  keine  Thräne.  Weit  mächtiger  noch,  als  die 
Trauer,  regt  sich  der  Hass  in  dem  Herzen  der  kämpfenden  Arbeiter- 
schaft. Sie  denkt  nur  an  Eines:  an  Rache  für  die  Vernichtung  des 
braven  Genossen. 

Hermann  Stellmacher  hat  Einzug  gehalten  im  Pantheon  der  Vor- 
kämpfer aller  leidenden  Menschen.  Unter  den  Märtyrern  der  socialen 
Revolution,  neben  Ferro,  Varlin,  Brady,  0*Donnell,  Passanante,  Perows- 
kaja,  Solowjeff,  Hödel,  Nobiling,  Libenyi  und  den  zahllosen  anderen 
Blutzeugen  unserer  Zeit,  wird  auch  sein  Name  leben  bis  zu  den  spä- 
testen Tagen.  Denn  auch  er  ist  gefallen  im  Vorpostengefechte  des 
Krieges  der  Armen  und  Tyrannisirten  gegen  die  Reichen  und  Mächti- 
gen einer  brutalen  Gesellschaft.  .  .  . 

Er  schlug  sich,  opferte  sich  und  fiel  als  ein  Soldat  der  Revolution. 

Arbeiter  l  ehret  diesen  Mann,  ehret  diesen  wackeren  Kämpen,  der 
for  Euch  gestorben  ist,  indem  Ihr  das  Beispiel,  das  er  Euch  gegeben, 
znr  Richtschnur  nehmt;  indem  Ihr  einsteht  mit  Gut  und  Blut  für 
Freiheit  und  Gleichheit,  indem  Ihr  kämpfet  bis  zum  letzten  Athemzuge 
gegen  Despoten  und  Büttel,  gegen  kapitalistische  Räuber  und  gleissne- 
risch-lügenhaftes  Pfaffengezücht ! 
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die  Schöpfer  des  Esichtoms  —  fasset  zu!  Ihr  habt  die 
Herrscher  und  Blotsanger  der  Vemichtang  Preis  za  geben 
de!  Ibr  habt  das  ßecbt  und  die  Pflicht,    Euch  und  Eoren 

freie  Bahn  für  freie  Arbeit  und  gleichen  Lebenggenius 
säumet  nicht! 

organimrt,  empört  Euch  I  Pflanzet  das  Banner  der  socialen 
if  alle  Kirchen  und  Paläste!  Machet  das  Kapital  zur  Die- 
>eit  und  duldet  nicht  iHnger,  dass  eitle  Schmarotzer  die 
s  Schaffens  vergeuden !  Wollet  —  waget  —  handelt,  und 
Welt! 

las  Vermächtnis,  welches  der  sterbende  Freund  uns  hinter- 
!)as  sind  die  Worte,  welche  Euch  Hermann  Stellmacher 
)e  herauf  in    die  Ohren    ruft.     Lasset    sie    nicht   ungefaSrt 

1  Stellmacher  ist  todt  —  es  lebe  die  Propaganda  der  Tbat! 
ale  Revolution! 

Die  Eiecutive, 

Der  angebliche  Wladimir  Waroffski  aus  Ruseland 
llihle  aus  Ulm,  vulgo  Hamlet,  wurde  durch  Beschl. 

17.  Not.  1884,  auf  Antrag  der  Reg.  von  Basel-Stadt. 
lg  von  Art.  70  der  BV  aus  dem  Gebiet  der  Schweiz, 
äeseu,  und  zwar  in  Betracht: 

D  19.  Aug.  1884  aus  Anlass  einer  HausdurchsuchuDg 
^itung  von  Druckschriften  ,  wodurch  zur  VeriibuDg  ge- 
rechen,  wie  sie  von  den  in  Wien  hingerichteteD  Mit- 
anarchistiscben  sog.  Propaganda  der  Tat  verübt  worden, 
fgemantert  werden  wollte,  ein  Individuum  verhaftet 
les  sich  Wladimir  Waroffski  aus  Russland  nannte  and 
inen  KoiTespondenzen  mit  dem  Namen  Hamlet  unter- 

ses  Individuum  im  Moment  seiner  Verhaftung  einen 
len  Revolver  und  zwei  Kistchen  mit  Bestandteilen 
ing  explodirender  Stoffe  besass  ; 
s  gleiche  Individuum  als  identisch  erkannt  wurde  mit 
liehen  Emil  Rühle,  Bildhauer  von  Ulm,  welcher  kurz 
asel  unter  verdächtigen  Umständen  in  ein  Haus  ein- 
und  zu  drei  Wochen  Gefängois  mit  Verweisung  aus 
bestraft  worden  war; 
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dass  die  Identität  uod  Herkunft  dieses  Individuums  nicht 
festgestellt  werden  können,  indem  von  ihm  alle  und  jede  Äufschli 
abgelehnt  und  die  erwähnten  Namen  als  falsch  erklärt  worden  si 

dass  hiemach  die  von  der  Reg.  von  Basel-Stadt  augetrag 
Ausweisung  dieses  gemeingefährlichen  Individuums  als  gerechtfer 
erscheint.  B  1884  IV  311.  1885  II  728.  III 

1383.  Joseph  Eaufm  ann  von  Bludenz  (Vorarlberg),  gebe 
1841,  Mechaniker,  Johann  Neve  von  Uellvesbüll  (Schleswig), 
boren  1846,  Schreiner,  alias  Jean  Court,  Emest  Stevens,  Peter  Jei 
nnd  Piotra  Warchatowskiego  und  Peter  Hauser  von  Tuttlin 
(Würtemberg),  geboren  1859,  Messerschmied,  sämtlich  in  Zii 
wohnhaft,  wurden  durch  Beschl.  des  BR  vom  15.  Dez.  1884, 
Antrag  der  Reg.  von  Zürich,  in  Anwendung  des  Art.  70  der  BV 
dem  Gebiete  der  Schweiz.  Eidg.  ausgewiesen,  and  zwar  in  Betrai 

Dass  diese  drei  Individuen  die  von  Stellmacher  und  Kämmen 
in  Deutschland  und  Oesterreich  verübten  Raub-  und  Mordta 
sowie  auch  die  genannten  Verbrecher  öffentlich  belobt,  mit  dt 
Handlungen  sich  selbst  solidarisch  erklärt  und  ihre  Parteigenof 
zur  Nachahmung  dieses  Beispieles  aufgemuntert  haben ; 

dass  sjieziell  Neve  im  Besitze  falscher  Äusweisschriften 
funden  worden  ist  und  derselbe  nacheinander  die  erwähnten  falsc 
Kamen  geführt  hat ; 

dass  insbes.  anläslich  einer  Haussuchung  bei  Kaufmann  Pu 
und  Beatandteile  zur  Herstellung  explodirender  StoSe  gefun 
worden  sind; 

dass  hiernach  deren  Ausweisung  im  Interesse  der  öfientlic 
Sicherheit  der  Eidg.  als  geboten  erscheint. 

B  1884  IV  694, 1385  11  728,  III 

Kanfiosnn  war  intimer  Freund  Stellmachers  und  Mosts;  er 
B«ratei'  der  Frau  Stellmachers  and  besorgte  den  Vertrieb  der  U 
sehen  «Freiheit».*)  Neve,  gleichfalls  ein  Freund  Stellmachers,  kam,  n 
dem  er  in  Deatschland,  Oesterreich  und  England  wegen  anarchistisi 
Umtriebe  in  Anklageznstand  versetzt  worden  war,  in  die  Schweiz,  A 
er  stand  mit  Most  in  Verbindung.  Während  der  Verhaftung  Most* 
.Tahre  1881  leitete  er  dessen  anarchistische  Zeitung  einige  Zeit  hindi 
selbständig.  Auf  der  anarchistischen  Jahres  Versammlung  vom  13.  1 
1882  zu  London  zur  Feier  des  Todes  Aleiander  II,  brachte  er  eine 


')  Vgl.  oben  S.  63.  —  ')  Vgl.  unten  S.  74. 
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Solution  des  Inhalts  ein:  Dass  die  Emancipation  der  Arbeiterklassen 
nur  auf  gewaltsamem  Wege  und  ohne  Rücksicht  auf  die  Mittel  möglich 
sei*  Hauser  war  ebenfalls  Freund  Stellmachers;  er  war  beschäftigt  bei 
der  Expedition  der  Most'schen  « Freiheit  >  und  war  Verbreiter  des 
Stellmacher-Aufinifes  (vgl.  oben  S.  69). 


I.  In  Anwendung  von  Art.  4,  6,  11  und  S.  des  BGes. 
über  die  BStrafrechtspflege  vom  27.  Aug.  1851  (A.  S.  II  743,  Wolf 
I  413)  und  von  Art.  32,  36  und  37  des  Organis.-Ges.  vom  27.  Juni 
1874  (A.  S.  n.  F.  I  136,  Wolf  I  380)  beschloss  der  BR  den  26.  Febr. 
1885  eine  strafrechtliche  Verfolgung  derjenigen  Individuen,  die  auf 
schweizerischem  Gebiete  zur  Begehung  von  gemeinen  Verbrechen  ini 
In-  oder  Auslande  aufgefordert  oder  auf  andere  Weise  versucht 
haben,  die  verf.-mässige  Ordnung  und  die  innere  Sicherheit  des 
Landes  zu  stören,  und  zwar  in  Betracht: 

Dass  die  von  den  Polizeibehörden  mehrerer  Kantone  angestell- 
ten Untersuchungen  ergeben  haben ,  dass  in  einigen  Orten  der 
Schweiz  Individuen  unter  dem  Namen  «  Anarchisten »  Associationen 
bilden  und  offen  Raub,  Brandstiftung,  Mord  und  Vernichtung  der 
bestehenden  Gesellschaft  empfehlen; 

dass  solche  Aufforderungen  durch  Zeitungen  verbreitet  werden, 
die  in  der  Schweiz  erscheinen  oder  daselbst  zur  Austeilung  gelangen; 

dass  eine  gewisse  Anzahl  von  Indizien  die  Vermutung  auf- 
kommen lassen,  dass  behufs  Sprengung  des  Bundespalastes  in  Bern 
von  Anarchisten  ein  Komplet  angezeddelt  worden  ist,  und  dass  sogar 
dem  letzteren  äussere  Handlungen  nachgefolgt  sind,  die  als  Anfang 
der  Ausführung  sich  charakterisiren; 

dass  diese  Tatsachen  entweder  Verbrechen  oder  Vergehen  gegen 
die  verf.-mässige  Ordnung  und  die  innere  Sicherheit  des  Landes 
bilden ; 

dass  es  unter  allen  Umständen  notwendig  geworden  ist,  eine 
gerichtliche  Untersuchung  über  das  Tun  und  Treiben  der  Anar- 
chisten zu  eröfinen  und  dieselbe  einer  einheitlichen  Leitung  zu 
unterstellen. 

Gleichzeitig  ernannte  der  BR  Nationalrat  Müller  in  Bern  zum 
Generalanwalt  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft. 

Beschl.  des  BR  betr.  die  Anarchisten  in  der  Schweiz  vom  26.  Febr.  1885, 
B  1885  I  517,  II  728. 

IL  Mit  Beschl.  vom  7.  Juli  1885  erklärte  sich  der  BR  mit 
der  Einstellung  der  zufolge  seines  Beschlusses  vom  26.  Febr.  1885 
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eingeleiteten  Untersuchung  einverstanden,  und  zwar  im  Hinblick 
auf  den  Antrag  der  zwei  Untersuchungsrichter ,  dass  der  Unter- 
suchung keine  weitere  Folge  zu  geben  sei,  und  im  Hinblick  auf  die 
Erklärung  des  Generalanwaltes,  dass  er  hiemit  einig  gehe,  ferner, 
nach  Einsicht  des  Art.  29,  Abs.  3  des  BGes.  über  BStrafrechtspflege 
vom  27.  Aug.  1851  (A.  S.  ü  750,  Wolf  I  416),  in  Betracht  sodann, 
dass,  wenn  auch  die  Untersuchung  gegen  keine  der  einvernommenen 
Persönlichkeiten  genügenden  Beweis  für  deren  Teilnahme  an  einem 
durch  das  BStrafrecht  mit  Strafe  bedrohten  Delikte  erbracht,  sie 
doch  auf  der  andern  Seite  ihren  Zweck  in  soweit  erreicht  hat,  als 
sie  der  Behörde  erschöpfenden  Aufschluss  über  die  anarchistische 
Gruppe  in  der  Schweiz  an  die  Hand  gab  und  die  Fremden  kennt- 
lich machte,  welche  in  derselben  die  Hauptrolle  spielten. 

Beschl.  des  BR  vom  7.  Juli  1885  betr.  Einstellung  der  Untersuchung  gegen 
die  Anarchisten,  B  1885  III  485,  1886  I  988. 

Die  Komm,  des  NR  zur  Prüfung  des  Geschäftsführung  des  BR 
im  Jahre  1885  spricht  in  ihrem  .Ber.  vom  19.  Mai  1886  (Bezzola) 
dem  BR  sowol  für  die  Mässigung,  als  für  die  Festigkeit,  mit  der 
er  in  der  Anarchistenangelegenheit  gehandelt  hat,  ihre  volle  An- 
erkennung aus.  Das  Schweizervolk  wird  der  obersten  Landesbehörde 
nur  Dank  wissen,  wenn  sie  auch  in  Zukunft  rechtzeitig  und  ent- 
schieden dem  Misbrauche  des  den  Fremden  sonst  so  gerne  gewährten 
Aufenthalts-  und  Asylrechts  entgegentritt  und  dadurch  gleichzeitig 
die  innere  Sicherheit  des  eigenen  Landes  schützt  und  eine  inter- 
nationale Pflicht  erfüllt.  B  1886  II  449. 

HL  Die  Resultate  der  strafrechtlichen  Untersuchung  fasst  der 
eidg.  Generalanwalt,  Nationalrath  Müller,  in  seinem  Ber.  an  den 
BB  vom  Mai  und  Juni  1885  in  den  folgenden  Sätzen  zusammen : 

Wir  haben  gesehen,  dass  die  Sprengung  des  Bundesrathauses  in 
Bern  anf  eine  Täuschung  zurückzufahren  ist.  Der  Urheber  derselben, 
Wilhelm  Hüft  aus  Opfingen  bei  Freiburg  i.  Hr.,  Coiffeur,  hat  sich  der 
Strafverfolgung  den  13.  Mai  1885  durch  Selbstmord  während  der  Unter- 
suchungshaft entzogen.     Mitschuldige  kennen  wir  nicht. 

Im  üebrigen  kommt  zunächst  in  Frage  Art.  45  des  BStrafrechtes, 
welcher  lautet: 

Die  Teilnahme  an  einem  Unternehmen,  welches  den  gewalt- 
samen Umsturz  der  BVerf.,  oder  die  gewaltsame  Vertreibung  oder 
Auflösung  der  BBehÖrden  oder  eines  Teils  derselben  zum  Zwecke 
hat,  wird  mit  Zuchthaus  bestraft.  A.  S.  III  417,  Wolf  I  376. 
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stSaden  ab  Begünstiger  betrachten,  und  wir  sind  unbedingt  der  An- 
siebt, dass  ein  Strafanti-ag  in  dieser  Richtung  mit  Bezug  auf  die  Ver- 
breitung einzelner  Nammem  der  *  Freiheit  >  wenigstens  nach  kantonalem 
l^tra&echt  begründet  wäre. 

Da  es  sich  aber  vorzugsweise  am  kant.  Recht  handelt,  indem  die 
Aufforderung  zum  Verbrechen  an  sich  diesem  anbeimßLllt  und  das 
BStrafrecbt  nur  insofern  Platz  greift,  als  das  Verbrechen  gegen  die 
Behörden,  die  Verfassung  oder  das  Eigentum  des  Bundes  speziell  gerichtet 
ist,  und  da  bisher  ein  solcher  Strafiintrag  nicht  erhoben  wurde,  so 
dörfte  es  sich  rechtfertigen ,  tüx  diesmal  davon  Umgang  zu  nehmen 
und  sich  darauf  zu  beschränken ,  auf  die  Tragweite  und  Folgen  der 
in  Frage  kommenden  Handlungen  hinzuweisen  und  den  Entschluss  kund 
la  tun,  in  Zukunft  Fnhlbare  rücksichtslos  zur  Verantwortung  zu  ziehen. 

Etwas  weniger  heftig  als  die  ■  Freiheit  >  war  bis  in  die  jUngste 
Zeit  der  «RäToltä*.  Doch  enthielt  auch  dieser  verschiedene  Artikel, 
welche  teils  zu  Diebstal,  Raub  und  Mord,  teils  zum  Aufruhr  auffor- 
derten.   Auch  hier  kennen  wir  aber  die  Ver&sser  dieser  Ai-tikel  nicht. 

Endlich  kQnnte  man  in  Frage  ziehen  den  Art.  41  des  BStrafrechts, 
welcher  laatet: 

Wer  ein  fremdes  Gebiet  verletzt  oder  eine  andere  vQlkerrechts- 
widrige  Handlung  begeht,  ist  mit  Gefängnis  oder  Geldbusse  zu 
belegen.  A.  S.  IIT  416,  Wolf  I  375. 

Die  Untersuchung  hat  das  wirkliche  Bestehen  einer  Vereinigung 
von  Personen,  welche  den  Zweck  hat,  Verbrechen  im  Sinne  Most's  vor- 
mbereiten,  zu  veranlassen  und  zu  unterstützen,  nicht  nachweisen  kön- 
nen. Wir  dnd  sogar  davon  überzeugt,  dass  eine  solche  Geselbchaft 
in  der  Schweiz  nicht  besteht,  und  die  Beteiligung  einzelner  bei  bereit« 
verübten  Verbrechen  auf  persönlicher  Initiative  beruht,  welche  aller- 
dings dorch  Most's  Brandschriften  wachgerufen  wurde.  Alles,  was 
den  gegenwärtig  in  der  Schweiz  lebenden  Anarchisten  nachgewiesen 
werden  konnte,  beschränkt  sieb  auf  den  Schmuggel  anarchistischer  Lit- 
leratnr  nach  benachbarten  Staaten,  und  es  kann  sich  daher  einzig 
fragen,  ob  Art.  41  auch  Bezug  hat  auf  den  Schmuggel  von  Druck- 
i^hriften  nach  benachbarten  Staaten,  deren  Verbreitung  in  diesen  Staaten 
»erboten  ist. 

Der  Begriff  der  <  völkerrechtswidrigen  Handlung  >  ist  ein  ausser- 
ordentlich v^er,  und  sehr  leicht  könnte  aus  diesem  Paragraphen  ein 
recht  schlimmer  €  Kautschukparagraph  >  gemacht  werden.  Nach  den 
allgemeinen  Grundsätzen  des  Strafrechts  darf  diese  Bestimmung  nicht 
ausdehnend  und  im  Zweifelsfalle  nicht  zn  Ungun'^ten  des  Angeklagten 
interpretirt  werden.     Was  daher  in   theoretischen  Exkursen   tlber   das 


V.    Abachn.  VI.    Kapitel  ;^.    No.  13S4. 

)hrt  werden  mag,  kommt  an  und  tUr  sich  nicht  in 
.  die  völkerrechtliche n  Gehräache ,  das  völkerrechtliche 
Kn   nicht   den    Charakter    bindender  Normen   and   ihre 

dem  Bürger  nicht  zugematet  werden.  Es  bleibt  also 
irte  Völkerrecht,  d.  h.  vertragliche  Recht  einzelner 
ich.  Denn  fUr  die  Verletzung  eines  fremden  Gebietes 
he  Beschimpfung  eines  fremden  Volkes  oder  Souverains 
■Eaentanten  bestehen  besondere  Vorschriften,  Ueber  die 
les  Schmuggels  anarchistischer  Litteratur  hat  sich  die 
<m  fremden  Staat  so  wenig  in  einen  Vertrag  eingelassen, 
hindernng  des  Schmuggels  irgend  einer  andern  Waare. 
;he  Vertrüge  nicht  bestehen,  kann  jener  Schmoggel  auch 

cit,  Art.  41   das  BStrafrechtes  gestellt  werden. 

B  1885  m  718. 
lindung  mit  dem  Ber.  des  eidg.  Generalanwaltes  über 
hen  Umtriebe  in  der  Schweiz  teilt  der  eidg.  Unter- 

ßerdez  über  die  Geschichte  des  Anarchismus  in  der 
ies  mit: 

I    bestanden   in    der  Schweiz,   abgesehen    von    den    Ge- 
ei  Hauptgrnppen  von  Sozialisten: 
itliverein,  bestehend  aus  Schweizern,  mit  dem  «  GrütJi- 

tralverband  der  deutschen  Vereine,  bestehend  aus  Ar- 
reiche  das  deutsche  Element  repräsentirten  und  deren 
Goegg  und  Ladendorf  herausgegebene  cFelleisen>  war: 
n-nationale  Arbeiterbund,  bestehend  ans  deutsch  and 
henden  Sektionen, 

ihr  1864  gegründete  Gesellschaft  war  in  der  Schweiz 
die  cFederation   jurassienne  >    und    hatte   ihr  Centrai- 

Sonvilliers,  später  in  La  Chauz- de -Fonds  nnd  im 
in  Neuenbürg.  Das  deutsche  Organ  der  Intemstio- 
i73  die  «Tagwacht»,  das  französische  Organ  war  da.t 
federation  jurassienne >,  später  iL' Avant-Garde >,  und 
Jahrs  1879  erfolgten  Unterdrückung  der  <B6volt^>-') 
873  vereinigten  sich  die  deutschen  Arbeitervereine  und 
,le,  um  den  Arbeiterbnnd  zu  bilden,  dessen  offiiielles 
lehr  die  von  Greulich  redigirte  «Tagwacht*  wurde. 
1877  vereinigten  sich  Arbeiterband  und  GrDtlivereia 
ädg.  Fabrikgesetzee  lu  einer  sozialdemokratischen  Partei, 

Festhaltang  ihrer  selbständigen   Organisation;   allein 
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schon  1878  trennte  sich  der  Grütliverein  wieder  vom  Arbeiterbund. 
Der  letztere  bestand  nicht  lange,  er  fiel  Streitigkeiten  zwischen  den 
extremen  und  den  gemässigten  Elementen  und  einem  erheblichen  Defi- 
zit zum  Opfer  und  löste  sich  im  Nov.  1880  auf. 

Seither  trieben  die  Sozialdemokraten  Politik  und  bildeten  zwei 
(irganisationen.  Eine  deutsche,  deren  Organ  der  in  Zürich  erscheinende 
«Sozialdemokrat»')  war,  und  die  unter  der  Leitung  des  deutschen  Lan- 
desaosschusses  stand,  und  eine  Schweiz.,  deren  Organ  die  «Arbeiter- 
stimme» war,  und  welche  unter  der  Leitung  eines  Centralkomites 
(Landesausschusses)  in  Zürich  stand. 

Die  Arbeitervereine  dagegen  bildeten  unter  sich  verbündete  Ge- 
werkschaften, welche  sich  nicht  mit  Politik,  sondern  ausschlieslich  mit 
den  Interessen  der  Arbeiter  befassten. 

Um  diese  Zeit  (1880)  vollzog  die  Internationale  eine  von  langer 
Hand  vorbereitete  Schwenkung,  durch  welche  sie  in  eine  neue  Ent- 
wicklnngsphase  eintrat,  ursprünglich  war  diese  Gesellschaft  auf  ver- 
hältnismässig gemässigte  sozialdemokratische  Grundsätze  gegründet 
worden.  Die  Statuten  der  Internationale  vom  Jahr  1866  und  die 
reTidirten  Statuten  von  1873  enthalten  keine  anarchistischen  Theorien. 
Hauptsächlich  unter  dem  Einflüsse  von  Bakunin,  der  eine  Zeit  lang 
in  der  Schweiz  agitirte,  und  im  Gegensatz  zu  Karl  Marx,  der  den 
Staatssozialismus  vertrat,  gelangte  indessen  die  Internationale  in  der 
Schweiz  bald  zu  Sozialrevolutionären  und  schlieslich  zu  anarchistischen 
Anschauungen. 

Offiziell  vollzog  sich  diese  Schwenkung  im  Juli  1881  auf  dem 
internationalen  Eongress  in  London.^)  Allein  es  fanden  schon  vorher 
zahlreiche  Vorbereitungen  statt,  unter  denen  die  am  12.  Sept.  1880 
am  Genfersee  abgehaltene  Konferenz  am  wichtigsten  ist.  Diese  letztere 
Konferenz  war  von  Deutschen  veranstaltet  worden ;  sie  nahm  ein  Manifest 
an,  welches  eine  geschlossenere  und  vollständigere  Organisation  der  anar- 
chistischen Elemente  empfahl  und  die  «Freiheit»  als  offizielles  Partei- 
organ und  als  Vermittlerin  zwischen  den  einzelnen  Gruppen  anerkannte. 

Ausserdem  fällt  in  Betracht  der  Kongress  der  «Föderation  jurassienne», 
der  am  9.  und  10.  Okt.  1880  in  La  Chaux-de-Fonds  stattgefunden  hat. 

Die  Beschlüsse  des  Londoner  Kongresses,  welche  diesen  Vorberei- 
tungen folgten,  sind  von  der  grössten  Tragweite;  sie  bedeuten  ein  voll- 
ständiges Uebergehen  zum  Anarchismus  und  finden  sich  in  der  «Frei- 
heit» vom  30.  Juli,  6.  und  18.  Aug.  1881  und  im  «Rövoltö»  vom 
23.  Juli,  6.  und  20.  Aug.  und  3.  Sept.  1881. 
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lärte,  daB8  die  Propoganda  durch  Wort  and 
und  empfahl  als  hanptsächtichstes  Agitatious- 
der  Tat.  Er  erklärte  sich  einverstanden  mit 
lewalttfitigen  Zerstörong  der  gegenwärtigen  In- 
als  moraLsch  alle  Uittel,  welche  dienlich  sind, 
oralische  Gesellschaft  zu  zerstören;  er  erklärte, 
mdelns  und  der  revolntiosaren  Tat  geb>mmeii 
t>solat  notwendig,  dass  mit  allen  Kräften  dahin 
irch  Taten  der  Oedanke  der  Bevolntion  nnd 
gefördert  werden.  Ber  gesetzliche  Boden,  au( 
m  allgemeinen  geblieben  sei,  müsse  verlassen 
a  führe  einzig  die  Aktion  auf  gesetzwidrigem 
rnrde  gesagt:  cDie  technischen  und  chemischen 
der  revolutionären  Sache  bereite  Dienste  geleistet 
rselben  künftig  noch  grössere  za  leisten.  Der 
;r  den  Gruppen  und  den  einzelnen  Mitgliedern 
eiterbundes,  grosses  Gewicht  auf  das  Studiwn 
nd  ihrer    Verwendung    als  Verteidigungs-    und 

neue  Organisation  der  Internationale  beschloss 
r  Feststellung  allgemeiner  Grundsätze  zu  be- 
igen die  Initiative  für  Bildung  geheimer  und 
welche  der  sozialen  Revolution  dienlich  sein 
1  überlassen. 

nach  die  Autonomie  der  Gruppen  und  der  Etn- 
so  den  Grundsatz  weiter,  der  schon  seit  der 
73  die  centralistische  Organisation  zerstSrt  hatt«. 
föderalistische  Element  vor  . . . 
cht  ausdrücklich  ein  offizielles  Parteiorgan  der 
it,    allein    tatsächlich    war   dies   von   nun   die 

Londoner  Kongresses  von  1881  bilden  den  Äus- 
jnwärtige  Organisation  der  Anarchisten. . . 
revolutionären  Gruppen  der  deutschen  und  dei' 
ilosseu  sich  der  internationalen  Vereinigung  an. . . 
vereinen  vollzog  sieb  nun  auch  eine  Spaltong. 
irchistischen  Mitglieder  des  deutschen  Arbeiter- 
:e  1882  aus  dem  Verein  ausgestossen,  worauf 
« Freiheit » ')  gründeten.  In  Vivis  wurden  die 
lUtsehen  Arbeiterverein  ausgeschlossen.    In  Lau- 
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sänne   stiessen   umgekehrt   die  Anarchisten    die  Sozialdeznokraten  aus. 
welche  dann  den  «Arbeiter-Leseklub»  gründeten. 

Die  Angaben  Einzelner . . ,,  welche  behaupten,  die  Internationale 
habe  sich  aufgelöst  und  bestehe  nicht  mehr,  sind  daher  nicht  glaub- 
würdig. Die  Internationale  hat  sich  seit  1881  umgestaltet,  indem  sie 
die  am  Londoner  Kongress  aufgestellten  Grundsätze  und  die  von  dem- 
selben empfohlene  Organisation  annahm.  B  1885  IIl  538. 

Der  eidg.  Generalanwalt  schliesst  hieran  nachstehende  Bemer- 
kungen an: 

Seitdem  nun  in  Deutschland  und  Oesterreich  in  Folge  ihrer  gegen 
die  Sozialdemokraten  und  Anarchisten  gerichteten  Ausnahmegesetze  die 
Behörden  anfingen,  die  Anhänger  der  « sozialen  Revolution »  des  Lan- 
des zu  verweisen,  zogen  diese  Leute  mit  Vorliebe  nach  der  Schweiz, 
wo  sie  einerseits  Arbeit,  andrerseits  freiere  Bewegung  zu  finden  hofften,, 
nnd  von  wo  aus  sie  sich  dann  häufig  an  der  Agitation  gegen  ihr  Va- 
terland beteiligten.  Es  hatte  dies  zur  Folge,  dass  das  anarchistische- 
Element  in  der  Schweiz  sich  fortwährend  im  Zunehmen  befand.  Doch 
standen  sich,  wie  bereits  angedeutet  wurde,  von  nun  an  Sozialdemo- 
kraten und  Anarchisten  scharf  gegenüber.  Während  die  deutschen 
Sozialdemokraten  die  Verbesserung  der  Lage  des  Arbeiters  und  die 
Umgestaltung  der  gesellschaftlichen  Ordnung  im  Sinne  einer  Beseitigung 
der  bestehenden  Ungleichheiten  und  Misstände  auf  gesetzlichem  Wege, 
dnrch  Belehrung  und  Organisation  der  Arbeiter  anstrebten  und  von  einer 
gewalttätigen  Aktion  einstweilen  nichts  wissen  wollten,  predigten  die 
Anarchisten  « die  Propaganda  der  Tat »,  deren  Endziel  die  allgemeine 
soziale  Revolution  und  mit  dieser  die  Beseitigung  der  staatlichen  Or- 
ganisationen und  die  Herstellung  der  allgemeinen  politischen  und  so- 
zialen Gleichheit  sein  sollte. 

Die  Anarchisten  stellten  den  Satz  auf,  dass  zur  Erreichung  dieses 
Zieles  jegliches  Mittel  erlaubt  sei,  und  dass  die  Verachtung  des  Ge- 
setzes oberstes  Prinzip  sein  müsse.  Mord,  Baub,  Brandstiftung  sollten 
dazu  dienen,  die  bürgerliche  Gesellschaft  in  Angst  und  Schrecken  zu 
versetzen,  die  Arbeiter  zur  Tat  anzuspornen  und  die  Kriegskasse  für 
die  Propaganda  der  Tat  zu  füllen. 

Doch  ist  zu  beachten,  dass  bei  einzelnen  Individuen  diese  Gegen- 
sätze häufig  durchaus  nicht  so  scharf  ausgeprägt  sind,  und  dass  viele 
entweder  wirklich  oder  angeblich  zwischen  beiden  Richtungen  stehen. 

B  1885  EI  541 ;  vgl.  auch  B  1883  H  910. 

1385«  Der  Vertreter  des  eidg.  Justiz-  und  Polizeidep.  hatte 
den  in  der  Angelegenheit  der  anarchistischen  Umtriebe  den 
26.  Febr.  1885  bestellten  eidg.  Generalanwalt  Nationalrat  Müller  aus 
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0.  13S4  I)  ersucht,  in  seinem  Ber.  an  den  BR  aucb  &uf 
ge  einzutreten,  ob  mit  Bezog  auf  die  anarchistische  Pro- 
i  auf  administrativem  oder  gesetzgeberischem  Wege  Mass- 

sollten  getroffen  werden. 

lionalrat  Müller  betont  in  seinem  Ber.  vom  Juni  1885,  dass 
nkenntnis  und  Kenntnis  der  persönlichen  Beziehungen  der 
sten  unter  sich  in  dieser  ganzen  Angelegenheit  die  Haupt- 
}i.  Solange  die  Kantone  nnter  sich  nicht  in  Beziehung 
and  keiner  weiss,  was  im  andern  geht,  so  lange  werden  alle 
gungen  der  kant.  Behörden  nur  mangelhafte  Resultate  za 
irdern.  Eine  erfolgreiche  Verfolgung  der  anärchistischeo 
ag  ist  erst  dann  möglich,  wenn  allseitig  eine  einheitliche 
ung  stattfindet.  Diese  herzustellen  sind  die  Kantone  nicht 
de,  es  muss  dazu  die  Vermittlung  durch  den  Bund  in  An- 
genommen werden.  Zu  diesem  Zwecke  hätte  der  Bund  eine 
itelle  zu  errichten,  welcher  sämtliche  Kantone  periodisch 

zu  erstatten,  Doraizilveränderungen,  neuen  Zuzug,  neue 
lungen,  welche  mit  Bezug  auf  die  anarchistische  Bewegung 
tet  wurden  etc.,  zu  melden,  in  besonders  wichtigen  Fällen 
fort  Anzeige  zu  machen  hätten.  Die  Centralstelle  würde 
as  eingegangene  Material  sichten  und  wiederum  an  die 
!  dasjenige  mitteilen,  was  für  jeden  einzelnen  von  Be- 
:  sein  könnte.    Ueberdies  könnte  diese  Centralstelle  da,  wo 

erscheinen  sollte,  Aufschlüsse  geben  über  den  Stand  der 
Dg,  Über  Organisation  und  Taktik  der  Partei,  über  Mittel 
ige,  dem  geheimen  Treiben  derselben  aaf  die  Spur  zn  kom* 
dgl.  m.  Auf  diese  Weise  dürfte  man  jederzeit  über  den 
1er  Partei  genau  unterrichtet  sein  nnd  nötigenfalls  im  gege- 
ifomente  auch  mit  Sicherheit  operiren  können. 

B  1885  ni  718.  Vgl.  No.  1388. 
86.  Im  Hinblick  auf  den  Beschl.  vom  26.  Febr.  1885, 
reichen  eine  strafrechtliche  Verfolgung  der  den  Anarchisten 
riebenen  Vergehen  angeordnet  wurde  (No.  1384  I),  erklärte 
■  BR  in  seinem  Beschl.  vom  3.  Juni  1885  auf  Antrag  des 
ineralanwaltes  nnd  in  Anwendung  von  Art.  70  der  BV  damit 
anden,  dass  die  strafrechtliche  Verfolgung  gegen  die  fol- 
namentlich  genannten  21  Ausländer  fallen  gelassen  werde; 
Igte  jedoch  gleichzeitig  deren  Ausweisung  aus  dem  scbweiz. 

In  seinem  Beschl.  zog  der  BR  in  Betracht: 
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Dass  der  eidg.  Generalanwalt  und  der  eidg.  Untersuchungsrichter 
für  die  deutsche  Schweiz  darüber  einverstanden  sind,  dass  die 
weitere  gerichtliche  Verfolgung  aufzuheben  sei  gegen: 

1.  Bodenmüller,  Kaspar,  von  Hürbel  (Würtemberg),  geboren 
1855,  ledig,  Drechsler,  zuletzt  in  Bern; 

2.  Brenner,  Jakob,  von  Hördt  (Elsass),  geboren   1851,  ver- 
heiratet, Schneider,  zuletzt  in  Bern; 

3.  Brilitzki,  Adolph,  von  Krakau,  geboren  1852,  ledig,  Schuh- 
macher, zuletzt  in  St.  Gallen; 

4.  Daschner,  Theodor,  von  Straubing  (Baiern),  geboren  1840 
ledig,  Drechsler,  zuletzt  in  Schaffhausen; 

5.  Dorst,  Johann,  von  Jedlesee  bei  Wien,  geboren  1854,  ledig, 
Maschinenschlosser,  zuletzt  in  Winterthur; 

6.  Fitzek,  Franz,  von  Eibis  (Böhmen),  geboren  1855,  verheiratet, 
Vater  von  vier  Kindern,  Schlosser,  zuletzt  in  Zürich; 

7.  Halbedt,    Karl,   von  Wörösmart   (Ungarn),   geboren   1847, 
ledig,  Schuhmacher,  zuletzt  in  Bäterschen  bei  Winterthur; 

8.  Jon  ata,  Franz,  aus  Johannestal  (Böhmen),  geboren  1852,  ver- 
heiratet, Schneider,  zuletzt  in  Hottingen  oei  Zürich; 

9.  Kling  er,  Joseph,  von  Aussig  (Böhmen),  geboren  1856,  ledig. 
Seilergeselle,  zuletzt  in  Rorschach; 

10.  Koubsky,  Joseph,  aus  Jedla  (Oest erreich),  geboren  1855, 
ledig,  Drechsler,  zuletzt  in  St.  Gallen; 

11.  Leonhard,  August,  aus  Schwerin,  geboren  1859,  ledig, 
Wagner,  zuletzt  in  Winterthur; 

12.  Nikitscher,  Stephan,  aus  Gussing  (Ungarn),  geboren  1858, 
ledig,  Schreinergeselle,  zuletzt  in  Mörschwyl  (St.  Gallen); 

13.  Nowak,  Anton,  aus  Penovhraly  (Böhmen),  geboren  1856,  ver- 
heiratet, Schneider,  zuletzt  in  Zürich; 

14.  Nowotny,  Jakob,  von  Paardorf  (Mähren),  geboren  1859,  ledig, 
Flachmaler,  zuletzt  in  Hom  (Thurgau); 

15.  Petersen  oder  Peters,  Heinrich  Friedrich  Julius,  von  Mille 
(Lauenburg),  geboren  1856,  ledig,  Schuhmacher,  zuletzt  in 
Lozem; 

16.  Remlinger,  Julius,  von  Gogglingen  (Würtemberg),  geboren 
1844,  ledig,  Schneider,  zuletzt  in  Rorschach; 

17.  Wakenreuter,  Jakob,  von  Neustadt  an  der  Saale  (Baiern), 
geboren  1844,  ledig,  Schneider,  zuletzt  in  St.  Gallen; 

IV  6 
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18.  Zahradniczek,  Franz,  auch  genannt  Joseph,  alias  Gärtner, 
von  Schmalkewicz  (Mähren),  geboren  1857,  ledig,  Möbelschremer, 
zuletzt  in  St.  Gallen; 

in  Betracht  ferner,  dass  der  eidg.  Untersuchungsrichter  für  die 
romanische  Schweiz  den  Antrag  gestellt  hat,  es  sei  der  in  seinem 
Amtskreise  geführten  Untersuchung  keine  Folge  zu  geben,  und  dass 
der  eidg.  Generalanwalt  diesem  Antrage  zustimmt,  soweit  er  folgende 
Personen  betrifft: 

19.  Heil  mann,  Ludwig,  von  Schifferstadt  (Baiern),  geboren  1858, 
ledig,  Buchbinder,  zuletzt  in  Lausanne; 

20.  Schultze,  Karl,  von  Kottbus  (Preussen),  geboren  1852,  ver- 
heirathet,  Buchbinder,  zuletzt  in  Genf; 

21.  Grave,  Johann,  von  Puy  de  Dome  (Frankreich),  30  Jahre  alt, 
verheiratet,  Buchdrucker,  zuletzt  in  Genf; 

nach  Einsicht  von  Art.  29,  Abs.  3  des  Ges.  über  die  BStrafrechts- 

pflege  vom  27.  Aug.  1851,  lautend: 

Stimmen  Untersuchungsrichter  und  Bundesanwalt  in  dieser 
Ansicht  zusammen,  so  kann  bei  gemeinen  Vergehen  die  Verfol- 
gung sofort  aufgegeben  werden;  bei  politischen  Vergehen  ist  die 
Weisung  des  BR  einzuholen ;  A.  S.  11  750,  Wolf  1  416. 

in  Betracht,  dass  gegen  keines  der  vorgenannten  21  Individuen 
ein  genügender  Beweis  dafür  vorliegt,  dass  es  an  einem  unter  das 
BStrafrecht  fallenden  Vergehen  teilgenommen;  dass  aber  alle  an 
den  Umtrieben  der  anarchistischen  Gruppe,  welche  den  gewalt- 
samen Umsturz  der  bestehenden  Ordnung  bezweckt  und  Diebstal, 
Brandstiftung  und  Mord  als  erlaubte  Mittel  hiezu  proklamirt,  in 
tätiger  Weise  sich  beteiligt  haben; 

in  Betracht,  dass  diese  21  Ausländer  denjenigen  ihrer  Genossen, 
welche  derartige  Verbrechen  begangen  haben,  hiefür  Beifall  zollten; 
dass  sie  Schriften  verbreitet  haben,  durch  welche  solche  Mörder 
belobt  und  als  Vorbilder  dargestellt  wurden,  sowie,  dass  sie  in  den 
anarchistischen  Zusammenkünften  zur  Nachahmung  aufreizten; 

in  Betracht  endlich,  dass  die  ötfentliche  Sicherheit  die  Auswei- 
sung dieser  gefährlichen  Individuen  erheischt. 

B  1885  m  236,  1836  I  938. 

Den  13.  April  1886  trat  der  BR  auf  das  Gesuch  eines  der  den 
3.  Juni  1885  Ausgewiesenen  nicht  ein;  derselbe  ersuchte  um  Bewil- 
ligung der  Rückkehr  in  die  Schweiz,  weil  er  und  seine  Familie 
durch  den  Ausweisungsbeschl.  vom  3.  Juni  1885  schwer  betroffen 
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sei;  obschon  er  anarchistischen  Bestrebungen  huldige,  habe  er 
selbst  nie  etwas  strafbares  getan.  Der  BR  fand  jedoch,  dass  die 
Zeitumstände  und  die  fühlbare  Regsamkeit  der  anarchistischen  Rich- 
tung ihn  nicht  veranlassen  können  auf  seinen  Beschl.  zurück- 
zukommen. 

B  1887  II  737;  die  Komm,  des  StR  zur  Prüfung  der  Geschäftsführung 
des  BR  im  Jahre  1886  billigt  in  ihrem  Ber.  vom  28.  Mai  1887  (Haber- 
stich) ausdrücklich  dieses  Verfahren  des  BR,  B  1887  III  53. 

1387.  Mit  Beschl.  vom  8.  Sept.  1885  wies  der  BR  in  An- 
wendung des  Art.  70  der  BV  folgende  fünf  Ausländer  aus  dem  Ge- 
biete der  Schweiz.  Eidg.  weg :  Martin  Grasser  von  Schoppershof 
(Baiem),  geboren  1857,  Schneider,  zuletzt  in  Lausanne,  Franz 
Xuska  von  Netolitz  (Böhmen),  geboren  1854,  Schneider,  zuletzt  in 
Lausanne,  Maximilian  Mayer  von  Simmering  bei  Wien,  geboren 
1839,  Schuster,  zuletzt  in  Winterthur,  Martin  Glaser  von  Höfen 
(Böhmen),  geboren  1853,  Schneider,  zuletzt  in  Zürich,  Arnold 
Mnia  (sprich  Mirna)  von  Kralitz  (Mähren),  geboren  1860,  Schneider, 
zuletzt  in  Zürich;  die  Tatsachen,  die  dem  Ausweisungsbeschl.  zu 
Grunde  lagen,  waren  folgende: 

In  der  Nacht  vom  20.  auf  den  21.  Aug.  1885  wurden  in  den 
Strassen  von  Glarus  und  in  der  Nacht  vom  23.  auf  den  24.  Aug.  in 
den  Strassen  von  Lausanne  zahlreiche  Exemplare  eines  gedruckten 
Aufrufes  niedergelegt  und  ausgeworfen;  dieser  Aufruf  ist  unter- 
zeichnet :  Eine  geheime  Gruppe  Schweiz.  Anarchisten  und  an  die: 
Genossen!  Schweizerbürger!  gerichtet.  Er  enthält  die  Aufforderung 
zum  «  gewaltsamen  Umsturz  der  bestehenden  Ordnung  »  und  fordert 
zum  Schlüsse  auf,  die  Behörden  mit  der  ganzen  «  Ausbeuterklasse » 
niederzumachen.  Dieser  Aufruf  hätte  überall  den  20.  August  an 
die  Grütli-  und  Arbeitervereine  in  der  Schweiz  übergeben  werden 
sollen. 

Allem  Anscheine  nach  ist  diese  Druckschrift  in  einer  erheblichen 
Zahl  von  Exemplaren  aus  Paris  nach  der  Schweiz  geschickt  wor- 
den; ein  grössere»  Teil  derselben  gelangte  in  die  Hände  des  Martin 
Grasser,  der  über  hundert  Exemplare  nach  Winterthur  sandte 
und  gleichzeitig  den  dort  sich  aufhaltenden  Maximilian  Mayer 
brieflich  anwies,  wie  und  wann  die  Verbreitung  stattzufinden  habe. 
Femer  gab  Grasser  nach  seiner  eigenen  Angabe  « einige »  Exem- 
plare an  Franz  Nuska  ab.  Martin  Glaser  in  Zürich,  der  sich  a  offen 
als  Anarchist»  bekennt,  wurde  ebenfalls  im  Besitz  von  82  Exem- 


«1  3.    Na.  I8S7.  13SS. 

iJQ  Zweifel,  dasB  alle  Geoannteii 
:lamation  tätig  waren,  sondem 
virklichung  SDarchistischer  Ten- 

Es  gilt  dies  namentlich  auch 
'  tätigsten  und  hervorragendsteo 
ler  Mitglied  des  Vorstandes  des 
war. 

I  des  Bß  lautet  dahin,  dass  die 
en  gewährten  Aufenthalt  unter 
lernamens  misbraucht,  um  die 

Eidg.  durch  gewaltsamen  und 
itlicben  Ordnung  zu  gefahideu. 
B  1885  III  853,  1886  I  989, 
aus  zwei  Teilen,  nämlich  aus 
cbteten  Aufruf  und  aus  einem 
itrag  hat  keine  wesentliche  Be- 
in aus  einzelnen  Ergüssen  der 
Most's  und  enthält  u.  a.  folgende 

1  deiifache  Schweiz,  die  verkörperte 
«rknachtes,  dumm  und  anmassenä, 
9  bervorrageades  leigt«n  zu  kün- 
leint  er  darch  Brutalitat  ersetzen 
und  seinem  «Pflichteifer*  kam 
I  Aoarchisten  doch  nicht  an  den 
tun  auch  der  Mut  kam,  in  einem 
len :  ■  Ich  furchte  das  Messet  eines 

a  Zäricb,  ein  würdiger  Genosse  des 
neiders  Dednal,  der  letztern  noch 
e  fUr  die  Üntersachnngsgefangenen 
.iment  von  Titnistionen :  Lump, 
>abe,  Hallunk,  Lausbube,  elender 
9n  Ausdrücke  seines  Ingrimms  . .  ■ 
ifällig  grinste  .  .  . 

Untersuchungsrichter  filr  dJedentscLe 
»uchung  im  Jahre  1885,  No.  1S»4. 
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Im  ersten  Teil  des  Aufrufes  stellt  sich  die  «geheime  Gruppe 
Schweiz.  Anarchisten»  dar,  als  wäre  sie  um  das  politische  und 
soziale  Wol  der  Schweiz  besorgt;  sie  fordert  auf  zu  Ungehorsam, 
ja  zur  formlichen  Widersetzlichkeit  gegen  die  obersten  Behörden 
des  Landes  und  zur  Revolutionirung  seiner  verf.-mässigen  Ordnung ; 
der  Schluss  lautet  : 

Nieder  mit  den  Bluthunden,  den  Gesandtschaften  der  fremden 
Tyrannen!  Nieder  mit  dem  verräterischen  Bundesrate,  welcher  das 
Schweizervolk  an  die  fremden  Tyrannen  verschachert!  Nieder  mit  der 
ganzen  Ausbeuterklasse,  die  uns  niemals  eine  andere  Regierung  geben 
kann  und  wird  als  eine  volksverräterische !  Wir  sind  jetzt  genug  regiert 
worden,  und  können  es  wol  versuchen,  unsere  Geschäfte  einmal  selbst 
zu  besorgen  .  .  . 

Hoch  die  soziale  Revolution!  Hoch  die  Herrschaftslosigkeit ,  das 
heisst;  die  Herrschaft  eines  jeden  einzelnen  über  sich  selbst. 


k  I.  Zufolge  der  im  Jahre  1885  vom  BR  getroffenen  Mass- 
nahmen schien  die  anarchistische  Propaganda  auf  dem  Schweiz. 
Gebiete  beinahe  verschwunden  zu  sein.*)  Vorgänge  jedoch,  die  sich 
im  Herbst  des  Jahres  1887  ereignet  hatten,  gaben,  obschon  sie 
nar  teilweise  sich  auf  die  anarchistischen  Bestrebungen  beziehen, 
der  von  Nationalrat  Müller  gemachten  Anregung*)  einen  neuen 
dringlichen  Charakter  und  veranlassten  den  BR,  in  einem  Ber.  vom 
12.  März  1888  an  die  BVers.  einen  Nachtragskredit  zum  Zwecke 
einer  bessern  Organisation  der  politischen  Polizei  *)  im  Betrage  von 
Fr.  20,000  zu  begehren.  Die  eidg.  Räte  bewilligten  diesen  Kredit 
durch  BBeschl.  vom  20.,  23.  März  1888. 

Das  einzige  Mittel  —  sagt  der  BR  in  dem  erwähnten  Ber.  — 
der  politischen  Polizei  diejenige  feste  Organisation  zu  geben,  deren 


i)  Vgl.  B  1886  I  989,  1887  II  737,  III  53. 

«)  Vgl.  No.  1885. 

5)  Vgl.  Ber.  der  Komm,  des  NR  vom  20.  März  1888  (Künzli):  Die  Schaffung 
einer  centralen  Polizeistelle,  bei  welcher  alle  Fäden  aus  den  Kantonen  zu- 
sammenlaufen, von  der  alle  erforderlichen  Anordnungen  und  Direktiven  aus- 
gehen, und  welche  die  Verantwortlichkeit  für  ihre  Ausführung  trägt,  darf  nicht 
länger  verschoben  werden,  B  1888  I  691. 

Ber.  der  Konmi.  des  StK  vom  23.  März  1888  (Hoffmann) :  Der  Betrag  des 
Kredites  scheint  darauf  hinzudeuten,  dass  es  sich  wesentlich  um  Kreirung 
einer  Centralstelle  und  die  Verwendung  geeigneter  Persönlichkeiten  in  Kan- 
tonen handelt,  deren  Verhältnisse  hiezu  besondere  Veranlassung  bieten  können, 
B  1888  I  700.  —  Den  20.  April  1888  wurde  das  Personal  des  eidg.  Justiz-  und 
Polizeidep.  vermehrt  um  einen  Kanzlei-Sekretär  für  die  Fremdenpolizei. 
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als  je  bedarf,  besteht  darin,  dass  der  vollziehenden 
indes  die  Möglichkeit  gewährt  wird,  auf  die  Leitung 
lung  der  Untersuchungen  einen  direkten  und  fort- 
luss  auszuüben-,  es  handelt  sich  insbes.  darum, 
hweiz.  Boden  nicht  nur  das  Treiben  der  Anar- 
n  auch  die  Tätigkeit  der  Spione,  welche  als  soklie 
mdig  in  Agents  provocateurs  sich  zu  verwandeln  die 
,  planmässig  zu  überwachen  und  zu  verfolgen. 

Vgl.  auch  B  1890  II  m. 
.  Mai  1888  richtete  sodann  der  BR  an  die  KReg,  ein 
Kreisschr.  in  welchem  er  die  Aufgaben  der  kant.  Be- 
ender Weise  festsetzte: 

lt.  Pol  LZ  fi  beb  Orden  sammeln  sorgfältig  aMe  Tatsaclien, 
n  Gebiete  sich  ereignen  und  die  innere  Sicherheit  der 
die  Ueziehungen  der  Schweiz  zum  Auslande  betreffen. 
!  Vorgänge,  sowie  über  deren  Urheber  erstatten  sie  von 
ine  weitere  Einladung  Bericht  an  das  eidg.  Justiz-  und 

jdere  richten  sie  ihre  Aufmerksamkeit  auf  die  öffent- 
eiraen  Versammlungen ,  sowie  auf  die  Zeitungen  und 
in  welchen  die  Fragen  der  sozialen  Orgiinisation  de;- 
r  politischen  oder  sozialen  Organisation  anderer  Staaten 
diskutirt  werden,  üehar  diese  Versammlungen  und 
rstatten  sie  ebenfalls  Bericht  -und  treffen  Vorsorge,  dass 
Publikationen  regelmässig  dem  eidg.  Justiz-  und  Polizei- 

Bff  derjenigen  i'ersonea,  welche  an  solchen  Versamni- 
der  Redaktion  oder  VerbreituDg  derartiger  Presserzeug- 
nteil  nehmen,  sammeln  die  kantonalen  Polizeidireklionen 
Joti/.en,  welche  geeignet  sind ,  über  deren  Namen,  Her- 
gang, Subsistenzmitt«l  und  Äntecedentien  Auskunft  /M 
hersenden  diese  Notizen  regelmässig  dem  eidg,  Justiz- 
In  gleicher  Weise  verfahren  sie  auch  gegenüber  Preni- 
«nzmittel  unbekannt  sind,  oder  deren  Anwesenheit  aucb 
aden  der  Schweiz  Schwierigkeiten  bereiten  konnte, 
iine  dieser  Personen  iliren  Wohnort  verlässt  und  in  einen 
sieht,  ist  von  der  kant.  Polizeibehörde  dem  eidg,  Justiz- 
sofort  Kenntnis  zu  geben,  und  gleichzeitig  der  Polizei- 
lern Kantons,  in  welchen  diese  Person  sich  begeben  hat, 
g  zu  machen.  b  188S  IV  1044. 
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Obschon  das  Kreisschr.  ein  « konfidenzielles »  war,  berichteten 
alsbald  mehrere  Zeitungen  unrichtiges  und  richtiges  über  dasselbe,  *) 
Deshalb  richtete  der  Staatsrat  des  Kts.  Neuenburg  den  30.  Nov. 
1888  folgendes  Schreiben  an  den  BR: 

Es  schien  uns  ohne  Kommentar  selbstverständlich,  dass  die  Voll- 
ziehung der  7om  BR  den  kant.  Polizeibehörden  erteilten  Instruktionen 
nur  innert  der  Schranken  der  Verf.  realisirt  und  keine  der  öffentlichen 
Freiheiten  dadurch  suspendirt  oder  verktlrzt  werden  wollte.  Wir  hatten 
gefunden  und  finden  noch,  dass  das  Kreisschr.  es  auf  keine  der  poli- 
tischen und  sozialen  Meinungsströmungen  abgesehen  habe,  welche  sich 
bis  jetzt  in  der  Schweiz  frei  bewegen  konnten.  Für  uns  war  es  augen- 
scheinlich, dass  die  empfohlenen  Massnahmen  hauptsächlich  durch  das 
Treiben  der  Anarchisten,  der  politischen  Spione  und  der  agents  provo- 
eateurs  notwendig  gemacht  wurden,  welche  für  unsere  Sicherheit  und 
unsere  internationalen  Beziehungen  zu  einer  wirklichen  Gefahr  gewor- 
den sind.  B  1888  IV  194,  1049. 

Der  BR  bestätigte  den  12.  Okt.  1888  der  Neuenburger  Reg., 
dass  der  Sinn  des  Kreisschr.  vom  11.  Mai  1888  kein  anderer  als 
der  von  der  Neuenburger  Reg.  gegebene  sein  könne;  den  gleichen 
Standpunkt  nahm  er  auch  ein  in  einem  Schreiben  vom  7.  Dez.  1888 
an  die  Komm,  des  NR  zur  Prüfung  einer  Petition  über  die  po- 
litische Polizei;  der  BR  sagt: 

Durch  den  einstimmigen  und  klar  ausgesprochenen  Willen  der  BVers. 
aufgefordert,  einen  seit  langem  gewünschten  Dienst  zu  organisiren,  der 
den  Bß  in  den  Stand  setzen  würde,  auch  über  alles  unterrichtet  zu 
sein,  was  die  innere  Sicherheit  der  Schweiz  und  die  auswärtigen  Be- 
ziehungen (Art.  102,  Ziff.  8,  9,  10  der  BV)  berührt,  war  der  BR  darauf 
angewiesen,  sich  für  die  Erlangung  der  daherigen  Aufschlüsse  an  die 
Reg.  der  Kantone  zu  wenden.  Indem  er  an  die  Mitwirkung  derselben 
appeDirte,  erwartete  er  und  erwartet  er  ferner  von  denselben  alle  In- 
formationen zu  erhalten,  die  sie  sich  durch  wachsame  Anwendung  der 
ihnen  zu  geböte  stehenden  Mittel  verschaffen  können.  Der  BR,  der 
zum  Hüter  von  Verf.  und  Gesetz  berafen  ist,  wird  von  diesen  Informa- 
tionen ebenfalls  nur  innert  der  verf-mässigen  und  gesetzlichen  Schranken 


*)  Den  C,  10.  Jnli  1888  erbat  sich  Advokat  Scherer  in  St.  Gallen  namens 
des  Centralcomites  des  Grütlivereins  und  des  Arbeiterbundes  Aufschluss  über 
die  Tragweite  des  Kreisschr.  Der  BR  lehnte  prinzipiell  dieses  Begehren  ab, 
weil  das  Kreisschr.  ein  konfidenzielles  sei,  versicherte  aber  dem  Gesuchsteller, 
dass  das  Bestreben  des  BR  st^ts  darauf  gerichtet  sei,  soviel  als  möglich  die 
Anforderungen,  welche  die  Sicherheit  des  Vaterlandes  an  ihn  stellen,  mit  der 
Achtung  vor  den  individuellen  Rechten  in  Einklang  zu  bringen,  B  1888  III  828. 
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Sicherheit  der  Schweiz  gefährden,  sowie  die  bezüglichen  Unter- 
suchungen und  unterbreitet  dem  BR  auf  Anwendung  des  Art.  70 
der  BV  gehende  Anträge.*)  A.  S.  n.  F.  2  S.  I  243. 

1389«  Ueber  den  Kopf  der  ihm  vorgesetzten  Behörde  hin- 
weg und  ohne  jede  Begrüssung  derselben  hat  Polizeihauptmann 
Fischer  in  Zürich  den  6.  Jan.  1888  den  beiden  Abgeordneten  in 
den  deutschen  Reichstag,  Bebel  und  Singer,  auf  deren  privates 
Ansuchen  hin,  einen  Ausweis  in  die  Hand  gespielt  über  das  Re- 
sultat der  gegen  die  Polizeispione  Haupt  und  Schröder  geführten 
Untersuchung.^)  Diese  Untersuchung  war  dem  Polizeihauptmann 
Fischer  anvertraut  worden,  dieselbe  harrte  jedoch  noch  der  Er- 
ledigung durch  die  zuständige  BBehörde. 

Wegen  dieses  Vorfalls  richtete  der  BR  den  8.  Febr.  1888  an 
die  Reg.  des  Kts.  Zürich  folgendes  Schreiben : 

Wir  können  Ihnen  nun  nicht  verhehlen,  dass  die  Akten  auf  uns 
einen  geradezu  bemühenden  Eindruck  gemacht  haben.  Zwar  hat  Ihre 
Polizeidirektion  Herrn  Fischer  bereits  einen  Verweis  erteilt,  und  Sie 
selbst  haben  dessen  Handlungsweise  als  eine  inkorrekte  bezeichnet; 
allein  das  scbliesst  nicht  aus,  dass  wir  unsrerseits  die  entschiedenste  Mis- 
billigung  des  Vorgehens  des  Herrn  Fischer  aussprechen,  und  zwar  trifft 
diese  Misbilligung  nicht  nur  die  von  ihm  begangene  Indiskretion,  son- 
dern in  nicht  geringerem  Masse  auch  die  von  ihm  versuchte  Recht- 
fertigung. 

Was  sich  anläslich  der  Untersuchung  gegen  Schröder  und  Haupt 
zugetragen  hat,  in  Verbindung  mit  dem  Anspruch,  den  jener  Polizei- 
beamte darauf  erhebt,  dritten  Personen  nach  Gutfinden  Mitteilungen 
über  die  Ergebnisse  der  Untersuchungen  zu  machen,  mit  deren  Führung 
er  betraut  ist,  nötigt  uns,  auf  Mittel  und  Wege  Bedacht  zu  nehmen, 
die  geeignet  sind,  das  Geheimnis  von  Untersuchungen  zu  sichern,  welche 
im  Interesse  der  politischen  Polizei  geführt  werden. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  diese  Polizei  ihrerseits  im  Interesse 
nicht  nur  des  Kantons  besteht  und  ausgeübt  wird,  in  welchem  sie  zu- 
fölligerweise  in  Bewegung  gesetzt  worden  ist,  sondern  in  demjenigen 
der  gesamten  Schweiz,  deren  äusserer  und  innerer  Sicherheit  sie  zu 
dienen  hat.     Nach  Mitgabe  von  Art.  102,   Ziff.  8  und  10  und  Art.  70 


1)  Der  Entw.  des  BR  hatte  als  Art.  2,  litt,  b  blos  die  Vorschrift,  dass  der 
Generalanwalt  alle  Geschäfte  zu  besorgen  hat,  welche  in  den  Geschäftskreis 
des  Justiz-  und  Polizeidep.  gehören,  und  die  ihm  durch  die  BBehörde  über- 
tragen werden,  B  1889  IIl  634. 

«)  Vgl.  No.  1S91. 
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fiir  uns  das  Recht  der  Aufsicht  und  Oberleitung  anl 
nspruchen  und   können  unmöglich  zugeben,    dass  es 

gestattet  sei,  derartige  Cntersuchungen  nach  ihrem 
oder,    ohne  unsere    Ermächtigung,    dem    Publikum 
darauf  bezügliche  Mitteilungen  zu  machen, 
iresäe  des  Ansehens   und  der  Würde  der  Eidg.  Dich 

dass  wir  in  dieser  Richtung  unsere  verf-massinen 
lern  Umfange  auszuüben  in  der  Lage  seien.  Wir 
Den  Grund,  die  bestimmte  Erwartung  auszuspreclier, 
1  von  den  Massnahmen,  welche  uns  in  Zukunft  einen 
massgebenden  Einfluss  auf  die  Führung  derartiger 
lem  sollen ,  Erscheinungen ,  wie  sie  jetzt  zu  Tage 
nie  und  nirgends  mehr  wiederholen  werden. 

B  1888  I  325,  59f>,  699;  vgl.  Langhard  a.  0.  S.  Sl'. 

P.  Singer,  Mitglieder  des  deutschen  Reichstages, 
18S8  folgendes  Schreiben  an  PolizeihauptmBun 

ebneten  ricfalen  an  Sie  die  höfliche  Bitte,  Ihnen  bestä- 
iss  ,  .  .  Karl  Schröder,  sowie  .  ,  .  Christian  Haupt 
von  uns  gemachte  Geständnisse  auch  in  der  wider 
irdlicben  Untersuchung  ausgesagt  haben  :  .  .  . 
röder  seit  Jahren  im  Dienste  der  Uerliner  Poliiei 
itlich  mit  200  Mark  Gehalt  und  in  den  letzten  an- 
)  Mark  per  Monat  erhalten  bat ; 

Geld  auf  Anweisung  des  Polizeirates  Krüger  in 
«ine  Berichte  an  den  Polizeibeamten  Krüder  gesandt 

röder  hei  der  Hausdurchsuchung  eine  Kiste  Dynamit, 

irik  OpJaden  ....  stammend,  gefunden  wurde,  die 

Lnarchisten  Etter  und  Wübbeler  empEeng; 

3r  mit  den  Anarchisten  Stellmacher  etc.  .  .  .  genan 

imen  Ueziehungen  stand,  und  im  Herbste  1883  einer 

bten  Konferenz  der  Schweizeranarchisten  beiwohnte, 

mannten  zugegen  waren ; 

'erbindung  mil    der    Uerliner    Polizei   der  Anarchist 

te,  und  nach  Schröders  Aassage  auch  Kaufiuann  im 

r  Polizei  arbeitete ; 

3e  auch  mit  den  Anaschisten  Peukert   und  Neve  in 

lUg,   mit  dem  Anarchisten  J.  Schwab   in  New-York 

;hr  stand; 

r  alle  neu  erscheinende  sozialistische  und  anarchisljscbe 

berliner  Polizei  anzuschaffen  und  dieser  sofort  zuzu- 
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«enden  hatte,  dass  er  die  bezilglicben  VersammluQgen  der  erwähn 
Richtnagen  zu  Überwachen  und  die  dana  anwesenden  Personen  zu 
unnziren  hatte; 

8.  dass  Schröder  in  Versammlungen  und  Wirtschaften  die  Arbe 
durch  seine  Reden  erhitzt    und    aufgehetzt   und    sie    auf  den  Weg 
(jewalt,  als  dem  einzigen  Mittel  zur  Bettung  verwiesen  und  zur  Pro 
ganda  der  Tat  aufgefordert  hat.  .  .  . 

(II)  1.  Dass  Haupt  zugestanden,  seit  vollen  sieben  Jabreu  im  Diei 
der  Berliner  Polizei  zu  stehen,  anfangs  in  Paris  tätig  war,  dann  n 
Genf  übersiedelte; 

2.  dass  Polizeirat  Krüger  den  Haupt  im  Jahre  1881  und  der  P 
ieii-at  von  Hacke  im  Jahre  1884  in  Genf  persönlich  besuchten  und 
instmirt  haben; 

8.  dass  beide  mit  seinen  bisherigen  Leistungen  niclit  zufriei 
Witren  und  mehr  von  ihm  verlangten,  wobei  Polizeirat  Krüger  Wii 
erteilte,  wie  er  namentlich  die  in  Genf  lebenden  Russen  und  Polen 
sich  heranlocken,  sich  in  ihr  Vertrauen  schleichen  und  nHchtUcher  W 
in  ihre  Wohnungen  eindringen  solle ;  dass  von  Hacke  ihm  den  Rat  j 
sith  in  die  Kreise  der  Anarcliisten  zu  drilngen ; 

4.  dass  Haupt  anfangs  100  Mark,  dann  125  Mark,  später  150  M 
nad  zuletzt  200  Mark  per  Monat  von  Polizeirat  Krtlger  erhielt,  wel< 
ihm  auch  Geld  zur  Gründung  eines  Geschäfts  anbot; 

5.  dass  Polizeirat  Krüger  dem  Haupt  schrieb :  Er  wisse,  das  näcl 
Attentat  gegen  den  Zaren  werde  von  Genf  aus  gehen,  darüber  brau 
er  Bericht. 

Den  gleichen  Tag  erwiderte  Polizeihauptmann  Fischer  auf  di 
Anfrage  der  beiden  Reichstagsabgeordneten  folgendes ; 

Bei  dem  lebhaften  Interesse,  welches  diese  Sache  fUr  die  schw 
Behörden  in  Bezug  auf  das  provokatorische  Treiben  der  unter  Ankl 
stehenden  Personen  hat,  erkläre  ich  Ihnen,  obschon  keinerlei  Verpfli 
tnng  fllr  mich  dazu  vorliegt,  dass  einerseits  durch  die  Geständnisse 
AngeschtddigteQ,  anderseits  durch  Zeugen  die  vollständige  lüchtigl 
sämtlicher  in  dem  zurUckfolgenden  Schriftstück  aufgestellten  Beha 
langen  festgestellt  ist.  Einzig  der  in  Frage  6  beleuchtete  Verk 
SchrQders  mit  J.  Schwab  ist  jetzt  noch  nicht  amtlich  erhärtet. 

B  1888  I  .W6.  Vgl.  StenographiBchea  Bulletin  des  deutschen  Reichsta 

SitzTOg  vom  27.  Jan.  1888. 

1390.  Den  deutschen  Reichsangehörigen  Alfred  von  Ehre 
berg,  preuss.  General  Stabshauptmann  a.  D.,  Peter  Emil  Schop« 
Student  der  Medizin  und  Ignaz  Metz  1er  ist  durch  Besohl,  des 
vom  27.  Jan.  1888,  in  Anwendung  von  Art.  70  der  BV,  der  A 
enthalt  auf  Schweizer  Gebiet  verboten  worden,  in  Erwägung: 


V   .     ••»•■• 
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in  Gent  von  1881  an^bis  zu  seiner  Verhaftung  im  Dez.  1887  funk- 
tionirte;  /  ,  ' 

dass  er  also  ^as  Asyl  misbraucht  hat,  das  ihm  die  Schweiz 
gewährte.  '.  ß  1888 1 210, 595. 

IL  Gleichzeitig  Verfügte  der  BR :  es  wird  der  Reg.  des  Kts. 
Zürich  tiberlassen,  den  in  der  Schweiz  nationalisirten  Polizeispion 
Karl  Schröder,  Möbelpolier  von  Basel,  in  gutfindender  Weise 
zur  Verantwortung  und  Strafe  zu  ziehen.  Die  von  den  Zürcher 
Behörden  angehobene  Untersuchung  förderte  nur  zu  Tage,  dass 
die  Anarchisten  Wübbeler  und  Etter*)  im  Winter  1885/86  bei 
Schröder  eine  Kiste  Dynamit  deponirt  hatten,  welche,  wie  vermutet 
wird,  im  Jahre  1881  in  einem  Magazin  bei  Adliswyl  entwendet  worden 
war.  Teils  wegen  Verjährung,  teils  wegen  Mangels  genügender  Be- 
weismittel wurde  das  Strafverfahren  gegen  Schröder,  Wübbeler  und 
Etter  eingestellt.  B  1888  I  594,  lll  368,  628.    Vgl  No.  1380. 

1392.  I.  Die  vier  Mitglieder  des  deutschen  Sozialistenkomites 
in  Zürich:  Eduard  Bernstein^)  aus  Berlin,  Ernst  Julius  Motteier 
aus  Esslingen  (Würtemberg),  Hermann  Friedrich  Schlütter  aus 
Chicago,  früher  aus  Schleswig-Holstein,  Joh.  Bernhard  Tauscher 
aus  Augsburg  wurden  in  Anwendung  von  Art.  70  der  BV  durch 
Beschl.  der  BR  vom  18.  April  1888*)  aus  dem  Gebiet  der  Schweiz. 
Eidg.  weggewiesen,  in  Erwägung:  dass  diese  Personen  durch  Her- 
ausgabe und  Vertrieb  des  «  Sozialdemokrat »  und  des  Pamphletes 
t  Der  rothe  Teufel  »  die  Schweiz.  Gastfreundschaft  misbraucht  haben, 
indem  diese  Publikationen  geeignet  sind,  die  guten  Beziehungen 
der  Schweiz  zu  einem  befreundeten  Staate  zu  gefährden. 

Bernheim  war  Redaktor  en  Chef  des  a  Sozialdemokrat » , 
Schlütter  Chef  der  «  Verlagsbuchhandlung  und  Expedition  des  So- 
zialdemokrat »,  sowie  Herausgeber  des  «  Rothen  Teufels  »,  Motteier 
Spediteur  der  in  Frage  stehenden  Publikationen,  Tauscher  Faktor 
in  der  Druckerei  des  « Sozialdemokrat »  und  Gehilfe  bei  der  Ver- 
öffentlichung des  c  Rothen  Teufels  ». 


1)  VgL  No.  1393. 

*)  Im  Aug.  des  Jahres  1892  gestattete  der  BE,  dass  der  ausgewiesene  So- 
zialdemokrat Bernstein  zum  Eurgebrauch  zwei  Monate  lang  in  den  Kantonen 
Z&rich  und  St.  Gallen  sich  aufhalte. 

•)  Der  vom  eidg.  Dep.  des  Auswärtigen  gestellte  Autrag  auf  Ausweisung 
der  genannten  vier  Personen  ist  vom  BB  mit  5  gegen  1  Stimme  angenommen 
worden.  Bundesrat  Ruchonnet  erklärte  zu  Protokoll,  dass  er  für  Verwerfung 
des  Antrages  gestimmt  habe. 
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er  Druckerei  des  c  Sozialdemokrat »  in  Hottingen  var 
Jan.  oder  Febr.  1887  ein  Flugblatt:  «  Der  rote  Teufel «'] 
welches  Artikel  Id  Keimen  und  in  Prosa,  sowie  Karrika- 
iigender  Natur  gegenüber  der  deutschen  Kaiserfamilie 
putschen  Behörden  enthielt.  Der  Verfasser  blieb  unbe- 
I  konstatirte  jedoch,  dass,  wenn  schon  die  Druckerei  des 
okrat »  den  Namen  « Schweizerische  Genossenschafts- 
nd  Volksbuchhandlung!)  fiihrt  und  einen  Schweizer,  Con- 
Hrmafiibrer  hat,  das  unternehmen  tatsächlich  vom  Aus- 
deutschen Sozialdemokraten  in  Zürich  geleitet  wird. 
Unternehmens  ist,  in  Deutsihland  verbotene  Zeitschriften 
lüren  zu  veröffentlichen  und  insgeheim  dorthin  zu  ver- 
en  27.  Jan.  1888  wurde  die  Reg.  von  Zürich  vom  BR 
dafür  zu  sorgen,  dass  die  aus  der  Ofäzin  des  «  Sozial- 
hervorgehenden  Publikationen  sich  innert  der  Schrankeo 
en  und  sachlichen  Diskussion  halten  und  Aufreizungen, 
ngen  und  beleidigende  Ausfälle  vermeiden,  wobei  der  BR 
■hin  vorbehielt,  jederzeit  gegen   die  Beteiligten  einzu- 

erwarnung,  welche  den  bei  der  Veröffentlichung  des 
lokrat  B  Beteiligten  zu  teil  wurde,  hatte  ihre  Wirkung 
<t;  nachriem  daher  den  7.  April  1888  im  « Sozialdemokral» 
mmartikel  veröffentlicht  worden  war,  in  welchem  erklärt 


■  rote  Teufi-'I»,  ein  auf  rotes  Papier  gedrnektca  Flugblatt  mit 
I,  sollte  eine  periodisch  erscheinende  Publikiition  werden,  blieb 
mialige  Eintagsfliege.  Dorselbe  war  in  Deutschland  »erfasst  und 
Ichlütter  gesandt  worden.  Besondera  beleidigend  ist  namentlicii 
lle  aus  dem  Abschnitt  •  Das  Geheimnis  des  alten  Feldwebels, 
er  Itoman  •:....  Als  nämlich  im  .Sommer  1S78  Nobiling  dem 
iser  eine  Ladung  Schrot  in  den  Kopf  geschickt  hatte,  was  diesen 
r  nicht  hiltte  geniren  sollen,   da  er  aicli  nie  mit  dem  abg«v^t>en. 

andern  Leuten  Gehirn  nennt,  da  starb  der  alte  Heldengreia  od 
Jnd  nun  lehrte  Bismarck  einen  Meisterstreich  aus  .  .  .  Man  hieli 
iim  .  .  .  .  Bismarck  erzählte  nun:  er  habe  einen  pensionirten  Feld- 
interpommem  entdeckt,  der  dem  Kaiser  wie  ein  Zwillingsbruder 
ie  Aehnlichkeit  war  verblüffend  .  .  Man  legte  ihm  einige  Fragen 
;r  die  erste  beantwortete,  riefen  alle  Minister  wie  aus  einem  MunJe: 
'on  Geist,  das  ist  unser  Kaiser,  wie  er  leibt  und  lebt  ....  Die 
igte  ein,   sofern  man  sie  mit  einander  verheirate,  ansonst  aie  mit 

Kaiser  als  gute  Christin  die  Gattenpilicht  nicht  ausüben  könne 
iwebel  war  zuerst  zufrieden,  nachher  verschimpfle  er  die  Kaiserin 
ippe  und  aus^trocknetea  Laster 
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mirde,  der  Sozialdemokrat  werde  seine  Haltung  in  nichts  ändt 
Sit  ut  est  aut  noa  sit,  fasste  der  BR  den  mitgeteilten  Ausweisac 
beschluss;  denn  es  war  damit  der  Beweis  erbracht,  dass  die  Lei 
des  (Sozialdemokrat»  entschlossen  sind,  nur  ihre  eigene  Konveni 
zu  rate  zu  ziehen,  sowie  diejenige  einer  ausländischen  Partei,  de 
Organ  auf  Schweizerboden  forterscheinen  zu  lassen  sie  sich 
Recht  anmassen,  ohne  irgendwelche  Rücksicht  auf  das  Land 
nehmen,  das  sie  gastfreundlich  aufgenommen  hatte. 

B  18SH  I  298,  325,  588,  II  423,  1889  II 

II.  Im  Jahre  1889  verbreitete  sich  das  Gerücht,  der  « Soz 
deraokratu,  dessen  Druck  und  Verlag  nach  dem  Ausweisungsbes 
lom  18.  April  1888  nach  London  verlegt  worden  war,  werde  imi 
Doch  in  Zürich  gedruckt  und  werde  von  Zürich  aus  in  grosser . 
zahl  nach  Deutschland  eingeschmuggelt.  Gleichzeitig  (den  29.  i 
16^9)  erschien  in  der  «  Arbeiterstimme »,  welche  in  Zürich  1: 
ausgegeben  wird,  eine  Proklamation,  unterzeichnet  von  dem  «L 
desausschuss  der  deutschen  Sozialisten  in  der  Schweiz »  und 
richtet  an  a  unsere  deutschen  Partei-  und  Gesinnungsgenossen  i 
an  die  Bevölkerung  der  Schweiz. »  Dieser  Lau  desausschuss  glau 
ein  Wort  mitreden  zu  sollen  in  der  damaligen  politischen  Diffef 
zwischen  der  Schweiz  und  Deutschland.')  Die  Proklamation  entl 
folgende  Ausführungen: 

Seit  vielen  Wochen  erregen  die  bekannten  Vorgänge  mit  dem  d« 
scheu  Polizeikommissar  Wohlijemutli')  und  die  deutscherseits  sich  da 
knüpfenden  Forderungen  die  öffentliche  Meinung  der  Schweiz  und  Deuts 
landj  und  finden  Beobachtung  in  der  ganzen  kultivirten  Welt. 
seh^ame  Verhalten  Deutschlands  anltlslich  des  Falles  WoMgemuth  ' 
die  Zumutungeu.  die  Deutschland  der  Schweiz  darauf  hin  zu  ste 
wagte,  haben  mit  Recht  die  Eatrüsiung  der  schweizerischen  Uevö. 
ru\;g  hervorgerufen. 

Was  uns  deutsche  Sozialdemokraten  in  der  Schweiz  aber  ver 
lasst,  ebenfalls  in  diesem  Streite  zwischen  den  Regierungen  der  bei 
Under  das  Wort  zu  ergreifen,  das  sind  die  Beschuldigungen  und  . 
killten,  welche  Deutschland  gegen  die  Handhabung  des  Asylrechta 
der  Schweiz  erhebt, 

Damach  sollte  man  glauben,  die  Schweiz  sei  der  Unterschlupf 
alle  Attentäter  Europas,  und  als  sei  speziell  die  innere  Buhe  Deut: 
laa'Is  durch  die  Gewährung  des  Asylrechtes  an  die  in  Deutschland 

'1  Vgl.  No.  1396. 
')  Vgl.  No.  IS»«. 
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erfolgten,  der  höchsten  Gefahr  ausgesetzt,  als 
h-  und  läiidesverr&teriscbe  Pläne  geEcbmiedet, 
rmen    mächtigen    Deutschen  Reiches   herbeiza- 


1  die  bekannte  Fabel  vom  Wolfe 
.ztere  hatte  nach  Ansicht  dea  Wolfes  am  Bache 
as  Wasser  getrübt  und  dafdr  mosste  es  ge- 
rden  beweisen,   dasx  dieses  Gleichnis  voUkom- 

igsgenossen,  Bürger  der  Schweiz!  Als  im  Jahre 
Sozialistengesetz  erlassen  wurde ,  sahen  sich 
daldemokraten  in  der  Schweiz  veranlasst,  den 
llrich  beraoszugeben,  der  am  1.  Oktober  1879 

irch  die  scharfe  Sprache,  in  welcher  es  die 
und  die  leitenden  Personen  krltisirte,  allmäüg 
md  damit  in  Verbindung  auch  die  übrige,  meist 
gehaltene  Broschüren  litter  atnr ,  die  ebenfalls 
Sozialdemokrat*  in  Hottingen- Zürich  heraus- 
dieses  Blatt  und  die  sonstige  Litteratur  in 
übern   unangenehm  wurde,   ist  ohne  weiteres 

Haltung  des  ■Sozialdemokrat»  seitens  seinei' 
mag,  zu  hoch-  und  landesTerr&terischen  Unter- 
L  auf  gekrönte  Häupter  und  mächtige  Personen 
le  nie,  weder  direkt  noch  indirekt  aufgefordert. 
ffie  sie  durch  die  Moat'sehe  *  Freiheit»*)  und 
■ane  unt«r3tützt  und  befürwortet  wurden,  be- 

>  hätte  selbst  in  Deutschland  auf  solche  <Ver- 
^m  Gericht  verurteilt  werden  kSnnen.  Dass 
ewisse  Leute  ärgerte,  ist  erklurlicb,  und  so 
nach  der  Schweiz,  welche  einmal  die  Art,  wie 
tene  Litteratur  über  die  Grenze  geschmuggelt 
m,  (sodann)  ob  nicht  hoch-  oder  landesverrBte- 
schland  ausgeschmiedet  würden,  Zu  alle  dem 
r  uns  Neigung. 

uan  aber  solche  VerschwBrungen ,  einmal  am 
weiz  discreditiren  zu  kQnnen,  dann  um  in  den 
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Besitz  von  Material  zu  gelangen,  das  die  immer  wieder  von  neuem 
geforderte  Yerlängernng  des  Sozialistengesetzes  im  Reichstage  begrün- 
den k5nnte.  Ein  Teil  der  Spitzel  wurde  jetzt  zu  Lock-  und  Setzspitzeln 
gemacht,  welche  die  Taten  zu  fördern  suchten,  zu  denen  sich  deutsche 
Sozialdemokraten  nicht  hergeben  wollten ,  und  dies  geschah  unter 
Billigung  und  Anstiftung  der  Leiter  der  politischen  Polizei  in  Deutsch- 
land. 

So  erschien  im  Jahre  1881  der  aus  Berlin  und  Leipzig  ausgewie- 
sene Friedemann,  um  für  die  c  Propaganda  der  Tat  >  zu  wirken.  Friede- 
niann  wurde  in  Zürich  1884  als  Polizeispion  entlarvt  und  musste  eiligst 
die  Schweiz  verlassen.  Ihm  folgte  der  Dresdener  Schmidt,  der  in  dem- 
selben Geiste  wirkte  und  die  Gründung  eines  Attentatfondes  befürwor- 
tete, zu  dem  er  selbst  die  ersten  Fr.  20  zu  steuern  sich  erbot.  Auch 
er  wurde  als  Polizeispion  entlarvt  und  beeilte  sich  den  Schweizerboden 
zu  verlassen  (schon  1882).  In  aller  Gedächtnis  ist  ferner  die  Verur- 
teilung des  Klempner  Weiss  aus  Dresden  zu  sechs  Monaten  Gefängnis, 
weü  er  Plakate,  welche  die  Taten  Stellmachers  verherrlichten,  in  Liestal 
anklebte  und  dabei  erwischt  wurde.*)  Durch  die  gerichtliche  Unter- 
suchung ¥nirde  Weiss  als  preussischer  Polizeispion  entlarvt  und  nach 
Verbüssung  seiner  Haft  aus  der  Schweiz  ausgewiesen.  Noch  weit  mehr 
Aufsehen  als  die  Taten  der  bisher  Genannten  erregten  die  Taten  der 
Schröder  und  Haupt,')  der  Kaufmann  und  Peukert,^)  des  Herrn  v.  Ehren- 
berg,^)  die  sämtlich  ebenfalls  im  Dienste  der  preussischen  Polizei  stan- 
den und  in  ganz  'besonderem  Maasse  die  Aufgabe  hatten,  die  Schweiz 
als  den  Herd  von  Attentaten,  Hoch-  und  Landesverraten  gegen  die 
Monarchien  Europa's  hinzustellen.  Schröder  stand,  und  was  wir  hier 
anfuhren  ist  alles  aktenmässig  erwiesen,  seit  1881  im  Dienste  der 
preusiäschen  Polizei.  Schröder  wurde  mit  Hilfe  von  preussischem  Poli- 
zeigelde  Schweizer-Bürger.  Schröder  stand  mit  dem  Berliner  Polizeirat 
Krüger,  dem  Leiter  der  politischen  Polizei,  unausgesetzt  in  schriftlichem 
und  persönlichem  Verkehr.  Schröder  hatte  die  Aufgabe,  in  zahlreichen 
Versammlungen  und  Vereinen  und  in  den  Zusammenkünften  den  Feu- 
rigen und  Hetzenden  zu  spielen  imd  auf  die  Notwendigkeit  der  Gewalt 
und  Eevolution  hinzuweisen. 

Schröder  stand  nebst  E^ufinann  in  intimen  Beziehungen  zu  Stell- 
macher, Kammerer,  Kumitsch,  Kennel,  Etter  etc.*)  Im  August  1888, 
wenige  Monate  vor  den  Attentaten  in  Wien,  Stuttgart  und  Strassburg 


i)  No.  1381. 

*)  No.  1380,  1301. 

»}  No.  1383,  vgl.  oben  S.  71,  90,  92. 
«)  No.  1300. 
*)  No.  1370. 

IV 
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den  Spitzeln  Friedemann  und  Kaufmann  eine  Konferenz 
sicher  er  als  Vorsitzender  fangirte  und  fast  alle  die 
lernen.  Es  ist  demnach  mit  Sicherheit  anzunehmen, 
brgitz  des  preussischen  Polizei -Agenten  jene  Verbrechen 
blossen  wurden  und  mit  seinem  Wissen  zur  Änsfubrong 
1er  hat  mit  preussischem  Polizeigelde  eine  Anzahl  Num- 
It  >  bei  Bührer  in  Schaffhausen  drucken  lassen.  Scbröder 
lea  (Bebelli.')  Schilder  war  auch  im  Besitze  einer 
Ad  zwar  mit  V^issen  des  Berliner  Polizeirates  KrägeE), 
wecken  Verwendnag  finden  sollte.  Mit  preo^sischem 
rbergte  Schröder  zahlreiche  anarchistische  Ausgewie- 
uge  und  unterstützte  er  polnische  nod  mssiscbe  Kom- 

ilolle,  wie  Schröder  in  Zürich,  spielte  Haupt  in  Genf. 
.t  von  Hacke  gab  Haupt  persönlich  den  Rat,  unter  die 
eben.  Haupt  musste  sich  namentlich  in  das  Vertrauen 
Polen  schleichen.  Dazu  gab  Polizeirat  Krüger  ihm  den 
m  baumstarker  Mann,  saufen  Sie  die  Kerle  nur  nieder, 
len  nach  Hanse  und  bleiben  Sie  in  ihrem  Zimmer  über 
uen  sie  das  Nötigste. » 

ihm  wieder:  lEr  solle  sich  nicht  von  Humanitftts- 
a  lassen,  das  werde  sieb  schon  verlieren ,  er  solle  nur 
Und  von  Hacke  schrieb  ihm:  <  Man  sei  unzufrieden 
erichte  seien  nichtssagend,  man  müsse  mehr  haben >. 
ger  an  Haupt :    <  Er  wisse,  dass  das  nächste  Attentat 

von  Genf  ausgeben  werde,  darüber  brauche  er  Be- 
gleiche Bolle  spielte  Kaufmann,  als  intimer  Vertrauter 

Kammerers,  und  dann  Peukert,  beide  im  preussischen 
tzterer  gab    im  Februar    1884    in  Winterthur,  wo    er 

Anarchist  Öfter  aufhielt,    zn,    dass  er  dafür  gewesen 

ron  Geldleuten  Geld  für  anarchistische  Zwecke  zosam- 

Dnd   mit  Bücksicht  auf  die   Erschiessung  Blochs') 

wünschte,  dass  der  Schuss  höher,  weit  höber  gegangen 

tel  schlimmster  Sorte  war  auch  der  Hauptmann  a,  D. 
!r  hatte  seine  Berichte  an  von  Hacke  in  Frankfurt  zu 
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liefern.  Er  hatte  die  Aufgabe,  die  dentschen  Sozialdemokraten  in  hoch- 
und  landesverräteriscbe  Unternehmungen  mit  Frankreich  gegen  Deutsch- 
land zu  verwickeln.  Ferner  führte  er  sogenannte  Handakten,  in  welchen 
er  angebliche  Unterhaltungen  mit  sozialdemokratischen  Führern  nieder- 
schrieb, alle  im  gefährlichsten  hoch-  und  landesyerräterischen  Sinne. 
Zweck  war,  diese  von  ihm  verfassten  Akten,  Aufrufe  und  Briefe  beim 
Ausbruch  eines  Krieges  der  deutschen  Regierung  zur  Verfügung  zu 
stellen,  um  die  Führer  der  Partei  unter  der  Einwirkung  der  allgemei- 
nen Aufregung  an's  Messer  zu  liefern.  Ferner  hat  Ehrenberg  seine 
Freundschaft  zu  Schweizer-Artillerieoffizieren  dazu  benutzt,  um  Kennt- 
nis von  den  Gotthardbefestigungen  zu  erlangen  und  diese  an  Italien  zu 
Yerraten. 

Partei-  und  Gesinnungsgenossen,  Schweizerbürger !  Alle  diese  Hand- 
lungen preussischer  Polizeiagenten  zeigen  aufs  Überzeugendste,  wer  Die- 
jenigen waren,  welche  die  Schweiz  zu  einem  Herd  hoch-  und  landes- 
verrätenscber  Unternehmungen  machen  sollten.  Nicht  einem  unserer 
Parteigenossen  vermöchte  man  ähnliches  nachzuweisen.  Die  preussischen 
Hetzspitzel  allein  hatten  dieses  Geschäft  übernommen. 

Die  Tatsache,  dass  alle  diese  schönen  Pläne  hauptsächlich  durch 
die  Leute  und  Herausgeber  des  Zürcher  <  Sozialdemokrat  >  an's  Tages 
licht  gezogen  wurden,  erweckte  den  höchsten  Zorn  Deutschlands  gegen 
diese.  Sie  sind  diesem  Zorn  zum  Opfer  gefallen,  sie  wurden  im  Mai 
vorigen  Jahres  ausgewiesen. 

Man  hätte  glauben  sollen,  dass  damit  Deutschland  gegen  die  Schweiz 
nichts  mehr  einzuwenden  hatte.  Die  ihm  verhassten  Personen  waren 
ausgewiesen,  staatsgefährliche  Agitationen  gegen  Deutschland  vermochte 
man  nirgends  in  der  Schweiz  unter  deutschen  Sozialdemokraten  nach- 
zuweisen, was  hatte  Deutschland  fttr  Interessen,  die  Schweiz  noch  poli- 
tisch überwachen  zu  lassen?  Gar  keines  soUte  man  meinen! 

Und  nun  noch  der  Fall  Wohlgemuth.  *)  Ein  deutscher  Polizei- 
Inspektor  wirbt  einen  vermeintlichen  Spion  und  gibt  diesem  den  Rat: 
Wühlen  Sie  nur  lustig  drauf  los ! »  Man  musste  glauben,  nach  all'  den 
früheren  Vorkommnissen  hätten  es  die  deutschen  Staatsleiter  für  ihre 
erste  und  dringendste  Aufgabe  halten  sollen,  ihre  Agenten  in  der  Schweiz 
anzuweisen,  sich  aufs  strengste  aller  Hetzspitzelhandlungen  zu  ent- 
halten. Aber  statt  dass  Deutschland  die  völkerrechtswidrige  Handlung 
Wohlgemuths  aufs  schärfste  verurteilt  und  bedauert,  entschuldigt  es 
diese  und  verteidigt  ihn.     Das  gibt  zu  denken. 

Für  uns  sind  die  Pläne  Deutschlands   auf  die  Schweiz  nicht  mehr 
zweifelhaft.     Die  Neutralität  und  die  Selbständigkeit  der  Schweiz  liegt 


*)  Vgl.  No.  1890, 
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MageD.  Die  militärisohen  Operationen  Italiens  unii 
.  Kriege  gegen  Frankreich  werden  durch  die  zwischen 
ten  Staaten  liegende  Schweiz  gehindert.  Dieses  Hindernis 
jrden  und  zagleich  der  letzte  und  einzige  Uort  de? 
publikanischen  Prinzips  der  vereinigten  CoaJition  des 
trebenden  Selbstherrscbertams  znm  Opfer  fallen. 
aber  QfientUch  vor  Europa  sich  einige  rmasaen  recht- 
loss  die  Schweiz  vor  den  Augen  Europas  diskreditirl 
fahr  fBr  die  monarchischen  nnd  sozialen  Institutionen 
tllt  werden. 

lur  geschehen,  wenn  es  als  Herd  der  sozialen  Revolation 
iesen  Glauben  zu  erzeugen,  war  die  Aufgabe  der  Lock- 

ang  der    Schweiz   als   selbständiger    Staat    ist   das    Ziel 

d  darf  nicht  geschehen! 

hat  za  sehen,  der  sehe,  Partei- und  tiesinnangsgenossen! 

kann  es  nicht  sein,  den  monarchischen  Machthabem  in 
I  Italien  in  die  Hände  zu  arbeiten.  Der  klar  vor  Augen 
irpflicbtet  uns,  nichts  zu  tun,  was  Oentschlaud  oder 
dhabe  bietet,  ihre  Absichten  gegen  die  Schweiz  zn  ver- 

ir  Alle,   wir  haben  nichts  getan,  das  die  Schweiz   zu 
vermöchte,  wir  werden  es  auch  ferner  nicht  tun. 
vHchst  uns  noch  eine  weitere  Aufgabe.     Wo  und  unter 
und  Form  Pläne  und  Vorschläge   an   uns  herantreten, 

könnten,  der  Schweiz  zu  schaden,  packt  die  Versucher 
überliefert  ihre  Namen  und  Taten   sofort   der  Oeffent- 
entweder  Narren  oder  Betzspitzel. 
damit  nns,  unsern  Brüdern  und  Gesinnungsgenossen  in 

dem  Lande,  dessen  Gastfreandschafl  wir  geniessen. 
republikanische  Prinzip  wird  in  letzter  Instanz  doch 
r   die  dunkeln    Machinationen    des   völkerverbetzenden 

BR  veranstaltete  Untersuchung  ergab,  dass,  wenn 
I  Sozialdemokrat »  noch  in  zahlreichen  Exemplaren 
id  kommt,  dies  nicht  von  der  Schweiz  aas  geschieht' 
listenz  und  Orgauisation  des  sog.  Landesausschusses 
kizialisten  nichts  Beunruhigendes  bietet. 

B  1890  11  205 
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1393.  Johann  Ulrich  Wübbeler  von  Barnsdorf  (Hannover), 
Schreiner,  und  Martin  Etter  von  Gänningen  ( Würtemberg), *) 
Schreiner,  wurden  durch  Beschl.  des  BR  vom  4.  Juni  1888  in  An- 
wndung  von  Art.  70  der  BV  aus  dem  Gebiet  der  Schweiz.  Eidg.  weg- 
gewiesen, und  zwar  auf  Antrag  der  Zürcher  Reg.  und  in  Betracht: 

Dass  dieselben  während  ihres  mehrjährigen  Aufenthaltes  in  der 
Schweiz  einen  lebhaften  Anteil  an  der  anarchistischen  Bewegung 
genommen  haben,  dass  sie  namentlich  das  internationale  Organ  der 
Anarchisten  (die  Most'sche  Freiheit),*)  ein  Blatt,  welches  zum  Um- 
sturz der  sozialen  Ordnung  in  allen  Ländern  mit  allen  Mitteln  der 
Gewalt,  welche  dieselben  auch  immer  sein  mögen,  aufregt,  verbreitet 
haben,  und  dass  sie  insgeheim  eine  Kiste  Dynamit,  deren  Herkunft 
verdächtig  ist  und  die  in  ihren  Händen  nur  zur  Ausführung  ihrer 
Theorien  bestimmt  sein  konnte,  bei  Schröder,  einem  in  der  Schweiz 
naturalisirten  Polizeispion,  deponirt  haben.*)  B  1888  III  368. 

1394.  Der  BR  wies  mit  Beschl.  vom  27.  Juli  1888  Alfred 
von  Hartung-Reusser  aus  Berlin,  Ingenieur  und  Schriftsteller,  auf 
Antrag  der  Zürcher  Reg.  aus  dem  Gebiete  der  Schweiz.  Eidg.  weg, 
in  x^nwendung  von  Art.  70  der  BV  und  zwar  in  Erwägung,  dass 
derselbe  zu  den  verwerflichsten  Mitteln  greift,  um  sich  ökono- 
mische Vorteile  zu  verschafien  und  zu  diesem  Zwecke  bereits  solche 
Mittel  angewendet  hat,  welche  einerseits  als  Vorbereitungshandlung 
zum  Landesverrat  gegen  die  Schweiz  betrachtet  werden  müssen 
und  andrerseits  geeignet  sind,  die  innere  Ruhe  in  andern  Staaten 
zu  stören.  B  1888  III  954. 

Härtung  war  in  Verbindung  mit  Sidney  O'Danne,  der  wegen 
Erpressung  und  Betrugsversuches  vom  BGer.  den  17.  Juli  1888  an 
die  deutschen  Behörden  ausgeliefert  worden  war,  BGer-Entsch.  XIV, 
S.  435.  Er  hatte  sich  O'Danne  gegenüber  im  Jahre  1887  bereit  er- 
klärt, Schweizertruppen  zur  Verfügung  zu  halten  für  die  zu  Gunsten 
Don  Carlos  in  Szene  zu  setzende  Bewegung;  femer  bot  er  ihm  die 
Pläne  der  Gotthardbefestigung  an ;  endlich  war  er  tätig  für  O'Danne's 
Pläne  einer  Insurgirung  Irlands. 


»)  Beide,  Wübbeler  und  Etter,  waren  die  Werkzeuge  Schröders ;  Schröder 
hatte  überaU  die  Rolle  des  wirklichen  Anstifters  gespielt  Wübbeler  war 
früher  Sozialist,  seit  1886  Anarchist.  Etter  war  1884  aus  St.  Gallen  ausge- 
wiesen worden,  seither  waren  die  dortigen  Verhältnisse  ruhigere. 

«)  Vgl.  No.  1384,  TU,  IV. 

»)  No.  1391. 
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Proppmann,  von  Floss  (Baiera),  Schneider, 
Aet,  ist  durch  Beschl.  des  BB  vom  14.  Sept. 

voD  Art.  70  der  BV  aus  dem  Gfebiete  der 
diesen  worden,  in  Betracht:  dass  er  mit  einem 

in  Chicago  wegen  Beteiligung  an  dem  mittelst 

verursachten  Morde  vom  4.  Mai  1886  hinge- 
,  in  Korrespondenz  gestanden  ist  und  durch 
itlichen  Versammlungen  bewiesen  hat,  dass  er 
'brecherischen  Tendenzen  wie  die  Partei  der 
B  188Ö  W  114. 
1  etwa  Spion  gewesen  wäre,  konnte  nicht  er- 
bat auch  nicht  direkt  zum  Eaisermorde  auf- 
ab  er  selbst  zu,  Reden  gebalten  zu  haben,  die 
hinweisen.  In  St.  Gallen  trat  er  den  25.  Aug. 
rersammlung  auf,  in  welcher  der  Abgeordnete 
ilchstag,  der  Sozialdemokrat  Liebknecht,  eine 

und  sagte  laut  Zeitungsberichten :  er  predige 
vangelium;  wie  Liebknecht  wolle,  gehe  es  zu 
t  müsse  man  vorgehen. 

i  im  Jahre  1889  in  die  Schweiz  zurück,  wurde 
lizei  verhaftet  und  den  28.  Aug.  1889  wegen 
Ddesverweisung  im  Sinne  des  Art.  63,  lit  a  des 
BR  den  Gerichten  des  Kts.  Wallis  zur  Be- 
Nach  Abbüssung  einer  einmonatlichen  Frei- 
lung  einer  Geldbusse  von  Fr.  200  wurde  er  bei 
B  Grenze  geschallt. 

1889  III  1173.  1890  II  209.    Vgl.  oben  S.  58,  Anm.  1. 

I.  April  1889  wies  der  BR  den  August  Wohl- 
ilt,  Polizeiinspektor  in  Mülhausen,  zur  Zeit  in 
,  in  Anwendung  von  Art.  70  der  BV  aus  dem 
Eidg.  weg,  und  zwar  in  Betracht:  dass  der- 
lebiete  Handlungen  begangen  hat,  welche  in 
;net  sein  konnten,  die  innere  wie  die  äussere 
zu  gefährden,  indem  er  den  Balthasar  Anton 
ahaft  in  Basel,  veranlasate,  in  den  baslerischen, 

th-Handel  vgl.  Langhard  a.  0.  S.  8  ff.,  Hilty  iß 
luch  der  schweia.  Eidg.,  Jahrgang  1889,  S.  477  ff. 
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elsass-lothringischen  und  badischen  Ärbeiterkreisea  zu  agitiren  unter 
anderm  durch  den  schriftlichen  Auftrag :  i  Wühlen  Sie  nur  lustig 
drauf  los «.  Der  BeachL  des  BR  hat  den  gleichen  Tag  seine  Voll- 
ziehung gefunden.  B  1889  ü  635,  18M  II  205. 

Ebenfalls  den  30.  April  1889  mes  der  BK  den  genannten 
Balthasar  Anton  Lutz  von  Forst  (Baiem),  Schneider,  wohnhaft  in 
Basel,  in  Anwendung  des  Art.  70  der  BV  aus  dem  Gebiete  der 
Schweiz.  Eidg.  weg  in  Anbetracht,  dass  Lutz  die  ihm  vom  Polizei- 
inspektor Wohlgemuth  in  Mühlhauseo  angetragene  Rolle  eines 
Agent  provocateur  übernommen,  sowie  das  ihm  von  gleicher  Seite 
wiederholt  übergebene  Geld  entgegen  genommen  hat,  um  in  den 
Arbeiterkreisen  von  Basel,  Elsass-Lothringen  und  in  denjenigen 
des  Grossherzogtums  Baden  zu  wühlen  und  Wohlgemuth  diesfalls 
Bericht  zu  erstatten,  und  dass  er  solche  Berichte  wirklich  er- 
stattet bat. 

Der  Bescbl.  wurde  erst  den  9.  Mai  vollzogen,  weil  Lutz  zur 
Ordnung  seiner  Privatverhältnisse  vom  BR  eine  Fristverlängerung 
erhalten  hatte-  B  1889  ll  686,  1890  ll  205. 

An  die  Vorgänge,  weiche  mit  diesen  beiden  Ausweisungsbe- 
achlüssen  in  Verbindung  standen,  knüpften  sich  diplomatische  Ver- 
handlungen mit  Deutschland  an ;  Deutsehland  kundigte  deshalb  de» 
20.  Juli  1889  den  schweiz.-deutschen  Niederlassungsvertrag  vom 
27.  April  1876,  vgl.  oben  II,  No.  315;  ferner  U  S.  118,  Zifl.  15. 
B  1889  m  651,  956;  1890  II  2m,  181.    No.  13«3,  11* 

1397.  In  Anwendung  von  Art.  70  der  BV  wies  der  BR 
mit  Bescbl.  vom  7.  Mai  1889  folgende  dreizehn  ausländische  in 
Zürich  und  Umgebung  wohnhafte  Personen  aus  dem  Gebiete  der 
ächweiz.  Eidg.  weg: 

1.  D  e  m  b  s  k  7 ,    Alexander ,    von    Mogielnica    (Russland) ,    Poly- 
techniker, geboren  1857, 

2.  Prokofiew,  Geoi^,  von  Jekaterinoslaw  (Russland),  Mechaniker, 
geboren  1864, 

3.  Giinzbarg,  Maria,  von  Gomel  (Russland),  atud.  med.,  geboren 
1868, 

4.  Beck,  Georg  Christian,  von  Melitopol  (Russland),  geboren  1864, 
Sprachlehrer, 

5.  Eassiusch,  Jesaias  Ezechiel,  von  Warschau  (Russland),  ge- 
boren 1868,  Hauslehrer  und  Schriftsetzer, 
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6.  Wolkowitsch,  Wladimir,  alias  Kasparek  Theodor,  aus  Lem- 
berg  (Oesterreich),  Rechtshörer, 

7.  Guruwitsch,  Emanuel,   von  Ananiew   (Russland),  geboren 
1863, 

8.  Philippeo,  Max,  von  Taganrog  (Russland),  Polyteehniker, 

9.  Kaffianz,  Gabriel,  von  Schlucha  (Russland),  geboren  1864, 
stud.  phil., 

10.  Frenkel,  Heinrich,  von  Warschau  (Russland),  geboren  1864, 
stud.  med., 

11.  Scheinziss,  Sophie,  von  Elisabethgrad  (Russland),  geboren 
1866,  stud.  med., 

12.  Daszinsky,    Felix,   von   Zbaraz   (Galizien),    geboren    1864, 
stud.  phil, 

13.  S  iso  je  ff,  Alexis  Wassilewitsch,  von  Ostrogosehk  (Russland), 
geboren  1864,  angeblich  Kaufmann, 

und  zwar  in  Erwägung : 

Dass  am  6.  März  1889  zwei  Russen,  Jakob  Brynstein,  alias 
Nachtigalow,  Gutmann  &  Dembo,  von  Bernersk  (Russland),  geboren 
1863,  und  Alexander  Dembsky,  Mitglieder  der  russischen  terroristi- 
schen Partei,  im  Peterstobel  bei  Zürich  Versuche  mit  Explosiv- 
stoffen machten,  wobei  unter  ihren  Händen  zwei  Bomben  platzten 
und  beid«  gefährlich  verwundeten; 

dass  kurze  Zeit  nacher  Jakob  Brynstein  an  seinen  Wunden 
gestorben  ist,  während  Dembsky  auf  dem  Wege  der  Heilung  sich 
befindet ; 

dass,  obwol  durch  die  Untersuchung  der  Gedanke  an  ein  Kom- 
plott vollständig  widerlegt  und  vielmehr  festgestellt  ist,  dass  die 
Versuche  von  Brynstein  und  Dembsky  noch  im  ersten  Stadium  un- 
sichern  Pröbelns  sich  befanden,  dennoch  kein  Zweifel  walten  kann, 
dass  diese  Versuche  den  Zweck  hatten,  die  Kampfmittel  der  rus- 
sischen terroristischen  Partei  um  eine  neue  Waffe  zu  vermehren; 

dass  Günzburg  und  Prokofiew  tätige  Mitglieder  der  russischen 
terroristischen  Partei  sind  und  von  den  Versuchen  Brynsteins  und 
Dembskys  Kenntnis  gehabt  zu  haben  scheinen; 

dass  die  übrigen  genannten  Personen,  wenn  sie  auch  von  diesen 
Versuchen  vielleicht  keine  Kenntnis  gehabt  haben ,  immerhin  der 
terroristischen  Organisation  angehören,  deren  ausserhalb  der  Schweiz 
wohnende   Führer   die   Rechtmässigkeit    der    von   Brynstein    und 
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Dembsky  zum  Gegenstand  des  Experimentes  gemachten  Kampfmittel 
yerteidigen.*)  B 1889  II  925,  1890  ll  204. 

1398#  Den  17.,  18.,  25.  Aug.  1889  wurde  an  mehreren  Orten  in 
der  Schweiz  heimlich  ein  in  deutscher  und  französischer  Sprache 
redigirtes  Imprimat  verteilt;  dasselbe  war  betitelt:  «Manifest  der 
Schweizer  Anarchisten  »  und  unterzeichnet :  «  Die  schweizerischen 
Anarchisten  von  Basel,  Fribourg,  Aarau,  Locle,  Rorschach,  Neuen- 
burg, Sankt  Gallen,  Bern,  Chaux-de-Fonds,  Zürich,  Lausanne,  Sankt 
Immer-Thal,  Genf,  Lugano,  Winterthur,  Biel,  Glarus  und  Luzern. 
Im  August  1889».  Die  Unterzeichner  richten  sich  an  die  «Ar- 
beiter» und  beschimpfen  die  Bundesreg.;  sie  behaupten,  die  Schweiz. 
Reg.  sei  zum  Gendarmen  der  die  Schweiz  umgebenden  Monarchien 
herabgesunken.  Dieselbe  werde  die  Vorgänge  vom  Juni  1889 
(Wohlgemuthhandel,  No.  1396)  als  Vorwand  benützen,  um  nicht 
allein  die  deutschen  Spitzel  auszuweisen,  sondern  auch  die  So- 
zialisten und  insbes.  die  Anarchisten  anderer  Länder. 

Das  Manifest  enthält  sodann  u.  a.  folgende  Ergüsse: 

Um  auf  die  in's  Antlitz  des  schweizerischen  Proletariats  geschleu- 
derten Lügen  zu  antworten,  haben  wir  nur  nötig,  zu  sagen,  dass  ein 
Land,  dessen  Bauern  jährlich  zu  Tausenden  auswandern,  das  seine 
Kinder  öfifentlich  versteigert  und  seine  Bären  reichlich  ernährt,  das  von 
Muckern  aller  Schattirungen  verpestet  ist,  welche  die  Unwissenheit  der 
Menge  ausbeuten,  ein'  Land,  dessen  herrschende  Klassen  heuchlerisch 
die  Woltätigkeit  ausüben,  nachdem  sie  unzählige  Arbeiterfamilien  be- 
stohlen  und  an  den  Bettelstab  gebracht  haben,  ein  solches  Land  hat 
auch  seine  Legionen  von  Elenden  und  Hungrigen,  von  Unzufriedenen,  die 
bereit  sind,  die  revolutionäre  Anarchie  zu  verstärken,  ohne  dass  aus- 
ländische Führer  nötig  haben,  sie  dazu  anzutreiben.  .  .  . 

Feig  und  knechtisch  klatscht  die  Bourgeoisie  den  der  Arbeierklasse 
gegenüber  getroffenen  Unterdrückungsmassregeln  ihren  Beifall  zu,  ohne 
daran  zu  denken,  dass  sie  dadurch  nur  den  Hereinbruch  der  sozialen 
Revolution  beschleunigen  hilft.  Der  Tanz  wird  also  losgehen ;  die  Bour- 
geoisie, welche  die  Schweiz  soeben  mit  einem  beständigen  General-Pro- 
knrator  ausgestattet  hat,  kann  ihrem  Hasse  gegen  die  Sozialisten  freien 


•)  Auf  Grund  des  Vorfalles  vom  6.  März  1889  vermutete  die  russische 
Heg.,  es  bestehe  in  der  Schweiz  eine  vollständige  nihilistische,  gegen  das  Leben 
des  Czaren  und  die  Institutionen  des  russischen  Reiches  Komplotte  schmie- 
dende Organisation.  Die  vom  BR  veranstaltete  Untersuchung  in  der  im  Text 
nutgeteilten  Bombenaffaire  beruhigte  die  russische  Reg.,  B  1890  II  382;  vgl. 
auch  B  1889  II  901. 
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i;  da  es  bald  keine  Fremden  zum  Ausweisen  mehr  geben  wird, 

vir  scheizer  (sie)  ')  Anarchisten  uns  mit  dieser  famosen  po- 
undeapoliz«i  za  messen  haben  ...  Da  alle  Regienmgen  sich 
reiche  itI^ue^  ihre  Benennung  sein  möge,  so  werden  wir  fort- 
a  Einrichtungen  der  Bourgeoisie  einen  Krieg  ohne  ünterlass 
die  Grundlagen  selbst  untergrabend,  auf  denen  die  gegen- 
tsellschaftsorganisation  beruht. 

Verden  in  alle  Arbeiter- Versammlungen  gehen,  in  denen  so- 
<D  diskutirt  werden,  um  dort  den  Klassenhass  zu  predigen. 
in  Herzen  der  Proletarier  den  Bass  gegen  die  bestehende 
ter  Dinge  zu  entfachen. . . . 

ie  betrifft,  Herr  General-Prokurator,  der  Sie  jährlich  Fr.  10,00(i 
erden,  um  ihr  Werk  als  internationaler  PoliKeidiener  zu  yer- 
Sgen  Sie  wol  versichert  sein,  dass  die  Anarchisten  im  Stande 

Ihren  Unterdrückungsversuchen  die  Stime  zu  bieten.  Seien 
ert,  dass  wir  ungeachtet  Ihres  Heeres  von  Spitzeln  den  Käm- 
ohe  die  fremden  Regierungen  auf  unseren  Schweizerboden 
laben  werden,  trotz  alledem  und  alledem  eine  Unterkunft  zu 
len  werden. .  . . 

)ir,  Bundes- Regierung,  die  Da  Dich  soeben  zu  den  FUssen  eine^ 
I  Italien  gebeugt  hast,  in  QSschenen*),    dort  selbst,   wo  Dn 

und  schweizerische  Proletarier  hast  abschiessen  lassen,  Dir, 
1  Niedermetzelungen  von  Paris,  London,  Chicago,  Wien,  Pits- 

so  vielen  anderen  Beifall  zugejauchzt  hast.  Dir,  die  Du  feiger 
besten  der  Verteidiger  der  Unterdrückten  ihren  ßegierungea 

hast.  Dir  haben  wir  nur  zwei  Worte  zu  sagen:  «Auge  für 
1  für  Zahn!>  Hoch  die  Anarchie! 
IB  beschloss  den  30.  Aug.  1889  in  Anwendung  von  Art. 
.  des  BGes.  über  die  BStrafrechtspflege  vom  27.  Aug. 
ä.  II.  743,  743,  Wolf  I  4IS),  Art.  36,  37  der  BOrganis.- 
27.  Juni  1874  (A.  S.  n.  F.  I  137,  Wolf  I  385)  und  Art.  45, 
.  BStrafrechtea  vom  4.  Febr.  18.53  (A.  S.  III  434,  Wolf 
strafrechtliche  Untersuchung  einzuleiten  gegen  die  Ür- 

Verbreiter  des  Manifestes  und  ernannte  Nationalrat  Josef 

Buchstabe  w  wiir  dem  französischen  Drucker  des  Manifest«: 
and;  denn  wo  er  nicht  geradezu  fehlt,  ist  er  meistens  ersetzt 

20.  Mai  1889  reisten  König  Humbert  I.  von  Italien  und  sein  Sohn 
in  Neapel,  durch  die  Sch-weiz  nach  Berlin ;  es  fand  ta  GOscheni^u 
e  BegrUssuDg  durch  die  Vertreter  des  Bundesrates  statt,  B  1889 
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Stockmar  aus  Bern  zum  eidg.  Generalanwalt.  Den  22.  Okt.  1889^ 
erklärte  sich  der  BR  damit  einverstanden,  dass  gestützt  auf  Art.  21, 
45, 46  des  BStrafrechtes  der  Verfasser  des  Manifestes  und  seine  Ge- 
hilfen: Albert  Nicolet  von  La  Ferriöre  (Kts.  Bern),  in  Chaux-de- 
Fonds,  Felix  Nikiaus  Dar  bell  ay  von  Siders  (Kts.  Wallis),  in  Lau- 
sanne, und  Ferdinand  Hänzi  von  Günzberg  (Kts.  Solothum),  in 
Basel,  in  Anklagezustand  versetzt  werden.  Auch  die  Kriminal- 
kammer des  BGer.  genehmigte  diesen  Antrag  des  Generalanwalts; 
die  Bundesassisen  des  ersten  eidg.  Bezirkes  sprachen  indessen  den 
20.  Dez.  1889  die  Angeklagten  frei. 

Der  Ber.  des  Generalanwaltes  spricht  sich  über  die  Bedeutung 
der  Anarchisten  dahin  aus: 

Die  Tatsache  ist  durch  die  UntersuchuDg  festgestellt,  dass  der 
Anarchismus  in  der  Schweiz  nur  durch  eiue  beschränkte  Anzahl  ver- 
einzelter mit  keiner  Partei  in  Verbindung  stehender  Individuen  ver- 
treten ist,  deren  Lehre  und  Handlungsweise  sogar  von  den  eifrigsten 
Sozialisten  entschieden  misbilligt  werden.  Diese  letztem  wollen  ihre 
Ansprüche  auf  gesetzlichem  Boden  verfolgen,  während  die  Anarchisten 
darauf  ausgehen,  alle  unsere  staatlichen  Einrichtungen  von  Grund  aus 
ZQ  zerstören,  ohne  sich  indessen  darüber  klar  zu  sein,  was  für  eine 
gesellschaftliche  Ordnung  sie  an  die  Stelle  setzen  wollen.  Ihre  Anzahl 
ist  unbedeutend.  Bis  jetzt  haben  sie  sich  auf  die  Theorie  beschränkt, 
ohne  die  Propaganda  der  Tat  zu  verwirklichen,  welche  von  ihren  Or- 
ganen und  Führern  gepredigt  wird.  Ihr  Auftreten  vor  den  Geschwore- 
nen war  dasjenige  harmloser  Grosstuer,  ein  Eindruck,  welcher  ohne 
Zweifel  zu  ihrer  Freisprechung  nicht  wenig  beigetragen  hat.  Indessen 
sind  ihre  Lehren  und  Aufreizungen  unter  gewissen  Umständen  geeig- 
net eine  ernstliche  Gefahr  zu  bilden,  und  die  Behörden  haben  daher 
die  Pflicht,  das  Fortschreiten  dieser  unmoralischen  Sache,  deren  Ent- 
wickelung  durch  eine  volkswirtschaftliche  Krisis  unfehlbar  befördert 
würde,  zu  beobachten.  B  1890  II  206,  1889  ÜI  1171,  IV  270,  298. 

1399«  Christian  Kempf,  alias  Markus  AUweier,  Markus^ 
Allweier,  H.  Lanz,  Ferdinand  Hänzi,  Jakob  Gall,  Weber,  u.  s.  w., 
geboren  1861,  von  Belsenberg  (Würtemberg),  Schreiner,  zuletzt  in 
Binningen  (Baselland),  Willibald  Schmid,  geboren  1868,  von  Zim- 
merholz (Baden),  Schneider,  zuletzt  in  Winterthur  und  Zürich,  und 
August  Friedrich  Püschel,  alias  Fritz  Wolf,  geboren  1863,  von 
Roderbeck  (Preussen),  Schreiner,  zuletzt  in  Zürich,  alle  drei  z.  Z. 
in  Basel  verhaftet,  wurden  durch  Beschl.   des  BR  vom  16.  Okt. 
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1889  in  Anwendung  des  Art.  70  der  BV  aus  dem  Gebiete  der  Schweiz. 
Eidg.  weggewiesen,  und  zwar  in  Erwägung: 

Dass  diese  drei  Ausländer  —  Mitglieder  der  Anarchistenpartei 

—  ihren  Aufenthalt  in  der  Schweiz  dazu  benutzt  haben,  für  die  re- 
volutionären Ideen  der  Anarchistenpartei  in  aufreizender  Weise  zu 
agitireo,  zu  welchem  Zwecke  sich  dieselben  mit  Gesinnungsgenossen 
in  und  ausserhalb  der  Schweiz  in  Verbindung  gesetzt  und  Proselyten 
-ZU  machen  versucht  haben; 

dass  diese  Tätigkeit  geeignet  ist,  die  internationalen  Beziehungen 
der  Schweiz  zu  schädigen  und  die  Ruhe  des  Landes  zu  stören.^) 

B  1889  IV  270,  1890  II  207. 

1400.  Paul  Bernard  von  Crest  (Frankreich),  Student,  ge- 
boren 1861,  Louis-Joseph  Galleani,  Student,  geboren  1861,  von 
Vercelli  (Italien),  Janvier-Fran^ois  Petraroya  recte  Dutrom  de 
Petra roya,  geboren  1861,  von  Neapel,  Schneider,  Hiskio- Joseph 
Rovigo,  alias  Morelli,  geboren  1863,  von  Triest,  Kautschukstempel- 
fabrikant, Peraskieff  Stoianoff,  stud.  med.,  geboren  1871,  aus 
Bulgarien,  Lucien  Weill  aus  Frankreich,  geboren  1865,  Courtier, 

—  sämtlich  in  Genf,  wurden  durch  Beschluss  des  BR  vom  15.  Dez. 

1890  in  Anwendung  von  Art.  70  der  BV  aus  dem  Gebiet  der 
Schweiz.  Eidg.  ausgewiesen;  es  hatte  sich  nämlich  aus  der  vom 
Genfer  Justiz-  und  Polizei-Dep.  geführten  Untersuchung  ergeben, 
dass  die  genannten  Personen,  welche  teils  aus  andern  Ländern  wegen 
gefährlicher  anarchistischer  Umtriebe  ausgewiesen,  teils  wegen  Auf- 
reizung zu  Mord,  Brandstiftung  und  Plünderung  verurteilt  worden 
sind  und  auf  Schweiz.  Gebiet  sich  geflüchtet  haben,  das  ihnen 
gewährte  Asyl  misbrauchen,  indem  sie  die  Propaganda  der  Tat 
auch  in  der  Schweiz  fortsetzen,  den  gewaltsamen  Umsturz  der  be- 
stehenden gesellschaftlichen  Ordnung  predigen  und  als  geeignete 
Mittel  hiezu  Mord  und  andere  verbrecherische  Handlungen  bezeich- 
nen. B  1890  V  465,  1891  II  634 

Den  10.,  11.  Nov.  1890  war  in  Genf  und  Lausanne  zur  Er- 
innerung an  die  den  11.  Nov.  1887  zu  Chicago  erfolgte  Hinrichtung 
ein  Anarchisten-Manifest  verbreitet  worden  folgenden  Inhalts: 


*)  Kempf,  seit  1888  einer  der  tatigsten  Anarchisten,  verbreitete  nament- 
lich auch  die  Most'sche  « Freiheit »  und  andere  anarchistische  Blätter  und 
Schriften,  ferner  betrieb  er  den  Schmuggel  verbotener  Schriften  nach  Deutsch- 
land; Schmid  und  Püschel  standen  in  Verbindung  mit  Kempf. 
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Erinnert  Euch,  Arbeiter,  am  IL  Nov.  hat  die  freie  Republik  der 
Vereinigten  Staaten  Amerikas  fünf  Anarchisten  deu  Kapitalisten  als 
Leichname  hingeworfen. . .  Das  Verbrechen  unserer  Brüder  war  das,  für 
Alle  das  Recht  zum  Wolsein  gefordert  und  die  Ausbeutung  der  Mensch- 
heit bekämpft  zu  haben.  Lasst  diese  Männer  uns  ein  teures  Beispiel 
sein,  Krieg  bis  zum  Tod  allen  Ausbeutern  der  Menschlichkeit,  Rache 
für  Spies,  Parsons,  Fischer,  Engels,  Lingg. 

Die  durch  Beschl.  des  BR  Ausgewiesenen  waren  beim  Vertrieb 
dieses  Manifestes  zum  Teil  beteiligt,  zum  Teil  hatten  sie  in  Ver- 
sammlungen zu  Genf  zum  Mord  u.  s.  w.  aufgefordert;  so  erklärte 
namentlich  Bernard  in  einer  Versammlung  vom  10.  Nov.  1890: 
Genug  Manifeste  sind  bis  jetzt  ergangen;  Dynamit,  Revolution,. 
Bomben,  wie  die  zu  Chicago  gebrauchten,  sind  die  Mittel  zur  Er- 
langung wahrer  Befreiung. 

1401.  Durch  Beschl.  des  BR  vom  11.  Sept.  1891  wurde  Paolo- 
Schi  cchi,  italienischer  Deserteur,  von  CoUesano  (Sizilien),  ge- 
boren 1865,  wohnhaft  in  Genf  seit  dem  1.  Juli  1891,  Herausgeber 
der  italienischen  Anarchistenzeitung  a  La  Croce  di  Savoia  »,  aus  dem 
Gebiete  der  Schweiz.  Eidg.  ausgewiesen,  nachdem  er  bereits  den 
26.  Aug.  1891  vom  BR  vergeblich  verwarnt  worden  war,  und  zwar 
in  Anwendung  des  Art.  70  der  BV  und  in  Erwägung: 

Dass  er  seinen  Aufenthalt  in  der  Schweiz  dazu  misbraucht  hat, 
um  auf  dem  Wege  der  Presse  zum  gewaltsamen  Umsturz  der  be- 
stehenden Ordnung  durch  Mord,  Brandstiftung,  Plünderung  und 
Diebstahl  aufzufordern. 

Schicchi  hatte  in  seiner  Zeitung  die  Dynamitexplosionen,  wo- 
durch Paläste  niedergeworfen  werden,  und  die  Vergiessung  von 
Tyrannenblut  als  moralische  und  löbliche  Handlungen  bezeichnet; 
der  anarchistische  Diebstahl  ist  ihm  eine  besondere  Form  der 
sozialistischen  Expropriation,  derselbe  steht  im  Gegensatz  zum  Dieb- 
stahl der  Bourgeois  an  den  Armen  und  Bedrückten;  er  nennt 
das  Gewehr,  welches  den  Häscher  trifft,  den  Dolch,  welcher  eines 
Bourgeois  Brust  durchbohrt,  die  Feuersbrunst  der  Villen,  die 
Sichel,  die  den  Weinstock  kurz  vor  der  Ernte  zerstört,  Revolu- 
tioDstaten,  die  praktisch  sind  und  wenig  kosten  und  mehr  Propa- 
ganda machen  als  Zeitungen  und  Proklamationen;  er  fordert  die 
Soldaten  auf  zur  Desertion;  er  beleidigt  den  König  und  die  Kö- 
nigin von  Italien :  re  imbecile,  rö  buppone, . .  rfe  ignorante,  quando 
peuso  al  vostro  avvenire,  mi  fate  pietä;  er  schreibt  mit  Rücksicht 
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len,  Glauben  verloren,  eine  Republik 
ieselbe  verloren;  er  erklärt,  dass  die 
Sache  sei.       b  1891  iv  365.  1892  11  m. 

1892  wurde  in  Chätel-St-Denis  (Frei- 
fnibert,  alias  Meyer,  Richard,  ge- 
irioär,  Journalist  und  Maler  *)  wegea 
erhaftet.  Derselbe  trieb  sich  seit  einiger 
n  der  Schweiz  hemm.  Bei  seiner  Ver- 
esitze  von  zwei  Päcklein  eines  dynamit- 
zwei  Metallzündern  und  Zündschnüren, 
histischen  Schriften  und  von  Rezepten 
itoffen.  Mit  Beseht,  vom  9.  Aug.  1892 
lung  des  Art  70  der  BV  ans  dem  Ge- 
und  zwar,  weil  sich  aus  den  Akten  er- . 
üch  als  Anhänger  der  anarchistischen 
:e,  sich  mit  dem  vor  einigen  Monaten 
rnrteilten  Ravachol  solidarisch  erklärte 
lilagesprochen  hat,  die  Handlungen  des 
u  haben;')  ferner  hatte  er  einer  Perscsi 
A.narchisten  vermutete,  die  Verwendung 
larchistiechen  Zwecken  erklärt  und  ihr 
n.  B  1892  IV  197. 

n  23.  Sept.  1892  hat  der  BR  den  in 
rugs  (Hochstapelei)  im  Auslande  bereits 
thaus  bestraften ,  schriftenlosen  Earl 
1  Böhmen,  Glasarbeiter,  alias  Baron  de 

Art.  70  der  BV  aus  dem  Gebiete  der 

B  1892  IV  411. 

1    Zürich   Empfehlungen   an  die  eidg. 

erschaffen  gewusst;  in  Thun  wurde  er 

In  diesem  Moment  könnte  ihm  nidit 
»n  in  der  Schweiz  verübtes  Verbrechen 

:.  Sozialdemokrat»  vom  8.  Juli  1892  wurden 
ispion  signaliBirten  Meyer  gewarnt, 
■faeate  Guibert  ein  Schreiben  an  den  Comina- 
folgenden  Paasna  enthielt:  J'ai  du  nvouer 
tifere  Bolidarite  (sc.  Mordtaten  ßavachol's)  qa'an- 
Msez  llUihe  pour  ne  pas  Timiter  (sc  BaTachol)- 
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Torgeworfen  werden.  Allerdiogs  war  er  in  eigentümlicher  Weise, 
Tor  seiner  Ankunft  in  Thun,  in  einem  in  Zarich  anhängigen  Straf- 
prozess  verwickelt;  zu  einer  Strafverfolgung  gegen  ihn  sahen  sich 
die  Zürcher  Behörden  jedoch  nicht  veranlasst.  Er  wurde  wegen 
seiner  Gemeingefähriichkeit  ausgewiesen.  Als  Hochstapler  erster 
Güte  hatte  er  sich  in  Deutschland,  England,  Oesterreich,  Rnsuland 
henimgetrieben.  Schon  im  Polizeianzeiger  der  Siebenziger-Jahre 
wurde  das  Publikum  vor  ihm  gewarnt. 


4.  Kapitel. 

Spielbanken  und  Lotterien/) 

BV  1874,  Art.  35,  A.  S.  n.  F.  I  12;  Wolf  I  5. 

1404.  Die  Bedeutung  und  Tragweit«  des]  in  der  BV  des 
res  1874  enthaltenen  Spielverbotes  werden  in  einem  Schreiben 

BR  an  die  Reg.  von  Lnzern  vom  28.  Okt.  1888  mit  folgenden 
ten  festgestellt: 

Obwol  Art.  35  der  BV  nicht  ausdrücklich  von  Hazardspielen  spricht, 
em  nur  Spielbanken  und  Spielhänser  verbietet  and  nach  allgemeiner 
ahme  unter  einer  Spielbank  ein  Etablissement  verstanden  wird,  m 
hem  der  Unternehmer  gegen  jede  Person  spielt,  welche  daselbst  ihr 
:k  versucht,  so  ist  trotzdem  die  Bestimmung  des  zit.  Art.  35  nicht  anf 
lÜBSemente  dieser  Art  zu  beschränken;  es  ist  vielmehr  jedes  üffent- 
I  Etablissement  zu  scbliessen,  in  welchem  das  Spiel  in  grossem  Stile 
leben  wird,  so  dass  es  zn  Betrügereien  nnd  öffentlichem  Aergemis 
ISS  giebt  und  geeignet  erscheint,  Hab  und  Gut  uokluger  Personen 
[efilhrden. 

Die  BBehQrden  ziehen  daher  bei  Anwendai^  des  Art.  35  der  BV 
ger  die  Rolle,  welche  der  Unternehmer  beim  Spiele  einnimmt  nnd 
Natur  des  Spieles  in  Betracht,  als  vielmehr  die  Grösse  der  Spiel- 
Ltze  und  die  Gefahr  der  Spielenden,  in  kurzer  Zeit  erhebliche  Be- 
i  zu  verlieren.  Es  frfigt  sieb  deshalb  vor  allem,  wie  hoch  and  in 
beija  Umfange  gespielt  wird.  ß  1887  IV  133,  1888  II  824. 

1405.  Folgende  Fälle  teils  angeblicher,  teils  wirklicher  Mi3- 
nng  des  Spielverbotes  der  BV  (Art.  35)  beschäftigten  den  BR 
dem  Jahre  1874: 

1.  Im  Juli  1882  verbreitete  sich  die  Nachricht,  dass  zu  Inter- 
n  im  « Casino  n  eine  Spielhölle  bestehe :  es  werde  daselbst  na- 
tlich  das  in  Frankreich  bekannte  ijeu  des  petita  Chevaliers^ 
ielt;  es  seien  Vorbereitungen  getroffen  worden  fdr  «Baccarat» 
ähnliche  Hazardgpiele.  Der  BR  lud  die  Reg.  van  Bern  ein, 
Untersuchung  zu  veranstalten  und  Bericht  zn  erstatten.    Ks 

>)  Vgl.  auch  oben  II  No.  94»,  566. 
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ergab  sich  jedoch,  dass  während  des  Sommers  1882  in  Interlaken 
keine  yerbotenen  Hazardspiele  gespielt  worden  sind;  die  Berner 
Reg.  gab  überdies  dem  £R  die  Zusicherung,  dass  sie  auch  in  Zu- 
kunft der  Angelegenheit  ihre  volle  Aufmerksamkeit  schenken  werde.') 

B  1883  II  907. 

2.  Im  Sommer  1882  verbreitete  sich  die  Nachricht  der  Ein- 
richtung von  cGercIes  des  ^trangers»  oder  «Salons  r^serv^s»  in 
Montreux,  Luzem  und  Genf;  diese  «Cercles»  seien  für  verbotene 
Hazardspiele  bestimmt  In  der  blossen  Andeutung,  dass  Lokalitäten 
für  Spielbanken  oder  für  ähnliche  Zwecke  vorbereitet  werden, 
konnte  der  BR- keinen  genügenden  Grund  sehen ,  die  betr.  EReg. 
über  diese  Angelegenheit  zu  interpelliren.  B  i883  il  907. 

3.  Im  Jahre  1884  wurde  der  Staatsrat  der  Ets.  Waadt  vom  | 
BB  zur  Untersuchung  darüber  eingeladen,  inwiefern  im  Eursaale  | 
zu  Montreux  verbotene  Spiele  betrieben  werden.  Die  Veranlassung  I 
hiezu  lag  in  einer  beim  BR  erfolgten  Anzeige  seitens  eines  geschä-  | 
digten  Spielers.  Auf  Grund  einer  Untersuchung  des  kant.  General- 

prokurators  beschloss  hierauf  der  Staatsrat  von  Waadt: 

1«  Das  Eomite  des  Verwaltungsrates  des  Kursaales  darauf  auf- 
merksam zu  machen,  dass  in  diesem  Etablissement  das  « Baccarat » 
gespielt  werde,  und  dasselbe  anzuhalten,  dem  Direktor  eine  ernste 
Verwarnung  zu  erteilen;  ! 

2.  dem  genannten  Komite  zu  eröffnen,    dass  der  Staatsrat, 

wenn    neue    ähnliche  Vorgänge    sich   wiederholen    sollten,    ernste  j 

Massregeln  gegenüber  dem  Kursaal  treffen  werde; 

3.  die  sofortige  Entfernung  des  Tisches  zum  «Baccarat»,  der 
Roulette  und  der  Utensilien  des  Croupier  anzuordnen. 

B  1885  II  720. 

4.  Im  Jahre  1884  erhielt  der  BR  eine  anonyme  Denunziation 
aas  Genf  des  Inhalts,  dass  in  dieser  Stadt  und  zwar  in  mehreren 
Häusern  verbotene  Spiele  gespielt  werden,  namentlich  das  Baccarat. 
Der  BR  forderte  deshalb  von  den  Genfer  Behörden  strengste  üeber- 


»)  Den  9.  Febr.  1889  wurden  die  Mitglieder  des  Verwaltungsrates  der  Kur- 
haosgesellscbaft  von  Interlaken  von  der  Bemerpolizeikammer  zu  je  Fr.  5  Busse 
verurteilt,  weil  sie  seit  mehreren  Jahren  in  dem  als  Restaurant  und  Unter- 
haltangBlokal  benutzten  Eursaalgebäude  das  sog.  Rösslispiel  (jeu  des  petits 
cheyanx)  hatten  betreiben  lassen,  das  Urteil  stützte  sich  auf  §§  1  und  5  des  ber- 
nischen Gesetzes  über  das  Spielen  vom  27.  Mai  1889;  femer  wurde  die  Kon- 
Üakation  der  Spielgeräte  verfolgt  und  den  Verurteilten  die  Kosten  auferlegt, 
B  1890  II  201. 

IV  8 
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sog.  Oercles,  die  der  Denunziation  zufolge  in  Geof 
idrigen  Schutz  geniessen  sollen.    Die  Genfer  Behörde 

BR,  dass  sie  ihr  möglichstes  tun  werde,  um  den 
ler  BVerf.  Nachachlung  zu  verschaffen,  b  1885  II  721. 
:  einer  Untersuchung,  welche  das  Polizeidep.  des  Kts. 
hre  1887  auf  Veranlassung  des  eidg.  Justiz-  uod  Po- 
SDommen  hatte,  ergab  sich,  dass  zu  Luzern  im  Par- 
jaales  Baraque  und  Rosslispiel  betrieben  werden  unter 
utender  Beteiligung  des  Publikums,  jedoch  im  allge- 
eringen  Einsätzen,  während  im  ersten  Stock  desselben 
s  Baccarat  gespielt  wird;  bei  diesen^  letztgenannten 

Einsätze  grösser  als  bei  den  andern  Spielen,  dagegen 
lg  eine  geringere.  Den  9.  Sept.  1887  ordnete  das 
t  Luzero  die  Einstellung  des  Baccaratspieles  im  Kur- 
n  15.  Sept.  wurde  der  Kursaal  geschlossen.  Der 
r  auf  eine  Beschwerde  des  Unternehmers  und  Direk- 
te Anordnung  vom  9.  Sept.  nicht  mehr  ein,  weil  sie 
s  geworden  ist.  Der  BR  empfahl  aber  der  Luzerner 
inft  über  die  Vorgänge  in  dem  genannten  Etablisse- 
zu  lassen  und  daselbst  diejenigen  Spiele  zu  verbieten, 
efährliche  Äusdehniing  gewinnen  könnten. 

B  1887  IV  233,  1888  II  »U. 
hre  1887  wurde  in  einer  Schweiz.  Zeitung  über  däs 
elches  im  Kursaal  zu  Montreux  gespielt  wird  (Taroc, 
schwerde  geführt.  Die  von  der  waadtiändischen  Be- 
iranlassung  des  eidg.  Justiz-  und  Polizeidep.  ange- 
iuchung  hatte  zur  Folge,  dass  das  fragliche  Kugelspie! 
Saal  entfernt  und  verboten  wurde.  Dagegen  hat  der 
^ivis  im  Rösslispiel,  wie  dasselbe  während  seiner  Ao- 
ipielt  wurde,  nichts  Ungesetzliches  und  Gefährliches 
nen.  B  1887  IV  234,  1888  II  826. 

ire  1888  wurde  der  BR  teils  durch  die  Presse,  teils 
Mitteilungen  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  im 
juzern  verbotene  Spiele  betrieben  werden.  Die  auf 
i  BR  von  der  Luzerner  Reg.  veranstaltete  Untersuch- 
,ss  im  genannten  Etablissement  Baraque  und  Rössll- 
Lccarat  gespielt  werden,  indessen  nur  mit  den  Üblichen 
iätzen,  so  dass  die  Luzerner  Reg.  sich  nicht  veranlasst 


>)  Die  Prüfungs-Eomm.  des  StR  bemerkt  hiezu  in  ihrem  Ber.  vom  11.  Mai 
IS89  (Schoch):  Wir  können  nicht  umhin  den  BR  zu  ermuntern,  gegen  derlei 
GlQcksspiele,  wenn  sie  auch  in  noch  so  vornehme  Kreise  eingebürgert  werden 
wollen  und  angeblich  zum  Zwecke  der  Unterhaltung  der  Fremden  veranstaltet 
werden,  rflcksichtslos  vorzugehen,  B  1889  111  200. 

*)  Mit  BeschL  vom  20.  Mai  1892  verbot  der  Reg.-Rat  des  Ets.  Luzern  das 
Baraquespiel  und  das  Baccaratspiel,  vgl.  Zeitschrift  für  Schweiz.  Strafrecht 
1892,  V  S.  553. 

*)  Der  zit.  Art  35  der  BV  sieht  allerdings  nicht  direkt  den  Erlass  eines 
BGes.  vor. 
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sah,  die  genannten  Spiele  zu  verbieten.')  Sie  gab  übrigens  dem 
BR  die  Zusicherung,  dass  diese  Spiele,  um  allfällige  Ausschreitungen 
sofort  unterdrücken  zu  können,  in  Zukunft  stets  überwacht  werden.^) 

B  1888  IV  512,  1889  II  777.  V 

8.  Schon  wiederholt  sah  sich  das  eidg.  Justiz-  und  Polizei- 
dep.  veranlasst,  dem  Polizeidep.  des  Kts.  Genf  von  Klagen  Kennt- 
nis zu  geben,  wodurch  gewisse  Etablissemente  in  Genf  beschuldigt 
wurden,  unter  dem  Namen  geschlossener  Gesellschaften  (Gercles) 
eigentliche  Spielhöllen  zu  betreiben.  Im  Jahre  1890  lud  der  BR, 
veranlasst  durch  das  Vorgehen  des  im  Jahre  1889  gegründeten  Ver- 
eines für  Aufhebung  der  Spielhäuser,  die  Genfer  Reg.  ein  zur 
Einleitung  einer  strengen  Untersuchung  und  eventuell  zum  Ein- 
schreiten gegen  derartige  geheime  Spielhäuser.  Der  Staatsrat  von 
Genf  verfügte  hieraui  mit  Beschl.  vom  27.  Mai  1890  die  sofortige 
Schliessung  von  vier  derartigen  Gercles.  B  1891  ll  631,  1076. 

1406.  Ueber  die  Stellung  der  BBehörden  in  der  Ausübung 
der  Polizei  gegen  das  Unwesen  des  Vertriebes  von  Lotterieloosen 
in  den  Kantonen  bestehen  zur  Zeit  keine  bundesgesetzlichen  Vor- 
schriften, zu  welchen  gemäs  Art.  35  der  BV  der  Bund  ohne  Zweifel 
kompetent  wäre.  Es  muss  daher  den  kant.  Polizeibehörden  das 
gerichtliche  Einschreiten  gegen  dieses  Unwesen  überlassen  werden, 
zumal  die  Straijustiz  Sache  der  Kantone  ist;  es  ist  wol  nicht  zu 
zweifeln,  dass  die  Kantone  sich  hierin  gegenseitig  unterstützen 
werden,  da  der  Schaden,  den  die  Lotterie  verursacht,  ein  gemein- 
samer ist. 

BB  anläslich  der  Eonstatirung  einer  Vermelirung  des  Vertriebes  von 
Lotterieloosen  im  Jahre  1876,  B  1877  11  547. 

1407.  Solange  das  in  Art.  35  der  BV  vorgesehene^)  BGesetz 
nicht  erlassen  ist,  steht  es  den  Kantonen  zu,  das  Lotteriewesen  auf 
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en  Gebieten  in  ai^emessen  scheinender  Weise  zu  ordnen.  Die 
gehren  um  Gestattung  des  Verkaufs  von  Loosen  sind  daher 
rralen  an  die  einzelnen  KReg.  zu  richten. ') 

Der  BR  lehnte  daher  niederholt  Gesuche  nni  Bewilligung  ies 
rtriebes  von  Lotterieloosen  in  der  Schweiz  ab. 

B  1879  n  618.  1883  II  906,  1889  II  77^. 

140S.  Den  17.  Jan.  1893  erhielt  der  BR  Kenntnis  von  einem 
Iruckten  Prospekte,  der  das  Datum:  Freiburg,  1.  Dezember  1892 
1  die  Unterschrift:  «Die  Direktion >  aufweist,  und  der  unter 
■  Aufschrift:  «  Schweizerische  Eidgenossenschaft  —  Kanton  Frei- 
•g  —  Lotteriedirektion  a  zur  Beteiligung  an  einer  angeblich  durch 
jchl.  der  Freiburger  Reg.  vom  22.  Febr.  1892  genehmigten  Lot- 
ie,  umfassend  6  Millionen  Loose  zum  Preise  von  Fr.  1,  einladet') 
r  BR  konstatirte  in  seiner  Sitzung  vom  17.  Jan.  1S93,  dass  ihm 
ses,  nach  vorliegendem  Prospekte  vom  Kanton  Freiburg  als  Staat 
»risirte  Unternehmen  durchaus  fremd  ist,  ferner,  dass  er  gemäs 
n  gegenwärtigen  Stande  der  Gesetzgebung  in  der  Schweiz  nicht 
der  Lage  ist,  dieses  Unternehmen  in  irgend  welcher  Richtung 
prüfen,  dasselbe  zu  bewilligen  oder  zu  untersagen ,  indem  ein 
Nichts-  und  Kontrolrecht  betr.  das  Lotteriewesen  zur  Zeit  noch 
ischlieslich  von  den  Kantonen  ausgeübt  wird. 

Gleichzeitig  wurde  das  eidg.  Justiz-  und  Poüzeidep.  vom  BR 
mftragt,  über  die  Frage,  ob  der  Bund  auf  legislativem  Wege 
ssregeln  betr.  Lotterien  treffen  sollte,  Bericht  zu  erstatten. 

B  1893  I  112,  3-% 

1409.  Infolge  einer  Motion  Joos  vom  25.  April  1881  betr. 
tterieofferten  nahm  der  NR  den  30.  April  1881  folgendes  Po- 
lat  an: 

■)  Mit  der  LandesanestelluDg  in  Zürich  im  Jtihre  1883  war  eine  LoU^rii' 
itunden.  Die  FrUfnogskomm.  den  NB  bemerkt  hiezu  in  ihrem  Bericht  von 
Mai  1884  (S.  Kaiser):  Wir  halten  dafür,  dass  eine  eidg.  Subvention  fBr 
«mehmmigen  wie  Ausstellungen  (vgl.  oben  I  S.  9)  inskünftig  no  die  Bedin- 
g  geknQpft  sein  solle,  dass  eine  nachträgliche  VerloOBung  nicht  stattfinden 
fe,  B  1884  n  962;  eine  ähnliche  Bemerkung  machte  die  Ständer.  PrÜfimge- 
im.  in  ihrem  Ber.  vom  28.  Mai  1887  (Haberetich),  B  1887  IIl  67. 

')  Es  verlautet,  dass  ein  Teil  der  Ertragnisse  dieser  Lotterie  bestinuitt  v-X 
Einrichtung  einer  medicinischeni  Fakultät  an  der  Freibnrger-üniTersitai. 
anderer  Teil  eur  Entrichtung  der  auf  die  Treffer  fkllenden  Gewinne,  ein 
•ter,  sehr  beträchtlicher  Teil  endlich  ist  Üntemehmergewinn. 
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Der  BR  wird  eingeladen,  zu  berichten,  ob  nicht  der  Postver- 
▼erwaltung  Weisung  za  erteilen  sei,  offene  Lotterieofferten  nicht 
weiter  zu  befördern.  Postl-Slg.  n.  F.  234. 

Entgegen  dem  Antrag  des  BR  vom  6.  Dez.  1881  beschloss  als- 
dann die  BVers.  den  30.  Jan.  1882 : 

Der  BR  wird  eingeladen,  in  Ausführung  des  Art.  85,  Abs.  2 
der  BVers.  einen  Antrag  einzubringen,  über  geeignete  Massnahmen 
gegen  das  Lotterieunwesen. 

B  1882  II  350,  376,   1883  E  906;  Postl-Slg.  n.  F.  267,  üebers.  Verh.  d. 
BVers.  Jan.  1882.  No.  19. 

Dieser  Aufforderung  ist  der  BR  zur  Zeit  noch  nicht  nachge- 
kommen. 

Den  Antrag,  der  vom  NR  angenommenen  Motion  Joos  keine 
weitere  Folge  zu  geben,  stützte  der  BR  in  seinem  Ber.  vorab 
darauf,  dass  er  schon  im  Jahre  1877  eine  diesbezügliche  An- 
regung als  untunlich  abgelehnt  habe,  und  dass  die  eidg.  Räte 
bei  der  Prüfung  der  Geschäftsführung  des  BR  im  Jahr  1877  den 
Standpunkt  des  BR,  entgegen  dem  Antrag  der  ständen  Komm.') 
geteilt  haben.  B  1877  ll  547,  833,  1879  ll  760 

Die  Gründe  des  BR,  die  ihn  zur  Stellung  seines  Antrages  vom 
6.  Dez.  1881  bestimmt  hatten,  sind  folgende: 

Die  BBehörde  wäre  berechtigt,  den  aus  Deutschland  oder  andern 
Ländern  als  Drucksachen  mit  der  Post  nach  der  Schweiz  versandten 
Lotterieanpreisungen,  den  Transport  und  die  Distribution  zu  ver- 
sagen; denn  nach  Art.  4,  Abs.  6  des  internationalen  Postvertrages 
vom  9.  Okt.  1874  (A.  S.  n.  F.  I  62 1)'^)  ist  der  Reg.  jedes  Vereins- 
landes das  Recht  vorbehalten,  diejenigen  Drucksachen  u.  s.  w.  auf 
ihrem  Gebiete  nicht  befördern  oder  bestellen  zu  lassen,  in  betrefi 
deren  den  bestehenden  Gesetzen  und  Vorschriften  des  Landes  über 
die  Bedingungen  ihrer  Veröffentlichung  und  Verbreitung  nicht  ge- 
nügt sein  sollte. 

Allein  eine  Massregel  wie  die  vorgeschlagene  empfiehlt  sich 
nicht  aus  folgenden  Gründen: 

1.  Dieselbe  wäre  bedenklich  vom  Standpunkte  der  Wahrung 
des  Postgeheimnisses;  denn  während  dermalen  die  Poststellen  sich 


*)  Die  Stander.  Komm,  hatte  den  Antrag  gestellt:  Der  BB  wird  einge- 
laden, der  BVers.  einen  Ges-Entwurf  betr.  Lotterieverbot  vorzulegen,  B  1877 
11835. 

*)  Vgl.  die  entsprechende  Bestimmung  in  Art.  16,  Ziff.  5  des  zur  Zeit  gel- 
tenden V^eltpostvertrages  vom  4.  JuH  1892,  A.  S.  n.  F.  2  S.  II  727. 
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fe  gar  nicht  und  um  den  Inhalt  der  offen 
[Dracksachen  etc.),  nur  soweit  es  die  Kon- 

der  Frankatur  betri&t,  bekümmern  sollen 
en   eine  Fahndung  auf  ganze  Kategorien 

unter  den  verschiedensten  Formen  anf- 
n. 

vorausgesetzt,  dass  aie  ein  einigermassen 
haben  sollte,  würde  den  Poststellen  eine 
ivermehrung  bringen    und  erhebliche  Ver- 

und   Distribution  der  Drucksachen  nach 

sind  im  allgemeinen  nicht  in  der  Lage, 
tterietoosen  und  den  Anleihensloosen,  wie 
ilation  sind  (Neuenburg,  Mailaud  etc.)  und 
icht  in  Frage  stellen  wird,  zu  unterscheiden, 
ngel  in  der  Praxis  notwendigerweise  zu  un- 
ren. 

ünbringung  von  Lotterieankiindigungen  iu 
zulässig  wäre,  so  wurde  die  Rflckweisun^ 
dem  Auslande  nach  der  Schweiz  gelangen- 
I  dem  Unfuge  kaum  in  erheblicher  Weise 
unehmen,  dass  die  mit  dem  Geschäft  sich 
böhere  Porto  sich  nicht  reuen  lassen  wür- 
gen nach  wie  vor  ungehinderte  Verbreitung 
ianntlich  schon  jetzt  ein  grosser  Teil  der 
3  in  geschlossenen  Briefen  versandt, 
i  BB  au  die  BVera.  über  die  Motion  dee  Herrn 
[rfjtterieofferten  vom  6.  Dez.  1881,  B  1881  IV  946. 

879  teilte  der  BR  der  Gesandtschaft  eines 
Resultat  der  Prüfung  der  kantonalen  Ge- 
Frage  der  Znlässigkeit  oder  Unzulässig- 
les  Vertriebes  von  Lotterieloosen  folgendes 
der  Vertrieb  von  Lotterieloosen  (wohin 
:önnen  in  allen  Kantonen  als  verboten  be- 
ar  ohne  Unterscheidung  zwischen  inlän- 
en  Unternehmungen  dieser  Art.  Die  grös- 
besitzt  förmliche  und  absolute  Verbote, 
oaeo  mit,  der  Bewilligung  von  Seite  der 
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R^.  oder  der  EPolizei  einzelne  Verloosungen  möglich  sind.  Solche 
Bewilligungen  werden  in  der  Regel  nur  für  gemeinnützige  ünter- 
Dehmungen  gegeben.  Einzig  der  Kanton  Uri  besitzt  kein  spezielles 
Ges.  ttber  Lotterien;  die  Reg.  dieses  Kantons  erklärte  aber,  dass 
die  Lotterien  gleich  den  Hasardspielen  behandelt  werden,  welch 
letztere  mit  Strafe  bedroht  sind.  B  1880  II  638. 

IUI«  Der  Handel  mit  Prämienloosen  kann  nicht  schlecht- 
hin dem  kant  Lotterieverbot  unterworfen  werden.  Es  hat  also  der 
ER  die  Kompetenz  zu  prüfen,  ob  Beschränkungen  dieses  Handels 
mit  dem  Grundsatz  der  Handels-  und  Gewerbefreiheit  verträglich 
sind  oder  nicht. 

Das  Lotterieanleihen  ist  eine  Art  der  sog.  gemischten  Lotterien; 
dasselbe  enthält  nämlich: 

a.  ein  Darlehensgeschäft;  der  Käufer  eines  Looses  gibt  eine 
Summe,  den  Nominalwert  des  Looses,  hin,  die  der  Anleiher  mit 
oder  ohne  Zins  zurückzuerstatten  sich  verpflichtet ; 

b.  ein  Lotteriegeschäft;  der  Unternehmer  der  Anleihenslotterie 
(Ausgeber  der  Loose)  gewinnt  den  Zins  der  empfangenen  Summe 
ganz  (bei  den  unverzinslichen  Lotterieanleihen)  oder  teilweise  (bei 
den  verzinslichen  Lotterieanleihen)  und  gewährt  dafür  den  Käufern 
der  Loose  eine  Hoffnung  auf  den  planmässig  zu  ermittelnden  Ge- 
winn. 

Dieses  zweite  im  Kauf  eines  Prämienanteilscheines  enthaltene 
Rechtsgeschäft  ist  unstreitig  ein  Lotteriegeschäft  im  eigentlichen 
Sinne  des  Wortes;  es  fehlen  ihm  weder  die  unbedingte  Leistung 
des  Spielers  (Hingabe  des  Zinses  seiner  Einzahlung),  noch  die  be- 
dingte und  nach  ihrer  Höhe  unbestimmte  Verpflichtung  des  Unter- 
nehmers (Prämie),  noch  das  charakteristische  Merkmal,  dass  die 
Frage,  ob  dem  einzelnen  Spieler  gegenüber  eine  Verpflichtung  des 
Unternehmers  zur  Ausrichtung  einer  Prämie  überhaupt  entstehen 
und  welches  der  Betrag  dieser  Prämie  sein  werde,  dem  Zufall  an- 
heimgegeben ist; 

c.  dass  über  Prämienobligationen  an  der  Börse  gehandelt  wird 
und  daher  der  Unternehmer,  ganz  besonders  aber  der  Vermittler 
zwischen  ihm  und  dem  Publikum,  der  Bankier,  Makler  u.  dgl.  auf 
die  Kursschwankungen  dieser  Papiere  spekulirt,  ist  mehr  für  die 
nationalökonomische  Bedeutung  als  für  die  juristische  Natur  des 
Geschäfts  entscheidend. 
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II  Betrachtung  der  Recbt^eschäfte,  die 
igationen  umfaset,  ergibt  sich  somit,  dass 
:erieelement  enthalten,  dass  aber  docb 
L,  Anleihensloose  seien  bestimmt,  auf 
isirt  zu  werden;  die  VerpöicfatDog  des 
lung  des  Nominalwertes  der  ObligaÜon 
Dleihen  auch  eines  —  zwar  geringen  - 
nur  der  Zins  ist  (ganz  oder  teilweise) 
hten,  der  möglicherweise  verloren  gehen 

inn  also  kein  absolutes  Verbot  des  Ver- 

Einfstellen. 

lüber  der  Sctiwvz<!r  Beg,,  den  Rekurs  des  Atoif 

hlärend,  B  1892  lU  915.  Vgl.  No.  S4«. 

3  ging  dem  BR  von  zuverlässiger  Seit« 
verschiedenen  Ländern ,  namentlich  in 
eihensloose  unter  Vorspiegelung  von  an- 
hlich  aber  sehr  geringen  Gewinnchancen 
reo  Werte  gegen  Ratenzahlungen  ver- 
nnullirung  des  Verkaufes  stipulirt  wird 
[äufer  einen  Zahlungstermin  versäumL 
e  überdies  öfters  von  sehr  wenig  ver- 
geleitet sind,  ihr  Gewerbe  auch  auf  die 
ich  der  BR  veranlasst,  im  Bundesbiatt 
1  veröffentlichen. 

ß  1889  1  265,  308,  1890  ][  201. 
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5.  Kapitel. 

(HMraafsfeht  des  Bundes  über  Strassen  und  Brücken. 

BV  1848,  Art.  35,  Abs.  1  gleich  ßV  1874,  Art  37,  Abs.  1, 
A.  S.  I  15,  n.  F.  112;  Wolf  I  6,  19. 

1413.  Zu  den  Strassen  und  Brücken,  an  deren  Erhaltung 
die  Eidg.  ein  Interesse  hat,  und  über  die  laut  Art.  37  der  BV  der 
Band  die  Oberau&icht  auszuüben  hat,  gehören: 

1.  Die  internationalen  Alpenstrassen ,  für  welche  laut  Art.  30 
der  BV  die  betreffenden  Kantone  eine  jährliche  Entschädigung  er- 
halten, 

2.  diejenigen  Strassen,  deren  Bau  der  Bund  subventionirt  hat') 
unter  der  Bedingung  des  Unterhalts  durch  die  Kantone, 

3.  die  von  den  eidg.  Posten  befahrenen  Strassen. 

Das  eidg.  Oberbauinspektorat  ist  die  vom  BR  mit  der  Ausübung 
der  Oberaufsicht  betraute  Amtsstelle. 

BR  im  B  1878  II  642,  vgl.  B  1875  II  290;  1893  I  526. 

1414.  Bei  manchen  unter  die  Bestimmung  des  Art.  37,  Abs.  1 
der  B  V  fallenden  Strassenstrecken,  auf  welchen  zeitweise  ein  *  be- 
deutender Verkehr  stattfindet,  zeigte  sich  im  Jahre  1875  der 
Uebelstand,  dass  der  Unterhalt  derselben  Gemeinden  obliegt,  die 
nicht  im  stände  sind,  den  Anforderungen  eines  solchen  Verkehres 
zu  genügen. 

Der  BR  hat  deshalb  den  betr.  Regierungen  eröffnet,  er  werde 
die  ihm  angemessen  scheinenden  Schritte  tun,  falls  die  im  lau- 
fenden  Jahre  stattfindenden  Inspektionen  nicht  ergeben,  dass  in 
irgend  welcher  Weise  geeignete  Abhilfe  geschaffen  worden  sei.  Diese 
EröShong  scheint  den  gewünschten  Erfolg  gehabt  zu  haben;  denn 
der  BR  sah  sich  im  Laufe  des  Jahres  1876  nicht  zu  besondern 
Massnahmen  veranlasst.  B  1876  II  374,  1877  II  120. 


*)  Vgl.  oben  Abschn.  III,  Kap.  3 :  Bundesuntersttitzung  für  Strassen    und 
Brückenbau,  III  S.  107  ff. 
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1413  •  Bezüglich  des  gewöhnlichen  Unterhaltes  sowol  der 
Strassen,  für  welche  gemäs  Art.  30  der  BV  den*  betr.  Kantonen 
jährliche  Entschädigungen  bezahlt  werden,  wie  auch  derjenigen 
Strassen,  an  denen  der  Bund,  abgesehen  von  diesem  Grunde,  wegen 
des  Postdienstes  ein  Interesse  hat,  findet  sich  wiederholt  Anlass  zu 
Aussetzungen  seitens  der  BBehörde  gegenüber  den  Kantonen.  In 
gewöhnlichen  Fällen  wird  es  damit  so  gehalten,  dass  der  eidg. 
Inspektor  den  ihn  begleitenden  Beauftragten  der  betr.  KReg.  seine 
Bemerkungen  macht  und  bei  einer  spätem  Besichtigung  verifizirt, 
ob  denselben  Folge  gegeben  worden  ist.  Es  giebt  dies  dann  meist 
zu  keinen  weitem  Schritten  Veranlassung,  als  etwa  zur  Mitteilung 
der  dem  eidg.  Dep.  über  solche  Inspektionen  erstatteten  Berichte 
an  jene  Regierungen. 

BR  in  seinem  Geschäffcsber.  über  das  Jahr  1876.  B  1877  II  120. 

I.  Im  Jahre  1876  gab  der  Unterhalt  der  Gotthardstrasse  auf 
Tessiner  Gebiet  Veranlassung  zur  Aufstellung  besonderer  Anforde- 
rungen seitens  des  BR  der  tessinischen  Reg.  gegenüber.  Diese 
suchte  denn  auch  mit  sehr  bedeutendem  Eostenaufwande  den  auf 
Grund  des  Berichtes  des  eidg.  Oberbauinspektors  gestellten  An- 
forderungen zu  entsprechen ;  immerhin  machte  sie  dabei  darauf  auf- 
merksam, dass  es  auf  der  Strecke  von  der  Passhöhe  bis  Airolo 
selbst  mit  Hilfe  sämtlicher  von  dem  eidg.  Inspektorate  vorgezeich- 
neter Massnahmen  wegen  der  Art  und  Weise,  wie  der  Transport 
der  Gewölbsteine  für  den  Gotthardtunnel  bewerkstelligt  werde, 
nicht  möglich  sei,  einen  guten  Strassenzustand  zu  erzielen.  Die 
Tessiner  Reg.  erliess  deshalb  eine  strassenpolizeiliche  Massregel 
betr.  das  Mass  der  Belastung  der  bei  diesem  Transporte  angewen- 
deten Wagen;  gegen  die  Anwendung  dieser  Massregel  beschwerte 
sich  jedoch  die  Tunnelbautenunternehmung.  Der  Anstand  fand 
seine  Erledigung  durch  die  Einführung  vierrädriger,  an  Stelle  zwei- 
rädriger Wagen  von  geeigneter  Felgenbreite ;  infolge  dessen  besserte 
sich  der  früher  ganz  ausserordentlich  verdorbene  Zustand  der 
Strasse.  B  1877  II  120,  1878  II  m. 

n.  Im  gleichen  Jahre  beschwerte  sich  die  eidg.  Postverwaltung 
über  den  Zustand  der  Gotthardstrasse  von  Airolo  bis  Biasca.  Der 
BR  ordnete  daher  eine  besondere  Untersuchung  dieser  Strecke 
durch  das  eidg.  Oberbauinspektorat  an ;  der  Untersuchung  wohnten 
ein  Mitglied  der  Reg.  und  der  Oberingenieur  des  Kts.  Tessin  bd. 
Die  Untersuchung  ergab  verschiedene  Mängel  namentlich  bezQglicb 
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der  Qualität  des  von  den  Unterhaltspächtern  angewandten  Be- 
kiesungsmaterials.  Die  Reg.  des  Ets.  Tsssin  ordnete  sofortige  Ab- 
hilfe an;  es  handelte  sich  im  wesentlichen  um  Verstösse  gegen  die 
vollständig  genügenden  Vorschriften  der  Uebemahmsverträge. 

BR  im  B  1878  II  643. 

1415  a.  Im  Unterengadin  war  eine  Strassenstrecke  zwischen 
Steinsberg  und  Schuls  infolge  des  Hochwassers  des  Inn  im  Jahre 
1888  zerstört  worden.  Die  Wiederherstellung  der  Strasse  verzögerte 
sich  bei  diesem  Anlasse,  weil  die  Verlegung  der  Strasse  aus 
der  Talsohle  in  eine  obere  über  das  Dorf  Fettan  führende  Richtung 
aogeregt  worden  war.  Dieser  Anregung  wurde  zwar  im  Verlaufe 
keine  Folge  gegeben,  da  es  sich  um  eine  Strasse  handelte,  deren 
Bau  vom  Bund  subventionirt  worden  war,  und  zu  deren  Unterhalt 
der  Kanton  sich  verpflichtet  hatte.  Der  BR  konstatirte  jedoch,  dass 
für  das  Aufgeben  der  Strasse  jedenfalls  auch  die  Zustimmung  des 
Bundes  erforderlich  wäre.  B  1890  I  601. 

1A16.  Bezüglich  des  Offenhaltens  der  vom  Bunde  subven- 
tionirten  Strassen  im  Winter  und  der  Eröffnung  derselben  für  das 
Rad  im  Frühjahre  haben  die  Kantone  auf  Grund  der  Subventioni- 
mng  des  Baues  dem  Bunde  gegenüber  keine  Verpflichtungen.  Solche 
Verpflichtungen  ergeben  sich  dagegen  sowol  bezüglich  der  vom 
Bunde  subventionirten,  wie  auch  nicht  subventionirten  Strassen  auf 
Grund  der  Benützung  der  Strassen  durch  die  eidg.  Post.  In  dieser 
Beziehung  sah  sich  der  BR  wiederholt  zu  Aussetzungen  veranlasst 
hinsichtlich  derjenigen  Strassen,  die  früher  nur  für  den  Lokal- 
verkehr bestimmt  waren,  seit  den  Siebenziger  Jahren  jedoch,  beson- 
ders während  der  Sommermonate,  einem  sehr  bedeutenden  Fremden- 
verkehr zu  dienen  haben.  Wenn  sich  daraus  schon  wegen  der 
Breite  und  sonstigen  Ausstattung  solcher  Strassen  Uebelstände  er- 
geben, so  ist  dies  noch  mehr  der  Fall,  wenn  dieselben  nadh  wie 
vor  blos  von  den  Territorialgemeinden  unterhalten  werdeo^müs- 
sen;  denn  wie  die  gehörige  Besorgung  einer  öffentlichen  und 
emem  bedeutenden  Verkehre  dienenden  Strasse  von  einzelnen  Ge- 
meinden kaum  überall  erwartet  werden  kann,  so  ist  dies  noch  um 
so  weniger  der  Fall,  wo  es  sich  um  Gebirgsstrassen  handelt,  bei 
denen  die  Unterhaltungskosten  durch  den  Einfluss  des  Klimas 
und  der  Gebirgsnatur  überhaupt  gesteigert  werden  und  zudem  die 
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les  Verkehrs  erhöhte  Anforderungen  bezüglich  uniinter- 
eberwachung  aowol  in  Hinsicht  auf  natürbche  Störungen 
reiche  hier  immer  eintreten  können,  als  in  polizeilicher 
bedingt.  Das  Interesse,  ^reiches  der  Band  wegen  der 
1  in  dieser  Sache  hat,  liegt  nicht  allein  in  der  Be- 
sehen dem  Zustand  der  Strassenbahn  und  den  Kosten 
rung  oder  dem  Risico  für  sein  Material,  sondern  auch 
ntwortiichkeit  gegenüber  dem  Publikum, 
jinem  Geschäftsbericht  Über  das  Jahr  1380,  faervorbebend,  daes  m 
ittgen  Interesse  zb  wflnacben  wfijre,  wenn  namentlich  in  Walli.-! 
lubQuden  der  Unterhalt  der  betreffenden  StrasMnBtreckon  den 
VerkebrsbedQrfnissen  entsprechend  geregelt  wQrde,  B  1881  11 141. 

Als  die  eidg.  Postverwaltung  in  den  Jahren  1883  und 
an  Reg.  der  Kantone  Wallis  und  Uri  verlangte,  dass  die 
Oberalpstrasse  auf  einen  bestimmten  Zeitpunkt  im  den 
:ehr  oflen  zn  halten  sei,  bestritten  diese  Kantone  dem 
bt,  den  Zeitpunkt  der  Oeffnung  der  frf^lichen  Bergpässe 
genverkehr  festzusetzen. 

em  Creschäftsber.  Ober  das  Jahr  1881  bemerkt  der  Bß 
■des: 

idelt  sich  um  die  Frage,  ob  das  NicHtbestehen  einer 
tg  zum  Ausschaufeln  des  Schnees  im  Frühjahre  die 
gestatte,  dass  es  in  das  Belieben  der  Kantone  gestellt 
die  Bergpässe  vielleicht  wegen  kleiner  Schneereste  bis 
ner  hinein  in  nicht  praktikablem  Zustande  zu  belassen, 
cht  vielmehr  die  als  Gegenleistung  der  BSuhveation 
le  PBicht  des  Unterhaltes  eine  Besorgung  des  letztem 
mit  sich  bringe,  dass  Kommunikationsmittel,  welche  mit 
den  und  grösstenteils  vom  Bunde  getragenen  Kosten 
den,  doch  wenigstens  während  des  Sommervierteljahres 
ke  entsprechen.  Mit  dieser  Frage  beantwortet  sich 
litere,  ob  in  solchen  Fällen  die  Bestimmung  des  Art  37 
r.  Zurückbehaltung  der  den  betr.  Kantonen  laut  Art.  30 
an  Summen  zur  Anwendung  kommen  könne, 
'inzipielle  Entscheidung  dieser  Fragen  hat  bis  jetzt  nicht 
n.  B  1834  n  66,  1885  II  59,  III  139,  1886  I  482. 

Den  Kantonen  üri  und  Tessin  ist  im  Jahre  1882 
Eröffnung  der  Gotthardbahn  die  ihnen  laut  Art  30  der 
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BV  bis  dahin  für  den  Schneebrach  auf  dem  St  Gotthard  zugesichert 
gewesene  besondere  Vergütung*)  zum  letzten  Male  ausbezahlt  worden. 
Dagegen  werden  diese  Kantone  die  laut  dem  gleichen  Yerf-Artikel 
Ihnen  wie  auch  den  Kantonen  GraubQnden  und  Wallis  mit  Rück- 
sicht auf  ihre  internationalen  Alpenstrassen  bewilligten  Summen 
auch  künftig  beziehen  und  demgemäs  gleich  den  andern  Kantonen 
mit  der  sich  daran  knüpfenden  Unterhaltungspflicht  behaftet  bleiben. 

BR  im  B  1883  II  94. 

1419.  Zufolge  Art  30,  Abs.  4  der  BV  erhalten  die  Kantone 
Dri  und  Tessin  für  die  Besorgung  des  Schneebruches  auf  dem 
St  Gotthard  eine  jährliche  Entschädigung  von  Fr.  40,000  und  zwar 
für  so  lange,  als  die  Strasse  über  den  Bergpass  nicht  durch  eine 
Eisenbahn  ersetzt  sein  wird.  Nun  bestand  zwar  schon  im  Herbste 
1881,  zu  der  Zeit,  wo  die  nötigen  Vorkehren  für  den  Winterunter- 
halt der  Bergpässe  getroffen  werden  mussten,  die  Absicht,  mit 
Beginn  der  Jahres  1882  den  Festverkehr  durch  den  grossen  Tun- 
nel zu  leiten,  und  es  war  auch  ziemlich  sicher,  dass  dies  möglich 
sein  werde.  Allein  einesteils  konnte  der  in  der  Verf-Bestimmung 
bezeichnete  Zeitpunkt  doch  erst  mit  der  durchgehenden  Eröffnung 
der  Gotthardbahn  als  gekommen  betrachtet  werden,  und  dann  er- 
schien es  auch  für  alle  Eventualitäten  rätlicher,  die  Strasse  noch 
für  den  YTinter  1881/82  dem  allgemeinen  Verkehr  offen  zu  halten; 
die  genannten  Kantone  wurden  daher  von  der  BBehörde  angewiesen, 
den  Schneebruch  auf  dem  St.  Gotthard  auch  im  Winter  1881/82  zu 

besorgen;  sie  erhielten  hiefür  die  verf-mässige  Entschädigung. 

B  1882  II  m. 

1420.  Die  Reg.  des  Kts.  Wallis  wurde  im  Jahre  1874  vom 
6R  angewiesen,  die  zum  Zwecke  des  Unterhalts  der  Strasse  nach 
Chamounix  bezogene  Gebühr  für  die  Zukunft  fallen  zu  lassen.  Denn 
diese  Gebühr  für  Benutzung  der  Strasse  ist  nichts  anderes  als  ein 
verf-widriges  Weggeld.  *)  B  1875  II  536. 

1421.  Gemäs  Art.  58  des  BGes.  über  das  Zollwesen  vom 
27.  Aug.  1851  (A.  S.  II  551,  Wolf  I  443)  sind  im  Einklänge  mit 


*)  Vgl.  auch  BBeechl.  betr.  Uebergabe  des  Schneebmchs  auf  dem  St.  Gott- 
hard an  die  Kantone  üri  und  Tessin  vom  22.  Dez.  1874,  A.  S.  n.  F.  I  219. 

«j  Vgl.  BV  1848,  Art  24;  BV  1874,  Art.  30,  Abs.  2;  31,  Abs.  2,  Uft.  c, 
A.  S.  I  9,  n.  F.  I  9,  10,  Wolf  I  4,  19. 
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24  der  BV  von  1848  alle  im  Innern  der  Eidg.  mit  Bewilli- 
;  der  Tagsatzung  eingeführten  Wege-,  Strassen-  und  Brücken- 
er,  unter  Vorbehalt  gewisser  Entschädigungen  aus  der  BKasse. 
;elioben  worden,  und  ohne  Bewilligung  des  BR  mit  nachheriger 
ehmiguDg  der  BVers.  können  solche  Gebühren  nicht  mehr  be- 
tn  und  auch  neue  nicht  eingeführt  werden. 

Der  BR  erklärte  daher  den  6.  Jan.  1880  eine  Beschwerde  des 

Mottier  und  Eons,  in  Vemayaz  fiir  begründet. 

Der  Gremeinderat  von  Martigny-Combe  (Wallis)  hatte  nämlich 

Genehmigung  des  Walliser  Staatsrates  beschlossen,  für  die 
Dtzang  der  Strasse  von  Martjgny  nach  Cbamounix  über  den 
!-Noire  ein  Weggeld  zu  bezieben  im  Betrage  von  Fr.  1  för 
spännige  und  von  Fr.  1.  50  fdr  dreispännige  Wagen.  Diese 
sregel  wurde  damit  gerechtfertigt,  dass  jene  Strasse  nur  aus- 
Bsweise  auf  besondere  Bewilligung  des  Staatsrates  hin  den 
ren  often  stehe,  somit  gemäs  der  bestehenden  Gesetzgebung 
t  als  ordentliche  Fahrstrasse,  sondern  nur  als  Saumweg  fOr 
Itiere  gelten  könne-  Der  Mehraufwaftd  fUr  den  Unterhalt  der 
sse,  welcher  infolge  des  Befahrens  mit  Wagen  nötig  werde,  könne 
ir  nicht  der  Gemeinde  zur  Last  fallen.  b  1881  ll  691. 


l" 


6.  Kapitel. 

Mass  und  Gewicht. 

BV  1874,  Art.  40;  vgl.  BV  1848,  Art.  38,  A.  S.  I  15,  n.  F.  I  13;  Wolf  I  6,  19. 

BG  über  Mass  und  Gewicht  vom  3.  Juli  1875,  A.  S.  n  F.  I  752,  Wolf  1  707: 
vgl.  Wolf  I,  Abschn.  24.  Zur  Zeit  ist  der  BR  mit  einer  Revision  der  be- 
stehenden Verordn.,  die  in  Ausführung  des  BGes.  erlassen  worden  sind, 
beschäftigt,  B  1892  II  54. 

1422.  Nach  Erlass  des  BGes.  über  Mass  und  Gewicht  vom 
3.  Juli  1875  (A.  S.  n.  F.  I  752,  Wolf  I  707)  wies  der  BR  in  einem 
Ereisschr.  an  die  EReg.  vom  22.  Okt.  1875  darauf  hin,  dass  der 
in  früherer  Zeit  übliche  Gebrauch,  besondere  kaut.  Ges.  und  Vollz.- 
Verord.  zu  erlassen,  im  Interesse  einer  gemeinsamen  möglichst 
gleichförmigen  Handhabung  des  BGes.  aufhören  müsse.  Deshalb  ist 
auch  die  eidg.  Vollz-Verord.  in  dem  Sinne  ausgearbeitet  worden, 
dass  sie  einer  grossen  Zahl  früherer  kant.  Vorschriften  entspricht, 
immerhin  jedoch  so,  dass  die  Verord.  mit  den  Grundsätzen,  die  zu- 
folge des  internationalen  Charakters  des  metrischen  Mass-  und  Ge- 
wichtssystems allgemeine  Geltung  haben,  im  Einklang  steht.  Da- 
gegen ist  es  den  Kantonen  freigestellt,  spezielle  Verord.  über  den 
Verkauf  der  Lebensmittel,  Brennmaterialien  etc.  zu  erlassen,  femer 
Spezialvorschriften  über  das  Verfahren  bei  der  Nachschau,  über  die 
Einrichtung  der  Sinnanstalten,  Auswahl  geeigneter  Eubik-  und 
Hohhnasse,  wie  solche  in  den  Gemeinden  aufgestellt  werden  sollen, 
u.  s.  w.  zu  treflen,  vgl.  Art.  8,  21  der  Verord.  zum  BGes. 

B  1875  IV  530. 

Einzelne  Kantone  beachteten  dieses  Kreisschr.  nicht.  Wieder- 
holt wurden  dem  BR  im  Jahre  1876  kant.  Ges.  und  VoUz.-Verord. 
über  die  Einführung  des  neuen  eidg.  Mass-  und  Gewichtssystems 
ZOT  Genehmigung  vorgelegt.  Der  BR  wies  deshalb  in  einem  Kreisschr. 
an  die  eidg.  Stände  vom  31.  Juli  1876  auf  sein  früheres  Kreisschr. 
^om  22.  Okt.  1875  und  fügte  des  weitern  bei: 


/ 
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irom  3.  Juli  1875  und  die  VoUz-Verord.  des  BU 
75  (A.  S.  n.  F.  I  760,  Wolf  I  720)  haben  in  ihrem 
rSr  alle  Kantooe  Giltigkeit,  und  es  hat  daher  kei- 
selnen  kant.  Ges.  oder  Verord.  bald  diesen,  bald 
r  eidg.  Erlasse  beaoDders  hervorzuheben  and  dafür 
richtige  zu  unterdrücken. 

len  die  Kantone  die  ihnen  in  Art.  8,  9,  10,  16,  17 
s.  vorbehaltenen  Bestimmungeu  zu  treffen,  nameat- 
Verord.  über  den  Verkauf  von  Lebensmitteln  und 
zu  erlassen,  femer  Vorsorge  zu  treffen,  dass  in 
lie  nötigen  Kubik-  und  Hohlmasse  angestellt  wer- 
[iriften  aufzustellen  über  die  von  den  Eichmeistern 
lischau.  B  1876  ni  3S2. 1877  n  m. 

in  und  Kons,  in  Lausanne  wurden  den  17.  Febr.  1891 
it  des  Amtsbezirks  Lausanne  wegen  Uebertretang  dfs 
3S.  aber  Mass  und  Gewicht  zu  je  einer  Busse  von 
arisch  zu  den  Kosten  verurteilt,  weit  sie  Wein  in 
ichen  verkauft  hatten,  ferner  in  ihren  Verkaufs- 
^e  angebracht  hatten,  nach  denen  sie  die  bdr. 

verkauften,  und  weil  Sibilin  gemäs  einem  Inserat 
Feuille  d'avis  «  Wein  in  a  litres  commerciaux  fran- 
labe,  welcher  Verkauf  als  ein  Verkauf  nach  Mass 
n  müsse. 

rz  wiesen  das  Waadtländer  Kassationsgericht  und 
l  der  BR  die  gegen  die  mitgeteilte  Strafverfugung 
^g  gemachte  Beschwerde  des  Sibilin  und  Kons,  als 

Die  Erwi^uDgen  der  Entscheidung  des  BR  lauten : 
Bties.  über  Mass  und  Gewicht  schreibt  vor: 
.   Verkehr   angeeichte   oder    imhezeichnete  Hasse,    Ge- 
W^en  gebraucht,  verfällt,  wenn  der  Fall  nicht  durch 

Täuschung  und  Schädigung  als  Betrug  erscheint,  in 
von  Fr.  2  biß  20.  Ä.  S.  n.  F.  1  757,  "Wolf  I  709. 

mung  haben  mehrere  Weinhändler,  auch  die  Beklsg- 
tchtet,  daas  sie  Weine  in  ungeeichte  Flaschen  abzogen, 
einen  Liter  halten  sollten,  in  den  meisten  Fällen  aber 
iDocb  aber  die  tlaschen  als  Liter  berechneten.  Durch 
1  30.  Okt.  1890  hatte  das  eidg.  Industrie-  und  LaodwiH- 
^ß^.  auf  diese  Widerhandlung  gegen  das  Ges.  auf- 
t    und    dieselben    eingeladen ,    dafDr   zu    sorgen,    dasä 
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Flüssigkeiten,  welche  per  Liter  verkauft,  auch  nur  in  geeichten  Flaschen 
abgegeben  würden. 

Das  Landwirtschaftsdep.  des  Kts.  Waadt  sorgte  für  gehörige  Be- 
kanntmachung dieses  Kreisschr.  und  setzte  eine  Frist  an  bis  zum 
31.  Dez.  1890,  damit  es  den  Weinhandlungen,  Spezereihändlern  etc. 
mOglich  sei,  die  nötigen  Vorkehren  zu  treffen,  um  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  Mass  und  Gewicht  nachzukommen. 

Statt  sich  diesen  Bestimmungen  zu  unterziehen,  erliess  im  Januar 
1891  der  eine  der  Rekurrenten,  Sibilin,  ein  Inserat  folgenden  Inhalts: 

ff 

€  Je  rappelle  k  ma  nombreuse  client^le  que  mes  litres  commerciaux 
fran^ais  non  scell^s  se  vendent  bouches  et  cachet^s  comme  bouteilles.. 
depois  40  cts.  le  rouge  et  50  cts.  le  blanc.  > 

Obschon  in  diesem  Inserat  allerdings  der  Preis  nicht  mehr  per 
Liter  festgesetzt  wird,  sondern  per  Flasche,  lässt  der  darin  gebrauchte 
Ausdruck  «litre  commercial  fran9ais>  beim  Publikum  die  Vermutung 
aufkommen,  dass  die  betr.  Flaschen  wirklich  auch  einen  Liter  ent- 
halten, da  der  Schweiz.  Liter  identisch  ist  mit  dem  französischen  Liter. 
Wenn  daher  der  Massinhalt  der  Flaschen,  die  zum  Verkauf  gelangten, 
angegeben  war,  so  hätten  die  Flaschen  auch  geeicht  sein  sollen,  und 
es  haben  sich,  da  dies  nicht  der  Fall  war,  die  Rekurrenten  wirklich 
einer  Uebertretung  des  BGes.  über  Mass  und  Gewicht  schuldig  gemacht. 

Der  Einwand,  dass  eventuell  nur  der  eine  Rekurrent,  Sibilin,  im 
Fehler  sei,  indem  fragliches  Inserat  von  ihm  allein  ausgegangen  sei, 
ist  nicht  stichhaltig.  Die  übrigen  Beschwerdeflihrer  hatten  von  den 
Bekanntmachungen  des  waadtländischen  Dep.  volle  Kenntnis,  wussten 
daher,  dass  die  Art  des  Verkaufes  des  Weins ,  wie  dieselbe  vor  dem 
1.  Jan.  1891  ausgeübt  worden  war,  nach  diesem  Termin  nicht  mehr 
zulässig  sei  und  hätten  es  daher  ablehnen  sollen,  den  Verkauf  des 
Weines  in  bisheriger  Weise  fortzusetzen. 

Demnach  ist  kein  Grund  vorhanden,  das  Urteil  der  kant.  richter- 
lichen Behörde  aufzuheben.  B  1891  III  291. 

Die  BVers.  stimmte  dem  BR  bei,  indem  sie  gleichfalls  die 
Bföchwerde  der  Bekurrenten  den  26.  Jan.  1892  als  unbegründet 
abwies. 

B  1891  V  737,  1892  II  55 ;   Uebers.  Verh.  d.  BVers.  Jan.  1892,  No.  21. 
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Fischerei. 

BV  1874,  Art.  25,  A.  S.  n.  F.  1  8;  Wolf  I  3. 

BG  vom  18.  Sept.  1875  über  die  Fischerei  (aufgehoben),  A.  S.  n.  F.  II  90. 

BG  vom  21.  Dez.  1888  betr.  die  Fischerei;  A.  S.  n.  F.  2  S.  I  62;   Wolf  I  794. 

Die  Vollz-Verord.  des  BR  zu  diesem  BG  vgl.  Wolf  I  798,  801.  —  Botsch. 

und  Ges-Entw.  des  BR  vom  3.  Juni  1887,  B  1887  III  363. 

1424«  Mit  dem  1.  Juli  1889  (A.  S.  n.  F.  2  S.  I  72)  trat 
das  BG  vom  21.  Dez.  1888  betr.  die  Fischerei  an  Stelle  des  ent- 
sprechenden  BG  vom  18.  Sept.  1875.  Ueber  die  Gründe,  die  eine 
Revision  der  eidg.  Fischereigesetzgebung  als  notwendig  erscheinen 
Hessen,  sagt  der  BR  in  seiner  Botsch.  vom  3.  Juni  1887  folgendes: 

Als  der  Entw.  zu  einem  BG  über  die  Fischerei  der  BVers.  im 
Jahre  1875  vorgelegt  worden  war,  waren  die  Fischerei  Verhältnisse  der 
Schweiz  noch  wenig  bekannt,  und  von  wenigen  Kantonen  stund  ein  zu- 
verlässiges Material  zur  Verfügung,  und  dennoch  hat  sich  das  BGes. 
vom  18.  Sept.  1875  im  allgemeinen  als  zweckmässig  erwiesen  und  in 
dem  Grade,  in  welchem  dasselbe  seitens  der  Kantone  tatsächlich  zum 
Vollzuge  gekommen,  zur  Hebung  des  Fischstandes  beigetragen. 

Einzelne  Kantone  und  Kantonsteile  erfreuen  sich  denn  auch,  na- 
mentlich infolge  der  Bildung  von  Schonrevieren,  der  Einsetzung  von  in 
Brutanstalten  erzogenen  Fischen,  strenger  Handhabung  der  Fischerei- 
polizei etc.,  eines  immer  mehr  anwachsenden  Fischstandes,  während  der- 
selbe in  früher  sehr  fischreichen  Gewässern  anderer  Kantone  wegen 
mangelhaften  Vollzuges  des  Gesetzes  immer  mehr  abgenommen  und  noch 
gegenwärtig  zurückgeht. 

Zu  dieser  Entvölkerung  haben  ausserdem  im  Laufe  der  zehn  Jahre, 
während  welcher  das  Gesetz  besteht,  hauptsächlich  in  industriellen  Ge- 
genden, äussere  Verhältnisse  mehr  oder  weniger  mitgewirkt. 

So  wurden  durch  Errichtung  neuer  Wasserwerke  die  Fische  immer 
mehr  gefährdet  und  ihr  Zug  in  gesteigertem  Masse  erschwert  oder  unter- 
brochen; manche  Gewässer  wurden  durch  neu  entstandene  chemische 
und  andere  Fabriken  zum  Nachteil  des  Fischstandes  verunreinigt ;  zahl- 
reiche Laichplätze  wurden  durch  Flusskorrektionen  zerstört;  die  Ver- 
mehrung der  Dampfschiffe  auf  unsern  Seen  hatte  zur  Folge,  dass  der 
häufigere  Wellenschls^  an  den  Ufern  den  Laich  der  Laichplätze  immer 
mehr  verschwemmte;  neue,  dem  Fischbestande  sehr  verderbliche  Fang- 
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gerate  wurden  eingeführt,  und  der  bedeutend  zugenommene  Fremden - 
besuch  trieb  die  Preise  der  Fische  in  die  Höhe  und  die  Fischer  zur 
Baubwirtschaft. 

Bei  den  obbezeichneten  Zuständen  liegt  in  vielen  Schweiz.  Seen, 
Flüssen  und  Bächen  mit  ihrem  meist  vorzüglichen  Fischwasser  ein  sehr 
bedeutendes  Nationalvermögen  mehr  oder  weniger  brach,  und  es  hat 
die  Schweiz  alle  Ursache,  den  Fischbestand  in  diesen  ihren  Gewässern 
so  rasch  als  möglich  wieder  zu  heben  und  demselben  den  höchstmög- 
lichen nachhaltigen  Nutzen  abzugewinnen. 

Zur  Erreichung  dieses  Zweckes  ist  nach  Ansicht  aller  einsichtigen 
Fischer ,  Fischerei  vereine ,  Sachverständigen  und  Fischereibehörden  eine 
Revision  des  BG  über  die  Fischerei  unumgänglich  notwendig ,  und  dies 
hauptsächlich  im  Sinne  einer  Verschärfung  der  Fischereipolizei  durch 
Ausdehnung  der  Schonbestimmungen  und  der  Mindestmasse  auf  weitere 
wertvolle  Fischarten,  durch  Verbot  der  Anwendung  einer  Anzahl  älterer, 
im  Gresetz  nicht  benannter,  und  einiger  neu  eingeführter,  dem  Fisch- 
stande zu  verderblicher  Fanggeräte,  femer  durch  Verpflichtung  der 
Kantone  zum  Abscbluss  von  Fischereikonkordaten  über  gleichmässige 
Regelung  der  Fischerei  in  interkant.  Gewässern,  zur  Anstellung  von 
Fischereiaufsehem  u.  a.  m. 

Aus  diesen  Gründen  glaubte  der  BB  ohne  Verzug  die  Bevision  des 
6(.ifö.   über   die  Fischerei  an  die  Hand  nehmen  zu  sollen. 

B  1887  m  363,  vgl.  B  1886  I  418,  II  482,  1887  1  479. 

1425*  Die  Vollziehung  der  Straf bestimmungen  des  BGes.  über 
die  Fischerei  ist  gemäs  Art.  14  desselben  ohne  alle  Einschränkung  den 
Gerichts-  und  Polizeibehörden  der  Kantone  übertragen  worden,  die  Weiter- 
ziehung eines  Strafurteils  an  irgend  eine  BBehörde  ist  daher  nicht  zu- 
lässig. BR  im  B  1879  II  197  II  97.») 

1426.  Dem  infolge  einer  Motion  Lambelet  vom  NR  angenom- 
menen Postulat  vom  17.  Sept.  1875: 

Der  BR  wird  eingeladen  zu  prüfen,  ob  man  nicht  den  Fisch- 
laich gegen  einzelne  Tiere  des  Hühnerhofes  schützen  und  be- 
jahendenfalls angemessene  Bestimmungen  zu  diesem  Zwecke  erlassen 
sollte,  B  1875  IV  876,  Postl-Slg.  n.  F.  58. 

entsprach  der  BR  mit  Ber.  vom  22.  Nov.  1875.  Dem  Antrag  des 
BR,  der  Motion  Lambelet  keine  weitere  Folge  zu  geben,  stinmite 
die  BVers.  mit  Beschl.  vom  17.,  23.  Dez.  1875  bei. 


^)  Sollte  mit  diesem  Satz  gesagt  werden^  dass  keine  BBehörde  befugt  sei, 
zu  prüfen:  ob  durch  die  kant.  Gerichte  eine  Bestimmung  des  BRechtes  über 
die  Fischerei  verletzt  oder  ausser  Acht  gelassen  ist,  so  ist  er  zweifellos  un- 
richtig. Vgl.  oben  No.  210,  21Ä;  zum  BG  1875,  Art.  14  und  zum  BG  1888, 
Art  31 ;  vgl.  Organis-Ges.,  Art.  59,  Abs.  2,  Ziif.  8. 
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f.: 


Der  BR  sagt  in  seinem  Ber.: 

Was  die  Frage  betrifft,  welche  Autorität  zur  Erlassnng  von  Schutz- 
massregeln, wie  sie  die  Motion  im  Auge  hat,  berufen  wiire,  so  kann, 
obwol  dabei  unstreitig  der  allgemeinere  Gesichtspunkt  des  Schutzes  des 
Fischbestandes  in  Frage  kommt,  gleichwol  diese  Aufgabe  nicht  dem 
Bunde  zugeteilt  werden.  Nach  allgemein  herrschender  Observanz  ge- 
hören solche  Erlasse  in  den  Kompetenzrayon  der  niedem  oder  Ortspolizei, 
die  allein  zu  ermessen  in  der  Lage  ist,  ob  ein  Einschreiten  nach  jeweils 
waltenden  umständen  gerechtfertigt  sei  oder  nicht.  Um  eine  ausnahms- 
weise Intervention  der  BGesetzgebang  zu  motiviren,  müssten  gewichti- 
gere Interessen  auf  dem  Spiele  stehen,  als  dies  hier  der  Fall  ist.  Sollte 
sich  dann  im  Verlaufe  zeigen,  dass  da  oder  dort  grössere  Schädigungen 
vorkommen,  so  dürfte  auch  dann  noch  in  erster  Linie  der  Versuch  zu 
machen  sein,  auf  dem  Wege  einer  an  die  EBeg.  zu  richtenden  Volb- 
Instruktion  die  Dazwischenkunft  der  letztem  zu  dem  Zwecke  anzurufen, 
dass  die  Lokalpolizei  den  an  öffentlichen  Gewässern  (kleine  Flüsse  und 
ßilche)  wohnenden  Geflügelzüchtern  das  Freilassen  derselben  in  der  Zeit 
vom  10.  Okt.  bis  20.  Jan.  (BGes.  über  Fischerei  vom  18.  Sept.  1875, 
Art.  8) ')  untersagt.  Eine  Ausdehnung  des  Verbotes  auf  andere  Ge- 
wässer und  andere  Perioden  wäre  schwerlich  gerechtfertigt. 

B  1875  IV  1235,  1876  I  4,  II  m. 

1427.  Ein  Fischereipatent  muss  dem  Bürger  seitens  der 
kant.  Behörden  eines  andern  Kantons  ausgestellt  werden,  ohne  dass 
derselbe  angehalten  werden  kann,  eine  Niederlassungsbewilligung 
zu  nehmen;  denn  das  BG  vom  18.  Sept.  1875  bestimmt  blos,  dass 
die  Kantone  befugt  sind,  das  Recht  zum  Fischfang  zu  verleihen, 
ohne  eine  weitere  Bedingung  vorzuschreiben.  Es  erscheint  aber 
offenbar  zu  weit  gegangen,  wenn  hiefür  die  Niederlassung  gefordert 
wird,  zumal  allfällige  Urteile  wegen  Uebertretung  eines  BG  in  der 
ganzen  Schweiz  vollziehbar  sind.*) 

Eidg.  Justiz-  und  Polizeidep.  im  Jahre  1881.  B  1881  R  7(H. 

1428.  Der  Friedensrichter  von  Locarno  (Kts.  Tessin)  hatte 
durch  Urteil  vom  26.  Nov.  1883  die  beiden  Zurini  von  Tegna,  die 
vom  3.  bis  8.  Nov.  in  der  Maggia  gefischt  hatten,  in  Anwendung  der 
üebereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  Italien  vom  8.  Nov.  1 882  betr 
gleichartige  Bestimmungen  über  die  Fischerei  in  den  beiden  Staaten 


*)  Vgl.  BG  1888,  Art.  9  ff.,  woselbst  die  Schonzeit  in  einer  vom  zit  Art.  8 
abweichenden  Weise  festgesetzt  ist. 

')  Diese  Entscheidung  bleibt  auch  unter  der  Herrschaft  des  BG  vom 
21.  Dez.  1888  in  Kraft  bestehen;  vgl.  BG  vom  21.  Dez.  1888,  Art.  1. 
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angehörenden  Gewässern  (A.  S.  n.  F.  VII  114,  Wolf  II  1075)  soli- 
darisch in  eine  Busse  von  je  Fr.  15,  sowie  zur  Bezahlung  der  Kosten 
etc.  verfällt.  Der  tessinische  Staatsrat  hob  das  Urteil  auf,  weil 
nicht  die  genannte  internationale  Uebereinkunft,  sondern  das  BG 
über  die  Fischerei  vom  18.  Sept.  1875  zur  Anwendung  zu  kommen 
habe,  welch  letzteres  jedoch  in  Art.  8  den  Fischfang  vom  10.  Nov. 
bis  20.  Jan,  verbiete.  Der  Grosse  Rat  des  Kts.  Tessin  wies  die 
Beschwerde  des  Friedensrichters  gegen  den  Beschl.  des  Staatsrates 
als  unbegründet  ab.  Der  BR  erklärte  dagegen  den  20.  Juli  1886 
die  Beschwerde  des  Friedensrichters  für  begründet  und  hob  den 
staatsrätlichen  Entscheid  und  den  grossrätlichen  Beschluss  auf.')  Es 
ergab  sich  aus  den  Akten,  dass  allerdings  das  eidg.  Fischereigesetz 
anzuwenden  war,  dass  aber  der  tessinische  Staatsrat  irrtümlicher 
Weise  den  10.  Nov.  statt  des  10.  Okt.  als  Beginn  der  Schonzeit 
angenommen  hatte  und  auf  den  Irrtum  aufmerksam  gemacht,  seine 
vom  Grossen  Rat  bestätigte  Entscheidung  nicht  glaubte  abändern 
zu  können.  Auf  die  weitern  Begehren  des  Friedensrichters  betr.  Ab- 
erkennung von  Entschädigungsansprüchen  der  Zurini  gegen  ihn  und 
Zuerkennung  einer  Kostenersatzsumme  von  Fr.  60  an  ihn  konnte 
der  BR  im  staatsrechtlichen  Rekursverfahren  nicht  eintreten. 

Die  BVers.  bestätigte  mit  Beschl.  vom   IL,  21.  Dez.  1886  die 
Entscheidung  des  BR.  B  1886  m  901.   Vgl.  No.  171,  »12. 


')  Zur  Frage  der  Legitimation  des  Beschwerdeföhrers  enthält  die  Ent- 
scheidung des  BR  folgende  Erwägung: 

Der  BR  ist  gemäs  Art.  102,  Ziff  2  der  BV  befugt,  von  sich  aus  oder  auf 
(hingegangene  Beschwerde  die  zur  Beobachtung  der  BVorsch^iften  erforder- 
lichen Verfugungen  zu  treffen.  Zufolge  Art.  59,  Ziff.  8  des  Organis-Ges.  hat 
er  insbes.  über  die  Beschwerden  betr.  die  Anwendung  der  in  den  Art.  25,  33, 
•34,  39,  40  und  69  der  BV  vorgesehenen  BGes.  zu  urteilen,  also  auch  über  Be- 
schwerden betr.  die  Anwendung  des  Fischereiges.  Ohne  deshalb  die  Frage,  ob 
der  Friedensrichter  von  Locamo  befugt  sei,  gegen  Verfügungen  der  tessinischen 
Oberbehörden  betr.  das  BGes.  über  die  Fischerei  an  den  BR  zu  rekurriren,  in 
rntersuchung  ziehen  zu  müssen,  ist  der  BR  schon  kraft  des  Art.  102,  Ziff.  2  der 
BV  d.  h.  vermöge  seines  Oberaufsichtsrechts  bez.  der  Handhabung  der  BGes. 
kompetent,  die  vorliegende  Streitfrage  materiell  zu  erledigen,  B  1886  III  908. 
Vgl.  oben  S.  347 

*)  Der  Irrtum  war  eine  Folge  des  in  Art.  8  der  ersten  Auflage  der  italie- 
nischen Uebersetzung  des  Fischereigesetzes  vom  18.  Sept.  1875  enthaltenen 
Druckfehlers,  dass  st-att  des  10.  Okt.  der  10.  Nov.  als  Beginn  der  Schon- 
zeit stand.  Der  BR  konstatirte  den  1.  Juni  1886,  dass  der  tessinischen 
J^taatskanzlei  bereits  den  21.  Nov.  1877  500  Exemplare  der  berichtigten  Ausgabe 
zugestellt  worden  waren,  B  1886  III  1^03;  vgl.  oben  I  S.  416,  Anm.  1. 


8.  Kapitel. 

Jagd  nnd  Vof^elscbntz. 

BV  1874,  Art.  25,  A.  S.  n.  F.  I  8:  Wolf  I  3, 

BG  über  Jagd  und  Vogelschutz  vom  17.  Sept.  1875,  A.  S.  n.  F.  II  39,  AVolf 
I  782;  die  Vollz-Verord.  des  BR  zu  diesem  BG  vgl.  Wolf  I  785.  791,  792. 
793,  II  1158.  —  BotBch.  und  Ges-Entw.  des  BR  vom  26.  Mai  1875,  B  187:> 
III  23.  Ber.  der  Komm,  des  StR  (Nagel)  vom  15.  Juni  1875,  B  1875  IH  929: 
Ber.  der  Minderheit  der  Komm,  des  NR  (Wulliemoz)  vom  20.  Juni  187.*>. 
B  1875  III  939;  1876  II  336. 

Zur  Revision  des  BG  vom  17.  Sept.  1875  vgl.  Botsch.  und  Ges-Entw.  des  BR 
vom  l:^.  April  1891,  B  1891  II  108;  1890  I  766,  1892  II  109;  Amtliches 
stenographisches  Bulletin  der  BVers.  1  363,  517;  Uebers.  Verh.  d.  BVer>. 
Jan.  1892,  No.  30;  B  1893  I  699. 

1429»  Die  Botsch.  des  BR  vom  26.  Mai  1875  zu  einem 
BGes.  über  die  Jagd  und  den  Schutz  der  nützlichen  Vögel  enthält 
folgende  Ausführungen: 

In  der  Fassung  des  Art.  25  der  BV  liegt  unmisverstilndlich  die 
Erklärung y  dass  die  Gesetzgebung  der  Kantone,  welche  bisher  das 
Jagd-  und  Fischerei- Wesen  autonomisch  behandelt  haben,  der  national- 
ökononiischen  Bedeutung  dieser  Gebiete  nicht  in  vollem  Masse  gerecht 
geworden  sei,  und  dass  zur  Wahrung  und  Sicherung  der  allgemeinen 
Interessen,  welche  sich  an  dieselben  knüpfen,  vielmehr  die  Aufstellung 
rationeller  Normen,  für  das  ganze  Gebiet  der  Eidg.  giltig,  erforderlich 
erscheine. 

und  in  der  Tat  weichen  die  25  in  der  Schweiz  derzeit  in  Kraft 
bestehenden  Jagdordnungen  so  weit  von  einander  ab,  dass  sie  sich  nicht 
einmal  in  zwei  eng  verbundenen  Halbkantonen  gleich  sehen ;  kaum,  dass 
alle  darin  übereinstimmen,  die  Jagd  als  Regal  zu  betrachten,  die  Jagd- 
berechtigung zu  definiren  und  eine  gewisse  offene  Zeit  festzusetzen. 
Während  sich  einzelne  Kantone  einer  ziemlich  sorgfaltigen  Jagdgesetz- 
gebung erfreuen,  den  Schutz  des  Wildstandes  und  der  nützlichen  Vögel 
mehr  oder  weniger  konsequent  und  bewusst  anstreben,  und  den  Jagd- 
betrieb bis  auf  einen  gewissen  Grad  pfleglich  und  schonend  organisiren, 
herrscht  in  vielen  andern  das  brutale  Raubsystem;  es  erstreckt  sieb 
die  Schonzeit  kaum  auf  ein  paar  Monate,  von  polizeilicher  Kontrole  Lst 
keine  Rede  und  die  Verwüstung  des  Wildstandes  geht  bis  zu  den  äus- 
sersten  Grenzen,  so  dass  die  Ausrottung  verschiedener  Standwild? rten 
bereits  erfolgt  ist. 
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Aber  auch  die  besten  kant.  Gesetze  haben  die  Höhe  einer  rationellen 
Dnrchbildang  nicht  erreicht  und  lassen  manches  zu  wünschen  übrig, 
zumal  in  Feststellung  der  Schonzeit,  Handhabung  der  Kontrole  und 
Ansatz  der  Strafbestimmungen.  Während  sie  die  Herbstjagd  mehrfach 
ganz  vernünftig  auf  eine  massige  und  angemessene  Zeit  beschränken^ 
gibt  es  doch  nur  einen  einzigen  Kanton  (St.  Gallen) ,  welcher  die 
ebenso  widersinnige  als  verderbliche  Frühlingsjagd  gänzlich  unterdrückt 
hat.  Bei  der  Norrairung  der  Bussenansätze  für  die  verschiedenen  Kon- 
traventionsfälle  wird  meistens  so,  tief  hinuntergegriflfen,  dass  die  Strafe 
aatliört,  Strafe  zu  sein,  und  dadurch  ihre  Bedeutung  um  so  eher  ein- 
büsst»  als  ohnehin  die  zuständigen  Polizei-  und  Gerichtsstellen  herge- 
brachtermassen  meistenteils  nur  allzusehr  geneigt  bind,  Jagdfrevel  in 
(ler  aller  mildesten  Weise  abzuwandeln. 

Wie  nun  der  grösste  Teil  der  kant.  Jagdordnungen  im  höchsten 
Grade  mangelhaft  ist  und  selbst  die  besten  unter  ihnen  noch  durch- 
aus nicht  als  zweckentsprechend  angesehen  werden  dürfen,  so  erscheint 
zwar  der  Erlass  eines  rationellen  BGes.  als  notwendig  und  wünschens- 
wert, aber  es  entsteht  zugleich  die  Frage,  in  welchen  Grenzen  sich  das- 
selbe zweckmässiger  Weise  zu  bewegen  habe,  d.  h.  ob  es  unbedingt  er- 
forderlich sei,  in  das  Bundesgesetz  alles  einschlägige  Detail  aufzunehmen, 
oder  ob  es  genüge,  in  demselben  die  wichtigsten  Grundsätze  über  Tierschutz 
und  pflegliche  Behandlung  des  Jagdbetriebes  auszusprechen  und  die  zahl- 
reichen minderwichtigen  Details  den  kant.  Verord.  zu  überlassen. 

Der  BR  hat  sich  für  das  letztere  Verfahren  entschieden.  Bei  der 
grossen  Verschiedenheit  der  einschlägigen  Verhältnisse,  Sitten  und  Volks- 
anschauungen in  den  einzelnen  Landesgegenden  wäre  die  Bearbeitung 
eines  vollständigen,  alles  berücksichtigenden  Jagdgesetzes  nicht  nur 
eine  sehr  schwierige  Aufgabe,  sondern  auch  eine  Arbeit,  die  auf  den 
vielseitigsten  Widerspruch  stossen  müsste.  Sie  ist  übrigens  nicht  ein- 
mal notig,  um  den  Intentionen  des  Art.  25  der  BV  gerecht  zu  werden. 
Man  kann  den  Kantonen  ganz  gut  einen  grossen  Teil  ihrer  Eigentüm- 
lichkeiten auf  diesem  Gebiete  lassen  und  ihren  bisherigen  Uebungen 
Rechnung  tragen;  es  wird  vollständig  gentigen,  in  wenigen  Artikeln 
•Jie  jedem  guten  Jagdgesetze  zu  Grunde  liegenden  Prinzipien  als  allge- 
mein verbindlich  hinzustellen,  und,  indem  man  dann  die  weitere  Aus- 
gestaltung ruhig  den  Kantonen  überlässt,  wird  der  Zweck  der  BV  doch 
erreicht.  Sollte  sich  dann  im  Laufe  der  Zeit  ein  weiteres  Bedürfnis 
nach  einer  identischen  Jagdgesetzgebung  für  die  ganze  Schweiz  heraus- 
stellen, so  würde  eine  solche  um  so  williger  aufgenommen  werden,  als 
•las  Volk  sich  bereits  wenigstens  an  identische  Prinzipien  gewöhnt  hätte. 

Etwas  anders  verhält  es  sich  dagegen  mit  der  Spezialität  der  Hoch- 
wildjagd,  deren   besondern  Schutz  der  Art.  25  verlangt.  Hier  herrscht 
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,was  verschiedeaer  üebangeD  in  den  verschiedenen  Berggegenden 
eit  mehr  die  Gleichartigkeit  der  Verhältnisse  und  Interessen  vor. 

der  allgemeineu  Jagd  im  offenen  Gelände,  nnd  es  scheint  des- 
iraten  und  der  Intention  der  BV  entsprechend ,  diesen  Teil  des 
letzes  genauer  auszuarbeiten.  Derselbe  hat  wol  im  allgemeinen 
eniger  Widerstand  zu  gewärtigen,  da  im  Volke  sich  schon  wie- 
eine  entschiedene  Neigung  für  bestmöglichen  Schutz  des  Hoch- 
kundgegeben hat. 

r  nämliche  Verf-Art.  fordert  ferner  gesetzliche  Bestimmangen 
m  Vogelschutz.  Der  BR  hat  vorgezogen,  stutt  für  diese  Partie 
anes  Spezialges.  aufzustellen,  dieselbe  im  dritten  Abschnitt  des 
iamen  Gesetzes  zu  behandeln,  teils  wejl  es  sich  um  eine  eng  ver- 
Materie handelt,  teils  weil  fast  alle  Kantone  bereits  die  an  sicli 
ifachen  Bestimmungen  über  Vogelschutz  in  ihre  Jagdordnungen 
immen  haben.  Dazu  kommt  noch  ein  praktisches  Moment.  In 
Verbindung  kommen  die  Bestimmungen  über  Vogelschutz  in  der 
les  alljährlich  zu  linsenden  Jagdbewilligungsscheines  den  Ji^m 
bürden  stets  wieder  frisch  vor  Augen  und  ins  Gedächtnis  und 
,  so  leichter  in  das  Volk  als  in  der  Form  eines  einmal  erlassenen 
nn  in  den  amtlichen  Publikationen  begrabenen  Spezialgesetzes. 
B  1875  ni  2i. 

Iä9a.    Den  13.  April  1891  legte  der  BR  der  BVers.  den 

eines  revidirten  BGes.  über  Jagd  und  Vt^elschutz  vor. 
R,  dem  die  Priorität  der  Beratung  des  Gegenstandes  oblag. 
iss  den  21.  Dez.  1891  ein  vom  Entw.  des  BR  abweichendes 

der  NR  dagegen  trat  mit  Beschl.  vom  20.  Jan.  1892  auf 
itw.  nidit  ein.  Hiernnf  beschloss  der  StR  den  29.  Juni  1893, 
sschl.  des  NR  Vornierk  zu  nehmen  in  der  Meinung,  dass  der 
le  bezügliche  VorlHge  den  Bäten  zu  geeigneter  Zeit  wieder 
gen  könne. 

der  erwähnten  Botsch.  führte  der  BR  folgendes  aus: 
B  Anwendung  des  BGes.  vom  17.  Sept.  1875  hat  dargetan,  dass 
ietzgeher  die  schwierige  Herstellung   eines    eidg.  Jagdgef-etzes  in 
icher  Weise  gelöst  hat;    denn    das   BGes.    hat   sich    in  den  ver- 
n  fünfzehn  Jahren  im  allgemeinen  bewährt,  and  auch  heute  noch 

Bedürfnis   einer  Revision    des  Ges.  nicht    als    sehr   dringlich  zu 

enn  in  verschiedenen  Kantonen  der  Wildstand  noch  schwach  ist, 
t  das  BGes.  die  geringste  oder  keine  Schuld  daran,  die  grösstc 
□gelhaf.e  Vollzug  desselben. 
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Immerhin  sind  im  Laufe  der  Zeit  einige  Mängel  des  BGes.  zu  Tage 
getreten,  deren  Hebung  wdnschbar  erscheint,  und  der  BB  hat  deshalb 
geglaubt,  das  von  einer  kant.  Reg.  unterstützte  Gesuch  des  Schweiz. 
Jäger-  und  Wüdschutzvereins  «Diana»  vom  8.  Sept.  1887  und  15.  Aug. 
1888  um  Revision  des  BGes.  in  Erwägung  ziehen  zu  sollen. 

Auch  die  Schweiz,  ornithologische  Gesellschaft  ist  bereits  unterm 
5.  Sept.  1885  und  dann  wieder  im  Jahre  1889  mit  einer  Eingabe  betr. 
Abänderung  des  BGes.  mit  Bezug  auf  den  Vogelschutz  an  den  BR 
gelangt,  und  auch  in  den  eidg.  Räten  wurde  der  Wunsch  geäussert,  der 
BR  mochte  sich  mit  der  Frage  einer  Revision  des  Jagdges.  befassen. 

Das  Resultat  der  Beratungen  des  StR  und  der  Komm,  des  NR 
ist  folgendes : 

Entw.  d.  BRy.  13.  April  1891.     Beschl.   d.   StR   v.    21.    Dez. 

1891. 


Die  BVers.  der  Schweiz.  Eidg., 

in  Ausführung  des  Art.  25  der 
BV  und  in  Abänderung  des  BGes. 
über  Jagd  und  Vogelschutz  vom 
17.  Sept.  1875; 

nach  Einsicht  einer  Botsch.  des 
BR  vom  13.  April  1891, 

beschliesst : 

Art.  1.  Jeder  Kanton  ist  ver- 
pflichtet, auf  seinem  Gebiete  die 
Bestimmungen  dieses  Ges.  undi  der 
in  Ausführung  desselben  vom  BR 
zu  erlassenden  Verord.  zur  Voll- 
ziehnng  zu  bringen. 


Art.  2.  Jeder  Schweizer,  wel- 
cher eine  kant.  Jagdbewilligung 
gelöst  oder  ein  Jagdrevier  gepachtet 
hat,  ist  zur  Ausübung  der  Jagd 
auf  dem  bf  tr.  KGebiete,  nach  Mass- 
gabe dieses  BGes.  und  der  vom 
BR  genehmigten  kant.  Ges-Gebung 
befugt  (Art.  25). 

Die  Kantone  sind  berechtigt,  die 
Jagd  auch  Ausländern  zu  gestatten. 


Die  BVers.  der  Schweiz.  Eidg. 


beschliesst : 

Art.  1.  Jeder  Kanton  ist  ver- 
pflichtet, auf  seinem  Gebiete  das 
Jagdwesen  auf  dem  Gesetzes-  oder 
Verordnungswege  in  Uebereinstim- 
mung  mit  diesem  Ges.  zu  regeln 
und  demselben  durch  die  zustän- 
digen Organe  den  erforderlichen 
Schutz  angedeihen  zu  lassen. 

Art.  2.  Jeder  Schweizer,  wel- 
cher eine  kant.  Jagdbewilligung 
gelöst,  bezw.  ein  Jagdrevier  gepach- 
tet hat,  ist  zur  Ausübung  der  Jagd, 
in  dem  betr.  KGebiete  bezw.  Jagd- 
reviere, nach  Mas^'gabe  dieses  BGes. 
und  der  vom  BR  genehmigten  kant. 
Ges-Gebung*)  befugt  (Art.  27). 


*)  Antrag  der  Komm,  des  NR  vom^ 
14.  Jan.  1892:  Ges.  oder  Verord. 
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Art.  3.     = 


Art.  4.  Die  Eröffnung  der  Jagd 
auf  Gemsen,  Hirsche  and  Murmel- 
tiere ,  sowie  auf  Gebirgshühner 
(Auer-,  Birk-  oder  Schild  hü  hner. 
Hasel-  oder  Waldhühner,  Schnee- 
oder Weissliühner  und  Steinhühnev 
oder  PerniKen)  wird  auf  den  1. 
Sept.,  diejenige  der  übrigen  Plug- 
jagd und  der  allgemeinen  Jagd  auf 
den  15.  Sept.  festgesetzt. 

Die  Kantone  sind  ermächtigt, 
unter  Anordnung  besonderer  Poü- 
zeimassregein  die  Flngjagd  auf  den 
1.  Sept.  zu  eröffnen,  wenn  der  Stand 
der  landwirtschaftlichen  Kulturen 
es  gestattet. 

Der  Schluss  der  Jagd  auf  Geui- 
aen,  Hirsche  und  Murmeltiere  finde! 
am  30.  Sept.,  derjenige  fBr  (iie 
übrigen    Jagdarten    um    30.    Nov. 

StHtt.  ') 


er  Komm.  ')  Der  Antrug  der  Komin,  des  Sili 

Die  Aue-      vom  12.  Juni  löai  lautete: 
lurch  Ver-  Art.  4.  Die  Kröffnune  der  Jagd  wird 

nitten.    —      einheitlich  auf  di^n  15  Sept  festeesetzl. 
oimen,   ob  Der  Schluss  derselben  findet  statt; 

weise  oder  Für  die  Jagd  anf  Gemsen,  üirscbt- 

geschehen      und  Murmeltiere  am  10.  Okt.; 
Tiefem  ihr  Fflrdieallgemeine JagdamitO.Nuv.; 

Gemeinde  Für  die  Flugjagd  und  die  Ja^  auf 

ime   dieses      Gebirpehilhner     (Auer- .     Birk-    oder 
nsung  der      Schildhühner,  Hasel-  oder  Waldhühner. 
se.  behufs      Schnee-  oder  Weiashähner  und  Stein- 
Kntw.   auf       hOhner  oder  PerniseenJ  am  1-5.  Dez. 
vptem.'',)  In  Pachtrevieren  wird  der  Schluss 

der  Flugjagd  und  der  allgemeinen  -la^l 
auf  den  31.  Des.  festgesetzt. 

Vorbehalten  bleiben  die  Art.  5.  '>. 
7  und  8. 

')  Antrag  der  Komm,  de."  NK: 
Die  KReg,  Können  auch  nach  Schlus' 
der  allgemeinen  Jagd  die  Jagd  ant' 
Schwimmvogel  auf  Seen  und  längs  der 
Flüese  berechtigten  Jägern  und  Jagd- 
aufsehern bewilligen,  ledoch  nur  bi- 
Ende Febr. 


Jagd  und  Vogelschutz. 


139 


Entw.  d.  BR  v,  13.  April   1891.     Beschl.  d.  StR  v.  21.  Dez.  1891. 


nicht  inbegriffen)  ist,  ausser  den 
in  Art.  4  fttr  die  Fingjagd  ent- 
haltenen Bestimmnngen,  dorch  die 
Kantone  zu  regeln;  dieselbe  darf 
sich  jedoch  nur  auf  Seen  erstrecken. 
Ausnahmsweise,  wo  der  Fischbe- 
stand durch  Schwimmvögel  erheb- 
lich geschädigt  wird,  kann  der  BR 
auf  diesbezügl.  Gesuche  von  KReg. 
bin,  die  Jagd  auf  solche  Vögel  auch 
längs  bestimmt  begrenzten  Fluss- 
strecken  bewilligen,  jedoch  nur  bis 
Ende  Feb.  und  nur  an  berechtigte 
Jäger  und  Jagdaufseher. 

Vgl.  Art.  10. 


die  Flugjagd  bestimmten  Zeit,  ist 
durch  die  Kantone  zu  regeln;  sie 
darf  jedoch  nur  auf  Seen  und  vom 
SchiflPe  aus  stattfinden  Wenn  dem 
Fischbe<tand  durch  Schwimmvögel 
Schaden  droht,  können  die  KReg. 
die  Jagd  auf  solche  Vögel  auch 
längs  bestimmt  begrenzten  Fluss- 
strecken  bewilligen,  jedoch  nur  bis 
Ende  Febr.  und  nur  an  berechtigte 
Jäger  und  Jagdaufseher. 


Art.  6.  Die  kant.  Behörden  sind 
berechtigt,  die  Verfolgung  reissen- 
der  oder  sonst  schädlicher  Tiere, 
sowie  bei  allzu  starker  Vermehrung 
auch  den  Abschuss  von  Jagdwild, 
wenn  dasselbe  durch  üeberzahl 
Schaden  stiftet,  erforderlichenfalls 
auch  während  geschlossener  Jagd, 
anzuordnen. 

Es  soll  dies  jedoch  in  einer  den 
übrigen  Wildstand  nicht  gefährden- 
den Weise,  während  einer  genau 
zu  bestimmenden  Zeit,  durch  eine 
beschränkte  Anzahl patentirter  Jäger 
und  Jagdaufseher  geschehen. 

In  Jagdbannbezirken  (Art.  7  und 
8)  darf  die  Verfolgung  obgenannter 
Tiere  nur  unter  ausdrücklicher  Be- 
willigung des  BR  stattfinden. 

In  Pachtrevieren  hat  der  Bestän- 
der  das  Recht,  ohne  besondere  Be- 
willigung auch  während  geschlos- 
sener Jagd  Raubzeug  und  W^ild- 
schweine  zu  erlegen,  wobei  jedoch 
nur  Stell-  *)  und  Dachshunde  ver- 
wendet werden  dürfen. 

Inhabern  von  Fischereirechte  u 
ist  der  Fang  von  Fischottern*)  auf 
dem  betr.  Fischgewässer  jederzeit 
gestattet. 

»)  Antrag  der  Komm,  des  NK : 
Vorsteh-. 

*)  Antrag  der  Komm,  des  NR:  und 
Fischreihern. 
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Die  Ausübung  jeglicher  Vgl.  Art.  10. 
1  andere  als  die  sach 
nungea  dieses  BQes.  und 
BR  genehmigten  kaut. 
lg  llerechtigt«n ,  sowie 
in  genannten  Gea.  fest- 
igdzeiten  ist  verboten, 
;  und  das  Erlegen  von 
äsen  Tom  gleichen  Jahi' 
i)  oder  der  sie  beglei- 
tertiere  (säogende  Tiere), 
ikUhen  und  Rehgeissen 
1  Tieren  dieses  Wildes 
!>n  Jahr  (Hirschkälber 
zen),  ferner  von  Stein- 
böcke) nnd  von  Aaer- 
nnen  ist  jederzeit   ver- 

die  allgemeine  Jagd 
ist,  dürfen  auf  der  Flog- 
andern  als  hasenreine 
de   (Voratehhundel  ver- 

agd  auf  Gemsen,  Hirsche 

;ltieie  ist  der  Gebranoh 

nden  und  Bepetirwaffen, 

ich   bei   derjenigen   auf 

ler,  verboten. 

tzern    von   Lauf  banden 

agt,  dieselben,  wührend- 

emeine  Jagd  geschlossen 

ifen  zu  lassen. 

-  und  Feiertagen  sowie 

eit  ist  jede  Jagd  ver- 


Der  BR  wird  im  Hoch-  Art.  7. 

Einverständnis  mit  den 
onen ,  Jagdbann  bezirke 
von  angemessener  Grösse 
ind  unter  die  Oberauf- 
undes  stellen. 

ine    besondore    bundes-  = 

rord.  ist  die  Zahl  und 
Begi'enzung  der  Bann- 
ine  Rücksicht  auf  die 
izen ,  und  ilas  nähere 
und  Pflege  des  Schon- 
ustellen. 
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Die  Bannbezirke  dürfen,    sofern         = 
ihre  Begrenzmig    sich    als    zweck- 
mSssig  erweist,    worüber    der   BR 
entscheidet,    nur  je   alle  20  Jahre 
gewechselt  werden. 

Der  Bond  wird  die  Besiedelung  = 

der  Bannbezirke  im  Hochgebirge 
mit  Steinwild  (Steinböcke)  anstre- 
ben. 0 

Art.  9.  Dem  BR  sowol,  als  den  Art.  8.  = 
kant.  Behörden  steht  das  Recht  zu, 
nach  freiem  Ennessen,  durch  be- 
sondere Schlussnahme  einzelne  wei- 
tere Gebietsteile  oder  gewisse  Wild- 
arten auf  kürzere  oder  längere  Zeit 
mit  Jagdbann  zu  belegen,  sowie  die 
in  Art.  4  festgesetzten  Jagdzeiten 
einzuschränken. 

Art.  9.  Bei  Ausübung  der  Jagd 
sind  die  landwirtschaftlichen  Kul- 
turen zu  schonen. 

Das  Absuchen  von  eingefriedigten 
Gärten  und  Hofstatten,  sowie  der 
Weinberge  während  der  Trauben - 
reife  oder  vor  beendigter  Wein- 
lese, und  der  Baumschulen^)  ist 
verboten. 

Art.  10.      Die    kant.    Behörden  Vgl.  Art.  6. 

sind  berechtigt,  die  Verfolgung  reis- 
sender  oder  sonst  schädlicher  Tiere, 
sowie  bei  allzu  starker  Vermehrung 
anch  den  Abschuss  von  Jagd  wild, 
wenn  dasselbe  durch  Ueberzahl 
Schaden  stiftet,  erforderlichenfalls 
auch  während  geschlossener  Jagd, 
anzuordnen. 

Es  soll  dies  jedoch  in  einer  den 
übrigen  Wildstand  nicht  geföbrden- 
den  Weise,  während  einer  genau 
m  bestimmenden  Zeit,  durch  eine 
beschränkte  Anzahl  patentirter  Jä- 
ger und  Jagdaufseher  geschehen. 

In  Jagdbannbezirken  (Art.  8  und 
9)  darf  die  Verfolgung  obgenannter 

*)  Komm,  des  NU  beantragte  die 
Streichung  dieses  Abs. 


*)  Antrag  der  Konmi.  des  NR: . .  Hof- 
statten,  von  Baumschulen,  sowie  von 
Weinbergen  während  der  Traubenreife 
oder  vor  beendigter  Weinlese. . . 
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Tiere  nur  unter  ausdrücklicher  Be- 
willigung des  BB  stattfinden. 

In  Pacht re vieren  bat  der  Bestän- 
der  das  Recht,  ohne  besondere  Be- 
willigung auch  während  geschlos- 
sener Jagd  Raubzeug  und  Wild- 
schweine zu  erlegen,  wobei  jedoch 
nur  Stell-  und  Dachshunde  ver- 
wendet werden  dürfen. 

Inhabern  von  Fischereirechten  ist 
der  Fang  von  Fischottern  auf  dem 
betr.  Fischgewässer  jederzeit  ge- 
stattet. 

Vgl.  Art.  7. 


Art.  10.  Die  Ausübung  jeglicher 
Jagd  durch  andere  als  durch  die 
nach  den  Bestimmungen  des  BGes. 
und  der  vom  BR  genehmigten  kant. 
Gesetzgebung  ^)  Berechtigten,  sowie 
ausser  den  in  genannten  Ges.  fest- 
gesetzten Jagdzeiten  ist  verboten. 

Der  Fang  und  das  Erlegen  von 
jungen  Gemsen  vom  gleichen  Jabr 
(Gemskitzen)  oder  der  sie  begleiten- 
den Muttertiere  (säugenden  Tiere), 
von  Hirschkühen  und  Rehgeissen 
und  jungen  Tieren  dieses  Wildes 
vom  gleichen  Jahr  (Hirschkälber 
und  Rehkitzen),  ferner  von  Stein- 
wild (Steinböcken)  und  von  Auer- 
und Birkhennen  ist  jederzeit  ver- 
boten. 

Während  die  allgemeine  Jagd 
geschlossen  ist,  dürfen  auf  der  Flug- 
jagd nur  Hühnerhunde')  (Vorsteh- 
hunde) verwendet  werden. 

Bei  der  Jagd  auf  Gemsen,  Hir- 
sche und  Murmeltiere  ist  der  Ge- 
brauch von  Laufhunden  und  Repe- 
tir Waffen  verboten. 

Den  Besitzern  von  jagenden  Hun- 
den ist  untersagt,  dieselben,  wäh- 
renddem die  allgemeine  Jagd  ge- 
schlossen ist,  in  Feld  und  Wald  frei 
laufen  zu  lassen. 


>)  Antrag  der  Komm,  des  NB:  kaut. 
Ges.  oder  Verord. 

«)  Hühnerhunde  fehlt  im  Antrag  der 
Komm,  des  NR. 


-Tcrrrr" 
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An  Sonn-  und  Feiertagen*)  ist 
jede  Jagd  verboten. 

Art.  11.  Vom  zehnten  Tage  nach 
Schluss  der  Jagd  an  ist  der  Kauf 
und  Verkauf,  sowie  die  Verab- 
reichung, namentlich  in  Gasthö- 
fen, Wirtschaften  und  andern  der- 
artigen Anstalten  von  erlegtem 
Wilde  (Wildpret),  das  in  der  Schweiz 
als  Standwild  vorkommt,  verboten, 
mit  Ausnahme  desjenigen,  das  we- 
gen Wildschaden  (Art.  6)  erlegt 
oder  amtlich  nachgewiesen  aus  dem 
Ausland  eingeführt  wurde.') 


Art  11.  Vom  achten  Tage  nach 
Schluss  der  Jagd  an  ist  die  Ein- 
fuhr, der  Kauf  und  Verkauf  von 
erlegtem  Wilde  (Wildpret),  das  in 
der  Schweiz  als  Standwild  vor- 
kommt, verboten,  mit  Ausnahme 
desjenigen,  das  wegen  Wildschaden 
(Art.  10)  erlegt  oder  amtlich  nach- 
<re wiesen  aus  dem  Auslande  ein- 
iefuhrt  wurde. 


Der  BR  wird  die  diesfalls  erfor- 
derlichen Kontroivorschriften  er- 
lassen. 

Der  Kauf  oder  Verkauf  von  Stein- 
wild, Gems-  und  Rehkitzen,  von 
Hirschkälbern ,  sowie  von  Auer- 
und Birkhennen  ist  unbedingt  und 
zu  jeder  Zeit  untersagt. 

Die  Kantone  können  mit  Geneh- 
migung des  BR  Bewilligungen  zur 
Einfuhr  von  lebendem  Wilde  zum 
Zwecke  der  Vermehrung  des  Wild- 
standes erteilen.*) 

Art.  12.     Es  ist  ferner  verboten: 

1.  Das  Jagen  in  Jagdbannbezirken 
(Art.  7)')  oder  in  Gebietsteilen 
oder  auf  Wildarten,  die  gemäs 
Art.  8^)  mit  Jagdbann  belegt 
sind. 

2.  Das  Treiben  ^)  von  Wild  ausser 
die  Bann  bezirke  oder  das  Hinaus- 
locken ausser  dieselben,  z.  B. 
durch  Salzlecken. 

3.  Das  Ausgrabdu  von  Murmel- 
tieren. 


Art.  12. 
1.  = 


2.  = 


3    -- 


1  •■  .  .XI. 


'.'m 


■'?^ 


Vi 


»tj 


*>  Antrag  der  Komm,  des  NR:  Die 
Kantone  können  unter  Beobachtung 
der  erforderlichen  sanitätspolizeilichen 
Vor^hriften  Bewilligungen  zur  Ein- 
fahr . . . 

«)  BREntw. :  Art.  8 

3)  BREntw.;  Art.  9. 

*)  BREntw.:  das  Jagen. 


*)  Antrag  der  Komm,  des  NR:  so- 
wie zur  Nachtzeit. 

*)  Antrag  der  Komm,  des  NR:  Vom 
zehnten  Tage  nach  Schluss  der  Ja^d 
an  ist  das  Feilbieten,  der  Kauf  oder 
Verkauf  von  erlegtem  Wilde  (Wild- 
pret), das  in  der  Schweiz  als  Stand- 
wild .  . . 
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4.  Das  Zerstören  von  Nestern  und 
Brnten  und  das  Ausnehmen  der 
Eier  des  Jagdgeflügels,  ausge- 
nommen bei  Raubvögeln. 

In  Pachtrevieren  ist  es  den  Be- 
ständern  gestattet,  Eier  von  Jagd- 
geflügel zum  Zwecke  der  Er- 
brütung derselben  zu  sammeln. 

5.  Das  Anbringen  von  Fangvor- 
richtungen jeder  Art  (Netzen, 
Fallen,  Schlingen,  Drahtschnüren 
und  dergleichen)*).  Eine  Aus- 
nahme hievon  ist  gestattet  zum 
Fang  von  Fischottern,  Füchsen, 
Stein-  und  Edelmardern'),  Iltis- 
sen, Hermelinen,  Tagraubvögeln 
und  Ohreulen  (Uhu),  wozu  die 
Kantone  ausnahmsweise  die  An- 
wendung von  Fallen  bewilligen 
können. 

6.  Das  Anbringen  von  Selbst- 
schüssen und  der  Gebrauch  von 
explodirenden  Geschossen. 

7.  Das  Tragen  von  Stock-  oder  zu- 
sammengeschraubten Flinten  auf 
der  Jagd. 

8.  Das  Tragen  von  gezogenen  Ku- 
gelgewehren nach  Schluss  der 
Jagd  auf  Gemsen  (Art.  5)  im 
Hochgebirge  ob  der  Waldvege- 
tationsgrenze. 

9.  Das  Giftlegen  und  die  Anwen- 
dung von  Ködern,  denen  betäu- 
bende oder  giftige  Bestandteile 
beigemengt  sind. 


6.  = 


7.  Das  Tragen  von  Stock-  oder 
zusammengeschraubten  Flinten. 

8.  Das  Tragen  von  gezogenen  Ku- 
gelgewehren nach  dem  30.  Sept. 
im  gewöhnlichen  Aufenthalts- 
gebiete der  Gemsen  und  Mur- 
meltiere. 

9.  = 


»)  BREntw. :  etc. 

*)  Besohl,  des  StR:  Fischottern, 
Füchsen,  Dachsen,  Mardern;  Antrag 
der  Komm,  des  NR :  Fischottern,  Fisch- 
reihern, Füchsen,  Dachsen,   Mardern. 


Die  Kantone  sind  befugt,  die 
Verwendung  von  Gift  zur  Ver- 
tilgung von  dem  Wildstande 
schädlichen  Tieren  ausnahms- 
weise zu  gestatten,  jedoch  nur 
zur  Winterszeit,  nach  Schluss 
der  allgemeinen  Jagd,  durch 
Vertrauenspersonen  und  unter 
genau  zu  bestimmenden  Vor- 
sichtsmassregeln. ^) 


')  Komm,  des  NR  beantragte  Strei- 
chung dieses  Abs. 
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Art.  13.  Nachfolgend  bezeichnete 
Vogelarten  sind  unter  den  Schatz 
des  BnndeB  gestellt: 

A.  Von  Singvögeln: 

1.  Insektenfresser  (Zabnschnäb* 
1er,  Spaltschnäbler ,  DOnn- 
schnabler). 

DieGrasmncken,  Spötter,  Lanb- 
älDger,  Rohrsfinger,  die  Zaun- 
schlüpfor  (Zaunkönig),  Gold- 
bäbnchen ,  die  Drosselarten, 
eigentliche  Drossatn  (mit  Aus- 
nahme der  WachbolderdroBSel 
[Beckholdervogel],  der  Wein- 
oder Rotdrossel  und  der  Mistel- 
drossel), die  Amseln,  Kachti- 
gallen,  BUukebIchen,  Rotkehl- 
chen, Rotschwünzchen ,  die 
Stein-  und  Wiesenschmtttzer, 
die  Braun  eilen  (Fiühvogel  und 
Heckenbraunelle),  die  Fliegen- 
schnäpper ,  die  Pirole ,  die 
Staare,  die  Meisen,  die  Pieper, 
die  Bachstelzen;  die  Schwal- 
ben, Segler  (Spyren)  und 
Nach  tschwalben(Geissmelker), 
die  Baumläufer,  Alpenmauer- 
läufer,  Spechtmeisen  (Blau- 
specht) und  die  Wiedehopfe. 

2.  Kömerfresser  (Kegelscbnäb- 
1er). 

Die  Lerchen,  Buch-,  Distel-, 
Citron-,  Lein-,  Grün-  und 
Schnee&nken,  die  Girlitze,  Zei- 
sige nnd  Hänflinge,  die  Gold- 
und  Rohrammem,  Zann-  und 
Zippammem. 

3.  Krähenvögel. 

Die  Dohlen ,  Alpendohlen 
(FItiehdäfi),  Alpenkrahen. 

B.  Von  Klettervögeln: 

Die      Knkuke ,      Wendehälse , 
Specht«. 

C.  Von  Raubvögeln: 

Die  Bolen ,    mit  Ausnahme  der 
grossen  Ohreole  (Ühn). 

D.  Von    Sumpf-  and  Schwimmvö- 
geln: 

Der  Storch  und  der  Schwan. 
IV 


Art.  13.  Durch  Verord.  des '. 
werden  die  Vogelarten  bezeichs 
welche  unter  den  Schutz  des  G 
gestellt  sind. 
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ieselben  weder  gefau- 
stet, noch  der  Eier 
>eraubt  (vorbsb  alten 
b  solche  Vögel  oder 
rkauft  oder  in  Wirt- 
reicbt  werden.  Auch 
ieser  Vögel  ist  ver- 
Ausnahme   lebender 

den  Ksfig. 
ätaare  und  Drosseln, 
rge  einfallen,  dürfen 
jnttlmer  and  von  den 
1   Herbste    bis   nach 


ienen  fressende  Vögel 
Arten  mit  besonderer 
er  bet-r.  Ortsbehörde 
EntfernungTOn30m. 
iden  vom  Eigentümer 


er  Vogelfang  mittelst 
li erden,  Lockvögeln, 
mmtfaen,  Schlingen, 
indem  Pangvorrich- 
gan'/en  Gebiet  der 
ingt  verboten, 
ea  KEeg.  bleibt 


er  Jagdzeit,  Vogel - 
1  Einzelfang  von  in 
ichneten  Singvögeln 
innert  festzusetzen- 
)ertliohkeit  zu  bewil- 
nzelnen  Sacbverstlin- 


Vögel  dieser  Arten  dürfen  weder 
gefangen,  noch  getödtet,  noch  der 
Eier  oder  Jangen  beraubt,  noch  si 
oder  deren  Eier  verkauft ')  oder  in 
den  Wirtschaften  verabreicht  wer- 
den. Auch  die  Einfuhr  dieser  Vögel 
ist  verboten,  mit  Ausnahme  leben- 
der Exemplare  für  den  Käfig. '} 

Sperlinge,  Staare  und  Drosseln, 
die  in  Gärten,  Weinberjje  oder  be- 
stellte Felder  schädigend  einfallen, 
dürfen  vom  Eigentümer  bezw.  NuU- 
ungsbe rechtigten  oder  deren  Beauf- 
tragten und  von  den  Feldhütern 
geschossen  werden;*)  ebenso,  mit 
IJewilligungderOrtsbehörde.bienen- 
fressende  Vögel  der  obbeze ichneten 
Arten  innerhalb  einer  Entfemnng 
von  30  m.  von  liienenständen  durch 
den  Eigentümer  derselben. 

Art,  14.     = 


Art  15.  Die  KReg.  sind  befagt, 
Vogelliebhabem  den  Einzelfang  von 
gesetzlich  geschützten  Singvögeln 
für  den  Küfig  innert  festzusetzen- 
der Zeit  und  Oertliobkeit  zu  bewil- 
ligen, sowie  einzelnen  Sachverstän- 
digen für  wissenschaftliche  Zwecke 
zu  gestatten,  Vögel  jeder  Art  (mit 

r  der  Komm,  dea  NR:  feil- 
.    ...    ,  „  Kauft,  verkauft. 
')  Antnig  der  Komm,  des  NR:  Käfig 
oder  zu  Zwecken  der  Besiedelung  ein- 
zelner Gegenden  mit  nützlichen  vogel- 

')  Alltrag  der  Komm,  des  NR;  Sper- 
linge, Staare  und  Drosseln,  wenn  sie  in 
Weinberge  schädigend  einfallen,  dür- 
fen vom  betr.  EipentUmer  und  von  den 
Feldbiltem  im  Herbste  bis  nach  been- 
digter Weinlese  geschossen  werden ; 
ebenso  Sperlinge,  welche  bestellte  Fel- 
der schiidigen ,  bis  nach  beendigter 
Krnte. 
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digen  für  wissenschaftliche  Zwecke 
zu  gestatten,  Vögel  jeder  Art  (mit 
Ausnahme  des  Jagdgeüügels)  zu 
fangen  oder  zn  erlegen  und  deren 
Nester  und  Eier  zu  sammeln,  vor- 
ausgesetzt, dass  dies  nicht  auf  ge- 
werbsmässige Weise  geschehe. 

Art.  16.  Die  Erziehungsbehör- 
den haben  yorzusorgen ,  dass  die 
Jugend  in  der  Volksschule  mit  den 
in  Art.  18  genannten  Vögeln  und 
deren  Nutzen  bekannt  gemacht  und 
zu  ihrer  Schonung  ermuntert  werde. 

Art.  17.  Die  Kantone  sind  ver- 
pflichtet, gesetzliche  Bestimmungen 
aufzustellen,  nach  welchen  für  die 
Erlegung  von,  der  Forst-  und  Land- 
wirtschaft, der  Fischerei  und  dem 
Wüdstand  schädlichen  Tieren  (grosse 
Raubtiere,  Wildschweine, Fiscliotter, 
Iltisse,  Marder,  Füchse,  Dachse, ') 
Hermeline,  alle  Tagraubvögel,  Ohr- 
eulen [Uhu],  Fischreiher,  Elstern, 
Kolkraben ,  Rabenkrähen,  Häber) 
augemessene  Prämien  zu  verabrei- 
chen sind.  Zum  Bezug  derselben 
sind  nur  patentirte  Jäger,  Bestän- 
der  von  Pachtrevieren,  Wildhüter 
und  Jagdaufseher,  sowie  Fischerei- 
berechtigte für  den  Fischotterfang 
(Art.  10,  Abs.  5)  *)  berechtigt. 


Art.  18.  Es  ist  den  Kantonen 
anheimgestellt,  strengere  als  obige 
Massregeln  zur  Hebung  des  Wild- 
standes und  zum  Schutze  der  Vögel 
anzuordnen,  welche  jedoch  der  Ge- 
nehmigung des  BB  zu  unterstellen 
sind. 

Art.  19.  Der  Bund  trägt  an  die 
Kosten  der  Wildhut  in  den  Jagd- 
bannbezirken  50  ®/q  und  an  die  von 


i)  Dachse  fehlt  im  BBEntw. 
*)  StRBeschl.:  Art.  6,  Abs.  5. 


Ausnahme  des  Jagdgeflügels)  zu 
fangen  oder  zu  erlegen  und  deren 
Nester  und  Eier  zu  sammeln,  vor- 
ausgesetzt, dass  dies  ohne  Verwen- 
dung von  Hunden  und  nicht  auf 
gewerbsmässige  Weise  geschehe. 

Art.  16.  Die  Erziehungsbehör- 
den haben  vorzusorgen,  dass  die 
Jugend  in  der  Volksschule  mit  den 
gesetzlich  geschützten  Vogelarten 
und  deren  Nutzen  bekannt  gemacht 
und  zu  ihrer  Schonung  ermuntert 
werde. 

Art.  17.     = 


üeber  300  Meter  von  Wohnungen 
entfernt  betroffene  Katzen  können 
getödtet  werden.*) 

Art.  18.     = 


Art.  19.     = 


1)  Komm,  des  NR  beantragte  Strei 
chung  dieses  Abs. 


■•Ä^ 


r.i' 
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den  Kantonen  nach  den  Bestim- 
mungen gegenwärtigen  Gesetzes  für 
Erlegung  des  in  Art.  17  aufge- 
führten Raubzeuges  yerabfolgten 
Prämien  dO^^  bei. 

Der  Bund  kann  ausserdem  auch  ==b 

andere  Bestrebungen  zur  Hebung 
des  Wildstandes  unterstützen,  sowie 
an  die  Kosten  einer  speziellen  Jagd- 
aufsicht, auch  ausser  den  Bannbe- 
zirken, Subventionen*)  bewilligen. 

Der  BR   setzt   die    nähern   Be-  = 

dingungen  für  Verabfolgung  obiger 
Beiträge  fest. 

Die  hiezu  erforderlichen  Kredite         = 
sind  jährlich    auf  dem  Wege    des 
Budgets  festzusetzen. 

Art.  20.  Der  BR  wird  bevoll- 
mächtigt, über  die  Jagdpolizei  in 
den  Grenzgegenden  mit  den  Nach- 
barstaaten Konventionen  abzu- 
schliessen,  in  welchen  soweit  mög- 
lich die  Bestimmungen  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  zur  Anwendung 
zu  bringen  sind. 

Der  BR  ist  femer  ermächtigt, 
in  den  Grenzgebieten,  für  welche 
keine  solche  Konventionen  bestehen, 
die  Anwendung  einzelner  Bestim- 
mungen des  gegenwärtigen  Ges.  zu 
suspendiren. 

Art.  21.  Uebertretungen  obiger 
Bestimmungen  werden  mit  folgen- 
den Bussen  belegt: 

1.  Mit  Fr.  60—400: 


Art.  20.     = 


Art.  21. 


a.  Das  Jagen  an  Sonn-  und 
Feiertagen,  sowie  zur  Nacht- 
zeit (Art.  7,  letzter  Abs.); 

b.  das  Jagen  und  Einfangen  von 
Gemsen  und  Hirschen  wäh- 
rend geschlossener  Jagd  oder 
ohne  Bewilligung  während 
offener  Jagd  (Art.  7,  Abs.  1); 


1.  Mit  Fr.  50—500.*) 

a.  Das  Jagen  und  Einfangen  von 
Gemsen  und  Hirschen*)  wäh- 
rend geschlossener  Jagd  oder 
ohne  Berechtigung  während 
offener  Jagd  (Art.  10,  Abs,  1); 

h.  der  Fang  und  das  Erlegen, 
der  Kauf  und  Verkauf  von 
Steinwild ,    von    geschützten 


*)  StRBeschl.:  Subventionen  bis  auf  *)    Antrag    der    Komm,    des   NR: 

aO  o/o.  Fr.  60—500. 

*)  Antraj^  der  Komm,  des  NR:  Grem- 
sen  und  Hirschen,  Rehen  und  Hasen. 


•»»T? 
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c.  der  Fang  und  das  Erlegen, 
der  Kauf  und  der  Verkauf 
von  Stein  wild,  von  geschütz- 
ten weiblichen  und  jungen 
Tieren  einzelner  Wildarten 
(Art.  7,  Abs.  2  und  Art.  11, 
Abs.  8) ; 

d.  das  Ausgraben  von  Murmel- 
tieren (Art.  12,  Ziff.  3); 

e.  das  Jagen  in  Jagdbannbezir- 
ken und  das  Jagen  und  üün- 
fangen  von  mit  Bann  beleg- 
ten Wüdarten  (Art.  12,  Ziff.l); 

f.  das  Giftlegen  (Art.  12,  Ziff.  9); 

g.  die  Anwendung  von  explo- 
direnden  Geschossen  und  das 
Anbringen  von  Selbstschüssen 
(Art:  12,  Ziff  6). 

2.  Mit  Fr.  30—200: 

a.  Das  Jagen  und  Einfangen  von 
andern  als  den  in  Ziff.  1,  litt. 
b  und  c  dieses  Artikels  be- 
zeichneten Wildarten  wäh- 
rend geschlossener  Jagd  oder 
ohne  Bewilligung  während 
offener  Jagd  (Art,  7,  Abs.  1); 

b.  die  Anwendung  verbotener 
Fangvorrichtungen  (Art.  12, 
Ziff.  5,  und  Art.  14); 

c.  Das  unerlaubte  Tragen  von 
Stock-  und  zusammenge- 
schraubten Flinten,  von  Re- 
petirwaffen  and  von  gezoge- 
nen Kugelgewehren  auf  der 
Jagd  (Art.  12,  Ziff.  7  und  8 
und  Art.  7,  Abs.  4) ; 

d.  das  Jagen  von  Wild  ausser 
die  Bannbezirke  und  das  Hi- 
nauslocken ausser  dieselben 
(Art.  12,  Ziff.  2). 


weiblichen  und  jungen  Tie- 
ren einzelner  Wildarten  (Art. 
10,  Abs.  2  und  Art.  11, 
Abs.  3); 

c,  das  Jagen  in  Jagdbannbezir- 
ken und  das  Jagen  von  mit 
Bann  belegten  Wüdarten  (Art. 
12,  Ziff   1); 

d,  das  Ausgraben  von  Murmel- 
tieren (Art.  12,  Ziff.  3); 

e,  die  Anwendung  von  nach 
Art.  12,LZiff.  5  verbotenen 
Fangvorrichtungen ; 

/".  die  Anwendung  von  explo- 
direnden  Geschossen  und  das 
Anbringen  von  SelbstschQssen 
(Art.  12,  Ziff.  6); 

g.  das  verbotene  *)  Giftlegen 
(Art.  12,  Ziff.  9). 

2.   Mit  Fr.  20—200:«) 

a.  Das  Jagen  und  Einfangen  von 
andern  als  den  in  Ziff.  1,  litt. 
a  und  b  dieses  Art.  bezeich- 
neten Wildarten  während  ge- 
schlossener Jagd  oder  ohne 
Berechtigung  während  offener 
Jagd  (Art.  10,  Abs.  1); 

b.  das  Jagen  an  Sonn-  und  Fest- 
tagen (Art.  10,  letzter  Abs.); 

c.  das  Treiben  und  das  Hinaus- 
locken von  Wild  ausser  die 
Bannbezirke  (Art.  12,  Ziff.  2); 

d.  der  verbotene  Gebrauch  von 
Repetirwaffen ,  das  Tragen 
von  Stock-  oder  zusammen- 
geschraubten Flinten  und  das 
verbotene  Tragen  von  gezo- 
genen Kugelgewehren  (Art. 
10,  Abs.  4  und  Art.  12,  Ziff. 
7  und  8). 

e.  die  Anwendung  verbotener 
Fangvorrichtungen  (Art.  12, 
Ziff.  5  und  Art.  14);») 

*)  Fehlt  im  Antrag  der  Komm,  des 
NR. 

*)  Antrag  der  Komm,  des  NR: 
Fr.  30-200. 

')  Nach  dem  Antrag  der  Komm,  des 
NR  werden  hier  folgende  litterSB  bei- 
gefügt: 
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3.    Mit  Fr.  10-100: 

a.  Das  Einfangen  und  Tödten 
geschützter  Vogelarten  (Art. 
13,  Abs.  1  und  2); 

6.  das  Zerstören  von  Nestern 
und  Brüten  und  das  uner- 
laubte Ausnehmen  von  Eiern 
des  Jagdgeflügels  und  der  ge- 
schützten Vogelarten  (Art.  12, 
Ziff.  4  und  Art.  13,  Abs.  1 
und  2); 

c.  der  Gebrauch  von  andern  als 
hasenreinen  Hühnerhunden 
auf  der  Flugjagd  und  das 
frei  Laufenlassen  von  Lauf- 
hunden, während  die  allge- 
meine Jagd  geschlossen  ist, 
sowie  das  unerlaubte  Ver- 
wenden letzterer  zur  Jagd 
(Art.  7,  Abs.  3,   4   und  5); 

d,  der  unerlaubte  Kauf  und  Ver- 
kauf von  Wild  (Wildpret) 
(Art.  11,  Abs.  1),  sowie  von 
geschützten  Vogelarten  und 
deren  Eier  (Art,  13,  Abs.  1 
und  2  und  Art.  15); 

€,  die  unerlaubte  Einfuhr  von 
Wild  und  geschützten 'Vogel- 
arten (Art.  11,  Art.  13,  Abs.  2 
und  Art.  15). 


3.  Mit  Fr.  10—100: 

a.  das  verbotene  Absuchen  von 
eingefriedigtenGrun  dstücken, 
Weinbergen  und  Baumschulen 
(Art.  9,  Abs.  2); 

&.*)  die  verbotene  Verwendung 
von  andern  als  Hühnerhun- 
den auf  der  Plug.jagd;  der 
Gebrauch  von  Lauf  hunden  bei 
der  Jagd  auf  Gemsen,  Hirsche 
und  Murmeltiere,  sowie  das 
frei  Laufenlassen  von  jagen- 
den Hunden  in  Feld  und 
Wald,  während  die  allgemeine 
Jagd  geschlossen  ist  (Art.  10. 
Abs.  3,  4  und  5); 

c.  *)  das  Zerstören  von  Nestern 
und  Brüten  und  das  uner- 
laubte Ausnehmen  von  Eiern 
des  JagdgeflOgels  und  der  ge- 
schützten Vogelarten  (Art.  12, 
Ziff.  4,  und  Art.  13,  Abs.  2}; 

d.  das  Einfangen  und  Tödten 
geschützter  Vogel  arten  (Art. 
13,  Abs.  2); 

e.  der  verbotene  Kauf  und  Ver- 
kauf von  Wild  (Wüdpret) 
(Art.  11,  Abs.  1),  sowie  von 
geschützten    Vogelarten   und 


/*.  die  verbotene  Verwendung  von 
andern,  als  von  Vorstehhunden 
auf  der  Flugjagd;  der  Gebrauch 
von  Laufhunden  auf  Gemsen, 
Hirsche  und  Murmeltiere,  sowie 
das  frei  Laufenlassen  von  jagen- 
den Hunden  in  Feld  und  Wald, 
während  die  allgemeine  Jagd  ge- 
schlossen ist  (Art.  10,  Abs. 8, 4, 5): 

g.  das  Zerstören  von  Nestern  und 
Braten  und  das  unerlaubte  Aus- 
nehmen von  Eiern  des  Jagdgeflü- 
gels und  der  geschützten  vogel- 
arten (Art.  12',  Ziff.  4,  Art.  13, 
Abs.  2); 

h.  das  verbotene  Feilbieten,  der  ver- 
botene Kauf  und  Verkauf  von 
Wild  (Wildpret)  (Art  11,  Abs.  li. 

*)  Fehlt   im  Antrag  der  NRKomm. 

*)  Fehlt   im  Antrag  der  NRKomm. 
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deren  Eier  *)  (Art.  13,  Abs.  2 
und  Art.  15); 
f,  die    verbotene    Einfuhr    ge- 
schützter Vogelarten  (Art.  13, 
Abs.  2). 

Art.  22.    Die  Bussen  sind  gemäs  Art.  22.     = 

den  in  dem  betr.  Kanton  für  das 
Polizeiverfahren  geltenden  Vor- 
schriften und  unter  Anwendung 
nachfolgender  Bestimmungen  zu  er- 
kennen : 

1.  Ueber tretungen  während  ge- 
schlossener Jagd  und  solche  zur 
Nachtzeit*)  oder  an  Sonn-  und 
Feiertagen  begangen,  sowie  Wieder- 
holungsfälle sind  mit  der  doppel- 
ten Busse  zu  belegen. 

Das  Anbringen  von  Selbsischüssen 
ist  stets  mit  dem  Maximum  der 
Busse  (Fr.  500)  2)  zu  bestrafen. 

2.  Mit  Verhängung  der  Busse 
kann  der  Entzug  der  Berechtigung 
zum  Jagen  auf  bestimmte  Zelt  ver- 
bunden, resp.  eine  Bewilligung  ver- 
weigert werden;  beim  zweiten  Rück- 
falle hat,  betr.  die  in  Art.  21,  Ziff. 
1  und  2  bezeichneten  Fälle,  dieser 
Entzug ,  resp.  diese  Verweigerung 
auf  die  Dauer  von  2 — 5  Jahren  zu 
erfolgen. 

Von  jedem  in  Rechtskraft  er- 
wachsenen Urteile,  welches  den 
Entzug  der  Jagdberechtigung  aus- 
spricht,^) ist  der  KReg.  und*)  dem 
Schweiz.  Industrie-  und  Landwirt- 
schaftsdep.  ^)    Anzeige   zu  machen. 

3.  Das  unerlaubt  erlegte  oder 
gefangene  Wild,    die  zur  Verwen- 


2.  = 


3.  = 


*)  «  Und  solche  zur  Nachtzeit »  fehlen 
im  Beschl.  des  StH,  nicht  dagegen  im 
Antrag  der  Komm,  des  NR. 

«)  BR-Entw.:  Fr.  400. 

')  Welches  —  ausspricht,  beantragt 
die  Komm,  des  NR  zu  streichen. 

*)  « KReg.  und »  fehlen  im  Entw. 
des  BR. 

*)  Antrag  der  Komm,  des  NR :  der 
KRejf.  und  dem  BR. 


1)  Antrag  der  Komm,  des  NR:  Das 
verbotene  Feilhalten,  der  verbotene 
Kauf  und  Verkauf  von  geschützten 
Vogelarten  und  deren  Eiern. 
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Art.  26.     = 


Art.  27. 


Art.  28.  (Referendumsvorbehalt.) 


Entw.  d.  BR  v.  13.  April  1891. 

bundesr.  Verord.  und  Instruktionen 
betr.  die  Jagd.*) 

Ferner  werden  ohne  weiteres 
aufgehoben  alle  mit  dem  gegen- 
wärtigen BGes.  und  dessen  Voll- 
ziehungsverord.  im  Widersprach 
stehenden   kant.  Ges.  und  Verord. 

Art  26.  Der  BR  erlässt  die 
zur  Ausfahrnng  dieses  Ges.  nötigen 
Vollziehungsverord. 

Art.  27.  Die  kant.  Ges.  und 
Verord.  über  Jagd  und  Vogelschutz 
sind  dem  BR  zur  Prüfung  und  ') 
Genehmigung  vorzulegen. 

Art.  28.  (Referendumsvorbehalt.) 

>)  Vgl.  Vollz- Verord.  des  BR  vom 
12.  Aprü  1876,  A.  S.  n.  F.  II  156, 
Wolf  I  785.  Beschl.  des  BR  vom  11. 
März  1878,  A.  S.  n.  F.  IV  41. 

*)  « Zur  Prüfung  und  »  fehlen  im 
Antrag  der  Komm,  des  NR. 


1430.  Im  Jahre  1884  übermittelte  die  Tessiner  Reg.  den 
BBehörden  eine  Massenpetition  aus  dem  Et.  Tessin,  die  das  Gesuch 
enthielt:  es  möchte  dem  Kt.  Tessin  die  Ermächtigung  erteilt  werden, 
die  Jagd,  statt  nach  den  Bestimmungen  des  BG  vom  17.  Sept.  1875, 
möglichst  im  Einklang  mit  den  diesbezüglichen  Ges.  und  Verord. 
Italiens  und  entsprechend  den  tessinischen  Gebräuchen  wenigstens 
auf  so  lange  regeln  zu  dürfen,  bis  eine  internationale  Uebereinkunft 
zu  Stande  gekommen  sei.  Die  kant.  Beg.yempfahl  das  Gesuch. 
Die  BVers.  aber  wies  dasselbe  mit  Beschl.  vom  15.,  19.  Juni  1886, 
auf  Antrag  des  BR,  ab  in  Erwägung: 

1.  Dass  das  B6  vom  17.  Sept.  1875  keine  Ausnahmestellung  ge- 
stattet, wie  solche  von  den  Petenten  nachgesucht  wird; 

2.  dass  eine  Revision  des  BG  im  Sinne  der  Petition  oder  gar  Auf- 
hebung des  Gesetzes  im  Widerspruch  mit  dem  Zwecke  steht,  welchen 
man  durch  Aufnahme  des  Art.  25  in  die  BV  vom  29.  Mai  1874  ver- 
folgen wollte; 

3.  dass  übrigens  die  Angelegenheit  einer  internationalen  Ueberein- 
kunft zum  Schutze  der  nützlichen  Vögel  in  letzter  Zeit  wieder  auf- 
genommen wurde,  und  dass  der  BR  sein  möglichstes  tut,  um  eine 
solche  zu  stände  zu  bringen.  B  1886  II  508.  Vgl.  auch  B  1893  I  703. 
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Den  20.  Juli  1878  entzog  der  BR  dem  Art.  16  der 
j-Verord.  vom  28,  Juli  1876  zum  eidg.  Jagdgesetz  die 
g,  ')  soweit   durch   diesen  Artikel  der  Staatsrat  als 

für  die  von  den  Friedensrichtern  verhängten  Strafen 
ungen   in  Jagdsachen   aufgestellt  wird.    Der  BR  lud 

Tcssin  ein,  datdr  zu  sorgen,  dass  die  Entscheidung 
oa  der  genannten  friedensrichterlichen  Urteile  dem 
richte  zugewiesen  werde. 

!tz  vom  24.  April  1879  kam  der  Kt.  Tessin  dieser 
s  BR  nach.  B  1819  II  195,  1880  II  IM,  1^1  IT  67. 

.  Der  in  der  Schweiz  niedergelassene  Schweizerbflrger 
r  KReg.  zu  einer  Domizilverzeigung  behufs  Erlaugung 
;entcs  nicht  angehalten  werden. 

Nov.  1877,  sich  atUtiend  auf  Art,  2  des  BG  vom  17.  Sept.  1ST\ 

581. 

gleichen  Grundsatz  ausgehend,  hat  der  BR  einer  kant 

ng,  welche  für  die  Erlangung  einer  JagdbewilliguDg 

Tzeigung  voi-schrieb,  die  Anerkennung  verweigert. 

:  Praxis  bemerkte  jedoch  die  Komm,  des  NR  zur  Prü- 

chäftsführung  des  BR  im  Jahre  1877    in  ihrem  Ber. 

1878  (Äepli): 

n  diese  Auslegnog  des  Art.  2  des  eidg.  Jagdgesetzes  tllr 

ruch  g^en  die  BV.  Der  Art.  25  der  BV  hat  das  Terii- 

Kantone  mit  Beziehung  auf  die  Jagd  nicht  aafgehobeD 
nmungen  des  Jagdgesetzes  loUssen  vor  allem  eine  dieser 
■rechende  Auslegung  erhalten.  Wie  die  Organisation  des 
intonalsacfae  ist,  so  muss  offenbar  auch  die  Frage,  ob  der 
'  in  einem  andern  Kanton  niedergelassen  ist,  für  Aas- 
[d  ein  Domizil  in  dem  Kanton,  no  er  eine  Jagdbewitli- 
,  7,a  verzeigen  habe,  der  kant.  Kompetenz  anbeimstebec. 
isen  sieh  den  kanl.  Polizei  Vorschriften  unterwerfen  und 
1  in  dem  betr.  Kanton  justiziabel  sein.    Es  ist  eine  starke 

die  Kantone,  dass  sie  Leute,  welche  anf  ihrem  Gebiete 
aagen  haben,  in  einem  andern  Kantone  suchen  und  ge- 
en,  ob  die  Gericbte  eines  andern  Kantons  strafen,  wo  sie 
esse  haben,  dies  zu  tun. 

ird  hier  auch  der  Grundsatz  der  Recbtsgleichbeit  verlebt, 
one,  welche  die  Jagd  auf  sechs  bis  acht  Jahre  an  wenige 

!.  24  des  BG  vom  17.  Sept.  1875;  oben  I  S.  90. 
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Privilegirte  verpachten.  In  diesen  Kantonen  können  die  Einwohner  ah- 
derer  Kantone  keine  Jagdbewilligung  erhalten  und  nur  alle  sechs  bis 
acht  Jahre  um  eine  Pacht  konkurriren.  Die  Kantone  mit  Patentsystem 
bilden  während  dieser  Zeit  ein  offenes  Jagdrevier  für  diejenigen  der  Re- 
TJerkantone. 

Selbst  für  den  Fall,  dass  man  den  Grundsatz  des  6R  aufrecht  er- 
halten wollte,  müsste  ein  Gesetz  oder  eine  Verordnung  erlassen  werden, 
dass  einer,  der  ausserhalb  des  Kantons  wohnt,  wo  er  eine  Jagdbewilli- 
gong  löst,  der  Strafgerichtsbarkeit  des  letztern  für  Jagdfrevel  unter- 
worfen sei,  und  dass  gegen  ihn  diesfalls  ausgefällte  Strafen  überall  in 
der  Eidg.  vollziehbar  seien  ^). 

Wir  möchten  daher  den  I3R  einladen,  dem  Art.  2  des  eidg.  Jagdges. 
eine  dem  Territorialrecht  der  Kantone  entsprechendere  Auslegung  zu  geben. 

B  1878  II  854. 

1432  a.  Der  Staatsrat  des  Kts.  Waadt  verfügte  im  Jahre  1888, 
dass  Angehörigen  des  Kts.  Freiburg,  die  nicht  gleichzeitig  Grund- 
besitzer im  Kt.  Waadt*  sind,  im  Kt.  Waadt  nur  solche  Jagdpatente 
erteilt  werden,  die  bis  zum  25.  Nov.  1888  Giltigkeit  haben,  wäh- 
rend den  Angehörigen  des  Kts.  Waadt  die  Jagd  bis  zum  15.  Dez. 
gestattet  wird.  Diese  Verfügung  wird  von  der  waadtländischen 
Behörde  damit  begründet,  dass  gemäs  Konkordat  vom  Jahre  1864 
zwischen  den  beiden  Kantonen  Reciprozität  in  Jagdsachen  bestehe ; 
da  aber  Freiburg  eine  bedeutend  kürzere  Jagdzeit  habe  als  Waadt, 
so  habe  es  der  Kt.  Waadt  angezeigt  gefunden,  den  Jägern  aus  dem 
Kt.  Freiburg  Patente  nur  für  eine  so  lange  Dauer  auszustellen,  als 
die  waadtländischen  Jäger  im  Kt.  Freiburg  jagen  dürfen. 

Der  BR  erklärte  die  gegen  diese  Verfügung  erhobene  Beschwerde 
des  Freiburgers  R.  de  Weck  den  24.  Nov.  1888  für  begründet,  weil 
die  Kantone  nach  Massgabe  des  anzuwendenden  Art.  2  des  eidg. 
Jagdges.  nicht  befugt  sind,  einen  unterschied  zu  machen  zwischen  den 
eigenen  Angehörigen  und  denjenigen  anderer  Kantone  hinsichtlich 
der  Erteilung  der  Jagdbewilligung,  sowenig  als  die  Patenterteilung 
von  der  Niederlassung  im  Kanton  abhängig  gemacht  werden  kann. 

B  1888  IV  781. 

1333*  Ueber  die  Bestimmung  des  Art.  38  des  revidirten 
Jagdgesetzes  Graubündens  vom  Jahre  1877  betr.  Jagdpatente  be- 
schwerte sich  die  italienische  Gesandtschaft  beim  BR,  und  zwar 
weil  in  dem  zit.  Art.  Jagdpatenttaxen  für  NichtSchweizer  erheblich 
höher  angesetzt  sind,  als  für  Schweizerbürger. 

»)  Vgl.  JII  No.  1154. 
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Der  BR  hat  hierauf  den  17.  Nov.  1884  die  Reg.  von  Grau- 
bünden eingeladen,  von  der  Einforderung  höherer  Patenttaxen,  als 
der  für  Schweizer  festgesetzten,  gegenüber  den  im  dortigen  Kanton 
förmlich  und  tatsächlich  niedergelassenen  Angehörigen  des  König- 
reichs Italien  abzustehen.  B  1885  II  369, 669. 

1434«  Es  ist  Sache  des  Jägers,  dafür  zu  sorgen,  dass  seine 
Hunde  nicht  Schonwild  jagen,  ansonst  würden  die  gesetzlichen  Be- 
stimmungen zum  Schutze  des  Hochwildes  illusorisch  gemacht.  Der 
BR  wies  daher  die  Beschwerde  zweier  Jäger  als  unbegründet 
ab;  dieselben  waren  von  den  kant.  Gerichten  gebüsst  worden,  weil 
ihre  Hunde  zur  Zeit  geschlossener  Jagd  auf  Hochwild  ein  Reh  *)  ver- 
folgt hatten;  der  Umstand,  dass  sie  selbst  in  berechtigter  Weise 
die  ^iederjagd  ausgeübt  hatten,  fällt  für  sie  nicht  als  Entschuldigung 
in  Betracht.  B  1881  II  6?>. 

1435.  Art.  6  der  bernischen,  den  2.  Aug.  1876  vom  BR  ge- 
nehmigten Jagd  Verordnung  bestimmt: 

Es  ist  dem  Eigentümer  oder  Nutzniesser  des  Bodens  gestattet, 
alles  Wild,  welches  in  seinem  Besitztum  Schaden  anrichtet,  inner- 
halb der  Grenzen  desselben  zu  töten  oder  zu  fangen  oder  das- 
selbe durch  seine  Pächter  oder  seine  Untergebenen  töten  oder 
einfangen  zu  lassen,  immerhin  unter  Ausschluss  der  Gemeinde- 
oder  Privatwaldungen  und  Weiden  und  ohne  Verwendung  von 
Hunden,  sowie  unter  Vorbehalt  der  allgemeinen  Polizei voi'schriften 
und  der  in  gegenwärtiger  Vorschrift  vorgesehenen  Einschrän- 
kungen. 

Anläslich  eines  Spezialfalles  wurde  behauptet,  diese  Bestim- 
mung stehe  im  Widerspruch  mit  dem  BG  vom  17.  Sept.  1875  und 
könne  daher  nicht  zu  Recht  bestehen.  Sowol  der  BR,  wie  die  BVers- 
traten  dieser  Auffassung  nicht  bei,  und  letztere  wies  den  20.  Dez. 
1878  eine  Beschwerde  gegen  die  Anwendung  dieses  Art.  6  als  un- 
begründet ab. 

Der  weitem  vom  StR  zunächst  ergangenen  Einladung  an 
den  BR,  auf  dem  Verordnungswege  die  Bedingungen  festzustellen, 
unter  denen  ein  Grundbesitzer  berechtigt  ist,  auf  seinem  eigenem 
Grund  und  Boden  Wild,  das  ihm  Schaden  zugefügt  hat,  zu  erlegen, 
wurde  von  den  Räten  selbst  keine  Folge  gegeben. 

Der  Ber.  des  BR  an  die  BVers.  vom  26.  Nov.  1878  bespricht 
diese  Frage  in  folgender  Weise: 


»)  Vgl.  No.  1437. 
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Mit  Ausnahme  der  Bestimmung  des  Art.  17,  Abs.  3: 

Sperlinge,  Staare  und  Drosseln,  welche  in  Weinberge  einfallen, 

dürfen  vom  Eigentümer  im  Herbste  bis  nach  beendigter  Weinlese 

geschossen  werden, 
enthält  das  BGes.  vom  17.  Sept.  1875  keine  Vorschrift,  über  das  Recht 
des  Grundeigentümers,  Tiere,  die  auf  seinem  Boden  Schaden  anrichten, 
zu  töten.  Daraus  folgt  aber  nicht,  dass  das  den  Grundeigentümern  im 
Kt.  Bern  nach  dem  genannten  Art.  6  zuerkannte  Recht  im  Wider- 
spruche mit  dem  BGesetze  steht.  Die  Vögel,  von  denen  im  BGes.  die 
Rede  ist,  stehen  unter  dem  BSchutze ;  es  ist  absolut  verboten,  dieselben 
zu  töten,  abgesehen  von  der  vorgesehenen  Ausnahme,  die  man  not- 
wendigerweise statuiren  musste.  Was  aber  die  schädlichen  oder  fleisch- 
fressenden Tiere  und  das  Wild  anbetrifft,  so  kann  und  muss  der  Um- 
stand, dass  das  BGes.  nicht  von  der  Zulässigkeit  ihrer  Vernichtung  durch 
den  beschädigten  Eigentümer  spricht,  zu  Gunsten  des  Rechts  der  Kan- 
tone, diese  Ausrottung  innert  der  Grenzen  einer  loyalen  Auslegung 
des  BGesetzes  zu  gestatten,  interpretirt  werden. 

Kann  es  denn  wirklich  einem  Grundeigentümer,  der  auf  seinem 
Hofe  einen  Fuchs  beim  Morden  seiner  Hühner  antrifft,  verboten  sein, 
denselben  zu  töten?  Sollte  derselbe  etwa  vorher  bei  der  kant.  Behörde 
eine  Ermächtigung  zur  Organisation  einer  Treibjagd  durch  eine  be- 
schränkte Anzahl  zuverlässiger  Jäger  nachsuchen  ?  Und  setzt  er  sich 
im  Unterlassungsfalle  gerichtlicher  Verfolgung  und  Bestrafung  aus? 
Angenscheinlich  wäre  eine  derartige  Anwendung  des  BGes.  geeignet,  das- 
selbe der  ganzen  ackerbauenden  Klasse  gegenüber  gehässig  zu  machen. 
Andrerseits  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  allzu  dehnbare  Bestim- 
mungen zahlreiche  Misbräuche  begünstigen  können.  Es  liegt  daher  an 
den  Kantonen,  welche  dieses  Recht  sich  sichern  wollen,  dasselbe  mit 
allen  wünschbaren  Garantien  zu  umgehen.  Es  scheint  dem  BR ,  dass 
dies  mit  dem  zit.  Art.  6  der  bernischen  Verord.  der  Fall  sei.  Die  Wür- 
digung der  nähern  Umstände  ist  Sache  der  Gerichte. 

B  1878  IV  337,  1879  U  196,  1880  II  155. 

1436«  Mehrere  Kantone  interpretirten  den  Art.  4  des  eidg. 
Jagdgesetzes  in  dem  Sinne,  dass  sie  annahmen,  es  können  Jagd- 
bewilligongen  auf  die  ganze  Dauer  einer  Jahreszeit  behufs  Ver- 
tilgung gewisser  Tiere,  speziell  der  Füchse,  ausgestellt  werden. 
Die  Kantone  hatten  deshalb,  den  an  sie  gerichteten  Begehren  von 
Vereinigungen  von  Jägern  entsprechend,  nach  Schluss  der  Jagd 
eine  neue  Kategorie  von  Jagdbewilligungen,  die  man  sich  mehr  oder 
weniger  leicht  verschaffen  konnte,  eingeführt;  hierüber  wurde  beim 
BR  Beschwerde  geführt. 
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Diese  EiDsprachen  erklärte  der  BR  in  einem  Kreisschr.  vom 
12.  Jan.  1877  für  begründet: 

Die  allgemeine  Jagd  wird  nach  dem  BGes.  am  15.  Dezember  ge- 
schlossen. Der  erwähnte  Art.  4  hat  nur  ausnahmsweise  Verhältnisse 
im  Auge,  denen  auch  ganz  ausnahmsweise  Massnahmen  entsprechen 
müssen.  Erteilt  man  die  für  die  in  jenem  Art.  vorgesehenen  ausser- 
ordentlichen Fälle  vorbehaltene  Erlaubnis,  ohne  dass  sie  dringend  ge- 
boten ist,  so  heisst  dies  zahlreichen  Misbräuchen  Tür  und  Tor  öffnen. 
Die  Ausstellung  von  Bewilligungen  zur  Ausübung  der  Jagd  während 
mehrerer  Monate  ausserhalb  der  gesetzlichen  Jagdzeit  ist  insbesondere 
unzulässig.  Würde  dies  zu  einer  regelmässigen  Einrichtung,  so  ist  kein 
Grund  mehr  vorhanden,  jene  Erlaubnis  nicht  allen  denen  zu  erteilen, 
welche  berechtigt  sind,  die  im  Art.  2  des  BGes.  vorgesehene  ordentliche 
Jagdbewilligung  zu  verlangen,  und  man  käme  in  verdeckter  Form  un- 
vermeidlich dazu,  die  Jagd  weit  über  den  gesetzlichen  Termin  hinaus 
zu  verlängern,  womit  dann  die  Schranken  gegen  die  Willkür  beseitigt 
und  die  zum  Schutze  des  Wildes  getroffenen  Bestimmungen  ein  toter 
Buchstabe  wären.  Würden  die  Bundes-  und  Kantonsbehörden  sich  hiezu 
verstehen,  so  wären  sie  bald  in  die  Unmöglichkeit  versetzt,  die  Jagd- 
aufsicht auszuüben  und  die  bezüglichen  Ges.  und  Verord.  zu  vollziehen. 

Aus  diesen  Gründen  sind  die  KReg.  gehalten,  sich  strikte  an  die 
buchstäbliche  Interpretation  des  erwähnten  Art.  4  zu  halten,  wonach 
der  Befehl  oder  die  Erlaubnis  zur  Verfolgung  schädlicher  oder  reissender 
Tiere  und  bei  allzustarker  Vermehrung  auch  des  Jagdwildes,  wenn  das- 
selbe durch  Ueberzahl  Schaden  stiftet,  stets  als  ausnahmsweise  Mass- 
regel gelten  und  durch  die  Verhältnisse  vollständig  gerechtfertigt  sein 
soll. 

Selbstverständlich  sind  die  dieser  buch  .stäblichen  Interpretation  des 
Art.  4  zuwider  bereits  ausgestellten  Jagdbewilligungen  sofort  zurück- 
zuziehen. ')  B  1877  I  108,  1878  II  581. 

Hiezu  bemerkt  aber  die  Komm,  des  NR  zur  Prüfung  der  Ge- 
schäftsführung des  BR  im  Jahre  1877  in  ihrem  Ber.  vom  23.  Mai 
1878  (Aepli): 

Es  dürfte  wol  den  KReg.  überlassen  werden,  zu  beurteilen,  wie  die 
Jagd  auf  schädliche  Tiere,  insbesondere  auf  Füchse,  zu  organisiren  sei. 
Man  darf  sich  doch  wol  versichert  halten,  dass  sie  die  besondem  Ver- 


*)  Vgl.  BR  den  26.  Nov.  1878  anläslich  einer  Beschwerde  wegen  Jagd- 
vergehen: Die  Vorschrift  des  Art.  4,  Abs.  2  zielt  offenbar  auf  grosse,  allge- 
meine Treibjagden  zur  Vernichtung  einer  bedeutenden  Zahl  von  Tieren,  die 
Schaden  anrichten  und  daher  verfolgt  und  in  ihren  Schlupfwinkeln  ausgerottet 
werden  sollen,  B  1878  IV  337. 
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hältnisse  der  verschiedenen  Gegenden  und  die  mit  Beiücksichtigung  der- 
selben erforderliche  Art  der  Verfolgung  schädlicher  Tiere  am  besten 
kennen  werden.  B  1878  II  854. 

1436  a«  Das  BGes.  vom  17.  Sept.  1875  enthält  keine  spezielle 
Bestimmung,  welche  die  Kantone  ermächtigt,  die  im  Ges.  festgesetz- 
ten Jagdzeiten  zu  kürzen.  Fragt  man  sich  aber,  was  Art.  10  dieses 
Ges.  mit  Zuerkennung  des  Rechts  an  Bund  und  Kantone,  durch 
besondere  Schlussnahme  einzelne  Gebietsteile  oder  Wildarten  auf 
kürzere  oder  längere  Zeit  mit  Jagdbann  zu  belegen,  eigentlich  be- 
zweckt, so  kann  dieser  Zweck  oflFenbar  kein  anderer  sein,  als  Hebung 
des  Wildstandes  in  heruntergekommenen  Jagdgebieten,  sollten  sich 
dieselben  auch  über  ganze  Kantone  erstrecken.  Glaubt  daher  der 
Bund  oder  glauben  Kantone  zur  Erreichung  dieses ,  dem  gan- 
zen Jagdgesetze  zu  Grunde  liegenden  Zweckes,  statt  nur  einzelner 
Wildarten  die  gesamten  Wildarten  für  eine  gewisse  Zeit  mit  Bann 
belegen  zu  sollen,  so  kann  ein  derartiger  Beschluss  nicht  als  gesetz- 
widrig angesehen  werden.  Die  Kürzung  der  Jagdzeit  ist  aber  nichts 
anderes  als  ein  solcher  Bann,  und  es  haben  verschiedene  Kantone 
wiederholt  die  im  BGes.  festgesetzten  Jagdzeiten  abgekürzt,  ohne 
dass  der  Bund  sich  dagegen  einzuschreiten  veranlasst  gesehen  hätte, 
so  z.  B.  Schafihauseu,  wo  die  Flugjagd  erst  mit  dem  1.  Okt.  statt, 
wie  das  BGes.  festsetzt,  mit  dem  1.  Sept.  beginnt.  Die  Jagdgesetze 
der  Kantone  Luzern  und  Neuenburg  bevollmächtigen  die  Reg.  aus- 
drücklich, wenn  nötig,  die  Jagdzeit  abzukürzen. 

Wenn  daher  der  Reg-Rat  von  Zürich  gleichfalls  die  Jagdzeit 
abkürzt,  so  hat  er  innerhalb  seiner  Kompetenz  gehandelt. 

Die  Behauptung  sodann,  dass  durch  Verkürzung  der  Jagdzeit 
dem  Jagdwild  keine  Schonung,  sondern  gegenteils  Nachteil  gebracht 
werde,  indem  das  Raubzeug  zur  Verminderung  desselben  mehr  bei- 
trage als  der  Jäger,  beweist  insofern  nichts,  als  laut  Art.  4  des 
BGes.  die  kant.  Behörden  berechtigt  sind,  die  Verfolgung  schäd- 
licher oder  reissender  Tiere  erforderlichenfalls  auch  während  der 
geschlossenen  Zeit  anzuordnen  oder  zu  erlauben. 

BR  den  18.  Sept.  1891  die  Beschwerde  Scheuchzer  und  Kons,  gegen  den 
Beschl.  des  Zürcher  Reg-R  vom  30.  Juli  1891,  betr.  die  Festsetzung  der 
Jagdzeit  vom  1.  Okt.  bis  15.  Nov.,  als  unbegründet  abweisend,  B  1891 
IV  429. 
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1437.  Die  Anfrage  des  Kts.  Appenzell  a.  Rh.,  ob  das  Reh 
zum  Hochwild  oder  Niederwild  gehöre,  wurde  vom  BR  im  Jahre 
1889  folgendermassen  beantwortet: 

Das  Reh  ist  nicht  unter  den  Tieren  aufgeführt,  welche  in 
Art.  11  des  BGes.  vom  17.  Sept.  1875  zunächst  als  jagdbare  Tiere 
des  Hochgebirges  bezeichnet  werden,  und  es  kann  dasselbe  unter 
dieses  Wild  auch  nicht  subsumirt  werden.  Die  Jagd  auf  Bebe 
gehört  daher  der  allgemeinen  Jagd  an,  die  den  1.  Sept.  beginnt 
und  am  15.  Dez.  schliesst. 

In  Art.  14  des  BGes.  wird  aber  der  Fall  angenommen,  dass 
Hirsche  und  Rehe  im  Hochgebirge  vorkommen  können;  das  Ges. 
gestattet  demnach  die  Jagd  auf  dieses  dort  sich  vorfindende  Wild 
vom  1.  Sept.  bis  1.  Okt. 

Die  Schwierigkeit  im  Vollzug  des  BGes.  liegt  nun  in  der  Fest- 
setzung der  Grenze  zwischen  dem  Hochgebirge  und  dem  übrigen 
Lande.  Da  der  hochgebirgige  Teil  des  Kts.  Appenzell  a.  Rh.  den 
dortigen  Jagdbannbezirk  bildet,  wo  überhaupt  nicht  gejagt  werden 
darf,  der  übrige  Kanton  aber  dem  Hügelland  angehört,  so  gehört  die 
Jagd  auf  Rehe  in  Appenzell  a.  Rh.  zur  Niederjagd.       B  1890  1 767. 
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BV  1874,  Art.  24,  Abs.  1,  A.  S.  n.  F.  I  8,  Wolf  I  3. 

BG  betr.  die  eidg.  Oberaufsicht  über  die  Forstpolizei  im  Hochgebirge  vom 
24.  März  1876,  A.  S.  n.  F.  II  353,  Wolf  I  774.  BBeschl.  vom  24.  Dez. 
1874,  betr.  die  Errichtung  eines  eidg.  Forstinapektorates,  A.  S.  n.  F.  I  494. 
Wolf  I  122.  —  Botsch.  des  BR  vom  2.  Dez.  1874,  B  1874  UI  806;  Botsch. 
und  Entw.  des  BR  zum  Forstpolizeiges.  vom  3.  Dez.  1875,  B  1875  IV  1090-. 
zwei  Ber.  der  Komm,  des  StR  vom  17.  Dez.  1875  und  vom  7.  Mitrz  1876 
(J.  Weber,  Hold),  B  1876  I  535,  587.  —  Die  weitem  Erlasse  der  BBehörden 
auf  diesem  Gebiete  s.  Wolf  I  777  ff. ;  BBeschl.  betr.  BBeiträge  an  die  Be- 
soldungen der  höheren  kant.  Forstbeamten  im  eidg.  Forstgebiet  vom 
5.  Dez.  1892,  B  1892  V  801;  Botsch.  des  BR  vom  6.  Mai  1892  betr.  Be- 
willigung von  BBeiträgen  an  die  Kantone  zur  Besoldung  ihrer  wissen- 
schaftlich gebildeten  Forstbeamten,  B  1892  II  914,  1893  I  686. 

1438.  Auf  ein  im  Jahr  1884  beim  BR  eingereichtes  Gesuch 
der  Reg.  der  Kantone  Bern^  Solothurn  und  Baselland  des  Inhalts: 
es  möchte  der  BR  dem  Jura  gleich  wie  den  Alpen  die  Bünter- 
stützung  an  die  Kosten  von  Aufforstungen  und  Wasserbauten  zu- 
kommen lassen,  event.  es  möchten  die  nötigen  Schritte  geschehen, 
damit  das  eidg.  Forstgebiet  auch  auf  den  Jura  ausgedehnt  werde, 
erwiderte  der  BR  den  7.  März  1884: 

Das  eidg.  Wasserpolizeiges.  vom  22.  Juni  1877*)  findet  laut  Art.  1, 
litt,  b  anch  Anwendung  auf  Gewässer  ausserhalb  des  eidg.  Forstgebiets, 
und  es  sind  von  der  BVera.  und  dem  BR  für  ausserhalb  des  erwähnten 
Gebietes  liegende  Flusskorrektionen  zu  wiederholten  Malen  BBeiträge 
bewilligt  worden.  In  gleicher  Weise  können  daher  auch  Verbauungs- 
arbeiten  an  den  Gewässern  des  Juragebiets  behandelt  werden.  Ohne 
dass  allgemeine  Untersuchungen  nötig  sind,  wird  der  BR  über  jeden 
einzelnen  ihm  vorgelegten  Fall  Untersuchung  anordnen  und  event.  einen 
Beschluss  fassen. 

Dagegen  sieht  das  BGes.  betr.  die  eidg.  Oberaufsicht  über  die  Forst- 
poüzei  im  Hochgebirge  vom  24.  März  1876  nur  die  Verabreichung 
von  BBei  trägen  an  Aufforstungen  innert  den  Grenzen  des  eidg.  Forst - 
gebietes  vor,  und  einer  Erweiterung  dieses  Gebiets  auf  den  Jura  hätte 
demnach   eine  Revision   des  eidg.  Forstges.  vorauszugehen.    Sofern   die 


*)  Vgl.  No.  aao. 

»)  Vgl.  oben  III  S.  120. 
IV  11 
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liligten  Kantone  beim  BR  um  die  RevisioD  des  Forstpolizeiges. 
ommen  werden,  ist  derselbe  bereit,  die  forstlichen  Verbältnisse  des 
a  darch  das  eidg.  Oberforstinspektorat  untersuchen  za  lassen. 

B  1885  II  357. 

Die  Komm,  des  KR  zur  Prüfung  der  Geschäftsführung  des  Bß 
Jahre  1885  drückte  hierauf  in  ihrem  Ber.  vom   19.  Mai  1886 

Wunsch  aus:  der  BR  möchte  über  diese  von  den  genannten 
itonen  angeregte  Frage  eine  Enquete  erheben,  und  die  gleichen 
.  wiederholteil  daher  den  8.  Okt.  1886  ihr  Begehren;  ausserdem 
Ite  den  15,  Okt.  1887  der  eidg.  Forstverein  beim  BR  das  Ge- 
i:  es  möchte  das  BGes.  vom  24.  März  1876  in  Zukunft  auf 
ganze  Schweiz  ausgedehnt  werden,  event.  der  BR  sei  ersucht, 
it  nur  den  Schutzwal  düngen  im  Hochgebirge  vermehrte  üntet- 
zung  angedeihen  zu  lassen,  sondern  auch  in  der  übrigen  Schweiz, 
tnders  im  Jura  die  Ausscheidung,  Gründung  und  Sicherung  von 
utzwalduugen  wirksam  zu  Subventioniren. 

Im  Auftrage  des  BR  untersuchte  alsdaau  das  eidg.  OberForst- 
lektorat  die  forstlichen  Verhältnisse  des  Schweiz.  Hügellandes  und 
«sondere  diejenigen  des  Jura.    Im  Mai  des  Jahres  1888  erslat- 

dKsselbe  (Coaz)  dem  BR  Ber.  über  die  Frage:  ob  die  eidg. 
iraufsicht  übei'  die  Forstpolizei  im  Hochgebirge  auch  auf  deo 
i  resp,  auf  die  ganze  Schweiz  ausgedehnt  werden  soll  (vgl.  B 
3  HI  305—341).  Hierauf  gestützt  legte  der  BR  mit  Botscli. 
I  1.  Juni  1888  der  BVers.  den  Entw.  eines  BBeschl.  vor  betr. 
abfolgung  von  BBeiträgen  zu  forstlichen  Zwecken  an  Kantone, 
:he  ganz  oder  teilweise  ausser  dem  eidg.  Forstgebiete  li^en. 

Art.  1  des  Entwurfes  lautete: 

Art.  1.  Die  im  BGes.  betr.  die  eidg.  OberaufBicht  über  die 
Forstpolizei  im  Hochgebirge  vom  24.  Mira  1876,  unter  Ziff.  W 
Art.  23  bis  25,  für  Forätzwecke  vorgesehenen  BBeiträge  könneD 
auch  an  Kantone,  resp.  Kantonsteile,  welche  ausser  dem  eidg.  Forst- 
gebiete liegen,  verablblgt  werden,  sofern  die  betr.  Kantone  die  im 
angeführten  Gea.  festgesetzten  Verpflichtungen  für  den  ganzen  Kan- 
ton oder  einen  genau  begrenzten  Kantonsteil  dauernd  tibernehmen- 

Die  BVers.  genehmigte  den  Antrag  des  BR  nicht.  Der  Nlt 
varf  den  Entw.  den  11.  Dez.  1889,  und  der  StR  wies  den  15.  Dez, 
Angelegenheit  an  den  Bit  zuiiick  mit  der  Einladung,  zu  geeig- 
r  Zeit  eine  bezügliche  Vorlage  den  eidg.  Räten  wieder  einzu- 
gen.  Hievon  nahm  der  NR  den  20.  Dez.  1889  Vorroerk  zu 
:okoll  unter  Mitteilung  des  Sachverhaltes  an  den  BR. 
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Seinen  Antrag  hatte  der  BR  in  der  genannten  Botsch.  vom 
I.  Juni  1888  in  folgender  Weise  begründet: 

Sowol  das  Gesnch  der  Kantone  Bern,  Solothnrn  und  Baselland 
um  BHilfe  zu  Aufforstungen,  event.  Erweiterung  des  eidg.  Forstgebietes 
auf  den  Jura,  als  auch  dasjenige  des  Schweiz.  Forstyereins  um  Aus- 
dehnung der  forstpolizeilichen  Oberaufsicht  des  Bundes,  event.  um  Sub- 
ventionirung  der  Ausscheidung,  Gründung  und  Sicherung  von  Schutz- 
waldungen über  die  ganze  Schweiz  ist  vom  forstwirtschaftlichen  Stand- 
punkte wol  begründet,  und  das  Ltaudeswol  im  allgemeinen  kann  durch 
eine  derartige  Massnahme  wesentlich  gefördert  werden. 

Sorgfältige  Erhaltung,  beziehungsw.  Vermehrung  der  Waldungen, 
gute  Pflege  und  wirksamer  Schutz  derselben  sind  allerdings  im  Hoch- 
gebirge am  notwendigsten ,  sie  können  aber  auch  im  Jura  und  in  den 
Vorbergen,  ja  selbst  im  Hügelland  und  in  der  Ebene  —  ganz  abge- 
sehen von  den  Rücksichten  der  Steigerung  des  Material-  und  Geld- 
ertrages —  nicht  entbehrt  werden.  Infolge  ungewöhnlicher  Witterungs- 
verhältnisse  sind  vielerorts  grössere  Schädigungen  eingetreten  als  früher, 
und  denselben  kann  in  ausgiebiger  Weise  wesentlich  nur  durch  Ver- 
banungen,  Aufforstungen  und  Büdung  von  Schutzwaldungen  begegnet 
werden.  Dafür  sind  aber  Mittel  erforderlich,  für  welche  die  Kräfte  der 
beteiUgten  Privaten,  Gemeinden  und  Kantone  nicht  ausreichen.  Un- 
zweifelhaft würden  Verbauungen  und  Aufforstungen  ausserhalb  des  eidg. 
Forstgebietes  in  grösserer  Ausdehnung  und  sorgfältiger  ausgeführt, 
wenn  der  Bund  einen  Teil  der  Kosten  tragen  würde. 

Eine  solche  Bünterstützung  ist  übrigens  nur  die  notwendige  Kon- 
sequenz des  im  BGes.  über  die  Wasserbaupolizei  im  Hochgebirge  nieder- 
gelegten Grundsatzes,  dass  die  in  jenem  Ges.  vorgesehenen  BBeiträge 
nicht  nur  den  Schutzbauten  an  den  Wildwassern  im  Hochgebirge,  son- 
dern auch  denjenigen  an  den  Gewässern  der  Schweiz  überhaupt  zu  teil 
werden,  sofern  ungefähr  die  nämlichen  Verhältnisse  sich  geltend  machen, 
wie  bei  jenen. 

Es  kann  nun  entweder  eine  Ausdehnung  des  BGes.  über  das  Forst- 
wesen auf  diejenigen  Kantone,  resp.  Teile  von  solchen,  welche  ausser 
dem  bisherigen  eidg.  Forstgebiete  liegen ,  d.  h.  auf  die  ganze  Schweiz 
erfolgen,  oder  aber  es  kann  eine  Verabfolgung  der  in  jenem  Ges.  vor- 
gesehenen BBeiträge  an  Kantone  ausserhalb  des  eidg.  Forstgebietes, 
sofern  dieselben  die  im  BGes.  festgesetzten  Verpflichtungen  übernehmen, 
festgesetzt  werden. 

Wollte  man  den  erstem  Weg  betreten,  so  müsste  vorerst  der  Art.  24 
der  BV  revidirt  werden,  da  nach  dessen  Woi-tlaut  dem  Bunde  das 
Recht  der  Oberaufsicht  über  die  Wasserbau-  und  Porstpolizei  nur  im 
Hochgebirge  zusteht.  Sodann  müsste  eine  Revision  des  BGes.  über  die 
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polizei  i^elbst  folgen,  nm  dasselbe  den  mannigfachen  Verliält- 
aosserhalb  des  Hochgebirges  liegenden  Kantone  anzupasseo. 
ähen  davon,  daas  eine  ßevisioQ  der  BVerf.  nur  ans  diesem 
lit  für  angezeigt,  ja  geradezu  für  inopportnn  erachtet  werdeii 
der  BB  anch  aus  materiellen  Qi-Onden  eine  zwangsweise  Ans- 
s  eidg,  Forstge^ietes  aaf  die  gesamte  Schweiz  oder  anch  dut 
dra  und  damit  eine  allseitige  Anwendung  der  beztlglicben 
timmungen  nicht  für  geboten  and  zieht  es  vor,  durch  eio 
Stadium  eine  einheitliche   forstliche  Gesetzgebung  auf  gi^eig- 

vorzubereiten. 
ann  auf  dem  zweiten  oben  bezeichneten  Wege  geschehen. 

dies  ein  analoges  Vorgeben,  wie  das  in  Art.  1  des  BGes. 
VaBserbaapolizei  im  Hochgebirge  vom  22.  Juni  1877  enthal- 
lürffe  den  heute  vorherrschenden  Anschauungen  auf  dem 
r  BGesetzgebung  entsprechen.  BemgemSs  würde  sich  die 
)beraufsicht   des    Bundes   und   die  Verabfolgung   von    BBei- 

Forstzwecke  nur  auf  diejenigen  Kantone,  resp.  Kantonsteile 

eidg.  Fontgebiet  erstrecken,  die  sich  den  Bedingungen  de~ 
1  eidg.  Forstgesetzes  unterziehen  und  sich  hierüber  mit  dem 
ivemehmen  gesetzt  haben. 

wird  zugleich  der  Unbilligkeit  vorgebeugt,  welche  entstehen 
nn  Kantone  ausserhalb  des  eidg.  Forstgebietes  BBeiträge  für 
und  Sicherung  von  Schutz  Waldungen  erhielten,  ohne  dass 
ie  nämlichen  Verpflichtungen  übernehmen  würden,  wie  solche 
len  des  eidg.  Foratgebietes  durch  das  BGes.  über  das  Foi'st- 
riegt  wurden. 
.  sich  auf  diesem  fakultativen  Wege  einmal  eine  Anzahl  jetzt 

eidg.  Forstgebiete  liegender  Kantone  demselben  angeschlossen. 
tun  die  Revision  der  BV  zum  Zwecke  einer  einheitlichen 
ung  in  Forstsachen  mit  um  so  sicherer  Aussicht  auf  Eilolg 
id  genommen  werden. 

B  1886  II  483,  1888  III  297,  1890  I  753. 

la.    Zu  Art.  16,  Abs.  1  des  BGes.  vom  24.  März  1876: 

de  Staats-,    Gemeinde-   und   Korporatious Waldungen    sind  /u 

essen,  ihr  Betrieb  zu  regeln  und  für    dieselben  Wirtächaft-- 

:  einzufuhren, 

R  den  27.  Jan.  1Ö91  auf  Anfrage  der  Reg.  des  Kts.  Grau- 

Igende  Interpretation ,  welcher  grundsätzlicher  Wert  bei- 

t: 

mitgeteilte   Vorschrift  in  Art.  16,  Abs.  1  wonach   «ihr 

lungen)  Betrieb  zu  regeln  b  sei ,  betrifft  in  dem  Zusam- 
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menbang,  in  welchem  sie  mit  den  übrigen  Bestimmungen  des  glei- 
chen Artikels  steht,  solche  Arbeiten,  die  den  Entwurf  von  Wirt- 
schaftsplänen einleiten,  und  somit  solche  der  Forsteinrichtung. 

Die  Frage  über  Regelung  der  Holzabgaben  aus  Gemeindewal- 
(luDgen  aber  beschlägt  die  Waldwirtschaft,  die  Waldbenutzung  und 
den  Forstschutz  zugleich  und  somit  die  Durchführung  der  im  cit. 
Art.  16  vorgeschriebenen  Wirtschaftspläne ,  ferner  die  Einhaltung 
des  nach  demselben  Artikel,  Abs.  2  festzusetzenden  nachhaltigen 
Ertrages  und  endlich  den  Vollzug  der  wirtschaftlichen  und  Sicher- 
heitsmassnahmen  in  Schutzwaldungen,  welche  anzuordnen  die  Kan- 
tone, laut  Art.  19  des  BGes.,  verpflichtet  sind. 

Auf  die  letzterwähnten  Vorschriften  gestützt,  erklärt  der  BR  die 
Holzabgaben  aus  Gemeindewaldungen  und  auch  aus  grösseren  Kor- 
porationswaldungen nach  der  in  den  meisten  Gemeinden  und  Kor- 
porationen Graubündens  bisher  geübten  Weise  a  auf  dem  Stocke » 
grundsätzlich  als  unstatthaft,  d.  h.  es  hat  der  Holzschlag ,  die 
Aufarbeitung  des  Holzes  und,  wo  nötig,  auch  der  Holztransport  bis 
an  die  Abfuhrwege  auf  eine  wirtschaftliche,  den  Wald  möglichst 
schonende  Weise  unter  forstamtlicher  Leitung  und  Aufsicht  statt- 
zutinden. 

Das  geschlagene  Holz  ist  auf  seinen  kubischen  Inhalt  zu  messen. 

Die  betr.  Exekutivbehörde  hat  das  nähere  hierüber  anzuordnen. 

Die  daherigen  Vorschriften  sind  in  die  (definitiven  oder  pro- 
visorischen) TVirtschaftspläne  oder  in  die  Waldordnungen  aufzu- 
nehmen. B  1891 1  272,  1892  II  95.  Vgl.  No.  563* 
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eilicbe  DlassrcKt^ln  ^eseii  Viehseoclien. ') 

(9;  vgl.  BV  1848,  Art.  59,  A.  S.  I  20,  n.  F.  I  21;  Wolf  I,  9,  2(1. 
riliche  Massregeln  gegen  Tiehseuchen  vom  ?.  Febr.  1872,  uod 
19.  Juli  1873  betr.  Zuaatzbeat.  zum  BG  «ber  polizeiliebe  Ha»- 
?eii  Viehseuchen,  A.  S.  X  1029,  XI  211,  Wolf  1747,  752.  BoUch. 
Sntw,  des  BE  vom  9.  Dez.  1870  und  vom  19.  Juli  1873,  B  1870 
1873  m  .'.25.  —  BG  vom  1.  Juli  1880  betr.  eine  Äendening  des 
polizeiliche  Maseregeln  gegen  Viehseuchen,  A.  S.  n.  F.  IX  274, 
iS,  Botsch.  und  Gea-Entw.  dea  BR  vom  28.  Mai  1886.  B  1836 11 
Dtk-Verord.  des  BR  Tom  14.  Okt.  1887  lu  diesen  BG.  A.  8.  a. 

Wolf  I  751^,  eine  Reihe  älterer  Vo  Hz -Bestimmungen  wurden 
^86  Verord.  ausser  Kraft  gesetzt,  vgl.  Ärf.  104  der  Verord. 
:s  BR  vom  15.  Dez.  1892  betr.  die  Aufnahme  der  Schweineseuche 

als   gemeingei^hrlich   erkannten    ansteckenden    Krankheiten, 
f.  2  S.   III   192;    B    18Ü3   1  671.  —   Instruktion   des  BR  für  die 
Irzte  vom  24.  Dez.  1886,  A.  S.  n.  F.  IX  365,  Wolf  i  770. 
1.  JuU  1886:  Der  BR  wird  eingeladen,  das  BG  vom  8.  Febr.  187-2 
chat  einer  durchgreifenden  Revision  au  unterwerfen,  Postl-Sljr. 

Die  Ausführung  der  Beatimmungeii  des  eidg,  Vieh- 
zes  ist  Sache  der  KantoDe,  und  die  BBehörde  hat  nur 
;  einzuschreiten,  wo  ungenaue  oder  unzulässige  Voll- 

BGes.  zur  Anzeige  gebracht  wird,  oder  wo  es  sich 
In  handelt,  die  sich  über  das  Gebiet  mehrerer  Kantone 
1er  die  gegen  das  Ausland  gerichtet  sind. 

Bit  im  B  I8«4  II  184.   Vgl.  No,  1440,  UM. 

Nach  Art.  2,  Abs.  1  des  BGes.  vom  8.  Febr.  1872 
;  der  Vollz- Verord.  vom 'U.  Okt.  1887  ist  die  Einlei- 
irchfiihrung  des  Strafverfahrens  wegen  Zumderhand- 
I  die  Viehseuchenpolizei  ausschliesitch  Sache  der  kant. 
ie  denn  auch  dem  BR  zu  diesem  Zwecke  keine  Organe 
lg  stehen.  Das  von  der  zuständigen  kant.  Behörde 
ue  Bussenerkenntnis  wegen  Uebertretung  von  vieh- 
lilichen  Vorschriften  und  Einschleppung  der  Maul>  und 
)  muss  in  allen   denjenigen    Fällen   als  rechtskräftig 

0.  567.  .'68,  1155.  1156. 

B,  das  vom  BB  gegenüber  Appenzell  i.  Rh.  erlassene  Verl'ot 
r  im  Jahre  1892,  B  1893  I  670. 
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erachtet  werden,  wo  demselben  nicht  eine  unrichtige  Interpretation 
der  BGes.  oder  der  Verord.  zu  Grunde  liegt. 

BB  den  31.  März  1891  wegen  Inkompetenz  auf  die  Beschwerde  des  H. 
Dedem  gegen  ein  Bussenerkenntnis  des  Graubündner  Kleinen  Rates  vom 
5.  Nov.  1890  nicht  eintretend,  von  der  BVers.  bestätigt  den  12.,  20.  Juni 
1891,  B  1891  I  933;  üebers.  Verh.  d.  BVers.  Juni  1891,  No.  46. 

1441.  Die  Ausführung  der  durch  das  BGes.  vom  8.  Febr.  1872 
festgestellten  Vorschriften  ist  gemäs  Art.  2  des  Ges.  Sache  der 
Kantone.  Der  BR  dagegen  überwacht  die  richtige  und  gleich- 
massige  Vollziehung  des  Ges.  und  trifft  in  den  Fällen,  wo  sich  die 
Sicherheitsmassregeln  über  das  Gebiet  mehrerer  Kantone  zu  er- 
strecken haben,  die  zur  Sicherung  des  notwendigen  Zusammen- 
wirkens erforderlichen  Anordnungen.  Behufs  Durchführung  seiner 
Aufgabe  ist  der  BR  endlich  ermächtigt,  Kommissäre  aufzustellen 
und  dieselben  mit  amtlichen  Befugnissen  auszurüsten. 

Die  Erfahrung  hat  nun  gezeigt,  dass  die  Vollziehung  des  BGes. 
oft  eine  sehr  ungenügende  ist,  namentlich  dass  die  Untersuchung 
der  Tiere  bei  der  Einfuhr  an  der  Grenze  eine  genauere  und  sach- 
geraässere  sein  muss,  sollen  die  Gefahren  der  Einschleppung  von 
Tierseuchen  verhindert  oder  doch  auf  ein  Minimum  reduzirt  werden. 
Der  BR  erachtete  es  daher  für  notwendig,  dass  jedes  Tier  beim  Ein- 
tritt in  die  Schweiz  von  einem  patentirten,  gewissenhaften  und  er- 
fahrenen Tierarzt  untersucht  und  jedes  seucheverdächtige  Stück  un- 
nachsichtlich  zurückgewiesen  wird.  Eine  solche  Grenzuntersuchung 
muss  aber  möglichst  gleichmässig  und,  um  den  Verkehr  nicht  un- 
nötig zu  belasten,  mit  möglichst  einheitlichen  und  billigen  Taxen 
durchgeführt  werden.  Sie  kann  somit  nicht  den  Kantonen  zuge- 
mutet werden,  indem  einige  Kantone  dadurch  zu  sehr  belastet  und 
ihnen  zu  grosse  Opfer  Überbunden,  während  andere  mit  wenigen 
aber  verkehrsreichen  Einfuhrstellen  daraus  unverdienten  Gewinn 
ziehen  würden. 

Von  diesen  Erwägungen  ausgehend  legte  der  BR  mit  Botsch. 
vom  28.  Mai  1886  der  BVers.  einen  Ges-Entw.  betr.  eine  Aenderung 
des  BGes.  vom  8.  Februar  1872  (insbes.  dessen  Art.  2  und  7) 
vor.  Dieser  Entwurf  zieht  die  Grenzuntersuchung  des  Viehes  in 
den  Pfiichtenkreis  des  Bundes,  der  das  ganze  Land  zu  schützen 
hat,  und  überträgt  die  Untersuchung  «patentirten»,  vom  BR  zu  er- 
nennenden «  Tierärzten  »,  deren  Stellung  nicht  diejenige  eigentlicher 
BBeamten  mit  fixer  Anstellung,  sondern  diejenige  speziell  für  den 
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Grenzdienst   berufener   Experten   ist,   die  jeweilen  nach  erfüllter 
Pflicht  wieder  ihren  Berufsgeschäften  obliegen. 

Mit  einigen  Aenderungen  *)  ist  der  Entw.  des  BR  als  BGes. 
vom  1.  Juli  1886  von  der  BVers.  angenommen  worden  und  trat  auf 
den  1.  Januar  1887  in  Kraft.  B  1886  II  515. 


1442.  Den  11.  Jan.  1880  ordnete  die  Standeskommission 
|;                       von  Appenzell  i.  Rh.  gegen  Appenzell  a.  Rh.  und  gegen  St.  Gallen 

ein  Vieheinfuhrverbot  an.  Da  jedoch  in  beiden  betrofienen  Kantonen 
sowol  sämtliche  an  der  Lungenseuche  erkrankten  Tiere,  als  auch 
diejenigen,  welche  mit  den  erkrankten  Tieren  im  gleichen  Stalle  ge- 

y  standen,  abgeschlachtet  worden  waren  und  über  die  Gemeinden,  in 

denen  Seuchenfälle  vorgekommen  waren,  von  den  betr.  Reg.  Vieh- 
sperre verhängt  worden  war  und  sich  im  fernem  ein  Fall,  auf  den 
sich  die  Schlussnahme  der  Reg.  von  Appenzell  i.  Rh.  stützte,  gar 

^:  nicht  als  Lungenseuche  erwies,  versagte  der  BR  in  Anwendung  des 

Art.  15  des  BGes.  vom  8.  Febr.  1872  dem  Verbote  die  Genehmigung. 

B  1880  II  134,  1881  II  38. 

1443.  Als  im  Aug.  1881  der  St.  Galler  Reg-Rat  gegen  Grau- 
k  bünden  Viehsperre  verhängen  wollte,  versagte  der  BR  der  Mass- 
^  regel  die  Genehmigung,  weil  Erschwerungen  des  interkantonalen 
^  Verkehrs  nur  in  den  allerdringlichsten  Fällen  gestattet  werden 
^\.  dürfen  und  von  der  Maul-  und  Klauenseuche,  deren  Verlauf  in  der 
^  Regel  ein  gutartiger  ist,  nicht  behauptet  werden  kann,  dass  sie 
?  solche  ausnahmsweise  Massregeln  rechtfertige.  Ueberdies  war  von  den 

graubündnerischen  Behörden  alles   getan  worden,  um  eine  Weiter- 
^  Verbreitung  der  Seuche  zu  verhindern.    Bald  nach  dem  Ausbruch 

^*f  der  Seuche  wurde  die  Ausfuhr  von  Klauenvieh   aus  den  infizirten 

^  Bezirken  des   gänzlichen  verboten,   so   dass  jede  Gefahr   der  Ein- 

6  schleppung  der  Seuche  in  den  Kt.  St.  Gallen  als  beseitigt  erschien. 

I  B  1882  II  162;  vgl.  Kreisschr.  des  BR.  vom  12.  Juni  1885,  worin  der  BR 

^  betont,  daÄs  nach  seiner  Ansicht  eine  Beschränkung  des  interkantonalen 

!^;  .  Verkehrs  beim  Auftreten  der  Maul-  und  Klauenseuche  nicht  im  Einklang 

^*^  steht  mit  den  Bestimmungen  des  BRechts:  er  verweist  die  Kantone  auf 

5j* .  Art.  26—28  des  BGes.  vom  8.  Febr.  1872  und  auf  die  Bestimmungen  der 

r'r  Vollz.-Verord.  zum  BGes.  B  18a5  III  376,  1886  I  338- 


^i^  *)  Vgl.  Entw.-Art. :    Der  BR  bezeichnet  und  entschädigt  eine  genügende 

^.'  Anzahl  patentirter  Tierärzte  ;   Ges.  Art.  2 :    Zur  Vornahme  dieser  Untersuch- 

^  ung  bezeichnet  der  BR  nach  Einvernahme   der   betreffenden  EReg.  eine  ge- 

-  nügende   Anzahl   Einfuhrstationen  nebst  der   erforderlichen    Zahl  pat«ntirter 

^ :  Tierarzt«. 


I 
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1444.  In  Anwendung  von  Art.  33  der  Vollz-Verord.  zui 
Viehseuchengesetz  hat  der  Reg-Rat  des  Kts.  Schwyz  den  11.  Sep 
IS89  mit  Rücksicht  auf  den  Stand  der  Mäul-  und  Klauenseuche  i 
St.  Gallen  yerordnet,  daas  alle  Tiere  des  Rindvieh-,  Ziegen-,  Scha 
und  Schweinegeschlechtes ,  welche  aus  dem  Et.  St.  Gallen  direl 
oder  indirekt  auf  Umwegen  in  den  Kt.  Schwyz  eingeführt  werdet 
eine  Quarantäne  von  zehn  Tagen  zu  bestehen  haben. 

Gegen  diese  Verfügung  beschwerte  sich  der  Reg-Rat  des  Kt 
St.  Gallen  zunächst  beim  Schweiz.  Industrie-  und  Landwirthschaftsdep 
und  als  dieses  die  Verfügung  des  Kts.  Schwyz  gut  hiess,  den  2 
Sept.  1889  beim  BR.  Aach  der  BR  wies  den  11.  Okt.  1889  d 
Heschwerde  als  unbegründet  ab  und  zwar  mit  folgender  Begriindunf 

Es  kann  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  dass  der  Zweck  d( 
Art.  33  dahin  geht,  den  Kantonen  ein  Mittel  an  die  Hand  zu  gebei 
um  unter  möglichster  Schonung  der  Verkehrsinteressen  sich  gege 
.Seuchenverschleppungen  aus  benachbarten  Kantonen  und  selbst  ai 
ilem  Auslande  zu  schützen.  Die  Vorbedingungen,  welche  ootwendi 
erscheineu,  um  berechtigterweise  die  UestimmuDgen  des  Art.  33  zi 
Anwendung  bringen  zu  können,  sind  im  vorliegenden  Falle  vorbände 
Der  Kt.  St.  Gallen  war  zur  Zeit  des  schwyzerischen  Erlasse 
und  ist  es  noch  gegenwärtig  in  hohem  Grade  verseucht,  und  dj 
Handelsbedingungen  zwischen  den  Kantonen  St.  Galten  und  Schwj 
sind  in  der  Tat  derartige,  dass  die  Gefahr  der  Seuchenverschleppun 
sehr  nahe  liegt.  B  im>  IV  272.  1890  l  n 

1443.  Die  Gesellschaft  Schweiz.  Landwirte  in  Zürich  und  dl 
Ökonomische  Gesellschaft  des  Kantons  Bern,  in  Erwägung,  das 
durch  den  Viehverkehr  mit  Oesterreich-Ungarn  der  Schweiz  zui 
fiftern ,  durch  Einschleppen  von  Viehseuchen ,  grosser  Schaden  ei 
wachsen  ist  und  die  gleiche  Gefahr  auch  für  die  Zukunft  in  ei 
höhtem  Masse  vorhanden  sein  dürfte,  ersuchten  den  BR  in  eint 
Eingabe  vom  13.  April  1889  unter  anderm: 

1.  Die  polizeilieben  Massr^eln   gegen  die   Einscbleppung  vc 
von  Viehseuchen  an  der  österreichischen  Grenze  zu  verschärfen, 

2.  Das  Vieh  österreichisch -ungarisch  er  Herkunft  an  der  Gren; 
üner  zehntägigen  Quarantäne  zu  unterwerfen. 

Das  Schweiz.  Landwirtschaftsdep.  beantwortete  dieses  Gesuc 
mit  folgendem  Antwortschreiben : 

Wfts  den  ersten  Punkt,  die  Verschärfung  der  sanitätspolizeilicht 
Maasregeln  an  der  Grenze,  batrifit,  so  rnttssen  wir  daran  erinnern,  da 
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I  in  viehsanitatspolizeilicber  Beziehung  nur  die  Greuitierärzte  und 
^Uig  abzuordnende  eidg.  Viehseuchen kommissäre   als   eigene  Organe 

Verfügung  stehen.  Die  Durchführung  der  Viehseuchenpolizei  mit 
suahme  der  grenztierKrztlicben  Untersuchung  ist  ausschlieslich  Sache 
'  Eantone. 

Nach  jeder  einigermassen  bestätigten  Seuche neingchleppnng  haben 
:  eine  Untersuchung  eröffnet,    welche  noch   in  keinem  einzigen  Falle 

Verschulden  der  eidg.  Tierärzte  ergab. 

Wir  haben  auch  stetefort  eindringlich  die  KBeg.  ermahnt,  die 
rschriften  der  eidg.  Ges.  und  Verord.  über  die  Viebseuchenpolizei  7.ut 
sftlhrung  zn  bringen. 

Wir  sind  _  auch  überzeugt ,  dass  das  BGes,  und  die  bezügliebe 
llz-Verord.  vom  14.  Okt.  1887  TollstÄndig  und  in  jedem  Falle  ge- 
jen,  um  die  Verbreitung  von  Viehseuchen  in  unserm  Lande  zn  ver- 
dern.  Den  Beweis  fUr  diese  Ansicht  finden  wir  darin,  dass  in  den- 
igen  Kantonen ,  welche  die  Senchenpolizei  energisch  handbalKn. 
icheneinbrüche  sofort  erstickt  werden  und  die  ansteckenden  Krank- 
ten sich  nie  über  ganze  Gegenden  verbreiten. 

Leider  ist  aber  die  Handhabung  der  Viebseuchenpolizei  in  mehreren 
ntonen,  und  zwar  gerade  in  solchen,  welche  der  Gefahr  am  meisten 
igesetzt  sind,  eine  sehr  ungenügende. 

Das  eidg.  Dep.  kann  nur  dafür  sorgen,  dasa  die  eingeführten  Tiere 
der  Grenze  sorgfältig  untersucht  und  den  Besitzern  regelmässige  Passir' 
eine  ausgestellt  werden.  Alles  übrige  ist  Sache  der  Kantone,  und 
wäre  sehr  zu  wünschen,  wenn  die  landwirtschaftlichen  Vereine  auch 
der  Ostachweiz  auf  eine  ebenso  energische  Handhabung  der  Vieh- 
chenpolizei dringen  wUrden,  wie  dies  in  den  meisten  Kantonen  der 
aanischen  Schweiz  zum  Wole  der  Landwirtschaft  der  Fall  ist. 

Die  Verh&ngung  der  QuarantHne  an  der  Grenze  ist  schon  öfter; 
d  zu  verschiedenen  Zeiten    in    Erwägung   gezogen    und    auch    gegen 

aus  Frankreich  kommenden  Schweine  seiner  Zeit  angewendet  worden, 
ntliche  Erfahrungen  lassen  eine  solche  Massregel  als  n  uz  weck* 
ssig,  als  unausführbar  und  vom  Viehseuchen  polizeilichen  Standpunkt 
I  sogar   als  schädlich  erscheinen. 

Wenn  man  bedenkt,  dass  monatlich  circa  2800  Stück  Gross-  mid 
iinvieh  über  die  österreichische  Grenze  in  unser  Land  treten,  wird 
n  zugeben  müssen,  dass  es  nahezu  nnmilglich  wäre,  fiir  eine  so  grot-se 
zahl  Vieh  die  nötigen  Quarantäne  stall  an  gen  zu  beschaffen,  und  wenn 
ih  diese  Frage  noch  befriedigend  gelöst  werden  könnte,  so  haben 
;h  die  Erfahrungen  mit  der  Quarantäne  der  Schweine  gezeigt,  dass 
unmöglich  ist,  die  Verwaltung  der  Quarantäne  lokal  itftten  so  ein- 
ichten ,   dass  Auswechslung  der  Tiere  vollständig  verhindert  werden 
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kann.  Damit  entsteht  die  Gefahr,  dass  Vieh  in  den  Handel  gelangt, 
welches  angeblich  die  Quarantäne  durchgemacht  hat  und  deswegen, 
weil  ohne  fernere  Eontrole,  im  stände   ist,  weite  Kreise  zu  verseuchen. 

Bricht  einmal  die  Seuche  in  einem  Quarantänelokal  aus,  so  ist  es 
ungemein  schwer  zu  verhindern,  dass  aus  demselben  nicht  ein  be- 
ständiger Seuchenherd  wird.  Sind  die  Quarantäneställe  einmal  ange- 
ftillt,  so  müsste  fernerer  Zuzug  zurückgewiesen  werden.  Diese  Massregel 
würde  den  Viehverkehr  viel  stärker  schädigen,  als  ein  einfaches  Ein- 
fuhrverbot in  Seuchezeiten.  Zur  Zeit  gibt  es  kein  Land  mehr,  welches 
diese  Art  der  Quarantäne  anwendet;  jeder  Versuch  hat  noch  stets  ge- 
zeigt, dass  dies  unmöglich  ist. 

ß  1889  III  84,  1890  I  744.   Vgl.  femer  B  1893  I  671. 

1446. '  Im  Januar  1876  verfügte  die  Sanitätsbehörde  von  Basel 
die  Tötung  dreier  an  Roz  erkrankter  Pferde  eines  Droschkenhalters; 
in  der  Folge  stand  noch  ein  Pferd  an  der  nämlichen  Krankheit  um, 
und  es  mussten  darauf  zwei  weitere  Pferde  wegen  Erkrankung 
an  Roz  abgetan  werden.  Unter  Berufung  auf  Art.  17  und  18  des 
BGes.  vom  8.  Febr.  1872  verlangte  der  Eigentümer  eine  angemes- 
sene Entschädigung  für  die  getöteten  Tiere.  Das  BGer.  wies  die 
Entschädigungsklage  wegen  Inkompetenz  ab,  BGer-Entsch.  1 878  IV 
S.  464;  die  Reg.  von  Basel  und  das  eidg.  Dep.  des  Innern  wiesen 
das  Gesuch  um  Gewährung  einer  Entschädigung  ab,  ebenso  wies 
der  BR  im  Jahre  1879  die  Beschwerde  gegen  den  Entscheid  des 
eidg.  Dep.  als  unbegründet  ab,  in  Erwägung: 

1.  In  Hinsicht  auf  die  Frage  des  öffentlichen  Rechtes,  ob  in 
dem  Falle,  wo  Tiere,  die  ohnehin  sicher  dem  Tode  verfallen  sind, 
auf  Befehl  der  Behörden  zur  Verhütung  der  Ausbreitung  einer  Seuche 
abgeschlachtet  werden,  den  Eigentümern  eine  Entschädigung  zuge- 
sprochen werden  müsse,  zieht  der  Art.  17  des  BGes.  vom  8.  Febr. 
1872  selbst,  unter  Aufstellung  des  Prinzips  der  Entschädigung,  die 
Grenze,  innerhalb  welcher  eine  solche  Entschädigung  ausbezahlt 
werden  soll.  Die  Entschädigung  soll  nämlich  angemessen  sein  dem 
Schaden,  welcher  den  Besitzern  nachweisbar  zugefügt  wird. 

Nun  kann  sich  dieser  Schaden  nur  auf  den  durch  die  ange- 
ordneten Massregeln,  nicht  aber  auch  auf  den  durch  die  Krankheit 
selbst  verursachten  Nachteil  erstrecken. 

2.  Es  fragt  sich  daher,  ob  die  Abschlachtung  von  Pferden, 
welche  vom  Roz  befallen  sind,  den  Eigentümern  einen  wirklichen 
Schaden   bringt.    Nach   den  tierärztlichen   Gutachten  endet  diese 
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;henknuikheit  für  alle  davon  ergriffenen  Tiere  mit  dem  Tod. 

unverzügliche  Abtun  derselben  ist  das  einzige  Mittel  zur  Ver- 
erung  der  Ausbreitung  der  Krankheit.  Die  Besitzer  erleiden 
■r  durch  diese  amtliche  Handlung  keinen  wirklichen  Schaden, 
ler  dem,  dass  sie  während  längerer  oder  kürzerer  Zeit  von  den 
isten  der  Pferde  keinen  Gebrauch  machen  können,  einen  Gebrauch, 
übrigens  nur  mit  den  gröbsten  Gefahren  verbunden  sein  durfte. 
letracht  dessen  scheinen  die  Fr.  50  «Vertröstung»,  welche  die 

von  Baselstadt  für  je  ein  Pferd  zugesprochen  hat,  in  genügender 
se  den  durch  das  amtliche  Abschlachten  verursachten  Schaden 
lecken.  B  1880  il  Vii 

1447.  Im  Jahre  ISST  brach  im  Kt.  SchafThausen  die  Lungen- 
he  aus ;    man   nahm    die   Abachlachtung    sämtlicher    kranker 

verdächtiger  Tiere  vor.  Zur  Deckung  der  hieraus  für  den 
ton  erwachsenen  Unkosten  im  Betrage  von  Fr.  3058.07  reichte 
KReg.  beim  BR  ein  Gesuch  um  Bewilligung  eines  angemessenea 
rages  ein;  der  BR  konstatirte,  dass  die  genannte  Schadensumme 
t  als  ein  unverhällnismässig  grosses  Opfer  angesehen  werden 
le,  und  dass  daher  angesichts  des  Art.  20  des  BGes.  vom 
ebr.  1872  das  Gesuch  abgewiesen  werden  müsse.  Wenn  der 
trotzdem  einen  Beitrag  von  33'/a7o  bewilligte,  so  geschah  dies 
Rücksicht  auf  das  BGes.  vom  1.  Juli  188G,  durch  welches  die 
'rage  stehenden  Verhältnisse  eine  wesentliche  Umänderung  er- 
cn  haben. 

Art.  3  des  BGes.  vom  I.Juli  1886  sieht  nämlich  die  GründuEg 
s  Viehseuchen fonds  aus  dem  Ueberschuss  der  Erträgnisse  der 
ter  Grenze  erhobenen  Untersuchungsgebiihren  vor.  Der  Zweck 
es  Fonds  ist  naturgemüs  der,  die  Bekämpfung  ansteckender 
krankheiten  finanziell  zu  unterstützen.  Wie  es  nach  Massgabe 
neugeschaffenen  Verhältnisse  dem  Bunde  obliegt,  durch  grenz- 
irztliche  Untersuchung    des    zum    Import  gelangenden  Viehes 

Schweiz.  Viehstand  vor  jeder  Seucheninvasion  möglichst  zu 
itzen,  ist  ihm  u.  a.  die  Aufgabe  erwachsen,  seine  Unterstützang 
weiter  Linie  den  allfälligen  Seucheneinschleppungen  zumeist 
Sesetzten  Grenzkantonen  angedeihen  zu  lassen  und  dadnrcli 
elben  in  ihren  viehseuchenpolizeilicheo  Bestrebungen  zu  er- 
tern.  B  1889  I  '^- 
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1448.  Aus  Art.  20  des  BGes.  vom  8.  Febr.  1872  ergiebt  sich : 

1.  Der  Bund  giebt  einen  Beitrag  an  die  Kantone  nur  für  den- 
jenigen Schaden,  welchen  die  von  ihnen  gegen  die  Lungenseuche 
ergriffenen  Massregeln  bedingen. 

2.  Die  sanitätspolizeilichen  Kosten,  welche  bei  der  Durch- 
führung der  kant.  Massregeln  erwachsen,  kommen  hiebei  nur  in- 
direkt in  Berücksichtigung.    Sie  bleiben  zu  Lasten  der  Kantone. 

3.  Der  BBeitrag  ist  kein  fixirter,  sondern  er  richtet  sich  nach 
den  Verhältnissen.  Derselbe  kommt  den  Kantonen  zu  Hilfe,  wenn 
von  ihnen  unverhältnismässig  grosse  Opfer  gefordert  werden  infolge 
grösserer  Ausbreitung  der  Seuche  oder  aus  besondern  ausserordent- 
lichen Verhältnissen. 

4.  Nach  Art.  22,  Abs.  7  des  BGes.  ersetzt  der  Bund  den 
Kantonen  die  Entschädigungskosten,  welche  dieselben  bei  der  ge- 
meingefährlichsten Seuche,  der  Rinderpest,  leisten,  zur  Hälfte;  der 
BBeitrag  wird  daher  in  keinem  andern  Falle  diese  Quote  über- 
steigen dürfen. 

BR  in  der  Botsch.  an  die  BVers.  vom  18.  Juni  1875  betr.  die  Nachtrags- 
kredit« für  dieses  Jahr,  B  1875  III  383;  vgl.  B  1874  II  275,  1880  III  551, 
1881  n  39,  1884  IV  584,  1885  II  339,  1887  I  450  (Beiträge  an  St.  Gallen, 
Wallis,  Waadt,  Neuenbürg,  Genf,  Appenzell  a.  Rh.) 

1449.  Im  Jahre  1879  kam  auf  Einladung  des  Grossen  Rates 
der  Staatsrat  des  Ets.  Wallis  beim  BR  um  Bewilligung  eines  BBei- 
trages  an  die  Entschädigung  ein,  die  einigen  Viehbesitzern  in  Törbel 
(Bezirk  Visp)  gewährt  worden  war,  deren  Tiere  behufs  Verhütung 
weiterer  Ausbreitung  der  Lungenseuche  daselbst  haben  gekeult 
werden  müssen;  die  Summe  der  Entschädigung  belief  sich  auf 
Fr.  2250. 

Der  BR  trat  auf  das  Gesuch  nicht  ein,  in  Erwägung: 

Dass  nach  Art.  20  des  BGes.  vom  8.  Febr.  1872  der  Bund  an 
die  Kantone  für  den  Schaden,  welchen  Massregeln  gegen  die  Lungen - 
Seuche  bedingen,  einen  Beitrag  nur  dann  leistet,  wenn  von  denselben 
in  Folge  grösserer  Ausbreitung  der  Seuche  oder  besonderer  ausser- 
ordentlicher Verhältnisse  unverhältnismässig  grosse  Opfer  gefordert 
werden,  und  dass  demgemäs  bisher  auch  so  verfahren  wurde; 

dass  jene  Voraussetzung  im  vorliegenden  Falle  nicht  zutraf; 

dass  die  Aufstellung  eines  solcheü  Präzedenzfalles  Konsequen- 
zen nach  sich  ziehen  müsste,  die  offenbar  mit  dem  Sinn  und  dem 
Wortlaute  des  Gesetzes  nicht  im  Einklang  stünden,      b  1880  ll  133. 
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Zur  Bekämpfung  der  im  Jan.  1884  im  Kt.  Genf  ans- 
Lungenseuche  ergriff  der  Kanton  verschiedene  Mass- 
ilesamtbetrag  der  Kosten  zu  Lasten  des  Fiskus  belief 

11,000.  Der  Kanton  Genf  erbat  sich  eine  BSubvention 
es  Art.  20  des  BGes.  vom  8.  Febr.   1872. 
r  Schätzung  des  Experten  des  BR  wurden  aber  min- 
1000  zu  viel  verausgabt,  es  hätte  demnach  die  Leistung 

auf  Fr.  7000  reduzirt  werden  können.  Damit  würde 
aussetzung  des  Gesetzes  für  einen  BBeitrag  nicht  zu- 
len;  denn  bis  anbin  wurde  ein  BBeitrag  nicht  gewährt, 
iten  der  Massnahmen  gegen  die  Lungenseuche  blos  jene 
it  hatten. 

istoweniger  stellte  der  BR  bei  der  BVers.  den  Antrag, 
1  Genf  einen  Beitrag  von  einem  Drttteil  seiner 
etragenden  Auslagen  zu  gewähren,  und  zwar  aus  fol- 
idea: 

der  Kanton  die  im  BGes.  vom  8.  Febr.  1872  vorge- 
\tassnahmen  strengstens  durchgeführt  hat  und  es  ge- 
ler Ausbreitung  der  Seuche  Einhalt  zu  tun;  die  letztere 
I  andern  Stallungen  der  Gemeinde  oder  des  Kantons 

3S  im  Interesse  einer  genauen  Vollziehung  des  eidg. 
;esetzes  liegt,  dass  der  Bund  sich  bei  Entschädigungen 
'eigebig  zeige; 

lie  Konsequenzen  kaum  zu  befürchten  sind,  indem  der 
Iten  in  die  Lage  kommt,  an  die  Kosten  von  gegen  die 
der  Lungenseuche  getroffenen  Massnahmen  einen  Bei- 
en.  B  1884  IV  587. 

Im  Jahre  187S  wies  der  BR  die  Beschwerde  eines 
rarztes  als  unbegründet  ab.  Die  Beschwerde  war  gegen 
I.  des  Tessiner  Staatsrates  vom  4.  Juli  1877  betr.  die 
irsonals  für  die  Handhabung  der  Viehgesundheitspolizei 
irch  diesen  ßesebl.  war  der  Beschwerdeführer  der  Stelle 
istierarztes  enthoben  und  durch  einen  Italiener  ersetzt 
r  BR  zog  in  Erwägung: 

n  Fällen,  wo  das  BGes.  vom  8.  Febr.  1872,  Art  7  und 
les  BR  vom  3.  Okt.  1873,  A.  S.  XI  365,  von  einem  paten- 
iz.  Tierarzt  sprechen,  wird  nicht  gefordert,  dass  der- 
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selbe  ein  Schweizerbürger  sei;  es  kann  auch  ein  in  der  Schweiz 
uiedergelassener  Ausländer,  wenn  er  förmlich  als  Tierarzt  anerkannt 
ist,  mit  jenen  Funktionen  betraut  werden. 

2.  Die  Ausführung  der  Bestimmungen  des  BGes.  über  polizei- 
liche Massregeln  ist  Sache  der  Kantone.  Die  BBehörden  haben  hin- 
wieder die  Pflicht  und  das  Recht,  die  richtige  und  gleichmässige 
Vollziehung  der  Ges-Bestimmungen  zu  überwachen  und  erforder- 
liclien  Falls  die  nötigen  Anordnungen  zu  schaffen. ') 

Gleichzeitig  sah  sich  jedoch  der  BR  veranlasst,  den  Tessiner 
Staatsrat  auf  die  nach  verschiedenen  Richtungen  hin  mangelhafte 
Ausführung  des  BGes.  aufmerksam  zu  machen,  mit  der  Einladung, 
Abhilfe  zu  treffen.  B  1879  II  188. 


r 


^■ 
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li. 


1452.  Die  tierärztliche  Untersuchung  des  aus  dem  Gross- 
herzogtum  Baden  via  Koblenz  in  die  Schweiz  eintretenden  Viehes 
(§  16  der  Vollz-Verord.  vom  3-.  Okt.  1873)  wurde  von  einem  aar- 
gauischen Tierarzt  besorgt,  der  sein  wirkliches  Domizil  in  Thiengen 
(Baden)  hat  und  sich  von  dort  aus  blos  2—3  Stunden  täglich  zur 
Vornahme  der  Untersuchung  nach  Koblenz  begiebt,  zu  welchem 
Zweck  er  an  diesem  Ort  Niederlassung  genommen  hat.  Der  BR 
erklärte  im  Jahre  1878  eine  Beschwerde  hiegegen  für  begründet; 
denn  nach  dem  BGes.  vom  8.  Febr.  1872  und  der  Vollz-Verord.  zu 
demselben  ist  unter  einem  patentirten  Schweiz.  Tierarzt  nicht  blos 
ein  Schweizerbürger,  sondern  ein  in  der  Schweiz  niedergelassener 
Tierarzt  zu  verstehen,  und  zwar  dies  um  somehr,  als  der  im  Aus- 
land Niedergelassene  sich  der  Vollziehung  eines  Strafurteils  in 
Sachen  der  Viehgesundheitspolizei  entziehen  könnte.  Gleichzeitig 
wurde  die  Reg.  des  Kts.  Aargau  eingeladen,  dafür  zu  sorgen,  dass 
die  Grenzuntersuchung  des  Viehes  an  den  Eingangsstationen  Walds- 
hut-Koblenz zwei  zuverlässigen,  in  der  Schweiz  niedergelassenen 
Tierärzten  übertragen  werde ').  B  1879  ll  189. 


1953.    Mit  Eingabe  vom  3.  Juni  1879  stellte  Tierarzt  Bläsi  in 
Klosters  (Graubünden)  beim  BR  das  Gesuch : 

Der  BR  wolle  unter  ausdrücklicher  Aufhebung  des  tierärztlichen 
Institats  der  Viehaufseher  im  Kanton  Graubünden  zu  Recht  erkennen : 


»)  Vgl.  No.  1439. 

*)  Vgl.  jetzt  BGes.  vom  1.  Juli  1886,  Art.  2,  A.  S.n.F.IX  275,  Wolf  1753. 
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Die  AusQbuDg  tierärallicher  Gewerbeta tigkeit  im  Kt.  Grau- 
iden  sei  nur  denjenigen  Personen  gestattet,  die  dem  BGas.  betr. 

Freizügigkeit  des  Uedizinalpersonals  in  der  Schweiz  vom  19. 
;.  1877  ')  entsprechende  Patente  oder  Diplome  ^ur  Ans&bnng  der 
rbeilkunde  besitzen;  es  sei  daher  alle  und  jede  AnsUbnng  tier- 
tlicher  Funktionen  im  Kanton  (iraubUnden  durch  Nichttierärzte. 
'ie  ihre  Begünstigung  durch  die  Behörden  von  GraubUnden  als 
ulSssig  zu  erklären, 
f  Grund  dieser  Eingabe  und  ihrer  Beantwortung  durch  deo 

Rat  des  Kts.  GraubUnden  beschioss  den  2.  Juli  1880  der 

Die  Reg.  des  Kts,  Grnubünden  wird  eingeladen,  dahin  zu 

dass  gemäs  Art.  12,  Abs.  2  des  BGes.  vom  8.  Febr.  18TJ 
liseuchen,  welche  zu  sanitätspolizeilichen  Massregeln  Anlass 
^0  immer  möglich  durch  tierärztliche  Experten  konstatirt 

wofür  vielleicht  die  von  der  GraubUndner  Reg.  in  Aussicht 
lene  Ernennung  von  Bezirkstieriirzten  ein  geeignetes  Mittel 
rfte. 

In  Rücksicht  auf  die  ausserordentlichen  Schwierigkeiten, 
der  strikten  Durchführung  sämtlicher  Vorschriften  des  Bun- 
,  die  VeterinärpoUzei  im  Kanton  Graubünden  im  Wege  steheD, 

ausgesprochenen  guten  Willen  der  Graubiindner  Behörden, 
ältigung  dieser  Schwierigkeiten  ihr  möglichstes  zu  tun,  uod 
rauen  auf  den  Erfolg  der  diesfälligen  Anstrengungen  wird  die 
irde  z.  Z.  in  allen  weitern  Punkten  abgewiesen. 
r  BR  zog  hierbei  in  Erwägung: 

Selbst  wenn  ein  Kanton  die  Ausübung  der  wissenschaftlichen 
'ten  nicht  von  einem  Ausweis  der  Befähigung  abhängig 
würde,  so  stände  es  dem  Bunde  zu,  zu  verlangen,  dass  die- 
Funktionen ,  welche  nach  den  eidg.  Ges.  und  Regl.  betr. 
chenpolizei  Tierärzten  übertragen  werden  sollen  {vgl.  BGes. 

Febr.  1872,  Art.  7,  Abs.  2,  12,  Abs.  2;  Vollz-Verord. 
Nov.  1872,  §§  22,  28,  35,  36,  Abs.  2),  nur  von  patentirten 
en  ausgeübt  werden.')  Die  bestehenden  Vorschriften  des  Kts. 

'gl.  A.  S.  n.  F.  111  a79,  Wolf  I  »75. 

'gL  jetzt  Voilz-Verord.  vom  14.  Okt.  1887,  Art.  5.  Xu  ViehinspektorKti 
el  itls  möglich  patentirte  Tierärzte  zu  erwählen;  femer  Art.  71,  70. 
BGes.  vom  1.  Juli  188i),  Art  1,  Jedes  in  die  Schweiz  einznfilhrende 
Pferde-,  Bindlieh-,  Schaf-,  Schweine-  und  Ziegengeschlechts  ist  au  der 
urch  einen  patentirten  Tierarzt  zu  untersuchen. 
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Graabünden  gestatten  es,  und  die  kompetenten  Behörden  des  Kantons 
erklären  sich  bereit,  die  gewerbsmässige  Ausübung  tierärztlicher 
Praxis  seitens  hiezu  unbefugter  Personen  zu  verfolgen;  die  hiebei 
interessirten  Tierärzte  haben  es  aber  unterlassen,  spezielle  Fälle 
zu  verzeigen. 

2.  Durch  die  dem  Graubündner  Sanitätsrate  beigeordnete  Ve- 
terinärsektion ist  hinlänglich  für  diejenige  sachkundige  Aufklärung 
gesorgt,  welche  der  Sanitätsrat  zur  Erledigung  veterinärpolizeilicher 
Geschäfte  bedarf. 

3.  Die  Verwendung  der  Bezirksärzte  (Menschenärzte)  zur  Unter- 
suchung in  Viehseuchenfällen  ist  allerdings  vorgesehen,  soll  aber 
nur  als  Notbehelf  stattfinden  da,  wo  kein  Tierarzt  in  der  Gegend 
wohnt,  und  es  sich  nur  um  die  leichten  Fälle,  wie  Maul-  und  Klauen- 
seuche, handelt.  Nach  den  Vorschriften  des  BGes.  haben  sich  die 
Anordnungen  gegen  eine  Viehseuche  ausdrücklich  auf  einen  tier- 
ärztlichen Befund  zu  stützen.  Diese  Vorsicht  ist  für  ein  sicheres 
Vorgehen  und  namentlich  zur  Vermeidung  von  Irrungen  von  wesent- 
licher Bedeutung. 

4.  Die  Kontrole  der  Metzgereien  und  die  Aufsicht  über  die 
Viehmärkte  *)  sollten  namentlich  in  Zeiten  herrschender  Viehseuchen 
im  Interesse  einer  guten  Sanitätspolizei  Sachkundigen  übertragen 
werden  können,  und  als  solche  müssen  unter  gegebenen  Verhält- 
nissen Tierärzte  angesehen  werden.  Die  geographischen  Eigentüm- 
lichkeiten des  Kts.  Graubünden  und  die  geringe  Zahl  von  Tier- 
ärzten daselbst,  macht  die  strikte  Durchführung  dieser  Forderung 
in  Graubünden  absolut  unmöglich ;  es  ist  aber  nicht  zu  verkennen, 
dass  in  der  Zuweisung  ordentlicher  Beschäftigung  und  damit  ver- 
bundenen Erwerbes  ein  Hauptmittel  läge,  um  zur  raschen  Vermeh- 
rung der  Tierärzte  beizutragen.  B  1880  IV  706. 

1434«  §  5  der  Thurgauer  Vollz-Verord.  betr.  die  Viehseuchen- 
polizei vom  27.  Nov.  1887  bestimmt: 

Als  Viehinspektoren  fanktioniren  wie  bisher  die  Ortsvorsteher 
und  deren  Stellvertreter.  In  AusschlussfkUen  im  Sinne  von  Art.  5 
der  bundesr.  Vollz-Verord.  vom  14.  Okt.  1847  bezeichnen  die  Ge- 
meinderäte den  Viehinspektor,  bezw.  Stellvertreter. 
Der  BR  wies  den  24.  Juni  1889  eine  Beschwerde  des  tierärzt- 


0  Vgl.  Vollz-Verord.  vom  14.  Okt.  1887,  Art.  76,  80. 
IV  12 


.-■"<i  TjT'»*' 
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liehen  Vereins  des  Kantons  Thurgau  gegen  diesen  §  5  als  unbe- 
gründet ab,  und  zwar  in  Erwägung: 

Die  Vollz-Verord.  des  BR  vom  14.  Okt  1887  gewährt  den  Tier- 
ärzten nicht  ein  Recht  auf  die  Ernennung  zu  Viehinspektoren.  Eine 
derartige  Auffassung  würde  über  das  BGes.  vom  8.  Febr.  1872  hinaus- 
gehen. Das  BGes.  verpflichtet  in  Art.  6  die  kant.  Behörden  lediglich, 
zu  Viehinspektoren  amtliche  Personen  zu  bezeichnen.  Allerdings 
darf  auch  der  cit.  §  5  der  kant.  Verord.  nicht  so  ausgelegt  werden,  als 
ob  die  Tierärzte  vom  Viehinspektorat  ausgeschlossen  werden.  Dies 
ist  aber  auch  zufolge  der  von  der  Thurgauer-Reg.  abgegebenen 
Erklärung  gar  nicht  der  Fall :  denn  nicht  nur  haben  gegenwärtig 
bereits  vier  Tierärzte  Viehinspektorenstellen  inne,  sondern  die  Beg. 
wird  darauf  hinwirken^  dass  bei  gegebener  Veranlassung  Tierärzte 
soviel  wie  möglich  bei  Besetzung  solcher  Stellen  berücksichtigt 
werden.  B  1889  III  856,  1890  l  744. 

1435.  Tierarzt  Grob  in  Rapperswyl  (St.  Gallen)  beschwerte 
sich  beim  BR  wegen  Verletzung  des  Art.  80,  Abs.  2  der  Vollz- 
Verord.  vom  14.  Okt.  1887  zum  eidg.  Viehseuchenges,  bei  Anlass 
der  Besetzung  der  Fleischschauerstelle  in  der  Gemeinde  Jona.  Der 
BR  wies  den  23.  Nov.  1888  die  Beschwerde  als  unbegründet  ab. 
in  Erwägung: 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  mit  der  Vor- 
schrift des  Art.  80,  Abs.  2  der  eidg.  Verord.  nicht  bezweckt 
werden  wollte,  unter  Ausserachtlassung  aller  politischen  Grenzen 
dem  Tierarzte  ein  Anrecht  auf  jede  von  einem  Laien  besetzte  Fleisch- 
schauerstelle zu  schaffen.  Eine  derart  weitgehende  Interpretation 
müsste  notwendigerweise  zu  Unzukömmlichkeiten  und  erheblichen 
Verkehrsstörungen  führen  und  muss  demnach  schon  aus  diesem 
Grunde  als  unzulässig  erklärt  werden. 

Der  Vorschrift  des  Art.  80  wird  vielmehr  entsprochen  durch 
deren  Berücksichtigung  innerhalb  der  Gemeindegrenzen ,  somit 
auch  immer  dann,  wenn  in  denjenigen  Gemeinden,  in  welchen 
Tierärzte  domizilirt  sind,  solche  in  erster  Linie  zur  Besorgung  der 
Fleischschau  herbeigezogen  werden. 

Der  Beschwerdeführer  müsste  somit  in  der  Gemeinde  Jona 
domizilirt  sein,  um  einen  Anspruch  auf  die  Stelle  des  dortigen 
Fleischschauers  erheben  zu  können ;  dies  war  aber  zur  Zeit  der  Wahl 
des  Fleischschauers  nicht  der  Fall;  der  Gemeinderat  Jona  hatte 
also  keine  Verpflichtung,  ihn  zu  berücksichtigen.         B  1888  IV  779. 
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1456.  H.  Hess,  Bezirkstierarzt  im  Sandtiof  bei  Rüti,  be- 
schwerte sich  bei  den  zürcherischen  Behörden  darüber,  dass  er  bei 
der  Besetzung  der  Fleischschanerstelle  dieser  Gemeiode  übergangen 
und  diese  Stelle  einem  Gemeinderat  Schmid,  der  nicht  Sachverstän- 
diger sei,  Übertragen  worden  sei.  Der  Zürcher  Reg-ltat  wies  diese 
Beschwerde  als  unbegründet  ab.  Die  BBehörden,  an  welche  sich 
Hess  wandte,  der  BR  mit  Entscheidung  vom  9.  Juni  1879,  die  BVers. 
mit  Beschl.  vom  19.,  28.  Juni  1880,  traten  wegen  Inkompetenz  auf 
die  Beschwerde  nicht  ein.    Der  BR  zog  in  Erwägung: 

1.  In  Uebereinstimmung  mit  den  Vorschriften  des  Bundes  for- 
dern die  massgebenden  Verord.  des  Kta.  Zürich  die  Bestellung  von 
sachverständigen  Fleischschauern.  Als  solche  gelten  in  erster  Linie 
Tierärzte  und  Aerzte.  Nur  an  Orten,  wo  es  nicht  möglich  ist,  die 
Fleischschau  einem  solchen  Sachkundigen  zu  übertragen,  darf  je- 
mand als  Fleischschauer  gewählt  werden,  welcher  in  der  zugehöri- 
gen Spezialkenntnis  Laie  ist.  Ein  solcher  Fleischschauer  ist  jedoch 
in  seinen  Punktionen  beschränkt,  d.  h.  jeder  Fleischschauer,  der 
nicht  Tierarzt  ist,  hat  sich  hinsichtlich  der  Verwendung  von  Teilen 
geschlachteter  kranker  Tiere  an  das  Gutachten  eines  Tierarztes  zu 
halten. 

2.  Demgemäs  hätte  die  Wahl  des  Bezirkstierarztes  Hess  für  die 
Gemeinde  Rüti  erwartet  werden  dürfen,  im  Falle  nicht  persönliche 
Grunde  ein  Hindernis  bildeten,  was  von  keiner  Seite  behauptet 
wird.  Der  einzige  gegen  diese  Wahl  angeführte  Grund  betrilft  den 
Aufenthalt  des  Petenten  ausserhalb  des  Territoriums  der  Gemeinde 
Rüti. 

Derselbe  ist  aber  nicht  stichhaltig,  denn  es  kann  nicht  behauptet 
werden,  die  Wohnung  des  H.  Hess  sei  vom  Wirkungskreis  des 
Fleischschauers  von  Rüti  so  weit  entfernt,  dass  dadurch  die  Aus- 
übung der  Funktion  irgendwie  erschwert  worden  wäre,  im  Gegenteil 
liegt  der  Ort  Sandhof  dem  Zentrum  der  Gemeinde  Rüti  näher  als 
mehrere  Oertlichkeiten,  die  sich  im  Gemeindebann  befinden.  Der 
Zweck  der  Vorschriften  über  die  Fleischschau  wäre  also  durch  die 
Wahl  des  Sachkundigen,  weicher  jenseits  der  Grenze  der  politischen 
Gemeinde  wohnt,  offenbar  besser  erfüllt  worden,  als  durch  die  An- 
erkennung dieses  Ausschtussgrundes. 

3.  Die  Fleischschaukontrole  wird  allerdings  im  Art.  10  des 
•BGes.  und  in  §  36  der  dazu  gehörigen  Vollz-Verord.  vom  20.  Nov. 
1872  vorgeschrieben.     Die  Wahl  des  Fleiscbschauers  im  Kanton 
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Zürich,  und  wol  auch  anderwärts,  beruht  jedoch  auf  der  Voll- 
ziehung kant.  Vorschriften.  Die  einheitliche  Regulirung  dieser 
Vorschriften  durch  den  Bund  hat  in  dieser  Richtung  noch  nicht 
erfolgen  können  und  mtisste  wegen  Mangel  an  Tierärzten  in 
manchen  Kantonen  auf  unüberwindliche  Schwierigkeiten  stossen. 
Wenn  auch  in  einzelnen  Fällen,  wie  eben  im  vorliegenden,  der 
Sache  besser  gedient  wäre,  wenn  der  Aufenthalt  eines  Bewerbers 
um  eine  Fleischschauerstelle  in  einer  andern  Gemeinde  nicht  als 
Motiv  der  Ausschliessung  von  der  Wahl  genommen  würde,  so  läge 
doch  eine  Inkonsequenz  darin,  hier  eine  Norm  aufzustellen,  deren 
einheitliche  Durchführung  wegen  des  anerkannten  Mangels  an  Tier- 
ärzten geradezu  unmöglich  ist.  *)  b  1880  l  261,  II 153. 

1457.  Vom  Standpunkte  des  Bundesrechtes  lässt  sich  gegen 
die  Erhebung  der  allerdings  etwas  hohen  Gebühr  von  20,  resp.  15  Rp. 
per  Stück  Vieh,  die  beim  Befahren  der  Viehmärkte  von  Meiringen 
und  Brienz  bezahlt  werden  muss,  nichts  einwenden.  Art  9  des 
BGes.  schreibt  vor: 

Zu  Yiehmärkten  und  Viehausstellangen  dürfen  Rindvieh  und 
Tiere  aus  dem  Pferdegeschlecht  nicht  zugelassen  werden  ohne 
Gesundheitsscheine.  Üeberdies  sind  die  Viehmärkte  einer  sorgfäl- 
tigen sanitätspolizeilichen  Aufsicht  zu  unterstellen. ') 

Die  Vollziehung  dieser  Vorschriften  veranlasst  Kosten,  und  es 
kann  dem  Marktort  nicht  verboten  werden,  zur  Deckung  derselben 
die  Besucher  des  Marktes,  welche  dessen  Benutzung  im  Interesse 
des  Verkaufs  ihrer  Waare  finden,  behufs  Ausgleichung  dieser  Kosten 
heranzuziehen.  Der  Bezug  einer  ähnlichen  Gebühr  findet  an  vielen 
Marktorten  der  Schweiz  statt.  Es  rechtfertigt  sich  die  Beziehung 
einer  Gebühr  auch  aus  dem  fernem  Grunde,  weil  die  Herstellung  und 
Unterhaltung  einer  guten  Einrichtung  des  Marktlokals  mit  Kosten 
verbunden  ist.  Durch  das  Verbot  eines  derartigen  Gebührenbezuges 
hingegen  werden  die  Bestrebungen  in  der  Handhabung  der  Seuchen- 


»)  Vgl.  jetzt  Vollz-Verord.  vom  14.  Okt.  1887,  Art.  80,  Abs.  2:  Dieae  Kon- 
trole  ist  womöglich,  nicht  blos  für  die  öffentlichen  Schlächtereien,  sondern  für 
alles  zum  Verkauf  geschlachtete  Vieh  einzuführen,  und  in  allen  Fällen  diplo- 
mirten  Tierärzten  zu  übertragen,  sofern  sich  solche  zur  Besetzung  vakanter 
Fleischschauerstellen  anmelden. 

«)  VgL  hiezu  Vollz.-Verord.  vom  U.  Okt.  1887,  Art  75  ff. 
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polizei  gehemmt.    Ueberdies  steht  die  allgemeine  Marktpolizei  den 
Kantonen  zu.  ^)  B  1879  II 187. 

1458-  §  4  der  VoUz-Verord.  vom  3.  Okt.  1873  zum  eidg. 
Viehseuchenges,  (jetzt  Art.  42  der  VoUz-Verord.  vom  14.  Okt.  1887) 
bestimmt: 

Der  Hansirhandel  von  Rindvieh,  Schafen,  Ziegen  und  Schwei- 
nen ist  verboten. 

Das  eidg.  Handels-  und  Landwirtschaftsdep.  äusserte  sich  im 
Jahre  1880  über  die  Bedeutung  dieser  Bestimmung  in  folgendem 
Sinne : 

Als  Hansirhandel  gilt  im  allgemeinen  derjenige  Kleinhandel,  wel- 
cher von  Ort  zu  Ort  durch  Angebot  und  Absatz  der  Waaren  in  den 
Häusern  der  Konsumenten  betrieben  wird.')  Der  hiernach  benannte  ana- 
loge Handel  mit  Vieh  findet  in  der  Weise  statt,  dass  der  Händler  mit 
kleinern  Trupi^en  oder  grössern  Herden  Vieh  von  Ort  zu  Ort  fährt  und 
daselbst  im  Detail  verkauft.  Hausirende  Schweinehändler  treiben  ihre 
Herden  von  Haus  zu  Haus,  während  beim  Hausirhandel  mit  Rindvieh 
der  Händler  seine  Waare  in  jeder  grössern  Ortschaft,  welche  er  passirt, 
in  einem  Stalle,  in  der  Hegel  im  Stalle  eines  Gasthofes,  einstellt,  wo 
das  kauflustige  Publikum  sich  hinbegiebt.  Dieser  Handel  ist  sehr  geeignet, 
ansteckende  Tierkrankheiten  zu  verbreiten ,  weil  eine  infizirte  Herde  in 
kurzer  Frist  über  viele  Ortschaften  verbreitet  und  in  zahlreiche  Vieh- 
stände verteilt  wird.  Daher  wurde  derselbe  verboten.  Wenn  auf  vor- 
herige Bestellung  der  Händler  mit  Vieh  von  Ortschaft  zu  Ortschaft 
fährt,  um  dasselbe  den  betr.  Bestellern  vorzufahren,  resp.  zu  verkaufen, 
und  es  geschieht  dies  gewerbsmässig,  so  ist  dieses  Verfahren  gleichfalls 
Bausirhandel. 

Dagegen  ist  das  jährlich  nur  ein-  bis  zweimal  erfolgende  Ausstellen 
von  Zuchtstieren  in  den  Gegenden,  welche  deren  bedürfen,  und  ein  sich 
daran  knüpfender  Verkauf  anders  zu  beurteilen.  Es  handelt  sich  in 
vielen  Ortschaften  fast  ausschlieslich  um  Anschaffung  von  vorzüglichen 
Zuchtstieren  durch  die  Gemeindebehörden.  Die  wenigen  Händler  sind 
gleichsam  die  Delegirten  der  Gemeindebehörden,  für  deren  Bedarf  die- 
selben auf  eigene  Gefahr  den  Ankauf  und  die  Einfuhr  besorgen.  So- 
fern nun  die  kant.  Behörden  durch  Anordnung  einer  sanitarischen 
Üeberwachung  solcher  Ausstellungen,  gleich  derjenigen  der  Viehmärkte, 
die  nötige  Garantie  gegen  Verbreitung  von  Viehseuchen  bieten,  dürfte 
dieser  ausnahmsweise  Handel  mit  Zuchtstieren  ohne  weiteres  als  erlaubt 
angesehen  werden.  B  1881  II  48. 

»)  Vgl.  jetzt  Vollz.-Verord.  vom  14.  Okt.  1887   Art.  76,  Abs.  1. 
«)  Vgl.  oben  H  No.  610  ff. 
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.  Eine  vom  <jemetnderat  der  Ortschaft  Glanis  den  28.  Dez. 
Bene  Verord.  über  die  Fleischachau  wurde  verschiedenen 
irden  (Standeskommission,  Rat,  Sanitätskommissian)  zur 
mg  vorgelegt;  diese  Behörden  lehnten  jedoch  eine  Geneh- 
,  gestützt  darauf,  dass  sie  durch  kein  Ges.  berechügt 
lfd.  der  Gemeindebehörden  zu  rati&ziren.  Aofden  1.  Jao. 
e  daher  der  Gemeinderat  Glarus  die  genannte  Verord. 
lodifizirter  Form  in  Kraft.  Diese  Verord.  setzt  u.  a.  fest, 
;h,  welches  im  Flecken  Glarus  verkauft  werden  soll,  der 
LU  im  dortigen  Schlachthaus  zu  unterwerfen  sei.    Wegen 

dieser  Vorschrift  wurde  ein  Metzger  im  Früjahr  1879  dem 
DÜzeirichter  verzeigt;  der  Folizeirichter  sprach  jedoch 
frei  und  zwar  in  Erw%ung: 

3  sich  ans  der  Ratsordnung  vom  11.  Dez.  1876  eine  Ver- 
das  in  einer  Oemeinde  gesetzlich  nnterauchte  Fleisch  in  einer 
leinde  des  Kantons  neuerdings  der  Fleisch  schau  za  nnter- 
ht  ableiten  lasse; 

;  mithin  die  genannte  Vorschrift  der  Verord.  des  Oemeiniie* 
s  nicht  als  verbindlich  betrachtet  werden  kSnne. 
emeinderat  von  Glarus  gab  den  15.  Aug.  1879  dem  BR 
von  dieser  Entscheidung,  mit  der  Anfrage,  ob  der- 
nicht  veranlasst  sehen  könnte,  heim  Rate  des  Ets.  Glarus 
dringen,  dass  die  fragliche  Bestimmung  der  Gemeinde- 

jedermann  verbindlich  erklärt  werde,  und  dass  sie  von 
:ten  zu  handhaben  sei. 

R  lud  die  Staodeskomm.  des  Kantoos  Glaras  ein,  dafür 
,  dass  der  Gemeinderat  von  Glarus  in  der  Durchfüh- 
r  Fleischschauverord.  von  den  kaut  Behörden  unterstützt 
r  BR  machte  hiebei  gestützt  auf  die  Art.  2  und  10  des 

8.  Febr.  1872  folgendes  geltend: 
unterliegt  keinem  Zweifel ,  dass  es  nicht  nur  erlaubt, 
isetzlich  geboten  ist,  eine  wirksame  polizeiliche  Kontrole 
hrungsmittel  in  Verkauf  gebrachten  Fleisches  auszuüben. 

Glarus  sind  die  diesfälligen  Verfügungen  den  Gemeinden 
,  und  die  Kompetenz  des  Gemeinderfttes  von  Glarus  zum 
ler  bezüglichen  Verord.  kann  nicht  bestritten  werden, 
nn  aber  in  einer  Ortschaft  eine  Kontrole  des  Fleischver- 
ibt  werden  soll ,  so  muss  sich  dieselbe  auf  sämtliche 
im  Verkaufe  ausgelegten  Fleischwaaren  bezieben.  Wenn 
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dasjeDJge  Fleisch,  das  aus  aadern  OemeindeD  eingefl 
KoDtrole  nicht  unterstellt  wird,  so  kann  sich  jedei 
Au&icht  dadarcb  entziehen,  dass  er  ausserhalb  der  ( 
schlachtet  oder  die  Waaren  von  auswärts  bezieht. 
selbstverständlich  die  ganze  Koßtrole  illusorisch. 

Wenn  hiegegen  eingewendet  wird,  dass  in  de: 
einem  Kanton  die  Fleischschau  in  allen  Gemeinden 
es  als  unnütze  Verkehrsstörung  erscheint,  nenn  eil 
Fleischschau  einer  andern  nicht  berücksichtigt  und 
böte,  so  kann  zwar  dieser  Einwendung  eine  gewisi 
nicht  abgesprochen  werden.  Es  folgt  daraus  aber 
(remeinde  Glarue  diejenigen  Fleiscbwaaren,  welche 
gebracht  werden ,  in  den  Verkauf  bringen  lassen  i 
Koütrole.  Es  muss  ihr  zum  mindesten  gestattet  wer 
ausreichende  Aufsicht  fordert  dies  —  zu  verlanger 
Fleischeinfubr  der  Nachweis  erbracht  werde,  dass  < 
Inspektion  unterworfen  worden  sei,  die  gleichwertig  is 
welche  in  der  Stadt  Glarus  ausgeübt  wird.  Ueberd 
ten,  dass  Fleisch  nach  einer  Inspektion  durch  Fäui 
Verderbnis  ungeniesbar,  resp.  gesundheitsscbädlicl 
kann.  Hierüber  kann  nur  eine  wiederholte  Besichtig 

In  Kantonen,  die  eine  gleichmässig  orgaoisirte 
ihrem  ganzen  (üebiete  ausüben,  und  in  denen  die  1 
einzelnen  Schlachttieres  in  lebendem  oder  totem 
finden  muss,  wird  bei  der  Ueberfübrung  von  Fleisch 
lokal  oder  eine  Wursterei  einer  andern  politischen 
langt,  dass  das  Fleisch  von  einem  Gesundheitszeug 
Schauers  begleitet  und  mit  dem  Stempel,  welchen  di 
markirt  sei;  vom  Fleischschauer  des  Einführungsort 
sichtignng  und  Verifikation  vorgenommen. 

3.  Es  gehört  unzweifelhaft  zu  einer  ausreichen« 
in  der  Stadt  Glarus,  dass  das  aus  andern  Gemeind 
verkauf  eingeführte  Fleisch  ebenfalls  kontrotirt  wen 
Kontrole  ist  aber  nicht  möglich  bei  klein  zerstück 
Knochen  befreitem  (sog.  ausgebeintem)  Fleisch;  es 
stadtglamerischen  Behörden  gestattet  werden,  zu  vei 
Einfuhr  nur  in  grössern ,  rücksichtlich  ihrer  Herku 
Stücken  erfolge.  Und  wenn  eine  Gemeinde,  aus  wel 
eingeführt  wird,  eine  unvollständige  Fleischschau 
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nur  in  zeitweisem,  z.  B.  wöchentlich  einmaligem  Besuch  des  Schlacht- 
lokales  durch  den  Fleischschauer  ausgeübt  wird,  wobei  es  dem  Zu- 
fall überlassen  bleibt,  ob  ein  geschlachtetes  Tier  besichtigt  wird, 
so  muss  billigerweise  der  Ortschaft,  welche  eine  vollständige 
Fleischschau  organisirt  hat,  gestattet  werden,  das  eingeführte  Fleisch 
der  Kontrole  des  eigenen  Sachverständigen  zu  unterstellen. 

B  1881  II  44 

1460.  Die  Beschwerde  des  Stadtrates  von  Chur  gegen  eine 
Entscheidung  des  Kleinen  Rates  von  Graubünden  vom  15.  Nov.  1887 
für  begründet  erklärend,  sprach  der  BR  den  17.  Dez.  1887  die  Zulässig- 
keit  der  von  der  Stadtbehörde  Chur  nach  Massgabe  der  dortigen 
Verhältnisse  ausgeübten  Kontrole  des  von  auswärts  eingeführten 
Fleisches  und  des  Bezuges  angemessener  (den  Grundsatz  der  Ge- 
werbefreiheit nicht  illusorisch  machender)  Fleischschaugebühren  für 
auswärts  geschlachtetes  Vieh  aus.    Der  BR  zog  in  Erwägung: 

Der  Zweck,  welcher  durch  die  Vorschriften  des  Art.  10  des 
BGes.  vom  8.  Febr.  1872  und  des  Art.  80  der  VoUz.-Verord.  zu 
diesem  BGes.  vom  14.  Okt.  1887  verfolgt  wird,  kann  dadurch  nicht 
als  erreicht  betrachtet  werden,  dass  das  aus  einer  andern  Gemeinde 
nach  Chur  eingeführte  Fleisch  von  einem  Fleischbeschauzeugnisse  des 
Herkunftsortes  begleitet  wird.  Nach  bereits  erfolgter  Inspektion 
kann  Fleisch  durch  Fäulnis  oder  andere  Verderbnis  ungeniesbar,  resp. 
gesundheitsschädlich  geworden  sein ;  es  wird  somit  der  Absicht  des 
BGes.  nicht  Genüge  geleistet,  wenn  eine  Untersuchung  erst  bei  augen- 
scheinlichen Verdachtsgründen  veranlast  werden  kann.  Es  kann 
nicht  als  Regel  angenommen  werden,  dass  der  Käufer,  welcher  in 
weitaus  den  meisten  Fällen  in  dieser  Beziehung  Laie  ist,  die  Ver- 
dächtigung im  Momente  des  Ankaufs  jeweilen  zu  konstatiren  be- 
rufen ist,  oder  aber  dass  derselbe  unter  allen  Umständen  die  zum 
Kauf  angebotene  Waare  zurückweist.  Andrerseits  ist  die  Konsta- 
tirung  des  Verdachtes  durch  die  Ortspolizei  der  Stadt  Chur  so  lange 
eine  Unmöglichkeit,  als  sich  der  auswärtige  Verkäufer  daselbst  nicht 
sanitätspolizeilichen  Vorschriften,  also  einer  Kontrole  zu  unterwerfen 
hat. 

Zu  einer  zureichenden,  im  Sinne  des  Ges.  schützenden  Fleisch- 
kontrole  der  Stadt  Chur  gehört  demnach  unzweifelhaft,  dass  das 
von  auswärts  eingeführte  Fleisch  der  Untersuchung  eines  von  der 
Stadtbehörde  hierfür  bestimmten  Sachverständigen  unterstellt  werde. 
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Die  Bewilligung  aber  zum  Bezüge  einer  mäasigeo,  dem  Werte, 
resp.  dem  Quantum  des  eingeführten  Objektes  angemessenen  Unter- 
sucbuDgsgebühr  als  Entacbädigung  für  die  durcli  die  Organisation 
einer  zuverlässigea  Fleiscbschau  entstebenden  Kosten  kann  billiger- 
weise dem  Churer  Stadtrat  so  lange  nicht  abgesprochen  werden,  als 
dnrch  die  Höhe  dieser  Gebühr  der  in  Art.  31  der  BV  aufgestellte 
Grundsatz  der  Gewerbefreiheit  nicht  illusorisch  gemacht  wird'). 

B  1888  IV  1314. 

•)  Vgl.  No.  «OO. 


VII.  Absdmiit. 

für  das  wirtschaftliche  Leben. 


1.  Kapitel. 

Arbellerschulz. ') 

Abs.  1,  A.  S.  n.  F.  I  II;  Wolf  I  5. 

äit  in  den  Fabriken  vom  23.  März  1S77 .  durch  Beachi.  lito- 
Dez.  1877  auf  den  1.  .lau.  1878  vollziehbar  erkl&rt,  mit  Ein- 
Art.  16,  Abs.  1  betr..  A.  S.  n.  F.  III  241,  252,  Wolf  1  28S, 
3,  Ziff.  r..  Besohl,  des  BR  vom  13.  Dez.  1878  betr.  Unteryrd- 
lg.  Fulvermühlen  unter  die  Beatimmungen  des  Fabrikjre^, 
11  659.    Beschl.  des  BR  vom  19.  Dez.   1887  über  die  Voll- 

Art.  ö,  lit.  d  des  BGes.  betr.  die  Arbeit  in  den  Fabriken. 
f  :K7,  Wolf  1  292.  Beschl.  des  RR  yom  3.  Juni  1891  Wtr. 
von  Art  1  des  BGes.,  A.  S.  n.  F.  2  S.  11  123.  Beschl.  dts 
luni  1891  betr.  Hilfearbeiten  in  Fabriken,  A.  S.  n.  F.  2  S.  II 

dea  BR  vom  U.  Jan.  1893  betr.  die  Nacht-  und  Sonntiig*- 
briken.  A.  S.  :i.  F.  2  S.  III  259.  -  Entw.   des   BR  zu  einem 

JQea.  betr.  die  Arbeit  in  den  Fabriken  vom  23.  U&n  1:577; 
.  seine  Ausführung  in  den  ersten  10  Jahren  aeinee  Bestehens 
usgegeben  vom  Schweiz.  Handels-  und  Landwirt- 
■ment,  Bern  1888,  vgl.  B  1888  11  41.  A.  Zeerleder.  Die 
btgesetzgebung.  Bern  1838. 

•inet  intern atiunalen  Regelung  des  Arbeitt^rschutzes  vgl.  V 
idialrede  von  E.  Frey),  1882  H  138  (Motion  E.  Frey).  IfeS 
e^curtins   und   Favon) .    1 109    (Rundschreiben    des    BS   vom 

sämtliche  earofSische  Industriestaaten  betr.  Arbeit«rscliiitz. 
r  internationalen  Konferenz  in  Bern!,  III  935,  1890  1  475. 
1  BR  vom  25.  Febr.  1890  betr.  Widerruf  der  mit  Rundschreiijen 

den  5.  Mai  1890  angesetzten  internationalen  Konferenz  in 
'  von  Kaiser  Wilhelm  den  5.  Febr.  anger^^ten ,  alsdann  äuI 
'0  angesetzten  internationalen  Konferenz  in  Berlin)  I  705. 
cht  des  BR  vom  9.  Juni  1890  betr.  die  Frage  intematio- 

des  ArbeiterBchutzee  und  die  Berliner  Konferenz  tjui 
),  in  Verbindung  mit  dem  Schlussbericht  der  «chweiz.  Dak- 
an  daa  Schweiz.  Industriedep.  vom  29.  März  1890  und  den 
nzakten)  1891  11  239;  1893  I  620  (Petition  des  Centralver- 
;er  der  StickereiinduHtrie  etc.  des  Inhalts:  der  BR  soll  rorab 

und  Oesterreich  Verhandlungen  zur  Anbahnung  eine^  In- 
letr.  Regelung   einzelner  Produktionsverhältnisse  einleileni. 


ArbeiterBchuta.  187 

«idg.  Fabrikges.  vom  2.  Nov.  1875.  B  1875  IV  573;  Bot«ch.<  des  BH  zu 
diesem  6«8-Entw.  Tom  6.  Dex.  1S75.  B  1875  IV  921.  Ber.  der  Komm,  de» 
NR  Tom  24.  Mai  1876  (KUnzlii,  B  1876  II  786;  drei  Ber.  der  Komin,  des 
StR  vom  IL.  23.,  80.  Nov.  1876  (Kappeler,  Zangger),  B  1876  IV  205,  537, 
GS9.  Tgl.  B  1876  11  952  {Präaidialrede  von  Frey),  1877  II  483.  IH  593, 
IV  645,  1878  II  72,  682,  1879  II  466. 

Zur  Frage  der  Revision  des  eidg.  Fabrikgea.  vgl,  vier  BesthlüBae  der 
efdg.  Bäte  in  der  Juni-Sesdon  1889  und  deren  Ausfilhrung'),  B  1889  IM 

■)  Diese  vier  Beschlüsse  lauten ; 

1.  Motion  Comtease,  vom  NR  boschlossen  den  5.  Juni  1889: 

Zur  Beseitigung  vorkommender  Dngleichheiten  in  der  Anwendung 
des  BGea.  betr.  die  Arbeit  in  den  Fabriken  und  um  den  Schutz  desselben 
einer  grossem  Anzahl  von  Arbeitern  zuzuwenden,  ist  der  BR  eingeladen 
zu  prüfen,  ob  nicht  die  in  seinen  Besohl,  und  KreJsschr.  anfgeatollfen 
Normen  abgeändert  werden  sollten,  inabea.  was  die  Anzahl  der  Arbeiter 
und  die  Verwendung  mechanischer  Motoren  betrifit. 
Vgl.  hiez«  den  zit  Besohl,  des  BR  vom  3.  Juni  1891   A.  S.  n.  F.  2  S.  II 

123.   Zn  diesem  Beseht,  ertflärte  der  NE  den  18.  Dez.  1891  seine  Zustimmung. 

äer  StR  nahm  den  9.  Juni  1892  von  demselben  Akt.    Vgl.  No.  1471  ff. 

2.  Motion  Comaz  vom  StR  besi-hlossen  den  17.  Juni  1889,  vgl.  oben  No.  14. 
Der  NR  fasste  hiezu  den  18.  Dez.  1891  keinen  eigentlichen  Besohl.;  er  ent- 
^hied  sich  dahin,  daas  die  Angelegenheit  mit  dem  Her.  des  BR  vom  3.  Juni 
1891  in  welchem  die  Ablehnung  der  Motion,  wenigstens  in  vorliegender  Fassung. 
beantragt  wurde,  dahin  gestellt  eein  solle;  der  StR  dagegen  lud  den  9.  Juni  1892 
dea  BR  ein,  darüber  zu  berichten,  ob  auf  eine  Revision  von  Art  31  der  BV 
einzutreten  sei  und  im  Falle  der  Bejahung,  in  welchem  Sinne. 

3.  BBeschl.  vom  24.  Juni  1889: 

Der  BR  wird  eingeladen,  iti  untersuchen  und  darüber  zu  berichten, 
ob  nicht  Art.  12  des  BG  betr.  die  Arbeit  in  den  Fabriken  einer  genauem 
Fassung  zu  unterwrfen  sei. 
Vgl.  hiezu  den  dt.  Beschl.  des  BR  vom  3,  Juni  1891 ,  A.  S.  n.  F.  2  .S.  II 

125.    Zn  diesem  Beschl.  erklärte  der  NR  den  18.  Dez.  1891  seine  Zustimmung. 

J»  StR  nahm  den  9.  Juni  1892  von  demselben  Akt.  Vgl.  No.  14«3,  1484  ff. 

4.  BBeschl.  vom  24.  Juiü  1889: 

Der  BR  wird  eingeladen,  die  Frage  zu  prüfen  und  darüber  Bericht 
und  Antrag  zu  hinterbringen ,  ob  die  Gerichte  nicht  angehalten  werden 
aoUen,  die  Urteile,  welche  sie  wegen  Uebertretung  des  Fabrikgea.  erlas- 
sen, dem  BR  in  Abschrift  mitzuteilen. 

Hieza  beschlom  der  NR  den  18.  Dez.  1891  im  Anschlnsii  an  den  Ber.  des 
BR  vom  8.  Juni  1891 : 

Alle  Urteile  betr.  Uebertretungen  des  Fabrikgea.  sollen  den  Fabrik- 
inspektoren  zu  Händen  des  BR  mitgeteilt  werden. 
Der  StR  erklärte  sich  den  9.  Juni  1892  im  wesentlichen  mit  der  Anord- 
nung einverstanden. 

Ferner  kommen  in  Betracht: 

I.  Beschl.  des  NR  vom  9.  April  1891,  wodurch  folgende  Motion  (Oomt«sst'> 
vom  3.  April  erheblich  erklärt  wurde. 

Der  BR  wird  eingeladen,  die  Fra^e  zn  prüfen,  ob  es  nicht  angezeigt 
wäre,  durch  ein  Spezialges.  oder  durch  entsprechende  KrgSnnmg  des  eilten 
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1075,  1891  III  194  (Ber.  des  BR  vom  3.  Juni  1891),  1892  II  25,  36,  1893 


Titels  des  eidg.  OR,  handelnd  vom  «Dienstvertrag»,  gesetzliche  Bestim- 
mungen über  folgende  Punkte  aufzustellen: 

1.  Dass  der  ganze  Betrag  des  Lohnes  den  Arbeitern  regelmässig  in 
currentem  Geld  auszubezahlen,  und  die  Ausrichtung  von  Löhnen  in  der 
Form  von  Verabfolgung  von  Waaren  oder  überhaupt  apf  einem  andern 
Wege,  als  mittelst  Baarbezahlung,  als  null  und  nichtig  zu  erklären  sei, 

2.  dass  kein  Lohnabzug  irgend  welcher  Art  stattfinden  dürfe,  der 
nicht  vertraglich  vereinbart  worden  wäre; 

3  dass  jeder  Arbeitgeber  gehalten  sein  solle,  seinen  Arbeitern  min- 
destens alle  14  Tage  den  Lohn  auszubezahlen,  unter  Beobachtung  der 
in  Art.  10  des  eidg.  Fabrikges.  enthaltenen  Vorschriften. 

Diese  Bestimmungen  würden  keine  Anwendung  auf  Dienstboten 
und  auf  diejenigen  Landarbeiter  finden,  welche  bei  dem  Arbeitgeber 
Kost  und  Wohnung  haben. 

Der  BR  wird  das  Ergebnis  seiner  Untersuchungen  in  einem  Ber. 
niederlegen,  und  den  eidg.  Räten  darauf  bezügliche  Anträge  unterbreiten. 
Uebers.  Verh.  d.  BVers.  April  1891,  No.  30,  ß  1891  IV  81,  1892  II  25, 
1893  I  622. 

2.  Der  Beschl.  des  NR  vom  17.  Juni  1892  über  folgende  Motion  Favon 
vom  20.  Jan.  1892. 

Der  BR  wird  eingeladen  über  die  Frage  Ber.  und  Antrag  einzu- 
bringen, ob  es  nicht  angezeigt  wäre,  Art.  31  der  BV  im  Sinne  der  Er- 
möglichung der  Bildung  von  Berufsgenossenschaften  zu  modifiziren,  welcbe 
die  Aufgabe  hätten: 

1.  Die  Arbeitsverhältnisse  in  den  verschiedenen  Gewerben  zu  re- 
geln; 

2.  die  Elemente  zur  Bestallung  ständiger  Schiedsgerichte  zu  bilden, 
welche  von  Rechtswegen  alle  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern  und 
Arbeitnehmern  zu  entscheiden  hätten. 

Er  wird  eingeladen  insbes.  nachfolgende  Punkte  zu  prüfen:  Em- 
pfiehlt es  sich  in  der  Schweiz  obligatorische  Beruf^enossenschaften  ins 
Leben  zu  rufen? 

Empfiehlt  es  sich  eher,  freiwillige  Berufegenossenschafben  mit  ge- 
setzlichen Kompetenzen  zu  dem  Zwecke  auszurüsten,  um  für  jedes  Ge- 
werbe zu  ordnen:  Den  Normalarbeitstag,  den  Minimallohn,  das  Lehr- 
lingswesen  und  die  genaue  Anwendung  des  eidg.  Fabiikges.  in  den  Fa- 
briken ,  sowie  die  hygieinischen  Verhältnisse  der  Arbeitslokale  zu  über- 
wachen. 

Der  NR  beschloss  in  Betracht: 

Dass  der  StR  mit  Einmut  und  unter  Zustimmung  des  Vertreters  des 
BR  bereits  beschlossen  hat:  «DerBR  wird  eingeladen  zu  prüfen  und  darüber 
zu  berichten,  ob  auf  eine  Revision  von  Art.  31  der  BV  einzutreten  sei  und  im 
Falle  der  Bejahung,  in  welchem  Sinne»?, 

dass  infolge  dessen  der  BR  im  Falle  sein  wird,  auch  alle  diejenigen  Fra- 
gen zu  prüfen,  welche  in  der  Motion  Favon  speziell  genannt  sind,  dass  es  so- 
mit nicht  nötig  ist,  dem  BR  einen  Auftrag  zu  erteilen,  den  er  bereits  über- 
nonmien  hat. 

Die  Motion  wird  im  Sinne  dieser  Erwägungen  nicht  erheblich  erklärt 
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I  629.  No.  14.  Vgl.  ferner  B  1893  I  621  (Petition  verschiedener  Arbeiter- 
vereinigungen) '). 


Uebers.  Verh.  d.  BVers.  Juni  1892,   No.  4W;  Stenograph.  Bulletin  1892  II 
S.  53^-66 ;  vgl.  B  1893  I  617,  618. 

Die  Motion  vom  20.  Jan.  1892  war  an  Stelle  folgender  Motion  vom 
16.  April  1891  getreten: 

Der  BRr  wird  eingeladen,  auf  die  nächste  ordentliche  Wintersession 
darüber  Ber.  zu  erstatten,  ob  es  nicht  angezeigt  wäre,  ins  eidg.  Fabrik- 
ges.  folgende  Zusatzbestimmung  aufzunehmen: 

Die  Kantone  sind  ermächtigt,  für  gewisse  Industrieen  obligatorische 
Berufsgenossenschaften  einzuführen. 

Uebers.  Verh.  d.  BVers.  April  1891,  No.  41. 
Die  Nationalräte  Decurtins  und  Vogelsanger,  die  Mitunterzeichner  dieser 
Motion  waren,  brachten  an  ihrer  Stelle  folgende  z.  Z.   noch  unerledigte  Mo- 
tion den  17.  Juni  1892  ein: 

Der  BR  wird  eingeladen,  zu  untersuchen  und  darüber  Ber.  zu  er- 
statten, ob  nicht  und  auf  welche  Weise  durch  eine  Revision  des  Art.  31 
der  BV  im  Rahmen  eines  Gewerbeges.  BerufsgenosscDschaften  geschaf- 
•    fen  werden  könnten.  Uebers.  Verh.  d.  Vers.  Dez.  1892,  No.  66. 

3.  Die  z.  Z.  noch  unerledigte  Motion  Favon  vom  20.  Dez.  1892  des  Inhaltes  : 
Art.  119  des  eidg.  OR  soll  folgenden  neuen  Abs.  4  erhajten:  Bei 
Urteilen  betr.  Bezahlung  von  Löhnen,  die  einen  Kapitalbetrag  von 
Fr.  200  nicht  übersteigen,  hat  das  Gericht  die  Befugnis  dem  anspruchs- 
berechtigen  Angestellten  oder  Arbeiter  einen  Verzugszins  bis  auf  die 
Höhe  von  Fr.  3  per  Tag  zuzusprechen.  Dieser  Verzugszins  läuft  vom 
dritten  Tage  nach  der  Urteilsverkündung  bis  zu  erfolgter  gänzlicher 
Zahlung,  oder  wenn  diese  nicht  erfolgt,  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  wo  er 
das  Doppelte  der  zugesprochenen  Hauptforderung  erreicht  haben  wird. 

Uebers.  Verh.  d.  BVers.  Dez.  1892,  No.  78. 

<)  Namens  der  Maifeier-Centralkomites  des  Schweiz.  Gewerkschafbsbundes, 
des  Schweiz.  Grütlivereins  und  der  sozialdemokratischen  Partei  der  Schweiz 
übermittelte  A.  Steck  mit  Schreiben  vom  17.  Mai  1892  Petitionen  von  46 
Volksversammlungen  (Gesamtzahl  der  Teilnehmer  circa  36,000)  dem  BR  zu 
Händen  der  BVers.  Die  Petitionen  sind  alle  identisch;  nur  eine  einzige  (von 
Eüttigen)  enthält  einen  besondem  Zusatz  betr.  Förderung  des  Unterrichts  für 
den  Arbeiterstand.  Die  Begehren  lauten,  es  seien  cauf  dem  Wege  der  Ge- 
setzgebung, soweit  möglich,  die  nötigen  Massnahmen»  zu  treffen: 

1.  Für  Verkürzung  der  Arbeitszeit  bis  auf  8  Stunden,  in  allen  Berufs- 
arten,  besondere,  zwingend  entgegenstehende  Verhältnisse  vorbehalten; 

2.  für  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  und  Verhütung  ihrer  ökonomischen 
Folgen  für  die  besitzlose  Arbeiterklasse; 

3.  für  gesetzliche  Förderung  der  gewerkschaftlichen  Arbeiterorganisation; 

4.  für  wirksamen  Schutz  der  Vereinsfreiheit  der  im  Dienste  von  Unter- 
nehmern jeder  Art  stehenden  Lohnarbeiter  und  Lohnarbeiterinnen ;  (vgl. 
hiezu  die  vom  NR  den  17.  Dez.  1891  erheblich  erklärte  Motion  Vogelsanger 
vom  14.  April  1891  des  Inhalts: 

Der  BR  wird  eingeladen  zu  untersuchen  und  darüber  zu  berichten, 
ob  nicht  durch  gesetzliche  Bestimmungen  das  in  Art.  56  der  BV  ausge- 
sprochene Recht  der  freien  Vereinigung  der  Bürger  derart  geschützt 
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aus  Fabrikbetrieb  vom  2S.  Juni  1881,  A.  S.  n.  F.  V 
Botech.  und  Ges-Entw.  des  BR  vom  26.  Növ.  1880. 
;i  Ber.  der  Komm,  dea  StR  vom  21.  Febr.,  20.  April 
mer.  ßieter),  B  1881  1  472,  48S,  II  724 ;  Ber.  der  Komm. 
li  1881  (Bütaberger).  B  1881  HI  ;i3-3.    Vgl.  B  1884  il 

letr.  die  Ansdehnnog  der  Haftpflicht  und  die  Ei^n- 
1  25.  Juni  1881 ,  A.  S.  n.  F.  X  165,  Wolf  I  295.  - 
i  7.  Juni  1886  xam  Entw.  eines  BGes.,  betr.  die  Aas- 
flicht auf  andere  Gewerbe  and  die  Erlösung  des 

1881,  B  1886  II  689.  Ber.  der  Komm,  des  NR  vom 
ler),  B  I8!>8  in  147 ;  Gutachten  des  Direktors  des  eidg. 
(Kummer)  vom  l3.  Aug.  1886,  B  1686  III 45;  Ber.  Ober 
agweite  des  Gea-Entw.  vom  14.  Aug.  1336  (Greulicb), 
reiben  des  BK  an  die  Haftpflichtgesetzkomm.  des  KR 

B  1886  III  845.    Vgl.  B  1883  II  220,  No.  8. 

i  BGes.  betr.  die  Arbeit  in  den  Fabriken  vom 
len  ErlaS3  eines  BGns.  über  die  Haftpflicht 
b  vor  und  setzt  bis  zum  Erlass  eines  solchen 
che  BestimmuDgen  fest.  Mit  Inkrafttreten  des 
pflicht  aus  Fabrikbetrieb  vom  25.  Juni  I8S1 
des    Fabrikges.    aufgeboben    worden    (vgl. 

zu  BchOtzen  sei,  dass  die  tate&chlidie  Ausaimsg 
erhalb  der  verfassungsrechtlichen  Schranken  jedem 
le  Beeinträchtigung  desselben  gegenüber  wirtocbaß- 
Personen  der  Bestrafung  unterliegt. 

Uebers.  Verb.  d.  BVera.  Dez.  1891.  No.  441 
ug  der  in  den  letzten  Jahren  eingeführten  politJKbeii 
17. 
1  einer  Versammlung  in  Solothurn  eine   Resolution 

1  zu  üebot  stehenden  Mitteln  dahin  zu  wirken,  dsa 
.llen  Berufsarten,  besondere  Verhältnisse  vorbehalten. 
irgehen  bis  auf  höchstens   acht  Stunden  täghch  ab- 

insbesondere  die  Organisation  der  Lohuarbeitetschafi 
und  deren  soziale  Reformbestrebungen  aus  allen 
und  zu  unterstützen; 

Igen  sich  mit  der  Arbeiterschaft  aller  Länder  soli- 
a  und  den  hieraus  entspringenden  internationalen 
seilen  nach  besten  Kräften   freudig  gerecht  *u  we^ 

mit  abweichendem  Text  erfolgten  seitens  der  Volts- 
n  und  Vevey. 

;en  dem  BR  zum  Vorbericht  überwiesen.  Die  Erle- 
bt *z.  Z.  noch  aus.  B  1893  I  621. 
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Art.  15  des  BGes.  vom  25.  Juni  1881)  mit  Ausnahme  seiner  litt,  d, 

die  lautet: 

Der  BR  wird  diejenigen  Industrien  bezeichnen,  die  erwiesener- 
massen  und  ausschlieslich  bestimmte  gefährliche  Krankheiten  er- 
zeugen, auf  welche  die  Haftpflicht  auszudehnen  ist. 

Im  Anschluss  hieran  schreibt  Art.  3  des  BGes.  vom  25.  Juni 

1881  vor: 

In  denjenigen  Industrien,  welche  der  BR  in  Ausführung  von 
Art.  5,  litt,  d  des  Fabrikges.  als  solche  bezeichnet,  die  gefährliche 
Krankheiten  erzeugen,  haftet  der  Betnebsuntemehmer  auch  für 
den  durch  Krankheit  eines  Angestellten  oder  Arbeiters  entstande- 
nen Schaden,  wenn  die  Erkrankung  erwiesenermassen  und  aus- 
schlieslich durch  den  Betrieb  der  Fabrik  erfolgt  ist. 

Anläslich  der  Beratung  über  die  Fragen  der  Ausdehnung  der 
Haftpflicht  und  der  Ergänzung  des  BGes.  vom  25.  Juni  1881  bean- 
tragte der  BB  den  zit.  Art.  3  des  Haftpfiichtges.  abzuändern,  wie 
folgt: 

In  denjenigen  Industrien,  welche  gefährliche  Krankheiten  er- 
zeugen, haftet  der  Betriebsunternehmer  auch  für  den  durch  Krank- 
heit eines  Angestellten  oder  eines  Arbeiters  entstandenen  Schaden, 
wenn  die  Erkrankung  erwiesenermassen  und  ausschlieslich  durch 
den  Betrieb  der  Fabrik  erfolgt  ist. 

Art.  5,  litt,  d  des  BGes.  vom  23.  März  1877  ist  aufgehoben. 
Immerhin  bleibt  dem  BR  die  Befugnis  vorbehalten,  gefährliche 
Krankheiten  erzeugende  Industrien  von  sich  aus  dem  gegenwärti- 
gen Art.  3  zu  unterstellen. 

'  Zur  Begründung  seines  Vorschlages  hob  der  BR  hervor,  dass  er 
zwar  Jahr  für  Jahr  versucht  habe,  Art.  5,  litt  d  des  Fabrikges.  zur 
Ausführung  zu  bringen,  ^)  dass  aber  all  seine  Anstrengungen  ver- 

*)  Gemeint  ist  eine  allgemeine  Ausführung,  denn  Art.  1  des  bundesrätl. 
-Reglements  über  die  Fabrikation  und  den  Verkauf  von  Zündhölzchen  vom 
17.  Okt  1882  setzt  fest:  Die  Fabrikation  von  Zündhölzchen  mit  gelbem  Phos- 
phor wird  als  eine  gefährliche  Krankheiten  erzeugende  Industrie  angesehen 
and  daher  der  Bestimmung  von  Art.  3  des  BGes.  betr.  die  Haftpflicht  aus 
Pabrikbetrieb  unterstellt  (vgl.  A.  S.  n.  F.  VI  499,  501,  506,  VII  113,  2  S. 
I  177,  zit  Komm.  S.  49)  und  in  seinem  Beschl.  vom  29.  Nov.  1884  verfügte 
der  BR:  Im  Sinne  von  Art.  5,  litt,  d  des  Fabrikges.  wird  die  Haftpflicht 
ausgedehnt  auf  die  Jaquard- Webereien ,  in  welchen  Bleistäbchengewichte 
(statt  Eisengewicht«)  verwendet  werden  (B  1884  IV  522,  1885  II  298,  Komm. 
S.  49).  üeber  die  Zündhölzchenfabrikation;  vgl.  Wolf  I  298,  ferner  Postl-Slg. 
n.F.  No.  142,  155,  24s,  269,  366,  Uebers.  Verh.  d.  BVers.  Dez.  1889,  No.  39; 
B  1878  II  819,  III  5,  1879  II  480,  III  792  (Botsch.  zum  BGes.  vom  28.  Dez.  1879, 
A.  S.  n.  F.  V  31)  1880  11  117,  1881  IV  620,  1882  II  139,  669,  959:  oben  I  No. 
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!sen  Beien.  Die  Gründe  hievon  sind  folgende:  Einer- 
tenheit  von  Erkrankungen  aucbin  gefährlichen  InduB- 
'seits  Scliaffung  gleichen  Rechts  für  Alle,  was  eben  seine 
chen  Schwierigkeiten  hat,  wenn  die  Lösnng  auf  admhii- 
ege  gesucht  werden  muss.  Man  sträubt  sich  gegen  die 

einzelner  Industriezweige,  welche  das  Ehrgefühl  der 
ndustriellen  verletzt  und  das  Ansehen  ihrer  Geschäfte 
ie  wirklich  giftigen  Prozeduren  beschränken  sich  auf 
ringe  Zahl,  und  es  sollte  nicht  an  deren  Stelle  die 
:rie  an  den  Pranger  gestellt  werden.  Hinwiederum  ist 
mg  eines  schädlichen  Verfahrens  oder  eine  speziüsclie 
in  den  mannigfaltigsten  Geschäftszweigen  möglich,  aber 
Uigkeiten  und  Unregelmässigkeiten  unterworfen,  dass 
ine  Unterstellung  jener  unter  die  Haftpflicht  nicht  ge- 
verden  könnte  und  so  eine  ungleiche  Behandlung  der 
itstünde.  B  1888  m  ^\ 

;.  Räte  traten  auf  den  Vorschlag  des  BR  nicht  ein.  Die 
TR,  die  Ablehnung  des  Vorschlages  des  BR  beantragend. 

ihrem  Beschl.  vom  11.  Okt.  1886,  dass  sie  sich  mit  dem 
cht  befreunden  könne,  dass  die  vorliegende  Frage  in 
nen  Falle  zum  Gegenstand  des  Prozesses  gemacht  wird, 

der  Ansicht  huldige,  es  lasse  sich  an  Hand  der  ge- 
»bachtUDgen  das  gesetzlich  vorgeschriebene  Verzeichnis 
:he  Krankheiten  erzeugenden  Industrien  durch  den  BR 
teilen  und  jeweilen  venroUsländigeD,  als  dies  durch  die 
?lich  wäre.  b  1886  111  iw. 

hat  den  15.  Dez.  1887  in  Vollziehung  des  Art.  5,  litt 
cges.  einen  Beschl.  gefasst,  in  welchem  für  die  Charat- 
;r  von  der  Vorschrift  des  Art.  5,  litt,  d  betroffenen  In- 

I  Ausgangspunkt  genommen  wird,  die  Tatsache,  dass 
om  BR  aufgezählte  Stoffe  in  denselben  verwendet  wer- 
tstehen, bezw.  vorkommen. 

P.  X  307.  Wolf  I  292.  Vgl.  B  1879  Hl  312,  1883  II  220,  1884 1! 
11  299,  1888  U  40,  1889  I  693. 

II  221,  1884  II  150.  1886  I  282,  11  475,  III  566  (Ber.  des  eidg. 
.tates  vom  24.  Okt.  1886),  1887  I  407,  1889  I  700,  1890  I  706.  ISBl 

und  Geti-Entw.  dea  BR  vom  20.  Nov.  1891  betr.  Einführung  des 
lOnopols,  B  1891  V  413.  Beschl.  dea  StR  hiezu  vom  14.  Dez.  18W, 
d.  BVera.  Dez.  1892,  No.  50,  Stenographischea  Bulletin  1892  U 
I  630. 
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1461  a*  Eine  kant.  Reg.  verlangte  die  Anwendung  des  Art.  5, 
litt,  d  des  Fabrikges.  auf  eine  Pillenfabrik  infolge  Erkrankungen, 
die  in  derselben  stattgefunden  haben.  Das  Schweiz.  Industrie-  und 
Landwirtschaftsdep.  trat  jedoch  auf  das  Gesuch  nicht  ein ,  weil  die 
veranstaltete  Untersuchung  ergeben  hatte,  dass  in  den  Pillen  und  in 
dem  betr.  Etablissement  selbst  kerne  Stoffe  zu  finden  waren,  welchen 
mit  Sicherheit  die  Verursachung  der  vorgekommenen  Erkrankungen 
zugeschrieben  werden  konnte,  so  dass  die  Voraussetzung  des  zit. 
Art.  5,  litt,  d,  welche  in  den  Worten  « erwiesenermassen  und  aus- 
schlieslich  »  ihren  Ausdruck  findet,  nicht  zutraf  und  auch  das  weitere 
Requisit  a  bestimmte  gefährliche  Krankheiten »  nicht  vorhanden  war. 

Schweiz.  Industrie-  und  Landwirtschaftsdep.  den  25.  Sept.  1888,  B 1889 1 692. 

1461b.  Die  äusserlichen,  durch  Frost  verursachten  Gesund- 
heitsschädigungen, welche  der  Haftpflichtgesetzgebung  unterstellte 
Arbeiter  bei  der  Eisgewinnung  erleiden,  sind  ebensogut  wie  die 
Verbrennungen  in  Giessereien  als  Unfälle  im  Sinne  der  BGesetz- 
gebung  zu  betrachten ;  im  Streitfall  entscheidet  hierüber  allerdings 
der  Richter.  Innerliche  Erkrankungen  (Bronchitis  u.  dgl.)  dagegen 
könnten  jeweilen  kaum  mit  Sicherheit  von  obiger  Ursache  abgeleitet 
werden,  weshalb  Art.  5,  litt,  d  des  Fabrikgesetzes  nicht  auf  sie  An- 
wendung findet. 

Schweiz.  Industrie-  und  Landwirtschaftsdep.  den  22.  Sept.  1888,  ß  1889  I  703, 

1462.  Aus  Art  17,  Abs.  1  des  eidg.  Fabrikges.  geht  hervor, 
dass  der  ER  in  Gemäsheit  dieses  Ges.  die  nötigen  Weisungen  er- 
lässt,  die  von  den  KReg.  zu  vollziehen  sind.  Die  Botsch.  des 
BR  vom  6.  Dez.  1875  erläutert  diese  Stelle  des  Ges.  in  folgender 
Weise  : 

Der  Bund  gibt  die  für  alle  Kantone  verbindlichen  Vorschriften,  die 
VolLdehong  derselben  ist  Sache  der  kant.  Behörden,  jedoch  unter  Auf- 
sicht des  Bundes,  in  welcher  Aufsicht  auch  die  Berechtigung  enthalten 
ist,  wenn  die  gleichmässige  Yollziehung  des  Ges.  in  diesem  oder  jenem 
Punkte  dies  erheischt,  solche  durch  Erlass  besonderer  Verordnungen  zu 
sichern.  Der  BR  hebt  diese  Aufgabe  besonders  hervor,  weil  die  Erfah- 
rung aller  Staaten,  welche  Fabrikgesetzgebungen  erlassen  haben,  beweist, 
dass  die  Gieichmässigkeit  der  Gesetzes  Vollziehung  gerade  auf  diesem  Ge- 
biete von  ganz  besonderer  Wichtigkeit  ist. 

Es  unterliegt  demnach  keinem  Zweifel,  dass  es  Sache  des  BR 
ist,  diejenigen  allgemein  giltigen  Weisungen  zu  erteilen,   welche 
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g.  Fabrikges.  erfordert.  Was  insbes.  die 
rgesehenen  Hilfsarbeiten  betrifft,  so  kann 
lur  der  BAdministrative  das  Recht  zustehen, 
bezeichnen,  wie  sie  es  schon  in  mehrereo 
■de  ein  solches  Recht  auch  den  kant  Ge- 
wäre es  mit  der  in  der  erwähnten  Botsch. 
ten  Gleichmässigkeit  der  Gesetzesvollzie- 
eine  Gericht  so,  das  andere  anders  ent- 

|]  sein  zuständiges  Dep.  hat  nun  aber  je 
Q  den  Fabrikstickereien  der  Kategorie  der 
OD  Art.  12  des  BGes.  beigezählt,  im  G^en- 
id  Laodwirtschaftsdep.  mit  Kreisschr,  vom 
klich  konstatirt,  dass  dort  jene  Reinigungs- 
rbeitezeit  einbegriffen  werden  müssen.  Es 
■ift  von  Art.  11,  Abs.  1  des  BGes.,  wonach 
igen  Arbeit  eines  Tages  nicht  mehr  als  elf 
;nden  von  Sonn-  und  Festtagen  nicht  mehr 
gen  darf,  für  die  Fabrikstickereien  ihre 
hme,  welche  der  BR  durch  Eeschl.  vom 
ch  für  Baumwollspinnereien  hinsichtlich  der 
tgesetzt  hat,  ist  bedingt  durch  die  besondem 
tabüBsementen  und  findet  weder  auf  Fabrik- 
)  auf  andere  Industrien  Anwendung. 
den  31.  Juli  1888,  seine  Kompetenz  aus  Art 
Art  59,  Ziff.  8  des  Organis-Ges.  herleitend, 
Leg.  drei  Urteile  des  Obergerichtes  Appeu- 

itar  des  achweiz.HandelBdep.,  8.80-83,  No.  14§»: 
!  BR  vom  3.  Juni  1891  in  Betracht,  A.  S.  n.  F,  2  S. 

mtar  S.  72. 

intar  S.  öO;  durch  Art.  3  des  Beschl.  dea  BR  Tom 
;n  in  Fabriken  ist  die  erwähnte  Ausnahme  für  Hilfc- 
'eien  (die  aog.  PutzhalbstundeJ  aufgehoben  worden, 
142, 1882 II 137, 1887 1 405  {Antrag  der  FabriMngpek- 
tr.  Aufhebung  der  den  Baumwollapiuuereien  ge- 
I,  1890  1  665  (Ablehnung  des  Begebrens  einiger 
Inhalts,  daaa  die  Kammgarnspinnerei  von  ollen 
,  die  der  BaumwollinduBtrie  eingeräumt  werden, 
könne),  1891  III  315.    Tgl.  No,  14S4  a. 
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seil  a.  Rh.  vom  26-  März  1888  aufgehoben.  Das  genannte  Ober- 
gericht hatte  drei  Stickereifabrikanten,  welche  die  elfte  Stunde  an 
Samstagen  zur  Vornahme  von  Reinignngsarbeiten  verwendet  hatten, 
von  einer  Anklage  wegen  Zuwiderhandlung  gegen  Art.  11  des  BGtes. 
betr.  die  Arbeit  in  den  Fabriken  freigesprochen,  weil  die  betreten- 
den Patzarbeiten  zweifelsohne  Hil&arbeiten  im  Sinne  des  Art.  12 
des  BGes.  seien. 

Das  Appenzeller  Obergericht  anerkannte  die  Entscheidung  des 
BR  nicht  für  zutreffend  und  erklärte  dieselbe  für  unverbindlich,  bis 
das  in  Sachen  zuständige  BGericht  diesen  Kompetenzkonäikt  ent- 
schieden haben  verde;  es  fand  sich  jedoch  nicht  veranlasst  gegen 
die  Entscheidung  des  BR  irgend  welche  Schritte  zu  tun,  so  lange 
die  Folgen  des  obergerichtlicben  Urteils  faktisch  fortbestünden.  *) 
B  1888  in  969,  1889  I  691,  EI  162,  899,  1080,  1890  I  703. 

1462  a.  Im  Jahre  1892  verlangte  eine  kaut.  Reg.,  dass  die 
eidg.  Fabrikinspektorea  beauftragt  würden,  eme  genaue  Kontrole 
über  die  Fabriken  nach  der  Richtuog  hin  auszuüben,  dass  keine 
schulpflichtigen  Kinder  zur  Arbeit  in  Fabriken  verwendet  und  da- 
durch dem  Schulbesuche  femgehalten  würden.  Das  Schweiz.  In- 
dustrie- und  Landwirtschaftsdep.  antwortete  hierauf  den  4.  Febr. 
1892,  dass  die  Durchführung  des  ei^.  Fabrikges.  gemäs  Art.  17 
des  BGes,  den  Eßeg.  obliege,  und  dass  somit  die  beständige  Ueber- 
vacbung  der  dem  BGes.  unterstellten  Betriebe  Aufgabe  der  kaut. 
Bezirks-  oder  Gemeindeorgane  sei ;  diese  sind  es  auch  im  vorliegenden 
Falle,  die  das  wesentlichste  zur  Beseitigung  der  bezeichneten  Uebel- 
stäude  beitragen  sollen  und  am  ehesten  können.  B  1893  I  626. 

1463.  Der  BR  hält  im  Hinblick  auf  Art.  34  derBV  die  Kantone 
nicht  für  befugt,  Fabrikpolizeigesetze  zu  erlassen,  sofern  diese 
letztem  nicht  blosse  Auaführungebestimmungen  zur  praktischen  An- 
«endung  der  eidg.  Normen  enthalten  oder  Verhältnisse  betreffen, 
deren  Regelung  nicht  der  BGesetzgebuog  vorbehalten  ist. 

In  der  Botsch.  vom  6.  Dez.  1875  bemerkte  der  BR  zu  Art  19 
des  Ges-Entw.  (entsprechend  Art.  20  des  BGes.): 

Nor  die  Verhältnisse  der  Fabrikarbeit,  welche  in  diesem  Gesetze 
nicht  geregelt  sind,  bleiben  der  kant.  Gesetzgebung  and  Administration 
affim.     Die  BV  will  einheitliche  Bestimmungen  Über  Verwendung  von 

I)  Vgl.  No.  1476. 


Teil  IV.    Abschn.  VII.    Kapitel  1.    No.  1463—1466. 

rn  in  Fabriken  u.  s.  w.  Diese  Einheitlichkeit  würde  verloren 
wenn  es  den  Kantonen  gestattet  sein  sollte,  in  diexem  oder  jenam 
von  denjenigen  Vorschriften  abzuweichen,  welche  in  diesem  BGea. 
teilt  sind. 

Pas  speziell  den  Art.  11  des  BGes.  angeht,  so  behandelt  er 
Dauer  der  Arbeit  erwachsener  Personen  »  in  den  Fabriken, 
einheitliche  Normirung  durch  den  Art.  34  der  BV  dem  Bnnde 
'agen  ist  *) ;  er  betrifft  also  eine  Materie,  über  welche  die  Kan- 
;esetzliche  Vorschriften  nicht  mehr  aufstellen  können  und  auch 
sollen.  Denn  ein  leitender  Gesichtspunkt  bei  der  Schaffung 
Kompetenz  zur  Fabrikgesetzgebung  und  der  letzten!  selbst 
mch  der,  die  Produktionsbedingungen  für  unsere  Industrie 
artig  zu  gestalten,  ein  Erfordernis,  dessen  Wünschbarkeit  auf 
and  liegt,  welches  aber  durch  Einführung  ungleich  grosser 
lalarbeitstage  gänzlich  ausser  Acht  gelassen  würde, 
ie  Unzulässigkeit  eines  einseitigen  gesetzgeberischen  Vor- 
s  der  Kantone  ei^ibt  sich  auch  aus  dem  Inhalte  des  Art.  U 
Es  wird  durch  denselben  für  die  ganze  Schweiz  Terboten, 
ibrikarbeiter  länger  als  elf  Stunden  im  Tage  in  der  Fabrik 
jchäftigen.  Damit  ist  natürlich  nicht  verboten,  die  Arbeitszeit 
er  Fabrik  auf  weniger  als  elf  Stunden  festzusetzen;  allein 
it  in  das  freie  Ermessen  des  Arbeitgebers  gestellt;  wenn  letz- 
nicht  unter  elf  Stunden  herat^ehen  will,  so  kann  ihn  weder 
und  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  seiner  Gesetzgebung, 
[er  Kanton  hiezu  zwingen,  denn  das  BGes.  erlaubt  den  elEstün- 
Arbeitstag.  Wollte  daher  ein  Kanton  auf  seinem  Gebiete  anders 
Iren,  so  würde  er  sich  dadurch  mit  der  bundesgesetzlichen 
irift  in  Widerspruch  setzen,  er  würde  verbieten,  was  der  Bund 
tet,  nämlich  elf  Stunden  im  Tage  arbeiten  zu  lassen, 
ies  war  die  Antwort  des  BR  vom  23.  Dez.  1890  an  deo 
erbund  Glarus,  der  folgende  Fragen  dem  BB  vorgelegt  hatte: 
Hat  ein  einzelner  Eanton  g^enwärtig  nicht  mehr  das  Recht, 
dem  eidg.  noch  ein  eigenes  kant.  Fabrikpolizeigesetz  zu  erlassen, 
t  also  der  Bund  allein  zur  Fabrikgesetzgebung  befugt? 

Ist  im  eidg.  Ges.  Art.  11  so  anfzu&ssen,  dass  unter  der  elfetSn- 
Arbeitszeit  nicht  nnr  das  Jfaiimnm,  sondern  auch  das  Minimnm 
stehen  ist,  oder  steht  es  den  einzelnen  Kantonen  frei,  die  Arbeits - 
ch  von  sich  ans  zn  beschränken  ?  B  1890  V  520. 

Vgl.  No.  1484  ff. 


Arbeitfiraehatz. 

1464.  Es  ist  konstante  Praxis  der  Fabrikinspekt 
des  schneiz.  Industrie-  und  Landwirtschaftsdep. ,  die  Ni 
Arbeiter,  die  bezüglicli  der  Ausführang  des  eidg.  Fabril 
schwerden  Torbringeo,  in  der  Regel  nicht  zu  nennen,  da 
sonst  der  Ge&br  ausgesetzt  sind,  seitens  ihrer  Arbeit^ 
massregelt  zu  werden.  Es  ist  also  auch  eine  EReg.  bere 
dieser  Weise  zu  verfahren.  BB  den  13.  Juni  1890,  B  l 

1465.  Gegen  einen  Bescbl.  des  BR  betr.  die  Untc 
oder  die  Nichtanterstellung  eines  Etablissements  unter  i 
Fabrikges.  kann  nicht  an  die  BVers.  rekurrirt  werden, 
scheid  des  BR  ist  endgiltig;  vgl.  Art.  1,  Abs.  -2  des  BGe: 

BVera.  den  24-,  27.  Juni  1884,  B  1885  II  297,  vgl.  Ber.  des  BB 
vom  9.  Juni  1884,  B  1834  111  178,  ät.  Kommentar  S.  23;  obe: 
111  S.  257. 

1463n.  Auf  ein  Gesucb,  zu  entscheiden,  ob  nich 
stinunter  Unfall,  der  sich  in  einem  dem  eidg.  Fabrikge 
stellten  Etablissemente  ereignete,  der  Haftpflichtgesetzgebu 
liege,  trat  das  Schweiz.  Industrie-  und  Landwirtschafta 
Beschl.  vom  25.  Mai  1892  nicht  ein,  da  Art.  14  des  B( 
25.  Juni  1881  dem  BR  nur  die  Kompetenz  einräumt,  zu 
ob  eine  industrielle  Anstalt  diesem  Ges.  unterstellt  sei,  ni 
ob  auf  den  in  einem  schon  unterstellten  Betriebe  vor^ 
oder  mit  ihm  vielleicht  zusammenhängenden  Unfall  die  B 
sich  erstrecke;  die  Entscheidung  der  letztern  Frage  fäl 
richterliche  Befugnis.  B  1893  I  612;  BGer-Entach.  li 

1466.  Einem  Strohhatfabrikanten  wurde  von  der  k 
der  Fabrikbetrieb  in  einem  arsprUnglich  zur  Hlibnerzucht 
ten  Gartenhause  untersagt.  Die  Beschwerde  hiei^egen 
BR  den  1 1.  Jan.  1889  als  UDbegriindet  ab ,  da  Bau  und  i 
sanitatspolizeilicher  Beziehung  den  gesetzlichen  Anforderung« 
aus  nicht  entsprachen,  vgl.  BGes.  Art.  2.  (Die  Höhe  der 
räame  betrug  nur  2  m.  und  darunter.)  B  1 

')  Dasselbe  gilt  bezOgüch  der  vom  BB  zu  entscheidenden  Frag 
nicht  auf  dem  Fabrikverzeicbnis  stehende  industrielle  Anstalt  oder 
tige  Unternehmung  der  Haftpfiichtgesetxgebung  unterliegt  oder  r 
BGes.  vom  25.  Juni  1881,   Art.  14.   BGes.   vom  26.  April   1887,  Art, 
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466  a.  Die  in  einer  Fabrik  elektrischer  Glühlampen  Ter- 
zen Quecksilberlnftpumpen  waren  im  Jahre  1890  Veranlassung 
lecksilbervergiftungen.  Das  Schweiz.  Industrie-  und  Land- 
laftsdep.  verfügte  daher  den  23.  Juli  1890,  dass  im  betr. 
iseniente,  weiblichen  Arbeitern  jeden  Alters,  sowie  mann- 
Arbeitern  unter  sechszehn  Jahren  die  Arbeit  im  Pampraum 
Igt  sei,  dass  ferner  die  Verwendung  über  sechszehn  Jahre  alter 
icher  Arbeiter  im  Fumpraum  nur  unter  gewissen,  näher  be- 
bten Kautelen  gestattet  sei.  b  1891  li  232. 

167.  Der  Keg-Rat  des  Kts.  Baselland  hatte  den  12.  SepL 
nfolge  einer  Beschwerde  des  Fleck-Meili  gegen  den  Inhaber 
iwebrfabrik  in  Binningen  folgenden  Beschl.  gefasst: 

W.  Baader,  als  Inhaber  der  Gewehrfabrik  BinningeQ,  wird 
ifgefordert,  in  Abänderung  der  bisherigen  fabrikpolizeilicben  Be- 
ilUgung,  statt  des  jetzigen  Kamins  ein  gemaaertes  von  24  Meter 
6he  und  0,16147  m'  Qaerschnitt  am  obem  Ende  gemOs  dem 
arschtag  des  technischen  Bipert«n  zu  erstellen  und  in  dasselbe 
ich  die  Gase  der  Einsatzßfen  zu  leiten.  Diese  Kaminanlage  mnss 
s  tän^tens  den  31.  Okt.  1891   fertig  erstellt  sein. 

Sofern  diesem  Beschl.  nicht  rechtzeitig  und  gehörig  nachge- 
bt wird,  so  wird  die  Einstellung  des  Betriebes  der  Gewehrfabrik 
rfiigt,  und  es  wird  Überdies  der  Inhaber  der  Fabrik  wegen  Ün- 
ihorsams  gegen  amtliche  Verfügungen  in  Strafuntersachung  ge- 
gen werden. 

uf  Beschwerde  des  W.  Baader  gegen  diesen  Beschl.  entschied 
i.  den  5.  Jan.  1892: 
Br  Rekurs  wird  im  Sinne  nachtoigender  Weisungen  erledigt: 

In  Abänderung  des  angefochtenen  Beschl.  der  Reg.  des 
laselland  wird  die  (rewehrfabrik  Binningen  aufgefordert,  bis 
AUS  Ende  Feb.  1892  durch  einen  sachverständigen  Fach- 
an  ihrem  Dampfkessel  einen  Vorwärmer  und  einen  Strahl- 
isator  im  Sinne  des  in  Kopie  beigegebenen  Gutachtens  des 
Strupler  anbringen  zu  lassen.    Für  den  Betrieb  der  Eessel- 

diirfen  vom  genannten  Termin  an  nur  rauchschwache  Koh- 
r  Verwendung  kommen. 

Sofern  nach  Fertigstellung  der  übernommenen  Lieferung  von 
rbestandteilen  die  Fabrik  weiter  betrieben  werden  sollte,  ist 
^raftverbrauch  entsprechend  ein  grösserer  Dampfkessel  nebst 
nem  Hocbkamin  zu  erstellen. 
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3.  Während  von  der  Androhung  der  Betriebseinstellung  ab- 
gesehen werden  muss,  so  erhält  der  Reg-Rat  von  Baselland  hin- 
wieder den  Auftrag,  für  den  Fall,  dass  die  geforderten  Aende- 
mngen  bis  zum  festgesetzten  Termin  nicht  ausgeführt  sein  sollten, 
den  Inhaber  der  Fabrik  im  Sinne  des  Art.  19  des  eidg.  Fabrikges. 
dem  Strafrichter  zu  überweisen. 

Die  Erwägungen  dieser  Entscheidung  lauten: 

1.  Art.  3  des  eidg.  Fabrikges.  enthält  genaue  Vorschriften 
über  die  Eröfihung  und  den  Betrieb  einer  Fabrik,  und  speziell 
Abs.  3  lässt  erkennen,  dass  die  Betriebsbewilligung  die  Fabrikleitung 
keineswegs  von  der  Verpflichtung  entbindet,  beim  Betriebe  sich 
ergebende  üebelstände  zu  beseitigen.  Da  die  Gewehrfabrik  Bin- 
ningen  auf  der  Fabrikliste  steht,  so  ist  daher  auch  der  erwähnte 
Art.  3  des  BGes.  auf  sie  anwendbar. 

2.  Aus  den  Akten  geht  zweifelsohne  hervor,  dass  die  umgebende 
Bevölkerung  durch  den  der  Fabrik  entsteigenden  Rauch  und  Russ 
in  einer  Weise  belästigt  wird,  die  über  das  zulässige  Mass  hinaus- 
geht, und  dass  eine  Beseitigung  der  vorhandenen  Üebelstände  er- 
lorderlich  ist. 

3.  Wenn  auch  im  Kt.  Baselland  die  gesetzlichen  kantonalen 
Bestimmungen  fehlen  sollten,  welche  die  Gewehrfabrik  Binningen 
zwingen  könnten,  die  in  ihrem  Etablissement  bestehenden  und  haupt- 
sächlich erst  während  des  Betriebes  zu  Tage  getretenen  mangel- 
haften Einrichtungen  abzuändern,  so  ist  die  Reg.  gemäs  Art.  3  des 
BGes.  ünmer  befugt  und  geradezu  verpflichtet,  die  Betriebsbe- 
villigung  einzuschränken,  bezw.  die  Abstellung  der  Üebelstände 
zu  verfügen. 

4.  Während  die  Erstellung  eines  Hochkamins  nach  Vorschlag 
des  von  den  kant.  Behörden  beigezogenen  Fachexperten,  ganz  ab- 
gesehen davon,  dass  dadurch  die  gerügten  Ausstände  nur  unvoll- 
ständig beseitigt  würden,  voraussichtlich  eine  längere  Betriebsein- 
stellung zur  Folge  hätte,  welche  sowol  im  Interesse  der  NeubewaflF- 
nang  der  Schweiz.  Armee '))  stls  aus  Rücksichten  auf  die  dadurch 
plötzlich  brodlos  werdenden  128  Arbeiter  zu  vermeiden  ist,  so  hätte 
nach  dem  Gutachten  des  vom  eidg.  Fabrikinspektor  beigezogenen 
Fachexperten  die  von  ihm  befürwortete  Aenderung  an  der  Dampf- 
kesselanlage (Anbringen  eines  Vorwärmers  und  eines  Strahlkonden- 


i 


i 


*)  Vgl.  No.  1486  a. 
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keine  oder  nar  eine  unwesentliche  Betriebsstörung  zur  Folge, 
könnte  eventuell  durch  Verwendung  eines  Lokomobits  jeder 

»suDterbruch  vermieden  werden. 
Sofern  nach  Vollendung  der  für  das  eidg.  MUitärdep.  über- 

nen  Lieferung  von  Gewehrbestandteilen  die  Fabrikanlage  be- 
bleiben sollte,  so  ist  die  Erstellung  eines  Hochkamina  und 

^e  eines  grössern  Kessels  absolut  unvermeidlich. 

B  1892  I  99,  n  36 

168.  Eine  Fabrik ')  im  Sinne  des  eidg.  Fabrikges.  ist  nicht  nur 
entliches  Fabrikgebäude,  sondern  jedes  ArbeitsIokaP),  wo- 
eine  Anzal  von  Arbeitern  oder  Arbeiterinnen  gleichzeitig  und 
ässig  ausserhalb  ihrer  Wohnungen  beschäftigt  werden. 

BR  den  11.  Mai  1886.  B  1887  1  402. 

169.  Die  verschiedenen  Betriebe  eines  Etablissements  müs- 
i  der  Frage  der  UnterstellHng  unter  das  Fabrikgesetz  stets 
nzes  betrachtet  werden,  auch  wenn  die  einzelnen  Zweige  des- 
nnr  teilweise  fiir  einander  arbeiten. 

;r  BR  lehnte  daher  das  Gesuch  des  J.  Dütscher  in  St.  Gallen 
schl.  vom  28.  Dez.  1889,  14.  März  1890  ab;  der  Gesuchsteller 
erlangt ,  dass  die  Sägerei ,  die  als  Teil  seiner  Teignaaren- 
dem  Fabrikgesetz  unterstellt  worden  war,  von  der  Fabrik- 
jstrichen  werden  möchte. 

B  1890  1  664.  1891  II  228,  229.  zit  Kommentar  S.  '&. 

170*  Apotheken  sind  bis  jetzt  nicht  als  Fabriken  betrachtet 
her  dem  Fabrikgesetz  nicht  unterstellt  worden. 

BR  den  28.  April  1886,  B  1886  I  27ä, 

I71>    Wenn  auch  die  Zahl  der  Arbeiter  eines  Etablissem^ts 

der  R^el  als  Minimum  angenommene  Zahl  von  6  nicht  er- 
so  erklärt  der  BR  ein  solches  Etablissement  trotzdem  als 
im  Sinne  des  BGes.,  wenn  in  demselben  Leben  und  Gesund- 

r  Arbeiter  io  besonderer  Weise  gefährdet  sind  (vgl.  Kreisscbr. 

:  vom  23.  Sept.  1886,  B  1887  I  401,  ziL  Kommentar  S.  3t). 

Vgl.  jetzt  Be^hl.  dea  BR  vom  3.  Juni  1891  betr.  Vollziehung  von  Art  1 
..  ober  die  Arbeit  in  den  Fabriken,  A.  S.  n.  F.  2  S.  II  123.  B  18ai  III 
i  II  80. 

Vgl.  auch  den  zit.  Kommentar  S.  27  (B  1886  I  274);  eine  Holzbear- 
:werkst&tte  ist  eine  Fabrik  im  Sinne  des  BGes..  bestätigt  vom  BR  den 
1891.  B  1891  IV  316, 
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in  Anwendung  dieses  Grundsatzes  bat  der  Bß  den  21.  Jan. 
1690  eioe  mechanische  Holzspalterei  in  Biet,  die  im  Maximum  nur 
5  Arbeiter  beschäftigt,  deren  Betrieb  aber  ein  ganz  ausserordent- 
lich gefährlicher  ist,  dem  eidg.  Fabrikgesetz  unterstellt '). 

B  18S0  I  170,  1891  in  202. 

1471  a.  I.  Dem  eidg.  Fabrikgesetz  unterstellte  der  BR  den 
27.  April  1886  den  Eigentümer  einer  6  Arbeiter  zählenden  Gerberei; 
denn  auch  der  Handwerksbetrieb  ist  dem  Fabrikgesetz  zu  unter- 
stellen, wenn  er  in  einem  gewissen  (grössern)  Umfange  erfolgt  oder 
in  schädlicher  Weise  die  Gesundheit  der  Arbeiter  beeiaäusst,  was 
namentlich  bei  der  Gerberei  der  Fall  ist.  B  1887  l  401. 

U.  Und  den  11.  Mai  1886  unterstellte  der  BR  dem  eidg.  Fabrik- 
gesetz  die  Inhaberin  eines  Uemdenfabrikationsgeschäftea,  in  welchem 
8  Arbeiterinnen  (teilweise  noch  nicht  18  Jahre  alt)  beschäftigt 
wurden,  weil  in  diesem  Geschäft  minderjährige  Arbeiterinnen  eine 
ihre  Gesundheit  gefährdende  Arbeit  zu  versehen  haben'). 


1471b.  Konstanter  Praxis  gemäs  giebt  das  Vorhandensein 
Hinderjähriger  in  einer  industriellen  Anstalt,  in  welcher  mehr  wie 
rünf  Personen  jedoch  ohne  Motor  beschäftigt  werden,  den  Ausschlag 
zu  Gunsten  der  Unterstellung  dieser  Anstalt  unter  das  eidg.  Fabrik- 
gesetz. »)  BR  im  B  1890  I  701,  vgl.  zit.  Kommentar  S.  11. 

1471c.  In  einer  Sägerei  mit  circa  sechs  Arbeitern  wurden 
ausser  dem  geistig  beschränkten  Bruder  des  Firmainhabers  noch 
zwei  andere  physisch  und  geistig  anormale  Arbeiter  beschäftigt. 
Der  BR  erblickte  den  30.  Jan.  1891  in  diesem  eigenartigen  Um- 
stände, der  die  an  und  für  sich  vorhandene  Gefährlichkeit  des 
Sägereibetriebes  in  ausserordentlicher  Weise  erhöhte,  einen  Grund, 
der  allein  schon  die  Unterstellung  unter  das  eidg.  Fabrikges.  recht- 
fertige. B  1892  II  30. 

')  Vgl.  jetzt  den  Beschl.  des  BH  vom  3.  Juni  1891,  betr.  Vollziehung  von 
Art.  1  des  BGea-,  .4rt.  1,  litt,  c,  A.  S.  n  F.  2  S.  II 123. 

.   3.  Juni  1391 ,   Art.  1,  litt.  c. 

3.  Juni  1891,  Art.  1.  litt,  a,  A.  S. 
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1471  d.  Die  Frage,  ob  Sägereien  mit  weniger  als  sechs  Ar- 
beiteni  und  Metzgereien  dem  eidg.  Fabrikges.  zu  unterstellen  seien, 
wurde  vom  Schweiz.  Industrie-  und  Landwirtschaftsdep.  den  30.  März 
1892  in  folgender  Weise  entschieden: 

1.  Sägereien  sollten  wie  die  Mühlen  behandelt,  also,  sobald  sie 
mehr  als  zwei  Arbeiter  beschäftigen,  dem  Fabrikges.  unterstellt 
werden;  nachdem  aber  schon  die  Unterstellung  von  Sägereien  mit 
mehr  als  fünf  Arbeitern  auf  ganz  bedeutende  Schwierigkeiten*) 
gestossen,  ist  einstweilen  aus  praktischen  Gründen  von  der  Aus- 
dehnung des  Gesetzes  abzusehen. 

2.  Auch  grössere  Metzgereien,  die  Motoren  verwenden,  gehen 
gewöhnlich  nicht  über  den  handwerksmässigen  Betrieb  hinaus.  Neben 
dem  Verkauf  von  Fleisch  an  die  Kundsame  wird  die  Erstellung 
von  Wurstwaaren  als  Nebenfabrikation  und  meist  für  den  eigenen 
Verkaufsladen  betrieben.  Die  Arbeiter  sind  während  eines  kleinern 
Teiles  der  Arbeitszeit  in  den  Arbeitsräumen  des  Hauses  beschäftigt. 
Die  Arbeitszeit  ist  nirgends  eine  zu  lange,  aber  zufolge  der  Natur 
des  Betriebes  eine  höchst  unregelmässige  und  je  nach  der  Jahres- 
zeit verschiedene;  jedenfalls  wäre  es  unmöglich,  sie  innerhalb  der 
durch  Art.  11  des  BGes.  festgesetzten  Schranken  zu  regeln.  Von 
der  Unterstellung  der  Metzgereien,  wirklich  fabrikmässige  Betriebe 
ausgenonmien,  ist  daher  abzusehen.  b  1893  I  62a 

1472.  Ein  momentanes  Sinken  der  Arbeiterzahl  unter  die 
massgebende  Grenze  kann  nicht  als  zureichender  Grund  für  Strei- 
chung von  der  Fabrikliste  angesehen  werden,  um  so  weniger,  als 
sonst  der  Versuch  durch  vorübergehende  Verminderung  der  Arbeiter- 
zahl dem  Gesetze  zu  entgehen^  ein  allgemeiner  werden  würde. 

BR  den  5.  Febr.  1889,  B  1890  I  701 ;  vgl.  zit.  Kommentar  S.  23. 

1473.  Die  Familienangehörigen  der  Firmainhaber  sind  in  die 
Arbeiterzahl  einzurechnen,  nicht  dagegen  die  Firmainhaber  selbst, 
und  nur  da,  wo  sich  die  Arbeiterzahl  ausschlieslich  aus  Familien- 
angehörigen der  Unternehmer  zusammensetzt,  ist  von  der  Unter- 
stellung unter  das  eidg.  Fabrikges.  in  der  Regel  nicht  die  Rede. 

BR  den  25.  Sept.  1888,  B  1889  I  688;  Schweiz.  Industrie-  und  Landwirt- 
schaftsdep. den  26.  Jan.  1892,  B  1893  I  624 ;  die  gleiche  Regel  kommt  bei 
der  Frage  der  Unterstellung  unter  die  eidg.  Haftpflichtgesetzgebung  zur 
Anwendung,  BR  den  15.  März  1892,  B  1893  I  631. 

0  Vgl.  zit.  Kommentar  S.  27;  BR  den  25.  Aug.  1891,  die  Beschwerde  ver- 
schiedener Sägereibesitzer  aus  dem  Kanton  Bern  betr.  ihre  Unterstellung  unter 
das  eidg.  Fabrikges.  als  unbegründet  abweisend,  B  1891  IV  314, 1892  1131. 
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1473a.  Es  ist  vorgekommen,  dass  in  Miihlei 
<ler  Soho  des  Besitzers,  der  Obermüller)  in  die  Geg 
genommen  wurden,  in  der  Meinung,  dass  die  Arbei 
auf  höchstens  zwei  reduzirt  werde.  *)  Das  eidg.  Dep. 
dem  den  26.  Dez.  1888  die  Unterstellung  des  frag] 
unter  das  eidg.  Fabrikges.,  weil  anzunehmen  ist,  d 
einer  Gesellschaft  nur  zu  dem  Zwecke  geschah,  un 
umgehen. 

1473  b.  Auf  das  eigentliche  Eomptoirpersoni 
Klessen  regelmässige  Beschäftigung  in  der  Besorgu 
liehen  Arbeiten  besteht,  ist  das  eidg.  Fabrikgesetz  d 
das  Übrige  Personal  dagegen,  bei  welchem  die  genannt 
nicht  zutrifft,  ist  als  Teil  des  Ganzen  dem  Fabrikge 
In  einem  für  beiderlei  Art  von  Angestellten  gei 
Räume  ist  daher  (allerdings  nur  für  die  letztere  Es 
gestellten  verbindlich)  die  Fabrikordnung  anzuschla 
hier  den  Aufsichtsorganen,  die  sich  immerhin  um 
personal  nicht  zu  kümmern  haben,  der  Eintritt  zu 

6R  den  15.  Mai  1 

1474.  Ein  Geschäftsinhaber  bedarf  für  Nacht 
eher  er  persönlich,  ohne  Mithilfe  von  Arbeitern,  t 
besonderen  Bewilligung  der  Behörden,  da  nach  Sinn 
Vorschrift  der  BV  in  Art.  34  und  des  eidg.  Fabrik] 
Arbeitsverhältnisse  der  Arbeiter  bezüglichen  Bestimn 
tem  wie  Normalarheitstag,  Verbot  der  Machtarbeit 
Fabrikberrn  fQr  seine  Person  keine  Anwendung  find 
für  diejenigen,  welche  als  Arbeiter  in  seinem  Diens 
BK 

1473.  Es  geht  aus  dem  Wortlaut  des  Art. 
eidg.  Fabrikgesetzes  deutlich  hervor,  dass  die  Fahr 
sie  das  BGes.  vorsieht,  durchaus  individueller  Natur 
stehung  und  ihrem  Wesen  nach  mit  dem  betrefifendei 

■)  Den  S.  Sept.  1886  hat  der  BR  heschlosaen:  Die  im 
vom  IB.  April  I88Ö  auEgeaprochene  Unterstellung  von  MüIl 
fOnS  Arbeitern  unter  das  eidg.  Fabrikges.  wird  auf  alle  MUl 
zwei  Arbeitern  ausgedehnt,  welche  nicht  auaBchlieslich  Fi 
Besititers  beschäftigen,  B  1887  I  40,  zit.  Kommentar  S.  31. 
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in  charakteristischer  Weise  verwachsen,  ist  sie  ein  getreuer  Aus- 
druck seiner  spezifischen  Betriebsverhältuisse.  Wol  kann  aller- 
dings der  Fabrikbesitzer  von  sich  aus  oder  auf  Veranlassung  von 
anderer  Seite  hin  eine  Fabrikordnung  einführen,  welche  von  Be- 
teiligten für  ganze  Industriezweige  (Stickerei,  Müllerei,  Bierbraue- 
rei etc.)  gewissermassen  als  Muster-  oder  Normalreglement  aufgestellt 
wurde,  aber  es  wäre  mit  der  angeführten  Gesetzesbestimmung,  resp. 
dem  aus  ihr  sich  ergebenden  Begriffe  der  Fabrikordnung  nicht  ver- 
einbar, wenn  man  ihn  von  Amtes  wegen  dazu  zwingen  wollte. 

Ein  Zwang  in  diesem  Sinne  lässt  sich  auch  nicht  durch  die 
Vorschrift  des  Art.  8,  Abs.  4  (den  Fall,  von  dem  diese  Vorschrift 
ausgeht,  als  bestehend  vorausgesetzt)  rechtfertigen.  Denn  die  Re- 
vision einer  Fabrikordnung  vornehmen,  bedeutet  offenbar  nicht 
gänzliche  Beseitigung  derselben  und  formelle  Ersetzung  durch  den 
gegebenen  Wortlaut  eines  stereotypen  Normalreglementes,  sondern 
Abänderung  in  denjenigen  Punkten,  welche  der  Revision  bedürfen. 

BE  den  29.  Juni  1888,  B  1889  I  696. 

1476.  Wenn  eine  Fabrikordnung  eine  Bestimmung  enthält, 
die  gesetzwidrig  ist,  oder  so  aufgefasst  werden  kann,  als  ob  sie 
eine  Gesetzwidrigkeit  zulasse,  so  ist  der  Richter  auch  dann  nicht 
an  sie  gebunden,  wenn  sie  die  gesetzlich  vorgeschriebene  Geneh- 
migung der  KReg.  erhalten  hat.  Es  kann  ja  vorkommen,  dass  eine 
unzulässige  oder  zweideutige  Bestimmung  der  Aufmerksamkeit  der 
prüfenden  Behörde  entgeht,  aber  es  ist  einleuchtend,  dass  in  solchen 
Fällen  nicht  die  Fabrikordnung  Recht  schafft,  da  das  Gesetz  über 
ihr  steht  und  durch  letztere  nicht  unwirksam  gemacht  werden  kann. 

BR  den  31.  Juli  1888  ein  urteil  des  Appenzeller-Obergerichtes  vom  26.  März 
1888  aufhebend,  welches  den  Satz  einer  Fabrikordnung :  die  tägliche  Ar- 
beitszeit  beträgt  11  Stunden,  an  Vorabenden  vor  Sonn-  und  Festtagen 
hört  die  gewöhnliche  Fabrikarbeit  eine  Stunde  früher  auf,  dahin  inter- 
pretirte,  dass  Reinigungsarbeiten  nicht  unter  die  gewöhnliche  Fabrikar- 
beit fallen ;  die  Appenzeller  Reg.  wurde  gleichzeitig  eingeladen,  die  Revi- 
sion des  genannten  Satzes  der  Fabrikordnung  zu  veranlassen;  vgl.  eidg. 
Fabrikgesetz,  Art.  8,  Abs.  4,  ß  1888  III  969,  1889  III 163,  oben  No.  14«»; 
vgl.  zit.  Kommentar  S.  61. 

1477.  Die  Fabrikordnung  ist  für  Arbeitgeber  und  Arbeiter 
verbindlich,  sie  ist  nicht  einseitig  nur  für  den  Arbeiter  massgebend. 
Es  widerspricht  dem  Ges.  nicht  und  die  Billigkeit  erfordert  es,  dass, 
wenn  sie  dem  Arbeiter  für  widerrechtlichen  Austritt  den  Verlast 


"%■""—' 
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des  D^compte  androht,  auch  die  Entschädigungspflicht  des  Arbeit- 
gebers für  den  Fall  widerrechtlicher  Entlassung  des  Arbeiters 
stipulirt  werde.  Im  Streitfalle  hat  jedoch  der  Richter  über  die 
dem  einen  oder  andern  Teil  zukommende  Entschädigung  zu  ent> 
scheiden,  und  es  ist  daher  die  Aufnahme  bezüglicher  Bestimmun- 
gen in  die  Fabrikordnungen  von  geringem  Belang,  br  im  B 1889 1 698. 

1478.  Hat  der  Taglohn  des  Fabrikarbeiters  eine  veränderliche 
Grösse,  so  ist  dies  auch  der  Fall  hinsichtlich  des  Maximums  der 
Busse,  welche  in  der  Fabrikordnung  angedroht  werden  darf  (Hälfte 
des  Taglohnes  des  Gebülssten,  Art.  7,  Abs.  2  des  BG),  und  es  dür- 
fen daher  die  um  das  Maximum  herum  sich  bewegenden  Bussen 
in  der  Fabrikordnung  nicht  mit  bestimmten  Zahlen  ausgedrückt 
werden,  indem  letztere  im  besonderen  Fall  jenes  zulässige  Maxi- 
mum leicht  übersteigen  könnten. 

Der  BR  erklärte  daher  den  29.  Juni  1888  das  Begehren  einer 
kant.  Reg.  auf  Aenderung  einer  Bestimmung  der  Fabrikordnung  der 
Stickereien  für  gerechtfertigt.  Die  bisherige  Bestimmung  lautete: 
unentschuldigte  Verspätungen  oder  Ausbleiben  wird  per  Stunde  mit 
10  Rappen  und  per  V«  Tag  mit  Fr.  1  gebüsst ;  die  Aenderung  sollte 
dahin  gehen,  dass  die  Busse  für  Ausbleiben  nicht  mehr  als  ein 
Fixum  von  Fr.  1  erscheine.  Es  ergab  sich  nämlich,  dass  der  Tag- 
lohn der  Fädlerin  leicht  unter  Fr.  2  fallen  kann. 

Beschwerde  Guyer  und  Kons.,  B  1889  I  694. 

1478  a.  A.  Spörry  in  Baden  wurde  den  9.  April  1889  wegen 
üebertretung  des  Art.  7  des  eidg.  Fabrikges.  vom  Bezirksgerichte 
Baden  zu  Fr.  200  Busse  und  zu  den  Kosten  verurteilt;  die  gegen 
dieses  Urteil  erhobene  Beschwerde  wies  der  BR  mit  Entscheid  vom 
13.  April  1891  als  unbegründet  ab.  Der  Beschwerdeführer  hatte 
geltend  gemacht,  dass  er  zur  Erhebung  einer  Geldstrafe  wegen 
Verspätung,  unentschuldigten  Weggehens  oder  Wegbleibens  von  der 
Arbeit  seitens  der  Arbeiter  berechtigt  sei,  und  dass  diese  Geld- 
strafe nicht  als  eigentliche  Busse  aufgefasst  werden  könne,  sondern 
als  ein  Schadensersatz  seitens  des  Arbeiters  zu  gunsten  des  Arbeit- 
gebers. Diese  Auffassung  erklärte  der  BR  als  unhaltbar,  denn  ge- 
mäs  der  Fabrikordnung  des  Beschwerdeführers  selbst  sind  die 
erhobenen  Geldstrafen,  wie  überall,  als  Ordnungsbussen  zu  betrach- 
ten; solche  sind  aber  nach  dem  BGes.  im  Interesse  der  Arbeiter 
nnd  nicht  in  demjenigen  des  Arbeitgebers  zu  verwenden.  Nach  der 
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merdefuhrers  mttssteo  fast  alle  Bussen  als 
Kasse  des  Arbeitgebers  fallen,  was  offenbar 

BGes.  ist.  Für  die  Bussen  zieht  dasselbe 
nerhalb  welcher  sie  der  Arbeitgeber  beliebig 

Begriff  Entschädigung  aber  entspricht  es, 
jziige  widerrechtlich  in  Frage  gestellt  und 
ibters  unterbreitet  werden  können. 

B  1891  U  199. 

iliordnungen  yerschiedener  Müller  enthielten 

)r  Müble   angestellte  Arbeiter  ist  gegen  Un&ll 

B  d&heiige   Pi*mie  bezahlt  jeder  Arbeiter  die 

Die  gesetzliche  Haftpflicht  des  Arbeitgebers 

ien  6.  Juli  1888  den  zweiten  Satz:  an  die 
ilt  jeder  Arbeiter  die  Hälfte  des  Betrages, 
igung; 

eidg.  Fabrikges.  dürfen  ohne  gegenseitiges 
Lohnbetrefiiaisse  zu  Spezialzwecken  zurück- 
it  Botsch.  des  BR  vom  6.  Dez.  1675  sind 
xken  Einrichtungen  wie  spezielle  Fahrik- 
tatzungs-,  Unfall-,  Versicberungs-,  Sparkas- 

brikordnung  ein  vom  Arbeiter  zu  leistender 
die  Kosten  der  Unfallversicherung  voi^ 
dies  mit  jener  Gesetzesbestimmung  in  direk- 
I  die  FabrikordnuQg,  auch  wenn  vom  Arbeiter 
lichuet,  kann  nicht  als  das  vom  Gesetz  ge- 
nverständnis  gelten.  Mit  letzterem  ist  offenbar 
arung  ad  hoc  gemeint,  nicht  ein  Reglement, 
,  weiches  eine  ganze  Reihe  von  Vorschriften 
im  der  Arbeiter  vor  der  Alternative  steht, 
teiaander  zu  fügen ,  oder  aaf  Anstellung  zu 
z  wollte  bezüglich  jener  Leistungen  zu  Spe- 
ig  vom  Arbeiter  möglichst  fernhalten;  aber 
n  Sinne  dieser  Tendenz  liegen,  die  Anerken- 
nng  der  Fabrikordoung  als  das  geforderte 
n  lassen,  indem  zu  bedenken  ist,  dass  durch 
enden  äussern  Umstände,  unter  welchen  sie 
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erfolgt,  der  freie  Wille  des  Arbeiters  bis  zum  ^ 
trächtigt  wird,  was  lange  nicht  in  dem  Masse 
er  um  sein  Einverständnis  in  einer  besondem 
wird  und  diesbezüglich  eine  besondere  Vereinbi 
geschlossen  werden  muss. 

Wenn  Art.  9  des  BGesetzes  betr.  die  HafI 
betrieb  vom  25.  Juni  1861  die  Beteiligung  dei 
Eosteß  der  Unfallversicherung  vorsieht  (nicht  ' 
schiebt  e«  nicht  im  Widei-spruch  mit  Art.  10  d 
dem  doch  offenbar  nur  fUr  den  Fall  und  untei 
den  Voraussetzung,  dasa  der  Vorschrift  des  letzt 
geleistet  sei. 

Es  geht  auch  nicht  aus  der  eingangs  n 
muDg  der  Fabrikordnung  hervor,  dass  die  Vei 
der  Vorschrift  des  Art.  9 ,  Abs.  3  des  Bües.  vo 
umfasse;  schon  aus  dieser  Unklarheit  ist  sie 
erklären.  B  li 

1480.  Im  eidg.  Fabrikges.  sind,  sbgeseb 
muQgen  der  Art.  8  und  9,  nirgends  Vorschriftei 
der  Arbeiter  von  sich  aus  zu  beobachten  hat; 
vielmehr  naturgemäs,  als  Arbeiterschutzgesetz 
Pflichten  der  Arbeitgeber.  Art.  8  verlangt  von 
der  amtlich  geoehmigteo  Fabrikordnung  Folge 
enthält  Vorschriften,  in  welcher  Weise  er  das  Ve: 
geber  zu  lösen  habe.  Gemäs  Art.  7  des  Ges.  I 
der  Kündigung  einen  integrirenden  Bestandteil 
da  in  dieser  a  die  Bedingungen  des  Ein-  und  & 
sein  milsseo.  Die  Verletzung  der  Kiindigungsi 
nach  eine  Verletzung  der  Fabrikordnung  in  sie 
hat  sich  aber  der  Arbeiter  nach  der  Vorschrift 
des  BGes.  nicht  vor  dem  Forum  des  Polizeirichti 

BB  den  22.  Dez.  1S90  in  der  Beschwerde  Matt 
urteil  dea  Polizeigerichtepräsidenten  von  Basel-Stt 
B  1890  V  516,  1891  III  117.    Nr.  SOSa  (franz.  i 

1481.  Das  Begebreu  einer  kant.  Reg.,  d 
Fabrikordnungen  der  Stickereien:  der  Sticker 
ebenfalls  an  diesem  Tage  zu  bezahlen,  und  ii 
der  Uebereinkunft  zwischen  Sticker  und  Fädler 
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,  durch  welchen  der  Fabrikant  fiir  die  richtige  Auszahlung 
ines  an  die  Fädler  haftbar  erklärt  würde,  erklärte  der  Bß 

Juni  1888  für  begründet,  in  Erwägung: 
äer  Stickerei  herrscht  allerdings  der  Brauch,  dass  der  Sticker 
ädlerin  anstellt  und  bezahlt;   §  1   des  Eeglementsentwurfe 
ichwerdeführer  bestimmt  diesbezüglich: 

Für  diu  nCtige  Beihilfe   zum  Fädeln    bat   jeder  Sticker   selbst 
sorgen. 
I  nun  aber  das  BGes.  in  denjenigen  Stickereien,  auf  welche 

ausdehnt,  in  Tat  und  Wahrheit  vollzogen  werden,  so  muss 
■    Jemand    für    diese   Vollziehung    verantwortlich    gemacht 

und  das  ist  naturgemäs  und  nach  der  ganzen  Anlage  des 
s  selbst  der  Fabrikinhaber.  Er  (und  nicht  seine  Akkord- 
■,  die  Sticker)  ist  dafür  verantwortlich,  dass  in  seiner  Stickerei 
etzliche  Arbeitszeit  innegehalten,  keine  Personen,  welche  das 
che  Alter  noch  nicht  erreicht,  beschäftigt,  die  Vorschriften 
Wöchnerinnen  beobachtet  werden  u.  a.  w.    Wäre  dem  nicht 

würde  die  Durchführung  des  Gesetzes  nicht  nur  in  der 
ii,  sondern  auch  anderwärts ,  da  sich  die  Betriebe  nur  in 
e  und  Unterakkorde  aufzulösen  brauchten,  buchstäblich  zur 
licbkeit.  Die  Fädlerin  muss  daher  in  Bezug  auf  diejenigen 
nisse,  welche  das  Fabrikgesetz  ordnet,  unter  der  direkten 
t  und  Haftbarkeit  des  Fabrikanten  stehen  —  sie  wird  von 
rigens  auch  auf  seiner  Arbeitsliste  aufgeführt,  —  und  zn 
erhältnissen  gehört  eben  auch  die  Lohnzahlung  (Art.  10  des 
Demgemäs  hat  also  der  Fabrikinhaber  dafür  zu  sorgen, 
e  Fädlerin  regelmässig  ihren  Lohn  erhalte.  Es  ist  dies  um 
r  geboten,  als  sie  sonst  der  Willkür  des  Stickers  und  einem 
;hen  Abhängigkeitsverhältnis  zu  demselben  preisgegeben  wäi«. 
B  1889  l  693. 

[81  n.  Den  10.  Mai  1892  wies  der  BB  die  Beschwerde 
twin  &  Cie.  in  Grabs  wegen  Verweigerung  der  Genehmigung 
ii  Punkte  ihrer  Fabrikordnung  durch  die  kant.  Reg.  als 
indet  ab,  uad  zwar  aus  folgenden  Gründen: 
Durch  §  4  der  in  Frage  stehenden  Fabrikordnung  soll  den 
n  Geschäft  (Schifflistickerei)  austretenden  Arbeitern  unter- 
arden,  binnen  drei  Jahren  in  ein  Etablisaement ,  «wo  der 
oder  ein  ähnlicher  Artikel  fabrizirt  wird »,  einzutreten. 
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Eine  solche  Beschränkung  des  Arbeiters  kann  für  ihn  von 
ganz  enormer  Tragweite  sein  und  wird  sonst  in  der  Regel  durch 
Aa&tellung  von  Konventionalbussen  mittelst  besonderer  Vertrags- 
vereinbarung durchgeführt.  Eine  solche  Verpflichtung  des  Arbeiters 
gehört  nicht  in  eine  Fabrikordnung  ^  die  nur  das  Verhalten  des 
Arbeiters  im  Geschäft,  so  lange  er  in  diesem  wirkt,  zu  regeln  hat ; 
die  Fabrikordnung  ist  kein  freier  Vertrag,  der  sich  auch  noch  auf 
beliebige  andere  Gegenstände  ausdehnen  kann.  Die  Fabrikordnung 
hat,  selbst  wenn  sie  vom  Arbeiter  anerkannt  und  unterschrieben 
ist,  nicht  Vertragscharakter. 

2.  Gemäs  §  14  der  fraglichen  Fabrikordnung  sollen  «alle  An- 
stände zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer,  die  durch  die  An- 
wendung dieses  Fabrikreglementes  entstehen,  mit  Ausschluss  der 
ordentlichen  Gerichtsinstanzen  endgiltig  und  abschlieslich  durch 
ein  Dreier-Schiedsgericht  erledigt  werden».  «Es  wird  gebildet 
aus  je  einem  Vorschlag  der  beiden  Parteien  und  aus  eiuem  Obmann, 
der  vom  Präsidenten  des  st.  gallischen  Kantonsgerichtes  bezeichnet 
wird.  Als  Sekretär  funktionirt  je  weilen  der  Bezirksgerichtsschrei- 
ber von  Sargans.  Die  Vertretung  vor  Schiedsgericht  durch  Advo- 
katen oder  Rechtsagenten  ist  unstatthaft.:» 

Angesichts  der  Vorschrift  des  Art.  9,  Abs.  2  des  eidg.  Fab- 
rikges. : 

Streitigkeiten  über  die  gegenseitige  Kündigung  und  alle  übri- 
gen Vertragsverhältnisse  entscheidet  der  zuständige  Richter. 

kann  ein  Schiedsgericht  doch  wol  nicht  als  das  für  die  Beurteilung 
von  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  zustän- 
dige Gericht  bezeichnet  werden,  sondern  es  ist  darunter  der  ordent- 
liche, staatliche  Civilrichter  zu  verstehen. 

Wenn  in  einer  Fabrikordnung  ein  Schiedsgericht  vorgesehen 
wird  und  damit  die  ordentlichen  Gerichtsinstanzen  ausgeschlossen 
werden,  so  wird  ein  für  den  Arbeitnehmer  unter  Umständen  höchst 
ungünstiges,  durch  das  Gesetz  nicht  gewolltes  Verhältnis  geschaffen. 
Dieser  kann  bei  Ausschluss  jeder  Vertretung  als  der  rechtlich  Un- 
erfahrenere, sowie  auch  bei  einem  eventuell  notwendig  gewordenen 
Wegzug  und  drgl.  in  Nachteil  kommen.  Durch  die  Ausschliessung 
der  ordentlichen  Gerichte  würde  es  zudem  ermöglicht,  dass  die 
schwersten  Zuwiderhandlungen  gegen  das  Gesetz  gar  nicht  zur 
Kenntnis  der  Behörden  kämen,  und  dass  dessen  Wirkungen  ver- 
eitelt würden.  B  1892  II  1117,  1893  I  628. 

IV  14 
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9  des  eidg.  Fabrikges.  hat  keinen  polizeirecht- 

sein  Inhalt  ist  civilrechtlicher  Katar  und  zwar 
ives  (d.  h.  nur  fiir  den  Fall,  dass  Arbeitgeber  und 
deres  vereinbaren,  eintretendes)  Recht,  also  vom 

Vertragsrecht.  Die  Parteien  können  unter  ge- 
in  eine  belieb^;e  Kündigungsfrist  aufteilen;  es 
ede  Kündigung  ausgeschlossen  werden,  wodorch 

Teil  ganz  ausser  Wirkung  gesetzt  wird.  Art.  9 
s  eine  bestimmte  fabrikpolizeilicbe  Vorschrift, 
als  die  Festsetzung  der  Art  und  Weise  zu  be- 
i  vertragsrechtliche  Frage  der  Kündigung  ge- 
ise.  Und  dnss  die  Kündigung  des  Fabrikarbeiters 

zu  behandeln  sei,  wie  die  Auflösung  jedes  belie- 
'  Werkvertrages,  gebt  nicht  nur  aus  dem  Ingress 

,  der  ausdrücklich  von  einem  Vertragsschlusse 
ich  aus  dem  Abs.  2  desselben  Artikels,  der  Streitif- 
igenseitige  Kündigung  (resp.  NLchtkündigung)  und 
.ragsverhältnisse  dem  zuständigen  Richter  über- 
lem  nur  der  Civilricbter  verstanden  sein  kann, 
ings  befremdend  erscheinen,  dass  nicht  alle  Ueber- 
Tikges.,  seien  sie  vom  Arbeiter  oder  Arbeitgeber 
■t.  19  des  BGes.  in  gleicher  Weise  bestraft  werden. 
!  Behandlung  rechtfertigt  sich  jedoch  voUkommea. 

3  werden  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Fabrit- 

ricbterlicli  bestraft,  wenn  sie  vom  Arbeitgeber 
iei  Verletzungen  der  Fabrikordnung  seitens  des 
Tselbe  vom  Prinzipal  nicht  nur  mit  sofortiger  Knt- 
luch  mit  Busse  bis  zu  einer  gewissen  Höhe  be- 
illte  nun  der  Arbeiter  sich  auch  noch  vor  dem 
rantworten  haben,  so  würde  er  zwiefach  zur  Vei- 
;n,  während  der  Arbeitgeber  nur  vor  einem  Tri- 
ft abzulegen  hat.  Diese  Ungleichheit  vor  dem 
r  Gesetzgeber  vermeiden. 
iz  dieser  eben  entwickelten  Anschauung  mit  der- 
gebers  ergiebt  sieb  aus  der  Entstehuugsgescbichtf 
tGes.  Im  Entw.  des  BR  vom  2.  Nov.  1875  enthielt 
irechend  Art.  19  des  BGj  folgenden  Abs.  4: 
liehe  Streitigkeiten,  welche  aus  dem  Vertragsverbalt- 
1  dem  Fabrikbi-sitzer  and  Arbeiter  entstehen,  kSaacn 

zur  Folge  haben. 
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Diese  Bestimmang  wurde  nur  deshalb  gestrichen,  weil  die 
Komm,  des  NR  in  ihrem  Ber.  Tom  24.  Mai  1876  StreichuDg 
dieses  Absatzes,  den  sie  für  voUstäDdig  überflüssig  erachtete, 
beantragte. 

Mit  Beschl.  vom  22.  Dez.  1890  erklärte  daher  der  BR  die  Be- 
schwerde des  W.  Matt  und  seiner  Genossen  für  begründet,  das  Urteil 
des  Polizeigerichtspräsi  deuten  von  Basel-Stadt  vom  26,  Dez.  1889 
aufbebend.  M»tt  and  seine  Genossen,  Maschinenmeister  und  Schrift- 
setzer, waren  laut  diesem  Baselstädtischen  Uiteil  wegen  Verlassens 
der  Arbeit  ohne  Kündigung  (infolge  Strikea)  gestützt  auf  Art  9 
und  19  des  BGes.  und  auf  g  37  des  kant.  Potizcigesetzes  zu  Geld- 
buBsen  im  Betrage  von  je  Fr.  20,  resp.  Fr.  40  verurteilt  worden. 
B  1890  T  515;  No.  S03a  (franz.  Ausg.),  14SO. 

1983  a.  Eine  KReg.  kann  angesichts  des  klaren  Wortlautes 
des  Art.  10,  Abs.  2  eidg.  Fabrikgcs.  ein  industrielles  Etablissement 
nicht  dazu  anhalten,  in  seine  neue  Fabrikordnung  statt  der  von 
seinen  Arbeitern  beanstandeten  vierwöcbeotlichen  die  vierzehotäg^e 
Lohnzahlung  aufzunehmen. 

Allerdings  ist  bei  der  Au&tellung  der  Fabrikordnung  die  Mit- 
wirkung der  Arbeiterschaft  gesetzlich  vorgesehen.  Die  bezügliche 
Vorschrift  des  Art  8,  Abs-  2  des  BUes.  gicbt  den  Arbeitern  aber 
nur  beratende  Stimme  und  schliesst  in  keiner  Weise  das  Recht 
des  Veto  gegen  die  eine  oder  andere  Bestimmung  der  projektiiten 
Fabrikordnung  in  sich,  namentlich  dann  nicht,  wenn  die  betr.  Be- 
stimmung sich  auf  eine  gesetzliche  Erlaubnis  stützt,  wie  z.  B.  auf 
Art.  10,  Abs.  2.  Nach  Art.  8,  Abs.  1  wird  aber  eine  KReg.  die 
<renehmignng  der  Fabrikordnung  erteilen,  wenn  dieselbe  nichts 
enthält,  was  gegen  die  gesetzlichen  Bestimmungen  verstösst. 

BB  den  29.  Juli  1890,  B  1891  11  2:12.  Dieser  Äufiassung  des  BR  entgegen  be- 
hauptet (lie  Komm,  dex  Stß  zur  Prüfung  der  Geschäftsführung  des  BK  im 
.Tfthre  1890  in  ihrem  Bcr.  vom  23.  Mai  1891:  Die  Komm,  i-t  der  Ansicht,  dass 
der  BeBchl  des  BR  vom  29.  Juli  1890  mit  dem  Gks-  nictt  im  Einklang  stehe, 
und  daas  nur  dann  monatliche  Lohn/Ahlungeu  in  die  Fabrikordnungen  dflr- 
fen  aufgenommen  werden,  wenn  hierüber  eine  besondere  Veratändignng 
zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  stattgefunden  hat.  B  1H91 II 1060- 

1483.  Art-  10  des  eid^-  Fabrikges.  bezieht  sich  nur  auf  das 
Verhältnis  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter,  nicht  aber  auf  civil- 
rechtliche  Verhältnisse  der  Arbeiter  zu  dritten  Personen.  Ein  Ar- 
beiter kann  also  nicht  mit  Berufung  auf  das  eidg.  Fabrikgesetz 
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LID  BB  Beschwerde  Ttihren  Über  eine  gerichtliche  Eotscbeidung 
s  Inhalts,  dass  zu  gunsten  eines  Gläubigers  an  jedem  Zahltage 
.  10  von  seinem  Lohne  abgezogen  werden  sollen. 

BE  im  B  1883  H  809,  BB  den  6.  April  1880,  B  1881  II  706. 

1484.  Die  Bestimmung  einer  Fabrikordnung,  n  dass  die  täg- 
he  Arbeitszeit  in  der  Regel  an  gewöhnlichen  Wochentagen  11 
inden  betrage  n,  ist  unzulässig.  Die  Worte  •  in  der  Regel »  kön- 
Q  eben  nicht  nur  den  Sinn  haben,  dass  bisweilen  weniger  als  II 
mden  gearbeitet  werden  soll  (in  diesem  Fall  sind  sie  überflüssig), 
idern  auch  den,  dass  der  Fabrikant  von  sich  aus,  ohne  amtlich<! 
willigung  ausnahmsweise  länger  als  die  im  eidg.  Fabrikges.  vor- 
ichriebene  Zeit  arbeiten  lassen  dürfe  (in  diesem  Fall  stehen  sie 

Widerspruch  mit  Art.  11,  Abs.  4  des  BGes.).  BB  im  B  1881  11  1«. 
1484  a.  Das  Begebren  der  kaut.  Reg.,  die  Bestimmung  der 
brikordnuDg  einer  Stickerei  des  Inhalts:  die  Dauer  der  r^el- 
£sigen  Arbeitszeit  beträgt  täglich  11  Stunden,  an  Samstagen 
Stunden,  dahin  zu  erweitern  (Art,  8,  Abs.  4  des  eidg.  Fabrikges.): 

Keinigungsarbeiten  sind  in  dieser  Arbeitszeit  inbegrlfFen,  erklärte 
■  BR  den  29.  Jnni  1888  für  gerechtfertigt,  in  Erwägung: 

In  Stickereien  sind  vielfache  Uebelstände  wegen  Vornahme  der 
inigungsarbeitcn  ausserhalb  der  NormaUrbeitszeit  m  konstatiren, 
?balb  es  zweckmässig  und  sogar  geboten  ist,  das  Mittel  der  Re- 
ion  der  Fabrikordnung  zur  Richtigstellung  dieser  Betriebsver- 
tnisse  und  zur  diesbezüglichen  Belehrung  von  Arbeitgebern  und 
beitern  anzuwenden. 

Beschwerde  Guyer  und  Kons,,  B  1889  I  697;  »gl.  oben  S.  lU. 

1489.  In  mehreren  Fabriketablissementen  (Baumwollspin- 
rei,  Weberei  im  Kt.  Zug)  wurde  die  viertelstündige  sog.  Ess- 
ise  Vor-  und  Nachmittags  in  der  Weise  abgehalten,  dass  ab- 
chselnd  je  ein  Teil  der  Arbeiter  die  Zwischenioahlzeit  einnahm, 
tirend  der  andere  Teil  unterdessen  die  Maschinen  der  ersteni 
lorgte.  Dieses  Verfahren  hatte  zur  Folge,  dass  das  Lobn- 
reffnis  der  Arbeiter  fQr  11'/*  Standen  berechnet  wurde.  Der 
,  wies  den  21.  April  1891  eine  Petition  von  613  Arbeitern,  wel- 
•.  sich  erbaten:  es  sei  den  genannten  Etablissementen  zu  gestat- 
,  in  dieser  bisanhin  durchgeführten  Weise  (11'/,  Stundeobetrieb) 
arbeiten,  als  unzulässig  ab,  indem  er  erkannte:  die  E^blisse- 
nte  sind  anzuhalten,  die  sog.  Esspaasen  Vor-  und  Nachmittage 
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nur  dann  von  der  Normalarbeitszeit  in  Abrechnung  zu  bringen, 
wenn  dieselben  regelmässig  und  gleichzeitig  von  sämtlichen  Arbei- 
tern innegehalten  werden.  B  1891 II  231. 

1485  a«  Die  elfstUudige  Arbeitszeit  (Normalarbeitstag)  deckt 
sich  nicht  mit  dem  Begrifle  « Produktionszeit ».  Das  eidg.  Fabrik- 
ges.  will  das  üebermass  der  Arbeitszeit  einschränken  aus  Gründen 
der  Humanität  und  Staatserhaltung,  um  den  schlimmen  Folgen, 
die  eine  zu  lange  Arbeitszeit  in  körperlicher,  geistiger  und  sitt- 
licher Hinsicht  für  den  Arbeiter  und  seine  Familie  nach  sich  zieht, 
zu  begegnen.  Es  kommt  von  diesem  Standpunkt  aus  nicht  darauf 
an,  welcher  Natur,  ob.  produktiv  oder  nicht,  die  während  eines  ge- 
wissen Zeitraumes  zu  verrichtende  Arbeit  ist,  sondern  darauf  wie 
lange  dieser  Zeitraum  regelmässig  dauert.  Das  BGes.  hat  gefunden, 
dass  dieser  Zeitraum  auf  11  Stunden  zu  bemessen  sei,  doch  gewis 
in  dem  Sinne,  dass  ein  mehr  der  körperlichen  und  geistigen 
Gesundheit  des  Arbeiters  in  der  Regel  nicht  mehr  zuträglich 
ist.  Daraus  ergibt  sich  die  Notwendigkeit  und  die  Pflicht,  am 
Normalarbeitstag  strikte  festzuhalten,  d.  h.  dem  Art.  12  des  BGes. 
nur  solche  Arbeiten  zu  subsumiren,  die  aus  zwingenden  Gründen 
technischer  oder  hygieinischer  Natur  im  Normalarbeitstag  nicht 
Platz  finden  können.  Diese  Auffassung  ist  um  so  mehr  geboten, 
als  die  Hilfsarbeit  so  ziemlich  die  gleiche  Wirkung  auf  den  Ar- 
beiter ausüben  wird,  wie  Arbeit  überhaupt;  oft  ist  sie  noch 
gesundheitsschädlicher,  als  die  gewöhnliche  Arbeit,  z.  B.  durch  die 
gesteigerte  Einwirkung  des  Staubes  beim  Reinigen  von  Maschinen 
und  Lokalen.  Die  verbreitete  Anschauung,  jede  unproduktive  Arbeit 
sei  Hilfsarbeit  im  Sinne  des  Art.  12  des  BGes.  beruht  sonach 
entschieden  auf  einer  gänzlichen  Verkennung  des  eidg.  Fabrikges. 

Ebenso  unrichtig  ist  aber  die  Auffassung,  die  als  Hil&arbeiter 
nur  solche  gelten  lassen  will,  welche  während  des  Normalarbeits- 
tages nicht  arbeiten,  und  die  Ansicht,  wonach  der  Normalarbeitstag 
auch  für  die  Hilfsarbeit  gelten  solle. 

Es  geht  auch  nicht  an,  behufs  Verhinderung  von  Misbräuchen 
für  die  ausserhalb  der  Normalarbeitszeit  verrichtete  Hilfsarbeit 
einen  Lohnzuschlag  vorzuschreiben,  da  die  BVerf.  kein  Recht  dazu 

gicbt.  BR  in  seinem  Ber.  vom  3.  Juni  1891,  B  1891  III  226. 

1489  b.  Von  einer  Anwendung  der  in  Art.  11,  Abs.  3  des 
eidg.  Fabrikges.  dem  BR  erteilten   Befugnis   der  Reduktion  der 
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kann  so  lange  keine  Kede  sein,  als  der  zwingende 
er  durch  eine  tägliche  elfstündige  Arbeitszeit  vemrsacb- 
Iheitsgefährde  nicht  erbracht  ist.    Wo  es  im  einzelnen 

erscheint,  bestehende,  Gesundheit  und  Leben  der  Ar- 
hrdende  Uebelstände  zu  beseitigen,  bieten  die  Art.  2  ood 
es.  hinreichende  Handhabe. 

4.  Harz  1890  da«  Gesuch  der  Typographia  ia  Bern,  die  eine  Re- 

des  Normalarbeifstages  fttr  Buchdracker  auf  8  Stunden  Terlangte, 
nd,  B  1890  I  489. 

C  Die  Arbeitspausen  dürfen  nicht  dazu  misbraucht 
!  elfetündige  Arbeitszeit  zu  verlängern. 

BR  den  6.  Juli  1889,  B  1889  lU  897. 
d.  In  der  Arbeitsordnung  einer  Mühle  war  die  Vorschrift 

dftss   die  Arbeiter ,  welche  zur  Nachtarbeit  verwendet 

6  Stunden  zu  arbeiten  und  dann  6  Stunden  zu  schlafen 
.8  Schweiz.  Handels-  und  Industriedep.  bezeichnete  diese 

als   unzulässig   und  gab   Weisung  zu    entsprechender 

der  Arbeitsordnung.  Denn  mit  der  Vorschrift  des 
1  eidg.  Fabrikges.  wollte  der  BGesetzgeber  dem  Arbeiter 
eine  längere  Bubepause  von  11 — 12  nach  einander  fol- 
ladeu  zu  seiner  Erholung  und  zum  Schlafen  sichern. 
Grundsatz  zugelassen  würde,  dass  dem  Gesetze  (Art  13 1 

Genüge  geleistet  wäre,  wenn  auf  sechsstündige  Arbeit 
ge  Pause  und  dann  wieder  sechsstündige  Arbeit  u.  s.  w. 
öonte  mit  dem  gleichen  Recht  auch  verlangt  werden, 
rbeiter  während  der  täglichen  24  Stunden  abwechslongs- 

weniger  als  S  Stunden  zu  arbeiten  habe.  Eine  solche 
ng  wäre  für  die  Arbeiter  auf  die  Dauer  geradezu  eine  anf- 
nd  ausserdem  würde  eine  Kontrole  über  Innehaltung  der 
]  Arbeitszeit  durch  die  Aufsicbtsorgane  fast  unmöglidi. 
BR  den  4.  Febr.  1889,  B  1890  I  702. 
,  Die  von  einer  kaut.  Reg.  erteilte  Bewilligung  der  Ar- 
längemng  auf  ein  Jahr  ist  auf  das  Verlangen  der  BBehördf, 
lligung  nur  auf  eine  verhältnismässig  viel  kürzere  Zeit- 
rteilen,  auf  drei  Monate  reduzirt  worden. 
I  691 ;  Arbeitszeitverlängening  darf  nicht  auf  unbestimmt«  Zeit 
^  werden,  BB  in  seinem  Kreieschr.  vom  21.  Mai  1880,  dt  Kom- 
8.  76. 

a.  Eine  Waifenfabrik  hatte  von  der  zuständigen  KBeg. 
die  Schweiz.  Neubewaffnung')  bedingte  ausnahmsweise 
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Bewilligung  erhalten,  nährend  des  grösseren  Teils 
lieh  1  —  2  Stunden  üeberzeit  arbeiten  zu  lassen, 
auch  Arbeiter  •von  16-18  Jahren  verwendet.  Let; 
dete  die  KReg.  Auf  Anfrage  der  Fabrik  entschii 
Industrie-  und  Landwirtschaftsdep.  den  7.  Mai  1S9 
In  vorliegendem  Falle  handelt  es  sieb  um  ei 
die  durch  ausserordentliche  Umstände  allerdings  g 
scheint,  aber  wegen  ihrer  langen  Dauer  den  Char 
üblichen  sog.  Ueberzeitbewilligungen ,  nie  sie  Art. 
eidg.  Fabrikges.  vorsieht,  unbedingt  nicht  bat.  Ef 
hältnis  vor,  das  eine  genaue  Analogie  im  BGes.  ni 
30  ist  denn  auch  kein  Hindernis  vorhanden  betr.  < 
von  Personen  unter  18  Jahren  eine  einschränkend« 
stellen,  wenn  dies,  schon  mit  Rücksicht  auf  die  von 
allgemeine  Tendenz  des  Arbeiterschutzes,  von  der 
zweckmässig  erachtet  wird. 

1387.  Kontinuirliche  Nacht-  und  Sonntagsar 
Falle  technischer  Notwendigkeit,  nicht  aber  zwec 
der  Produktion  zulässig.  Bl 

1487  a.    Eine  Bewilligung  von  Sonntagsarb 
Behörden  auf  unbestimmte  Zeit  ist  nicht  statthaft. 
Schweiz.  Industrie-  imil  Landwirtechüftsdep.  iten  25.  I 
II  33. 

1487  b.  Das  in  Art.  14  des  eidg.  Fabrikg« 
Verbot  der  Sonntagsarbeit  ist  nicht  durch  die  in  Art 
Befugnis  zu  »og.  Ueberzeitbewilligungen  cingeschrär 
bot  der  Nachtarbeit  (Art.  13,  Abs.  2);  dasselbe  las 
die  in  Art  14  selbst  stipulirten  zwei  grundsätzlic 
zu:  Vorhandensein  von  Notfällen  und  Erfordernis  u 
Betriebes.  Eine  Kompetenz  der  KReg.  zur  Bewilli 
tagsarbeit  kann  aus  Art.  II,  Abs.  4  nicht  abgeleitf 

Schweiz.  iDdurtrie-  und  Landwirtsclmftatlep.  den  22.  Ji 

230. 

1488.  Das  Kreisschr,  des  Schweiz.  Industrie 
schaftsdep.  vom  14.  Jan.  1893  an  sämtliche  KReg. 
Bedeutung  des  Beschl.  des  BR  betr.  Nacht-  und  S 
Fabriken  vom  gleichen  Tage  folgende  Ausführunge 
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Es  konnte  nicht  ausbleiben ,  dass  die  von  den  BBehörden  er- 
teilten Bewilligungen  für  Nacht-  und  Sonntagsarbeit  (vgl.  Art  13 
und  14  des  eidg.  Fabrikges.)  mit  der  Zeit  Ungleichheiten,  veraltete 
und  überflüssig  gewordene  Bestimmungen,  zu  weit  gehende  Erlaub- 
nisse aufweisen,  deren  Beseitigung  wünschenswert  wurde.  .  .  . 

Auf  Grund  einer  genauen  Untersuchung  der  bestehenden  Ver- 
hältnisse wurde  den  14.  Jan.  1893  der  Beschl.  des  BR  betr.  Nacht- 
und  Sonntagsarbeit  in  Fabriken,  erlassen,  der  zu  folgenden  Bemer- 
kungen Anlass  giebt: 

1.  Diejenigen  bereits  erteilten  Bewilligungen,  die  sich  auf  an- 
dere als  die  im  Beschl.  des  BR  vom  14.  Jan.  1893  angeführten 
Industriezweige  beziehen,  bleiben  unverändert  fortbestehen,  soweit 
nicht  in  einzelnen  Fällen  vom  eidg.  Industriedep.  anders  verfugt 
wird. 

2.  Die  durch  den  in  Frage  stehenden  Beschl.  bedingten  Be- 
willigungen gelten  für  die  schon  bestehenden,  wie  für  die  dem 
Fabrikges.  künftig  noch  zu  unterstellenden  Etablissemente  der 
betr.  Branchen ;  dieselben  wurden  generell  gehalten,  weil  die  Gleich- 
artigkeit der  in  Betracht  fallenden  Verhältnisse  dies  erlaubt ,  und 
weil  dadurch  den  Behörden  wie  den  Fabrikinhabern  erhebliche  Mühe 
erspart  wird. 

3.  Die  neu  redigirten  Bewilligungen  gehen  in  verschiedener 
Hinsicht  weniger  weit,  als  die  den  nämlichen  Fabriken  früher  er- 
teilten.   Unter  anderm  ist  dies  der  Fall: 

a.  Betr.  die  Sonntagsarbeit  bei  der  Papierfabrikation*);  diese 
wird  nicht  mehr  gestattet,  weil  sie,  auch  nach  Aussage  von  Fabri- 
kanten, sehr  wol  entbehrt  werden  kann;  sie  wurde  s.  Z.  in  der 
Eingabe  der  Papierfabriken  vom  7.  Jan.  1878  nicht  verlangt,  von 
einem  bedeutenden  Teil  der  Schweiz.  Papierfabriken  nicht,  von  an- 
dern je  nach  dem  Geschäftsgang  betrieben.  Es  darf  nicht  länger 
angehen,  dass  nur  aus  finanziellen  Gründen  dem  Arbeiter  sein 
Ruhetag  entzogen  wird. 

Ferner  fällt  auch  die  Nachtarbeit  für  die  als  Einzelmaschinen 
betriebenen  Kalander  dahin,  weil  sie  technisch  nicht  erforderlich  ist 
nur  selten  besteht  und  in  der  Eingabe  vom  7.  Jan.  1878  nicht  ver- 
langt wurde. 

b.  Betr.   die   Sonntagsarbeit  bei  der  dement-  und  Kalkfabri- 


*)  Vgl.  den  zit.  Kommentar  S.  85. 
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kation ').  Für  alle  weitern  Arbeiten,  abgesehen  vom  Breni 
ia  dieser  Industrie  die  technische  Notwendigkeit  der  Sonnti 
und  es  ist  überhaupt  kein  stichhaltiger  Grund  vorbände 
nicht  billig,  einzelnen  Fabriken  Sonntagsarbeit  fernerhin  z 
ten,  während  andere  sie  entbehren. 

Für  das  HerbeischaSen  von  Steinen  nnd  das  Verpacl 
Nachtarbeit  ebenfalls  umgangen  werden;  sie  ist  daher  ii 
des  BR  nicht  vorgesehen. 

c.  Betr.  die  Sonntagsarbeit  in  Gipsfabriken*),  welche 
l>eiirlich  dahinfällt. 

4.  Die  Verfügung  des  Schweiz.  Handels-  und  Landwirtse 
vom  14.  Juni  1883  betr.  die  Hilfsarbeit  in  Teigwaarenf 
bleibt  bestehen. 

5.  Die  den  Sägereien  allgemein  bewilligte  Nachtar 
Schichtenwechsel)  wird  es  möglich  machen,  die  bisher 
.allzD  weit  gehenden  Ueherzeilbewilligungen  zu  vermeiden. 

6.  Den  in  Frage  stehenden  Beschl.  des  BR  vom  14. 
haben  die  KReg.  sämtlichen  beteiligten  Fabriken  des  betr 
zuzustellen,  mit  dem  Hinweis,  dass  alle  frühem  Bewilligt 
Nacht-  und  Sonntagsnrbeit,  welche  den  Fabriken  der  im  f 
Beschiuss  aufgezählten  Industriezweige  erteilt  wurden,  ai 
seien  (Art.  III  des  Beschl.),  und  mit  der  Einladung,  di 
den  Stundenplan  (Arbeitseinteilung  der  Schichten)  zu  ut: 
(Art.  II,  Ziff.  4);  das  gleiche  Verfahren  (Uebennittlung  de 
£inverlangen  des  Stundenplanes  und  Zustellung  an  den 
spektor)  ist  auch  bei  spater  dem  eidg.  Fabrikges.  zu  unt 
den  Anstalten  zu  beobachten. 

7.  Die  KReg.  haben  darüber  zu  wachen,  dass  die  ii 
lies  BR  aufgeführten  Bedingungen  von  den  betr.  Fabrik« 
beobaditet  werden,  b  iW3  l  U5,  625:  vgl.  auch  B 

1489.  Der  BegriÖ  der  Hilfsarbeit  im  Sinne  des  Art.  12 
Fabrikges.  kann  nicht  für  alle  Industrien  einheitlich  fixir 
Wird  aber  die  Frage  aufgeworfen,  wie  die  für  Änwendunf 
Stimmung  des  Art.  12  bestehenden  Schwierigkeiten  beseitig 

')  Vtfl.  deo  zit.  Kommentar  S.  87  litt.  n. 
■)  Vgl.  den  zit  EommenUr  3.  87  litt.  ii. 
')  Vgl.  den  ät.  Kommentar  S.  81,  B  1884  II  U7. 
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als  Antwort  hierauf  geradezu  die  Streichung  dieses 

ilen,  80  ergibt  jedoch  eine  sorgfältige  UntersochiiBg, 

chung  des  Art.  12  nicht  angeht. 

n  3,  Juni  1891  in  seinem  Ber.  an  die  BVers,.  B  1891  lil  2i;i. 

en  Gegenstand  bemerken  die  eidg.  Fabrikin&pektoren 

■bten  vom  16.  April  1891: 

keiner  genanea  KenntniB   der  Indnatrie,    am  beb&apten 

es  in  den  industriellen  Betrieben  eine  Menge  Funktio- 
irchans  an  keine  bestimmto  Stundenzahl  gebunden  werden 
e  Industrie  schwer  zu  schädigen,  ja  selbst  den  Betrieb 
lachen.  Es  gibt  andere,  <iie  zwar  durchschnittlich  nicht 
rtnalen  elf  Stunden  erfordern ,  wo  aber  die  zu  bean- 
;  an  den  verschiedenen  Tagen  eine  ganz  verschieden 
ribt  endlich  solche,  wo  die  Begrenzung  der  Arbeitszeit 
itunden  von  6  Uhr  morgens  bis  8  Dhr  abends  dnrcb- 
cb  ist  .  .  .  .  Wir  erinnern  beispielsweise  an  die  Hetzer 
I,  an  die  Giesser  grosser  GusfitUoke,  an  'die  Teigmacher 
renfabriken,  an  die  Mälzer  in  den  Brauereien. 
ese  Lente   müssen    die  Bestimmungen    von  Art.  1 1  de? 

oder  teilweise  aufgehoben  werden,  wenn  dieser  Artikel 
in,  zum  Ruin  unserer  Industrie   werden  soll.     Das  sah 

wol  ein.  Er  wusste  wol,  dass  nicht  alles  nach  einer 
ich  gehen  könne,  dass  es  nicht  mJ^lich  sei,  alle  Ar- 
Normalarbeitstag  zu  verlegen,  ohne  dass  die  Grosszahl 
tft  einen  betrüchtlichen  Teil  der  II  Norm alar bei tsstun- 
tun  könnte.  Man  sah  ein,  dass  manche  Geschäfte  schon 
8  Arbeitslokal  z.  6.  geheizt  und  erleuchtet  sein  mos. 
!r  Arbeiterschaft  sich  einstellt;  man  sah,  dass  manches 
en  kann,  nachdem  dessen  Arbeit  vollbracht  ist  ...  . 
alb  Art.  12  des  BGes.  B  1891  ITt  2Vl 

Die  Bestimmung  der  Fabrikordnungen  einiger  Malier: 
twendiger  längerer  Arbeitszeit,  für  welche  jeweilen,  ausser 
len  NotfilUen,  die  gesetzliche  Bewilligung  einzuholen  ist, 
dg.  Dep.  den  27.  Febr.  1888  far  unzulässig,  ebenso 
Reg.  vorgeschlagenen  Ersatz : 

twendiger  läng<-rer  Arbeitezeit,  für  welche  jeweilen,  ans- 
agende Hilfsarbeiten  (Art.  12  des  BGes.)  die  gesetzliche 
{  einzuholen  ist 

lern  Arbeitgeber  nicht  in  so  allgemeiner  Weise  Ober- 
zu  entscheiden,  wann  Überhaupt  Hilfsarbeiten  vor- 
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liegen.  Allerdings  enthält  das  BGes.  hierüber  keine  spei 
Schrift,  dagegen  nahm  von  jeher  die  BBehörde  selbst  d 
□iemaDden  bestrittene  Befugnis  in  Anspruch,  über  die 
barkeit  des  Art.  12  auf  gewisse  Kategorien  accessorische 
zu  entscheidcD.  Wäre  dies  dem  Belieben  des  Arbeitgebei 
gestellt,  so  würden  jedenfalls  sehr  willkürliche,  uad  dem 
Gesetzes  nicht  entsprechende  Definitionen  für  Hilfsarbeit 
sein.  Zuzugeben  ist,  dass  es  gewisse  Hilfsarbeiten  gibt, 
liebe,  nicht  in  deo  Rahmen  des  elfatündigeu  Arbeitstag 
Vollziehung  erfordern,  and  für  die  es  nicht  möglich  ist, 
ügung  der  Behörde  einzuholen,  weil  sie  eben  unvorhei 
sofortiges  Einschreiten  verlangen.  Insofern  als  das  B< 
Vornahme  solcher  Arbeiten  gestattet,  ist  es  aber  ganz 
flflssig,  in  der  Fabrikordnung  eine  bezügliche  Bestimmt 
nehmen;  der  Arbeitgeber  darf,  dem  plötzlich  auftretend( 
äusserer  Verhältnisse  sozusagen  unwillkürlich  folgend,  di 
chenden  Massregeln  ergreifen.  Findet  er  aber  in  seiner  '. 
Dung  einen  Vorbehalt  allgemeiner  Natur,  so  wird  er  ver 
ses  und  jenes  io  denselben  einzubeziehen  und  diesen  Vc 
willkürlicher  Weise  zu  seinen  Gunsten  möglichst  auszun 
würden  so  unzweifelhaft  auch  direkte  Zuwiderhandiuni 
das  Ges.  entstehen;  und  damit  solchen  Zuwiderhandle 
auch  blossen  JVlisverständnissen  nicht  durch  Fabrikordnu 
mangen  der  bezeichneten  oder  ähnlicher  Art  Vorschul 
werde,  entschied  das  eidg.  Dep.,  es  seien  dieselben  aus 
Keglementen  überhaupt  zu  entfernen.  B 

1490.  Im  Jahre  1892  schrieb  die  Polizeidirektion 
tOBS  an  den  eidg.  Fabrikinspektor,  der  Uebertretungen  d 
mungen  des  Art.  16  des  eidg.  Fabrikges.  zur  Anzeigt 
hatte,  folgendes: 

Bezögtich  dem  Kapitel :  Arbeit  Minderjähriger  haben  wi 
Dep.  ansein  andergesetzt,  dass  wir  unmöglich  streng  verfahr 
Einnial  kann  nachgewiesen  werden,  dass  die  Fabrik lokalita 
gnünder  sind,  als  die  familiüre  Wohnung,  dass  sie  nicht 
Arbeit  angehalten  werden ,  dass  ihnen  genügendere  und  bi 
in  Aassicht  steht,  wenn  sie  auf  diese  Weise  etwas  verdien 
uls  wenn  sie  nutzlos  daheim  bleiben  oder  gar  auf  Gassen  u 
iimherech lendern  müssen,     üei'  trockene    llucbstabe   dieser   ; 
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UDgen  steht  mit  herwärtigen  bezüglicheo  Verhfiltnisen  in  ge- 
•eziehung  in  striktem  Widers pructi. 

1  sollte  denn  doch  anch  mit  den  Verhältnissen  rechnen  und 
gegenwärtige  traurige  nnd  nachhaltige  Krisis  Rücksicht  nehmen 

■  bitten  Sie,  uns  aber  veratehsn  zu  wollen:  Wir  befürworten 
Arbeitgebern  die  Zula^suag  Minclerjabriiier  nicht,  wo  solches 
noch  vorkommt,  kQnaen  wir  nach  unserer  üeberzeugung  qd- 
die  Strenge  des  Gesetze»  anwenden. 

■  Fabrikinspektor  beschwerte  sich  hierüber  beim  Schweiz, 
e-  und  Landwirtschaftsdep.  Dieses  gab  nun  deu  8-  Okt 
r  betr.  KReg.  die  nötigen  Weisungen,  gleichzeitig  bemer- 

'  können  Ihnen  nicht  verhehlen,  dass  wir  ein  solches  Verhalten 
r  kant.  Behörde,  welcher  die  Vollziehung  des  eidg.  Fabrikges. 
nicht  erwftilet  hätten,  und  es  auf  das  schärfste  misbilligen; 
i  Verbot,  Kinder  unter  14  Jahren  in  den  Fabriken  zn  verwen- 
ein  absolutes  and  eine  derjenigen  Bestimmungen  des  BGes.,  die, 
n  ans,  von  jeher  nnn achsichtlich  durchgeführt  worden  ist ;  ein- 
SebQrden  und  Bürger  schätzen  übrigens  das  Kinderarbeitsverbof 
der  segensreichsten  und  wichtixsten  Vorschriften  unserer  Geseti- 
während  die  Ausführungen    Ihrer    Polizeidirektion  als  g&DZÜch 

bezeichnet  werden  müssen. 

KReg.  versprach  hierauf  den  18.  Okt.  1892  Abhilfe. 

Ma,  Eine  dem  eidg.  Fabrikges.  unterstellte  industrielle 
die  den  Zweck  der  Erziehung  armer  und  verwaister  Ktn- 
ölgt,  suchte  irn  Jahre  1890  um  die  Erlaubnis  nach,  Mäd- 
it  zurückgelegtem  dreizehnten  Altersjabr  aufnehmen  zu 
weit  in  vielen  Kantonen  die  gesetzliche  Alltagsschule  nur 
liesem  Älter  vorgeschrieben  sei  und  es  für  die  Kinder  eine 
färe,  wenn  sie  in  der  Anstalt  Versorgung  fänden.  Das  Schweiz, 
ä-  und  Landwirtschaftsdep.  konnte  jedoch  angesichts  der 
ft  des  Art.  16  des  BGes.  nicht  gestatten,  dass  die  fragliche 
Kinder  unter  vierzehn  Jahren  aufnimmt. 

B  1891  II  231,  hestätigt  den  6.  April  1890,  B  1891  II  232. 

)1.  Das  BGes.  vom  26.  April  1887  betr.  die  Ausdehnung 
:päicbt  und  Ergänzung  des  BGes.  vom  25.  Juni  1881  ist 
«r  von  dem  Tage  an,  auf  welchen  es  vom  BR  kraft  des 
\rt.  12   des  Ges.   erteilten   Auftrages  vollziehbar  erklärt 
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wurde;  und  wenn  Art.  II  der  KEeg.  den  Auftrag  erteil 
VoUziehuDg  der  bezüglichen  Vorscliriften  besorgt  zu  sein, 
dies  nicht  in  der  Meinung,  dass  diese  Vorschriften  durc 
lass  kant.  Vollz-Verord.  einfach  eludirt  werden  köuntei 
lediglich  zu  dem  Zwecke,  den  bundesgesetzlichen  Vorscli 
innerhalb  der  Grenzen  der  einzelnen  Kantone  möglichst 
sige  Ausführung  zu  sichern.  Gerade  auch  für  den  Fall 
KReg.  den  Erlass  dieser  Vollz.-Verord.  unterliesse, 
BGesetzgeber  dem  BR  die  Kontrole  über  die  Vollziehung 
übertragen. 

Der  BR  erklärte  daher  den  8.  Juli  1890  die  Besch 
A.  Aigner  ans  Bayern  gegen  eine  Verfügung  des  Bezirl 
Luzem  für  begründet.  Dieses  Bezirksgericht  hatte  von 
dem  von  ihm  auf  Grund  des  Art.  6  des  erwähnten  BGes. 
Haftpflichtprozess  die  vorschussweise  Entrichtung  der 
mutmasslichen  Kosten  einer  zum  Beweise  der  Klage  nötig 
Expertise  auferlegt.  Der  BR  hob  diese  Verfügung  auf 
im  Widerspruch  steht  mit  dem  klaren  Wortlaut  des  Art 
des  BGes.  vom  26.  April  1887  und  die  Vorschrift  des 
anzuwenden  ist,  obschon  sie  z.  Z.  nicht  durch  eine  kai 
ausdrücklich  in  Vollzug  gesetzt  worden  ist. 

B  1890  III  987,  1891  II  244,  H 

1491a.  Mit  Kreisschr.  vom  25.  Okt.  1887  an 
eidg.  Stände  hatte  der  BR  die  Kantone  eingeladen,  für 
lichste  Vollziehung  der  Vorschrift  des  Art.  6  des  erweiti 
pflichtges.  vom  26.  April  1887  besorgt  zu  sein,  und 
getroffenen  Massregeln  dem  BR  Bericht  zu  erstatten  ^). 
weitern  Kreisschr.  vom  8,  Febr.  1889  sodann  konstatirt 
dass  sämtliche  Kantone  sich  bemüht  haben,  den  Anforde 
genannten  Art.  6  nachzukommen,  sei  es  durch  Erlass 
Vorschriften,  sei  es  durch  Untersuchung  bereits  besteh 
Schriften  und  aus  ihr  resultirende  Erklärung,  dass  dies 
Stimmungen  des  zit.  Art.  6  Genüge  leisten.  Zur  Ergi 
sonderer  Massregeln  sah  sich  daher  der  BR  nicht  veran 
von  verschiedenen  Kantonen  gewünschte  förmliche  Genebi 
kant.  Verordnungen  lehnte  jedoch  der  BR  ab  und  zwar  i 
den  Gründen: 
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ehang  des  BGes.  vom  26.  April  1887  id 
laf  die  vorhandenen  Vollz.-Varschriflen  dei 
an.  Die  Möglichkeit  besteht,  dass  Kantone 
iriften  daj  Armenrecbt  ebenso  Toll-itBndig 
ren,  als  solche  mit  aiufUbrlichen  Beatim- 
rgekommen ,  dass  bei  ganz  richtiger  kaot 
chtsbebiSrden  gegen  die  Vorschrift  des  in 
ahren  wurde;  eine  bedentende  Verschieden- 
lieb  aach  in  Hinsicht  auf  Ziff.  2  des  Art  6 
:t  denkbar,  dass  trotz  einer  dem  Wortknt 
erbDrg^nden  Gesetzesbestimmong  die  Praxis 
ng  duldet  oder  geradzn  eingeführt  hat. 
licht  flir  angezeigt,  die  kant.  Erlasse  ans- 
enn  die  BBehSrde  könnte  sich  damit  ftc 
ach  soweit  einzelne  Beglemente  Votlzngf- 
brikges.  und  zu  andern  Artikeln  der  BGes. 
in,  in  sehr  mislicher  Weise  die  Hände  bin- 
dere kant.  Hestimmung  bedenklich  erschei- 
isiger,  einen  konkreten  Besch  werde  lall  ab- 
ntscheid  im  kontradiktoiischen  Vertahren, 
l  Wider,  zu  treffen.  Durch  Art.  11,  Abs.  2, 
1887   und    durch    Art.  18    des    BGes.   vom 

die  fortwährende  Kontrole  über  die  Voll- 
ragen;   der  BK  behält  sich  dieStrs  Kontrol- 

von  den  Kantonen  zur  Ausführung  des 
n  Anordnungen  im  vollen  Umfange  vor. 
in  zu  genehmigen  oder  zu  beanstanden,  io- 
j  mit  der  bundesgeseizlicben  Vorsclirill  bei 
lg  der  letztern  sich  mit  f^icherheit  nur  an 
lässt.  B  1889  I  324,  1890  l  706, 

und  Steinbruche  fallen  nicht  unter  dii' 
abrikges.,  Eondern  unter  diejenigen  de.^ 
vom  26.  April  1887. 

andwirtachaftadep,  den  29.  Okt.  1892,  B  189:5  1 


e  des  Civilgerichtes  Baselstadt,  betr.  An- 
:en  des  BGes.  vom  26.  April  1887  auf 
Schäfte  Karlin-Löüger  zu  Riehen  (Steio- 
iugfstossenen  Unfall  wurde  vom  BB  den 
rwägungr 
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Nach  Art.  1,  Abs.  1  des  erwähnten  HaftpflicUtges.  unt 
aJle  Gewerbe,  in  denen  esplodirbnre  Stoffe  gewerbsmässig 
oder  verwendet  werden,  den  Bestimmungen  dieses  Gese 
kann  somit  durchaus  keinem  Zweifel  unterliegen,  daes  da 
bnichgeschäft  Earlin  dem  zit.  BOes.  unterstellt  ist.  Hierbe 
es  nicht  darauf  an,  ob  die  Verwendung  von  Pulver  häufi) 
seltener  geschieht,  da  nach  dem  BGes.  die  einfache  Tatsi 
VerweoduDg  zur  Unterstellung  genügt.  Da  nun  der  fragli 
fall  beim  Transport  der  Steine  aus  dem  Steinbruch  gescb 
so  handelt  es  sich  nur  noch  darum,  zu  wissen,  ob  diese 
tung  als  zum  eigentlichen  Betrieb  gebärend  betrachtet 
moss.  Diese  Frage  ist  unbedingt  zu  bejahen,  denn  < 
Arbeiten  stehen  in  unverkennbarem,  notwendigem  /usamn 
mm  Hnuptgewerbe ,  und  es  finden  demnau-h  auf  diese 
Itegtimmangen  des  Ges.  ebenfalls  Anwendung,  event.  wii 
jedenfalls  kraft  Art.  4  desselben  BGes.  zutreffen.  b  l 

1493.  BezÜglicIi  der  Anwendung  des  BG  vom  26.  A] 
betr.  die  Ausdehnung  der  Haftpflicht  kommt  es  bei  der 
nuDg  der  durch  dieses  BGes.  verausgesetzten  Durchschnitts 
mindestens  mehr  als  5  Arbeitern  nicht  sowol  auf  die  Zahl 
heiter  an,  die  bei  dem  Bau,  wo  der  Unfall  passirt  ist,  bf 
waren,  sondern  vielmehr  auf  die  Zahl  der  vom  Unteniehn 
haupt  beschäftigten  Arbeiter. 

Dieser  Kntscheid  stützt  sich  einerseits  auf  Art.  1,  Ziff. 
des  BQbb,  ,  der  vom  Baugewerbe  überbaupt  spricht  und  axit 
sagt,  dasj  hiebei  alle  damit  i'.usammenbängenden  Arbeiten  in 
kommen,  so  dass  offenbar  der  gesamte  Betrieb,  mag  er  aacb 
«cttiedenea  von  einander  entfirnten  Orten  stattfinden,  als  ei 
irasammengerechnet  werden  muss,  andrerseits  auf  den  Schi 
Art.  1,  Ziff.  2,  wo  lediglich  von  durvh  den  Arbeitgeber  beschäftigt 
tern  die  Bede  iet.  Die  Grenzen  dessen,  was  zu  diei^er  oder  Jen 
nebmung  gehört,  wtlrden  sich  oft  ganz  verwischen,  wenn  da. 
Banolijekt  matsgetieod  wäre,  ein  sicheres  Erileriam  hat  man  l 
man  die  Zugehörigkeit  zam  gleichen  Geschäftsbetrieb  ins  Aug 

BR  den  11.  Juni  1ä89  zu  Hunden  ilea  UezirksKerichtcs  ZQricb, 

656,  1890  1  708. 

1493  a.  Bezuglich  des  in  Art.  1 ,  Ziff.  2  des  er< 
Haftptlichtgesetzes  vom  26.  April  1887  aufgestellten  Requ: 
durchschnittlichen    Arbeiterzahl  (während  der  Betriebszei 
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mehr  als  fünf)  ist  im  Jahre  1892  vom  BR  der  Grund- 
Dommen  worden,  dass  zur  Ermittelung  dieser  Durch- 
il  die  Zahl  der  geleisteten  Arbeitstage  dividirt  werde  durch 
[er  Tage,  an  denen  wirklich  gearbeitet  wurde. 

BR  den  14.  Okt.  11.  Nov.  1892,  B  1893  I  G3I. 

Ib.  Das  BGes.  vom  26.  April  1887  findet  Anwendung 
ngestellten  und  Arbeiter,  die  beim  Bau  von  Telephon- 
;r  beim  Telegraphenbau  beschäftigt  werden,  ferner  auf 
Kriegs-  und  Munitiocsdepots  und  zwar  auch  d^n,  wenn 
lal  gleichzeitig  im  Dienste  der  Kantone  steht').  Ereignet 
nfall  während  der  Ausführung  von  Arbeiten  des  Bundes, 
uch  der  Bund  einstehen. 

tstehen  aber  eine  Reihe  von  Zweifeln  über  den  formellen 
itändlichen  Geltungsumfang  des  BGes.: 
!len  unter  den  Begriff  der  Angestellten  und  Arbeiter  aucli 
iren,  Verwalter,  Werkführer  u.  s-  w.  der  betreffenden  An- 
id  wie  verhält  es  eich  femer  mit  Beamten  der  Central- 
,  wie  z.  B.  dem  Chef  der  technischen  Abteilung  der 
ihalverwaltung ,  seinem  Adjunkten,  dem  Centralpulrer- 
1. 8.  w.,  welche  nur  zeitweise,  insbes.  zu  Aufsichtszwecken 
letriebe  in  Berührung  kommen?  Die  erstere  Kategorie 
stsohne  unter  das  BGesetz. 

e  verhält  es  sich,  wenn  außerhalb  des  BBetriebes  durch 
T  Militärverwaltung  Versuche  mit  Feuerwaffen  und  Ex- 
n  vorgenommen  werden   und   sich  hierbei  Unfälle  er- 

in  das  BGes.  auch  auf  die  Angestellten  der  Pferde-Begie- 
Thun  (Bereiter)  bezogen  werden?  (Art.  1,  Zifl.  2,  litt,  b 

spricht  nur  von  Fuhrhalterei). 

..  2,  Abs.  2  des  BGes.  scheint  fUr  öffentliche  Regiebetriebe 
:en  überhaupt  das  Requisit  einer  gleichzeitigen  Beschäf- 

mehr  als  5  Arbeitern  aufzustellen,  also  auch  für  Betriebe, 

explosive  Stoffe  erzeugt  oder  verwendet  werden.  Würde 
;elegt,  so  müssten  einzelne  Anstalten,  wie  das  Kri^s- 

die  Munilionskontrole  in  Thun  ganz  oder  teilweise  als 
uter  fallend  betrachtet   werden.     Diese  Auslegung  ist 
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kaum  zutreffend,  denn  Art.  2,  Abs.  2  will  nur  die  öffentlichen  Unter- 
nehmungen den  privaten  gleich  stellen,  ändert  also  an  den  Vor- 
schriften des  Art.  1  nichts. 

5.  Ist  das  BGes.  anwendbar  auf  die  Angestellten  und  Arbeiter 
in  den  Laboratorien  und  beim  Maschinenbetrieb  im  eidg.  Poly- 
technikum und  dessen  Hilfsanstalten? 

6.  Dürfen  die  ständigen  Bauhandwerker  des  Bundes  in  Thun 
darunter  rubrizirt  werden? 

Der  BR  glaubt  diese  aufgeworfenen  und  andere  ähnliche 
Fragen  im  Sinne  der  Anwendbarkeit  der  Haftpflichtvorschriften  be- 
antworten zu  müssen. 

BR  in  der  Botsch.  vom  22.  März  1889,  B  1889  I  787. 

1493  c.  Der  BR  entschied,  anläslich  eines  Rekurses  Settelen, 
den  19.  Febr.  1889  die  Frage,  ob  ein  postkonzessionirter  Tram- 
omnibusbetrieb dem  BGes.  betr.  die  Ausdehnung  der  Haftpflicht 
unterworfen  sei,  bejahend  in  Erwägung: 

Die  Haftpflicht  der  Postanstalt  ist  in  Art.  14  des  Postregal- 
gesetzes vom  2.  Juni  1849  (A.  S.  I  102,  Wolf  I  502)  festgesetzt. 
Sie  kann  sich  jedoch  nur  auf  diejenigen  Transporte  beziehen, 
die  von  der  Postverwaltung  selbst  ausgeführt,  nicht  aber  auf  solche, 
welche  von  der  letztern  an  Private  konzedirt  werden.  Am  Ertrag 
der  konzedirten  Kurse  ist  die  Postverwaltung  in  keiner  Weise  be- 
teiligt, das  Dienstpersonal  des  Trambetriebes  steht  zu  ihr  in  kei- 
nem dienstlichen  Verhältnis  und  kann  nach  Belieben  des  Unter- 
nehmers angestellt  und  entlassen  werden.  Der  ganze  Betrieb  ist 
Sache  des  Konzessionsinhabers  und  wird  von  diesem  nicht  in  öft'ent- 
lichem  Interesse,  sondern  als  Privatunternehmen ,  zum  Zwecke  des 
Erwerbes  besorgt,   steht   also   rechtlich   der  Post  Verwaltung  nicht 

gleich.  ß  1889  I  361,  1890  I  709. 

1494.  Die  vom  Kt.  Graubünden  besorgte  Otfenhaltung  der 
Splügenstrasse  fällt  unter  das  BGes.  vom  26.  April  1887;  denn 
zum  Strassenbau  ist  nicht  nur  die  erste  Anlage  der  Strassen  zu 
rechnen,  sondern  auch  deren  Unterhalt,  welcher  diejenigen  Arbeiten 
umfasst,  die  notwendig  sind,  um  das  Bauobjekt  seinem  Zwecke  zu 
erhalten.  Hiezu  gehören  insbes.  auch  diejenigen  Vorkehrungen, 
welche  auf  Beseitigung  der  durch  elementare  Ereignisse  herbeige- 
führten Hindernisse  gerichtet  sind,  und  ein  Unterschied  mit  Bezug 
auf  die  verschiedenen  Arten  dieser  Ereignisse  ist  nicht  zu  machen. 
IV  15 
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Die  Oifenhaltung  der  Strasse  kommt  nun  hauptsächlich  im 
Winter  in  Frage,  und  die  hierzu  notwendigen  Arbeiten  kehren  jede& 
Jahr  mit  einer  gewissen  Regelmässigkeit  wieder.  Da  der  Winter 
also  die  eigentliche  Betriebszeit  bildet  (Art.  1,  Ziö'.  2  des  BGes.), 
so  sollen  bei  der  Berechnung  der  Arbeiterzahl  nicht  nur  die  da& 
ganze  Jahr  hindurch  angestellten  Wegmacher,  sondern  auch  die 
Hilfsarbeiter  gezählt  werden,  seien  diese  nun  regelmässig  die  glei- 
chen oder  nach  Umständen  wechselnde  Arbeiter,  und  daher  ist  die 
vom  BGes.  verlangte  Durchschnittszahl  von  5  Arbeitern  mehr  als 

erreicht.  BR  den  13.  Mai  1890,  B  1890  II  828. 

1494  a.  In  Anwendung  des  Art.  10  des  BGes.  vom  26.  April 
1887  und  des  Art.  14  des  BGes.  vom  25.  Juni  1881  hat  der  BR  den 
14.  März  1890  der  eidg.  Haftpflichtgesetzgebung  unterstellt  die  in 
der  Gemeinde  Saanen  (Kts.  Bern)  bestehende  Kauflisbach-Moderation; 
es  ist  dies  eine  Wasserbauunternehmung,  die  während  der  Betriebs- 
zeit durchschnittlich  mehr  als  5  Arbeiter  beschäftigt.  Dass  ihre 
Bachkorrektionsarbeiten  nur  während  der  günstigen  Jahreszeit  und 
mit  Unterbrechungen  ausgeführt  werden  können,  ist  kein  Grund  zur 
NichtUnterstellung  unter  die  BGesetzgebung,  ansonst  könnte  gegen 
solche  Wasserbauunternehmungen  überhaupt  nicht  das  Haftpflicht- 
gesetz in  Anwendung  gebracht  werden.  b  1890  l  664. 

1494  b.  Die  zum  Strassenunterhalt  und  Strassenbau  verwen- 
deten Sträflinge  fallen  nicht  unter  das  BGes.  betr.  die  Haftpflicht, 
weil  sie  gegenüber  dem  Staate  nicht  in  dem  freiwilligen  Verhältnis 
des  Arbeitnehmers  zum  Arbeitgeber  stehen,  wie  es  die  Haftpflicht- 
gesetzgebung oflenbar  voraussetzt,  wol  aber  die  Strassenknechte 
und  Strassenmeister ,  die  wirklich  im  Dienste  des  Staates  stehen, 
und  nicht  selbständige  Unternehmer  eines  Looses  sind. 

Schweiz.  Industrie-  und  Landwirtschaftsdep.  den  10.  März  1888,  B  1889 1 70:^. 

1494  c.  Erdarbeiten ,  die  in  Ausgrabung  von  Fundamenten 
und  Kellern  u.  s.  w.  bestehen,  fallen  unter  die  Kategorie  derjenigen 
Arbeiten,  welche  mit  dem  Baugewerbe  in  Zusammenhang  stehen 
und  sind  gleich  diesen  den  Bestimmungen  des  erweiterten  Haft- 
pflichtgesetzes vom  26.  April  1887  unterstellt,  so  dass  auf  einen 
bei  diesen  Arbeiten  zugestossenen  Unfall  die  Bestimmungen  dieses 
Ges.  Anwendung  finden. 

BK  den  27.  Jan.  1891  auf  Anfrage  einer  KReg.,  B  1891  1  215. 


Arbeiterachutz, 

1494  d.  Die  Verhältnisse  bei  einer  der  erweiterten 
ptlicht  zu  unterstellenden  Wuhrunternehmung  veranlassten  de 
den  14.  Okt.  1892  folgendes  festzustellen: 

1.  Ein  Pächter  bezahlt  seinen  Pachtzins  teile  in  Geld,  te 
Naturalleistungen;  letztere  bestehen  zum  Teil  in  Arbeiten 
rangen  u.  s.  w.)  für  die  genannte  Wuhrunternehmung.  Di( 
ihm  für  letztere  verrichteten  Arbeiten  werden  nun  ebensogut 
Entgelt  geleistet,  wie  z.  B.  von  einem  Mieter,  der,  ohne  vei 
lieh  gezwungen  zn  sein,  den  schuldigen  Hauszins  abverdient. 
aber  unselbständig  gegen  Entgelt  (bestehe  dieses  nun  in  einei 
Zahlung  oder  in  Abschreibung  einer  Schuld)  im  Dienste  eine 
dem  arbeitet,  muss  zu  den  Arbeitern  gezählt  werden;  der  Pa 
und  sein  Personal  wird  demnach  bei  der  Ermittelung  der  Arb 
zahl  jenes  Unternehmens  mitgerechnet. 

2.  Wenn  sodann,  was  die  Nebenarbeiten  des  Wuhrbaue 
trifft,  io  Art  1,  Ziff.  2,  litt,  a  des  erweiterten  Haftpflichtges 
26.  April  1S87  die  unter  die  Haftpflicht  fallenden  Nebenarl 
des  Baugewerbes  bezeichnet  sind,  in  litt,  d  die  heim  Wass 
vorkommenden  dagegen  nicht,  so  li^t  der  Grund  darin,  dass 
ersteren  Gewerbe  eine  ganze  Menge  dieser  Nebenarbeiten,  wie 
die  Bedachung  durch  den  Spengler,  das  Ansehlagen  der  Tl 
darch  den  Schlosser  u.  a.  w.,  Leistungen  von  Ai^ehörigen 
anderer  Berufsarten  sind;  beim  Wasserbau  sind  dagegen  die 
schiedenen  Arbeiten,  wie  das  Herbeischatfen  der  Faschinen 
Versenken  und  Festmachen  zwischen  Pfählen  oder  Steinen,  i 
verkennbarem  notwendigem  Zusammenhang,  sie  sind  untren 
Teile  eines  Ganzen,  selbst  die  Gefahren  sind  für  sämtliche  Ve 
tungen  beinahe  dieselben,  somit  sind  sämtlich  Arbeiter  am  A 
bau  mitzuzählen. 

3.  Als  Betriebszeit  kann  endlich  nur  diejenige  Zeit  in  Bei 
fallen,  in  welcher  der  Betrieb  wirklich  stattfindet,  nicht  abei 
jenige,  in  welcher  ein  Betrieb  weder  beabsichtigt,  noch  auc 
betreSenden  Orte  gesetzlich  gestattet  ist,  in  welcher  überdie: 
angestellte  Arbeiter  zur  Arbeitsleistung  nicht  die  mindeste  l 
hat.    So  sind  insbes.  die  Sonntage  in  Abrechnung  zu  bringen 

B  1893 

1495.    Dem  Begehren  der  Reg.  von  Baselland,  das  Hi 

schäft   Fidel  Karrer  in  Aesch   dem  erweiterten   Haftpflicht! 

vom  26.  April  1887  zu  unterstellen,  wurde   vom  BH  mit  B 
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vom  13.  März  1893  auf  Grund  folgender  EnväguDgen  nicht  ent- 
sprochen ■. 

Das  fragliche  Geschäft  umfasst  den  Ankauf  ond  das  Schlagen 
von  Wäldern,  den  Transport  des  gefällten  Holzes  und  den  Ver- 
kauf desselben,  Arbeiten  und  Verrichtungen,  die  zum  forstwirt- 
schaftlichen Betriebe  gehören,  auf  welchen  das  Haftpflichtgesetz 
seiner  Anlage  nach  und  gemäs  konstanter  Praxis  der  BBehörde') 
keine  Anwendung  findet. 

Der  Ansicht,  dass  fraglicher  Betrieb  als  zum  « Baugewerbe  u 
gehörend  zu  betiacliten  sei,  kann  der  BB  nicht  beitreten;  denn 
wenn  auch  die  im  Walde  gefällten  Hol^stämme  auf  einem  daselbst 
hergerichteten  «Zimraerplatze»  beschlagen,  zugerUstet  und  alsdann 
in  den  Handel  gebracht  werden,  so  sind  dies  doch  keine  Arbeiten, 
die  unter  Art.  1,  Ziff.  2,  htt.  a  des  BGes.  vom  2C.  April  1887 
fallen,  wenn  man  nicht  zu  gewaltsamen  Auslegungen  Zuflucht  nehmen 
will.  Zudem  wird  aucli  dieser  n  Zimmerplatz »  kein  stabiler  sein, 
sondern  es  ist  anzunehmen,  dass  er  der  Natur  des  Betriebes  ge- 
mäs  bald  dahin,  bald  dorthin  verlegt  werde.  Der  in  Aesch  beim 
Hause  des  Firmainhabers  gelegene  Zimmerplatz  kommt  nicht  in 
Betracht,  da  einerseits  die  daselbst  beschäftigte  Arbeiterzahl  eine 
ganz  geringe  ist  (sie  beträgt  durchschnittlich  3,7  Arbeiter),  andrer- 
seits der  Unfall,  der  das  Begehren  veranlasst  hat,  im  Walde  pas- 
sirt  ist.  B  1893  I  107". 

1493  a.  Ein  Baumeister  übertrug  die  von  ihm  zur  Ausfüh- 
rung übernommenen  Maurerarbeiten  an  zwei  Akkordanten,    unter 

Festsetzung  der  Vertragsklausel ,  dass  für  die  beim  Bau  allfälüg 
vorkommenden  Unglücksfälle  die  Akkordanten  auf  dem  ganzen  Ge- 
biete des  Haftpflichtgesetzes  einzustehen  haben.  Es  ereignete  gjch 
nun  bei  diesem  Bau  ein  Unfall  mit  tötlichem  Ausgang;  der  Bau- 
meister lehnte  seine  Haftpflicht  ab,  gestützt  auf  die  mitgeteilte 
Vertragsklausel  und  gestützt  auf  die  Talsache,  dass  die  Akkordan- 
ten berechtigt  gewesen  seien,  beliebig  Arbeiter  anzustellen.  Dns 
Schweiz,  Industriedep.  sprach  sich  jedoch  den  27.  Nov.  1890  über  den 
Fall  dahin  aus,  dass  nach  Art.  10  des  eidg.  Haftpflichtges.  vom 
2').  Juni  1881  jene  Vertragsbestimmung  keine  rechtliche  Wirkung 
habe,  dass  der  Baumeister  die  zwei  Unterakkordanten  kennen  und 
sich  sagen  musste,  sie  wären  niemals  im  stände  gewesen,  gegebenen 
')  Vgl.  z.  B.  B  1893  1  fi.32. 


Arl)(;iteii>chuta. 

Falles  die  Bestimmungen  der  Haftpflicht  zu  erfüllen,  das; 
er  den  Unterakkordanten  zum  voraus  die  nötigen  Betrag 
Auszahlung  der  von  ihnen  angestellten  Arbeiter  ausrich 
vertraglich  vorbehalten  hatte,  die  Baumaterialien  zu  liefer 
eigentliche  Arbeitgeber  blieb.  B  D 

1490.  Die  Besorgung  der  bei  einem  Baugewerbe 
Wendung  kommenden  I'ferde  fällt  als  Hilfsarbeit  <leKselbi 
&ills  unter  die  eidg.   Haftpflichtgesetzgebung  vom  26.  Ai 

DE  ik'd  13.  Juni  1«00.  H  18' 

1497.  Ob  jemand  im  einzelnen  Ffille  Ansprucli  hal 
Armenrecht  iß  einem  Haftptlichtprozess,  entscheidet  der  Rii 
nicht  die  administrative  Behörde.       hk  den  2i.  Scjit.  i«««,  B 

1497  a.  üemäs  Art.  6  des  erweiterten  Haftpt1icht( 
26.  April  ldö7  haben  diejenigen  Personen,  die  für  die  I 
rung  des  gerichtlichen  Verfahrens  zur  Feststellung  eines 
gigen  Schadenersatzanspruches  das  Armcnrecht  beanspruc 
gende  Obliegenheiten  zu  erfüllen: 

1.  beim  kompetenten  Richter  ein  dahin  gehemles  : 
zu  stellen; 

2.  gleichzeitig  über  ihre  Bedürftigkeit  sich  auszuweist 

3.  die  Klage  anzubringen  und  dieselbe  wenigstens  iu! 
begründen,  dass  es  dem  Richter  möglich  ist,  sich  über  die 
detbeit  oder  Unbegründetheit  derselben  durch  eine  u^ 
Prüfung  des  Falles »  zu  Orientiren. 

Wenn  diese  Voraussetzungen  nicht  erfüllt  sind,  so  I 
Richter,  zumal  in  Civilprozessfällen,  als  welche  sich  ja 
Haftpäichtersatzansprüche  darstellen ,  auf  die  Frage  di 
lung  des  Annenrechts  nicht  eintreten. 

Es  ist  allerdings  richtig,  dass  dem  Kläger  keine  Ft 
liegt,  das  ganze  Beweismaterial,  das  durch  die  von  den 
strativbehörden  ex  officio  anzustellende  Untersuchung  ül 
stattgehabten  Unfall  beschaöt  werden  niuss,  beizubringen, 
kann  sich  auf  dasselbe  berufen,  und  wenn  es  noch  nicht 
sollte,  verlangen,  dass  der  Richter  die  zuständige  Behörde 
Reqnisitionswege  auffordere,  dasselbe  zu  beschaffen.  A 
Art.  1-2,  Abs.  2  des  Haftpflichtges.  vom  25.  Juni  168L  d 
ligten,  also  auch  den  Klägern,  das  Recht,  sogar  schon  vo 
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i  die  tatsächlichen  Verhältnisse  gerichtlich  kon- 

:h  mass  eiD  bezügliches  Begehrea  an  den  Richter 
[  die  Geschädigten  können  nicht  vorher  schon 
.  Armenrecht  verlangen,  indem  das  Haftpflicht- 
887  bestimmt,  dass  dasselbe  erst  ■  nach  vor- 
Falles  n  erteilt  werden  kann. 
891  eine  Beschwerde  weKen  Verweigerung  der  Bewilli- 
en  Annenrechtes  seitens  der.  Tburgauerbehördeii  als 
isend,  B  1892  11  40. 

Folgende  Anfragen  einer  kant.  Reg.; 
,  der  in  einem  Haftpflichtfall   unentgeltlichen 
rdnet  hat,  zur  Honorirung  der  daherigen  Kosten 
nwaltschaft  u.  s.  w.  verpSichtet,  wenn  der  Klä- 

gerichtlich  ganz  oder  teilweise  behauptet,  und 
auf  Kosten  des  Arbeitgebers  gerichtlich  Folge 
st  der  Staat  nur  insoweit  zur  Kostenübernahme 

von  ihm  verbeiständete  Kläger  mit  seinem 
viesen  wird,  also  den  Prozess  verliert? 

unentgeltlichen  Kechtsbeistand  zusichernde 
r  die  Kosten  des  Anwaltes  u.  s.  w.  haftbar, 
Iflage  Dicht  durch  Urteil  des  Gerichtes,  sondern 
inter  den  Parteien  die  Erledigung  findet,  und 
nz  oder  teilweise  obsiegende  Partei  zu  ver- 
ichädigung  ein  Gerichtsurteil  nicht  vorliegt, 
teien  selbst  eliminirt  worden  ist? 
1.  Juli  1890  das  Schweiz.  Industriedep. 
it  das  ßecht  von  der  Summe,  die  dem  Kläger 
denjenigen  Kostenbetrag,  der  nicht  von  dem 
»'den  mnsB,  abzuziehen;  in  diesem  Sinne  hat 
len  Kantonen  ausgebildet, 
tt  die  Anwaltskosten  für  den  armen  Arbeiter 
,h]en  bezw.  vorzuschiesaen ,  wenn  die  Klage 
digt  wird;  immerhin  wird  er  in  allen  Fällen 
iass  die  Rechnong  vom  Gerichte  genehmigt 
n  Administrativstelle,  die  Qber  die  Gewährung 
verfügen  hat,  zur  Genehmigung  vorgelegt 
B  1891  II  214. 


Arbeitcrschuta. 

1497  c  Das  Bezirksgericht  Luzern  hatte  dem  A.  Aigm 
Sayern,  der  gestützt  auf  die  Woltat  des  Art,  6  des  BGes 
26.  April  1887  als  Kläger  einen  Ilaftpfiichtprozess  führte,  dii 
Zahlung  der  Zeugenentschädigungen  auferlegt.  Der  BR  hol 
8.  Juli  1890  diese  Verfügung  auf,  und  zwar  in  Erwägung; 

Es  muss  zugegeben  werden,  dass  Art.  G  des  BGes.,  de 
\'erfahren  vor  den  kant.  Gerichten  behandelt,  der  Zeugengeb 
keine  ausdrückliche  Erwähnung  tut.  Allein  daraus  kann  nicl 
folgert  werden,  dass  die  EntschädiguDg  der  Zeugen  den  im  A 
recht  prozesslrenden  Arbeitern  nicht  habe  abgenommen  w 
wollen.  Ea  hätte  in  der  Tat  keinen  rechten  Sinn,  dem  G 
geber  zuzutrauen,  er  habe  dem  armen  Manne  die  Verfolgung 
rermeintlichen  guten  Rechtes  ermöglichen  wollen,  ihm  ab( 
gleichen  Atbemzuge  diese  Möglichkeit  dadurch  wieder  abgeschi 
dass  er  ihn  mit  einer  Ausgabe  belastete,  die  dieser  in 
Grosszahl  von  Fällen  nicht  aufzubringen  vermag.  Das  Stillschv 
lies  Gesetzgebers  lässt  sich  auch  anders  erklären,  z.  B,  so, 
man  annimmt,  er  habe  die  ZeugengebUhren  als  unter  die  Gei 
gebühren  fallend  betrachtet.  Nimmt  man  übrigens  eine  '. 
im  Gesetze  an,  so  kommt  Art.  7  des  BGes-  in  Betracht,  de 
Verfahren  vor  BGericht  behandelt,  und  ausdrücklich  vorscl 
dass  die  Zeugengebühren  aus  der  Geriehtskasae  zu  bestreiten 
Diese  Vorschrift  ist  analog  auf  das  Verfahren  vor  den  kant.  G 
ten  anzuwenden.  Es  liegt  in  der  Tat  kein  innerer  Grund  voi 
rum  in  diesem  letztern  Verfahren  andere  Grundsätze  Platz  g 
sollten,  als  im  Verfahren  vor  BGericht,  Fiskalische  Erwägungen 
ten  dem  Gesetzgeber  nicht  vorschweben,  und  es  ist  nicht  einzui 
warum  man  die  Kantone  zur  Tragung  der  oft  sehr  bedeut 
Expertenkosten  hätte  verpflichten,  dagegen  von  den  in  der 
jninimen  Zeugenentsctiädigungen  hätte  entlasten  wollen,  wä 
auf  der  andern  Seite  der  Zeugenbeweis  oft  genug  VoraussetzuD 
Grundlage  des  nachfolgenden  Expertenbeweises  bildet. 

B  1^90  III  987,  1891  11  244.    Vgl.  No. 

1498.  Wenn  auch  selbst  nach  den  Bestimmungen  des 
ptlichtges.  vom  26.  April  1887  eine  Haftpflicht  nicht  besteht,  wf 
sich  nur  um  den  blossen  Gang  zu  und  von  der  Fabrik  handt 
kann  doch  kein  Zweifel  darüber  obwalten,  dass  diese  Haft] 
beginnt,  sowie  der  Arbeiter  in  den  direkten  Machtbereich  de 


dl  IV.    AbachB.  VII.    Kiipitöi  1.    No.  U9S-1301. 

ii^etreten  ist,  und  wenn  gleich  das  BGes.  vom  25.  Junr 
diejenigen  Unglücksfätle  berücksichtigt,  die  <in  den 
ten  der  Fabrik »  sich  ereignen,  so  umfasst  nunmehr  das 
[aftpflichtges.  vom  26.  April  1887  auch  die  mittelbar 
brikbetrieb  in  Zusammenhang  stehenden  Dienstverrich- 
li  ausserhalb  der  geschlossenen  Räume.  Es  muss  dies 
lig  erscheinen,  so  lange  der  Arbeiter  sich  infolge  seines 
Itnisses  an  Orten  aufhalten  oder  Dinge  verrichten  muss, 
rbeitgeber  bezüglich  ihrer  Gefährlichkeit  beeinflussen 
ir  Fall  tritt  ein,  sowie  der  Arbeiter    die  Grenzen  des 

überschritten  hat;  er  muss  ihn  durchschreiten,  er  muss 
ht  der  Gefahr  des  Ausgleitens  auf  Glatteis  aussetzen, 
'inzipal  nichts  zur  Sicherung  getan  hat ;  dieser  wiederum 
lle   Gefährdung  gut  stehen,    die  er  hätte   beseitigen 

denen  der  Arbeiter  bei  ihm  ausgesetzt  ist.  Damit  ist 
lenhang  mit  dem  Betriebe,  wenn  auch  nicht  mit  dessen 
Gefahren,  dargetan. 

22.  Juni  1891,  eine  Anfrage  des  Polizeidtp.  des  Kta.  St.  Gallen 
ftpflicht  wegen  eines  auf  der  Kingangstreppe  der  Fabrik  eifolg- 
lies  in  bejahendem  Sinne  beantwortend,  B  1891  III  920, 

Im  Jahre  1891  ersuchte  eine  KReg.  den  BR,  den 
Haftpflichtgesetzes  vom  25.  Juni  1S81  in  dem  Sinne 
iren: 

3  Abmachungen  betr.  den  Verzicht  auf  die  Rechte  aus 
iht  nur  dann  Giltigkeit  haben  kiJnnnen ,  wenn  dieselben 
lahmet^Uen    von    den    KReg.    ausdrücklich    genehmigt    sein 

',  trat  auf  dieses  Gesuch  nicht  ein,  denn  mit  einer  sol- 
retation  würden  die  woltätigen  Bestimmungen  des  in 
öden  Art.  10  geradezu  itiusorisch  gemacht;  die  Besei- 
im  BGes,  in  wolüberlegter  Weise  verbotenen  Abmach- 
iftpflichtfällen  würde  zu  Misbräuchen  führen,  die  von 
en  Folgen  begleitet  wären.  u  1892  ll  4i 

Art.  5  des  BGes.  vom  26.  April  1887  erwähnt  den 
eidg.  Fabrikges.  unzweifelhaft  nur  in  dem  Sinne,  dass 
llungen  gegen  die  an  gleicher  Stelle  erwähnten  Art.  2 
letztern  Ges.  gebüsst  werden  können,  nicht  aber  die 
Q  Erfüllungen  der  Haftpflicht  (denn  vgl.  Art.  11  des 
und  Art.  9  des  BGes.  1887). 
InduHtrie-  und  Landwirtschaflsilep.  den  1.  Nov.  1888,  B  1889 1 7Ö2. 
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1301.  Das  Schweiz.  Industriedep.  interpretirte  d' 
ism  die  Bestimmung  des  Art.  6,  litt,  b  des  eidg.  Hai 
vom  25.  Juni  1881  wie  folgt: 

Der  Betriebsunternehmer  haftet  laut  Art.  l  des 
1881  fdr  den  durch  einen  Unfall  entstandenen  Schaden; 
reres  spricht  ihm  kein  Gesetz  zu,  es  darf  also  litt,  b 
nicht  so  ausgelegt  werden,  dass  der  Verletzte  aus  seir 
einen  Gewinn  erzielt.  In  diesem  Sinne  ist  speziell  det 
€  Verpflegungskosten »  zu  interpretiren,  es  sind  dies  mit 
der  är/^lichen  Behandlung  alle  diejenigen  ausnahmsweiser 
welche  dem  Verletzten  erwachsen,  wenn  er  Nahrung, 
Bedienung  (Wärter)  u.  s.  w.  den  Zwecken  und  BedUrf 
Heilung  entsprechend  anders  als  gewöhnlich  einzurichten  g 

In  deu  SpitÜlern  werden  Heilungs-  und  Verpflegu 
die  Beiträge  für  Beköstigung  und  Wohnung  per  Tag  be 
eine  Taxe  zusammengefasst  und  meistenteils  unter  dem 
talkosten  für  den  Verletzten  bezahlt.  Die  Ueberbrin; 
Verletzten  in  den  Spital  bedingt  dadurch  für  ihn  eine 
Mehreinnahme,  indem  ihm  die  Auslagen  fdr  seine  Bekö; 
spart  bleiben  und  wie  bis  anhin  sein  gewöhnlicher  Tagl 
zahlt  wird.  Dies  hat  eine  grosse  Ungleichheit  in  der 
Schädigung  zur  Folge.  Es  ist  daher  ganz  korrekt,  dass 
Verletzte  alles  erhielt,  was  er  bedurfte  (Wohnung,  ßi 
Pflege),  bei  Berechnung  der  ihm  zukommenden  Entsche 
Abzug  des  Betrages  gemacht  werde,  den  er  nachweis 
seine  Beköstigung  im  Spitale  gewinnen  würde,  natür 
billiger  Berücksichtigung  der  ihm  gleichwol  obliegenden 
den  Unterhalt  seiner  Familie,  wenn  er  eine  solche  zu 
hat  Vielerorts  wird  auch  von  den  Behörden  ein  solch 
recht  anerkannt.  i 


2.  Kapitel. 


BV  1874.  Art,  34,  Alw.  2,  A.  S.  n.  F.  I  12;  Wc 

fäi^s.  betr.  den  Geschäftsbetrieb  von  Auswan 

1880,  A.  S.  n.  F.  V  348.  —  Botsch.  und  B 

187»,  B  1879  III  929;  vgl.  B  1880  II  164, 

II  m. 

Anregung  zur  Eevision  vgl.  B  1882  II  200.  186 
Btli?s.  betr.  den  Geschäftsbetrieb  von  Auswan^ 
1888,  an  Stelle  de»  BUes.  vom  Jnhre  1880  i 
1  355.  Volli-Verord.  des  BB  zu  diesem 
n.  F.  X  665,  Wolf  I  359;  BBBeschl.  vom 
ord.  ergänzend,  A.  S.  n.  F.  2  S.  I  23,  Wo 
Entw.  des  BR  vom  6.  Juni  1887,  B  1887 
des  StR  vom  15.  Dez.  1887  iGood.  Schall» 
ralc  1887  IV  827.  —  Kreisschr.  des  BB  vo 
rung  des  BGes.,  B  1888  lU  821  und  Kreis 
B  1889  I  329.  BRBeMhl.  vom  18.  Sep 
schweif.  AuBwanderungsbürean.  A.  S.  n.  '. 
117.  317,  1246;  vgl.  B  1888  IV  67,  1889  1 

1503.  Den  28.  Okt.  1879  wies  d< 
Au3wanderungsagenten  Wirth-Herzog  in 
Derselbe  war  den  26.  Dez.  1878  in  Anw 
Kts.  Bern  vom  Jahr  18-52  zu  einer  GeMbi 
verurteilt  worden,  weil  er  eine  Einladm 
Queensland  und  Südaustralien  in  das  a 
einrücken  lassen.    Der  BR  zog  in  Erwä 

1.  Dass  das  in  Art.  34  der  BV  übe 
Auswanderungsagenturen  vorgesehene  ei 
ist,  demgemäs  laut  Art.  2  der  Üebergan 
liegenden  Materie  das  kant.  Recht  in  h 
wenden  ist. 

2.  Dass  der  Grundsatz  der  HandetS' 
Art.  31  der  BV  durch  das  angefoch 
verlet2t  erscheint,  well  der  zit.  Verfas 
die  Aufstellung  von  Vorschriften  über  A 
'dnicklich  einräumt'),  und  weil  andrerseits 

')  Vgl.  oljen  II  a.  148  ff. 
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Uebertretung  der  Rekurrent  bestraft  wurde,  nicht  als  eine  absolut 
yerbietende,  sondern  lediglich  als  eine  Kontrolmassregel  aufzufas- 
sen ist,  die  zum  Schutze  des  Publikums  gegen  Täuschung  die- 
nen soll.  B  1880  II  614. 

1S03.  Das  eidg.  Dep.  des  Innern  wird  häufig  darüber  angefragt, 
welche  Länder  die  günstigsten  Verhältnisse  für  Auswanderer  bieten. 
Jeweilen  wird  hierauf  vom  eidg.  Dep.  auf  die  veröffentlichten  Berichte 
der  Schweiz.  Konsalate  verwiesen.  Denn  weiter  zu  gehen  und  über 
das  Ziel  der  Auswanderung  Batschläge  zu  erteilen,  ist  ebensowenig 
Sache  der  BBehörde  als  Ansiedelungen  zu  vermitteln. 

B  1879  II  202.  Vgl.  jetzt  Art.  25  des  BGes.  vom  22.  März  1888  und  Besohl. 

des  BR  betr.   die  Organisation   des  Schweiz.  Auswanderungsbüreau  vom 

18.  Sept.  1888. 

1304.  Es  ist  ein  von  den  BBehörden  konsequent  befolgter 
Grundsatz,  nicht  an  Vorkehrungen  teil  zu  nehmen,  welche  die 
Auswanderung  hervorrufen,  sondern  dieselbe  als  eine  Tatsache  hin- 
zunehmen und  sich  darauf  zu  beschränken,  diejenigen  Schweiz. 
Angehörigen,  welche  Willens  sind  auszuwandern,  oder  die  wirklich 
auswandern,  bestmöglich  zu  schützen,  zu  deren  Schutz  insbes.  auch 
das  BGes.  betr.  den  Geschäftsbetrieb  der  Auswanderungsagenturen 
erlassen  worden  ist. 

BR  im  Jahre  1880  zu  Händen  des  Vereins  für  Erforschung  und  Koloni- 
sation der  Landschaft  Loup  Creek,  Fayette  County  u.  s.  w.  in  Bern ;  die 
Komm,  des  StR  zur  Prüfung  der  Geschäftsführung  des  BR  im  Jahre  1880 
billigt  ausdrücklich  diesen  Standpunkt  in  ihrem  Ber.  vom  10.  Mai  1881, 
B1881  II  77,  925;  bestätigt  in  B  1882  II  197,  1885  II  856,  1886  I  373, 
1888  11 123.  Vgl.  über  die  statistischen  Erhebungen  die  Auswanderer  betr. 
B  1879  I  157,  1880  I  127.  Vgl.  die  wiederholten  Bekanntmachungen  der 
BBehörden  (eidg.  Dep.  des  Innern  *),  eidg.  B Kanzlei),  in  denen  vor  der 
Auswanderung  nach  bestimmten  Ländern  gewarnt  wird,  B  1876  I  920, 
1877  II  90  (Bi-aBÜien),  1878  II  586  (Australien),  1879  II  739  (Venezuela), 
III  226  (Neu-Britannien)  B  1893  II  730.  Vgl.  die  Mitteilungen  über  ver- 
schiedene überseeische  Länder,  B  1877  II  816,  1878  II  586,  1885  IV  359, 
1891  IV  339  {Einwanderungsverbote),  1892  II  863,  1893  11  714  (Vereinigte 
Staaten  von  Nordamerika),  1884  III  407,  1885  II  356  (Kanada),  1886  I  374, 
1887  II  201  (Chile),  1891  I  846,  1892  II  867,  877,  1893  II  719  (Central- 
und  Südamerika),  vgl.  femer  B  1879  II  201,  1885  III  160. 

Denselben  Grundsatz  verteidigte  sodann  der  BR  in  seiner  Botsch.  vom 
6.  Juni  1887,  der  BVers.  Ber.  erstattend  über  die  Frage,  ob  der  Bund  die 
Auswanderung  befördern  solle;  die  BVers.  trat  den  Anschauungen  des 
BR  bei,  B  1887  III  193,  219,  1888  I  604. 


»)  Seit  dem  Beschl.  des  BR  vom  8.  JuU  1887  (A.  S.  n.  F.  X  104 ,  Wolf  I 
H)  liegt  dem  eidg.  Dep.  des  Aeuasem  (jetzt  des  Auswärtigen)  die  Beaufsichti- 
jfung  des  Aus  Wanderungswesens  ob. 
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Im  Jahre  1883  teilte  die  Auswanderui^agentur 
&  Cie.  in  Basel  dem  BB,  mit,  dass  sie  von  einem 
chilenischen  Heg-  den  Auftrag  erhalten  habe,  die 
:her  Auswanderer  bis  nach  Bordeaux  zu  übernehmen, 
ind,  sich  auf  den  ihnen  von  der  Reg.  zugewiesenen 
a  südlichen  Chile  anzusiedeln.  Mit  Rücksicht  auf  Art.  d 
m  24.  Dez.  1880')  war  der  BR  der  Ansicht,  dass 
zukomme,  eine  förmliche  Autorisation  zur  Uebernahme 
von  Auswanderern  zu  erteilen,  die  sich  auf  einer 
ia  Kolonie  anzusiedeln   beabsichtigten.    Deshalb  und 

auf  die  ziemlich  befriedigenden  Berichte  über  das 
mternehmen  in  Chile  erteilte  der   BR  der  Agentur 

,    dass    sich   die   BBehOrde    zu  Bemerkungen   über 

nicht  veranlasst  finde,  sich  indessen  vorbehalte,  auf 

ibeit  zurückzukommen,  falls  sie  in  Erfahrung  bringe, 

der  Spedition  von  ScUweizerbiirgern  nach  Chile  Uebel- 

sich  sodann  aus  verschiedenen  Berichten  ergeben  hatte, 
ler  Agitation  und  der  Ausschreibungen  der  Unterageu- 
3S  Ph.  Romniel  &  Cie.  die  Auswanderung  nach  Chile 
ide  und  von  dem  Vertreter  der  chilenischen  Reg.  selbst 
te  Dimensionen  angenommen  hatte,  und  nachdem  das 
ulat  in  Valparaiso  sich  dahin  äusserte,  es  sei  nicht 
die  Kolonien,  die  im  südlichen  Chile  angelegt  werden 
nfang  an  und  auf  einmal  von  einer  grössern  Anzahl 
edelt  werden,  beschloss  der  BR  den  4.  Dez.  1883,  die 
^agentuv  Ph.  Rommel  &  Cie.  in  Basel  einzuladen,  bis 
keine  Auswanderungsverträge  mehr  abznschliessen 
:n  Personen,  die  bereits  Verträge  abgeschlossen  haben, 
cht  abgereist  sind ,  oen  Rücktritt  vom  Vertrage  zu 
B  ia84  ir  a03;  ISSö  II  3-57. 

)ie  BBehörde  erachtet  es  als  in  ihrer  Aufgabe  liegend, 
internehmungen ,  auch  weun  an  denselben  patentirte 
ivanderungsagenturen  nicht  beteiligt  sind,  zu  über- 
;.  zu  untersagen. 

li.er  .ler  TeKas-Landfte.wÜBchaft  in  Basel  im  Jahre  lt?84,  B  188S 

it  BUes.  vom  22.  M5rz  im,  Art  lü. 
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1507.  Als  im  Jahre  1877  mehrfache  Gesuche  betr.  Förderung 
der  weiblichen  Auswanderung  nach  Kanada,  teils  an  den  BR,  teils 
an  das  eidg.  Dep.  des  Innern  gelangten,  bemerkte  der  BR,  dass  er 
diese  Gesuche  nicht  berücksichtigen  könne,  da  Art.  34,  Abs.  2  der 
BV  dem  Bunde  die  Aufsicht  über  den  Geschäftsbetrieb  der  Aus- 
wanderungsagenturen, nicht  aber  die  Begünstigung  oder  Förderung 
der  Auswanderung  nach  irgend  einem  Lande  überträgt. 

Hierauf  stellte  der  Schweiz.  Grütliverein  das  Gesuch:  der  BR 
möchte  zu  Gunsten  des  Grütlivereins  verzichten  auf  das  von  der 
Reg.  von  Kanada  gemachte  Anerbieten,  welches  dahin  gieng,  1500 
Dollars  zur  Verfügung  zu  stellen,  behufs  Abordnung  eines  Schweiz. 
Experten,  der  die  Frage  der  Ansiedlung  von  Schweizern  in  Kanada 
zu  prüfen  hätte;  der  Grütliverein  habe  sich  die  Regelung  der 
Schweiz.  Ausw^anderung  zur  Lebensaufgabe  gemacht  und  sei  bereit, 
die  von  der  Reg.  von  Kanada  an  ihre  Offerte  geknüpften  Bedingungen 
zu  erfüllen.     Der  BR  trat  auf  dieses   Gesuch   des   Grütlivereins 

nicht  ein.         B  1878  II  rm,  1879  II  201,  18S0  II  165,  8.59,  18S1  II  77. 

1908.  Ueber  die  Frage,  inwiefern  Gesuchen  von  Auswan- 
derungsagenturen um  Gestattung  der  Beteiligung  an  Kolonisations- 
unternehmungen zu  entsprechen  sei,  enthält  der  Geschäftsbericht 
desBR  über  das  Jahr  1885  folgende  Mitteilungen:  Zuvor  konstatirt 
der  BR,  dass  er  die  im  Berichtsjahre  an  ihn  gelangten  Gesuche 
abschlägig  beantwortet  habe  und  zwar  die  einen,  weil  die  über 
das  zur  Kolonisation  bestimmte  Land  eingezogenen  Erkundigungen 
nicht  befriedigten,  die  andern,  weil  die  Berichte  über  die  Personen, 
von  denen  die  Unternehmungen  geleitet  werden  sollten,  nicht 
günstig  lauteten;  der  BR  fährt  sodann  fort: 

Der  BBehörde  liegt  die  Pflicht  ob,  die  Auswanderer  bestmög- 
lichst zu  schützen  und  Vorkehrungen  zu  treffen,  dass  dieselben 
nicht  nach  Kolonien  ziehen,  über  die  nicht  vollkommen  befriedigende 
Nachrichten  vorliegen.  Um  sich  ein  Urteil  darüber  zu  bilden,  ob 
einer  Agentur  gestattet  werden  kann,  sich  an  einem  Kolonisations- 
unternehmen zu  beteiligen,  scheint  es  angezeigt,  dass  die  Behörde 
sich  möglichst  objektive  und  unbestrittene  Angaben  über  dasselbe 
verschaffe.  Wenn  die  BBehörde  die  Beteiligung  einer  Agentur  an 
einem  Kolonisationsprojekte  gestattet,  so  übernimmt  sie  eine  grosse 
Verantwortlichkeit,  die  sie  nur  übernehmen  kann,  wenn  alle  Zwei- 
fel darüber,  ob  dasselbe  Schweiz.  Auswanderern  empfohlen  werden 
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gehoben  sind.  Dies  ist  aber  nur  sehr  selten  der  Fall,  Zudem 
>D  den  BK  die  Erfahrungen,  die  er  auf  dem  Gebiete  der 
gung  von  Schweiz.  Agenturen  an  Kolonisatiousuutemebmungen 
ht  hat,  allen  solchen  Projekten  gegeaUber  eine  Itüble  Haltung 
ebmen,  dieselben  mit  grßsster  Vorsicht,  um  nicht  zu  sagen 
listrauen,  zu  prüfen.  Den  Berichten  über  die  Untemeh- 
:n  geht  in  der  Regel  das  Requisit  der  Objektivität  ab,  und 
istehen  zumeist  in  Anpreisungen  aller  Art,  die  nur  dazu 
mt  sind,  die  Lust  zur  Auswanderung  auch  da  zu  wecken, 
i  bislang  nicht  vorhanden  war.  Die  meisten  Schweiz.  Konsuln, 
:li  über  diese  Frage  ausgesprochen  haben,  äussern  sich  dahiD, 
s  für  Auswanderer  besser  sei,  dahin  zu  ziehen,  wo  bereits 
niger  Zeit  Schweiz.  Ansiedelungen  und  Gesellschaften  bestehen, 
0  sie  auf  Unterstützung  durch  Rat  und  Tat  rechnen  können, 
hin,  wo  solche  erst  gegründet  werden  müssen. 
1887  I  494.  Vgl.  auch  BE  in  seiner  Botsch.  zum  revidii-ten  Äuswan- 
irungBgea.,  B  1887  111  208;  BGes.  vom  22..  März  1888,  Art.  10. 

309.    Die  Anfrage  einer  kant.  Reg.,  ob  ein  Unteragent  sich 
L  Zeitungen  eines  Kantons,  in  welchem    er  nicht   wohnhaft 
im  Abscbluss  von  Auswanderungsverträgen  empfehlen  dürfe, 
e  der  BR  im  Jahr  1891  mit  folgender  Begründung: 
as  den  Auswanderungs^enturen  ausgestellte  Patent  gibt  den- 

das  Recht,  das  Auswanderungsgeschäft  auf  dem  ganzen  Ge- 
er  Eidg.  zu  betreiben  (Art.  10  des  Vollz-Regl.  vom  10.  Juli 

und  wenn  Art.  21  dieses  Regl.  bestimmt,  dass  ohne  Elo- 
ing  des  eidg.   Dep.  des  Auswärtigen  Unteragenten  nicht  an 

andern  Orte  Auswanderungsgescliäfte  betreiben  dürfen,  als 
m  in  der  Anmeldung  angegebenen  Domizil,  so  wurde  damit 
ezweckt,  die  Kontrole,  welche  die  Behörden  über  die  Ge- 
äführung   der    Agenturen    auszuüben  haben,   zu  erleicbterD. 

damit    nicht   Beschränkungen    bezüglich    der   kant.    Terri- 

eingeführt  werden  wollten,  geht  schon  daraus  hervor,  dass 
Renten  auch  nicht  an  einem  andern  Orte  des  Kantons,  in 
:m  ihr  Wohnsitz  sich  befindet,  Auswanderungsgeschäfte  be- 
n  dürfen,  ohne  die  Einwilligung  des  genannten  Dep.  einge- 
u  haben.  Es  wird  darum  auch  Jeweilen  den  kant.  Behörden, 
e  nach  Art,  1  des  BGes.  zur  Mitwirkung  bei  der  Äufeicht 
den  Geschäftsbetrieb  der  Auswanderungsagenturen  berufen 
von  den  Domiziländerungen  der  Agenten  Kenntnis  gegeben. 


A  uswanderungH  we=en. 

Aus  der  Tatsache,  dass  eine  Agentur,  die  in  einem  Kai 
keine  Unteragenten  besitzt,  sich  in  Zeitungen  dieses  Kantons  J 
wanderungslustigen  empfiehlt,  folgt  übrigens  noch  nicht,  dass 
selbe  auf  dem  Gebiete  dieses  Kantons  AuBwanderungsgeschäfte 
treibt.  Die  Personen,  an  die  sich  die  bezügliche  Publikation  \ 
det,  können  mit  letzterer  auch  einfach  eingeladen  werden, 
schrifUicb  an  die  Agentur  zu  wenden  oder  sieb  persönlich  zu 
zu  begeben.  Eine  Verletzung  der  Vorschrift  des  Art.  21  des  Vi 
Regl.  läge  erst  dann  vor,  wenn  ein  Agent  sich  ausserhalb  se 
Wohnsitzes  nach  einem  andern  Orte  begäbe,  liege  nun  dieaei 
demselben  Kantone  oder  nicht,  und  dort  Auswanderungsgesch 
betriebe,  ohne  vorher  die  Einwilligung  dazu  eingeholt   zu   ha 

B  1892  11 

1909  a.  Das  vom  BR  einer  Auswanderungsagentur  ert< 
Patent  gibt  derselben  das  Recht,  im  ganzen  Gebiet  der  Eidg.  1 
Wanderungsgeschäfte  zu  betreiben  und  Unteragenteu  anzustel 
Es  steht  den  Kantonen  nicht  zu,  aus  irgend  einem  Grunde  e 
Agentur  oder  einem  Unteragenten  zu  untersagen  auf  ihrem  Geb 
sich  mit  Auswanderungsgeechäften  zu  befassen.  Glaubt  eine  h 
Behörde  Ursache  zu  haben,  sich  über  einen  Agenten  zu  beschwe 
so  kann  sie  sich  an  die  BBehörde  wenden,  welche  einzig  das  R< 
hat,  einer  Agentur  das  Patent  oder  die  Bewilligung  zur  ferne 
Verwendung  eines  Unteragenteu  zu  entziehen  (Art.  3,  Abs.  S 
Art.  5,  Abs.  4  des  BGes.).  Wegen  Steuerverweigerung  eines  Ai 
ten  kann  aber  der  BR  von  diesem  Rechte  nicht  Gebrauch  macl 
Dagegen  dürfte  dem  Kanton,  vermöge  seiner  gesetzgeberisc 
Kompetenz,  das  Recht  zustehen,  dem  Unteragenten  den  Ohara 
des  persönlichen  Schuldners  für  die  vom  Hauptagenten  geford 
Steuer  zu  verleihen,  und  so,  unter  Vorbehalt  des  Rflckgrififsrec 
des  Unteragenten  gegen  den  Hauptagenten,  von  ersterem  die 
Zahlung  der  Steuer  zu  erlangen.  Bll  im  h  i>-D:i  ll 

1510.  Einer  kant.  Behörde,  welche  die  Ansicht  ausspr 
dass  Auswanderungsagenturen  nicht  an  im  Amte  stehende  Le 
übertragen  werden  sollten ,  erwiderte  der  BB ,  dass  für  die  I 
hörden  nur  Art.  5  des  BGes.  massgebend  sein  könne.  Das  B 
gestattet  der  BBehörde  den  Ausschluss  von  Lehrern  nicht;  dagi 
ist  es  Sache  der  kant.  Erziehungsbehörden  zu  prüfen,  ob  einen 
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ebrer  gestattet  werden  kann,  die  Funktionen 
gsunterngenten  zu  übernehmen  ')•  B  1887  l  4S7, 
Frage,  ob  Frauenspersonen  das  eidg.  Patent  zur 
uswanderungsagentur  erteilt  werden  könne,  ent- 
Jahre 1883  in  bejahendem  Sinne,  und  zwar  in 

n  24.  Dez.  1880  (ebenso  das  BGes.  vom  22.  März 
s  Patente  nur  an  solche  Agenten  erfeilt  werden, 
r  ausweisen,  dass  sie 

iten  LeuiDiind  geoiessen  und  in  bürgerlichen  Rechten 
hen ; 

Geschäftsführung  der  Auswanderung  vertraut  und 
.,  die  sichere  Beförderung  der  Auswanderer  zu  he- 

b  der  Eidgenossenscliaft  ein  festes  Domizil  haben, 
inn  nur  in  Bezug  auf  das  Requisit  der  bürger- 

Ehren  bestehen.     Im  französischen  Texte  des 
;t,  dass  die  Agenten  beweisen  müssen: 
jsent    d'une    bonne    röputation    et    de    lenrs    droits 
jues, 

ir ,  dass  der  Gesetzgeber  damit  keinen  Aus- 
sonen  statuiren  wollte,  denen,  wie  Fremden  und 
r  sich  politische  Rechte  abgehen,  denen  sie  also 
Tür  ein  Verschulden  entzogen  werden  können. 
1  ganzen  Inhalt  der  Gesetzesstelle  hervor,  dass 
ed  zwischen  dpn  beiden  Geschlechtern  gemacht, 
ichaftliche  und  biirgerlicke  Integrität  der  betr. 
igung  fiir  Erlangung  eines  Auswandei'ungsagen- 

werden  wollte.        b  I8t)4  II  !%;  vgl.  B  1883  i  201. 

3&'i  II  354  erklärte  der  BR  die  Funktionen  eines  Tele- 
reinbar  mit  denjenigen  eines  Auswanderungsagenten. 
Creiaachr.  vom  10.  Juli  1888:  Der  BR  ist  der  Ansieht. 
id  seinen  Beamten  und  Angestellten  die  Betreibung  von 
ften  verboten  hat,  ea  füglich  den  Kantonen  anheim  ge- 
untersuchen, was  in  dieser  Richtung  von  ihrer  Seite  zu 
t  m  823.  Im  Geschäftsber.  über  das  Jahr  188S  hebt  der 
r  Anregung  nur  die  Reg.  der  Kantone  Aargau,  Waadt 
■  gegeben  haben,  B  1880  II  409.  Ob  die  Stellung  eines 
lit  der  eines  rnterageoten  vereinbar  ist,  halwn  zunächst 
1  entscheiden ;  denn  das  BGes.  verlangt  von  den  Kanto- 
ren Beamten  das  Betreiben  von  Aucwandening^feHchätten 
1893  I  702. 
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1511«  Die  von  einer  Gesellschaft  betriebene  Auswanderungs- 
agentur glaubte,  auch  nicht  patentirte  Mitglieder  der  Gesellschaft 
zur  rechtsverbindlichen  Unterschrift  befugt  erklären  zu  dürfen. 
Der  BR  forderte  jedoch  im  Jahre  1892  die  Agentur  auf,  die  bereits 
im  Schweiz.  Handelsregister  eingetragene  gesetzwidrige  Erklärung 
löschen  zu  lassen,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

Aus  Art.  3,  Abs.  1  des  BGes.  geht  hervor,  dass  in  dem  Falle, 
wo  eine  Agentur  von  einer  Gesellschaft  betrieben  wird,  das  Patent 
nicht  ihr,  sondern  dem  Bevollmächtigten  derselben  zu  erteilen  ist, 
und  Art.  2,  Abs.  1  bestimmt,  dass  nur,  wer  ein  Patent  besitzt,  sich 
mit  der  geschäftsmässigen  Beförderung  von  Auswanderern  befassen 
darf.  Hieraus  folgt,  dass  nach  dem  Ges.  eine  Auswanderungs- 
agentur allerdings  von  einer  Gesellschaft  betrieben  werden  darf, 
dass  der  letzteren  aber  nicht  freisteht,  beliebige  Personen  als  Be- 
vollmächtigte zu  bezeichnen.  Diese  müssen  vielmehr  die  in  Art.  3 
des  BGes.  vorgeschriebenen  Eigenschaften  besitzen  und  um  ein 
Patent  einkommen.  Nicht  die  Gesellschaft,  deren  einzelne  Glieder 
nicht  bekannt  sind,  sondern  nur  die  Bevollmächtigten,  d.  h.  be- 
stimmte, kontroUirbare  Personen  dürfen  Auswanderungsgeschäfte  be- 
treiben; Gesellschafter,  die  hiefür  kein  Patent  erhalten  haben, 
können  deshalb  nicht  Bevollmächtigte  der  Gesellschaft  sein  und  die 
rechtsverbindliche  Unterschrift  für  dieselbe  nicht  führen. 

B  1893  II  701. 

1512«  Ueber  die  Stellung  der  Unteragenten  der  Auswande- 
rungsagenturen äussert  sich  der  BR  in  seinem  Geschäftsbericht  über 
das  Jahr  1882  folgendermassen: 

Nach  Art.  5  des  BGes.  ist  es  den  Agenten  gestattet,  sich  mit 
Unteragenten  zu  versehen.  Diese  müssen  dieselben  Bedingungen 
erfüllen,  wie  die  Hauptagenten,  d.  h.  sie  müssen  einen  guten  Leu- 
mund gemessen,  in  bürgerlichen  Rechten  und  Ehren  stehen,  mit 
der  Geschäftsführung  der  Auswanderung  vertraut  und  im  Stande 
sein,  die  sichere  Beförderung  der  Auswanderer  zu  besorgen,  und 
in  der  Schweiz  ein  festes  Domizil  haben.  Weitern  Beschränkungen 
unterliegt  die  Anstellung  von  Unteragenten  nicht,  während  vor  In- 
krafttreten des  BGes.  in  vielen  Kantonen  die  Agenturen  auch  da 
Kautionen  zu  leisten  hatten,  wo  sie  Unteragenten  beschäftigten; 
daraus  erklärt  sich,  dass  es  zur  Stunde  weit  mehr  Unteragenten 
gibt,  als  vor  Inkrafttreten  des  BGes.  Die  Konkurrenz  zwingt  die 
eine  Agentur,  überall  da  Unteragenten  zu  haben,  wo  eine  andere 
IV  16 
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1&II3  solche  hat,  und  die  Unteragenten  suchen  sich  gegenseitig 

der  Engagirung  von  Auswanderern  zu  überbieten.  Dieselben 
hränken  sich  nicht  darauf,  mit  Leuten  Auswanderungsverträge 
ischliessen,  die  sich  spontan  bei  ihnen  dafdr  anmelden,  sondern 
scheinen  auch  durch  allerlei  Vorspiegelungen  zur  Auswanderung 
lumuntem.  Dies  durfte  namentlich  dann  der  Fall  sein,  wo 
eragenten  Inhaber  von  Wirtschaften  sind;  das  BGee.  gibt  keine 
dhabe  für  ein  Verbot  der  Anstellung  von  Wirten  als  Unter- 
Iten.  B  I88J  II  231,  in  142,  1885  II  352.») 

1312  a.  Das  Verlangen  einer  Auswanderungsagentur  gegen- 
•  ihrem  Unteragenten  auf  Restitution  der  Busse,  in  welche 
en  einer  teilweise  vom  Unteragenten  begangenen  Gesetzesver- 
ing  die  Agentur  verfällt  worden  war,  erscheint  dann  als  nn- 
g,  wenn  bei  Festsetzung  der  Busse  auf  die  RückfälUgkeit  der 
ntur  Kücksicht  genommen  worden  ist.    Mit  einer  Bestimmung 

Auswanderungsgesetzes  steht  allerdings  das  Verlangen  der 
ntur  nicht  im  Widerspruch.  BK  im  B  1889  n  426. 

1313.  Der  Art.  U  der  Vollz-Verord.  des  BR  zum  Auswan- 
ingsges.  vom  10.  Juli  1888  verbietet  den  Agenten  und  Unter- 
iten,  zur  Auswanderung  zu  verleiten  oder  mittelst  Umherziehens 
Lande  die  Vermittlung  von  Auswanderungsgeschäften  zu  be- 
)en,  und  der  Art.  21  derselben  Verord.  schreibt  vor,  dass  ohne 
villigung  des  eidg-  Dep.  des  Auswärtigen  Unteragenten  nicht 
Binem  andern  Orte  Auswanderungageschäfte  betreiben  dürfen, 
la  dem  in  der  Anmeldung  angegebenen  Domizil.  Ein  Unter- 
it  wurde  im  Jahre  1892  beschuldigt,  Auswanderungsgeachäfte 
I  an  andern  Orten  zu  beireiben,  als  an  seinem  der  Behörde 
eigten  Domizil.  Die  Agentur,  in  deren  Dienst  der  angeschul- 
B  Unteragent  stand,  hielt  der  Beschwerde  entgegen,  dass  das 

')  Durch  die  Vorschrift  de«  Art.  4,  Abs.  1,  Satz  2  de«  BGes.  vom  22.  Man 
ist  eine  wesentliche  Reduktion  dur  Anzahl  der  Unteragenten  erzielt  worden, 
auch  Art.  6  dieses  BGes.,  sodann  BR  im  B  1887  III  194—196,  201—207: 
III  833,  1889  II  41],  1890  11  440,  1892  II  850,  1893  II  699.  Im  Jahre  1891 
te  der  BR  angeaichta  der  gesetzlichen  Beetimmungen,  trotz  der  aebr 
chenswerten  Reduktion  der  Zahl  der  Unteragenten,  der  Ansicht  einer  kant. 
rde  nicht  beipflichten,  die  verlangte,  diws  die  Genehmigung  der  Anstei- 
einea  weitem  Unteragenten  in  ihrem  Kanton  zu  verweigern  sei,  da  ßr 
:edilrfnisee  den  Kantons  die  bereits  vorhandene  Zahl  von  Unteragenten  aus- 
e  imd  die  Auswanderung  aus  dem  Kanton  ohnehin  schon  eme  starke  eei. 
K  II  851. 


»)  Entepricht  Art.  5,  Abs.  5  des  BGes.  vom  22.  März  1888,   vgl.  VoUz- 
Verord.  vom  10.  Juli  1888,  Art.  20,  A.  S.  n.  F.  X  665,  Wolf  I  359. 
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in  Art.  21  der  VoUz-Verord.  aufgestellte  Verbot  im  BGes.  selbst 
keinen  Halt  habe,  und  dass  Bestimmungen  von  so  grosser  Trag- 
weite, im  Gesetze  selbst  niedergelegt  sein  müssten,  um  giltig  zu 
sein.  Der  BR  erwiderte,  dass  er  nach  Art.  102,  Ziff.  2,  der  BV 
die  Pflicht  habe,  über  die  Beobachtung  der  BGes.  zu  wachen  und 
die  hierzu  erforderlichen  Verfügungen  zu  treffen.  Weder  der  Agen- 
tur, noch  ihren  Ratgebern  stehe  das  Recht  zu,  eine  Verfügung  des  Ji 
BR  als  ungiltig  zu  bezeichnen,  sondern  einzig  und  allein  der  BVers. 
Und  so  lange  nicht  von  dieser  selbst  die  Bestimmung  einer  VoUz- 
Verord*  als  aufgehoben  erklärt  worden  sei,  haben  die  dem  betr. 
Gesetze  unterstellten  Personen  oder  Gesellschaften  derselben  nach- 
zukommen. Uebrigens  wäre  die  in  Art.  34  der  BV  vorgesehene 
und  im  BGes.  vom  22.  März  1888  näher  präcisirte  Aufsicht  über 
den  Geschäftsbetrieb  von  Auswanderungsagenturen  illusorisch  ohne 
die  in  den  angefochtenen  Art.  11  und  21  der  VoUz-Verord.  aufge- 
stellten Vorschriften.                                                     B  1893  II  712. 

1514«  Es  ist  unzulässig,  dass  Auswanderungsagenturen  die 
Unteragenten  von  Konkurrenzgeschäften  in  ihrem  eigenen  Dienste 
verwenden;  gemäs  Art.  5,  Abs.  2  des  BGes.  unterliegt  die  Anstel- 
lung von  Unteragenten  der  Genehmigung  des  BR.  Diese  Geneh- 
migung erfolgt  nur  zu  Gunsten  derjenigen  Agentur,  von  welcher 
der  Unteragent  angemeldet  worden  ist.  Als  solcher  wird  er  in 
die  Kontrole  eingetragen  und  der  zuständigen  Behörde  desjenigen 
Kantons,  in  welchem  er  sein  Domizil  hat,  angemeldet  Für  eine 
andere  Agentur  ist  dieser  Unteragent  Drittperson  und  dessen  Ver- 
wendung zu  Auswanderungsgeschäften  daher  gemäs  Art.  5,  Abs.  4 
des  BGes.^)  verboten.  BR  im  B  1886  l  372. 

1319.  Ein  Unteragent,  der  auf  eigene  Rechnung  und  ohne 
Vorwissen  der  Auswanderungsagentur,  in  deren  Dienst  er  steht, 
Aus  Wanderungsgeschäfte  betreibt,  macht  sich  einer  Verletzung  von 
Art.  19  des  BGes.  vom  22.  März  1888  schuldig.  Art.  18  des  Ges. 
ist  in  einem  solchen  Fall  nicht  anwendbar,  da  dieser  Art.  nur  von 
den  von  den  Agenten  begangenen  Gesetzesübertretungen  handelt. 
Aus  dem  Umstand  aber,  dass  erst  in  Art.  22  der  VoUz-Verord.  vom 
10.  Juli  1888  den  Unteragenten  ausdrücklich  verboten  worden  ist,  auf 
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Lechnung  Auswanderungsgeschäfte  zu  betreiben,  folgt  nicht, 
vorher  denselben  gestattet  war,  dies  zu  tun.  Es  ist  selbst- 
lich, dass  Unteragenten,  gemäs  ihrer  Stellung  als  solche  zur 
nnr  diejenigen  Speditionen  ausführen  dürfen,  die  sie  auf 
g  und  mit  Vorwissen  der  Agentur  übernehmen.  Führen 
itionen  auf  eigene  Rechnung  aus,  so  geriren  sie  sich  als 
,  wozu  sie  nie  das  Recht  haben.  Hiezu  kommt,  dass, 
ae  gesetzwidrige  Spedition  von  einem  Unteragenten  auf 
l£chnung  ausgeführt  wird,  nicht  die  Agentur  dafür  verant- 
gemacbt  werden  kann,  in  deren  Dienst  er  steht. 

BR  im  B  1890  II  449. 

.6.  Der  Ausdruck  «Geschäftsverkehr»  in  Art.  5,  Abs.  5 
3.  darf  nicht  in  dem  engen  Sinne  aufgefasst  werden,  dass 
nur  der  Abschluss  von  Auswanderungsverträgen  zu  ver- 
äre;  er  schliesst  vielmehr  jede  auf  die  Beförderung  eines 
erers  hinzielende  Tätigkeit  in  sich,  ganz  besonders  Funk- 
rie  das  Abholen  der  Auswanderer  am  Bahnhof,  die  Spe- 
res  Gepäckes,  die  Begleitung  derselben  auf  der  Reise. 

BR  im  B  1893  II  708. 

.7.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  die  Auswanderungs- 
u  bezüglich  der  sog.  Transitspeditionen,  resp.  bei  der  Be- 
;  von  Bahnbilleten  für  Passagiere,  welche  mit  ausländischen 
■n  den  Auswauderungsvertrag  abgeschlossen  oder  sonstwie 
len  Besitz  der  Fassagebillete  gesetzt  haben,  den  Bestim- 
des  BGes.  in  gleicher  Weise  unterworfen  sind  wie  bei  allen 
ipeditionen;  .  .  .  denn  zum  Geschäfte  der  Auswar  derungs- 
gehört  nicht  blos  die  Spedition  vom  Einschiffungs-  bis 
schiifungshafen ;  auch  die  Spedition  von  irgend  einem  Orte 
eiz.  Territoriums  aus  bis  zum  Einschitfungshafen  ist  ein 
BR  im  B  1891  l  836. 


S*  Die  Anfrage  einer  Schweiz.  Eisenbahngesellschaft,  ob 
Einsprache  erhoben  werden  könnte,  wenn  Äuswanderer- 
if  die  Vorweisung  eines  mit  einem  ausländischen  Agenten 
issenen  Auswanderungsvertrages  abgegeben  würden,  wurde 
im  Jahr  1892  bejaht,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 
ändische,  d.  h.  innerhalb  der  Eidg.  kein  festes  Domizil 
Agenten  können  nach  Art.  3,  Ziff.  3,  des  BGes.  in  der 
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Schweiz  kein  Patent  erhalten  und  sind  deshalb  zum  Geschäftsbe- 
trieb nicht  ermächtigt.  Hieraus  folgt,  dass  Eisenbahngesell  Schäften^ 
welche  solchen  Agenten  Emigrantenbillets  abgeben,  sich  der  Mit- 
hilfe bei  unerlaubten  Auswanderungsgeschäften  schuldig  machen 
würden.  Dem  Einwand,  dass,  da  der  Vertrag  im  Auslande  abge- 
schlossen worden,  das  Schweiz.  Ges.  nicht  anwendbar  sei,  ist  ent- 
gegenzuhalten,  dass  wer  von  einer  Schweiz.  Eisenbahngesellschaft^ 
gestützt  auf  einen  solchen  Vertrag,  ein  Emigrantenbillet  verlangt, 
will,  dass  die  Beförderung  von  einem  Punkte  des  Schweiz.  Terri- 
toriums aus  erfolge,  und  eine  solche  Beförderung  darf  von  einem 
ausländischen  Agenten  nicht  vorgenommen  werden.  Es  ist  über- 
haupt zu  beachten,  dass  das  Auswanderungsgesetz,  sowol  für  die 
Eisenbahn-  als  für  die  Schiffahrt,  als  Expedienten  einzig  und  allein 
den  Agenten,  der  den  Vertrag  abgeschlossen,  und  nicht  die  wirk- 
lichen Inhaber  der  verschiedenen  Transportanstalten  betrachtet. 
Da  nach  dem  BGes.  nur  die  Agenten  mit  den  Auswanderen!  in 
Geschäftsverkehr  treten  dürfen,  kann  den  Eisenbahngesellschaften 
auch  nicht  gestattet  werden,  Emigrantenbillets  direkt  an  Auswan- 
derer abzugeben.  Anders  verhält  es  sich,  wenn  die  Eisenbahn- 
gesellschaften den  Agenten  oder  Auswanderern  Gesellschaftsbillets 
abgeben,  da  hier  die  Eigenschaft  der  einzelnen  Mitglieder  als  Aus- 
wanderer nicht  in  Betracht  fällt.  Aber  gerade  weil  zur  Erlangung 
von  Emigrantenbillets  die  Vorweisung  von  Auswanderungsverträgen 
nötig  ist,  bildet  der  Verkauf  solcher  Billets  eine  zum  Auswande- 
rungsgeschäft gehörende  Tätigkeit  und  darum  ein  allein  den  pa- 

r 

tentirten  Agenten  zustehendes  Recht.  B  1893  ll  701. 

1519.  Die  Agenturen  sind  zwar  berechtigt,  Annoncen 
(Zeitungsinserate)  zu  erlassen,  welche  die  Beförderung  der  Aus- 
wanderer betreffen,  vorausgesetzt  dass  dieselben  nichts  enthalten^ 
was  mit  den  Bestimmungen  des  BGes.  und  den  in  Ausführung  desselben 
vom  BR  und  vom  eidg.  Dep.  gegebenen  Weisungen  im  Widerspruch 
steht,  und  vorausgesetzt,  dass  dieselben  nicht  geeignet  sind,  Per- 
sonen, die  auswandern  wollen,  in  Irrtum  zu  führen  (BGes.  Art.  24). 

Unzulässig  sind  u.  a.  Inserate,  in  welchen  eine  Agentur  auf  die 
Rückreise  einer  in  die  Schweiz  auf  Besuch  gekommenen  Person  nach 
Amerika  Bezug  nimmt  und  zum  Anschluss  einladet,  oder  in  welchen 
die  Begleitung  von  Auswanderern  durch  sog.  Amerikaner,  kundige 
Führer,  in  Aussicht  gestellt  wird  (vgl.  BGes.  Art.  5,  Abs.  5). 

BR  im  B  1891  I  839 ;  1893  II  708,  709.    Vgl.  No.  1580  a,  1532. 
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530.  Dadurch  dass  eine  Auswanderungsagentur  an  ver- 
ene  Personell,  die  nicht  ihre  Unteragenten  sind,  ein  Girkular 
:e,  mittelst  dessen  sie  diesen  Personen  die  Abfahrtzeiten  und 

der  hauptsächlichsten  Dampferlinien  zur  Kenntnis  brachte, 
Iressaten  überdies  ersuchte,  Auswanderungslustige  ihrer  Ort- 

und  Umgebung  auf  die  Agentur  aufmerksam  zu  machen  and 
er  die  Adressen  solcher  Personen  mitzuteilen,  und  in  welchem 
ilieslich  für  die  Bemühungen  den  Zuweisern  eine  Entschädi- 
in  Aussicht  stellt  im  Verhältnis  der  ahkordirenden  Personen, 
t  sie  der  Vorschrift  des  Art.  5,  Abs.  4  des  BGes.  vom  24.  Dez. 
Art.  5,  Abs.  5  des  BGes.  vom  22.  März  1888)  zuwider. 

BR  im  B  1888  II  116. 

531.  Es  ist  niemanden  verwehrt,  Auswanderungslustigen  auf 
;en  die  Adressen  von  Auswanderungsagenturen  anzugeben, 
eil  sie  zu  solchen  zu  begleiten.  Aber  ebenso  unzweifelhaft 
,3S  wer  des  Öftem,  also  in  mehr  oder  weniger  geschäftsmässiger 
,  auswanderungslustige  Personen  zu  Agenturen  begleitet  und 
on  letztern  hiefüv  bezahlen  lässt,  sich  einer  Verletzung  von 
9  des  BGes.  vom  22.  März  1888  schuldig  macht.  Namentiich 
i  Annahme,  es  handle  sich  bei  Auskünften  gedachter  Art  um 

Zufälliges  oder  um  eine  Gefälligkeit  dann  ausgeschlossen, 
die  Auskunfterteiler  Wirte,  Portiers,  Dienstmänner  u.  dgl. 

Man  wird  kaum  fehlgehen  mit  der  Annahme,  dass  in  sol- 
'ällen  zwischen  der  Auskunft  erteilenden  Person  und  der  betr. 
jr  ein  (mündliches)  Abkommen  besteht,  und  die  letzere  sich 
ch  einer  Verletzung  von  Art.  5,  Abs.  5  des  BGes.  und  von 
0  der  Vollz-Verord.  schuldig  macht.    Der  Beweis  dürfte  aller- 

öfters  schwer  zu  erbringen  sein.  Es  ist  Sache  der  kant. 
ie  darüber  zu  wachen,  dass  keine  Zuweiser  Auswanderungs- 
fte  vermitteln.')  BR  im  B  1890  u  450. 

J22.  Es  ist  mit  der  Vorschrift  des  Art.  5,  Abs.  4  des  BGes.') 
inbar,  wenn  Dritte,  d.  h.  der  Behörde  unbekannte  Personen 
.uswanderungsagenturen  Auswanderungslustige  zuweisen,  für 
len  Akkordbeträge  einkasairen,  denselben  von  der  beabsich- 

Abreise  von  Emigranten  schriftlich  Meldung  machen  u.  s.  w.; 

ist  hiebet  gleichgiltig,  dass  diese  dritten  .Personen  beim  Ab- 

Vgl.  No.  1S^9. 

Ent«priclit  Art.  5,  Abs.  5  des  BGes.  vom  22.  März  1888. 


T^f^^r 
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«chluss  der  Auswanderungsverträge  nicht  tätig  sind.  Die  genannten 
VerricHtungen  sind  nur  den  Unteragenten  gestattet. 

BR  in  B  1885  IT  353. 

1523.  Es  ist  ofienbar,  dass  der  BGesetzgeber  den  nicht 
patentirten  Personen  nicht  allein  die  Spedition  von  Auswanderern, 
sondern  auch  das  Anwerben,  Engagiren  von  solchen,  kurz  jede 
zur  Auswanderung  ermutigende  Tätigkeit  (Propaganda)  verbieten 
wollte. . .  Nicht  die  Art  und  Weise  allein,  wie  die  Beförderung 
erfolgt,  sondern  auch  die  Mittel  und  Wege,  mittelst  welcher  das 
Engagement  von  Auswanderern  stattfindet,  und  die  Ziele,  nach 
welchen  dieselben  befördert  werden,  müssen  Gegenstand  der  Auf- 
sicht der  BBehörde  sein.  BR  im  B  1891  l  840. 

1324.  Die  Verkäufer  von  Passagebilleten  *)  sind  durch  das 
BGes.  vom  22.  März  1888  den  eigentlichen  Auswanderungsagen- 
turen hinsichtlich  der  Kaution  nicht  gleichgestellt;  sie  leisten  nur 
die  Hälfte  der  Kaution  der  Auswandernngsagenten.  Es  fragt  sich 
nun,  ob  die  Filialbüreaux  der  Passagebilletverkäufer  in  entsprechen- 
der Weise  auch  nur  die  Hälfte  der  Kaution  der  Unteragenten  der 
AuswanderuDgsagenturen  zu  hinterlegen  haben.  Dem  BGes.  fehlt 
■eine  ausdrückliche  Bestimmung.  Der  BR  beschloss  daher  im  Jahre 
1888: 

1.  Die  in  Frage  stehenden  Filialbüreaux  sind  der  Kontrole  der 
Behörde  unterstellt  wie  die  ünteragenten. 

2.  Ob  für  dieselben  eine  Kaution  zu  leisten  ist  und  von  welchem 
Betrage  dieselbe  sein  muss,  ist  von  dem  Ergebnis  einer  Unter- 
suchung dieser  Geschäfte  und  der  von  denselben  in  einem  bestimm- 
ten Zeitraum  verkauften  Passagebillete  abhängig  zu  machen. 

B  1889  II  413. 


*)  Bei  der  Revision  des  Auswandeningsges.  vom  24.  Dez.  1880  wurde  der 
^eschäftsmässige  Verkauf  von  Passagebilleten  den  Bestimmungen  des  neuen 
Auswanderungsges.  unterworfen,  weil  sich  unter  der  Herrschaft  des  alten  Ges. 
einige  Geschaftsfirmen  und  darunter  auch  Auswanderungsagenturen  beikom- 
men  liesaen,  solchen  Auswanderern,  die  das  Ges.  zu  befördern  verbietet,  Pas- 
sagebillete abzugeben,  in  der  Meinung,  dass  alsdann  die  Bestimmungen  des 
Auswanderungsgee.  nicht  anwendbar  seien.  Es  war  aber  nicht  der  Wille  des 
•Gesetzgebers,  jeglichen  Verkauf  von  Passagebilleten  und  demgemäs  auch  jede 
Publikation,  die  hierauf  Bezug  hat,  nur  patentirten  Personen  zu  gestatten; 
cienn  jene  Geschäfte  und  Publikationen  dienen  auch  den  Interessen  des  Han- 
dels und  der  Industrie,  sowie  dem  Fremdenverkehr.  BR  im  B  1892  11  852. 
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1329.  Dafiir  zu  sorgen,  dass  eine  Beförderung  von  äub- 
derern  durch  solche  Personen ,  die  weder  als  Auswanderungs- 
iten  noch  als  Uateragenten  in  der  amtlictieii  Eontrole  fign- 
1,  nicht  stattfindet,  ferner  dass  keine  auf  Auswanderung  be- 
Ichen  Publikationen  erlassen  werden,  ist  Sache  der  kant  Po- 
orgaue,  und  die  Bestrafung  solcher  Personen  ist  Sache  der 
;.  Gerichte.  BR  im  B  1883  11  283,    Vgl.  No.  1581. 

19ä6.  Die  Kautionen  der  Auswanderungsagenturen  können 
andern  Personen  als  den  Inhabern  der  Agentur  geleistet  werden, 
usgesetzt  dass  in  solchen  Fällen  die  Hinterlegung  durch  in  der 
veiz  domizilirte  Personen  oder  Institute  erfolgt.') 

BR  den  4.  Sept.  1838,  B  188S  IV  6S. 

1326  a.  Die  Frage,  ob  die  von  einer  eingegangenen  Aus- 
lerungsagentur  hinterlegte  Kaution  auf  den  Namen  einer  andern 
itur  übergetragen  werden  könne,  bejahte  der  BR  im  Jahre  1882, 
lie  neue  Agentur  die  eingegangene  übemnhm  und  sieh  ver- 
itete,  alle  berechtigten  Ansprüche  an  dieselbe  zu  befriedigen. 
BR  im  B  1883  11  281. 

1S27.  Nach  der  Vorschrift  des  Art.  4  des  BGes.  vom  22.  März 
darf  eine  von  einer  Auswanderungsagentur  hinterlegte  Kaution 
nach  Ablauf  eines  Jahres  vom  Erlöschen  des  Patentes  an  ge- 
aet  zurückgestellt  werden,  sofern  alsdann  keine  Ansprüche  gegen 
igentur  vorliegen.  In  einem  konkreten  Falle  lag  nach  Ablauf 
gesetzlichen  Frist,  innert  welcher  auch  eine  Aufforderung  zur 
}DdmachuDg  von  Ansprüchen  an  die  Kaution  der  Agentur  pub> 
;  worden  war,  ein  Anspruch  im  Betrage  von  Fr.  80.  50  vor. 
edoch  der  Ansprecher  weder  eine  Behörde,  noch  ein  Auswan- 
r,  noch  Becbtsnachfolger  eines  solchen  war,  und  bei  seiner 
erung  keine  Bestimmung  des  Auswanderungsges.  in  Betracht 
und  überdies  weder  ein  richterliches  Erkenntnis,  noch  eine 
kenuung  der  Forderung  seitens  der  Agentur  vorlag,  wurde  sein 
iruch  vom  BR  nicht  berücksichtigt  und  die  Kaution  dem  Eigen- 
T  derselben  vollständig  herausgegeben.  b  1887  ll  487, 

')  Vgl.  insbea.  BGes.  vom  23.  Märe  1888,  Art.  3,  Abs.  5.  Uniiuläasig  isf 
acb  im  Giegensatz  zum  frühem  Recht  die  Kauttonsleiatiuig  seitens  fremder 
seeiächer)  Schiffagesellsc haften  oder  ausländischer  Bankinstitute;  BR  int 
!9  li  412. 
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1528«  Auswanderer,  die  sich  nicht  der  Vermittlung  von  in 
der  Schweiz  domizilirten  Agenturen  bedienen,  haben  kein  Anrecht 
auf  den  Schutz,  den  das  Ges.  vom  24.  Dez.  1880  ihnen  bieten  will. 

B  1888  II  119;   vom  BR  bestätigt  unter  der  Herrschaft  des  BGes.  vom 
22.  März  1888,  B  1889  II  426.  No.  1517.  1518. 

1529.  Das  BGes.  verbietet  in  Art.  11,  Ziff.  5  den  Aus  Wan- 
derungsagenturen die  Beförderung  von  Personen,  welche  keine  Aus- 
weisschriften über  Herkunft  und  Bürgerrecht  besitzen,  und  macht 
in  dieser  Beziehung  keinen  Unterschied  zwischen  In-  und  Aus- 
ländem. Ein  Ersatzreserveschein  kann  daher  so  wenig  wie  ein 
Militärdienstbüchlein  als  Ausweisschrift  im  Sinne  des  Ges.  gelten. 

BR  im  B  1890  II  445.  No.  1532. 

1529  a.  Ein  Auswanderungsagent  machte  im  Jahre  1883 
geltend,  dass  ihm  keine  gesetzliche  Vorschrift  bekannt  sei,  welche 
die  Agenturen  verpflichte,  von  Ausländern  Ausweisschriften  zu  ver- 
langen. Der  BR  Hess  diese  Einwendung  nicht  gelten,  gestützt 
auf  folgende  Erwägungen : 

1.  Nach  Art.  10,  Ziff.  5  des  BGes.  vom  24.  Dez.  1880')  ist  den 
Agenturen  die  Beförderung  von  Personen  verboten,  welche  keine 
Ausweisschriften  über  Herkunft  und  Bürgerrecht  besitzen,  sowie 
von  militärdienstpflichtigen  Schweizerbürgern,  die  sich  nicht  aus- 
gewiesen, dass  sie  die  vom  Staate  erhaltenen  Militäreflekten  zu- 
rückerstattet haben ; 

2.  Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  der  Gesetzgeber 
bei  Feststellung  derjenigen  Kategorien  von  Personen,  deren  Beför- 
derung er  den  Auswanderungsagenturen  verbot,  keinen  Unterschied 
machen  wollte  zwischen  Inländern  und  Ausländern,  ansonst  er  die 
Bestimmung  deutlich  so  gefasst  hätte,  dass  unter  jenen  Personen 
nur  Inländer  zu  verstehen  gewesen  wären,  während  der  allgemeine, 
mit  keinem  beschränkenden  Attribut  versehene  Ausdruck  «Per- 
sonen» eine  Interpretation  in  dem  Sinne,  dass  darunter  nur  In- 
länder zu  verstehen  seien,  nicht  zulässt.  B  1884  II  198. 

1530.  Auch  bei  der  Spedition  von  nicht  in  der  Schweiz 
domizilirtell  Ausländern  haben  die  Schweiz.  Answanderungsagenturen 
die  Vorschriften   des  BGes.    über    das  Auswanderungswesen    zu 

befolgen.  BR  im  B  1887  IV  530. 
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»)  Identisch  mit  Art.  11,  Ziff.  5  und  6  des  BGes.  vom  22.  März  1888. 
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1530  a.  Eine  Auswanderungsagentur  hatte  im  Jahr  1887  in 
einer  in  Deutschland  verbreiteten  Geschäftsempfehlung  bemerkt, 
dass  sie  Ausländer  auch  in  dem  Falle  spedire,  wenn  dieselben 
mit  Ausweisschriften  nicht  versehen  seien. 

Hiergegen  konstatirte  der  BR,  dass  eine  solche  Ankündung 
unzulässig  ist;  denn  den  Schweiz.  Agenturen  ist  die  Spedition  von 
in  der  Schweiz  nicht  domizilirten  Ausländern  verboten,  sofern  die- 
selben nicht  im  Besitze  von  Ausweisschriften  über  Herkunft  und 
Bürgerrecht  sind. 

Es  könnte  allerdings  fraglich  sein,  bemerkt  der  BR  in  seinem 
Geschäftsbericht  über  das  Jahr  1887,  ob  eine  Agentur,  die  einen 
nicht  in  der  Schweiz  domizihrten  Ausländer,  der  nicht  im  Besitze 
von  Ausweisschriften  gewesen,  spedirt  hat,  wegen  Verletzung  von 
Art.  10,  Ziflf.  5  des  BGes.  *)  straffällig  wird  oder  nicht. 

Gegen  die  Bejahung  dieser  Frage  scheint  Art.  2  des  Ges. 
zu  sprechen,  welcher  nur  von  der  Beförderung  von  Auswanderern 
aus  der  Schweiz  spricht;  femer  die  Tatsache,  dass  der  Gesetzgeber 
offenbar  nur  die  Absicht  gehabt  hat,  den  Schutz  des  Staates  in 
der  Schweiz  wohnenden  Personen  angedeihen  zu  lassen,  seien  die- 
selben nun  Schweizer  oder  Ausländer,  nicht  aber  solchen  Auslän- 
dern, welche  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  ihr  Domizil  nicht  in 
der  Schweiz  hatten.  Mit  dieser  Auffassung  ist  Art.  10,  Ziff.  5  des 
Ges.,  wo  ein  Unterschied  gemacht  wird  zwischen  militärdienst- 
pflichtigen Schweizerbürgem  und  andern  Personen,  nicht  im  Wider- 
spruch, denn  hier  will  offenbar  blos  unterschieden  werden  zwischen 
militärdienstpflichtigen  Schweizerbürgern  einerseits  und  nicht  mili- 
tärdienstpflichtigen Schweizern  und  in  der  Schweiz  niedergelassenen 
Ausländern  andrerseits,  und  nicht  zwischen  Schweizern  und  Aus- 
ländern (ausserhalb  der  Schweiz  wohnenden). 

Dagegen  sprechen  für  die  Bejahung  der  Frage  folgende  Argu- 
mente: Die  Schweiz.  Auswanderungsagenturen  betreiben  ihr  Geschäft 
auf  Grund  eines  ihnen  vom  BR  ausgestellten  Patentes;  ohne  dieses 
würden  sie  überhaupt  keine  Speditionen  von  Auswanderern  vor- 
nehmen dürfen.  Es  folgt  hieraus,  dass  auch  die  Spedition  von 
nicht  in  der  Schweiz  wohnenden  Ausländern  —  hinsichtlich  der  in 
der  Schweiz  wohnenden  Ausländer  kann  überhaupt  kein  Zweifel 
walten  —  auf  Grund  jenes  Patentes  erfolgt.     Sodann  ist  zu  be- 


*)  Entsprechend  Art.  11,  Ziff.  5  des  BGes.  Tom  22.  März  1888. 
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achteD,  dass  die  Spedition  auf  Grund  eines  in  der  Si 
Stande  gekommenen  Vertrages  erfolgt,  dessen  Normen  i 
BGes.  voi^eschrieben  sind,  dass  der  eine  Kontralient  in  de 
seinen  Wohnsitz  hat  und  in  der  Schweiz  die  Beförderun; 
dem  Kontrahenten  ins  Ausland  übernommen  hat.  Wer  ii 
einer  in  der  Schweiz  domizilirten  Ausnanderungsagenl 
Speditionsvertrag  abscbüesst,  kann  daher  im  rechtlichen 
ein  Auswanderer  aus  der  Schweiz  gelten.  Art.  2  des  Ges 
mit  auch  alle  übrigen  Bestimmungen  desselben  erhalten  sc 
türliche  Beziehung  auf  jede  von  einer  Schweiz.  Agentur 
mene  und  vollzogene  Spedition. 

Dazu  kommt,  dass  die  Vorschrift  in  Art.  10,  Ziff.  5 
wonach  tlen  Agenturen  die  Beförderung  von  militärdiensti 
Schweizerbüi^em,  die  sich  nicht  aasgewieseu,  dass  sie 
Staate  erhaltenen  Milltäreffekten  zurückerstattet  haben, 
ist,  offenbar  auch  auf  solche  militärdienstpflichtige  Schwei 
ihre  Anwendung  zu  finden  hat,  die  zur  Zeit  des  Abschlui 
Speditionsvertrages  nicht  in  der  Schweiz  domizilirt  waren 
B  1888  n  120.  1 

1331.  Eine  Auswanderungsagentur  hatte  im  Jahre  1 
Aaswanderer  spedirt,  der  keine  Schriften  über  Herkunft  um 
recht  besessen  hatte,  und  dessen  zurückgelassene  Fami 
Folge  der  öffentlichen  Unterstützung  anheimfiel.  Die  Agenti 
geltend,  dass  der  Gesetzgeber,  indem  er  den  Agenturen  t 
derung  von  Personen  verbot,  welche  die  in  Bede  stehet 
weise  nicht  besitzen,  nur  beabsichtigt  habe  zu  verhindE 
Personen ,  die  mit  dem  Strafgesetze  in  Konflikt  gekomr 
oder  die  sich  der  Bezahlung  ihrer  Schulden  durch  die  Fl 
ziehen  wollen,  spedirt  werden,  und  dass  der  betr.  Auswan 
Kategorie  dieser  Personen  nicht  gehört  habe. 

Der  ER  verurteilte  dagegen  die  Agentur  in  eine  B 
Fr.  80,  betonend: 

Die  Ctriinde,  welche  eine  Person  zur  Auswanderung  ve: 
und  die  Motive,  welche  den  Gesetzgeber  zur  Aufstellung 
Schrift  in  Art.  10,  Ziff  5,  des  BGes.  vom  24.  Dez.  1880 
haben,  können  eine  Agentur  unter  keinen  Umständen  von 
pflichtung  entbinden,  sich  darüber  zu  vergewissern,  ob 
Wanderer  im  Besitze  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Aus 
Die  Ausrede  der  Agentur  ist  eine  sophistische  und  verwei 
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1532.  Es  kam  im  Jahre  1882  wiederholt  vor,  dass  Aas* 
wanderuDgsageDten  glaubten,  als  Ausweisschrift  über  Herkunft  und 
Bürgerrecht  könne  auch  das  Militärdienstbüchlein  angesehen  wer- 
den. Sie  beriefen  sich  dabei  darauf,  dass  das  genannte  Büchlein 
von  Civil-  und  Militärbehörden  im  In-  und  Auslande  vielfach  als 
persönliche  Ausweisschrift  im  Sinne  der  Botsch.  des  BR  zum 
BGes.  vom  24.  Dez.  1880  betrachtet  werde.  In  dem  Ges-Entw.  des 
BR  sind  jedoch  blos  im  allgemeinen  a  Ausweisschriften »  verlangt 
worden.  Die  BVers.  ergänzte  diese  Bestimmung,  indem  sie  genauer 
bezeichnete,  welcher  Art  die  Ausweise  sein  müssen,  und  fügte 
deshalb  bei,  dass  den  Agenten  die  Beförderung  von  Personen  ver- 
boten sei,  welche  keine  Ausweischriften  über  a Herkunft  und 
Bürgerrecht»  besitzen.  Der  BR  erklärte  deshalb  die  Berufung  auf 
die  zit.  Botsch.  als  unstatthaft,  insbes.  folgendes  betonend: 

Der  Nachweis  über  Herkunft  und  Bürgerrecht  kann  in  rich- 
tiger Weise  nur  durch  einen  Heimatschein  oder  eine  andere  gleich- 
lautende Ausweisschrift  (wie  Art.  45  der  BV  für  die  Niederlassung 
vorschreibt)  geleistet  werden.  Für  das  Formular  der  Heimatscheine 
ist  zur  Zeit  noch  das  Konkordat  vom  28.  Jan.  1854  (A.  S,  IV  357» 
Wolf  II  315)*)  massgebend.  Eine  gleichbedeutende  Ausweisschrift 
kann  nur  eine  solche  sein,  die,  wenn  auch  nicht  in  gleicher  Form 
wie  ein  Heimatschein,  doch  in  gleich  bestimmter  Weise  die  Her- 
kunft und  das  Bürgerrecht  des  Inhabers  und  seiner  Familie  beur- 
kundet und  speziell  zu  diesem  Zwecke  ausgestellt  ist  Das  Mili- 
tärdienstbüchlein kann  nicht  als  eine  dem  Heimatscheine  gleichbe- 
deutende Ausweisschrift  anerkannt  werden,  da  dasselbe  gar  nicht 
zu  dem  Zwecke  ausgestellt  wird,  um  über  Herkunft  und  Bürger- 
recht seines  Inhabers  auszuweisen.  Auch  die  Pässe,  Wanderbücher 
und  Auszüge  aus  dem  Civilstandsregister  können  nicht  als  Ausweis- 
schriften über  Herkunft  und  Bürgerrecht  anerkannt  werden.  Wenn 
auch  in  diesen  Schriftstücken  der  Heimatort  des  Inhabers  ange- 
geben sein  mag,  so  sind  sie  doch  in  keiner  Weise  geeignet,  das 
Heimatrecht  selbst  zu  beweisen,  weil  sie  oft  von  andern  als  den 
Heimatbehörden  ausgestellt  sind  und  nur  den  Zweck  haben,  das 
Reisen  zu  erleichtern.  B  1883  II  282, 1879  lll  929. 

Im  Jahre  1891  beschwerte  sich  die  italienische  Gesandischaft  in  Bern 
darüber,  dass  Schweiz.  Auswanderungsagenturen  Personen  italienischer 
Herkunft  spediren,  denen  wegen  ihrer  militärischen  Pflichten  oder  aus 

1)  Vgl.  oben  No.  Ä37. 
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andern  Gründen  auszuwandern  verboten  sei  (Refraktäre,  beurlaubte  Sol- 
daten und  Angeklagte).  Der  BR  antwortete  der  Gesandtschaft,  dass  die 
Schweiz.  Agenten  nur  dem  Schweiz.  Auswanderungsges.  unterstellt  seien, 
und  dass  sich  dieselben  keiner  Verletzung  dieses  Ges.  schuldig  machen, 
wenn  sie  in  ihren  Cirkularen  ankündigen,  dass  sie  Italiener  auf  Grund 
eines  Passes  für  das  Inland  befördern,  ß  1892  II  856. 

1533.  In  denjenigen  Fällen,  in  welchen  der  Heimatschein 
dem  auswandernden  Familienvater  nicht  ausgehändigt  werden  kann, 
weil  dessen  Familie  im  Lande  zurückbleibt,  muss  eine  legalisirte 
Kopie  des  Heimatscheins  seitens  des  Auswanderers  beigebracht 
werden,  sofern  die  Ausstellung  eines  besondern  Heimatscheines 
für  die  Zurückgebliebenen  oder  die  Ausstellung  eines  neuen  Heimat- 
scheines für  den  Wegziehenden  als  unzulässig  erscheint. 

BR  im  B  1889  II  724. 

133/1  •  Eine  Auswanderungsagentur  schloss  einen  Auswande- 
rangsvertrag  ab  auf  die  blosse  Vorweisung  eines  Attestes  hin,  dass 
der  Familienheimatschein  des  Auswanderers  auf  der  Gemeinde- 
kanzlei deponirt  sei.  Der  BR  erklärte,  diese  Bescheinigung  könne 
nicht  als  Ausweisschrift  im  Sinne  des  BGes.  gelten. 

BR  im  B  1885  II  353;  wiederholt  im  B  1889  II  427. 

1334  a.  Die  Ausweisschriften  über  Herkunft  und  Bürgerrecht 
sind  von  Auswanderern  bereits  beim  Vertragsabschluss  vorzuweisen 
und  nicht  erst  bei  der  Abreise.  BR  im  B  1888  II  123. 

1333.  Es  ist  unzulässig,  dass  eine  Agentur  aus  dem  Um- 
stände, dass  ein  auswandernder  militärdienstpflichtiger  Schweizer- 
bürger Ausweisschriften  über  Herkunft  und  Bürgerrecht  besitzt, 
schliesst,  dass  er  auch  seine  Militäreffekten  abgegeben  habe,  da 
die  Gemeinde-  oder  Bezirksbehörden  keineswegs  verpflichtet  sind, 
den  militärdienstpflichtigen  Schweizerbürgern,  die  ihre  Militär- 
efiiBkten  nicht  zurückerstattet  haben,  solche  Ausweisschriften  zu 
verweigern.  Gesetzt  aber  auch,  dies  wäre  der  Fall,  so  dürfte  sich 
dennoch  eine  Agentur  nicht  davon  dispensirt  halten,  von  einem 
solchen  Bürger,  der  auswandern  will,  einen  Ausweis  über  Rück- 
erstattung der  Militäreffekten  vorweisen  zu  lassen,  da  das  BGes. 
in  ausdrücklicher  Weise  einen  solchen  Ausweis  verlangt,  und  wenn 
die  Ablieferung  wirklich  stattgefunden  hat,  der  Ausstellung  einer 
Bescheinigung  darüber  wol  in  keinem  Kanton  ein  Hindernis  im 
Wege  steht.  er  im  B  1890  II  448. 
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1.  Die  blosse  persönliche  Versicherang  des  Auswanderers 
Militärausrüstung  abgegeben  habe,  kann  den  amtlichen 
er  diese  Ablieferung,  welcher  im  Militäi'dienstbüchlein 
:in  muss,  nicht  ersetzen.  br  im  B  1884  ll  199. 

Die  Vorschrift  des  Art.  II,  Ziff.  7  des  BGes.  ist  auf 
n  von  Ausländern  nicht  anwendbar.  Zwar  könnte  es 
jlossen  Wortlaut  des  Ges.,  welches  einzig  in  Art.  11, 
1  Unterschied  zwischen  Schweizerblirgem  und  Auslän- 
unzweifelhaft  erscheinen,  dass  sich  die  Agenturen  auch 
dition  von  Ausländern  darüber  zu  vergewissern  haben, 
I  unerzogene  Kinder  zurücklassen,  und  ob  bejahenden 
uständige  Armenbehörde  mit  der  Auswanderung  der 
erstanden  ist.  Dies  war  jedoch  nicht  die  Intention  des 
s,  der  die  bezügliche  Vorschrift  offenbar  nur  im  In- 
feiz.  Gemeinden  aufgestellt  haben  kann,  abgesehen  davon, 
lie  Vorschrift,  soweit  es  sich  um  Ausländer  handelt, 
Zeit  des  Vertragsabsbschlusses  ihr  Domizil  nicht  in 
;  hatten,  nur  sehr  schwer  durchführen  lässt. 

BE  im  B  1891  I  836. 

Weun  die  Inhaber  der  elterlichen  oder  vormundschafi- 
It  zwar  mit  der  Auswanderung  der  ihrer  Gewalt  unter- 
nderjährigen  einverstanden  sind,  aber  die  Agentur  unter- 
sich  eine  schriftliche ,  amtlich  beglaubigte  Erklärung 
weisen  zu  lassen,  so  macht  sich  dieselbe  einer  Gesetzea- 
;chuldig  (BGes.  Art.  II,  Ziff.  2).  br  im  B  1891  l  839. 
I.  Eine  Agentur  hatte  im  Jahre  1892  einen  Minder- 
ördert,  ohne  die  Einwilligung  des  Vaters  desselben  zur 
ng  zu  besitzen.    Sie  hatt«  allerdings  den  Vater  ange- 

seine  Einwilligung  gebe,  von  demselben  aber  nie  eine 
^ten  und  daraus  geschlossen,  derselbe  billige  die  Aus- 
ätiilschweigend.  Wol  hätte  von  dem  Vater  des  Knaben 
rden  dürfen,  dass,  wenn  es  ihm  ernstlich  darum  zu 
1  wäre,  die  Auswanderung  seines  Sohnes  zu  verhindern, 
Qten  mitteile,  er  gestatte  die  Beförderung  seines  Sohnes 
ka  nicht.  Aber  angesichts  des  klaren  Wortlautes  des 
eine  schriftliche,  amtlich  beglaubigte  Einwilligung  ver- 
te  der  BR  darauf  keine  Rücksicht  nehmen;  er  ver- 
gentur  in  eine  Busse.  b  1893  ll  705. 
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1S38>  Id  <lem  Verfahren  der  Äuswanderungsagf 
nach  Argentinien  reisenden  Auswanderern  für  ihr  Baarg 
auf  Paris  oder  London,  die  in  Buenos-Aires  nicht  negc 
können,  auszustellen,  statt  Wechsel  auf  argentinische  B 
ein  arger  Misbrauch,  der  mit  dem  Wortlaut  und  Sinne 
des  BGes.  vom  22.  März  1888  in  Widerspruch  steht. 

BB  im  1 

1939.  Das  BGes.  vom  24.  Dez.  1830  (insbes.  Art, 
identisch  mit  Art.  26,  Abs.  2  des  B(3es.  vom  22.  März 
sichtigt  nur,  die  Auswanderungsagenturen  vor  besondert 
gen  zu  schützen,  die  ihrem  Gewerbe,  bezw.  ihren  Vertrags 
dorch  kant.  Gesetzgebaogen  auferl^t  werden,  keineswt 
vor  anderen  gewerbetreibenden  Niedergelassenen  zu  pri 

Der  BR  wies  daher  die  Beschwerde  einer  Agentur, 
Tessio  für  das  Jahr  1882  von  der  Gemeinde  Locarno  ei 
imd  Industrietaxe  im  Betrage  von  Fr.  16.  50  auferlegt  v 
als  unbegründet  ab,  denn  das  tessiuische  Ges.  vom  1 
(legge  suUe  tasse  di  industria  e  commercio)  schreibt  eii 
gemeine  Besteuerung  alles  Einkommens  aus  Handel  un 
betrieb  vor.  Dieser  Besteuerung  sind  nach  Art.  2  de 
tonalen  Ges.  alle  Personen,  Gesellschaften,  Untemehn: 
GenosseoBchaften  unterworfen,  die  im  Kanton  ein  Gewe: 
oder  Geschäfte  irgend  welcher  Art  betreiben.  In  der  V 
zu  diesem  Ges.  vom  16.  Dez.  1875,  Art.  2,  litt,  b,  s 
zie  d'affaris  ausdrücklich  unter  den  Gewerbesteuerpfli 
nannt,  und  nach  Art.  5  derselben  Verord.  soll  die  H 
Gewerbesteuer  stets  den  achten  Teil  der  Vermögens-  ui 
menssteuer  ausmachen  und  demnach  jährlich  berechnet 
handelt  sich  somit  bei  dieser  Auflage  um  eine  den  Kai 
fassungsmässig  zustehende  ganz  allgemeine  Einkorn 
welcher  alle  gewerbetreibenden  Einwohner  des  Kant 
massig  unterworfen  sind,  und  welche  einen  bestimmte 
allgemeinen  Staatseinnahmen  aus  Steuern  bildet,  nich 
eine  Abgabe,  welche  den  Auswanderungsagenten  als  so 
auferlegt  ist.  f 

1339  a.  Den  11.  April  1882  wurde  Fr.  Kunz  in  B 
agent  des  Auswanderungsgeschäftes  A.  Zwilchenbart  in  B 
Unterlassung  der  Stempelung  eines  Auswanderungsver 
Polizeirichter  in  Bern  gebüsst.    Die  Polizeikammer  des 
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I  Obergerichts  wies  den  13.  Mai  1882  die  Beschwerde  gegen  dieses 

j,  ,  Urteil  als  unbegründet  ab.    Die  Beschwerde  des  Fr.  Kunz  wegen 

Verletzung  des  Grundsatzes  der  Gleichheit  vor  dem  Ges.  wies  das 
-■-.^  BGericht  den  27.  Okt.  1882  als  unbegründet  ab;  und  auch  der  BR 

':■■  wies  den  31.  Aug.  1883  die  bei  ihm  eingereichte  Beschwerde  als 

unbegründet  ab  in  Erwägung: 

Die  bernische  Stempelabgabe  stellt  sich  unzweifelhaft  als  eine 
allgemeine  indirekte  Steuer  dar,  welche  von  Verträgen  jeder  Art, 
die  im  Kt.  Bern  abgeschlossen  werden  oder  vor  kant.  bemische 
Behörden  gelangen,  erhoben  wird,  keineswegs  aber  von  Auswan- 
derungsverträgen allein;  sie  bildet  somit  einen  Teil  des  allgemeinen 
,.  ^  den  Kantonen  verfassungsmässig  zustehenden  Besteuerungsrechtes. 

Das  BGes.  vom  24.  Dez.  1880,  insbes.  Art.  22  desselben  beab- 
sichtigt nur,  die  Auswanderungsagenten,  sowie  die  Auswanderer 
selbst  vor  besonderer  Belastung  zu  schützen,  die  ihrem  Gewerbe, 
bezw.  ihrer  Vertragsschliessung  allein  durch  kantonale  Gesetz- 
gebung auferlegt  werden  wollen,  keineswegs  aber  sie  vor  andern, 
von  Niedergelassenen  oder  Vertragsschliessenden  zu  entrichtenden 
Abgaben  zu  privilegiren. 

Nach  Art.  12  des  zit.  BGes.  steht  es  zwar  allerdings  den 
Auswanderungsagenten  nicht  frei,  sich  für  solche  Abgaben  durch 
eine  besondere  Vergütung  auf  den  Vertragsschliessenden  Auswande- 
rern zu  erholen.  Dagegen  sind  sie  in  Bezug  auf  die  Ansätze  ihrer 
festen  lieber  nah  mspreise  keinen  gesetzlichen  Beschränkungen  unter- 
worfen. B  1883  IV  831.  BGer-Entsch.  VTH  S.  694. 

1340.  Mit  Beschl.  vom  30.  Dez.  1878  überliess  es  die  Reg.  von 
Schaühausen  dem  Gutdünken  der  Gemeinde  Trasadingen  bezüglich 
der  Kosten,  die  durch  den  Rücktransport  eines  auf  der  Reise  nach 
den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  begriffen  gewesenen  Bür- 
gers dieser  Gemeinde  erwachsen  sind,  den  Regress  auf  einen  andern 
Bürger  derselben  Gemeinde  zu  nehmen.  Dieser  hatte  nämlich 
erstem  als  geistesschwach  und  mittellos  denunzirt  und  dadurch 
die  Gesandtschaft  der  Vereinigten  Staaten  in  Bern  zu  Massnahmen 
veranlasst,  die  den  Rücktransport  des  Ausgewanderten  von  Amts- 
wegen nach  Trasadingen  zur  Folge  hatten.  Ueber  die  Verfügung 
der  Reg.  von  Schaffhausen  beschwerte  sich  der  Betroffene  beim 
BR,  indem  er  geltend  machte,  dass  die  Auswanderung  des  erstem 
nicht  hätte  gestattet  werden  sollen,  weil  derselbe  armengenössig, 
geistesschwach,  bevogtet  und  an  einer  Hand  verstümmelt  sei,  und 
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dass  übrigens  nicht  er,  der  Beschwerdeführer,  die  Gesandtschaft  zu 
Massregeln  gegen  die  Weiterreise  veranlasst  habe;  zum  Beweise 
hiefür  legte  er  eine  Erklärung  der  Gesandtschaft  vor. 

Der  BR  trat  auf  die  Beschwerde  nicht  ein,  weil  die  in  Folge 
der  Massnahmen  der  amerikanischen  Gesandtschaft  auf  administra- 
tivem Wege  vorgenonunene  Untersuchung  herausgestellt  hat,  dass 
die  Behauptung,  der  Ausgewanderte  sei  geistesschwach  und  zur 
Auswanderung  ungeeignet,  grundlos  war,  und  weil  die  Frage,  ob 
die  Kosten  des  Rücktransportes  zu  restituiren  seien,  und  wer  für 
dieselben  einzustehen  habe,  nach  kant.  Recht  m  entscheiden  war 
und  nicht  in  die  Kompetenz  des  BR  fiel.  B  1880  ll  165. 

1540  a.  Die  BBehörde  hatte  im  Jahre  1885  einen  Anstand 
mit  einer  KReg.  über  die  Frage,  wer  die  Kosten  zu  tragen  habe, 
falls  eine  auf  Veranlassung  der  BBehörde  durch  kant.  Organe  an- 
gehobene Strafuntersuchung  wegen  Verletzung  der  Vorschrift  von 
Art.  16  des  BGes.  vom  24.  Dez.  1880  erfolglos  geblieben  ist,  d.  h. 
eine  Schuld  des  Beklagten  nicht  konstatirt  wurde.  Die  kant 
Behörde  glaubte,  die  üntersuchungskosten  seien  von  ihr  zu  tragen, 
wenn  die  BBehörde  selber  als  Klägerin  auftrete,  dagegen  von  der 
BBehörde ,  wenn  diese  auf  Veranlassung  eines  Dritten ,  z.  B.  auf 
die  Denunziation  einer  Auswanderungsagentur  hin,  die  Klage  bei 
einer  kant.  Behörde  anhängig  gemacht  hatte.  In  diesem  Falle  sei 
nämlich  die  Klage  ganz  privater  Natur  und  könne  ein  öffentliches 
Interesse  nicht  beanspruchen.  Der  BR  konnte  sich  mit  dieser  An- 
sicht nicht  einverstanden  erklären;  denn  es  liegt  doch  unbestritten 
im  öffentlichen  Interesse,  dass  nur  solche  Personen  Auswanderungs- 
geschäfte betreiben,  welche  den  Behörden  als  Agenten  bekannt  sind 
und  von  ihnen  kontrolirt  werden,  und  von  denen  die  Behörde  weiss, 
dass  sie  für  sichere  Beförderung  der  Auswanderer  Gewähr  bieten. 
Von  welcher  Seite  eine  Klage  ausgeht,  ist  gleichgiltig ;  jedermann 
muss  das  Recht  haben,  da  wo  eine  Verletzung  der  Vorschrift  des 
zit.  Art.  16  vorzuliegen  scheint,  zu  klagen,  sei  es  direkt  oder 
indirekt  durch  Vermittlung  der  BBehörde.  Der  Umstand,  dass  es 
eine  Agentur  ist,  die  klagend  auftritt,  indem  Konkurrenzrücksichten 
sie  bestimmen,  kann  nicht  als  Beweis  dafür  angerufen  werden,  dass 
es  sich  um  ein  privates  und  nicht  um  ein  öffentliches  Interesse 
handelt.  B  1886  l  372;  No.  U36. 
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3.  Kapitel. 
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BV  1874,  Art.  39,  A.  S.  n.  F.  I  18,  Wolf  I  6. 

Partialrevision  der  BV  vom  23.  Dez.  1891 ,  Art.  39,  A.  S.  n.  F.  2  S.  II  448.  — 
Botsch.  des  BR  vom  30.  Dez.  1890,  betr.  Revision  von  Art.  39  der  BV, 
B  1891 1 1.  BBeschl.  vom  29.  Juli  1891,  Uebers.  Verb.  d.  BVers.  Juni  1891, 
No.  29.  JuU  1891,  No.  6^  7.  B  1891  V  521,  1892  H  197.  1898  I  937. 

Botsch.  und  BGes-Entw.  des  BR  über  die  Ausgabe  und  Einlösung  von  Bank- 
noten vom  16.  Juni  1874,  B  1874  II  259;  Ber.  und  Anträge  der  nationab:. 
Komm,  vom  Sept  1874  (Bücher),  B  1874  H  863,  Ber.  der  Komm,  des  NR 
vom  1.  März  1875  (Ziegler),  B  1875  I  389;  Ber.  des  BR  betr.  das  kant 
Banknotenwesen  vom  21.  Mai  1875,  B  1875  HI  244,  Ber.  des  BR  an  den 
NR  über  den  Stand  der  Banknotenemission  vom  11.  Aug.  1875,  B  1875 
IV  107,  Postl-Slg.  n.  F.  55.  —  Beschl.  der  BVers.  eines  BGes.  über  die 
Ausgabe  und  Einlösung  von  Banknoten  vom  18.  Sept.  1875,  B  1875  IV 
481;  oben  I  S.  432,  Ziff.  8.    Vgl.  Postl-Slg.  n.  P.  98.  117,  118. 

BGes.  über  die  Ausgabe  und  die  Einlösung  von  Banknoten  vom  8.  Mfijrz  1881, 
A.  S.  n.  F.  V  400,  Wolf  I  322.  —  Botsch.  und  BGes-Entw.  des  ßR  vom 
9.  Juni  1880,  B  1880  III  223.  Ber.  der  Komm,  des  NR  vom  1.,  4.  Febr. 
1881  (Geigy),  B  1881  II  257. 

Anregung  zur  Revision  des  BGes.  vgl.  B  1884  H  517,  1885  II  589,  1887  I  683. 

Botsch.  des  BR  vom  23.  Juni  1890  betr.  die  Revision  des  BGes.  über  die  Aus- 
gabe und  die  Einlösung  von  Banknoten  und  Revisions-Ges-Entw.,  B 1890 
III  1018. 

1541.  In  Ausführung  des  Art.  39  der  BV  vom  Jahre  1874 
legte  der  BR  der  BVers.  mit  Botsch.  vom  16.  Juni  1874  den  Entw. 
eines  BGes.  über  die  Ausgabe  und  Einlösung  von  Banknoten  vor. 
Auf  Grund  dieses  Entw.  erliess  die  BVers.  den  18.  Sept.  1875  das 
BGes.  über  die  Ausgabe  und  Einlösung  von  Banknoten.  Dieser 
Beschl.  der  BVers.  wurde  jedoch  in  der  Referendumsabstimmung 
vom  23.  April  1876  vom  Volke  verworfen. 

Das  auf  Grund  der  Botsch.  und  des  Entw.  des  BR  vom  9.  Juni 
1880  erlassene  BGes.  über  die  Ausgabe  und  die  Einlösung  von 
Banknoten  vom  8.  März  1881  trat  dagegen  auf  den  1.  Jan.  1882  in 
Kraft. 

Ueber  die  verfassungsmässige  Stellung  des  Bundes  in  dieser 
Frage  spricht  sich  der  BR  in  seiner  Botsch.  vom  16.  Juni  1874 
folgendermassen  aus: 


»)  Vgl.  jetzt  oben  III  S.  220. 
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Bei  der  Aiisarbeitang  des  Ges-Entw.  haben  wir  von  vornherein  im 
Äuge  behalten,  dass  der  Verf-Art.  89  zu  gleicher  Zeit,  Wo  er  in  po8i-  ;# 

tiver  Richtung  die  Kompetenz  zur  einschlagenden  Gesetzgebung  dem  Bund 
in  die  Hände  legt,  in  negativer  Eichtung  dieser  Kompetenz  ihre  Gren- 
zen zieht,  indem  er  einerseits  die  Aufstellung   eines   Monopols  für  die 
Ansgabe  von  Banknoten  und  andrerseits    die  Statuirung  einer  Eechts- 
yerbindlichkeit  ftlr  deren  Annahme  verbietet.  Mit  dem  ersten  Verbot  ist 
offenbar  die  Notenausgabe  durch  den  Bund  allein  von  vorneherein  aus- 
geschlossen ;  ferner  darf  dieselbe  keiner  Bank  verweigert  werden,  welche  J 
die  vom    Bunde    aufgestellten   Bedingungen    erfüllt,    also    auch  einer                     M 
centralen  Bank  nicht,  falls  früher  oder  später  das  Bedürfais  nach  einer  < 
solchen  sich  geltend  machen  sollte.     Das  andere  Verbot  kann,   wiewol 
ausser  dem  Zwangskurs  auch  der  sog.  legale  Kurs,  d.  h.  die  Verpflich- 
tung zur  Annahme  der  Noten  an  Zahlung,  unter  dasselbe  Mit,   nach 
unserer  Ansicht  doch  nicht  so  zu  verstehen  sein,  dass  dadurch  auch  die                      •^': 
Möglichkeit    ausgeschlossen  würde,   denjenigen   Bankinstituten,   welche 
den  Vorteil  der  Notenemission  in  Anspruch  nehmen,  die  Annahme  und 
Einlösung  der  Noten  der  übrigen  Banken  zur  Pflicht  zu  machen  .... 

B  1874  II  259. 

Und  iu  ihrem  Ber.  vom  1.  März  1875  bemerkt  die  Komm,  des 
NR  (Ziegler): 

Die  Komm,  fasst  das  Gesetzgebungsrecht  des  Bundes  gegenüber 
den  einzelnen  Emissionsbanken  innerhalb  der  durch  Art.  39  der  BV 
gezeichneten  Linien  als  ein  absolutes,  durch  kein  Privatrecht  be- 
schränktes auf.  Dass  die  gleich  den  Münzen  massenhaft  und  in  be- 
stimmten Abschnitten  fabrizirte,  im  täglichen  Verkehr,  ohne  dass  jemand 
zu  kreditiren  die  Absicht  hat,  von  Hand  zu  Hand  gehende,  jeglicher 
Unterlage    eines   realen    Kaufgeschäfts    entbehrende   Banknote    als   ein  }' 

Wechsel   auf  Sicht  zu  betrachten  und  daher   der  freien   industriellen  1 

Tätigkeit  anheim  zu  geben  sei,  ist  eine  Theorie,  die  zwar  bei 
uns  hie  und  da  noch  zur  Deckung  privater  Vorteile  versucht  wird, 
gegenüber  dem  Satze  aber  nicht  Stich  hält,  dass  der  Staat  dem  Umlauf 
der  Banknoten  gegenüber  das  gleiche  Becht  und  die  gleiche  Pflicht  hat, 
wie  gegenüber  dem  gemünzten  Oelde,  welches  durch  die  Banknote  er- 
setzt und  teilweise  verdrängt  wird.  Die  Komm,  geht  daher  mit 
dem  Entw.  des  BB  einig,  welcher  einfach  die  Bedingungen,  unter 
denen  künftig  die  Notenausgabe  erlaubt  sein  soll,  aufstellt  und  auch 
die  den  Emissionsbanken  gewährte  Konzession  nicht  auf  Zeit  und  auf 
Kündigung  erteilt,  sondern  für  jeden  kommenden  Augenblick  ein 
neues  gesetzgeberisches  Eingreifen  des  Staates,  wenn  dieser  dasselbe 
nötig  finden  sollte,  vorbehält.  Damit  ist  selbstverständlich  nicht  aus- 
geschlossen, dass  der  Gesetzgeber  jederzeit  schon  bestehenden  und  in 
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ihren  Kreisen  zuträglich  wirkenden  Instituten  alle  gebührende,  mit  dem 

öfifentlichen  Wole  vereinbare  Rücksicht  angedeihen  lasse. 

B  1875  I  392. 

Die  verschiedenen  Entwürfe  und  Beschlüsse  der  BVers.  zum 
eidg.  Banknotenge^.  lauten: 

Entw.  d*  BR  vom  16.  Juni  1874.     Beschl.  d.  BVers.  v.  18.  Sept.  1875. 

BGes.  über  die  Ausgabe  und  Ein-     BGes.  über  die  Ausgabe  und  Ein- 
lösung von  Banknoten.  lösung  von  Banknoten. 


Die  BVers.  der  Schweiz.  Eidg., 

in  Ausführung  des  Art.  39  der  BV , 
nach  Einsicht  einer  Botsch.  des 
BR  vom  16.  Juni  1874 

beschliesst: 

Bedingungen  der  Notenausgabe. 

Art.  1.  Die  Ausgabe  von  Bank- 
noten im  Gebiete  der  Schweiz.  Eidg. 
ist  nur  Bankinstituten  gestattet, 
welche  den  Charakter  von  juristi- 
schen Pei*sonen  haben  und  öffentlich 
Rechenschaft  ablegen. 

Art.  2.  Diese  Banken  bedürfen 
für  die  Notenausgabe  der  Ermäch- 
tigung des  BR  und  haben  sich  da- 
gegen den  in  den  nachfolgenden 
Artikeln  aufgestellten  Vorschriften 
zu  unterziehen. 

Art.  3.  Die  Geschäftsführung 
der  Emissionsbanken  unterliegt  der 
Kontrole  des  Bundes. 

Art.  4.  Jede  Emissionsbank  soll 
ein  eigenes  eingezahltes  Kapital  von 
mindestens  zwei  Millionen  Pranken 
ausweisen. 

Die  Notenemission  darf  das  Drei- 
fache dieses  Kapitals  nicht  über- 
steigen. 


Die  BVers.  der  Schweiz.  Eidg., 


beschliesst: 

Bedingungen  der  Notenausgabe. 

Art.  1.  Die  Ausgabe  von  Bank- 
noten im  Gebiete  der  Schweiz.  Eidg. 
wird  nur  Bankinstituten  gestattet, 
welche  jährlich  öffentlich  Rechnung 
ablegen  und  welche  die  Vorschriften 
des  gegenwärtigen  Ges.  erfüllen. 

Art.  2.  Die  Ermächtigung  zur 
Notenausgabe  wird  vom  BR  erteilt 
und  kann  nur  verweigert  werden, 
wenn  die  Erfüllung  der  Vorschrif- 
ten des  gegenwärtigen  Ges.  nicht 
nachgewiesen  ist. 


Art.  3.  Jede  Emissionsbank  soU 
ein  eigenes,  einbezahltes,  ausschlies- 
lich  für  ihre  Geschäfte  haftbares 
Kapital  von  mindestens  einer  hal- 
ben Million  Franken  ausweisen. 

Die  Notenemission  jeder  einzelnen 
Bank  darf  den  Betrag  des  einbe- 
zahlten Kapitals  und  jedenfalls  die 
Summe  von  zwölf  Millionen  Fran- 
ken nicht  übersteigen. 

Der  BVers.  bleibt  jedoch  vorbe- 
halten, jederzeit  und  je  nach  um- 
ständen die  Gesamtemission  der 
Banknoten  festzustellen  und  daher 
auch  die  Emission  der  einzelnen 
Banken  verhältnismässig  zu  redu- 
ziren. 


Banknotenwesen . 


Entw.  d.  BR  vom  16.  Juni  1874.     Beschl.  d.  BVers.  v.  18.  Sept. 


Der  Gescb&ftskreis  der 

11    sich     aus- 

schliealicb  aaf  das  DiskontogeschUft 

und  die  damit  zusammenbSDgenden 

Geschäftszweige  beschrSukeu. 

Art.  6.     = 


Der  Bond  liefert  den  Banken  die 
Notenfonnulare  gegen  Ersatz  der 
Kosten.  Dieselben  sollen  gleich- 
artig and  gleichförmig  sein. 

Sie    tragen    den    gemeinsamen 
Titel: 
<Note  der  schweizerischen   Bmis- 

Bionsbanken.  > 

» Billet  des  Banqnes  Suissos  d'Emis- 

siou.  > 

(Bnndesgesetz  vom  . . .  1374) 
nnd  anterscheiden  sich  unter  einan- 
der einzig  dnmh  die  dem  Titel  bei- 
gedmckte  Firma  und  die  Unter- 
schriften der  einzelnen  Emissions' 
banken. 

Abs.  3.     == 


Deckung  der  IToten. 


Art.  4.  Den  Gmissionsbanke: 
ungedeckte  Operationen  in  W; 
oder  Wertpapieren  auf  Termii 
wie  Erteilung  jeglicher  Art 
ungedeckten  Krediten  unterss 

Art.  5.     Es  sollen  keine  am 
Banknoten   als   solche   von 
500,   100  und  50  Pranken   a 
geben  werden. 

Die  Ausgabe  von  Banknotei 
20  Franken  kann  durch  BB 
bewilligt  werden. 

Die  Anfertigung  der  Notenfo 
lare  wird  auf  Kosten  der  B( 
durch  die  im  Art.  17  bezeic 
Centralstelle  besorgt.  Sie  t 
gleichartig  nnd  gleicbfSrmig 
und  den  gemeinsamen  Titel  tn 
'  Schweizerische  Emisslonsbanl 
«Banqnea  snisses  d'ömission.  > 
<  Bauche  svizzere  di  emissione. 
(Bundesgesetz  v.  18.  Sept.  18 

Die  Koten  der  einzelnen  Bs 
unterscheiden  sich  einzig  von  e 
der  durch  die  beigedruckte  I 
und  die  Unterschritten  der  Ai 
ten.  Die  Zut«ilung  der  Form 
an  die  einzelnen  Banken  gesc 
unter  der  Kontrole  des  Bund 

Art.  6.  Der  Bund  übern 
keine  Verantwortlichkeit  für 
Wert  nnd  die  Einlbsung  c 
Noten. 

Gemäs  Art.  39  der  BV  ist 
mand  gehalten ,  diese  Notei 
Zahlnngsstatt  anzunehmen,  v 
hfiltlich  des  Art.  13  des  gegen 
tigen  Gesetzes. 

Deckung  der  Nuten. 

Art.  7.  Jede  Emissionsbanl 
stets  einen  Vorrat  an  gesetzt 
Baarschait  im  Betrage  von  w 
stens  vierzig  Prozent  ihrer  Ni 
cirknlation,  getrennt  von  dem 
rigen  Geschäftsverkehr  der  I 
und  ausachlieslich  znr  Eiulö 
der  Noten  verfügbar  haben. 
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Entw.  d.  BR  vom  16.  Juni  1874.     Beschl.d.  BVers.  v.  18.  Sept.  1875. 


Art.  7.  Die  jeweilige  Notencir- 
kulation  einer  Bank  musa,  soweit 
deren  Gegenwert  nicht  baar  in  der 
Kasse  liegt,  stets  durch  den  Be- 
stand des  Wechselportefeuille  der- 
selben gedeckt  sein. 

Die  als  Deckung  dienenden  Wech- 
sel, sowol  auswärtige  als  schweize- 
rische, sollen  keine  längere  Verfall- 
zeit als  vier  Monate  haben  und 
mindestens  zwei  Schweiz,  oder  eine 
Schweiz,  und  zwei  auswärtige  solide 
Unterschriften  tragen.  Die  zweite 
Schweiz.  Unterschrift  kann  durch 
die  Bestellung  eines  Faustpfandes 
ersetzt  werden. 


Art.  8.  Die  Inhaber  von  Bank- 
noten haben  im  Falle  des  Konkur- 
ses der  emittirenden  Bank  ein  Vor- 
zugsrecht, welches  durch  das  eidg. 
Konkursges.  näher  festgestellt  wird. 


Art.  9.  Jede  Emissionsbank  soll 
stets  einen  Vorrat  an  gesetzlicher 
Baarschaft  im  Betrage  von  wenig- 
stens einem  Dritteil  ihrer  Noten- 
cirkulation  zur  Einlösung  der  Noten 
unbedingt  verfügbar  haben. 

Umlauf  und  Einlösung  der  Noten. 

Art.  10.  Abgenutzte  oder  be- 
schädigte Noten  dürfen  von  den 
Einlösungsstellen  nicht  wieder  aus- 
gegeben werden. 

Art.  11.  Sind  Banknoten  abban- 
den gekommen  oder  zerstört  wor- 


Art.  8.  Die  jeweilige  Notencir- 
kulation  einer  Bank  muss,  soweit 
deren  Gegenwert  nicht  baar  in  der 
Kasse  liegt,  stets  durch  den  Bestand 
des  Wechselportefeuille  derselben 
oder  durch  Noten  anderer  Schweiz. 
Emissionsbanken  gedeckt  sein. 

Mindestens  ein  Dritteil  dieses 
Portefeuille  soll  aus  Wechseln  be- 
stehen ,  die  auf  Schweizerplätzen 
zahlbar  sind. 

Die  als  Deckung  dienenden  Wech- 
sel sollen  keine  längere  Verfallzeit 
als  vier  Monate  haben  und  minde- 
stens zwei  solide  ünterschriflen 
tragen.  Die  zweite  Unterschrift 
kann  durch  die  Bestellung  eines 
Faustpfandes  ersetzt  werden.  Der 
Betrag  der  Wechsel  dieser  letzem 
Art  darf  je  ein  Dritteil  des  obli- 
gatorischen Betrages  des  Portefeuille 
nicht  übersteigen. 

Art.  9.  Im  Falle  des  Konkurses 
einer  emittirenden  Bank  haben  die 
Inhaber  ihrer  Banknoten  das  Recht, 
vorweg  aus  dem  durch  Art.  7  vor- 
geschriebenen Baardepot,  den  vor- 
handenen Noten  anderer  schweize- 
rischer Emissionsbanken  und  dem 
Ergebnisse  der  Liquidation  des 
Wechselportefeuille  befriedigt  zn 
werden.  Für  einen  allfälligen  Rest 
konkurriren  sie  mit  den  übrigen 
Gläubigem. 


Umlauf  und  Einlösung  der  Noten. 
Art.  10.     = 


Art.  11.  Beschädigte  Noten  haben 
die  Emissionsstellen  einzulösen,  wenn 


Banknotenweeen. 


Entw.  d.  BB  vom  16,  Juni  1874.     BeschL  d.  BVers. 


den,  30  bann  der  za  Verlust  ge- 
kommene Besitzer  keine  Amorti- 
sation nnd  keinen  Ersatz  fordern ; 
dagegen  sind  die  Emissionsstellen 
Tsrpflicbtet,  ibre  Noten,  die  zwar 
nur  in  Stücken ,  aber  noch  znm 
wesentlichen  Teil  vorhanden,  einzn- 


Art.  12.  Jede  Bank  ist  nur  für 
ihre  eigenen  Noten  verantwortlich. 

Sie,  samt  ihren  Filialen,  ist  ver- 
pflichtet, diese  Noten  auf  erstes 
Verlangen  des  Inhabers  gegen  ge- 
setzliche Baarschaft  einznldsen. 

Der  Trüger  einer  Banknote  hat 
im  Falle  der  Hichteintöanng  das 
Recht  auf  wechselmäsaige  Exekution 
g^en  die  Anstalt,  welche  die  Not« 
angegeben  hat. 

Ars.  13.  Jede  Bank  und  jede 
Filiale  einer  aalchen ,  welche  mit 
Erm&chtigung  des  Bundes  Noten 
aoggiebt,  ist  verpflichtet,  die  Noten 
der  andern  aatorisirten  Emissions- 
banken ohne  Abzug  an  Zahlung 
von  Forderungen  wizn nehmen. 

Art.  14.  Jede  Emissionsbank  ist 
verpflichtet,  die  Noten  der  andern 
Emissionsbanken  gegen  Baarschaft 
einzalQaen. 

Die  Bezahlung  der  Noten  soll  in 
derBegel  bei  Vorweisung  geschehen; 
doch  kann  die  zahlende  Bank  hie- 
far  ausnahmsweise  eine  Frist  von 
höchstens  dreimal  24  Stunden  be- 
aospruchen. 

Art.  15.  In  Fallen  höherer  Ge- 
walt, z.  B.  bei  ernstlich  gestörten 
Eommonikationen ,  kann  der  BB 
die  Emissionsbanken  ihrer  Verpfiich- 
tongea  zur  Annahme  und  Einlösung 


der  Besitzer  den 
präsentirt  oder  den 
dass  der  Best  der 
eher  er  nur  eine 
untergegangen  sei 

Wird  trotz  die 
Bruchteil  der  so 
der  betr.  Emiss 
gleich wol  prSaent 
tere  k^e  weitere 
zu  leisten. 

Für  verlorene  od 
noteu  kann  der  z 
mene  Besitzer  kf 
und  keinen  Ersat: 

Art.  12.     = 

Sie  ist  verpflicl 
an  ihrem  Hanptsi 
Weisung  hin  gegen 
Schaft  einzulösen, 
pflichtung  besteht 
Anstalten  (Filialei 
Agenturen) ;  ansni 
diese  jedoch,  wem 
liehe  Stand  ihrer 
ausreicht,  eine  Fi 
den ,  Sonntage  u: 
gebotenen  Feierta 
net,  für  diese  Ein 
eben. 

Der  Trager  ein 
im  Falle  der  Ni 
Becht  auf  wechselt 
gegen  die  Anstalt, 
ausgegeben  hat,  ni 
bezahlung  amtiicl 

In  Kantonen, 
rechtliche  Exekuti 
hat  an  deren  Stell< 
weitige  kürzeste  1 
teu,  welche  im  Ka 

Art.  13.  JedeE 
jede  Zwei^Dstalt 
die  Verpflichtung 
andern  aotorisirt 
ken  ohne  Abzug  i 
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Dten  einzelner  anderer  Ban- 
rübergehend  entheben.  Die 
;htiuig  zar  Einlösung  der 
.  'Soten   kann   dadorch    nie 


16.  Jede  Bank  ist  gehalten, 
I  erste  Aufforderung  hin  für 
iten,  welche  eine  andere  Bank 
st  hat,  oder  welche  bei  einer 
behufs  Zahlung  deponirt 
len  Ciegenwert  in   Baar  za 


nehmen,  so  lange  diese  ihre  Ein- 
ICsnngsverbindlicbkeiten  erftülen. 

Art.  14.  Jede  Emissionsbank  ist 
verpflichtet,  SO  weit  ihr  eigener  dis- 
ponibler Baarbestand  ausreicht,  die 
ihr  von  dritt«r  Hand  präsentirten 
Noten  der  andern  autorisirten  Emis- 
sionsbanken, so  lange  diese  ihre 
EinlCsungsrerbindlichkeiten  erfüll- 
ten, ohne  Abing  und  gegen  Baar- 
schaft  einzulösen. 

Sollte  der  Baarbestoud  der  an- 
gegangenen Bank  die  sofortige  Ein- 
lösung nicht  gestatten,  so  kann  tod 
ihr  eine  Frist  von  bScbstens  drei- 
mal viernndzwanzig  Stunden  in  An- 
spruch genommen  werden,  um  die 
erforderliche  fioarschaft  von  der 
Bank,  welche  die  voi^ewiesenen 
Noten  ausgegeben  hat,  einzuholen; 
die  vermittelnde  Bank  ist  der  Emis- 
sionsbank  für  rechtzeitige  Anlegung 
der  Anflbrdenmg  zu  dieser  Beschaf- 
fung verantwortlich. 

Nach  fruchtlosem  Ablauf  dieser 
Frist  bat  der  Inhaber  der  Bank- 
noten, nach  erhobenem  Proteste, 
das  Becht  auf  wechselmässige  Eie- 
kntion  gegen  diejenige  Anstalt, 
welche  die  Note  ausgegeben  hat, 
und  es  hat  auf  sein  Verlangen  die 
vermittelnde  Bank  die  Betreibung 
zu  besorgen. 

Art.  15.  In  Fallen  höherer  Ge- 
walt kann  der  Bundesrat  die  Emis- 
sionsbankan  ihrer  Verpflichtung  znr 
Annahme  und  Einlösung  von  Noten 
einzelner  anderer  Banken  vorüber- 
gehend entheben.  Die  Verpflichtung 
zur  EinlGsang  der  eigenen  Koten 
kann  dadurch  nie  beirUbrt  werden. 

Art.  16.  Jede  Bank  ist  gehalten, 
auf  die  erste  Aoflbrderung  bin  für 
ihreNoten,  welche  eine  andere  Bank 
eingelöst  hat,  oder  deren  Einlösong 
nach  Art,  14  durch  diese  vennittelt 
wird,  den  Gegenwert  in  baar  oder 


Entw.  d.  BR  vom  16.  Juni  1874. 


Beschl.  i.  BVers.  v.  18.  Sept.  1875. 
in  Noten   dieser  andern  Bank  zu 


Die  Sendang  von  Noten  und 
Q^nwerten  geschieht  auf  Koaten 
ond  Gefahr  der  Bank,  welche  die 
betr.  Noten  ausgab. 

Zar  Erleiohtening  der  Erfllllnng 
vorstehender  ObliegenheiteD  und  be- 
hufs Vervollkommunng  des  damit 
verbondenen  Verkehrs  der  Banken 
werden  dieselben  an  einem  geeig- 
neten Pnnkte  eine  Centralstelle  er- 
richten, über  deren  Organisation 
nötigenfalls  der  BR  entscheidet. 

Eontrote  des  Bundes. 

Art.  17.  Der  Bundesrat  wacht 
darüber,  dass  die  Bestimmnngen 
des  gegenwartigen  Qes.  von  den 
Emissionsbanken  genau  beobachtet 
werden. 

Er  ernennt  zu  diesem  Behaf  einen 
Bankkonuulssar,  welcher  dem  Fi- 
nanzdep.  unterstellt  ist. 

Der  Bankkommissär  soll  bei  kei- 
ner der  von  ihm  zu  inspizirenden 
Banken  In  irgend  einer  Weise  be- 
teiligt sein. 

Art.  18.  Die  Banken  haben  ihre 
WocbenbilanKon  aaf  einen  bestimm- 
ten Tag  nach  einheitlichem  Schema 
dem  Schweiz.  Finanzdep.  einzusen- 
den, welches  die  Znsammenstellnng 
derselben  sofort  veröffentlich  en  wird . 

Axt.  19.  Der  eidg.  Baukkommis- 
älr  hat  älmtliche  Emissionsbanken 
wenigstens  halbjährlich  einmal  zn 
ins[äziren. 

Fflr  die  einzelnen  Untersuchun- 
gen kSnnen  ihm  vom  BB  Personen 
beigeordnet  werden,  welche  mit  den 
Verhältnissen  des  Verkehrsgebietes 
der  za  inspizirenden  Bank  vertrsat 
sind. 


Vgl.  Art.  17. 


Kontrole  des  Bundes. 

Art.  17.  Zar  Erleichterung  des 
mit  der  Krftillang  vorstehender  Ob- 
liegenheiten verbundenen  Verkehrs 
der  Banken  unter  sich,  sowie  zur 
Ausübung  der  Kontrote  über  die 
Beobachtung  der  Bestimmungen  des 
gegenwärtigen  Ges.  werden  die 
Emissionsbanken  auf  die  Anordnung 
des  BR  an  einem  geeigneten  Orte 
eine  Centralstelle  organisiren ,  in 
welcher  der  BR  sich  vertreten  l&sst, 
und  welche  dieser  Behörde  für  ihre 
Verrichtungen    verantwortlich    ist. 

Dieser  Centralstelle  liegt  nament- 
lich ob; 

a.  die  Anfertigung  der  gemeinsa- 
men Notenformulare  nnd  deren 
Verteilung  an  die  einzelnen  Ban- 
ken (Art.  5); 

b.  die  Kontrole  über  die  Vernich- 
tung der  von  den  Emissions- 
banken einzuliefernden  defekten 
Noten  und  deren  Ersatz  durch 
neue  Formulare ; 

C.  die  Vermittlung  des  gegenseiti- 
gen Austausches  der  Noten  unter 
den  Emissionsbanken ; 

d.  die  Anfertigung  der  im  Art.  18 
hienacb  vorgesehenen  Nachweise 
zuhanden  des  BR. 
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ilntw.  d.  BR  vom  16.  Juni  1874. 
Tgl.  Axt.  23,  Abs.  2. 


Art.  20.  Der  BR  kann  einer 
Bank  die  ibr  erteilte  EnuBchtigang 
zur  Not^nansgabe  entzieben,  wenn 
die  Bank  dem  Ges.  zuwiderhandelt, 
namentlich  ihre  Noten  nicht  recht- 
zeitig einlöst,  oder  wenn  der  Bank* 
kommisBär  den  Verlast  eines  Teils 
ihres  Geachäftakapitals  konstatirt 
hat. 

Geeetzestlbertretnngen  seitens 
einer  Bank,  wenn  sie  nicht  den 
Entzng  der  Ermächtigung  zur  Folge 
haben,  können  vom  BR  mit  einer 
Bnsse  bis  auf  10,000  Fr.  sa  Händen 
der  BKasse  geahndet  werden. 

üeberdies  bleibt  in  beiden  Fällen 
dem  Geschädigten  die  gerichtliche 
Klage  auf  Schadenersatz  vorbehalten. 

Klagen  von  Noteninhabem  gegen 
eine  Emissionsbank  oder  von  einer 
Emissionsbank  gegen  eine  andere, 
in  Angelegenheiten,  über  welche  der 
BRzu  entscheiden  hat,  sindmn&chst 
beim  Finanzdep.  schriftlich  anza- 
bringen. 


Beschl.  d.  BVers.  t.  18.  Sept.  1875. 

Die  Kosten  dieser  Centralatelle 
werden  von  den  Banken  im  Ver- 
hältnis ihrer  Emissionen  getragen. 

Art.  18.  Die  einzelnen  Banken 
haben  der  Centralstelle  nach  ein- 
heitltohem,  von  dieser  anfzostellen- 
dem  Schema  auf  einen  bestimmten 
Tag: 

a.  ihre  Wochenbilanzen, 

b.  ihre  Monatsbilanzen, 

c.  ihre  Jahresrechnungen 
einzoscoden,  welche  von  ihr  zn  prü- 
fen ,  zasammenzustellen  nnd  nebst 
einer  üeb ersieht  ihrer  eigenen  Opera- 
tionen sofort  zu  veröEFentlichen  sind. 

Die  Centralstelle  wird  aber  diese 
Nachweise  dem  BB  periodisch  Be- 
richt erstatten,  nnd  sie  kann,  wo 
sie  dazu  Veranlassung  findet,  den 
Antrag  auf  Inspektion  einzelner 
Banken  damit  verbinden. 

Art.  19.  Wenn  eine  Bank  dem 
Ges  zuwiderhandelt,  insbes.  wenn 
sie  ihre  Noten  nicht  rechtzeiüg  ein- 
löst, oder  wenn  sie  den  Betrag 
ihrer  Baarsch&ft  oder  deqjenigai 
des  Wechselportefeoille  zusammen- 
genommen mit  jenem  der  Noten 
anderer  Schweiz.  Emissionsbanken 
unter  den  durch  Art.  7  and  8  des 
gegenwärtigen  Ges.  vorgeschriebe- 
nen Betrag  hat  sinken  lassen,  so 
kann  der  BR  die  erteilte  Ermächti- 
gung zar  Notenau^abe  zurück- 
ziehen. 

Dieser  Entzug  oder  die  Verfflg- 
ung  einer  Redaktion  der  Notm- 
emission  kann  auch  ausgesprochen 
werden,  wenn  der  Verlust  eines 
erheblichen  Teils  des  Geschäftskapi- 
tals konstatirt  wird. 

Gegen  daherige  Verfügungen  des 
BR  kann  an  die  BVers.  Rekurs 
ergriffen  werden. 

In  allen  Fällen  bleibt  den  Gewshl- 
digten  die  gerichtliche  Kl^e  anf 
Schadenersatz  gegen  die  Fehlbaren 
vorbehalten. 


Banknotenwesen. 


Entw.  d.BB  vom  16.  Juni  1674.     Beseht. d.BVeri 

Art  21.  Der  BR  wird  besondere  Art.  20.  = 
Vorschriften  erlassen  über  die  Zu- 
rückziehaag  der  oml&nfenden  Noten 
einer  Ktnissiotisbank,  welcbein  Kon- 
kurs fallt,  oder')  welcher  die  Er- 
m&chtigong  zur  Notenausgabe  TOn 
Bundes  w^en  entzogen  wird,  oder 
welche  von  sich  aus  auf  die  *}  Er- 
mächtigung verzichtet. 

Art.  22,    Alle    aus   der   Bank-         Art.  21.     = 
notenemission  entstehenden  privat- 
rechtlichen  Streitigkeiten  *)  sind  dem 
Entacheide  des  B&erichtes  zu  unter- 
stellen. 

Art  23.  Die  zur  Notenausgabe 
gesetzlich  erndchtigten  Banken 
haben  eins  jährliche  Gebühr  von 
zwei  vom  Tausend  der  durchschnitt- 
lichen Jahrescirkulation  ihrer  Noten 
an  die  Schweiz.  BEasse  zu  entrichten. 


Aus  dem  Ertrage  der  Oebtthren 
bestreitet  die  BKasse  zunächst  die 
Kosten  der  dem  Bunde  obliegen- 
den Kontrole. 

Ueb  er  gangsbeatimmungen . 

Art.  24.  Längstens  sechs  Monate 
nach  der  Promulgation  *)  dieses  Ges. 
haben  die  schon  bestehenden  Emis- 
sionsbanken  beim  BR  um  die  vor- 
geschriebene Ermächtigung  zur  No- 
tenan^abe  nachzusuchen. 

Mit  dor  Entgegennahme  dersel- 
ben Übernehmen  sie  die  Vei^flich- 
tnng,  ihre  alten  Noten  lELngstens 
inner  Jahresfrist  nach  Empfang  der 
Formulare  flir  die  neuen  Noten 
znrttckznziehen  und  zu  vernichten. 

Ebenso  flbemehmen  sie  die  Ver- 
pflichtung,   wenn   sie   neben    dem 

>)  Fehlt  im  BBeschl.  vom  18.  Sept. 
1875. 

*}  Entw.  de«  BB;  diese. 

»)  Entw.  des  BR:  Civüstreitigkeiten. 

•)  BBeachL  vom  18.  Sept.  1875:  nach 
dem  Inkrafttreten. 


Art.  22.  Die 
gesetzlich  ermScl 
ben  eine  Konz 
jährlich  zwei  vo 
willigten  Bmissic 
ten  an  die  schw 
richten. 

Vgl.  Art.  17, 


üebei^ngsl 
Art.  28.    = 


Sechs  Monate, : 
die  Formulare  tV 


der  von  ihr  nocj 
Emission  sbanken. 
weiter  in  Cirkal 
den,  und  es  hat 
Bank  die  in  C 
liehen  ohne  Vera 
und  einznlSsen. 
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Discontogeschäft  und  den  damit  zu- 
sammenhängenden Geschäftszweigen 
(Art.  5)  noch  andere  Geschäfte  be- 
treiben, z.  B.  Hypothekaranleihen, 
Gewährung  ungedeckter  Kredite, 
Handel  mit  Effekten,  üebemahme 
oder  Vermittlung  von  Anleihen  und 
dergleichen,  einen  bestimmten  Teil 
ihres  Kapitals  für  das  Emissions- 
und Discontogeschäft  auszuscheiden 
und  über  dieses  Geschäft  gesonderte 
Bechnung  zu  führen  and  besondere 
Bilanzen  aufzustellen. 

Für  die  Höhe  der  Notenemission 
(Art.  4,  Abs.  2)  konmat  dann  blos 
das  in  dieser  Weise  ausgeschiedene 
Kapital  in  Betracht. 

Nach  Ablauf  von  zehn  Jahren 
haben  sich  die  Banken  mit  gemisch- 
tem Geschäftsbetrieb  entweder  auf 
das  Emissions-  und  Discontogeschäft 
und  die  damit  zusammenhängenden 
Geschäftszweige  zu  beschränken, 
oder  auf  die  Notenemission  zu  ver- 
zichten. 


Art.  25.  Diejenigen  schon  be- 
stehenden Banken,  welche  Noten 
ausgegeben  haben,  aber  nicht  im 
Falle  sind,  die  BErmächtigung  zur 
Notenemission  zu  erwerben,  sind 
gehalten,  ihre  Noten  aus  der  Cir- 
kulation  zurückzuziehen. 

Das  nähere  hierüber  bestimmt 
der  BR. 


Art.  24.     = 


Das  nähere  hierüber  bestimmt 
der  BR,  welchem  das  Recht  zu- 
steht, einzelnen  Banken  für  die 
successive  Rückziehung  ihrer  Noten 
eine  Frist  bis  auf  fünf  Jahre,  vom 
Inkrafttreten  dieses  Ges.  hinweg, 
zu  gestatten. 


Demselben  bleibt  vorbehalten, 
überhaupt  hinsichtlich  der  Emission, 
Cirkulation  und  Einlösung  der  Noten 
während  der  Zeit  von  der  Promul- 
gation dieses  Ges.  bis  zur  Aus- 
gabe der  neuen  Noten  das  erfor- 
derliche anzuordnen. 


Banknotenwesen. 
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Art.  26.  Der  BR  ist  mit  der 
Bekanntmachung  und  Vollziehung 
dieses  Ges.  beauftragt. 

Durch  dasselbe  werden  die  kant. 
Bestimmungen  über  die  Banknoten- 
emission aufgehoben. 


Art.  25.  Der  BR  ist  mit  der 
Vollziehung  dieses  Ges.  beauftragt. 

Durch  dasselbe  werden  die  kant. 
Bestinmiungen  über  die  Banknoten- 
emission aufgehoben.  Vorbehalten 
bleiben  die  Bestimmungen  über  die 
besondern  Verhältnisse  der  Kanto- 
nalbanken, soweit  sie  nicht  mit  dem 
gegenwärtigen  Ges.  im  Wider- 
spruche stehen. 

Art.  26.  (Referendums vorbehält.) 


Entw.  des  BR  vom  9.  Juni  1880. 


BGes.  vom  8.  März  1881. 


BGes.  über  die  Ausgabe  und  Ein-      BGes.  über   die  Ausgabe  und   die 
lösung  von  Banknoten.  Einlösung  von  Banknoten. 


Die  BVers.  der  Schweiz.  Eidg., 

in  Ausführung  des  Art.  39  der  BV; 

nach  Einsicht  einer  Botsch.  des  BR 

vom  9.  Juni  1880 

beschliesst: 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  1.  Die  Ausgabe  von  ver- 
zinslichen, auf  Sicht  und  auf  den 
Inhaber  lautenden,  zum  Umlauf 
bestimmten  Zahlungsversprechen 
(Banknoten,  Eassascheine  u.  s.  w.) 
ist  im  Gebiet  der  Schweiz.  Eidg.  nur 
auf  Grund  nachfolgender  Bestim- 
mungen gestattet. 

Die  Bestimmungen,  welche  dieses 
Oesetz  über  « Banknoten  >  und 
«  !Noten  >  trifft,  gelten  auch  für  die 
andern  gleichbedeutenden  Geldzei- 
chen. 

Art.  2.  Die  Ermächtigung  zur 
Ausgabe  von  den  im  Art.  1  bezeich- 
neten ümlaufsmitteln  *)  wird  vom 
BR  erteilt  und  darf,  wenn  die  Er- 
ftlUung  der  gesetzlichen  Erforder- 
nisse nachgewiesen  ist,  nicht  ver- 
weigert werden. 


Die  BVers.  der  Schweiz.  Eidg., 


beschliesst: 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  1.  Die  Ausgabe  von  Bank- 
noten ist  im  Gebiete  der  Schweiz. 
Eidg.  auf  Grund  nachfolgender  Be- 
stimmungen zulässig. 


Art.  2.     = 


^)  BGes. :  von  Banknoten. 
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Entw.  des  BR  vom  9.  Juni  1880. 

Vorbehalten  bleibt  die  Revision 
der  BV,  oder  gegenwärtigen  Ges., 
sowie  das  Recht  der  BVers. ,  die 
Gesamtemission  des  Landes  festzu- 
stellen und  hiernach  die  geschehe- 
nen Emissionen  zu  reduziren. 

Handelt  es  sich  um  das  Emis- 
sionsrecht zu  Gunsten  einer  Anstalt 
des  Bundes,  so  wird  die  Ermäch- 
tigung durch  die  BVers,  erteilt. 

Art.  3.  Jede  Bank  ist  nur  für 
ihre  eigenen  Noten  verantwortlich. 

Der  Bund  leistet  für  andere  als 
von  ihm  ausgegebene  Noten  keine 
Gewähr. 

Vorbehaltlich  der  Bestimmung 
vom  Art.  17  dieses  Ges.  ist  gemäs 
Art.  39  der  BV  niemand  gehalten, 
Banknoten  an  Zahlungsstatt  anzu- 
nehmen. 


BGes.  vom  8.  März  1881. 


Art.  4.  Alle  aus  der  Notenemis- 
sion entstehenden  privatrechtlichen 
Streitigkeiten  sind ')  dem  Entscheide 
des  BGerichts  zu  unterstellen. 

Betrag  und  Formularien  der  Noten. 

Art.  5.  Verbehältlich  besonde- 
rer, durch  ausserordentliche  Ver- 
hältnisse veranlasster  Schlussnah - 
men  der  BVers.  dürfen  keine  andern 
Noten  als  solche  von  Fr.  50,  100, 
500,  1000,  und  zwar  erstere  höchs- 
tens zum  fünften  Teil  des  Emissions- 
betrages einer  Bank,  ausgegeben 
werden. 


Art.  8.  Der  Bund  leistet  für 
die  Noten  der  Emissionsbanken 
keine  Gewähr. 

Jede  Bank  ist  nur  für  ihre  eige- 
nen Noten  verantwortlich. 

Art.  4.  Abgesehen  von  der  be- 
züglichen Verpflichtung  der  Emis- 
sionsanstalten selbst  (Art.  7,  litt,  e, 
und  20)  ist  niemand  gehalten, 
Banknoten  an  Zahlungsstatt  anzu- 
nehmen. 

Art.  5.  Die  Ermächtigung  zur 
Notenausgabe  begründet  keinen  Ent- 
schädigungsanspruch der  Emissions- 
anstalten für  den  Fall,  dass  das 
Emissionsrecht  durch  spätere  ver- 
fassungsmässige und  gesetzliche  Be- 
stimmungen ganz  oder  teilweise  wie- 
der aufgehoben  oder  durch  BBeschl. 
(Art.  9)  eingeschränkt  werden  sollte. 

Art.  6.    =s 


9  BGes. :  Aus  der  NotenemiBsion 
entstehende  privatrechtliche  Streitig- 
keiten unterliegen. 


Banknotenweten. 


Entw.  des  BR  vom  9.  Juni  1880. 

Die  Beschaffong  der  Notenfor- 
malare  and  deren  Zateilnng  an 
die  Banken  geschieht  auf  Kosten 
der  letztem  dnrch  den  Band. 

Art.  6.  Das  einheitliche  Formn- 
lar  der  Noten  wird  vom  BB  fest^ 
gestellt.  Sie  tr^en  die  Ueberschrift 
*  Bondesgeeetz  vom  > , 

sowie  die  Wertbezeich  nang  in  den 
drei  LandesspracheD  und  erbalten 
den  Qbrigen  Text  in  derjenigen  Lan- 
dessprache, welche  von  der  betr. 
Bank  gewählt  wird. 

Die  Noten  der  einzelnen  Banken 
nnterscfaeiden  sich  durch  Firma  nnd 
Unterschriften,  die  einzelnen  Noten- 
g&ttnngen  (Abschnitte)  durch  Ver- 
Gcbiedenbeit  in  Tjpns,  Format  und 
Grundfarben. 

Bedingungen  der  Ausgabe. 

Art.  7.  Nur  solche  Banken,  — 
nnter  welcher  Bezeichnnng  dieses 
<üea.  die  verschiedenartigen  Finanz- 
institnte  zosanunenfasst,  —  kSnnen 
zur  Notenanggabe  ermächtigt  wer- 
den, welche: 

a.  ihre  Hanptanstalt  anf  Schweiz. 
Gebiet  haben; 


I.  entweder  als  Staatsanstalten 
des  Bundes  oder  der  Kantone, 
oder  als  Aktiengesellschaften 
rechtsgütig  konstituirt  sind; 

.  Öffentliche  Becbnnng  ablegen; 

i.  ein  eigenes  einbezahltee,  effek- 
tives, nur  fOr  ihren  Geschäfts- 
betrieb haftbares  Grundkapital 
renigstens   Fr.  600,000 


Bedingnngen  de 

Art.  7.  Nur  sc 
ten  können  zur 
mächtigt  werden 


a.  ihren  Haupl 
Gebiet  haben 


lieh  genehm 
.  entweder  a 
Kantone,  odi 
Schäften  rei 
tuirt  sind; 
.  öffentUoh  Rt 


pital  von  mi 
derttaosend 
.  sich  verpflii 
der  andern  s 
banken  nai 
Art.  20  an 


Art.  8.     Die  HShe  der  Emission,         Art.  8.    Die  N 
welche     eine    Bank    beanspruchen      Bank  darf  nicht 
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kann,   richtet  sich  nach   der  Höhe 
ihres  Grundkapitals  (Art.  7,  litt.  d). 

Jedoch  kann  die  Emission  einer 
Bank  bis  zum  doppelten  Betrage 
ihres  Grundkapitals  erhöht  werden, 
sofern  sie  hiefiir  nach  Massgabe 
vom  Art.  15  Sicherheit  leistet. 


Deckung  und  Garantie. 

Art.  9.  Die  jeweilige  Notencir- 
kulation  einer  Bank  muss  wenig- 
stens zur  Hälfte  stets  durch  einen 
Vorrat  an  Baarschatt  gedeckt  sein, 
der  von  den  übrigen  Eassabestän- 
den  der  Bank  getrennt  gehalten  und 
gebucht  wird.  Diese  Baarreserve 
darf  nicht  für  den  sonstigen  Ge- 
schäftsverkehr der  Bank,  sondern 
nur  zur  Einlösung  ihrer  Noten  in 
Anspruch  genommen  werden. 


Art.  10.  Als  Bestandteile  dieser 
Baarreserve  ')  sind  zulässig : 

a.  Gold-  und  Silbermünzen  gesetz- 
licher Währung,  mit  Ausschluss 
der  Silberscheidemünzen ; 

b.  Goldmünzen  fremder  Währung, 
die  zum  Umlauf  in  der  Schweiz 
tarifirt  sind,  so  lange  diese 
Tarifirung  zu   Recht   besteht. 

Art.  11.  Die  nicht  durch  Baar- 
Schaft  gedeckte  Notencirkulation 
soll  durch  Noten  anderer  Schweiz. 
Emissionsbanken  oder  durch  den 
Bestand  des  Wechselportefeuille 
Deckung  finden.  Die  "Wechsel  müs- 
sen längstens  in  vier  Monaten  fällig, 
mit  wenigstens  zwei  soliden  Unter- 
schriften, deren  eine  inländisch, 
versehen  oder  an  Stelle  der  einen 
Unterschrift  durch  ein  zureichendes 
Faustpfand   gesichert  sein. 


BGes.  vom  8.  März  1881. 

pelte  ihres  eingezahlten  und  wirk- 
lich vorhandenen  Kapitals  (Art.  7, 
litt,  d)  betragen. 

Art.  9.  Der  BVers.  bleibt  das 
Becht  vorbehalten,  jederzeit  und 
je  nach  Umständen  die  Höhe  der 
Gesamtemission  des  Landes  festza- 
stellen  und  im  Verhältnis  zu  der- 
selben die  Emissionsbeträge  der  ein- 
zelnen Banken  zu  bestimmen. 

Deckung  und  Garantie. 

Art.  10.  Vierzig  Prozent  der 
jeweiligen  Notencirkulation  einer 
Bank  müssen  stets  durch  einen  Vor- 
rat an  Baarschaft  gedeckt  sein, 
der  von  den  übrigen  Eassabestän- 
den  der  Bank  getrennt  gehalten 
und  gebucht  wird.  Diese  Baar- 
deckuug  darf  nicht  für  den  sonsti- 
gen Geschäftsverkehr  der  Bank, 
sondern  nur  zur  Einlösung  ihrer 
Noten  in  Anspruch  genommen  wer- 
den und  haftet  den  Noteninhabern 
als  Spezialpfand. 

Art.  11.     = 
a.  == 


b.  = 


Art.  12.      Sechzig    Prozent    der 
Notenemission  sollen  gedeckt  sein : 

a  entweder  durch  Hinterlage  von 
Wertschriften  oder  die  Garan- 
tie desjenigen  Kantons ,  auf 
dessen  Gebiet  die  Anstalt  ihren 
Hauptsitz  hat; 

b.  oder  durch  den  Bestand  des 
Wechselportefeuille,  sofern  die 
betr.  Anstalt  sich  dem  in  Art.  16 
erwähnten  beschränkten  Ge- 
schäftsbetriebe unterzieht. 


i)  BGes. :  Baardeckung. 


Banknoten  wesen . 
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Den  Wechseln  gleich  za  achten 
sind  Chöques  und  binnen  acht  Tagen 
zahlbare  Depotscheine  inländischer 
solider  Banken,  und  binnen  vier 
Monaten  fällige  Schweiz.  Staats- 
kassascheine, Staatsobligationen  und 
Coupons  von  solchen. 

Art.  12.  Ausser  den  zur  Deck- 
ung der  Notencirkulation  nach  Art.  9 
bis  11  erforderlichen  Beständen  an 
Baar  und  Wertpapieren  haben  die 
Emissionsbanken  für  die  bankmäs- 
sige  Deckung  ihrer  sonstigen  täg- 
lich fälligen  Verbindlichkeiten  da- 
durch zu  sorgen,  dass  sie  letztern 
gegenüber  mindestens  eine  gleiche 
Summe  an  Baar,  Noten,  Wechseln 
und  täglich  eiligen  Guthaben  zur 
Verfügung  halten. 


Art.   18.     Den  Emissionsbanken 
sind  untersagt : 


IV 


BGes.  vom  8.  März  1881. 

Art.  13.  Die  Hinterlegung  ge- 
schieht bei  einem  unter  der  Garan- 
tie des  Kantons,  in  welchem  die 
Bank  ihren  Sitz  hat,  stehenden  De- 
positenamte. 

Die  Wertschriften  müssen  in  kurs- 
habenden eidgenössischen,  kantona- 
len oder  auswärtigen  Staatspapie- 
ren bestehen. 

Ueber  die  Zulassung  dieser  Wert- 
schriften, sowie  über  die  Höhe  des 
Kurses,  zu  welchem  dieselben  an- 
zunehmen sind,  entscheidet  der  BR. 

Der  BR  ist  zu  jeder  Zeit  befugt, 
Ergänzung  der  Wertschriften- Hin- 
terlage zu  verlangen. 

Art.  14.  Die  Garantieerklärung 
eines  Kajitons  ist  dem  BR  einzu- 
reichen. 

Derselbe  wird  das  Formular 
der  betr.  Verpflichtungsscheine  auf 
Grundlage  der  Bestimmungen  dieses 
Ges.  feststellen. 

Art-  15.  Die  Deckung  durch  das 
Wechselportefeuille ,  welches  den 
Noteninhabern  gleichfalls  als  Spe- 
zialpfand  dient,  erfordert  Wechsel, 
welche  längstens  in  vier  Monaten 
fUllig,  mit  wenigstens  zwei  soliden 
Unterschriften,  darunter  einer  in- 
ländischen, versehen  oder  an  stelle 
der  einen  Unterschrift  durch  ein 
zureichendes  Faustpfand  gesichert 
sind. 

Als  Bestandteile  dieses  Porte- 
feuille sind  gleich  den  Wechseln 
zulässig;  Noten  anderer  Schweiz. 
Emissionsbanken,  Checks  und  bin- 
nen acht  Tagen  zahlbare  Depot- 
scheine inländischer  solider  Banken, 
und  binnen  vier  Monaten  fällige 
Schweiz.  Staatskassenscheine,  Staats- 
obligationen und  Coupons  von  sol- 
chen. 

Art.  16.  Den  Emissionsbanken, 
welche  weder  Sicherheit  durch  Hin- 
terlage von  Wertschriften  leisten, 
noch  die  Garantie  eines  Kantons 
beibringen,  sind  untersagt: 
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Gewährung  von  angedecktem 
Kredit; 

Eaaf  und  Verkauf  von  Waaren 
oder  Wertpapieren  fUr  eigene 
oder  fremde  Rechnung  auf  Ter- 
min oder  Gatsprache  fUr  die 
Erfüllung  solcher  Geschäfte; 
dauernder  Erwerb  von  Grund- 
eigentum, 6s.S  nicht  zam  eige- 
neD  Geschäftsbetrieb  dient ; 
industrielle,  gewerbliche  und 
Handels-Untemehmangen  and 
Gründungen ,  ausgenommen 
Handel  mit  edela  Metallen; 
Varsichemngsgesctailfte ; 
Aktien-  and  Anleihenaemisaio- 
nen  mit  Uebernahmspflicht,  aas* 
genommen  für  Schweiz.  Staats- 
und Oemeindeanleihen ; 
Beteiligung  bei  Firmen,  welche 
solche  antersagte  Geschäfte  be- 
treiben. 

rt.  14.  Die  Emissionsbanken 
verpflichtet,  ihren  Diskontosatz 
lilen  Öffentlich  bekannt  zu 
ien. 

ieselben,  sowie  ihre  Zweigan- 
en,  haben,  mit  Ausnahme  der 
itage  und  der  vom  Staat  aner- 
tten  Feiertage,  zu  den  üblichen 
häftsstunden  des  Ortes  ihre 
itmi  und  Kassen  dem  Verkehr 


BGes.  vom  8.  März  1881. 


c.  Erwerb    von   Grundeigentum, 

sofern  letzteres  nicht  zum  eige- 
nen Geschäftsbetrieb  dient; 

d.  = 


rt.  15.  ßanken,  welche  nach 
8  eine  hChere  Notenemission 
[Sprachen,  als  ihnen  nach  Mass- 
i  ihres  Grandkapitals  zosteht, 
in  für  die  Einlbsung  ihrer  Not<n 
I  eine  besondere  Kaution  zu 
en,  und  zwar  im  Betrage  der 
le    der    beanspruchten    Mehr- 


rt.  16.  Die  Kaution  wird  zu- 
len  des  BR  durch  Hinterlage 
leiz.  Staatsobligationen  geleistet, 
ihe  an  den  Schweiz.  Börsen  öffent- 
in   Kurs  haben.     Der  BR  he- 


Banknotenwesen. 
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stimmt  die  Höhe  des  Kurses,  zn 
welchem  diese  Obligationen  in  die 
Katttion  aufzunehmen  sind. 


Vgl.  Art.  5.  6. 


Betrag  und  Fori 

Art.  17.  Es  dt 
Noten  als  solche 
und  1000  Franke: 
den.  Die  Noten 
dürfen  höchstens 
des  Emissionsbet 
ausmachen. 

Art.  18.  Die 
Notenformula  re 
lang  an  die  Ban 
Kosten  der  1etzt«r 

Das  vom  HR  i 
heitliohe  Formuh 
die  Wertbezeichn 
Landespraciien  i 
Text  in  derjeni^ 
zn  enthalten,  we 
Bank  gewählt  w 

Die  Noten  der 
unterscheiden  siel 
Unterschriften,  di 
gattui^en  (Absei 
schiedenheit  in  T 
Grundfarben. 


Umlauf  und  Einlösung. 
Vgl.  Art.  14,  Abs.  2. 


Umlauf  uu' 

Art.  19.     Die 

sowie  ihre  Zweig: 
lösungssteilen  hal 


Art.  17.  Jede  Emissionsbank  mit 
ihren  Zweiganstalten  ist  verpflichtet, 
jederzeit  ihre  eigenen  und  die  Noten 
anderer  Schweiz.  EmisBionsbanken, 
so  lange  letztere  zafalungsf^lliig  sind, 
vollwertig  I  "  ' " 
nehmen. 


anerkannten  Feit 
lieben  Gesch&ftsi 
ihre  Büreaux  an« 
kehr  zu  öfTaen. 

Art.  20.  Alle 
sowie  ihre  Zweigi 
pflichtet,  jederzei 
die  Noten  ander 
sionsbanken,  so 
ei^^enen  Noten  [ 
vollwertig  an  Zal 


■'A".>i»^. 


5  4 


MK?" 
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5^ 


Art.  18.  Jede  Emissionsbank  ist 
verpflichtet,  ihre  eigenen  Noten  an 
ihrer  Hauptkassa  auf  erste  Vorwei- 
sung hin,  bei  ihren  Zweiganstalten 
oder  Einlösungsstellen  längstens  bin- 
nen zwei  Tagen  nach  Vorweisung, 
gegen  gesetzliche  Baarschaft,  zum 
vollen  Nennwert  einzulösen  und  die 
Einlösung  der  Noten  anderer  Schweiz. 
Emissionsbanken  binnen  drei  Tagen 
nach  Vorweisung  unentgeltlich  zu 
vermitteln. 

Sonntage  und  vom  Staat  aner- 
kannte Feiei-tage  fallen  bei  diesen 
Fristen  ausser  Berechnung. 

Art.  19.  Jede  Emissionsbank  ist 
gehalten,  auf  erste  Aufforderung 
hin  und  auf  eigene  Kosten  und 
Gefahr  fttr  ihre  Noten,  welche  eine 
andere  Bank  an  Zahlung  angenom- 
men, eingelöst  oder  zur  Einlösung 
übernommen ,  den  Gegenwert  in 
Baar  oder  in  Noten  dieser  andern 
Bank  einzuliefern. 

Vgl.  Art.  21. 


Art.  20.  Abgenutzte  oder  be- 
schädigte Noten  dürfen  von  der 
emittirenden  Bank,  ihren  Zweigan- 
stalten oder  Einlösungsstellen  nicht 
wieder  ausgegeben  werden. 

Beschädigte  Noten  hat  die  emit- 
tirende  Bank  zum  vollen  Nennwert 
einzulösen,  sofern  der  Inhaber  einen 
Teil  der  Note  vorweist,  der  grösser 
ist  als  die  Hälfte,  oder,  falls  er 
einen  weniger  grossen  Teil  vorweist, 
den  Nachweis  leistet,  dass  der  an- 
dere Teil  der  Note  zerstört  sei. 


Art.  21.    = 


Abs.  2.    = 


Art.  22.  Jede  Emissionsbank  ist 
gehalten,  auf  erste  Aufforderung 
hin  und  auf  eigene  Kosten  und 
Gefahr  für  ihre  Noten,  welche  eine 
andere  Bank  an  Zahlung  angenom- 
men, eingelöst  oder  zur  Einlösung 
übernommen  hat,  dieser  Bank  den 
Gegenwert  in  Baar  oder  in  Noten 
derselben  einzuliefern. 

Art.  23.  Vereinbarungen  zwi- 
schen Banken  in  Betreff  der  ge- 
meinsamen Ausgabe  oder  der  gegen- 
seitigen Einlösung  von  Noten  und 
der  hieraus  sich  ergebenden  Ver- 
hältnisse unterliegen  der  Genehmi- 
gung des  BB. 

Der  Beitritt  zu  solchen  Verein- 
barungen muss  jeder  Emissionsbank 
unter  gleichen  Bedingungen  gestattet 
werden. 

Art.  24.    == 


Abs.  2.    = 


Banknoten  weaen . 
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Eine  Ersatzleistang  für  verlorene 
oder  ganz  zerstörte  Noten  findet 
nicht  statt. 

Art  21.  Vereinbarongen  zwi- 
schen Banken  in  Betreff  der  ge- 
meinsamen Ausgabe  oder  der  gegen* 
seitigen  EinlQstuig  von  Noten  nnd 
der  hieraus  sich  ergebenden  Ver- 
haltnisse unterliegen  der  Genehmi- 
gimg des  BR. 

Art.  22.  Anf  Grund  und  für 
die  Daner  aosBerordentUcber  um- 
stünde kann  der  HB  die  Emissions- 
banken ihrer  Verpflichtung  enthe- 
ben, die  Not«n  anderer  Banken  an 
Zahlung  anzunehmen. 


BGes.  vom  8 
Abs,  3.    = 


V^l,  Art. 


Art.  25.  Der  Bl 
nnd  fUr  die  Dane 
die  Emissionsbank! 

tung  entheben,  d 
Banken  an  Zahlui 
IGsung  anzimehme 
einer  solchen  Verf 
bei  ihrem  nScbstei 
behnl's  allf^lliger ' 
men  Kenntnis  zu 


Kontrole  des  Bundes. 

Art.  23,  Die  Deberwachang  des 
Banknotenwesens  nach  Massgabe 
dieses  Ges.  und  des  Geschäftsbe- 
triebes der  Emissionsbanken ,  so- 
weit solcher  auf  das  Banknoten- 
wesen Bezug  hat,  liegt  dem  Bunde 
ob. 

Der  BR  bestellt  zu  diesem  Zweck 
eine  aus  einem  Chef  und  dem  er- 
forderlichen Hili^personal  bestehende 
EontrolbebÖrde,  welche  dem  Finanz- 
dep,  unterstellt  ist. 

Art.  24.  Die  Emissionsbanken 
baben  dem  Kontrolamt  nach  ein- 
heitlichem, vom  BB  fp.8t2ustellendem 
Schema  einzusenden : 

a.  jeden  Montag:  die  Sitnation 
der  vorhergehenden  Woche, 

b.  bis  zum  15.  jeden  Monats  die 
Bilanz  des  vorhergehenden 
Monats, 

c.  bis  je  zum  1.  April  die  Rech- 
nung des  vorbeigehenden  Jah- 
res, 


Vgl.  Art.  42- 


"iT« 
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welche  geprüft  nnd  zusammenge- 
stellt, dem  BR  mitgeteilt  und  ver- 
Öflfentlicht  werden. 

Alt.  25.  Der  BR  ordnet  wenig- 
stens jährlich  einmal,  oder  so  oft 
und  wo  er  es  für  angemessen  er- 
achtet, Inspektionen  der  Emissions- 
banken an,  um  die  Geschäfts-,  Kassa- 
und  Buchführung,  soweit  sie  auf 
das  Banknotenwesen  Bezug  haben, 
prüfen  und  die  eingereichten  Aus- 
weise mit  den  Büchern,  Kontrolen 
und  Effektivbeständen  der  Bank  ver- 
gleichen zu  lassen. 

Die  Banken  haben  zu  diesem 
Zwecke  den  Delegirten  des  Bundes 
die  verlangte  Einsicht  in  die  Bücher, 
Kontrolen  und  Effektivbestände  zu 
gestatten  und  die  auf  das  Bank- 
notenwesen bezüglichen  Aufschlüsse 
zu  erteilen. 

Der  BR  wird  über  die  Befugnisse, 
Obliegenheiten  und  den  Geschäfts- 
gang des  Kontrolamtes  ein  beson- 
deres Regulativ  erlassen. 


Verfahren  Mangels  Einlösung. 

Art.  26.  Falls  eine  Emissions- 
bank oder  eine  ihrer  Zweiganstal- 
ten oder  eine  von  ihr  bezeichnete 
Einlösungsstelle  zur  Einlösung  prä- 
sentirte  Banknoten,  welche  einzu- 
lösen jene  pflichtig  sind,  nicht  nach 
Massgabe  vom  Art.  18  rechtzeitig 
einlöst,  so  kann  der  Inhaber  dieser 
Noten  die  Nichteinlösung  durch 
Protesterhebung  amtlich  konstatiren 
lassen. 

Art.  27.  Da  wo  eine  Emissions- 
bank oder  eine  ihrer  Zweiganstal- 
ten die  Einlösung  von  Noten  einer 
andern  Bank  nach  Art.  18^)  zu  ver- 
mitteln verpflichtet  ist,  hat  erstere 
auch  für  die  sofortige  Erhebung 
des  Protestes  im  Fall  der  Nichtein- 
lösung zu  sorgen. 

)  BG :  Art.  21. 


Verfahren  Mangels  Einlösang. 

Art.  26.  Falls  eine  Emissions- 
bank der  Pflicht  zur  Einlösung  ihrer 
Noten  nach  Massgabe  von  Art.  21 
nicht  rechtzeitig  nachkommt,  kann 
der  Inhaber  solcher  Noten  die  Nicht- 
einlösung durch  Protesterhebung 
amtlich  konstatiren  lassen. 


Art.  27.   = 


Baiikiiot«iiwescn. 
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Art.  28.  Der  den  Protest  voll- 
ziehende  Notar  oder  Beamte  stellt 
die  Protestorkaude  in  dreifacher 
Ansfertigniig  ans,  von  welcher  eine 
dem  Noteninhaber,  eine  der  betr. 
Bank  and  eine  dem  BR  sofort  mit- 
zuteilen ist. 


Art.  28. 
ziehende  N 
unter  Beifl 
die  Protest 
eher  er  je 
Noteninhab 
BR  and  e^ 
tone ,  well 
sofort  zn  i 

Der  BR  . 
öffentliohni 


Art.  29.  Auf  Gmnd  einer  pro- 
testirten  Banknote  ist  der  Inhaber 
berechtigt,  beim  BGto.  die  Zwangs- 
liqnidation  (Konkurs)  der  betr. 
Emissionsbank  za  verlangen. 

Das  BQericht  wird,  wenn  nicht 
in  Folge  ausserordentlicher  Um- 
stände ein  längerer  Termin  als  ge- 
rechtfertigt erscheint,  der  Bank  eine 
Frist  von  fünf  Tagen  bestimmen, 
innert  welcher  sie  die  protestirte 
Sote  unter  Tergtltung  der  Protest- 
kosten  und  eines  Verzngszinses  von 
6*/,  einzulösen  oder  allfällige  Ein- 
wendungen anzubringen  hat.  Der 
Bank  Ist  bis  auf  weiteres  die  fernere 
Ausgabe  ihrer  eigenen  Noten  zu 
untersten. 

Von  der  Einlösnngspflicht  befreit 
nur  der  Nachweis ,  dass  eine  pro- 
testirte Note  unächt  sei. 

Art.  30.  Wird  infolge  dieses  Ver- 
fahrens   vom  B6er.   auf  Zwangs- 
liquidation   gegen    eine  Emissions- 
büik  erkannt,  oder  tlher  eine  solche 
durch  die  zuständigen  kant.  Behör- 
den für  sonstige  Verbindlichkeiten 
der  Eonkurs  verhtingt,  so  geschieht 
die  Vollziehung  des  letzteren  nach 
bestehendem  Konknrsrecht ,  jedoch 
mit  folgenden  If  odi£kationeu : 
a.  Die  Noteninhaber   haben   das 
Recht,  vorweg  aus  dem  durch 
Art.  9  vorgeechriehenen  Baar- 
depot,  den  vorhandenen  Noten 
anderer  Schweiz.  T   '    ' 


Art.  29. 


Vgl.  Ar 

Art.  30 


Die  Not 
Oesamtheii 
zu  ernenn 
treten  we 
vorweg  ai 
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RTom  9.  Juni  )880. 

l  dem  Ergebnis  der 
ion  des  Wechselporte- 
ich  Art.  11,  sowie  der 
n  Spezialk  antion  nach 
befriedigt  za  werden. 


inen  nngedeckten  Best 
iren  sie  mit  den  Chiro- 
[läubigern. 

atrolamt  des  Bundes 
der  Liquidation  der 
nannten  Bestände  und 
i'erteil'ang  der  Ergeb- 
die  NotenglBnbiger 
ten. 

;en  EmisBionsbankea, 
Staatsanstalten  sind, 
e  Zwangsliquidation 
]  einen  vom  BGer,  zu 
9Ddeu    Liquidator    zu 

if  bezügliche  Anstände 
In  roh   das  BGer.   er- 


BGes.  vom  8.  März  1881. 

S2haft  und  der  Liquidation  de»- 
WechselportefeuUle ,  event.  der 
Wert^briftenhinterlage,  befriedigt 
zn  werden. 

Insorem  ein  Eanton  nacb  Art.  14 
die  Garantie  fUr  die  Notenemission 
einer  Bank  tlbemommen,  so  hat  er 
den  durch  die  vorhandene  Baor- 
Schaft  nicht  gedeckten  Betrag  der 
ausstehenden  Noten  bis  auf  60  Pro- 
zent der  Emission  in  die  Konkurs- 
masse zur  Befriedigung  der  Noten- 
glfiabiger  einzuwerfen. 

Für  einen  sich  etwa  noch  erge- 
benden Rest  ihrer  Forderungen  sind 
die  Noteninhaber  unmittelbar  nach 
den  Pfandrechten  zu  koUoziren. 


Die  gegen  Emissionsbanken,  wel- 
che Staatsanstalten  sind,  verhängte 
Zwangsliquidation  ist  durch  einen 
vom  BGer.  zn  bezeichnenden  Liqui- 
dator zu  vollziehen. 

VgL  Art.  33. 


Art.  31.  Der  bei  Schlosa  des 
Konkurses  nicht  erhobene  Gegen- 
wert ausstehender  Noten  ist  an  die 
BKasse  abzuliefern,  welche  damit 
nach  Voischrift  von  Art.  36  »er- 
fthrt. 

Art.  32.  FHllt  eine  Emissions- 
bank aas  andern  Ursachen  als  we- 
gen der  Nichteinlösung  ihrer  Noten 
in  Konkurs,  so  hat  die  kant.  Kon- 
kursbehörde sowol  dem  BS  als  dem 
BGer.  unverzüglich  hievon  Anzeige 
zu  machen. 

Art.  38.  Anstünde  zwischen  dem 
Kommissär  und  der  Bank  oder  der 


Banknotenwesen. 
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Vgl.  Art    29,  Abs.  3. 


BGes.  vom  8.  März  1881. 

KReg.  oder  der  kant,  Konkursbe- 
hörde, bezw,  dem  Liquidator,  ent- 
scheidet das  BGericht. 

Art.  84.  Bestreitet  eine  Emis- 
sionsbank die  Pflicht  zur  Einlösung 
einer  eigenen  Note  mit  der  Behaup- 
tung, dass  die  ihr  vorgewiesene 
Note  gefälscht  sei ,  so  hat  sie  den 
,  Betrag  der  Note  beim  BÖer.  zu 
deponiren.  Der  Inhaber  der  Note 
ist  alsdann  gehalten,  die  Nichtein- 
lösung derselben  durch  Protest  kon- 
statiren  zu  lassen  und  seine  Klage 
auf  Herausgabe  des  deponirten  Be- 
trages unter  Einlegung  der  nicht- 
eingelösten  Note  und  des  Protestes 
binnen  acht  Tagen  beim  BGer.  an- 
hängig zu  machen,  widrigenfalls 
das  Depositum  der  Bank  wieder 
ausgefolgt  würde. 

Das  BGer.  hat  eine  derartige 
Klage  mit  Dringlichkeit  und  in 
summarischem  Verfahren  zu  behan- 
deln. 

Wird  durch  das  Urteil  die  Bank- 
note als  gefälscht  erkläH,  so  ist 
das  Depositum  der  ßank  zurück- 
zugeben und  die  gefälschte  Note 
dem  BR  einzusenden.  Erweist  sich 
dagegen  durch  das  Urteil  die  Bank- 
note als  echt,  so  ist  das  Depositum 
dem  Kläger  auszuhllndigen  und  die 
Note  der  Bank  auszuliefern. 


Rückruf  der  Noten. 

Art.  81.  Ausser  dem  Fall  des 
Konkurses  sind  Präklusivfristen  zur 
Einlösung  oder  Geltendmachung  von 
Banknoten  nicht  zulässig. 

Die  Einrnfung  von  Banknoten 
kann  mit  Ausnahme  von  Konkurs- 
feilen,  wo  solches  durch  die  Kon- 
korsbebörden  geschieht,  nur  durch 
den  BR  angeordnet  werden. 

Art.  82.  Die  in  Folge  Rückrufs 
durch  eine  Bank  eingelösten  Noten 
werden  unter  Kontrole  des  Bundes 
vernichtet.   Nebst  einem  speziflcir- 


Rückruf  der  Noten. 

Art.  35.  Der  gänzliche  oder  teil- 
weise Rückruf  der  Not«n  einer  Bank 
wird  durch  den  BR  angeordnet, 
welcher  die  näheren  Bestimmungen 
durch  Verord.  festsetzt. 

Vorbehalten  bleibt  der  Fall  des 
Konkurses,  in  welchem  der  Rück- 
ruf durch  den  vom  BGer  ernann- 
ten Kommissär  stattfindet. 

Art.  36.  Die  infolge  Rückrufes 
durch  eine  Bank  eingelösten  Noten 
werden  unter  der  Kontrole  des  Bun- 
des vernichtet. 


;^«^^^ 
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Entw.  des  BR  vom  9.  Juni  1880. 

tan  Verzeichnis  der  nicht  zur  Ein- 
lösung zurückgelangten  Noten  über- 
gibt die  einrufende  Bank  den  baaren 
Gegenwert  der  noch  ausstehenden 
Noten  der  BKasse,  welche  die  nach- 
trägliche Einlösung  der  abgerufenen 
Noten  tibernimmt.  Abgerufene  No- 
ten dürfen  von  einer  Emissionsbank 
nicht  mehr  ausgegeben  werden,  und 
es  ist  diese  auch  nicht  mehr  zu 
deren  Annahme  verpflichtet. 

Der  BR  wird  die  nähern  Bestim- 
mungen über  den  Rückruf  von 
Banknoten  durch  Verord.  festsetzen. 


Konzessionsgebühren  und 
Besteuerung. 

Art.  33.  Die  Emissionsbanken 
haben  an  den  Bund  eine  jährliche 
Konzessions-  und  Kontroigebühr  von 
zwei  vom  Tausend  des  Betrages  der 
ihnen  bewilligten  Notenemission, 
und  überdies  im  Falle  einer  Kautions- 
binterlage  nach  Art.  16  eine  jähr- 
liche Aufbewahrungsgebühr  von 
eins  vom  Tausend    zu  entrichten. 

Der  BVers.  bleibt  für  ausser- 
ordentliche umstände  vorbehalten, 
statt  der  jährlichen  Konzessionsge- 
bühr von  jeder  Bank  einen  unzins- 
baren Vorschuss  im  Betrage  von 
fünf  vom  Hundert  der  ihr  bewillig- 
ten Emission  zu  erheben. 

Art.  34.  Banknotensteuern  kön- 
nen durch  die  Kantone  nur  auf  die 
durchschnittliche,  durch  die  Baar- 
reserve  nicht  gedeckte  Jahrescirku- 
lation  einer  Bank  gelegt  werden 
und  dürfen  nicht  mehr  als  ein  Pro- 
zent derselben  betragen.  Befinden 
sich  die  Anstalten  einer  Emissions- 
bank auf  dem  Gebiete  verschiedener 


BGes.  vom  8.  März  1881. 

* 

Mit  Ablauf  des  für  die  Einlösung 
zurückgerufener  Noten  festgesetzten 
Termines  übergibt  die  rückrufende 
Bank  den  baaren  Gegenwert  der 
noch  ausstehenden  Noten  nebst 
einem  spezificirten  Verzeichnisse  der- 
selben der  BKasse,  welche  die  nach- 
trägliche Baareinlösung  der  zurück- 
gerufenen Noten  noch  während  eines 
Zeitraumes  von  30  Jahren  vom  Da- 
tum des  Rückrufes  an  gerechnet 
übernimmt.  Nach  Ablauf  dieser 
Frist  verföllt  der  Gegenwert  der 
nicht  zur  Einlösung  vorgewiesenen 
Noten  dem  Schweiz.  Invalidenfond. 

Zurückgerufene  Noten  dürfen  von 
einer  Emissionsbank  nicht  mehr 
ausgegeben  werden,  und  es  ist  diese 
auch  nicht  mehr  zu  deren  Ajinabine 
an  Zahlung  verpflichtet. 

Vgl.  Art.  45.    46. 
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Kantone,  so  unterliegt  der  Stener- 
hoheit  eines  Kantons  nur  das  Clr- 
kulationsbetre^ia  der  in  seinem 
Gebiete  niedergelassenen  Anstalten. 
Vom  Bnnde  ausgegebene  Noten 
sind  einer  kantonalen  Steuer  nicht 
unterworfen. 


Verlust  des  Emissionsrectites. 

Axt.  85.  Das  Emissionsrecht  er- 
lischt dnrch : 

a.  gänzlichen  oder  teilweisen  Ver- 
zicht der  Emissionsbank, 

b.  gänzlichen  oder  teilwejsen 
Widerruf, 

c.  Konkurs  der  Emissionsbank, 

d.  Beschloss  des  BB, 

e.  Urteil  des  BOer. 

Art.  36.  Die  erteilten  Konzes- 
sionen sind  ohne  EntschELdigangs- 
pflicht  ganz  oder  teilweise  wider- 
ruflich, wenn  nach  Art.  2 

a.  dnrcb  Aenderung  der  BV  oder 
des  Ges.  Bestimmungen  auf- 
gestellt werden,  mit  denen  die 
Fortdauer  der  Konzessiooen 
nicht  vereinbar  ist, 

b.  die  BVers.  von  ihrem  Recht, 
die  Emission  zu  reduuren,  Oe- 
braucb  macht. 

Art.  87.  Durch  Beschlnss  des 
BB  soll  einer  Bank  das  Emission  s- 
recbt  entzogen  werden ,  wenn  sie 
die  im  Art.  7  aufgestellten  Beding- 
nugen  nicht  mehr  erfüllt.  Eine 
verhältnismässige  Reduktion  tritt 
ein,  wenn  der  im  Art.  8  vorgesehene 
Kspitalbestand  eine  Verminderung 
erlitten. 

Solche  Schlnssnahmen  können 
binnen  Monatsfrist  an  die  BVers. 
rekorrirt  werden. 

Art  88.  Auf  Antrag  des  BB 
oder  der  Reg.  des  Kantons,  in 
welchem  eine  Anstalt  der  betr. 
Bank  ihren  Sitz  hat,  kann  das 
jhen  von  der  Bestra- 


ErlQschen  des  Bmissionsreohtes. 

Art.  37.  Banken,  gegen  welche 
das  Zwangst  iq  aid  ations verfahren  hat 
erö&et  werden  müssen  (Art.  30), 
verlieren  in  Folge  dessen  das  Emis- 
sionsreoht. 

Ai-t.  88.  Der  BB  wird  einer 
Bank  die  Ermäohtigang  zur  Koten- 
ausgabe  entziehen,  wenn  sie  die  in 
Art.  7  aafgestellten  Bedingungen 
nicht  mehr  erftUlt. 

Eine  Verhältnis mfissige  Reduktion 
hat  einzutreten,  wenn  der  in  Art,  8 
vorgesehene  Kapitalbestand  eine 
Verminderung  erlitten  hat,  oder 
wenn  die  BVers,  eine  Reduktion 
der  gesamten  Notenemission  in  der 
Schweiz  beschliesst  (Art.  9). 

Gegen  Schlnssnahmen  des  BR, 
welche  den  Widerruf  der  Ermäch- 
tigung zur  Notenausgabe  oder  die 
Reduktion  der  Emission  einer  Bank 
betreffen,  kann  binnen  Monatsfrist 
der  Rekurs  an  die  BVers.  ergriffen 
werden.  Nichtsdestoweniger  ist  ein 
solcher  Beschlnss  sofort  vollziehbar, 
wenn  nicht  der  BR  selbst  etwas 
anderes  vei-fQgt. 


Art  39.  Auf  Antrag  des  BR 
oder  der  Reg.  des  Kantons,  in 
welchem  eine  Emissionsbank  oder 
eine  Zweiganstalt  derselben  ihren 
Sitz  bat,  kann  das  BCler.,    abge- 


Jtv   ..1      - 
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Entw.  des  Bß  vom  9.  Juni  1880. 

fang  der  schuldigen  Personen,  gegen 
eine  Bank  den  Verlust  des  Emis- 
sionsrechtes erkennen: 

a.  wenn  sie  mehr  Noten,  als  ihr 
vom  Bunde  bewilligt  und  ge- 
liefert werden,  ausgegeben; 

b.  wenn  sie  die  vorgeschriebene 
Deckung  der  Noten  und  täg- 
lich fälligen  Verbindlichkeiten 
(Art.  9,  11  und  12)  unter  die 
vorgeschriebene  Minimalgrenze 
sinken  lässt; 

c.  wenn  sie  die  durch  dieses  Ge- 
setz untersagten  Geschäfte  be- 
treibt ; 

d.  wenn  durch  Protesterhebung 
konstatirt  ist,  dass  sie  wieder- 
holt eigene  Noten  nicht  recht- 
zeitig eingelöst; 

e.  wenn  sie  fortfährt,  üeberwach- 
ung  und  Führung  ihrer  Ge- 
schäfte Personen  anzuver- 
trauen, welche  wegen  Zuwider- 
handlung gegen  dieses  Gesetz 
wiederholt  gerichtlich  bestraft 
worden. 

Vgl.  Art.  41,  Abs.  2. 


Art.  39.  In  allen  den  unter 
Art.  36  bis  38  aufgezählten  Fällen 
ist  die  Frist  für  die  Einziehung 
zu  bestimmen. 


BGes.  vom  8.  März  1881. 

sehen  von  der  Bestrafung  der  schul- 
digen Personen,  gegen  eine  Bank 
den  Verlust  des  Emissionsrechtes 
erkennen : 

a.  wenn  sie  mehr  oder  andere 
Noten,  als  ihr  vom  Bunde  be- 
willigt und  geliefert  werden, 
ausgegeben  hat; 

b.  wenn  sie  die  Baardeckung  ihrer 
Noten  unter  vierzig  Prozent 
der  Cirkulation  sinken   lässt; 


c.  wenn  durch  Protesterhebung 
konstatirt  ist,  dass  sie  wieder- 
holt eigene  Noten  nicht  einge- 
löst hat; 

d.  wenn  sie  fortfährt,  die  Ueber- 
wachung  und  Führung  ihrer 
Geschäfte  Personen  anzuver- 
trauen, welche  wegen  Zuwider- 
handlung gegen  dieses  Gesetz 
wiederholt  gerichtlich  bestraft 
worden  sind. 

Den  Banken  bleibt  der  Rückgriff 
auf  die  fehlbaren  Personen  vorbe- 
halten. 

Art.  40.  Banken,  welche  ganz 
liquidiren  oder  freiwillig  auf  ihre 
Notenemission  ganz  oder  teilweise 
verzichten,  oder  deren  effektives 
Grundkapital  eine  Verminderung 
erlitten  hat ,  haben  unverzüglich 
dem  BB  hie  von  Anzeige  zu  machen. 

Art  41.  In  den  in  den  Art.  38, 
39  und  40  genannten  Fällen  ist  die 
Frist  für  die  Einziehung  der  Noten 
durch  den  BR  zu  bestimmen,  wel- 
cher auch  in  geeigneter  Weise  da- 
rüber wachen  wird,  dass  die  gesetz- 
lichen Deckungsmittel  der  Noten 
(Art.  10  und  12)  zu  deren  Einlö- 
sung verwendet  werden. 


Banknoten  weaen . 

Entw.  des  BR  vom  9.  Jnni  1880.  BGes.  vom 

Den  Banken  bleibt  der  Rückgriff         Vgl.  Art.  39 
auf  die  Fehlbaren  vorbehalten. 


Vgl.  Art.  23—25.  Konlrole 

Art.  42.    Die 

Geschäftsbetrieb 
ken  nach  Mass^ 
tigen  Qes.  lie^t 
eher  hiefür  di 
uuDgen  trifft. 

Art.  43.  Di 
haben  dem  BR 
von  ihm  festzu 
einzusenden : 

a.  jeden  Mon 
der  vorheri 

b.  bis  znm  II 
Bilanz  des  i 
nats, 

c.  bis  je  zam 
nang  des  vi 
res, 

welche  vom  BB| 
gestellt  und  vei 

Der  BR  ist  b 
liehen  Kasseneti 

Art.  44.  De 
lieh  wenigstens 
und  wo  er  es  f 
achtet,  Inspekti< 
banken  an ,  u 
Kassa-  nnd  Bu 
sie  auf  die  Be 
Ges.  Bezug  ha 
die  eingereichte] 
BftchernundEff 
Bank  vergleiche 

Die  Banken 
Zwecke  den  De 
Bücher  und  Koi 
vorzulegen ,  dit 
vorzuweisen  um 
notenvfcrkehr 
Schlüsse  zu  erte 

Die  Wertscl 
der  I 
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Entw.  des  BR  vom  9.  Juoi  1880.  BGes.  vom  8.  März  1881. 

tonen  lässt  der  BR  wenigstens  ein- 
mal jährlich,  sowol  hinsichtlich  ihres 
Bestandes  als  der  stattgefundenen 
Mutationen  und  des  Kurswertes  kon- 
troliren  und  verifiziren. 


Vgl.  Art.  33.  34. 


Strafbestimmungen. 

Art.  40.  Wer  ohne  Ermächtigung 
des  Bundes  Banknoten  oder  andere 
gleichbedeutende  Geldzeichen  aus- 
giebt  f  wird  mit  einer  Geldbusse 
belegt,  welche  dem  Fünffachen  der 
ausgegebenen  Geldzeichen  gleich- 
konmit,  im  mindesten  aber  Fr.  5000 
betragen  soll. 


Eontrolgebühren  und  Besteuerung. 

Art.  45.  Die  Emissionsbanken 
haben  dem  Bunde  eine  jährliche 
Kontroigebühr  von  eins  vom  Tau- 
send des  Betrages  ihrer  Notenemis- 
sion und  den  Kantonen  für  die  nach 
Art.  1 3  zu  bestellende  Wertschriften- 
Hinterlage  eine  Aufbewahrungsge- 
bühr  von  eins  vom  Tausend  des 
Betrages  der  Hinterlage  zu  ent- 
richten. 

Art.  46.  Die  Banknotensteoer 
zuhanden  der  Kantone ')  darf  sechs 
vom  Tausend  der  Emission  nicht 
übersteigen. 

Befinden  sich  die  Anstalten  einer 
Emissionsbank  auf  dem  Gebiete  ver- 
schiedener Kantone,  so  wird  das 
steuerbare  Emissionsbetreffhis  für 
die  einzelnen  Kantone  im  Verhält- 
nisse des  Notenverkehrs  der  betr. 
Anstalt  zum  gesamten  Notenver- 
kehr der  Emissionsbank  ausgemittelt. 

Daherige  Anstände  entscheidet  der 
BR. 

Innerhalb  des  nämlichen  Kan- 
tons muss  die  Banknotensteuer  von 
allen  Emissionsbanken  gleichmässig 
erhoben  werden. 

Straf bestimmungen  und  Ordnung- 

bussen. 

Art.  47.  Wer  ohne  Ermächtigung 
des  Bundes  Banknoten  oder  wer 
andere  zum  Umlauf  bestimmte 
gleichbedeutende  Geldzeichen  ans- 
giebt,  wird  mit  Geföngnis  bis  auf 
ein  Jahr  oder  mit  einer  Geld- 
busse  belegt,  welche  dem  fünffachen 
der  ausgegebenen  Geldzeichen  gleich - 


«)  Vgl.  oben  II  No. 
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Art.  41.  Die  Terantwortücben 
Leiter  (Vcrwaltangsräte,  Direktoren 
etc.)  imd  Geschäflsfülirer  (Kassa- 
beamten,  Kontroleare,  Buchhalter 
elc.)  einer  Emiäsionsbank  werden 
je  nach  ihrem  Yerschnlden  mit  Ge- 
fängnis bis  zu  6  Monaten  oder  mit 
Geldbasse  bis  eu  Ft.  8«00  bestraft: 

a.  wean  sie  in  ihren  an  den  BR 
abzagebenden  Bilanzen,  Bech- 
nongen  oder  in  sonstigen,  den 
Delegirten  des  Bandes  erteilten 
Aufschlüssen  and  Anaweisen 
die  Geschäfts  Verhältnisse  der 
Bank  unwahr  darstellen  oder 
verschleiern; ') 

b.  wenn  sie  den  Delegirten  des 
Bundes  die  Einsicht  in  die  auf 
Banknoten  wesen  bezüglichen 
BQcber,  Kontrolen  und  E£Fek- 
tivbesttlnde  verweigern ; 

c.  wenn  sie  die  im  Art.  13  ver- 
botenen Geschäfte  für  die  Bank 
betreiben  oder  dnruh  Dritte  fUr 
Bechnang  der  Bank  betreiben 
lassen; 

A.  wenn  sie  den  Vorschriften  des 
Art.  9  zuwider  handeln; 

e.  wenn  sie  mehr  Noten  als  vom 
BR  bewilligt  sind,  und')  andere 
Noten  abschnitte,  als  gesetzlich 
znlässige,  ausgeben. 


Bei  einer  gesetzwidrigen  Schmä- 
lerung  der  Baarreserve  haften  im 
Fall  eines  Konkurses  die  Teblbaren 
persönlich')  den  Noteninhabem  för 
den  Ersatz  des  Mangelnden. 

')  B(i :  verdecken. 

»)  BG  :  oder. 

')  BG :  persönlich  und  solidarisch. 


kommt,    im   mindesten    aber  5000 
Pranken  betragen  soll. 

Art.  48.    = 


b,  wenn  sie  den  Delegirten  des 
Bundes  die  Einsicht  in  die 
Bücher, Kontrolen  und  Effektiv- 
bestände der  Bank  verweigern 
oder  die  verlangten  Aulscblüsse 
nicht  erteilen ; 

d.  wenn  sie  im  Falle  des  Art.  12, 
litt,  b  solche  Geschäfte  fQr  die 
Bank  betreiben  oder  durch 
Dritte  für  Rechnung  der  Bank 
betreihen  lassen,  welche  ihr 
durch  Art.  16  untersagt  sind; 

c.  wenn  sie  den  Vorschriften  über 
die  Deckung   zuwiderhandeln. 


f.  wenn  sie  die  in  Art.  40  vor- 
gesehene .\nzeige  an  den  Bit 
unterlassen. 

Abs.  2.    = 
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.  des  BK  vom  9.  Juoi  1880. 


t.  42.  Sofern  der  Bß  die  Straf- 
von  Art.  4U  und  41  nicht 
taut.  zustiLndigea  Gerichten  za- 
;,  fallen  sie  in  die  Kompetenz 
iJGer. 


I  fallen  zur  Hälfte 
Bunde,  zur  Hälfte  dem  beti-. 
aa  anheim. 

Ordnungabussen. 

■t.  43.  Der  BR  ist  ermächtigt, 
fehlbaren  Leitern  oder  Ge- 
Isltihrern  einer  Emissionsbank 
eden  einzelnen  Fall  und  Tag 
Verspätung  der  an  ihn  einzu- 
enden  Ausweise,  Bilanzen  und 
nnngen  (Art.  24)')  Ordnangs- 
3u  bis  anf  Fr.  50  aafzuerlegen. 

lergangs-  und  Schlu  asbestim- 
mun gen. 

rt.  44.  Längstens  sechs  Monate 
dem  Inkrafttreten  dieses  Ges. 
a  die  schon  bestehenden  Emis- 
ibanken  um  die  Ermächtigung 
Notenausgabe  beim  BB  einzn- 
men  und  sich  über  die  Erful- 
■  der  gesetzlicben  Bedingungen 
aweisen;  die  Unterlassung  dieser 
[abe  gilt  als  Verzicht  anf  die 


BGes.  vom  8.  März  1881. 

In  gleicher  Weise  haften  dieselben 
für  allen  Schaden,  welchen  sie  den 
Notenlnhabern  durch  den  Betrieb 
verbotener  Geschäfte  (Art.  16)  zu- 
ftigen. 

Art.  49.  Der  BR  hat  die  in  den 
Art.  47  und  48  aufgezählten  Straf- 
fälle  jeweilen  nach  ihrer  Bedeatung 
entweder  gemäs  -■irt.  114  der  BV 
und  nach  Analogie  des  Art.  74  des 
BStrafreohtes  vom  4.  Febr.  1853 
dem  BGer.  oder  aber  den  zustän- 
digen kant.  Gerichten  zur  Erledi- 
gung znzuweiseD. 

Vorbehalten  bleibt  in  den  letz- 
tern Fällen  das  im  Art.  55  des 
Organis-Ges.  über  die  BRechtspflege 
vorgesehene  Recht  der  Eassalious- 
beschwerde  beim  BGer. 

Abs.  3.    = 


Uebergangs-  und  Schlussbestim- 
mungen. 

Art.  51.  Längstens  sechs  Monate 
nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Ges. 
haben  die  schoii  bestehenden  Emis- 
sionsbanken, wenn  sie  die  Noteo- 
emissioD  fortsetzen  wollen,  beim  BB 
um  die  daherige  Ermächtigung  ein- 
zukommen, sich  über  die  Erfüllung 
der  gesetzlichen  Bedingungen  aus- 
zuweisen und  zu  erklären,  wekbe 
Emission ssumme  sie  fortan  bean< 
sprachen. 


Banknotenwesen. 


Entw.  des  BB  vom  9.  Juni  1880.  BGes.  vom  8.  März  1881. 


Art.  46.  Diejenigen  BaDken,  de- 
ren bisherige  Notenemission  nach 
Magggabe  dieses  Ges.  eine  Reduktion 
erfabüren  müGste,  haben  zugleich  dem 
BR  anzogeben,  anf  welche  Weise 
—  ob  durch  Vermehrung  des  Gmnd- 
kapitals,  darcfa  Leistung  von  Kau- 
tion oder  durch  Verminderung  der 
Emission  —  sie  sich  in  Einklang 
mit  dem  Ges.  za  setzen  gedenken. 

Art.  46.  Nachdem  der  BR  über 
das  Emission srecht  der  einzelnen 
Banken  entschieden,  wird  er  für  den 
Rückzug  der  alten  Noten  und  für  den 
Anatansch  alter  gegen  neue  Noten 
die  nötigen  Anordnungen   treffen. 

Er  ist  ermfichtigt,  solchen  Banken, 
welche  in  die  Lage  versetzt  werden, 
die  fernere  Emission  ganz  oder  teit- 
weiae  aa&ugeben ,  oder  die  nach 
Art.  45  ihr  Kapital  zu  vermehren 
oder  Eaation  zu  leisten  haben,  zur 
snccessiTen  Ordnung  der  betr.  Ver- 
l^ltuisse  angemessene  Frist,  bis  auf 
drei  Jahre  von  Inkrafttreten  dieses 
Ges.  an,  zu  gewähren. 


Die  Unterlassung  dieses  Ausweises 
gilt  als  Verzicht  auf  die  Emission. 


Art.  52.  Der  BR  entscheidet 
übel'  das  Emission srecht  und  die 
Emissionssumme  der  schon  bestehen- 
den. Banken  und  trifft  die  nötigen 
Anordnungen  für  den  Rückzug  der 
alten  Noten,  sowie  für  deren  Aus- 
tausch gegen  neue. 

Er  ist  ermächtigt,  den  Banken, 
welche  in  die  Lage  versetzt  werden, 
die  bisherige  Notenemission  ganz 
oder  teilweise  anfzngeben,  oder  ihr 
Kapital  zu  vermehren,  oder  ihren 
Geschäftskreis  nach  Art.  16  einzu- 
schränken, zur  successiven  Ordnung 
der  betr.  Verhaltnisse  eine  ange- 
messene Frist  bis  auf  höchstens  drei 
Jahre  vom  Inkrafttreten  dieses  Ges. 
an  zu  gewähren. 

ilit  Ablauf  des  für  den  Austausch 
festgesetzten  Termin  es  Ubergiebt 
jede  Bank,  welche  sich  unter  die 
Herrschaft  des  gegenwärtigen  Ges. 
stellt,  den  Gegenwert  der  noch  aus- 
stehenden Noten  nebst  einem  spezi- 
ficirten  Verzeichnisse  derselben  der 
BKasse,  welche  die  nachträgliche 
Einlösung  noch  während  eines  Zeit- 
raumes von  dreiastg  Jahren,  vom 
Datum  des  oben  genannten  Termins 
an  gerechnet,  übernimmt.  Nach  Ab- 
lauf dieser  Frist  veri^Ut  der  G^en- 
wert  der  nicht  zur  Einlösung  vor- 
gewiesenen Noten  dem  Schweiz.  In- 
validenfond. 


Art.  47.  Bis  zur  gesetzlichen 
Feststellung  des  Personalbestandes 
und  der  Besoldungs Verhältnisse  des 
Kontrolamtes  (Art,  2S)  werden  die 


i.N  t ' 
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Entw.  des  BR  vom  9.  Juni  1880. 

erforderlichen  Ausgaben  jährlich  im 
Wege  des  Budget  bewilligt. 

Art.  48.  Durch  dieses  Ges.  wer- 
den die  kant.  Bestimmungen  über 
Banknoten emission  nnd  allfällig  er- 
teilte Konzessionen  ')  an%ehoben. 
Vorbehalten  bleiben  die  Bestim- 
mungen über  die  besondem  Ver- 
hältnisse der  Kantonalbanken  und') 
über  die  Banknotensteuern,  soweit^) 
sie  nicht  mit  dem  gegenwärtigen 
Öes.  im  Widerspruch  stehen. 

Der  Bund  anerkennt  hierauf  be- 
züglich keine  Entschädigungspflicht. 

Art.  49.  Der  BR  ist  mit  der 
Vollziehung  dieses  Ges.  und  mit 
Erlass  der  erforderlichen  Vollz- 
Verord. ,  insbes.  eines  Regulativs 
über  den  Geschäftsgang  des  Kon- 
trolamtes  und  über  das  Verfahren 
beim  Rückruf  von  Banknoten  be- 
auftragt. 

Abs.  2.    (Referendumsvorbehalt.) 


BGes.  vom  8.  März  1881, 


Art.  53.    = 


Art.  54.  Der  BR  ist  mit  der 
Vollziehung  dieses  Ges.  und  mit 
dem  Erlasse  der  erforderlichen  VoUz- 
Verord.  insbes.  eines  Regulativs 
über  die  Ausübung  der  BKontrole, 
die  Hinterlage  der  Wertschriften 
und  über  das  Verfahren  beim  Rück- 
rui  von  Banknoten  beauftragt. 

Abs.  2.    (Referendums vorbehält.) 


^)  BG  fügt  bei:  und  Privilegien. 

')  BG:  Bestimmungen  betr.  die 
durch  kant.  Gos.  oder  Dekrete  errich- 
teten Banken  über  eine  höhere  als  die 
in  diesem  Ges.  geforderte  Garantie. 

•)  BG:  und  andere  besondere  Ver- 
hältnisse, soweit . . . 

1542.  Mit  Botsch.  vom  23.  Juni  1890  legte  der  BR  der 
BVers.  den  nachstehenden  Entw.  betr.  Revision  des  BGes.  über  die 
Ausgabe  und  Einlösung  von  Banknoten  vom  8.  März  1881  vor. 
Der  Ges-Entw.  hat  den  Zweck,  den  zu  Tage  getretenen  üebel- 
ständen  und  Gefahren  des  bestehenden  Schweiz.  Notenwesens,  so- 
weit dies  unter  den  gegebenen  Verhältnissen,  d.  h.  mit  der  Vielheit 
der  Banken,  möglich  ist,  zu  begegnen.  Solche  Uebelstände  sind 
vorab,  nach  Ansicht  des  BR,  der  in  der  Regel  schwache,  für  ausser- 
ordentliche Bedürfnisse  ungenügende  Stand  der  verfügbaren  Baar- 
schaft  und  das  Verbot,  die  obligatorische  Baarreserve  je  anzugm- 
fen,  neben  der  stetig  zunehmenden  Notencirkulation  die  bedeuten- 
den, stets  wachsenden  andern  kurzfälligen  Verbindlichkeiten  der 
Emissionsbanken  und  der  Mangel  einer  vorsorglichen  Diskontopoli- 
tik zur  Regulirung  des  Geldstandes. 
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Bevor  jedoch  die  eidg.  Räte  in  die  Beratung  des  Kevisions- 
Entw.  eintraten,  erklärte  der  NR  den  24.  Sept.  1890  folgende  Mo- 
tion Keller  *)  erheblich : 

Der  BR  wird  eingeladen,  bald  möglichst  Ber.  und  Antrag 
zu  hinterbringen  über  die  Revision  des  Art.  39  der  BV  in  dem 
Sinne,  dass  dem  Bunde  das  ausschliesliche  Recht  der  Noten- 
emission zustehe,  und  dass  er  dieses  Recht  einem  zu  schaffen- 
den centralen  Bankinstitute  übertragen  kann.  b  1891  1 1. 

Der  BR  glaubte  nun  auf  einer  vorgängigen  Beratung  seiner 
Gesetzes  vorläge  vom  23.  Juni  1890  nicht  beharren  zu  sollen  und 
kam  der  an  ihn  gerichteten  Einladung  mit  Botsch.  vom  30.  Dez. 
1890  nach  und  zwar  deshalb,  weil  die  in  der  Motion  Keller  ent- 
haltenen Grundgedanken  über  die  Reform  des  Schweiz.  Banknoten- 
wesens im  wesentlichen  seiner  eigenen,  auf  die  bisherigen  Erfah- 
rungen gegründeten  Anschauungsweise  entsprechen,  welche  An- 
schauung er  bereits  in  der  erwähnten  Botsch.  vom  23.  Juni  1890 
mit  folgenden  Worten  kundgegeben  hatte : 

Der  BB  verhehlt  sich  nnn  keineswegs,  dass  mit  der  Revision  des 
Banknotengesetzes,  welches  aaf  dem  System  der  Vielheit  der  Banken 
beruht,  eine  durchgreifende  Reform  des  Schweiz.  Noten wesens,  eine 
gründliche  and  endgiltige  Lösung  der  Notenbankfrage  nicht  erzielt 
werden  kann.  Er  neigt  vielmehr  der  Ansicht  zu,  dass  dieses  nur  durch 
die  Centralisirung  der  Notenausgabe,  durch  die  Schaffang  einer  mit  dem 
Notenmonopol  ausgestatteten  Schweiz.  Landesbank  erreicht  werden  kann, 
welcher  ausser  den  einer  Notenbank  naturgemäs  zukommenden  geschäft- 
lichen Aufgaben  in  erster  Linie  diejenige  gestellt  würde,  den  Vorrat 
and  den  ünlauf  an  metallenen  und  fiduziaren  Zahlungsmitteln  den  Be- 
dOrfiiissen  des  Landes  mit  dem  Schutze  der  Währung  gemäs  zu  regeln. 
Eine    absolute  Sicherheit    gegen    alle  Eventualitäten    kann    zwar    auch 


*)  Die  Motion  Keller  ersetzte  folgende,  von  Nationalrat  Joos  den  9.  Juni 
1890  zunächst  eingehrachte,  alsdann  den  24.  Sept.  zurückgezogene  Motion: 
Die  BVers.  der  Schweiz.  Eidg.  beschliesst: 

1.  Art.  39  der  BV  ist  aufgehoben. 

2.  An  seine  Stelle  treten  folgende  Bestimmungen:  a.  Dem  Bunde  allein 
steht  das  Recht  zu,  Banknoten  oder  andere  gleichbedeutende  Geldzei- 
chen auszugehen.  Er  darf  keine  Rechtsverbindlichkeit  für  deren  An- 
nahme aussprechen,    b.  Der  Bund  wird  eine  Bundesbank  errichten. 

3.  Vorstehende  Bestimmungen  sind  der  Abstimmung  des  Volkes  und  der 
Stände  zu  unterbreiten. 

4.  Der  BE  ist  mit  der  Vollziehung  dieses  Beschl.  beauftragt. 

Uebers.  Verh.  d.  BVers.  Sept.  1890,  No.  27.  Vgl.  auch  No.  288. 
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diese  yollkommenere  Form  des  Notenbankwesens  nicht  bieten;    aber  es 

wird  den  Eventualitäten  ungleich  leichter  und  sicherer  vorgebeugt,  und 

die  unvermeidlichen  Krisen  können  mit  ungleich  weniger  schweren  Folgen 

für  den  öffentlichen  Kredit  und  das  Land  überwunden  werden. 

B  1890  UI  1014. 

Der  BR  beantragte  daher  in  seiner  Botsch.  vom  30.  Dez.  1890 
den  Art.  39  der  BV  im  Sinne  der  Monopolisirung  des  Banknoten- 
Wesens  zu  Gunsten  des  Bundes  zu  revidiren.  Auf  Grund  seines 
Beschl-Entw.  kam  sodann  die  Revision  des  Art.  39  der  BV  zu 
Stande.  Der  BBeschl.  vom  29.  Juli  1891  wurde  in  der  Abstimmung 
vom  18.  Okt.  1891  von  Volk  und  Ständen  angenommen  und  mit 
BBeschl.  vom  23.  Dez.  1891  in  Kraft  erklärt. 

A.  S.  n.  P.  2  S.  11  448 ;  B  1891  I  1.  1898  I  937. 

Mit  der  Revision  des  Art.  39  der  BV  vom  23.  Dez.  1891  wurde 
diejenige  des  BGes.  vom  8.  März  1881  überflüssig.  Der  BR  zog 
den  Revisions-Entw.  vom  23.  Juni  1890  zurück.    Derselbe  lautete- 

BGes.  über  Ausgabe  und  Einlösung  von  Banknoten. 


Die  BVers.  der  Schweiz.  Eidg.^ 

in  Ausführung  von  Art.  39  der  BV  und  in  Aufhebung  des  BGes. 
vom  8.  März  1881, 

nach  Einsicht  einer  Botsch.  des  BR  vom  23.  Juni  1890, 

beschliesst:  *) 

A.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  1  (alt  Art.  1). 

Die  Ausgabe  von  Banknoten  im  Gebiete  der  Schweiz.  Eidg.  ist  auf 
Grund  nachfolgender  Bestimmungen  zulässig. 

Art.  2  (alt  Art.  7). 

Zur  Ausgabe  von   Banknoten    können  Finanzanstaiten  ermächtigt 
werden,  welche : 

a.  eine  Firma  führen,  die  vom  BR  genehmigt  wird,  ihre  Hauptnie- 
derlassung c  und  sämtliche  Zweigniederlassungen  »  auf  Schweiz.  Ge- 
biete haben  €  und  mit  der  Leitung  und  Aufsicht  Personen  be- 
trauen, welche  in  der  Schweiz  wohnhaft  sind  ^  ; 

b.  entweder  als  Anstalten  « des  Bundes  oder  »  der  Kantone,  oder  als 
Aktiengesellschaften  rechtsgiltig  konstituirt  sind ; 


^)  Die  vom  BR  beantragten  Aenderungen  des  geltenden  Banknotenrechts 
sind  durch  «  . . .  »  hervorgehoben. 
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c.  «nach  gesetzlichen  oder  öffentlich  bekannt  gemachten  statutarischen 
Vorschriften  organisirt  nnd  verwaltet  sind  >  und  periodisch  öffent- 
lich Bechnung  ablegen; 

d.  ein  eigenes,  einbezahltes,  wirklich  vorhandenes,  ausschlieslich  für 
ihren  Geschäftsbetrieb  haftbares  Kapital  von  mindestens  « einer 
Million  >  Franken  besitzen ; 

e.  sich  ausdrücklich  verpflichten,  die  Noten  der  andern  Schweiz. 
Emissionsbanken  nach  Massgabe  von  Art.  21  an  Zahlung  an- 
zunehmen. 

Art.  3  (alt  Art.  2  und  9). 

Die  Ermächtigung  zur  Ausgabe  von  Banknoten  wird  vom  BR  er- 
teilt. Sie  darf,  wenn  die  Erfüllung  der  gesetzlichen  Erfordernisse  nach- 
gewiesen ist  «  und  soweit  keine  durch  die  BVers.  beschlossene  Beschrän- 
knng  entgegensteht  >,  nicht  verweigert  werden. 

<  An  Finanzanstalten  des  Bundes  wird  die  Ermächtigung  zur  Noten- 
ausgabe durch  die  BVers.  erteilt  >. 

Der  BVers.  bleibt  das  Tlecht  vorbehalten,  jederzeit  den  Maximal- 
betrag der  Gesamt-Notenemission  des  Landes  festzustellen. 

Art.  4  (alt  Art.  8  und  4). 

Der  Bund  leistet  fllr  die  Noten  der  Emissionsbanken,  «  welche  nicht 
Bandesanstalten  sind>,  keine  Gewähr. 

Jede  Bank  ist  nur  für  ihre  eigenen  Noten  verantwortlich. 

Ausser  den  Emissionsbanken  selbst  ist  niemand  gehalten,  Bank- 
noten an  Zahlungsstatt  anzunehmen. 

Art.  5  (alt  Art.  5). 
Die  Ermächtigung  zur  Notenausgabe  begründet  keinen  Entschädi- 
gungsanspruch der  Emissionsbanken  für  den  Fall,   dass  das  Emissions- 
recht durch  spätere  Verf-  oder  Ges-Bestimmungen   ganz  oder   teilweise 
aufgehoben  oder  durch  BBeschl.  beschränkt  werden  sollte. 

Art.  6  (alt  Art.  6). 
Aus  der  Notenemission   entstehende   privatrechtliche  Streitigkeiten 
unterliegen  dem  Entscheide  des  BGer. 

B.  Ausgabe  der  Noten. 

Art.  7  (alt  Art.  8). 

Die  Notenemission  einer  Bank  darf  nicht  mehr  als  das  Doppelte 
ihres  eingezahlten  und  wirklich  vorhandenen  Kapitals  betragen. 

€  Der  BR  wird  Vorsorge  treffen ,  dass  bei  eintretendem  Mangel 
an  Banknoten  den  Emissionsbanken,  gegen  Einzahlung  des  ganzen  Be- 
trages in  gesetzlicher  Baarschaft,  Depositenscheine  ausgefolgt  werden 
können,  welche  auf  den  Inhaber  lauten  und  bei  Sicht  rückzahlbar  sind 
(Art.  23)  ». 
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Art.  8  (alt  Art.  17). 

Es  dflrfen  keine  andern  Noten  als  solche  von  50,  100,  500  und 
1000  Franken  ausgegeben  werden. 

Die  Noten  von  50  Franken  dürfen  höchstens  den  vierten  Teil,  «  die 
Noten  von  100  Franken  höchstens  die  Hälfte  »  des  Gesamt-Emissions- 
betrages  einer  Bank  ausmachen. 

Art.  9  (alt  Art.  18). 

Die  Beschaffung  der  Notenformulare  und  deren  Zuteilung  an  die 
Banken  geschieht  auf  Kosten  der  letztern  durch  den  Bund. 

Die  Noten  haben  die  Wertbezeichnung  in  den  drei  Landessprachen 
und  den  übrigen  1'ext  in  derjenigen  Landessprache  zu  enthalten,  welche 
von  der  betr.  Bank  gewählt  wird. 

Das  Formular  ist  ein  einheitliches.  Die  Noten  der  einzelnen  Ban- 
ken unterscheiden  sich  durch  Firma  und  Unterschriften,  die  einzelnen 
Notengattungen  (Abschnitte)  durch  Typus  und  Format. 

Die  Ausführung  dieser  Bestimmungen  ist  Sache  des  BR. 

«  Der  BR  ist  befugt,  Typus  und  Format  der  Noten  abzuändern  und 
den  Rückzug  der  Noten  nach  altem  Typus  anzuordnen  ». 

c  Aus  der  Beschaffung  der  Banknoten  erwächst  dem  Bund  keinerlei 
Verantwortlichkeit,  weder  gegenüber  den  Banken,  noch  gegenüber  den 
Inhabern  ». 

0.  Deckung  und  Garantien. 

Art.  10  (alt  Art.  10). 

«  Mindestens  fünfzig  Prozent »  der  jeweiligen  Notencirkulation  einer 
Bank  müssen  «  regelmässig  »  durch  einen  Vorrat  an  gesetzlicher  Baarschaft 
gedeckt  sein. 

Diese  Baardeckung  ist  von  den  übrigen  Kassabeständen  der  Bank 
getrennt  zu  halten  und  zu  buchen,  und  haftet  den  Noteninhabem  als 
Spezialfond. 

Art.  11  (alt  Art.  11). 

Als  Bestandteile  der  Baardeckung  sind  zulässig: 

a.  Gold-  und  Silbermünzen  gesetzlicher  Währung,  mit  Ausschluss  der 
Silberscheidemünzen ; 

b.  Goldmünzen  fremder  Währung,   die  zum  Umlauf  in  der  Schweiz 
gesetzlich  tarifirt  und  zugelassen  sind. 

«Mindestens  die  Hälfte  der  vorgeschriebenen  Baardeckung,  d.  h. 
25 *^^  der  jeweiligen  Notencirkulation,  muss  in  Goldmünzen  bestehen». 

Ai<t.  12   (alt  Art.  12  neue  Fassung). 
<  Ausser  durch  Baarschaft  ist  von  den  Emissionsbanken  Deckung  zu 
leisten : 
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a.  entweder  fUr  mindestens  fünfzig  Prozent  der  jeweiligen  Noten- 
cirkulation  durch  den  Bestand  des  Wecbselportefeuille  nach  Mass- 
gabe  von  Art.  13; 

b.  oder  ftir  mindestens  fünfzig  Prozent  der  Notenemission  durch 
Hinterlegung  von  Wertpapieren  nach  Massgabe  von  Art.  14; 

c.  oder  endlich  für  mindestens  fünfzig  Prozent  der  Notenemission 
zum  Teil  durch  das  Wechselportefeuillo  und  zum  Teil  durch 
Hinterlegung  von  Wertpapieren,  nach  dem  von  der  Bank  zum 
voraus  bestimmten  Verhältnis,  dessen  spätere  Abänderung  der 
Genehmigung  des  BE  bedarf. 

Die  hinterlegten  Wertpapiere  und  das  Wechselportefeuille,  soweit 
es  als  Deckung  dient,  samt  den  dazu  gehörenden  Faustpfändern,  haften 
den  Noteninhabern  als  Spezialpfand». 

Art.  13  (alt  Art.  15). 

Das  als  Notendeckung  dienende  Wechselportefeuille  «ist  von  den 
übrigen  Wechselbeständen  der  Bank  getrennt  zu  halten  und  zu  bueben.  > 
Dasselbe  bat  zu  bestehen  aus  Diskonto-Schweizerwechseln  und  Wechseln 
auf  das  Ausland ,  welche  längstens  in  vier  Monaten  fällig  werden  und 
mit  wenigstens  zwei  soliden  Unterschriften,  wovon  mindestens  eine  in- 
ländische, versehen  sind,  oder  aus  Wechseln  mit  einer  Unterschrift, 
welche  durch  ein  zureichendes  Faustpfand  gesichert  sind,  «und  muss 
stets  einen  Total- Nominalwert  von  mindestens  hundertundzwanzig  Pro- 
zent der  damit  zu  leistenden  Notendeckung  aufweisen». 

Als  Ergänzung  des  Wechselportefeuille  sind  « im  gleicben  Deckungs- 
verhältnis  »  zulässig  und  haften  in  diesem  Falle  den  Noteninhabern  gleich- 
falls als  Spezialpfand,  Noten  anderer  Schweiz.  Emmissionsbanken,  von 
Dritten  indossirte  Cheks  und  binnen  8  Tagen  zahlbare  « Mandate  und  » 
Depotscheine  auf  inländische  Banken,  und  binnen  vier  Monaten  fällige 
Schweiz.  Staatskassenscheine  und  Staatsobligationen ;  «  ferner  solche  aus- 
ländische Bank-  und  Staatsnoten  und  binnen  vier  Monaten  fällig  wer- 
dende ausländische  Staatskassenscheine  und  Staatsobligationen,  welche 
der  BR  als  zulässig  erklärt». 

«  Wechsel  auf  das  Ausland,  ausländische  Bank-  und  Staatsnoten  und 
und  ausländische  Staatskassascheine  und  Staatsobligationen,  welche  nicht 
in  Metallgeld  zahlbar  sind,  sind  von  der  Notendeckung  ausgeschlossen  ». 

Art.  14  (alt  Art.  13). 

Die  als  Notendeckung  dienenden  Wertpapiere  müssen  in  eidg.,  kant. 
dder  auswärtigen  Staatspapieren,  <  oder  vom  Bunde,  von  Kantonen  oder 
auswärtigen  Staaten  garantirten  Obligationen  bestehen,  welche  an 
Schweiz,  oder  ausländischen  Börsen  regelmässig  gehandelt  und  cotirt 
werden.  Ausgenommen  sind  Obligationen  von  Emissionsbanken,  auch 
wenn  sie  staatlich  garantirt  sind  > . 
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Ueber  die  ZulassuDg  dieser  Wertpapiere,  sowie  über  die  Höhe  des 
Kurses,  za  welchem  dieselben  als  Deckung  anzunehmen  sind,  entschei- 
det der  BR.  Derselbe  ist  jederzeit  befugt,  Ergänzung  der  Wertpapier- 
Hinterlage  zu  verlangen. 

Die  Hinterlegung  geschieht  bei  c  der  durch  den  Bund  zu  errichten- 
den Depositen-  und  Kompensationskasse  (Art.  23),  unter  den  vom  BR 
festzustellenden  Bedingungen  ». 

Art.  15  (neu). 

«  Ausnahmsweise  kann  den  Emissionsbanken  gestattet  werden,  die  in 
Art.  10  vorgeschriebene  Baardeckung,  bis  auf  den  Betrag  von  fünfund- 
zwanzig Prozent  ihrer  jeweiligen  Notencirkulation,  unter  folgenden  Be- 
dingungen anzugreifen: 

Die  Banken  haben  zum  voraus  dem  BR  durch  Hinterlegung  öffent- 
licher, von  ihm  zu  genehmigender  Wertpapiere,  zu  höchstens  80 ^/^ 
des  Tageskurses  gewertet,  für  die  Inangriffnahme  der  Baardeckung 
Sicherheit  zu  leisten. 

Die  Wertpapiere  müssen  die  in  Art.  14  für  die  Notendeckung  vor- 
geschriebenen Eigenschaften  besitzen  und  haften  an  Stelle  der  zu  ent- 
nehmenden Baarschaft  den  Noteninhabern  als  Spezialpfand. 

Der  BR  wird  fElr  jede  einzelne  Bank  auf  Grund  ihrer  Hinterlage 
den  Betrag  festsetzen,  bis  zu  welchem  sie  ihre  Baardeckung  angreifen 
darf.  Der  BR  ist  jederzeit  befugt,  eine  Verstärkung  der  Hinterlage  zu 
verlangen  oder  unter  Anzeige  an  die  Bank  eine  Reduktion  des  Maximai- 
Betrages,  um  welchen  die  Baardeckung  angegriffen  werden  darf,  ein- 
treten zu  lassen». 

Art.  16  (neu). 

c  Die  Bank,  welche  unter  den  vorstehenden  Voraussetzungen  die  in 
Art.  10  vorgeschriebene  Baardeckung  angreift,  ist  gehalten: 

a.  unter  Angabe  der  Gründe,  welche  sie  hiezu  veranlasst  haben,  und 
des  entnommenen  Betrages,  dem  BR  in  jedem  einzelnen  Falle 
sofort  telegraphisch  Kenntnis  zu  geben; 

b.  bis  zu  dem  Zeitpunkt,  welchen  der  BR  nach  erhaltener  Anzeige 
in  jedem  einzelnen  Fall  der  Bank  bestimmen  wird,  die  Baardeckung 
auf  den  in  Art.  10  vorgeschriebenen  Betrag  wieder  zu  ergänzen; 

c.  über  die  ganze  Zeit,  während  welcher  die  Baardeckung  unter 
50  Prozent  der  jeweiligen  Notencirkulation  steht,  dem  BR  täglich 
den  Ausweis  über  den  Kassabestand  nach  Massgabe  des  Schema 
für  die  Wochensituation  einzusenden; 

d.  fiir  den  an  der  vorgeschriebenen  Baardeckung  (von  50%  der 
Notencirkulation)  fehlenden  Betrag  eine  Lizenzgebühr  von  einem 
Drittel  vom  Tausend  und  vom  Tag  an  die  BKasse  zu  Händen 
des  Schweiz.  Invalidenfonds  zu  entrichten. 
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Der  Verminderung  der  Baardeckung  unter  die  Hälfte  der  jeweili- 
gen Kotencirkulation  ist  die  Erhöhung  der  Notencirkulation  über  das 
Doppelte  des  jeweiligen  Bestandes  der  Baardeckung  gleich  zu  achten  ». 

Art.  17  (alt  Art.  16).  1 

Die  Emissionsbanken,  welche  ausser  durch  Baarschaft  nicht  aus- 
schlieslich    Deckung   durch    Hinterlage   von   Wertpapieren  leisten,   ist  | 

untersagt : 

a.  Gewährung  von  ungedeckten  Krediten;  ! 

b.  Kauf  und  Verkauf  auf  Term\n  von  Waaren  oder  Wertpapieren 
für  eigene  oder  fremde  Rechnung; 

c.  «ungedeckter  Kauf  und  Verkauf  von  Waaren  oder  Wertpapieren  | 
für  fremde  Rechnung»,  oder  Gutsprache  für  die  Erfüllung  solcher 

Geschäfte ;  1 

d.  Erwerb  von  Grundeigentum,  welches  nicht  zum  eigenen  Geschäfts-  | 
betrieb  dient,  <  ausgenonmieu  zur  Deckung  von  Hypothekarforde- 
rungen in  amtlichen  Liquidationen  >  ; 

e.  industrielle,  gewerbliche  und  kommerzielle  Unternehmungen,  aus- 
genommen Handel  mit  edlen  Metallen; 

f.  Versicherungsgeschäfte; 

g.  Emissionen  «oder  Beteiligung  an  Emissionen»,  mit  Verpflichtung 
zur  Uebernahme  von  Aktien  und  Anleihenstiteln ,  ausgenommen 
für  Schweiz.  Staats-,  «Bezirks-»  und  Gemeinde- Anleihen  « und  für 
von  Schweiz.  Staaten  garantirte  Anleihen »  ; 

h.  irgend  welche  Beteiligung  bei  Firmen,  welche  solche  untersagte 
Geschäfte  betreiben. 

Art.  18  (neu). 
«  Allen  Emissionsbanken  ist  untersagt,  neben  der  Ausgabe  von  Bank- 
noten, andere  kurzföllige  Schulden   oder  Zahlungsverbindlichkeiten   ftir 
eine  höhere  Summe  einzugehen,  als  ihre  Notenemission  beträgt  ». 

«  Als  kurzfäUig  gelten  diejenigen  Schulden  und  Zahlungsverbind- 
lichkeiten, welche  binnen  acht  Tagen  fällig  sind  oder  auf  Begehr  oder 
Kündigung  sofort  oder  innert  acht  Tagen  fällig  werden  ». 

D.  Einlösung  der  Noten. 

Art.  19  (alt  Art.  19). 

«Die  Emissionsbanken  sowie  ihre  Zweiganstalten  haben  mit  Aus- 
nahme der  Sonntage  und  der  vom  Staate  anerkannten  Feiertage  wäh- 
rend der  ortsüblichen  Geschäftsstunden  ihre  Bttreaux  und  Kassen  dem 
Verkehr  offen  zu  halten». 

«  Als  Zweiganstalten  gelten  sämtliche  Zweigniederlassungen  (Filialen, 
Comptoirs  etc.)  einer  Emissionsbank,  welche  durch  ihre  Firma  als  solche 
bezeichnet  sind  und  Bankgeschäfte  betreiben  ». 
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Art.  20  (alt  Art.  20  und  21  umgestellt). 

Jede  Emissionsbank  ist  verpflichtet,  ihre  Noten  an  ihrer  Haupt- 
Kassa  auf  erste  Vorweisung  und  bei  ihren  Zweiganstalten  längstens 
binnen  zwei  Tagen  nach  Vorweisung  gegen  gesetzliche  Baarschaft  zum 
vollen  Nennwert  einzulösen  und  an  ihrer  Hauptkasse  sowol  als  bei 
ihren  Zweiganstalten  jederzeit  vollwertig  an  Zahlung  anzunehmen. 

Art.  21  (alt  Art.  20  und  21  umgestellt). 

Jede  Emissionsbank  und  jede  Zweiganstalt  einer  solchen  ist  ver- 
pflichtet,  jederzeit  die  Noten  aller  andern  Schweiz.  Emissionsbanken,  so 
lange  letztere  ihre  eigenen  Noten  pünktlich  einlösen,  vollwertig  an  Zah- 
lung anzunehmen. 

Jede  Emissionsbank  und  jede  Zweiganstalt  ist  ferner  verpflichtet, 
auf  Verlangen  des  Inhabers,  die  Noten  anderer  Schweiz.  Emissionsban- 
ken, «gegen  specifizirte  Empfangsbescheinigung»,  unentgeltlich  zur  Ein- 
lösung zu  übernehmen  «und  den  vollen  Gegenwert  in  gesetzlicher  Baar- 
schaft», binnen  «vier»  Tagen  nach  Uebemahme,  «zur  freien  VerfÖgung 
des  Auftraggebers  zu  halten,  oder  aber  unter  Bückgabe  der  Noten  den 
Nachweis  zu  leisten,  dass  die  emittirende  Bank  der  Pflicht  zur  Einsen- 
dung des  Gegenwertes  nicht  rechtzeitig  nachgekommen  ist.  Die  ver- 
mittelnde Bank  hat  von  letzterem  Falle  dem  BR  unverzüglich  Anzeige 
zu  machen  >. 

«  Die  Verpflichtung  zur  Annahme  und  zur  Uebemahme  von  Not^n 
anderer  Banken  gilt  für  den  Verkehr  mit  Dritten,  nicht  für  denjenigen 
der  Emissionsbanken  und  Zweiganstalten  unter  sich.  Sie  gilt  auch  nicht 
gegenüber  Niederlassungen  von  Emissionsbanken,  welche  nicht  als  Zweig- 
anstalten im  Sinne  von  Art.  19  anzusehen  sind». 

Sonntage  und  vom  Staate  anerkannte  Feiertage  fallen  bei  den  in 
diesem  und  dem  vorhergehenden  Artikel  angesetzten  Fristen  ausser  Be- 
rechnung. 

Art.  22  (alt  Art.  22). 

Jede  Emissionsbank  ist  gehalten,  bei  erster  Aufforderung  und  auf 
eigene  Kosten  und  Gefahr,  für  ihre  Noten,  welche  eine  andere  Emissions- 
bank <c  oder  die  Zweiganstalt  einer  solchen  »  an  Zahlung  angenommen, 
eingelöst  oder  zur  Einlösung  übernommen  hat,  dieser  Bank  «  oder  Zweig- 
anstalt »  den  Gegenwert  in  Baar  oder  in  Noten  derselben  «  sofort  nach 
erhaltener  Aufforderung  einzuliefern». 

cDie  Aufforderung  hat  die  Stückzahl  nach  Abschnitten,  Serien  und 
Nummern  und  den  Gesamtbetrag  der  Noten,  für  welche  Deckung  ver- 
langt wird,  anzugeben.  Die  Noten  sind  verpackt  bereit  zu  halten  und 
sofort  nach  Empfang  der  Deckung  der  emittirenden  Bank  zu  über- 
senden. 
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Es  bleibt  dem  BB  vorbehalteD,  den  Ausgleich  in  der  Weise  anzu- 
ordnen, dass  auf  Verlangen  der  Banken  die  Noten  sowol  als  der  Gegen- 
wert an  die  Depositen-  und  Kompensationskasse  zu  senden  sind. 

Die  Emissionsbanken  sind  gebalten,  die  in  ihrem  Besitze  befind- 
lichen Noten  anderer  Banken,  nach  Massgabe  der  vom  BR  zu  treffenden 
Anordnungen,  periodisch  auszutauschen». 

Art.  23  (neu). 

« Behufs  Erleichterung  des  Ausgleichs  der  den  Emissionsbanken  aus 
dem  Notenverkehr  erwachsenen  gegenseitigen  Verbindlichkeiten,  im  be- 
sonderen des  Notenaustausches,  wird  der  Bund  eine  Depositen-  oder 
Kompensations- Kasse  errichten,  welche  zugleich  die  als  Notendeckung 
zu  hinterlegenden  Wertpapiere  zu  verwahren  und  die  in  Art.  7,  Abs.  2 
vorgesehenen  Depositen -Scheine  auszugeben  hat. 

Die  Einzahlungen  an  die  Depositen-  und  Kompensations- Kasse  auf 
Depoditenrechnung  oder  gegen  Depositenscheine  haben  mindestens  zur 
Hälfte  in  Goldmünzen  zu  bestehen. 

Die  von  den  Emissionsbanken  bei  dieser  Kasse  in  Rechnung  depo- 
nirte  gesetzliche  Baarschaft,  sowie  die  Depositenscheine  (Art.  7,  Abs.  2) 
können  von  denselben  der  vorgeschriebenen  Baardeckung  beigezählt 
werden. 

Der  BR  wird  über  die  Errichtung,  die  Benützung  und  die  Obliegen- 
heiten der  Depositen-  und  Kompensations- Kasse  die  nötigen  Vorschriften 
erlassen  » . 

Art.  24  (alt  Art.  24,  Abs.  1). 

Defekte,  insbes.  beschmutzte,  abgenutzte  oder  beschädigte  Noten 
« eigener  oder  anderer  Emission  »  dürfen  von  den  Emissionsbanken  und 
ihren  Zweiganstalten  nicht  wieder  in  Verkehr  gegeben  werden. 

cDer  BR  ist  befugt,  die  eidg.  Staatskasse  und  die  Depositen-  und 
Kompensations-Kasse  anzuweisen,  die  ihnen  eingehenden  defekten  Noten, 
bevor  sie  an  die  Emissionsbanken  gelangen,  in  geeigneter  Weise  cirku- 
laüonsunfähig  zu  machen. 

Er  ist  femer  befugt,  den  gesetzlichen  Rückzug  älterer  Emissionen, 
deren  Noten  als  defekt  betrachtet  werden,  anzuordnen  » . 

Art.  25  (alt  Art.  24,  Abs.  2  und  8). 

Beschädigte  Noten  hat  die  emittirende  Bank  zum  vollen  Nennwert 
einzulösen,  sofern  der  Inhaber  einen  Teil  der  Note  vorweist,  der  grösser 
ist  als  die  Hälfte,  oder  falls  er  einen  weniger  grossen  Teil  vorweist, 
den  Nachweis  leistet,  dass  der  andere  Teil  der  Note  zerstört  sei.  «Im 
Streitfalle  entscheidet  das  BGer>. 

Eine  Ersatzleistung  für  verlorene  oder  ganz  zerstörte  Noten  findet 
nicht  statt. 


300  Teil  IV.    Abschn.  VII.    Kapitel  3.    No.  1542. 

Art.  26  (alt  Art.  25). 
Der  BE  ist  berechtigt,  auf  Grund  und  fülr  die  Dauer  höherer  Ge- 
walt, <c  alle  oder  einzelne  »  Emissionsbanken  ihrer  Verpflichtung  zu  ent- 
heben, die  Noten  anderer  Banken  an  Zahlung  oder  zur  Vermittlung  der 
Einlösung  anzunehmen.  Er  hat  eine  solche  Verfügung  «sofort  öffent- 
lich bekannt  zu  geben  ^  und  der  BVers.  bei  ihrer  nächsten  Zusammen- 
kunft zur  Kenntnis  zu  bringen. 

E.  Verfahren  mangels  Einlösung. 

Art.  27  (vergl.  alt  Art.  34). 

«Verweigert  eine  Bank  die  Einlösung  oder  Annahme  einer  Note, 
indem  sie  dieselbe  als  unächt  oder  gefälscht  erklärt,  so  entscheidet  hier- 
über mit  Dringlichkeit  auf  Klage  des  Inhabers  das  BGer. 

Erweist  sich  die  Note  als  acht,  so  hat  die  Bank  dieselbe  samt 
Kosten  und  6  ^/^  Verzugszinsen  dem  Inhaber  sofort  auszubezahlen. 

Das  BGer.  kann  überdies  der  Bank,  wenn  es  eine  von  ihr  emittirte 
Note  betrifft,  den  zweifachen  Betrag,  und  wenn  es  eine  von  einer  an- 
dern Schweiz.  Bank  emittirte  Note  betrifft,  den  einfachen  Betrag  als 
Busse  zu  Händen  des  Schweiz.  Invalidenfonds  auferlegen. 

Erweist  sich  die  Note  als  unächt  oder  gefälscht,  so  wird  dieselbe 
eingezogen  und  dem  BR  übergeben  >. 

Art.  28  (alt  Art.  26). 

Falls  eine  Emissionsbank  «  oder  die  Zweiganstalt  einer  solchen  »  der 
ihr  nach  Art.  20  obliegenden  Pflicht  zur  Einlösung  ihrer  «  eigenen  Noten 
oder  zu  deren  Annahme  an  Zahlung  >  nicht  nachkommt,  kann  der  Noten- 
inhaber die  Nichteinlösung  «  oder  Nichtannahme  >  durch  Protest  feststellen 
lassen. 

«  Eine  Protesterhebung  findet  nicht  statt,  wenn  die  Bank  die  Aecht- 
heit  der  Note  oder  auf  Grund  von  Art.  25  die  Zahlungspflicht  be- 
streitet». 

Art.  29  (neu). 
«Desgleichen   kann   der  Inhaber  durch  Protesterhebung  feststellen 
lassen,   dass   eine   Emissionsbank   oder   die   Zweiganstalt  einer  solchen, 
entgegen  der  ihr  durch  Art.  2 1  auferlegten  Verpflichtung : 

a.  die  Annahme  an  Zahlungsstatt  von  Noten  anderer  Schweiz.  Emis- 
sionsbanken verweigert ; 

b.  die  unentgeltliche  Vermittlung  der  Einlösung  von  Noten  anderer 
Schweiz.  Emissionsbanken  verweigert ; 

c.  für  Noten  anderer  Schweiz.  Emissionsbanken,  welche  sie  zur  Ver- 
mittlung der  Einlösung  übernommen  hat,  innerhalb  der  vorge- 
sehenen Frist  den  Gegenwert  weder  baar  ausbezahlt,  noch  unter 
Rückgabe  der  Noten  gemäs  Art.  80   den  Nachweis  geleistet  hat 
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dass  die  emittirende  Bank  der  Pflicht  zur  Einliefenui 

wertes  nicht  rechtzeitig  nacbgekommen  ist  >. 

Art.  30  (neu). 

'  Der  von  einer  Emissionsbank  oder  Zweiganstalt  zu  1< 

weis,    dass  sie    fKr  die    ihr  zur  EinlSsung  iibergebenen  Nc 

dem  Schweiz.  Emissionsbank  von  dieser  den  Gegenwert  nii: 

erhalten  bat,  besteht  In  der  amtlichen  Feststellung  der  T 

a.  dass  die  zur  Einlösung  Qbemommenen  Noten  nact 
spezificlrten  Quittung  vorbanden  sind, 

b.  dass  sie  die  emittirende  Bank  sofort  nach  üebemah 
znr  Einsendung  des  Gegenwertes  aufgerordert  bat,  ' 

c.  dass  sie  denselben  innerhalb  der  vorgeschriebenen  F 
halten  bat>. 

Art  31   (neu). 

c  Für  die  Erhebung  des  Protestes  finden  Art.  814  n 
OH  entsprechende  Anwendung. 

Ueber  sämtliche  einer  Emissionsbank  oder  Zweigansi 
gelben  Inhaber  gleichzeitig  zur  Einlösung  oder  zur  Anna 
lung  vorgewiesenen  eigenen  Noten  wird  der  Protest  in  ■ 
Urkunde  aufgenommen.  Desgleichen  über  sämtliche  einer  . 
oder  Zweiganstalt  von  demselben  Inhaber  gleichzeitig  zur 
Zahlung  oder  zur  Vermittlung  der  Einlösung  vorgewiesei 
derer  Schweiz.  Emissionsbanken. 

Der  Protest  betr.  die  in  Art.  28  und  Art.  29,  litt, 
gesehenen  Fälle  kann  nur  während  der  ortsüblichen  Gei 
an  demselben  Tage,  an  welchem  die  Verweigerung  der  E 
nähme  oder  üebernahme  errolgt  ist,  sowie  am  nBchstfolgen 
erhoben  werden. 

Der  Protest  betr.  den  in  Art.  29,  litt,  c  vorgesehei 
an  dem  auf  die  viertägige  Frist  folgenden  Werktage  erho 
Art.  32  (neu). 

<  Die  Protesturkunde  hat  insbes.  zu  enthalten : 

a.  an  Stelle  einer  wörtlichen  Abschrift  die  Bezeichn 
testit'ten  Noten  unter  Angabe  der  Bank,  welche  dii 
tirt  hat,  der  Stückzahl  der  verschiedenen  Abschnii 
Gesamtbetrages  der  protestirten  Noten  einer  Bank 
Gesamtstückzahl  und  des  Totalbetrages  aller  Noten, 
verschiedener  Banken  gleichzeitig  protestirt  werden 

b.  die  Angabe  der  Grande,  auf  welche  gestützt  die  t 
die  Annahme  an  Zahlung  oder  die  Vermittlung  i 
verweigert,  oder  für  übernommene  Noten  weder  Baa 
der  Nachweis  der  Nichteinlösung  geleistet  wird ; 

c.  die  Angabe  der  Protestkosten  ». 
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Art.  33  (alt  Art.  28). 
Der  Protest  wird  in  drei  gleichlautenden  Urkunden  ftusgefertigt. 
welohen  der  Protestbeamte  die  erste  sofort  dem  BR,  die  zweite  der 
)n,  welche  den  Protest  erheben  Hess,  und  die  dritte  der  Bank. 
1  welche  der  Protest  erhoben  wurde,  zuzustellen  hat. 
(Der  BR  ist  aaf  Grand  der  Protesturkunde  berechtigt,  der  Bank 
weitere  Ausgabe  ihrer  eigenen  Noten  zu  verbieten.  Er  hat  von 
solchen  Massnahme  den  übrigen  Emissionsbanken  Kenntnis  in 
1.  Dieselben  werden  dadurch  der  in  Art.  21  vorgeschriebenen 
it  zur  Annahme  und  Vermittlung   der  Einlilsung  dieser  Noten  bis 


Der  BR  wird,  «wenn  er  es  im  Interesse  der  Notengl&nbigei-  fHi 
erachtet*,  die  amtliche  Veröffentlichung;  der  Protesterhebung  an- 

Art.  34  (alt  Art.  29). 
Der  Inhaber  einer  auf  Grund  von  Art.  28  protestirten  Note  kann 
:    Vorlage    derselben    und    der    Protesturkunde    beim     BGer.  die 
igsTollstreokung  gegen  die  Bank,  welche  die  Note  emittirt  hat,  ver- 
in. 

(Der  Präsident  des  BOer.  erlässt  spätestens  am  ersten  Werktage 
Eingang  eines  solchen  Begehrens  gegen  die  Bank  einen  Zablnngs- 
il.. 

Der  Zahlungsbefehl  enthält  die  Aufforderung,  binnen  fünf  Titgen 
der  Zuetellang,  (  der  Depositen-  und  Eompensatiooskasse  zu  Bandes 
'fotengtäubigers  >  in  gesetzlicher  Baarachaft  den  Betrag  der  Noten 
;  6*/j  Verzugszinsen  vom  Protesttage  an,  die  Protestkosten  «und 
;e  Auslagen  und  eine  Provision  von  '/g  Vo  *  ^^  übergeben  «unter 
Androhung,  dass  sonst  die  Spezialliqnidation  der  (ür  die  Noten 
nden  Pfänder,  eventuell  der  Konkurs  über  die  Bank  eröffnet 
e  ». 

Ausnahmsweise  kann  das  BGer. ,  wenn  dies  in  Folge  ausser- 
itticher  Umstände  als  gerechtfertigt  erscheint,  eine  längere  Zah- 
ifrist  bestimmen. 

Art.  35  (neu). 
« Das   BGer.  hat   dem  Notengläubiger  den   Empfang  der  Protest- 
nde  und   der   protestirten  Noten,    sowie    den  Erlass    des  Zahlnngs- 
ils  unverzüglich  anzuzeigen. 

Ist  die  Bank,  gegen  welche  protestirt  worden  ist,  dem  Zahlungf- 
ile  nachgekommen,  so  lässt  das  BGer.  den  Betrag  dem  Noten- 
Jiger  in  baar  zustellen  und  gibt  der  Bank  die  Noten  samt  Protest- 
nde  heraus. 
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Die  Transportkosten  der  Geld-  und  Notensendangen  fallen  zu  L. 
der  Bank,  welche  die  Noten  emittirt  bat>. 
Art.  86  (neu). 

<  Hat  die  Bank  dem  Zahlungsbefehl  nicht  Folge  geleistet,  so 
dfts  BGer.  unmittelbar  nach  Ablaaf  der  Zahlungsfrist : 

a.  der  Bank  die  weitere  Ausgabe  ihrer  eigenen  Noten  end) 
untersagen  (vgl.  alt  Art.  29,  3cblussatz)  ; 

b.  auf  die  im  Besitze  der  Bank  befindlichen  und  die  beim  B 
hinterlegten,  den  Noteninbabern  verpfändeten  Werte  and  au 
im  Besitze  der  Bank  und  ihren  Zweiganstalten  befindlichen  ei^ 
Noten  Beschlag  legen  und  deren  üeberitlhrung  an  die  Depos 
und  Kompeosationskasse  anordnen  ; 

c.  dem  BR  entsprechende  Anzeige  machen ; 

d.  die  getroffenen  Massnahmen  öfientlich  bekannt  geben  mit  der 
zeige,  dafiS  filr  sämtliche  cirknlirenden  Noten  der  zahlungsanfHl 
Bank  die  Veizagsdnaen  zu  6  **/•  von  "^^S^  ^^■'  ersten  Prc 
erhebung  an  zn  laufen  begonnen  haben*. 

Art.  37  (neu). 

•  Der  BR  hat  die  nach  Art.  36,  litt,  c  erhaltene  Anzeige  den  üb 
Emissionsbanken  mitzuteilen,  mit  der  Eröffnnng,  dass  sie  und 
Zweiganstalt«n  den  ihnen  durch  Art.  21  auferlegten  Verpflichta 
bezüglich   der   Noten   der  zahlungsunfähigen    Bank   endgiltig   enth 

Art.  38  (neu). 

« Das  BGer.  wird  des  weitern  unter  Zuziehung  eines  Abgi 
neten  des  BR  und  nötigenfalls  anderer  Sachverständiger  eine  SchSt 
der  P^der  vomehraen. 

Ergiebt  diese  Schätzung,  dass  die  PfUnder  zur  Deckung  aller  Ni 
gläubiger  in  Kapital,  Zins  und  Kosten,  sowie  der  Kosten  des  Verfal 
liinreichen,  so  ordnet  das  BGer.  die  Spezialliquid ation  an. 

Andernfalls  forderb  das  BGer.  die  Bank  auf,   binnen  einer 
TOn  zehn  Tagen  fUr  den  Fehlbetrag  genügende  Sicherheit  durch  Di 
gäbe   weiterer    den    Anforderungen    von    Art.    10 — 14    entspreche 
^pezialpfSnder  zu  leisten. 

Kommt  die  Bank  dieser  Aufforderung  nicht  nach,  so  wird  Übe 
der  Konkurs  eröfiiiet  >. 

Art.  39  (neu). 

*  Zur  Durchführung  der  Spezial  liquid  ation  ernennt  das  i 
unter  Anzeige  an  den  BB  einen  Liquidator,  welcher  unter  Oberauf 
des  BGer.  dnrch  Vermittlung  der  Depositen-  und  Kompensation s. 
die  Pfänder  verwertet.  Das  Ergebnis  der  Liquidation  wird  bei 
genannten  Kasse  hinterlegt. 


B^' 


't-^-f' 


304 


Teil  IV.    Abschn.  VII.    Kapitel  3.    No.  154Ä. 


:<-. 


Zeigt  sich  im  Lanfe  der  Verwertung,  dass  der  Erlös  der  Pfänder 
ungenügend  sein  wird,  so  fordert  das  BGer.  die  Bank  auf,  ftir  den 
voraussichtlichen  Ausfall  in  kurz  zu  bemessender  Frist  eine  den  Anfor- 
derungen von  Art.  10—14  entsprechende  Deckung  zu  beschaffen. 

Kommt  die  Bank  dieser  Aufforderung  nicht  nach,  so  wird  über  sie 
der  Eonkurs  eröffnet. 

Sobald  die  vorhandene  Baarschaft  und  die  verwerteten  Pfänder 
einen  Betrag  ergeben,  welcher  voraussichtlich  zur  Einlösung  der  Noten, 
deren  Vorweisung  zu  erwarten  steht,  samt  Zins  und  Kosten  ausreicht, 
erlässt  der  Liquidator  eine  öffentliche  Aufforderung  an  alle  Notengläa- 
biger  der  zahlungsunfähigen  Bank,  die  Noten  mit  Verzeichnis,  eventuell 
mit  Protest-  und  Kostenrechnung  begleitet,  der  Depositen-  und  Kom- 
pensationskasse zur  Einlösung  einzureichen. 

Der  Liquidator  bestimmt  und  veröffentlicht  den  Tag,  mit  welchem 
die  Verzugszinsen  zu  laufen  aufhören. 

Der  Liquidator  verfügt  zu  geeigneter  Zeit  den  Rückruf  der  Noten 
der  Bank  unter  Bezeichnung  des  Zeitpunktes,  an  welchem  der  Gregen- 
wert  der  bis  dahin  noch  ausstehenden  Noten,  jedoch  ohne  Kostenvergü- 
tung und  Verzugszinsen,  gemäs  Art.  52,  an  die  BKasse  abzuliefern  ist>. 

Art.  40  (neu). 

«Die  Liquidation  gilt  als  durchgeführt,  sobald  der  volle  Gegenwert 
der  am  Einlösungstermin  (Art.  52)  noch  ausstehenden  Noten  an  die 
BKasse  abgeliefert  und  alle  bis   dahin  erlaufenen  Kosten  bezahlt  sind. 

Ein  allfällig  verbleibender  üeberschuss  wird  nach  Grenehmigung 
der  Schlussrechnung  durch  das  BGer.  der  Bank  ausgefolgt  ». 

Art.  41   (neu). 

«Die  Spezialliquidation  nimmt  ihren  Fortgang  auch  dann,  wenn 
während  derselben  über  die  Bank  der  Konkurs  ausbricht. 

Der  Liquidator  hat  in  diesem  Falle  die  Rechte  der  Notengläubiger 
im  Konkurse  geltend  zu  machen  und  zu  vertreten. 

Der  Liquidator  hat  auch  Namens  und  für  Rechnung  der  Noten- 
gläubiger allfällige  civilrechtliche  Ansprüche  gegen  die  Personen,  wel- 
chen die  Leitung  und  Aufsicht  der  Bank  obliegt,  gerichtlich  geltend 
zu  machen  ». 

Art.  42  (vgl.  alt  Art.  32). 

«  Die  Zwangsvollstreckung  gegen  Emissionsbanken  füi*  Forderungen, 
welche  nicht  auf  Banknoten  beruhen,  geschieht  bis  zur  Konkurseröff- 
nung nach  den  Vorschriften  des  BGes.  über  Schuldbetreibung  und  Kon- 
kurs vom  11.  April  1889,*)  jedoch  mit  der  Bestimmung,  dass  das  Kon- 
kursbegehren beim  BGer.  als  dem  Konkursgericht  zu  stellen  ist. 
Dieses  macht  dem  BR  davon  unverzüglich  Anzeige. 


i)  Vgl.  A.  S.  n.  F.  2  S.  I  529. 
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Die  DarchfÜhrong  des  Konkurses .  erfolgt  nach  Massgabe  der  Ar- 
tikel .43  bis^  45  unter  Leitung  des  BGer. 

Dasselbe  ernennt  einen  oder  mehrere  Konkursverwalter.  Die  Er- 
nennung ist  dem  BB  mitzuteilen. 

Das  BGer.  ist  auch  das  für  die  Konkurseröffiiung  zuständige 
Gericht,  wenn  eine  Emissionsbank  sich  selbst  zahlungsunfähig  erklärt, 
oder  wenn  die  Voraussetzungen  von  Art.  657  des  eidg.  OR  zutreffen 
(Schuldbetreibungs-  und  Konkursges.  Art.  191  und  192).  » 

Art.  43  (vgl.  alt  Art.  30). 

«Bei  der  Vollziehung  des  Konkurses  sind  in  Bezug  auf  die  Verbind- 
lichkeiten der  Bank  aus  ihrer  Notenemission  die  folgenden  Bestimmungen 
massgebend : 

a.  unter  die  Konkursforderungen  wird,  ohne  dass  eine  besondere 
Anmeldung  seitens  der  Noteninhaber  erforderlich  oder  zulässig 
wäre,  derjenige  Betrag  der  Emission  aufgenommen,  welcher  nicht 
in  eigenen  Noten  in  den  Kassen  der  Bank  und  ihrer  Zweiganstalten 
vorhanden  ist,  und  zwar  zuzüglich  6%  Verzugszinsen  vom  Tage 
der  KonkarserÖfi&iung,  und  falls  der  Konkurs  nach  Massgabe  von 
Art.  88  oder  Art.  39,  Abs.  8  erkannt  wurde,  vom  Tage  der 
ersten  Protesterhebung  an,  nebst' den  durch  die  Protestaufnahme 
vor  dem  Konkursausbruch  verursachten  Protestkosten  und  Pro- 
visionen im  Sinne  von  Art.  34. 

b.  Soweit  die  Notengläubiger  nicht  vorweg  aus  den  ihnen  als  Spe- 
zialpfiäud  haftenden  Werten  befriedigt  werden  können,  werden  sie 
vor  allen  übrigen  nicht  pfandversicherten  Gläubigem  in  einer 
privilegirten  Klasse  auf  den  Erlös  der  Konkursmasse  angewiesen. 

0.  Die  Gesamtheit  der  Noteninhaber  wird  im  Konkurse  der  Bank 
durch  den  Spezialliquidator,  und  falls  kein  solcher  besteht,  durch 
einen  vom  BR  ernannten  Kommissär  gegenüber  der  Konkurs - 
Verwaltung  und  den  übrigen  Gläubigern  vertreten. 

d.  Die  im  Besitz  der  Bank  und  ihrer  Zweiganstalten  befindlichen 
eigenen  Noten,  und  die  den  Notengläubigern  haftenden  Spezial- 
pfänder  sind  bei  der  Depositen-  und  Kompensationskasse  zu  hinter- 
legen; desgleichen  die  aus  der  Verwertung  der  Pfänder  ein- 
gehenden Gelder. 

e.  Der  Kommissär  wirkt  bei  der  Verwertung  der  den  Notengläubi- 
gem haftenden  Spezialpföndern  mit  und  kann,  wenn  er  mit  den 
Anordnungen  der  Konkursverwaltung  nicht  einverstanden  ist,  beim 
BGer.  Einsprache  erheben. 

Art.  41,  Abs.  3  ist  auf  den  Kommissär  anwendbar. 

f.  Sobald  die  zur  vollen  Befriedigung  der  Notengläubiger  erforder- 
liche Baarschaft  vorhanden  oder  der  die  Notengläubiger  betreffende 
IV  20 
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Verlust  ermittelt  ist,   erlässt  der   Kommissär,  oder  im  Falle  der 
Spezialliqaidatioü   der  Liquidator,   die  in  Art.  39,  Abs.  4  und  5 
vorgesehene  öffentliche  Aufforderung  und  Anzeige  an  die  Noten- 
gläubiger,  verbunden  mit  dem  Rückruf  der  Noten,  gemäs  Art.  51 
und  52  und  Art.  39,  Abs.  6  (vgl.  alt  Art.  31). 
Im  übrigen  ist  bei  der  Durchführung  des  Konkurses  einer  Emis- 
sionsbank  das  BGes.  über  Schuldbetreibung  und  Konkurs  massgebend, 
soweit  dessen  Bestimmungen  mit  den  vorstehenden  vereinbar  sind  ». 

Art.  44  (vgl.  alt  Art.  33). 

c  Gegen  Verfügungen  des  Spezialliquidators  oder  des  Konkursverwal- 
ters oder  des  Kommissärs  kann  beim  BGer.  Beschwerde  erhoben 
werden. 

Desgleichen  entscheidet  das  BGer.  über  Anstände  zwischen  dem 
Spezialliquidator  (Kommissär),  dem  Konkursverwalter,  der  Depositen- 
und  Kompensationskasse,  den  Notengläubigem  und  der  Bank  ». 

Art.  45  (neu). 

€  Der  BR  wird  für  das  Verfahren  mangels  Einlösung  und  das  Kon- 
karsverfahren einen  Gebührentarif  aufstellen. 

Alle  Bekanntmachungen  bezüglich  Liquidation,  Konkurs,  Rückruf 
von  Noten  etc.  haben  durch  die  gewohnten  Publikationsorgane  der 
Bank,  sowie  durch  das  Schweiz.  Handelsamtsblatt  zu  geschehen  ». 

Art.  46  (neu). 

€  Eine  Emissionsbank  oder  Zweiganstalt,  welche  den  ihr  durch 
Art.  21  auferlegten  Pflichten  nicht  nachgekommen  ist,  haftet  dem  In- 
haber der  protestirten  Noten  oder  Empfangsbescheinigung  für  allen 
nachweisbar  erlittenen  Schaden  und  hat  die  in  Art.  34,  Abs.  3  vor- 
gesehenen Vergütungen  zu  leisten. 

Die  Klage  ist  beim  BGer.  anzubringen. 

Das  BGer.  setzt  der  beklagten  Bank  eine  kurze  Frist  zur  Ver- 
nehmlassung und  fällt  hierauf  seinen  Entscheid. 

Das  Urteil  ist  dem  BR  bekannt  zu  geben». 

F.  Erlöschen  des  Emissionsrechts  und  Rückruf  der  Noten. 

Art.  47.  % 

Die  Berechtigung  zur  Ausgabe  von  Banknoten  erlischt,  <  und  es  ist 
die  gesamte  Notenemission  einer  Bank  zurückzuziehen : 

a.  infolge  gänzlichen  Verzichtes  oder  freiwilliger  Geschäftsliquidation  >; 

b.  infolge  Widerruf  durch  den  BR,  wenn  die  in  Art.  2  aufgestellten 

Bedingungen  nicht  mehr  erfüllt  sind  (alt  Art.  38,  Abs.  1); 

c.  «  kraft  bundesger.  Urteils  auf  Grund  von  Art.  48  »  ; 
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d.  iafol^  ErOffiiaiig  des  SpezUUiqnldations-  oder  Eonkorsverfabrena 
(alt  Art.  87); 

e.  (  infolge  Aufhebung  durch  Verf.-  oder  Ges.-BesUmmangen  >. 

Alt.  48  (alt  Art.  89). 
Anf  Antrag    des   BR  bano    das  BGer.,    abgesehen  Ton  der   Be- 
strafoDg  der  schuldigen   Personen,  gegen   eine  Bank  den  Verlost  des 
EmiBsionBrechteB  erkennen : 

a.  wenn  sie  mehr  oder  andere  Noten,  als  ihr  Tom  Bunde  bewilligt 
oder  geliefert  worden  sind,  *  oder  andere  gleichartige  Schuldscheine 
(Art.  59)  >  ausgiebt ; 

b.  wenn  durch  Protesterhebongen  festgestellt  ist,  dasa  sie  wiederholt 
eigene  Noten  nicht  eingelöst  <  oder  deien  Annahme  an  Zahlung 
verweigert  hat  >  ; 

c.  wenn  sie  die  Baardeckuug  ihrer  Noten  unter  <  ftlnfzig  Prozent  > 
^ken  lässt,  «ohne  dazu  nach  Massgabe  von  Art.  15  ermächtigt 
zu  sein,  oder  ohne  die  in  Art,  15  und  16  vorgeschriebenen  Be- 
dingungen erfüllt  zn  haben  >  ; 

d.  «wenn  sie  die  Deckung  durch  das  Wechselportefeuille  unter  die 
vorgeschriebene  Grenze  sinken  lässt,  oder  wenn  die  Wechsel  die 
verlangten  Eigenschaften  nicht  besitzen  > ; 

e.  <  wenn  sie  der  Aufforderung  des  BB  zur  Ergänzung  der  Wertpapier- 
hinterlage nach  Uassgabe  Ton  Art.  14,  Abs.  2  und  Art.  15, 
Abs.  4  nicht  nachkommt  >  ; 

f.  » wenn  sie  Geschäfte  betreibt  oder  durch  Dritte  fUr  Rechnung  der 
Bank  betreiben  lässt,  welche  ihr  durch  Art.  17  untersagt  sind, 
oder  wenn  sie  ihre  andern  kurzfälligen  Schulden  über  die  durch 
Art.  18  gezt^ene  Grenze  anwachsen  lässt  >  ; 

g.  <  wenn,  sie  den  in  Art.  22  über  den  Notenausgleich  zwischen  den 

Emissionsbanken  gegebenen  Vorschriften  zuwiderhandelt*  ; 
b.  wenn   sie   fortführt,    die  Beaufsichtigung    und    Leitung  ihrer  Ge- 
schäfte Personen  anzuvertrauen,    welche    wegen   Zuwiderhandlung 
gegen  dieses  Ges.  wiederholt  gerichtlich  bestraft  worden  sind. 
Den    Banken     bleibt    die    Geltendmachung    von    Entschädigungs- 
ansprüchen gegenüber  den  fehibaren  Personen  vorbehalten. 

<  Der  BR  ist  berechtigt,  gleichzeitig  mit  dem  Antrag  auf  Entziehung 
des  Emission srechtes  der  Bank  die  weitere  Ausgabe  ihrer  eigenen  Noten 
einstweilen  zu  verbieten  >. 

Art.  49  (alt  Art.  38,  Abs.  2). 
Eine  verhältnismässige  Redaktion  der  Notenemission  tritt  ein  <und 
wird  vom  BR  im  einzelnen  bestimmt : 

a.  wenn  eine  Bank  auf  einen  Teil  der  ihr  bewilligten  Emission  ver- 
ziehtet >  ; 


-**^:*^^-«i 
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b.  wenn  der  Kapitalbestand  einer  Bank  eine  Vermindemng  <  bis  unter 
die  Hälfte  der  Emissionssumme  >    erlitten   hat   (Art.  7,   Abs.  1); 

c.  wenn  die  BVers.   eine  Redaktion  der  Gesamt-Notenemission  des 
Landes  beschliesst  (Art.  3,  Abs.  3). 

Art.  50  (vgl.  alt  Art.  40). 

<  Die  Banken  haben  dem  BB  unverziiglich  Anzeige  zu  machen,  falls 
Verluste  eingetreten  sind,  wodurch  ihr  Kapital  unter  die  Hälfte  der 
Emissionssumme  vermindert  wird. 

Eine  Bank,  welche  auf  die  ganze  Notenemission  oder  einen  Teil 
derselben  verzichtet,  .oder  die  ihre  Geschäftsliquidation  beschliesst,  hat 
dies  dem  BR  sofort  bekannt  zu  geben». 

Art.  51  (alt  Art.  85  und  41). 

Der  Rückruf  der  Noten  einer  Bank  infolge  der  in  Art.  47,  48 
und  49  vorgesehenen  Fälle,  <  oder  in  Ausftlhrung  von  Art.  9,  Abs.  5  oder 
Art.  24,  Abs.  3  »  wird  durch  den  BR  unter  Festsetzung  der  Einziehungs- 
fristen angeordnet. 

Vorbehalten  bleibt  der  Fall  «  des  Spezialliquidationsverfahrens  oder » 
des  Konkurses,  in  welchem  der  Rückruf  und  die  Einziehungsfrisien  durch 
den  Liquidator  oder  den  Kommissär  bestimmt  werden  (Art.  39  und  43). 

Art.  52  (alt  Art.  36). 

Die  infolge  Rückrufes  durch  die  emittirende  Bank  eingezogenen 
Noten  werden  unter  der  Kontrole  des  Bundes  vernichtet. 

Mit  Ablauf  der  Einziehungsfrist  übergiebt  die  emittirende  Bank  den 
haaren  Gegenwert  der  noch  ausstehenden  Noten  nebst  einem  spezificirten 
Verzeichnis  derselben  der  BKasse,  welche  an  Stelle  der  Bank  die  nach- 
trägliche Baareinlösung  der  zurückgerufenen  Noten  während  eines  Zeit- 
raumes von  30  Jahren,  vom  Datum  des  Rückrufes  an  gerechnet,  über- 
nimmt. Nach  Ablauf  dieser  Frist  verfällt  der  Gegenwert  der  bis  dahin 
nicht  zur  Einlösung  vorgewiesenen  Noten  dem  Schweiz.  Invalidenfonds. 

«  Nachdem  die  Einzahlung  an  die  BKasse  erfolgt  ist,  entbindet  der 
BR  die  Emissionsbanken  von  der  Pflicht  zur  Einlösung  und  Annahme 
solcher  Noten  >. 

Zurückgerufene  Noten  dürfen  von  c  den  Emissionsbanken  und  deren 
Zweiganstalten  >  nicht  wieder  in  Verkehr  gegeben  werden. 

G.  Kontrole  des  Bundes. 
Art.  53  (alt  Art.  42). 

Der  BR  überwacht  «  durch  das  Organ  eines  ständigen  Kontrolamtes 
die  Ausführung»  des  gegenwärtigen  Ges.  und  beaufsichtigt  den  Ge- 
schäftsbetrieb der  Emissionsbanken  ;  er  erlässt  zu  diesem  ßehufe  die 
nötigen  Verordnungen  und  Weisungen. 


BanknotenweBen . 

Art.  54  (alt  Art.  43). 
Die  Emissionsbankea  baben  dem  BR  nach  einheitlichem, 
festzostelleüden  Schema  folgende  Aasweiae  regelmässig  einzusen 

a.  jeden  Montag :  Die  Situation  der  vorhergehenden  Woche 

b.  bis  znm  15.  jeden  Monate:    Die  Bilanz  des  Torhergebenc 
□ats; 

c.  bis   zom  31.  U&rz:    Die  Schlussrechnnngen  des  vorher^ 
Jahres. 

Diese  Aasweise  werden  vom  BB  geprüft,  zosanmiengest 
veröffentlicht. 

«  Die  Emissionsbanken  and  ihre  Zweiganstalten  sind  gehal 
Kassa&tatos  täglich  anizunehmen  und  die  betr.  Sktiptoren  wc 
ein  Jahr  lang  aufzubewahren. 

Der  BB  ist  berechtigt,  von  den  Knüssionsbanken  periodi 
gelegentlich  alle  diejenigen  weitem  Aasweise  zu  verlangen,  n 
im  Interesse  der  Kontrole  fQr  nötig  erachtet,  nnd  hierüber  die  < 
lieben  Voi'schriften  za  erlassen. 

Die  Banken  haben  über  die  eingereichten  Aasweise  auf  V 
Anfschlnss  zu  erteilen  >, 

Art.  55  (alt  Art.  44). 

Der  BR  kann  jederzeit  die  GeschBfts-,    Kassa-   und  Bncl 
der  Emissionsbanken    prüfen    und   die  eingereichten  Ausweise 
Büchern,  Skriptaren  and  EffektivbestHnden  der  Banken  vergleie 
sen.   Eine  solche  Inspektion  ist  hei  jeder  Emissionsbank  mindes 
mal  jährlich  vorzanehmen. 

Die  Banken  haben  zu  diesem  Zwecke  den  Abgeordneten 
die  Bücher  und  Eontrolen  znr  Einsicht  vorzulegen,  die  Effektiv 
vorzuweisen  and  die  verlangten  Aufschlüsse  zu  erteilen. 

Der  BB  lasst  jährlich  wenigstens  einmal  t  durch  besondere  I 
net«  >  den  Bestand  nnd  Kurswert  der  von  den  Emissionsbanken 
positen-  und  Kompensationskasse  (Art.  23)  geleisteten  Wertpapii 
läge,  sowie  die  in  der  Hinterlage  vorgekommenen  Yeränderungei 

H.  Gebühren  und  Besteuerung. 
Art.  56  (alt  Art.  45). 
Die  Emissionsbanken  haben  dem  Bande  eine  jährliche  <  Konze 
nnd  Kontrol- Gebühr  von  eins  vom  Tausend  des  <  effektiven  > 
ihrer  Notenemission,  und  eine  Aufbewahrangsgebühr  von  «einha 
Tausend  (des  Deekungswertes >  der  laut  Art.  12   und  14  hini 
Wertpapiere  zu  entrichten. 

cDer  BB  wird  bestimmen,  welche  GebOhren  für  die  ii 
and  23  vorgesehenen  weitem  Dienstleistungen  der  Depositen*  ui 
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skasse  von  den  Banken  za  entrichten  sind.  Diese  Gebühren 
doch  die  bezüglichen  Verwaltangskosten  nicht  übersteigen  •. 

Art.  57  (alt  Art.  46). 
I  Kantone  sind  berechtigt,  von  den  anf  ihrem  Gebiete  domiu- 
lissionabanken  eine  Banknoten Bteuer  za  erheben. 
Steuer  ist  auf  dem  Betrag  dar  Notenclrkulation,  abzüglich  des 
der  ganzen  vorhandenen  Baar8chaft,  nach  Massgabe  der  Wochen- 
m  (Art.  54,   litt,  a)   im  Jahresdorchschnitt  za    berechnen  und 

vom  Hundert  per  Jahr  nicht  übersteigen  *. 
iden  sich   die  Niederlassungen   einer  Emissionsbank   auf  dem 
erschiedener  Kantone,  so  wird  das  Steuerbeireffnis  ftlr  die  eio- 
ntone  im  Verhältnis  *  des  Gesch&ftsmnsatzes  »  der  betr.  Nieder- 
im  gesamten  *  Oesch&ftaomsatz  >  der  Emissionsbank  anagemittelt. 
rhalb    des    nämlichen  Kantons  musa    die  Banknotenatetier  von 
issionsbanken  gleicbmässig  erhoben  werden. 
ir  Steuer- Anstände  entscheidet  der  BR. 
I.  Straf  bestimmungen. 
Art.  58  (neu).') 
)r  Banknoten  nachmacht  oder  fälscht,    um  sie  als  acht  zn  ge- 

oder  in  Verkehr  zu  bringen,  und  wer  nachgemachte  oder  ge- 
Banknoten wissentlich  als  Hchte  in  Verkehr  bringt,  wird  mit 
i  bis  zn  zehn  Jahren  bestraft. 

nachgemachte  und  gefälschte  Banknoten  als  licht  In  Empfang 
1  und  nach  erkannter  Dnächtheit  als  acht  wieder  in  Verkebr 
'ird  mit  GefUngnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  Geldbusse  bis 
'ranken  bestraft. 

Stiche,  Platten,  Clicbäs  etc.  oder  andere  zur  Anfertigung  von 
n  dienliche  Formen  zum  Zwecke  fälschlicher  Nacfamachnng 
aioten  anfertigt  oder  sich  verschafft,  wird  mit  Gefängnis  bis 
afaren  bestraft. 

den  Banknoten  ähnliche  Drucksachen  und  Abbildungen  za 
[nngen,  Reklamen  oder  Scherzen  anfertigt  and  verbreitet,  wird 
ignis  bis  za  drei  Monaten  oder  Geldbusse  bis  zu  500  Franken 

Art.  59  (alt  Art.  47.) 
ohne  Ermächtigung  des  Bundes  Banknoten  oder  andere  zum 
»stimmte  <  unverzinsliche  auf  Sicht  an  den  Inhaber  zahlbare 
leine  >  ausgiebt,  wird  mit  Gefängnis  bis  auf  ein  Jahr  oder  mit 
Idhusse  bestraft,   welche  dem  fünfiachen  des  Nennwertes  der 


Banknoten  weaen . 

Dnbefagt  ausgegebenen  Schuldscheine  gleichkomnit,  zum  miadi 
5000  Franken  beträgt. 

Art.  60  (alt  Art.  48  ohne  die  letzten  2  Absätze). 

<  Auf  Antrag  des  BH  »  werden  die  Personen,  welchen  die  L( 

Anfsicfat   einer  Emissionsbank    obliegt,  je  nach   ihrem  Vorsch 

Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit  Geldbusse  bis  zu  GOOi 


a.  wenn  sie  in  ihren  an  den  BR  nach  Uassgabe  von  Art. 
gebenden  Aas  weisen  oder  zu  erteilenden  Aufschlüssen 
schftflsTerh&ltnise   der    Bank   unwahr    darstellen   oder   ^ 

b.  wenn  sie  den  Vorschriften  über  die  Notendeckung  vo 
bis  16  zuwiderhandeln  ; 

c.  wenn  -sie  die  Vorschriften  von  Art.  17  oder  18  bezt 
Gesch&ftsbeschrankung  nicht  befolgen ; 

d.  wenn  sie  mehr  Noten,  als  der  Bank  vom  BB  bewilligt 
einem  andern  Verhältnis  der  Noten  abschnitte  als  gese 
Ifissig,  «  oder  den  Not^n  gleichartige  Schuldscheine  (Art. 
geben  ; 

e.  «wenn  sie  den  nach  Uassgabe  von  Art.  33  und  Art.  ' 
Abs.,  getroffenen  Verfügungen  des  BB  zuwiderhandeln  ; 

Art.  61  (alt  Art.  49,  Abaata  1). 

Der  BR  hat  die  in  den  Art.  58,  69  und  60  aufgezählten 
jeweilen  nach  ihrer  Art  und  Bedeutung  entweder  gemUs  Art.  11 
nnd  nach  Analogie  des  Art.  74  des  BQes.  über  das  BStra£ 
i.  Febr.  1853')  der  *  BStrafgerichtsbehCrde  >  oder  aber  den  zt 
kant.  Gerichten  zur  Erledigung  zuzuweisen. 

c  In  allen  diesen  Filllen  finden  die  allgemeinen  Bestimm 
6G  Aber  das  BStrafrecht  Anwendung!.*) 

Art.  62  (alt  Art,  50). 

Der  BR  ist  befngt,  den  fehlbaren  Leitern,  Qeschaftsfüh 
Beamten  einer  Emissionsbank  «  oder  Zweiganstatt  >  Ordnungs! 
auf  500  Franken  aufzuerlegen  : 

a.  wenn  sie  in  der  Einsendung  der  nach  Massgabe  von  A 
leistenden  Ausweise  >  oder  in  der  Erteilung  der  verlaO; 
schtttsse  oder  in  der  AusfUhmng  der  bezüglich  der  Aui 
troffenen  Anordnungen*  sich  Vers^Atungen  zu  Schulden 
lassen  ; 

b.  <  wenn  sie  die  vorgeschriebenen  Ausweise  nnvollstfindig  oi 
ordentlicher  Ausfertigung  leisten  >  ; 

')  Vgl.  A.  S.  IIl  427,  Wolf  I  378. 

')  Vgl.  A.  &  ni  404  ff..  Wolf  I  371  ff. 
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c.  wenn  sie  den  Abgeordneten  des  BB  die  Einsicht  in  die  Bücher, 
Kontrolen  und  Effektivbestände  der  Bank  verweigern  oder  die 
verlangten  Aufschlüsse   nicht  erteilen  (vgl.  alt  Art.  48,  litt,  b) ; 

d.  «  wenn  sie  die  Annahme  an  Zahlung  oder  die  Vermittlung  zur  Ein- 
lösung von  Noten  anderer  Schweiz.  Emissionsbanken  verweigern, 
ohne  biezu  gesetzlich  ermächtigt  zu  sein  ; 

e.  wenn  sie  entgegen  den  Vorschriften  von  Art.  19  ihre  Büreanx 
und  Kassen  dem  Verkehr  nicht  offen  halten  »  ;  ^ 

f.  wenn   sie  die   in  Art.   50   vorgeschriebene   Anzeige  an   den  BR  1 
unterlassen  (vgl.  alt  Art.  48,  litt,  f) ; 

g.  <  wenn  sie  defekte  Noten  wieder  in  Verkehr  geben ;  t 

h.  wenn  sie  zurückgerufene  Noten  wieder  in  Verkehr  geben ; 
i.  wenn  sie  die  in  ihrem  Besitze  befindlichen  Noten  anderer  Banken 
nicht  anordnungsgemäs  austauschen  ». 

Art.  63  (vgl.  alt  Art.  49,  letzter  Abs.). 

«  Die  von  den  Gerichten  ausgesprochenen  Geldbussen,  sowie  die  vom 

BR  verhängten  Ordnungsbussen  fallen  dem  Schweiz.  Invalidenfond   an- 

heim  ^ . 

Art.  64  (vgl.  alt  Art.  48,  vorletzter  und  letzter  Abs.). 

«  Die  Pei-sonen,   welchen  die  Leitung  und  Aufsicht  der  Bank  oder 

ihrer  Zweiganstalten  obliegt,   haften  den  Nöteninhabem  persönlich  und 

solidarisch : 

■ 

a.  für  den  Ersatz  des  Fehlbetrages,  wenn  und  soweit  ihnen  eine  ge-  ;'j 
setzwidrige  Schniälerung  der  im  Besitze   der   Bank  befindlichen 
Spezialpfllnder  zur  Last   fällt,   oder  wenn  sie  nach  dem  bundesr. 
Verbote  (Art.  88  und  48,   letzter  Abs.)    eigene  Noten  der   Bank 
ausgegeben  haben ; 

b.  für  allen  Schaden,  welchen  sie  den  Noteninhabern  durch  Zuwider- 
handeln gegen  die  Vorschriften  von  Art.  17,  18  und  50,  oder 
welchen  sie  andern  Emissionsbanken  durch  Zuwiderhandeln  gegen 
die  Vorschriften  von  Art.  22  zufügen  ». 

K.  Uebergangs-  und  Schlussbestinunungen. 

Art.  65  (neu). 

€  Der  BR  wird  die  zur  Einffthrung  des  gegenwärtigen  (Jes.  er- 
forderlichen Anordnungen  treffen». 

Art.  66  (neu). 

«Diejenigen  auf  Grund  des  BGes.  vom  8.  März  1881  zur  Aufgabe 
von  Noten  ermächtigten  Banken,  welche  nicht  in  der  Lage  oder  nicht 
Willens  sind,  unter  den  Bedingungen  des  vorliegenden  Ges.  fernerhin 
Noten  auszugeben,  haben  längstens  einen  Monat  vor  dem  Inkrafttreten 
desselben  dem  BR  dies  zu  erklären.  Der  BR  wird  hierauf  den  Rückruf 
der  Noten  dieser  Banken  anordnen. 


Banknoten  wesen . 

Diese  Bankeu  bleiben  den  Bestimmungen  des  BGes.  vom  8. 
ISSl  uoterworfeu,  bis  die  Binziehungs Frist  für  deren  Noten  abge 
und  der  Gegenwert  der  noch  ausstehenden  N'oten  an  die  BKasse 
liefert  ist. 

Bis  dabin  besteht  die  Verpflichtang  zur  Annahme  und  zur  1 
nfthme  der  Noten  solcher  Banken  fllr  die  übrigen  Schweiz.  Bmii 
banken  nach  M&ssgabe  Ton  Art.  21  unverändert  fort*. 
Art.  67  (neu). 

€  Der  BB  ist  befngt,  denjenigen  auf  Grand  des  BGes.  vom  8. 
1881  £nr  Aasgabe  von  Noten  ermächtigten  Banken,  deren  VerhB 
mit  dem  vorliegenden  Ges.  nicht  im  Einklang  stehen,  welche  abei 
fahren  wollen,  Noten  auszugeben,  fUr  die  Anpassung  ihrer  Verhü 
SQ  die  Vorschriften  dieses  Ges.  je  nach  Umständen  eine  Frist  h 
ein  Jahr  nach  dem  Inkrafttreten  desselben  zu  gewähren. 

Die  Banken,  welche  auf  eine  solche  Frist  Anspruch  mEichen  v 
haben  spätestens  einen  Monat  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Ges 
BB  ein  motirirtes  Gesuch  einzureichen.  Sie  haben  vor  Ablanf  d 
währten  Frist  über  die  ErfUDung  der  gesetzlichen  Bedingungej 
aaszuweisen. 

Bis  znr  Erfüllung  der  gesetzlichen  Bedingungen  über  die  ] 
deckung  nach  JUassgabe  von  Art.  12,  13  und  14  bleiben  diese  E 
nnd  deren  Garanten  bei  der  auf  Grand  des  BGes.  vom  8.  März 
geleisteten  Kotendeckung  behaftet*. 

Art.  68  (vgl.  alt  Art.  53). 

«Durch  dieses  Ges.  wird  das  BG  vom  8.  März  1881  au%el 
desgleichen  treten  alle  mit  dem  gegen vrtlrtigen  Ges.  im  Widers 
stellenden  kant.  Bestimmungen  ausser  Kraft. 

Der  Bund  anerkennt  keine  Entschädlgungspflicht  gegenUbt 
stehenden  Interessen,  welche  durch  die  Einfuhrung  dieses  Ges.  b 
werden  ». 

Art.  69  (alt  Art-  54.) 

Der  BB  ist  mit  der  Vollziehung  dieses  Ges.  und  mit  dem  I 
der  erforderlichen  VoUz- Verordnungen  beanftragt. 

Es  wird  auf  Grundlage  der  Bestimmungen  des  BG  vom  17 
1874,  betr.  die  Volksabstimmung  über  BGesetze  and  BBeschlüss 
Bekanntmachnng  dieses  Ges.  veranstalten  und  den  Tag  des  In 
Iretens  desselben  festsetzen.  <  Als  solcher  ist  der  eiste  Tag  eini 
lendersemesters  zu  bestimmen  und  die  Veröffentlichung  hat  weni 
6  Monate  vorher  stattzufinden». 

1S43.  I.  Nach  Art.  52  des  eidg.  Banknotenges.  batte 
Banken  auf  den  1.  Feb.  1886  den  Gegenwert  ihrer  noch  auss 
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I  alteo  Noten  an  die  eidg.  Staatskasse  einzuzahlen.  Mehrere 
nken  vertraten  die  Ansicht,  dass  diese  Bestimmung  nur  di(>}enigen 
ten  betreffe,  deren  Wert  in  der  gegenwärtig  gesetzlichen  Wäh- 
ig  bezeichnet  sei,  und  die  auf  den  benannten  Zeitpunkt  noch  einen 
standteil  der  gesetzlich  bewilligten  Emissionssumme  bilden. 

Demzufolge  wurde  von  diesen  Banken  der  Gegenwert  für  die- 
igen  Noten,  auf  welche  die  vorerwähnten  Voraussetzungen  nicht 
trafen,  nicht  eingezahlt.  Gegenüber  dieser  Anschaauogsweiae 
:1t  der  BB  daran  fest,  dass  nach  dem  Sinne  des  zit.  Art.  52 
'  alle  ausstehenden  alten  Noten  der  konzesssionirten  Emissions- 
aken,  ohne  Unterschied  ihrer  Stipulation  und  ihrer  Behandlimg, 
siehuDgsweise  Einreihung  in  den  Bilanzen,  der  Gegenwert  an 
!  eidg.  Staatskasse  za  leisten  bei. 

Ebenso  wurden  die  sog.  « buoni  di  cassa  n  der  beiden  tessi- 
eben  Emissionsbanken  als  den  Banknoten  gleich  zu  achtende, 
[laufende  Geldzeichen  angesehen  und  die  beiden  Institute  zur 
nzahlung  ihres  Gegenwertes  angehalten. ') 

I.  Einige  Banken  glaubten,  anläslich  dieser  Einzahlungen,  ihre 
spruchsrechte  auf  den  Rest,  beziehungsweise  auf  den  zur  Noten- 
ilösung  nicht  verwendeten  Betrag  dieser  Einzahlungen  für  deo 

II  geltend  machen  zu  sollen,  als  innerhalb  30  Jahren,  vom 
Feb.  18S6  an  gerechnet,  in  Folge  Veränderung  der  gegenwärtigen 
Gesetzgebung  über  das  Banknotenwesen  ihnen  die  Befugnis  zur 
itenausgabe  ganz  oder  teilweise  würde  entzogen  werden. 

Wiewol  eine  Erörterung  dieser  Frage  im  Hinblick  auf  den 
ä;enwärtigen  Stand  der  Gesetzgebung  als  verfrüht  erachtend,  er- 
lerte  der  BR  den  betr.  Banken,  dass  der  Art.  52  des  BGes. 
h  über  die  Verwendung  des  eingezahlten  Gegenwertes  der  alten 
>ten  in  so  bestimmter  Weise  ausspreche,  dass  die  Deutung, 
liehe  die  Banken  der  gedachten  Bestimmung  glauben  unterlegen 
sollen,  als  nicht  zulässig  erachtet  werden  könne.  Ein  Rücb- 
'derungsrecht  für  den  Rest  des  eingezahlten  Betrages  könnte  Dur 
f  Grundlage  eines  neuen  gesetzlichen  Erlasses,  der  die  Wirk- 


■)  Ea  wurden  loa  den  Emieeionsbankeu  bei  der  eidg.  StAstaktuee 
,  1,738,9«)  für  die  alten  auf  den  1.  Febr.  1886  noch  ausstehenden  Noten 
Kdiefert,  B  1887  I  692.  Im  Jahre  1889  wurden  infolge  ßeTision  des  betr. 
outro  von  einer  Bank  nachträglich  Fr.  500  einbezahlt.  Mit  Jahreagchlnae 
i2  waren  noch  tüi  Fr.  874,207  Noten  nach  altem  Tjrpos  ausstehend,  B  tS93 
tl5. 
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samkeit  des  mehrerwähnten  Art.  52   aufheben    i 
werden. 

1S44.  Verzinsliche  Kassascheine  im  Betrage 
die  ein  nicht  Banknoten  emittirendes  Bankinstitu 
abgiebt,  fallen  nicht  unter  das  Banknotenges.;  de 
qoalifiziren  sich  nicht  ais  Banknoten,  weil  sie  ver 
nur  in  Abschnitten  von  je  Fr.  1000  ausgegebi 
BBehörde  behielt  sich  jedoch  das  Zurückkommen  a 
stand  vor,  falls  früher  oder  später  zur  Emission 
Abschnitte  sollte  geschritten  werden,  oder  falls  di 
vermehrter  Ausgabe  sich  als  Geldsurrogate  gestalt 

1543.  Sog.  ZahtungSBcheine  eines  Kreditin 
Inhaber  und  30  Tage  dato  lautend,  sind  weder  als 
als  andere  zum  Umlauf  bestimmte  gteichbedeutendi 
zusehen.  £ 

1946«  Die  Anbringung  eines  Kantons-  ( 
Stempels  auf  den  Banknoten  erscheint  als  nnznläsi 

1.  weil  dadurch  die  Einheitlichkeit  sämtlicbei 
noten  zerstört  würde, 

2.  weil  den  mit  dem  Kantonsstempe)  versel 
Kantonalbanken  eine  nicht  gerechtfertigte  Vorz 
schafft  werden  könnte, 

3.  weil  infolge  der  technischen  Anlage  der 
Abstempelung  kaum  als  ein  Schutzmittet  g^en  < 
gelten  dürfte.  Bt 

1547.  Sowol  der  Wortlaut,  wie  der  Geist  d( 
des  Banknotenges,  fordern  die  Liquidirung  von  so) 
die  zwar  vor  dem  Inkrafttreten  des  BGes.  geschlof 
durch  dieses  aber  den  betr.  Banken  untersagt  wui 

BR  im  Jahre  1883  gegenüber  der  Genfer  Banque  dn 
U  5U. 

1348.  Die  Anfrage,  ob  der  Reservefond  eii 
garantie  stehenden  Finanzanstalt  als  einbezahltei 
betrachtet  werden  würde,  beantwortete  der  BR 
Reservefond  einer  Bank  als  festes  Betriebakapital  od 


Teil  IV.  AbBchn.  VII.   Kapitel  3.  No.  1S48— 155S. 

istandteil  desselben  nur  in  dem  Falle  als  zulässig  erklärt 
1  könnte,  wenn  der  Fond  von  der  kompetenten  Behörde  form- 
ir  Dotation  transformirt  und  diese  BOdann  als  stabiler  Be- 
:apitalposten  ausgewiesen  würde.         B  1882  u  606,  ll  1883  683. 

SäÖ.  Ein  Bankinstitut,  welches  sein  Wechselportefeuille,  aus 
Uets  ä  ordre  bestehend,  als  Deckung  der  60%  der  Emissions- 
!  zu  liefern  gedachte,  wurde  mit  seinem  BanknoteD-Emissions- 
e  vom  ER  abgewiesen.  Wenn  auch  das  benannte  Institut 
bänderung  der  bisherigen  Form  seiner  billeta  &  ordre  im 
einer  Anpassung  an  die  Bestimmungen  des  eidg.  OB  über 
igenwechsel  und  die  gezogenen  Wechsel  vorzunehmen  sich 
chtete,  so  schien  der  Charakter  dieser  Forderungen  dem 
des  BGes.  in  Bezug  auf  die  Leistung  der  Notendeckung 
das  Wechselportefeuille  nicht  zu  entsprechen,     ß  1883  ll  683. 

950.  Der  BR  hat  den  28.  Okt.  1892  anläslich  eines  Spe- 
les  folgende  grundsätzliche  Entscheide  gefasst: 

Der  üebergaog  von  der  einen  auf  die  andere  der  in  Art.  12 
ianknotenges.  vorgesehenen  Deckungsarten  von  60%  ^^^ 
smission  ist,  unter  Beobachtung  der  einschlägigen  gesetzUchen 
glementarischen  Vorschriften,  gestattet. 
Durch  den  vollzogenen  Uebergaog  von  der  Deckung  durch 
jstand  des  Wechselportefeuille  auf  die  Deckung  durch  Wert- 
age  oder  durch  Kantonsgarantie  wird  die  Bank  den  in  Art.  16 
nknotenges.  erwähnten  Beschränkungen  des  Geschäftsbetriebes 
en. 

Die  Hinterlage  von  gesetzlicher  Baarschaft  für  den  vollen 
von  60%  der  Notenaaission,  an  Stelle  der  in  Art  12,  litt-a 
nknotenges.  vorgesehenen  Wertschriften,  ist  zulässig. 
Bei  Banken,  welche  auf  ihr  Emissionsrecht  verzichtet  haben, 
Notendeckung  von  60%  nach  dem  jeweiligen  effektiven  Be- 
ier  Notenemission,  wie  sie  sich  nach  den  Eontrolen  des  1q- 
■ates  ergiebt,  zu  bemessen.  b  1893  iv  720,  1893  i  939- 

191.  Die  gesetzliche  Baardeckung  von  W/b  der  ausgewie- 
Notencirkulation  ist  den  NoteninhaberD  rerpföndet  and  kann 
r  Einlösung  der  Noten,  mit  je  40  fUr  ToiBewieaene  Fr.  100 
idet  werden.  Für  die  Leistung  der  übrigen  Fr.  60  oder  60»/« 
r  die  Bezahlung  der  andern  kurzfölligen  Schulden  können  daher 
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Dur  die  «  verfügbare  Baarscbaft  o  and  bei  beidseitiger  Konvenienz  die 
andern  Eassabestände  verwendet  werden.  BR  im  B  18Ö3  l  929. 

1332.  In  einer  Beschwerde  an  den  BR  vertrat  eine  Emissions- 
bank die  Ansicht,  dass  sie  sich  nur  für  verpflichtet  erachten  Icönne, 
den  Inkasso  der  Noten  anderer  Schweiz.  Emissionsbanken  in  den- 
jenigen Fällen  zu  übemehinen,  in  welchen  dem  Vorweiser  nicht  die 
Mittel  und  Wege  zn  Gebote  stehen,  den  Inkasso  selbst  zu  be- 
sorgen; dagegen  glaube  sie  nicht,  dem  Art.  21  des  Banknotenges. ') 
den  Sinii  unterlegen  zu  sollen,  dass  sie  auch  für  die  grossen 
Geldinstitute,  denen  der  Austausch  der  verschiedenen  Noten  ver- 
miß ihrer  Verbindungen  ebenso  leicht  (wo  nicht  noch  leichter) 
sei,  als  ihr,  die  Verpflichtung  habe,  die  Baarscbaft  von  allen 
übrigen  Emissionsbanken  einzutreiben. 

Der  BR  konnte  diese  Anschauung  aber  die  Bedeutung  des 
Art  21  des  Banknotenges,  nicht  teilen.  Schon  der  Wortlaut  dieser 
Ges-Bestimmung  ist  ein  so  klarer  und  bestimmter,  dass  ein 
einfocher  Hinweis  auf  denselben  weitere  Auseinandersetzungen 
Aber  die  den  Emissionsbanken  überbundenen  Pflichten  hinsichtlich 
der  Einlösung  der  Noten  anderer  Banken  unnötig  machen  dürfte. 
Die  Bank  übersieht  zudem,  dass  die  von  ihr  beanspruchte  Un- 
terscheidung der  geschäftlichen  Stellang  des  Notenvorweisers  in 
der  Praxis  nicht  durchführbar  ist  und  zu  willkürlichea  und  un- 
haltbaren Massnahmen  von  Seite  der  Emissionsbanken  fObren  müsste, 
abgesehen  davon,  dass  den  Geldinstituten  immer  Mittel  und  Wege 
ZQ  Gebote  stehen  würden,  die  Einlösung  der  Noten  nicht  in  ihrem 
Namen  und  nicht  für  ihre  Rechnung  anzubegehren.  Sodann  ist  es 
onbestreithar,  dass  der  Gesetzgeber  in  der  den  Emissionsbanken 
auferlegten  Verpflichtung  zur  Annahme  bezw.  Vermittlung  der 
Einlösung  der  Noten  anderer  Banken  eine  gebieterische  Forderung 
der  Vereinheitlicbang  des  Schweiz.  Notenwesens  erblickte  und 
diese  Forderung  wesentlich  dazu  beizutragen  bestimmt  ist,  den 
Noten  die  ihnen  zukommende  volkswirtschaftliche  Bedeutung  als 
geldwertes  Cirkulationsmittel  zu  sichern,  B  1888  ll  222. 

1953.  Eine  Emissionsbank  brachte  auf  einer  zur  Einlösung 
piäsentirten,  sichtbar  mit  Absicht  beschädigten  eigenen  Note  von 
Fr.  50  dem  Inhaber  gegenüber  50  Cts.  in  Abzug  unter  Berufung 
auf  die  Art  50  und  60  des  eidg.  OR. 


')  TrI.  oben  S.  276.  1 
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)as  eidg.  Finanzdep.  billigte  dieses  Vorgehen  der  Bank 
von  der  Meinung  ausgehend,  dass  es  mit  dem  Wesen  der 
noten  und  den  positiven  gesetzlichen  Bestimmungen  nicht 
ibar  sei,  die  Banknoten  der  generellen  Wirkung  der  Art.  50 
60  des  OR  auszusetzen.  Die  Anwendung  dieser  Artikel 
vielmehr  nur  in  den  Fällen  vorbehalten  bleiben,  wo  der 
liger  als  solcher  nachweisbar  und  rechtlich  erreichbar  sei;  zur 
nduug  kommt  im  vorliegenden  Fall  Art.  24  des  BankDOten- 

B  1886  1  529. 

1394. ')  Die  Befreiung  einer  Emissionsbank  von  der  kant. 
]Otensteuer,  die  von  einem  zweiten  im  betr.  Kanton  domi- 
m  Institute  bezogen  wird,  steht  im  Widerspruch  mit  der  Be> 
lung  des  Art.  46,  Abs.  4  des  Banknotenges. 

BR  im  B  1384  II  514. 

.339.  Die  kant.  Banknotensteuer  ist  auf  der  effektiven  Durch- 
tsemission,  welche  auf  Grund  der  dem  BR  eingereichten 
nthchen  Ausweise  festgestellt  wird,  zu  berechnen  und  nicht 
ir  vom  BR  dem  betr.  Institut  bewilligten  Emissionssumme. 

BR  im  B  1884  U  S14.    Vgl.  oben  S.  286,  310. 

336.  Eine  kant.  Belastung  der  Notenemission  aber  67mi 
she  sie  in  welcher  Form  sie  wolle,  ist  unzulässig.  Der  BR 
te  daher  im  Jahre  1882  die  Beschwerde  einer  Emissionsbank 

eine  kant.  Entscheidung  für  begründet.  Die  angefochtene 
äeidui:^  zielte  dahin,  neben  dem  durch  das  BGes.  den  Kan- 

bewilligten  Steuermaximum  von  6  •/„  auf  der  Emissions- 
e,  von  den  neu  ausgegebenen,  nach  dem  alten  Typus*)  aus- 
igten Noten  des  betr.  Instituts  die  bisherige  Stempelgebühr 
Massgabe  der  einschlägigen  kant.  Ges-Bestimmungen  zn 
eß-  B  1883  II  68a 

Vgl.  auch  oben  No.  883  ff. 

Ea  erhielten  nämlich  mehrere  EmiBsionabaJiken  auf  ihr  Ansuchen  vom 

Ermächtigung,  vor  dem  Empfang  der  einheitlichen  durch  den  Bnnil 
haffenden  Notenformularien  beschädigte  und  nicht  mehr  drknlfttion!- 
Noten  durch  neue  nach   dem   alt«n  Typus   erstellte  Noten  zu  ersetieD, 

11  689. 


4.  Kapitel. 

Versichernn^swesen,*) 

BV  1874,  Art.  34,  Abs.  2,  A.  S.  n.  F.  I  12;  Wolf  I  5. 

BGes.  betr.  Beaufsichtigung  von  Privatuntemehmungen  im  Gebiete  des  Ver- 
sicherungswesens vom  25.  Juni  1885,  in  Kraft  getreten  den  1.  Nov.  1885, 
A.  S.  n.  F.  VIII  171,  Wolf  I  364.  —  Botsch.  des  BR  und  Ges-Entw.  über 
den  Geschäftsbetrieb  von  Privatuntemehmungen  im  Gebiete  des  Versiche- 
rungswesens vom  13.  Jan.  1885,  nebst  Nachtrag  vom  6.  März  1885,  B  1885 
1 101,  564;  Ber.  der  Komm,  des  StR  vom  9.  März  1885  (Hoffinann),  B  1885 
I  629.  Vgl.  B  1877  I  439,  II  86,  1878  II  587,  592,  1880  II  120,  1881  n  27, 
1882  II  147,  1883  II  227,  1884  U  160,  1885  II  305;  sodann  B  1885  IV  544, 
1886  I  289,  908,  II  555,  1887  I  193,  IV  47,  1887  I  496. 

1.537-  Bis  ztun  Erlass  des  in  Art.  84,  Abs.  2  der  BV  vorge- 
sehenen BGes.  blieb  die  Bewilligung  von  Privatuntemehmungen  auf 
dem  Gebiete  des  Versicherungswesens  und  deren  Kontrolirung  vollstän- 
dig den  Kantonen  anheimgestellt.  Der  BR  konnte  daher  auf  diesbezüg- 
liche Beschwerden  nicht  eintreten;  vgl.  Art.  2  der  Uebergangsbestim- 
mungen  zur  BV.  BR  im  B  1875  H  576,  1876  II  236. 

1338.  Der  BR  lehnte  es  den  25.,  27.  Okt.  1876  ab,  auf  das 
Gesuch  der  Schweiz.  Rentenanstalt  in  Zürich  betr.  Genehmigung  der 
neuen  Statuten  dieser  Anstalt  einzutreten. 

B  1877  n  86,  1878  II  557.  No.  156Ä.  Vgl.  No.  58Ä,  1566. 

1359.  Die  Anfrage  einer  EReg. ,  ob  die  Statuten  des  Ver- 
sicherungsvereins der  eidg.  Beamten')  den   kant.  Behörden  zur  Geneh- 


1)  S.  oben  I  No.  8—10,  146;  vgl.  0.  v.  Waldkirch,  Die  Staatsaufsicht 
über  die  privaten  Versicherungsuntemehmungen  in  der  Schweiz  nach  dem 
BGes.  vom  25.  Juni  1885,  Zürich  1892;  H.  Stüssi,  Der  Bund  und  das  Ver- 
sicherungswesen, Zürich  1892.  Auf  Grund  der  Vorschrift  des  Art.  12  des  BG^. 
vom  25.  Juni  1885  wird  jährlich  auf  besondern  Beschl.  des  BR  ein  einläsHcher 
Ber,  des  eidg.  Vendcherungsamtes  über  die  privaten  Versicherungsunter- 
nehmungen  in  der  Schweiz  veröflPentlicht. 

*)  Vgl.  oben  I  S.  19,  Anm.  1.  Im  Jahre  1870  konstituirte  sich  zunächst 
im  Postkreise  St.  Gallen  der  ünterstützungsverein  Schweiz.  Postbeamter  und 
Postbediensteten,  der  jedoch  den  Zutritt  auch  den  Beamten  und  Angestellten 
anderer  Administrationszweige  gestattete;  auf  den  1.  Jan.  1876  traten  die  re- 
Tidirten  Statuten  des  Versicherungsvereins  der  eidg.  Beamten  und  Angestellten 
in  Kraft;  vgl.  auch  B  1893  I  493,  682. 


320  Teil  IV.   Abschn.  VII.  Kapitel  4.  No.  1550-1(I6!3. 

miguDg  vorzulegen  seien,  wurde  vom  eidg.  Dep.  des  Innern  den  28.  März 
1877  dahin  beantwortet,  dass  bis  zur  Vollziehung  des  Art.  34  der 
BV  die  kant.  Gesetze  in  der  Sache  massgebend  seien.  Die  BBehörde, 
von  welcher  ein  Jahresbeitrag  an  diesen  Verein  an  die  Bedingung  einer 
rationellen  Revision  der  Statuten  geknüpft  worden  ist,*)  bat  allerdings 
aaf  ein  Gutachten  hin  sich  durch  die  neuen  Statuten  befriedigt  erklärt, 
jedoch  nicht  zufolge  Art.  34  der  BV,  sondern  als  subventionirende 
Behörde,  wodurch  die  Kompetenz  der  kant.  Behörden  nicht  berührt 
wird.  B  1878  II  587. 

1560.  Das  Versicherungsgewerbe  ist  laut  Art.  34  der  BV, 
der  den  Geschäftsbetrieb  von  Privatuntemehmungen  im  Gebiete 
des  Vericherungswesens  der  Aufsicht  und  der  Gesetzgebung  des 
Bundes  unterstellt,  nicht  auf  die  gleiche  Linie  mit  allen  an- 
dern Gewerben  zu  stellen.  Bei  Erlass  des  bezüglichen  Gesetzes 
werden  die  BBehörden  zu  untersuchen  haben,  ob  und  in  wie  weit 
dieser  Geschäftsbetrieb  durch  kant.  Gesetze,  welche  die  Versiche- 
rung für  alle  Einwohner  des  betr.  Kantons  bei  einer  kant.  Anstalt 
für  obligatorisch  erklären,  eingeschränkt  oder  verboten  werden 
kann'').  Bis  zum  Erlass  dieses  BGes.,  bei  dem  noch  andere  Gesichts- 
punkte als  derjenige  der  Handels-  und  Gewerbefreiheit  in  Betracht 
kommen  werden,  bleiben  die  kant.  Vorschriften  über  diese  Materie 
vorläufig  noch  in  Kraft. 

Der  BR  wies  daher  im  Jahre  1875  eine  Beschwerde  als  unbe- 
gründet ab,  in  welcher  die  Rechtsbeständigkeit  des  waadtländischen 
Gesetzes  vom  7.  Jan.  1845  auf  Grund  des  Art.  31  der  BV  und  des 
Ali.  2  der  Uebergangsbest.  zur  BV  angefochten  wurde.  Dieses  kant. 
Gesetz  sieht  ein  staatliches  Institut  der  obligatorischen  Versicherang  der 
Mobilien  gegen  Feuerschaden  vor  und  verbietet  Mobilien,  welche  von  der 
kant.  Assekuranz  nicht  ausgeschlossen  sind,  anderwärts  zu  versichern. 
B  1876  n  592. 

>)  B  1881  IV  350:  Prof.  Kinkelin  in  Basel  erbrachte  nämlich  in  einem 
Gutachten  vom  4.  Juni  1874  den  einläslichen  Nachweis,  dass  dem  Versiche- 
runggverein  Schweiz.  Postbeamter  die  wesentlichsten  Bedingungen  zu  seinem 
Gedeihen  fehlen;  er  bemerkt:  Der  Bund  sollte  nicht  in  seiner  eigenen  Ver- 
waltimg ein  Versicherungsuntemehmen  halten  und  unterstützen,  dessen  Grund- 
lagen so  ungesund  und  allen  Sätzen  der  Erfahrung  und  Theorie  entgegen  sind. 
Auf  Grund  des  Gutachtens  von  Prof.  Kinkelin  erfolgte  dann  die  Statutenrevi- 
sion des  Vereins. 

*)  Vgl.  jetzt  BGes.  vom  25.  .hmi  1885,  Art.  1,  Abs.  5:  In  Bezug  auf  die 
kant.  Versicherungsanstalten  bleiben  die  gesetzlichen  Bestimmungen  der  Kan- 
tone vorbehalten;  No.  1565. 


Veraicherungawesen.  321 

1961.  Das  nenenbargische  Gesetz  vom  20.  Mürz  188S  setzt  fest, 
dass  VersicherungsgeBellschaften,  die  im  Kanton  Geschäfte  betreiben 
wollen,  eine  fiaarkaution  von  Fr.  15,000  bis  Fr.  20,000  zu  hinterlegen 
haben,  deren  Höhe  jeneilen  Tom  Staatsrat  bestimmt  vird,  und  die  der 
Kantonatbank  gegen  eine  vom  Staatsrat  im  Bin  Verständnis  mit  dem 
Verwaltongsrat  der  Bank  festzusetzende  Zinsvergütong  von  mindestens 
3Vi)  't"  Jahr  übergeben  wird. 

Eine  Beschwerde  der  Schweiz.  Rentenaostalt  in  Zürich,  La  Gene- 
voise  in  Genf  nnd  La  Bäloise  in  Basel,  in  welcher  vom  Gesichtspunkt 
des  Art.  3 1  der  BV  aas  dieses  Gesetz  angefochten  warde,  erklärte  der 
BK  den  13.  Mai  1884  im  Sinne  folgender  Erwägungen  für  begründet: 

Die  Verpflichtung  zur  Rautionsleistung  enthält  an  sich  noch  keine 
Beeinb^chtigung  der  G e werbe freih ei t ;  auch  sind  die  geforderten  Eau- 
tionsbetrSge  massig  hoch  und  nicht  geeignet  den  Geschäftsbetrieb  der 
Gesellscbaften  zu  beeinträchtigen  oder  zu  verhindern.  Aber  die  staat- 
liche Vorschrift  einer  zn  einer  bestimmten  Zinssamme  verzinslichen 
Baarkaution,  mit  andern  Worten  eines  Zwaagdarleiheas  an  den  Staat, 
greift  störend  in  das  Eecbnungswesen  der  Gesellschaften  ein  und  könnte 
nntev  der  Voraussetznng  ihrer  Wiederholung  in  einer  Reihe  von  Kantonen 
oder  Staaten  die  Oekonomie  der  Gesellsehafton  gei-adezu  stören.  Die 
richtig  verstandene  Freiheit  von  Handel  und  Gewerbe  besteht  gerade  in 
der  Möglichkeit  eines  auf  solider,  dauerhafter  und  gleichzeitig  ökonomisch 
fruchtbarer  Grundlage  beruhenden  Gewerbebetriebes,  und  es  Verstössen 
daher  Verfügungen  der  Staatsbehörden,  welche  diese  Freiheit  beein- 
trächtigen, gegm  den  Grundsatz  des  Art.  31  der  BV.i)     b  1885  H  693. 

1362.  In  den  Jahren  1878  und  1879  wurden  verschiedene 
Beschwerden  beim  BR  über  die  Geschäftsführung  der  Schweiz. 
Rentenanstalt  in  Zürich  eingereicht.  Diese  Beschwerden  bezogen 
sieb  auf  folgende  Punkte : 

1.  Die  Renteuanstalt  gewähre  den  auf  Renten  und  Aussteuern 
Versicherten  Zins,  den  auf  Ableben  Versicherten  aber  nicht.  Sogar 
das  Kapital  der  letztem  werde  geschmälert;  laut  den  Rechnungen 
sei  ein  Teil  desselben  im  Gewinne  der  Anstalt  enthalten ; 

2.  entgegen  den  Vorschriften  der  Statuten  seien  Börsenpapiere 
angekauft  worden; 

3.  diese  Papiere  werden  nicht  zum  Kurs-,  sondern  zum  Nenn- 
werte in  die  Rechnung  aufgenommen. 

Die  Beschwerdeführer  beantragten,  der  BR  möchte  eine  ge- 
naue und  ernste  Untersuchung  über  die  Geschäftsführung  der  An- 

')  Vgl.  BGes.  fom  25.  Juni  1885,  Art.  15;  No.  57«  ff. 
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stalt  anordneD,  und  für  den  Fall,  dass  diese  Untersuchung  die  Richtig- 
keit der  Beschwerde  bestätige,  so  möchte  beschlossen  werden: 

1.  Die  Kreditanstalt  in  Zürich,  welche  sich  mit  ihrem  ganzen 
Vermögen  für  die  bei  der  Eenteaanstalt  eingelegt^i  Gelder  anbe- 
dingt haftbar  erklärt  habe  und  wegen  dieser  unbedingten  Garantie 
für  die  gesamte  Gefahr  der  Bentenanstalt  einen  Gewinnanteil  be- 
anspruche, sei  aufzufordern,  die  auf  ihre  Gefahr  angekauften  Bör- 
senpapiere im  Nennwerte  auszulösen  und  die  aus  fiktivem  Gewinne 
bezogenen  Dividenden  mit  Zinseszins  ziirückzubezahlen. 

2.  Die  Direktion  der  Bentenanstalt  sei  aufzufordern,  die  aus 
fiktivem  Gewinne  bezogenen  Tantiemen  mit  Zinseszins  zurückzube- 
zahlen.  Wenn  die  Kreditanstalt  und  die  Direktion  der  Benten- 
anstalt der  Aufforderung  nicht  entsprechen  sollten,  so  sei  die 
Bechtsfrage  durch  das  BGer.  entscheiden  zu  lassen. 

Die  Rentenanstalt  bestritt  zwar  die  Begründetheit  der  Be- 
schwerden, sie  stellte  jedoch  sowol  dem  BR,  wie  allfällig  von  ihm 
bezeichneten  Experten  alle  Teile  der  Anstalt  zu  unbedingt  freier 
Einsicht  behufs  Vornahme  einer  Untersuchung  oifen. 

Der  BR  Hess  durch  drei  den  12.  Aug.  1879  ernannte  Experten 
(Bundesrichter  Hans  Weber,  Prof.  Kinkelin  in  Basel,  Direktor  G. 
Zeuner  in  Dresden)  nach  bestimmten  Richtungen  hin  die  Geschäfts- 
führung der  Rentenanstalt  prüfen.  Auf  Grund  des  Berichtes  der 
Experten  wies  er  den  12.  März  1880  die  Beschwerden  als  unbe- 
gründet ab. 

Auf  Grund  der  Bestimmung  des  Art.  34  der  BV  erklärte  sich 
der  BR  zur  Prüfung  der  Beschwerden  für  kompetent.  Es  ist  richtig 
—  bemerkt  er  hiezu,  —  dass  die  kant.  Gesetze  über  das  Ver- 
sicherungswesen fortbestehen,  so  lange  das  im  Art.  34  der  BV  vor- 
gesehene BGes.  über  das  Versicherungswesen  nicht  erlassen  ist.  Aber 
nicht  richtig  ist,  dass  inzwischen  das  in  Art.  34  der  BV  vor- 
gesehene Aufsichtsrecht  nicht  ausgeübt  werden  darf.  Das  Wort 
Aufsicht  im  Art.  34  hätte  gar  keine  Bedeutung,  wenn  dieselbe  so 
lange  nicht  ausgeübt  werden  dürfte,  als  ein  BGes.  nicht  aufgestellt 
ist;  denn  es  versteht  sich  von  selbst,  dass  mit  einem  solchen  Ge- 
setze die  Aufsicht  über  das  Versicherungswesen  verbunden  ist. 

B  1879  II  202,  756,  1880  II  120,  213,  1881  II  27.  No.  1558. 

1363.  Der  BR  äussert  sich  in  der  Botsch.  vom  13.  Jan.  1885 
über  die  dem  Bunde  durch  Art.  34,  Abs.  2  der  BV  zugewiesene 
Stellung,  wie  folgt: 


V^ersicheningswesen.  323 

Aus  der  Entstehungsgeschichte  des  Art.  34,  Abs.  2  der  BV  er- 
giebt  sich,  dass  durch  die  Bestimmung  dieses  Art.  die  kant.  Aufsicht 
und  Gesetzgebung  über  das  Privatversicheningswesen  voll  und  ganz, 
mit  Ausschluss  der  Kantone,  auf  den  Bund  übertragen  wurde,  so  dass 
diesem  die  direkte  Aufiächt  und  nicht  blos  die  Oberaufsicht  über  diese 
Materie  zustehen  soll.  Der  umfang  dieser  Aufsicht  ist  des  weitern  in 
der  BGesetzgebung  zu  bestimmen,  wobei  allerdings  der  Gedanke  an 
eine  blos  formelle  Ueberwachung  fern  gelegen  hat.  B  1885  I  106. 

Und  über  die  prinzipielle  Grundlage  des  BGes.  bemerkt  der 
Berichterstatter  der  Komm,  des  StR  (HoflFmann)  in  seinem  Ber. 
vom  9,  März  1885: 

Der  GesetzasYorschlag  beschlägt  nicht  das  Privatversicherungsrecht, 
sondern  ist  lediglich  öffentlich  rechtlicher  Natur.  Die  Eegulirung  aller  aus 
dem  Versicherungsvertrage  abzuleitenden  privatrechtlichen  Beziehungen 
liegt  ausser  dem  Rahmen  des  Vorschlages,  welcher  nur  den  Geschäfts- 
betrieb von  Unternehmungen  im  Gebiete  des  Versicherungswesens  und 
zwar  wiederum  nur  den  Geschäftsbetrieb  von  Privatuntemehmungen 
im  Gebiete  des  Versicherungswesens  zum  Gegenstande  hat,  mit  Aus- 
schluss desjenigen,  welchen  die  Kantone  beispielsweise  bezüglich  der 
Feuerversicherung,  der  Viehversicherung  u.  dgl.  nach  ihrer  Gesetzge- 
bung organisirt  haben.^) 

Die  Gesetzgebung  über  das  Versicherungsrecht  steht  zwar  ebenfalls 
dem  Bunde  zu,  aber  nicht  auf  Grund  des  Art.  34,  sondern  auf  Grund 
des  Art.  64  der  BV,  als  über  einen  Teil  des  Obligationen-  oder  Ver- 
tragsrechtes, und  es  hat  auch  der  seinerzeitige,  von  einer  Vorberatungs- 
kommission  ausgearbeitete  Entw.  zum  CR  in  einem  besondem  Titel  den 
Versicherungsvertrag  mitbehandelt.*)  Die  Schwierigkeit  der  noch  in  der 
Entwicklung  begriffenen  Materie  führte  jedoch  dahin,  dieselbe  von  der- 
jenigen des  allgemeinen  OR  auszuscheiden  und  für  ein  Spezialgesetz  zu 
reserviren,  und  es  scheint  die  Ansicht  obzuwalten,  es  möchte  die  Zu- 
rucklegung  eines  daherigen  Entwurfes  noch  für  einige  Zeit  als  ange- 
zeigt erscheinen,  um  erst  aus  den  Erfahrungen  der  nunmehr  in  Wirk- 
samkeit zu  setzenden  Bundesaufsicht  über  das  Versicherungswesen  eine 
gewisse  sichere  Wegleitung  für  die  materielle  Gesetzgebung  selbst  zu 
gewinnen.*) 

So  wenig  als  mit  dem  materiellen  Versicherungsrechte  hat  sich 
der  Ges-Entwurf  im  weitern  mit  der  Frage  zu  beschäftigen,  ob  und  in- 


1)  Vgl.  No.  1565. 

«)  Vgl.  Schneider  und  Fick  in  ihrem  Kommentar  zum  Schweiz.  OR  (grösaere 
Ausgabe  1892),  Art.  896. 

')  Vgl.  Verhandlungen  des  Schweiz.  Juristen  Vereins  auf  der  Jahresver- 
sajnmlung  1891  zu  Genf,  «Zeitschr.  für  Schweiz.  Recht»  n.  F.  X  S.  479  ff.,  606  ff. 
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er  Bnad  dazu  berufen  oder  kompetent  wäre,  von  sich  ans 
.rteii  der  VerEicbenutg  n.  dgl.  staatlich  zu  organisiren.  Auch 
sozialpolitischen  Gebiete  Angehörige  Frage  liegt  heute  gtluzUch 
Die  BVers.  hat  es  nur  mit  einem  Aufsichtsgesetze  in  dem 
bmen  des  Grescbäftsbetriebes  durch  Privatuntemehmuugen  zu 
einem  seinem  Objekte  nach  genau  begrenzten  Polizeigesetze 
n  Sinne  des  Wortes. 

n  die  BV  die  Au&dcht  des  Bandes  über  Privat versicherungs- 
lUDgen  und  eine  gesetzgeberische  Gestaltung  dieser  Art  Anf- 
«rt,  ist  selbstverständlich  auch  die  grosse  Frage  bereits  gelfist  und 
le  Diskussion  gesetzt,  welchem  Systeme,  demjenigen  der  indi- 
Selbsttätigkeit  und  Selbsthilfe  oder  demjenigen  der  staatlichen 
Obsorge,  auf  dem  Gebiete  des  Versicherungswesens  der  Voraog 
sei,  —  und  die  BVers.  hat  sich  insoweit  nicht  mehr  damit 
fügen,  ob  beispielsweise  die  in  den  nordamerikanischen  Staaten 
n  Grossbritannien  mit  dem  einen  oder  andern  dieser  Systeme 
i  Erfahrungen  nach  der  einen  oder  andern  Richtung  ala  Weg- 
dienen haben. 

är  Schweiz  ist  verfassungsmässig  die  BAufsicht  im  Gebiete  des 
mgswesens  eingeführt,  und  es  fragt  sieb  daher  nur  nocli, 
c  Art  und  Weise  der  Bund  dieselbe  am.  besten  zu  organisii'eQ 
Es  lässt  sich  dieselbe  in  der  Weise  denken,  dass  man  die 
nen  Unternehmungen  einfach  and  ohne  jede  Präventiv- Ifass- 
h  frei  bewegen  lässt,  den  daherigen  Gewerbebetrieb  vollstän- 
ibt  und  für  die  Aufsicht  nur  filr  den  Fall  gewisse  Kompe- 
servirt,  als  sich  aus  den  gemachten  Erfahrungen  die  Not- 
t  einer  staatlichen  Intervention  in  casu  herausstellt.  Ein 
'Stern  würde  sich  dem  vom  eidg.  DR  gegenüber  den  Aktien- 
Ften  eingehaltenen  Systeme  anschliessen,  nach  welchem,  abge- 
.  den  für  ihre  Eonstituimng  und  Organisation  aufgestellten 
in  formalen  Vorschriften,  diese  Gesellschaften  zu  ihrem  Ge- 
riebe keiner  besondern  staatlichen  Autorisation  bedürfen. 
Entw.  des  HB  stellt  sich  auf  einen  andern  Boden  und 
n  Gewerbebetrieb  der  Versichernng^esellschafteu  von  einer 
,  unter  Erbringung  der  vom  Gesetze  und  allfälligen  Voll- 
iriften  bezeichneten  Ausweise  zu  erteilenden  Bewilligung  ab- 
Es  soll  nach  demselben  eine  vorsorgliche,  das  öffentliche  Inte- 
tzende,  eingehende  Prüfung  der  Solidität,  der  Geschäftsgrand - 
Gebabrung  jedes  solchen  Privatunternehmeus  dem  GescbBfts- 
lesselben  vorangehen,  Prftventiv-System.  B  1885  I  629. 

I.  oben  I  No.  9,  10. 
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1364.  Unter  den  zahlreichen  Ein&ageo  und  Eingaben,  die 
von  Privaten  an  den  BR  gerichtet  werden,  und  die  sich  auf  das 
Versicherungswesen  beziehen,  kommen  häufig  eigentliche  Etage-  oder 
Bescbwerdeschriften  gegen  Versicheningaunteraehmungen  mit  be- 
stimmten Anträgen  vor.  Die  Aufsichtsbehörden,  das  eidg.  Versiehe- 
ruQgsamt  und  der  BR,  halten  sich  nicht  an  diese  Anträge  gebun- 
den, weil  das  BGes.  vom  25.  Juni  1885  ein  kontradiktorisches  Be- 
sebwerdeverfahren  nicht  vorsieht.  Auch  handelt  es  sich  beioahe 
ausnahmslos  um  das  in  die  civilrichterliche  Kompetenz  fallende  Ver- 
tragsvei'häitnis  zwischen  Versicherer  und  Versicherten,  vgl.  BGes. 
Art.  13.  Da  jedoch  in  solchen  Eingaben  auch  auf  mangelhafte 
EinrichtuDgen  oder  unrichtiges  Verfahren  von  Versicherungsgesell- 
schaften hingewiesen  wird,  so  werden  die  bezüglichen  Beschwerde- 
Schriften  den  Gesellschaften  mitunter  zur  Vernehmlassung  und  Klar- 
stellung des  Tatbestandes  mitgeteilt.  Die  Verfügungen,  die  im  An- 
schlüsse hieran  ergehen,  haben  jedoch  nicht  den  Charakter  von 
Entscheidungen  des  Einzelfalles.  Sie  erfolgen  von  Amtes  wegen 
und  sind  aligemeine  aus  der  Stellung  der  Aufsichtsbehörden  sich 
ergebende  Anordnungen  oder  Massnahmen. 

BB  im  B  1890  I  781.   Vgl.  No.  187  E 

1S6S.  1.  Das  Versicherungswesen  schliesst  seiner  Natur 
nach  neben  privatrechtlichen  und  privatwirtschaftlichen  öffentlich- 
rechtliche,  zur  gemein  wirtschaftlichen  und  staatlichen  Organisation 
ßihrende  Elemente  in  sich,  welche  in  den  einzelnen  Versicherui^- 
zweigen  in  verschiedenem  Grade  hervortreten. 

2.  Die  Assekuranz  von  Gebäuden  gegen  Feuersgefahr  ist  der- 
jenige Versicherungszweig,  der  am  meisten  vom  staatlichen  Polizei- 
recht beeinflusst  und  im  Interesse  des  Realkredites  in  der  Regel, 
D.  a.  auch  von  der  Mehrzahl  der  Schweiz.  Kantone,  als  öffentliche 
Anstalt  mit  staatlicher  Leitung;  Beteiligung  und  Frivilegirung  be- 
trieben  wird. 

3.  Auch  die  BV  unterstellt  das  Versicherungswesen  nicht  dem 
B^riffe  des  gewöhnlichen  Gewerbes;  denn  sie  spricht  nicht  in 
Art  31,  sondern  in  Art.  34  vom  Versicherungswesen  und  unterwirft 
1  Privat  1 -Unternehmungen  auf  diesem  Gebiete  der  Aufsicht  und 
Gesetzgebung  des  Bundes.  Staatliche,  d.  h.  kantonale  Versicherungs- 
anstalten werden  demnach  von  der  BV  als  rechtlich  und  tatsäch- 
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lieh  bestehend  vorausgesetzt,  aber  in  ihrer  Grundlage  und  Ein- 
richtung von  der  BV  nicht  berührt.*) 

4.  Wenn  der  BR  Privat  Versicherungsgesellschaften,  welche  in 
einem  Kantone  zum  Geschäftsbetrieb  rechtlich  autorisirt  waren, 
vom  Gesichtspunkte  des  Art.  31  der  BV  aus  gegen  gewisse  Auf- 
lagen der  kant.  Gesetzgebung  geschützt  hat,^)  so  wurde  dadurch 
keineswegs  über  die  Zulässigkeit  eines  kant.  Versicherungsmono- 
pols abgeurteilt,  sondern  blos  ausgesprochen,  dass  es  sich  mit 
Art.  31  der  BV  nicht  vertrage  und  daher  den  Kantonen  nicht  zu- 
stehe, den  zum  Geschäftsbetrieb  autorisirten  Gesellschaften  solche 
Bedingungen  aufzuerlegen,  welche  die  technischen  Grundlagen  der 
Unternehmung  zerstören  und  damit  deren  ökonomischen  Bestand 
verunmöglichen. 

Der  BR  wies  daher  den  19.  Aug.  1884  eine  Beschwerde  der  Feuer- 
versicherungsgesellschaften Helvetia  in  St.  Gallen  und  Bftloise  in  Basel 
gegen  das  Brandversicherungsgesetz  des  Kts.  Nidwaiden  vom  27.  April 
1884  als  unbegründet  ab.  Die  beiden  Gesellschaften  bestritten  dem 
Kt.  Nidwaiden  unter  Berufung  auf  Art.  31  der  BV  die  Befugnis,  eine 
kant.  Brandversicberungsanstalt  mit  Ausschluss  der  Konkurrenz  von 
Privatgesellschaften  zu  errichten.  B  1885  II  6H 

1566.  Den  20.  Jan.  1888  erklärte  der  BR  eine  Beschwerde 
der  Schweiz.  Rentenanstalt  in  Zürich  gegen  die  Bestimmung  des 
Art.  11,  Abs.  2  des  Genfer  Gesetzes  vom  6.  Nov.  1886  für  begrün- 
det. Dieser  Art.  11  unterwirft  in  Abs.  1  der  Erbschaftssteuer:  Ver- 
sicherungssummen, welche  auf  den  Todesfall  einer  Person  einer 
andern  unentgeltlich  zufallen.  Abs.  2  stellt  sodann  folgende  Ver- 
pflichtung auf: 

Les  soci6t6s  et  compagnies  d'assurances  de  toutes  sortis  opö- 
rant  dans  le  canton,  soit  qu'elles  y  aient  leur  sifege  social,  soit 
qu'elles  n'y  possödent  qu'une  agence  ou  succursale,  sont  tenues 
d'envoyer,  tous  les  trois  mois,  au  directeur  de  TEnregistrement, 
un  6tat  certifiö  conforme  des  payements  effectu^s  et  ä  eflfectuer 
ensuite  de  döcös,  k  peine  d'une  amende  de  100  francs  pour 
chaque  contravention,  sans  pröjudice  du  retrait  de  l'autorisation 
d'opörer  dans  le  canton,  suivant  le  cas. 
Die  Erwägungen  der  Entscheidung  des  BR  lauten: 

')  Vgl.  No.  1560. 
*)  Vgl.  No.  1561. 


Versicherun  gswesen. 

Die  in  Frage  stehende  Bestimmung  des  genferischen  Ges 
belastet  den  Geschäftsbetrieb  der  Lebens-  und  Unhllversicber 
gesellschaften  in  sehr  fühlbarer  Weise.  Die  an  und  für  sicl 
ringfügige  Arbeit,  welche  die  vorgeschriebenen  Anzeigen  verursa 
Itommt  dabei  nicht  allein  in  Betracht,  sondern  hauptsächlicl 
Umstand,  dass  die  Versicherungsgesellschaften  gezwungen  we 
den  beim  Abschluss  der  Verträge  vielfach  waltenden  Partei-] 
tionen  zuwiderzuhandeln  und  Geschäftsgeheimnisse,  sowie  Angel 
heiten  dritter  Personen,  welche  auf  ihre  Diskretion  vertrs 
preiszugeben. 

Dnrch  Art,  15,  Abs.  2  des  BGes.  vom  25.  Juni  1885  i 
den  Kantonen  untersagt,  den  Geschäftsbetrieb  der  privaten 
Sicherungsunternehmungen  mit  besonderen  Bedingungen  zu  beh 
Es  fragt  sich  deshalb  nur,  ob  man  es  hier  mit  einer  solchen 
nahmsweisen  Belastung  zu  tun  habe,  oder  ob  dieselbe  nicht 
andere  in  ähnlicher  Lage  befindliche  Bürger  oder  Anstalten  t 
Die  Genfer  Reg.  bemerkt,  dass  der  Staat  die  fraglichen  }A 
lungen  von  den  Versicherungsgesellschafcen  eben  so  gut  verli 
könne,  als  er  berechtigt  wäre,  den  Banken  die  Nennung  ihrer 
leger  Torzuscbreiben.  Allein  solche  oder  ähnliche  Verpflichte 
hat  er  den  Banken  oder  anderweitigen  Anstalten  oder  Pen 
nicht  auferlegt.  Die  angefochtene  Bestimmung  stellt  sich  den 
wirklich  als  eine  Ausnahmeverpflichtung  dar.  Sie  ist  ein  Au 
der  frühem  kant.  Gesetzgebung,  welche  in  den  Gesetzen  übe 
Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  mit  Bezug  auf  die  Anzeigep 
die  Lebensversicherungsgesellschafteu  den  Notaren  und  gen 
öffentlichen  Beamtungen  gleichstellte.  Die  Aufsicht  über  die 
sicherungsunternehraungen  wurde  dazu  benutzt,  um  denselben 
zielle,  dadurch  nicht  bedingte  Obliegenheiten  aufzubürden, 
sehr  der  genferische  Gesetzgeber  beim  Erlass  der  angefochi 
Vorschrift  noch  in  dieser  Auffassung  befangen  war,  geht  auE 
dann  enthaltenen  Androhung  des  Konzessionsentzuges  für 
Fall  der  Widerhandlung  hervor.  Diese  Ges-Bestimmung  be 
sich  zudem  nur  auf  eigentliche  Versicherungsunternehmungen, 
aber  auf  die  in  Art.  1,  Abs.  2  des  BGes.  ausgenommenen 
eine.  Nun  sind  die  Kantone  nicht  berechtigt,  die  vom  BR  ertt 
Konzessionen  zu  entziehen.  Die  kant  Konzessionen  derjei 
Gesellschaften  hinwieder ,  die  sich  nicht  um  die  BKonze 
beworben  haben,  oder  die   mit  ihrem  Konzessionsgesnche  i 
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wiesen  worden  sind,  haben  ihre  Giltigkeit  mit  dem  Inkrafttreten 
des  BGes.  verloren,  soweit  sie  die  Berechtigung  zum  Abschluss 
neuer  Versicherungen  erteilten.  Sie  sind  nur  in  Wirksamkeit  ge- 
geblieben, soweit  es  Bestimmungen  betrifft,  welche  für  die  Abwick- 
lung bestehender  Versicherungsverträge  Bedeutung  haben.  In 
dieser  Beziehung  kann  jedoch  von  einer  Rückziehung  der  Konzes- 
sion nicht  die  Rede  sein.  Denn  ein  Hinfall  der  Konzessioiisbe- 
dingungen,  welche  den  Gesellschaften  die  Verzeigung  von  Gerichts- 
ständen und  Domizilnahmen,  die  Bestellung  von  Vertretern,  geeignete 
Veröffentlichungen  u.  dgl.  zur  Pflicht  machten,  würde  einzig  den 
Versicherten  zum  Nachteil  gereichen.  Die  fragliche  Bestimmung 
beruht  somit  auf  falschen  Voraussetzungen. 

B  1888  I  193,  1889  I  780J) 

1567.  Die  auf  Gegenseitigkeit  beruhende  Lebensversiche- 
rungsgesellschaft New- York  wurde  im  Kt.  Wallis  für  das  Jahr 
1886  mit  einer  taxe  industrielle  von  Fr.  100  belegt,  ausserdem  ihr 
Agent  mit  einer  solchen  von  Fr.  20.  Die  Schweiz.  Bevollmächtigten 
der  Gesellschaft  beschwerten  sich  hierüber  beim  BR,  weil  diese 
Steuer  im  Widerspruch  mit  Art.  15  des  BGes.  vom  25.  Juni  1885 
stehe.  Der  Walliser  Staatsrat  machte  geltend,  dass  der  geforderte 
impöt  industriell  vom  Stempel  abgesehen,  die  einzige  durch  die 
kant.  Gesetzgebung  den  Versicherungsgesellschaften  auferlegte 
Steuer  sei,  und  dass  sie  unter  die  vom  BGes.  zugelassenen  ordent- 
lichen Steuern  und  Abgaben  falle.  Der  BR  hat  den  21.  Juli  1887 
die  Beschwerde  der  New-York,  soweit  sie  die  von  der  Gesellschaft 
selbst  verlangte  Steuer  betrifft,  als  begründet  erklärt,  in  Bezug  auf 
die  Besteuerung  ihres  Agenten  dagegen  abgewiesen,  und  zwar  aus 
folgenden  Erwägungen: 

Die  geforderte  taxe  industrielle  ist  nicht  eine  SpezialSteuer 
auf  dem  Versicherungsgeschäft,  sondern  sie  ist  die  nach  Berufs- 


»)  Vgl.  auch  No.  58»;  BGer-Entsch.  XVIII  S.  17.  Im  Ber.  über  aeine  Ge- 
schäftsführung im  Jahre  1892  bemerkt  der  BR:  Die  Reklamationen  der  Ver- 
sicherungsanstalten richteten  sich  auch  im  verflossenen  Jahre  hauptsächlich 
gegen  die  Art  und  Weise  der  Steuerbelastung  durch  die  Kantone.  Die  Be- 
stimmung des  Art.  15,  Abs.  2  des  BGes.,  welche  den  Kantonen  das  Recht  vor- 
behält, von  den  Versicherungsgesellschaften,  ihren  Bevollmächtigten  und  Agenten 
die  ordentlichen  Steuern  und  Abgaben  zu  erheben,  wird  von  einzelnen  Kan- 
tonen in  rigoroser  Weise  angewendet.  So  verlangte  z.  B.  ein  Kknton  von  einer 
Versicherungsgesellschaft,  deren  jährliche  Prämieneinnahme  Fr.  73.  25  betrug 
eine  Steuer  von  Fr.  205,  B  1893  I  716. 
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arten  und  Klassen  geordnete  allgemeine  Gewerbesteuer,  neben 
velcher  —  von  der  auch  andere  Wertpapiere  treffenden  Stempel- 
steuer abgesehen  —  eine  andere  Steuer  auf  dem  Versicherungsgewerbe 
nicbt  besteht.  Es  kann  daher  der  in  Sitten  wohnende  and  daselbst 
seinen  Beruf  ausübende  Agent  der  Lebenaversicherungegesellschaft 
New- York  fQr  sein  Einkommen  zur  Bezahlung  der  in  Frage 
stehenden  Gewerbesteuer  herangezogen  werden. 

Dagegen  ist  die  Frage,  ob  die  Gesellschaft  ein  industrielles 
Einkommen  besitze,  zu  verneinen,  da  die  New-York  nach  ihrem 
Eonstituiningsakt  vom  13.  April  1843  eine  Gesellschaft  auf  Gegen- 
seitigkeit ist.  Eine  Versicherungsgesellschaft  auf  Gegenseitigkeit 
hat  zwar  von  den  Versicherten  selbst  gewählte  Direktoren  und 
denselben  unterstehende  Beamte,  welche  mit  Recht  ihr  beruf- 
liches Einkommen,  ihre  fixe  oder  in  Provisionen  bestehende  Be- 
soldung persönlich  da  versteuern,  wo  sie  ihren  Wohnsitz  haben ; 
aber  eine  Geld  verdienende,  Dividenden  oder  sonstige  Gewinne  ver- 
theilende  Gesellschaft  besteht  hier  ausserhalb  der  Versicherten 
nicht,  indem  diese  ihre  eigenen  Versicherer  sind,  ob  diese  Ver- 
sicherten zu  gemeinsamer  Aufbringung  von  Sterbesummen  beim 
Tode  des  einzelnen  Mitgliedes  oder  zu  gemeinsamer  Tragung  von 
Feuer-,  Vieh-  oder  Hagelschäden  zusammentreten.  In  allen  diesen 
Fällen  bestehen  zwar  Angestellte  der  Gesellschaft,  welche  als 
solche  Einkommen  haben  und  versteuern  müssen,  jedoch  keine  in- 
dostrielle  Gesellschaft,  welche  als  Gesellschaft  und  neben  ihren 
Mitgliedern  noch  ein  Kollektiveinkommen  zu  versteuern  hätte. 

B  1888  in  697.  No.  No.  1A98. 

1S68.  In  Anwendung  des  Art.  15,  Abs.  2  des  BGes.  vom 
25,  Juni  1885  erklärte  der  BR  den  2.  Feb.  1892  die  Beschwerde 
der  Schweiz.  Mobiliarversicherungggesellschaft  in  Bern  gegen  die 
Verfügungen  der  Walliser  Steuerbehörden,  wodurch  ihr  die  tase 
d'industrie  auferlegt  wurde  für  begründet,  und  zwar  in  Erwägung: 

1.  Die  von  der  Beschwerdeführerin  geforderte  Abgabe  ist  eine 
ordentliche  Steuer  im  Sinne  des  Art.  15,  Abs.  2,  des  zit.  BGes. 
Dieselbe  hat  nicht  den  Charakter  einer  Spezialsteuer,  d.  h.  einer 
singulären,  lediglich  bestimmte  Gewerbe  (z.  B.  die  Versicherungs- 
untemebmnngen)  treffenden  Abgabe.  Aus  der  Vergleichung  des 
Alt.  9  mit  Art.  18  ff.  des  Finanzges.  des  Kts.  Wallis  vom  28.  Mai 
1874  geht  hervor,  dass  die  taxe  industrielle  sich  als  eine  allgemein 
auf  das  gewerbliche  Einkommen  gelegte  Erwerbsteuer  qualifizirt. 
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2.  Die  taxe  industrielle  hat  zur  gesetzlichen  Voraussetzung 
ein  gewerbliches  Einkommen;  denn  Art.  19  des  Walliser  Finanzges. 
lautet : 

L*imp6t  sur  Pindustrie  se  per^oit,  d'apr^s  r^chelle  de  la  Clas- 
sification qui  suit,  sur  le  capital  industriel  et  le  b^oefice  de  tont 
6tat  appartenant  au  domaine  de  professions,  d'industrie  et  de  com- 
merce exerc^s  dans  le  pays. 

Die  prinzipale  Frage  nun,  ob  die  Beschwerdeführerin  ein  in- 
dustrielles Einkommen  habe,  ist  zu  verneinen.  Die  Schweiz.  Mo- 
biliarversicherungsgesellschaft  ist  ein  genossenschaftlicher  Verband 
zu  gegenseitiger  Versicherung  des  Mobiliars  gegen  Feuerschaden 
(§§  1  und  6  der  revidirten  Gesellschaftsstatuten  vom  11.  Okt.  1884). 
Die  Anstalt  besitzt  kein  Betriebskapital ;  der  Gesellschaftszweck  ist 
nicht,  Gewinn  zu  erzielen,  sondern  die  eintretenden  Schäden  durch 
die  Beiträge  der  Genossenschafter  auszugleichen  (§  6,  Abs.  2  der 
Statuten).  Die  Rekurrentin  erscheint  wirtschaftlich  und  juristisch 
als  eine  Gefahrsgemeinschaft.  Der  den  einzelnen  Versicherten 
treffende  Schaden  wird  von  der  Gesamtheit  (Genossenschaft)  m  der 
Weise  getragen,  dass  jedes  Gesellschaftsmitglied  einen  Teil  des 
Gesamtschadens  in  Form  eines  vertraglich  festgesetzten  Beitrages 
auf  sich  nimmt.  Beicht  dieser  Beitrag  zur  Deckung  der  entstandenen 
Schäden  nicht  aus,  so  haben  die  Geno$«senschafter  einen  Nachschuss 
zu  leisten,  der  jedoch  das  Doppelte  des  ersten  Beitrages  nicht  über- 
steigen darf  (§11  der  Statuten). 

Aus  dieser  Darlegung  ergiebt  sich,  dass  die  Schweiz.  Mobiliar- 
versicherungsgesellschaft,  zufolge  ihrer  rechtlichen  Konstituirung 
als  gegenseitige  Anstalt,  weder  ein  industrielles  Einkommen  besitzt, 
noch  besitzen  kann.  Die  eingenommenen  Prämien  erscheinen  weder 
ganz  noch  teilweise  als  Gewinn;  sie  sind  ausschlieslich  dazu  be- 
stimmt, den  Genossenschaftern  einen  Ersatz  für  die  durch  Feaer 
vernichteten  Vermögensobjekte  zu  schaffen.  Diese  Rechtsanschau- 
ung, welche  die  gegenseitigen  Versicherungsanstalten  als  nicht 
Gewinn  suchende  Gesellschaften  behandelt,  wird  in  Deutschland 
und  in  der  Schweiz  allgemein  anerkannt. 

B  1892  I  658.  No.  1567.  Vgl.  jedoch  y.  Waldkirch  a.  0.  S.  139-Ul, 
oben  II  No.  58!2. 

1969.  Der  Vorbehalt  in  Art.  1,  Abs.  3  des  BGes.  vom 
25.  Juni  1885,  wonach  die  Kantone  berechtigt  sind,  polizeiliche  Vor- 
schriften über  die  Feuerversicherung  aufzustellen,  hat  den  Charakter 


TenicherungBwesen. 

einer  AuSDahmebestimmuDg  und  nmfosst  demnach  nu 
Vorschriften,  welche  sich  direkt  auf  abzuschliessenc 
schlossene  Versicherungen  gegen  Brandschaden  bezie 
gehören  das  Verbot  und  die  Bestrafung  von  Doppel 
versicberungen,  die  Mitwirkung  ööentlicher  Behörden 
beim  Versicherungsabschluss  und  bei  der  Abschätzung 
Dagegen  können  Bestimmungen,  welche  einen  YOrwie^ 
polizeilichen  Charakter  tragen  und  nur  mittelbar  far  i 
nnd  die  Abwicklung  der  einzelnen  Versicherungen  in  B 
so  wenig  unter  jene  Bestimmung  subsumirt  werden, 
Schriften  über  die  Konzessionirung  selbst. 

BR  dea  19.  Juli  1887  in  Sachen  der  Sanier  Yenicherungsge 
eine  Schlaeanohme  des  Beg-R  des  Ets.  Aargau,  B  lääT 
130;  bertfitigt  vom  BE  den  20.  Jan.  1888  in  Sachen  Fen. 
bank  Gotha  gegen  Luzern,  B  1388  I  195,  1889  1  780. 

1570.  Auf  Grund  des  Art.  1,  Abs.  3  des  BGes. 
1885  setzte  die  Reg.  von  Schafihausen  den  23.  März, 
die  TOD  den  Feuerversicherungsgesellschaften  jährlicl 
tenden  Beiträge  zum  Zwecke  des  Feuerlöschwesens 
Fr.  2,5,  dann  auf  Fr.  5  von  Fr.  100,000  ihres  im  Kan 
Versicherungskapitals,  im  Minimum  auf  Fr.  50  per  . 
Gesellschaft  fest.  Ueber  den  Betrag  von  Fr.  5  besehe 
Schweiz,  Mobiliarrersicherungsgesellschaft  in  Bern  u 
Minimalansatz  von  Fr.  50  die  Feuerversichemngsgesel 
in  Paris  beim  BR.  Der  ER  erklärte  den  24.  Jan.  1 
Beschwerde,  soweit  der  geforderte  Beitrag  2  Rappen 
Versicherungssumme  übersteigt,  für  begründet,  die  Bes( 
den  Minimalansatz  wies  er  dagegen  als  unbegründet 

Die  Erwägungen  des  BR  lauten: 

1.  Für  die  Beantwortung  der  Frage,  wie  hocb  die 
Fenerversicberui^gesellBchaften  an  das  Feuerlöschw 
Feuerpolizei  der  Kantone  angesetzt  werden  dürfen, 
massige  im  Sinne  des  BGes.  zu  gelten,  fehlt  es  an 

')  Hieher  gehört  auch  die  den  PeuerversichernngBgeseUscli 
Pfiicht,  die  Namen  oud  den  Wohnort  der  in  einem  Kanton  I 
den  BehCrden  mitzuteilen,  Bofem  diese  Anzeigepflicht  zur  Dv 
Übrigen  Polizeibestimmungen  über  die  Feuervereicherung  erfoi 
mit  keine  Patentirung  oder  weitere  Kognition  Terbunden  ist, 
1887  in  Sachen  Veraicberangsgesellschaft  [Jnion  gegen  eine 
Reg-R  des  Kts.  Thurgau,  B  1888  I  197. 
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Masstabe.  Einen  Anhaltspunkt  gewähren  die  kant.  Gesetze^  welche 
im  Zeitpunkt  der  Beratung  des  BGes.  vom  25.  Juni  1885  in  dieser 
Richtung  schon  bestanden  haben.  Denn  diese  Gesetze  hatte  offen- 
bar der  StR  vor  Augen,  als  er  die  Aufnahme  des  Vorbehalts  der 
erwähnten  Beiträge  beschloss.  Es  forderten  damals  von  den  Feaer- 
versicherungsgesellschaften :  Nidwaiden  (Gesetz  vom  13.  Mai  1877) 
2  Vo  der  einkassirten  Prämien,  wovon  '/^  als  Beitrag  an  das  Lösch- 
wesen, V4  Als  eigentliche  Steuer  an  die  Staatskasse;  Basel-Stadt 
(Gesetz  vom  7.  April  1879)  einen  fixen  Betrag  von  Fr.  50  und 
2  Vi  Rappen  von  Fr.  1000  Versicherungskapital;  Genf  (Gesetz  vom 
18.  Okt.  1882)  zu  Gunsten  der  Gaisse  de  Secours  des  Sapeurs- 
Pompiers  eine  jährliche  Gebühr  von  Fr.  400,  600  oder  800;  Bern 
(Dekret  des  Grossen  Rates  vom  31.  Jan.  1884)  jährliche  Beiträge 
von  Fr.  100  bis  Fr.  500;  St.  Gallen  (Gesetz  vom  22.  Nov.  1884) 

2  Rappen  von  Fr.  1000  Versicherungssumme;  überdies  bezog 
Tessin  als  eine  eigentliche  Steuer  5  7o  der  bezogenen  Prämien. 
Diese  Steuer  bildete  den  Gegenstand  unausgesetzer  Kritik  und  ist 
seit  zwei  Jahren  nicht  mehr  erhoben  worden.  Die  angeführten 
festen  Beiträge  von  Bern  und  Genf  erreichen  gegenwärtig  nicht 
ganz  einen  Rappen  von  Fr.  1000  Versicherungssumme  der  in  diesen 
Kantonen  bei  den  Privatgesellschaften  versicherten  Objekte. 

2.  Seit  dem  Erlass  des  BGes.  sind  solche  Beiträge  neu  ein- 
geführt worden  in:  Zürich  (Gesetz  vom  25.  Okt.  1885)  im  Maximum 

3  Rappen  von  Fr.  1000  Versicherungssumme;  Appenzell  i.  Rh. 
(Beschl  der  Standeskommission  vom  15.  Nov.  1886)  nicht  fest  be- 
stimmt: Helvetia  und  Bäloise  bezahlten  im  Jahre  1887  zusammen 
Fr.  160  gleich  3,5  Rappen  von  Fr.  1000  Versicherungskapital  im 
Kanton ;  Uri  (Verord.  des  Landrates  vom  25.  Nov.  1886)  3  Rappen 
von  Fr.  1000  Versicherungskapital;  Thurgau  (Beschl.  des  Reg-R 
vom  18.  Feb.  1887)  2  Rappen  von  Fr.  1000,  mindestens  aber  Fr.  50; 
Appenzell  a.  Rh.  (Beschl.  des  KRates  vom  22.  März  1887)  4  Rappen 
von  Fr.  1000,  mindestens  aber  Fr.  20;  Schafifhausen  zuerst  2,5,  dann 
5  Rappen  von  Fr.  1000  Versicherungssumme,  im  Minimum  aber 
Fr.  50.  Endlich  beabsichtigen  in  Zukunft  zu  erheben:  Schwyz  2, 
Luzern  3  und  Zug  5  Rappen  von  Fr.  1000  Versicherungsumme. 

3.  Aus  dieser  Zusammenstellung  ergiebt  sich,  dass  die  fraglichen 
Beiträge  bei  der  Aufstellung  des  ihren  Fortbezug  sichernden  Vor- 
behaltes im  BGes.  nur  in  einem  von  fünf  Kantonen  mehr  als  zwei 
Rappen  von  Fr.   1000  Versicherungskapital  betragen  haben,  und 
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dass  die  Tendenz  zur  vermehrten  Herbeiziehung  der  privaten 
Feuerversicherungs  ^  Unternehmungen  erst  seither  entstanden  ist. 
Wenn  sich  nun  der  BGesetzgeber  schon  damals  veranlasst  sah,  die 
massige  Bemessung  der  Zuschüsse  einzuschärfen  und  dem  BR  eine 
Moderationsbefugnis  vorzubehalten,  so  ergiebt  sich  daraus  für  die 
entscheidende  Behörde  die  Pflicht,  der  Tendenz  zur  Erhöhung  ent- 
gegenzutreten.  Die  Beschränkung  auf  massige  Beiträge  hat  ihren 
Grund  zweifellos  darin,  dass  sehr  gewichtige  Gesichtspunkte  gegen 
die  Erhebung  einer  solchen  Abgabe  überhaupt  sprechen.  Die 
Feuerversicherungsgesellschaften  werden  leicht  Mittel  und  Wege 
finden,  um  diese  Ausgabe  auf  die  Versicherten  des  betreffenden 
Gebietes  abzuwälzen.  Die  letztem  aber  entrichten  ihre  Steuern 
wie  alle  andern  Bürger,  und  es  ist  wenig  zutreffend,  wenn  sie  für 
ihre  grössere  Vorsicht  und  Sorgfalt  besonders  belastet  werden. 
Werden  die  Beiträge  wirklich  von  den  Versicherungsgesellschaften 
getragen,  was  zwar  bei  denjenigen  auf  Gegenseitigkeit  durch  die 
Natur  der  Sache  ausgeschlossen  ist  so  bilden  sie  ebenfalls  eine 
Zulage  zu  den  übrigen  Steuern  und  Abgaben,  welche  auch  von 
diesen  Unternehmungen  entrichtet  werden  müssen.  Es  ist  be- 
merkenswert, dass  ausserhalb  der  Schweiz  die  sog.  Feuerwehrsteuer 
nur  in  Bayern,  Sachsen  und  in  Oesterreich  (in  einzelnen  Gebieten) 
vorkommt.  In  Bayern  und  Sachsen  beträgt  sie  1 7o  ^^r  ein- 
kassirten  Prämien.  (In  Belgien  sind  sie  seit  dem  1.  Jan.  1888  ab- 
geschafft, und  Frankreich  lehnte  einen  Antrag  auf  ihre  Einführung 
ab,  B  1889  I  634.) 

4.  Dass  die  Beiträge  eine  ganz  erhebliche  Belastung  des  Ge- 
schäftsbetriebes der  Feuerversicherungsgesellschaften  ausmachen, 
selbst  wenn  nur  bei  zwei  Rappen  von  Fr.  1000  Versicherungssumme 
verblieben  wird,  ergeben  folgende  Zahlen: 

Die  Gesamtversicherungssumme  der  bei  privaten  Gesellschaften 
in  der  Schweiz  versicherten  Objekte  beträgt  annähernd  4200  Mil- 
lionen Franken,  was  bei  einem  Ansätze  von  2  Rappen  von  Fr.  1000 
eine  Beitragssumme  ausmacht  von  Fr.  84,000,  allerdings  vorausgesetzt, 
dass  die  Abgabe  in  allen  Kantonen  bestehe,  was  bei  dem  geschil- 
derten Lauf  der  Dinge  wol  nicht  mehr  lange  anstehen  wird.  Die 
Beschwerdeführerin  allein  würde,  wie  sie  richtig  bemerkt,  mit  ihrem 
Versicherungskapital  von  1257  Vt  Millionen  Franken  auf  eine  Bei- 
tragssumme von  Fr.  25,050  zu  stehen  kommen,  also  auf  einen 
hohem  Betrag,  als  der  Bund  zufolge  des  BGes.  vom  25.  Juni  1885 
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die  Kosten  der  BAufsicbt  von  sämtlichen  konzessionirten  Ver- 
heningsunternehmuQgen  verlangen  darf.  Bei  den  GeseHscbaften 
Ivetia  und  Bäloise  absorbirt  ein  Beitrag  von  zwei  Rappen  von 
.  1000  Versicherungssumme  15  "/o  des  nach  einem  Durchschnitt 
r  letzten  10  Jahre  erzielten  Reingewinns. 

5.  Mit  Recht  weist  allerdings  der  Reg-Rat  des  Kts.  Schaff- 
usen  auf  die  guten  Lösebein  richtungen  dieses  Kantons  und  seiner 
meinden  hin  und  betont,  dass  dieselben  hauptsächlich  auch  den 
uerversicberungsgesellschaften  zu  statten  kommen.    Gewis  kann 

so  lange  von  den  Versicherungsgesellschaften  Zuschüsse  an  das 
uerwehrwesen  erhoben  werden,  für  deren  Festsetzung  nicht  be- 
utungslos  sein,  in  welchem  Zustande  sich  dasselbe  befindet.  Bei 
lem  Kanton  mit  angenügenden  Einrichtungen  würden  die  Bei- 
ige auf  den  niedrigsten  Ansatz  zu  reduziren  sein.  Dagegen  darf 
in  nicht  ausser  Acht  lassen,  dass  die  Feuerversicherungsgesell- 
laft  den  guten  Löscheinrichtungen  und  der  guten  Feuerpolizei 
lon  bei  Anwendung  ihrer  Tarife  Rechnung  tragen,  und  dass 
rch  jene  öfientlichen  Anstalten  auch  unersetzliche  Güter,  wie 
isundheit  und  Leben  der  Menschen  und  die  vielen  nicht  ver- 
herten  Objekte,  geschützt  werden.  Ebenso  ist  daran  zu  erinnern, 
}s  die  Hochdruckwasserleitungen  beinahe  ausnahmslos  auch 
lern  Zwecken,  wie  der  Beschaffung  von  Trinkwasser,  dem  Be- 
äbe  von  Industrien  u.  s.  w.  dienen. 

6.  Aus  den  bisherigen  Erwägungen  haben  sich  gewichtige 
ünde  für  den  Standpunkt  der  achweiz.  Mobil! arversicherungsge- 
iscbaft  ergeben.  Dagegen  entbehrt  die  Beschwerde  .der  Union 
r  Begriindetheit,  da  ein  Minimum  von  Fr.  50  noch  als  «mässig> 

Sinne  des  BGes.  bezeichnet  werden  kann. 

B  1889  I  627.  780,  1890  I  780,  No.  133.    , 

1571.  Das  BGes.  vom  25.  Juni  1885  enthält  eine  Beschm- 
lg  des  Rechtes  der  Kantone,  den  Feuerversicbernngsunterneh- 
ngen  massige  Beiträge  zu  Zwecken  der  Feuerpolizei  und  des 
ierlöschwesens  aufzuerlegen,  nur  soweit  es  die  Höhe  dieser  Bei- 
ge betriflt.  Dagegen  ist  die  Art  und  Weise  der  Verwendung 
BGes.  nicht  norniirt.  Die  Kantone  haben  also  die  Befugnis,  die 
iträge  den  Feuerwehrkorps  sowie  den  Gemeinden,  welchen  die 
ät  des  Feuerlöschwesens  obliegt,  zuzuweisen,  wie  dies  z.  ß.  im 
ifer  Gesetz  geschehen   ist.  Das  im  Art.  15,   Abs.  2   des  BGeä. 


enthaltende  Verbot  wird  durch  die  Vorschrift  des  A 
eingeschränkt. 

BR  den  6.  März  1888  eine  Beschwerde  der  Fenerversicher 
La  France  gegen  das  Genfer  Geaeta  abweisend,  B  1889  I 

1372.  Der  in  der  Schweiz  konzessionirten  Harn 
Feuerversicherungsgesellschaft  wurde  für  das  Jahr 
Genf  eine  Patentsteuer  im  Betrage  von  Fr.  40O  auf 
erfolgter  Beschwerde  wurde  die  Steuer  auf  Fr.  200  e: 
Gesellschaft  beschwerte  sich  auch  hierüber  beim  BR;  d 
den  4.  März  1890  die  Beschwerde  für  begründet,  sei 
Steuer  den  Betrag  von  Fr.  50  übersteigt  und  zwar  i 

1.  Das  Recht  des  Kts.  Genf  zum  Bezug  der  betr. 
nicht  bestritten  werden;  denn  dieselbe  fliesstnach  det 
vom  18.  Okt.  1882  ganz  in  die  Hilfskassen  der  Sapf 
und  fällt  somit  anter  den  Begriff  der  Beiträge  an  da 
deren  Bezug  nach  Art.  1,  Abs.  3  des  BGes.  den  I 
stattet  ist. 

2.  Dagegen  verstösst  die  der  Beschwerdeführer 
Steuer  dem  Masse  nach  zweifellos  gegen  die  Vorschrii 
denn  sie  beträgt  auch  nach  der  Ermässigung  auf  Fr. 
siebenten  Teil  oder  mehr  als  14  7o  aller  von  der  Be 
rerin  im  Jahre  1889  im  Kanton  Genf  eingenommen 
ningsprämien.  Mit  Rücksicht  darauf,  dass  selbst  da 
des  BB  vom  24.  Jan.  1888')  genehmigte  Minimum 
von  Fr.  50  noch  3,57*/«  der  Prämieneinnahme  der  R< 
Kt.  Genf  im  Jabre  1889  ausmacht,  muss  es  bei  demse 
wenden  haben. 

1373.  Das  BGes.  vom  25.  Juni  1885  enthält 
meinen  grundlegenden  Bestimmungen  Über  die  Stellu 
Sicherungsagenten.  Dieses  Stillschweigen  darf  jedoch 
Sinne  gedeutet  werden ,  als  ob  der  BGesetzgeber 
petent  erachtet  hätte,  hierüber  Vorschriften  aufzustelle 
er  daher  dieses  Gebiet  der  kant.  Gesetzgebung  habe  über 
Andern  Falles  würde  er  sich  auch  der  Ausdehnung  der  I 
der  Art.  8,  10,  11  und  15  des  BGes.  auf  die  Agenten  ha: 
müssen.     Das   Stillschweigen  beweist  also  höchstens 

')  No.  1570. 
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von  derartigen  Vorschriften  und  insbes.  von  einer  Konzessions- 
oder Patentpflicht  der  Agenten  überhaupt  absehen  wollte.  Die 
Agenten  sind  als  Angestellte  im  Interesse  und  Auftrage  der  Ge- 
sellschaften tätig.  *)  Der  Geschäftsbetrieb  der  letzteren  findet  bei- 
nahe ausschlieslich  durch  ihre  Vermittlung  statt.  Verpflichtungen 
polizeilicher  und  fiskalischer  Natur,  welche  den  Agenten  auferlegt 
werden,  belästigen  demnach  den  Geschäftsbetrieb  der  Versiche- 
rungsunternehmungen selbst  und  müssen  der  Abrogationsklausel 
und  dem  Verbot  in  Art.  15  des  BGes.  weichen.  Sollte  sich  später 
die  Notwendigkeit  von  Vorschriften  über  die  Agenten  ergeben,  so 
wird  es  Sache  der  BGesetzgebung  sein,  solche  aufzustellen.  Von 
dieser  grundsätzlichen  Gestaltung  der  Sache  ist  eine  Ausnahme 
mit  Bezug  auf  die  privaten  Feuerversicherungsgesellschaften  nicht 
gemacht.  Wie  die  Botsch.  des  BR  vom  13.  Jan.  1885  zum  BGes. 
ausführt,  sollte  durch  dasselbe  vorderhand  die  staatliche  Aufsicht 
über  den  gesamten  Privatversicherungsbetrieb  ohne  Rücksicht  auf 
das  Objekt  der  Versicherung  und  die  Form  der  Unternehmung 
einheitlich  geregelt  und  erst  später  an  der  Hand  der  Erfahrung 
festgestellt  werden,  ob  für  einzelne  Arten  Abweichungen  oder  Aus- 
scheidungen erforderlich  seien. 

BR  den  19.  Juli  1887  in  Sachen  der  Basler  Versicherungsgesellschaft  gegen 
Feuerschaden  (Bäloise)  gegen  eine  Schlussnahme  des  Reg-R  des  Kts.  Aar- 
gau, B  1887  III  702,  1888  II  130. 

1374.  Im  Jahre  1889  legte  die  Lebensversicherungsgesell- 
schaft Equitable  in  New- York  dem  BR  zwei  neue  Policenformu- 
lare zur  Genehmigung  vor.  Der  BR  verbot  den  24.  Sept  1889  die 
Verwendung  der  vorgelegten  zwei  Formulare.  Er  fand:  dieselben 
seien  ofifenbar  ausschlieslich  zum  Zwecke  der  Reklame  ausgestellt 
worden  und  ihre  Verwendung  könnte  zu  Misbrauch  führen.  Es  soll 
durch  diese  Policen  beim  Publikj^m  der  Glaube  hervorgerufen  wer- 
den, als  ob  sie  einen  ganz  andern  Charakter  hätten  als  diejenigen 
aller  übrigen  Gesellschaften,  als  ob  sie  mit  den  Formal- Verpflich- 
tungen des  Handelsrechts,  dem  Wechsel,  Chek,  Ordrebillet  u.  dgL 
auf  gleicher  Stufe  ständen.  Wie  sehr  die  Gesellschaft  bemüht  ist, 
diesen  Schein  hervorzurufen,  geht  aus  den  auf  die  neuen  Policen 
bezüglichen  Publikationen  hervor.  Darin  kehrt  immer  wieder  die 
Behauptung,  dass  die  neue  Police   ein  dem  Bankwechsel  gleich- 
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Stehendes  einfaches  Zahlungs versprechen  sei  (the  New  Policy  is 
[like  a  bank  draft]  a  simple  Promise  to  pay).  Diese  Behauptung 
ist  aber  falsch.  Die  neue  Police  ist  auch  in  der  jetzigen  Gestalt 
nur  eine  Urkunde  über  einen  zweiseitigen  sog.  diskreten  oder  auf 
materieller  causa  beruhenden  Vertrag,  und  nicht  ein  abstraktes 
Zahlungsversprechen  oder  eine  Skripturalobligation.      b  1889  rv  88. 

1373«  Die  Lebensversicherungsgesellschaft  L'Aigle  in  Paris 
hatte  nach  Vorlegung  ihrer  Statuten,  welche  in  Art.  59  für  die 
Jahresrechnung  vorschreiben: 

toutes  les  döpenses  de  la  sociötö,  7  compris  las  frais  de  com- 

missions,  sont  passöes  par  le  compte  des  profits  et  partes  de  Texer- 

cice  pendant  laquel  alles  ont  et6  effectu^eSy 
die  Konzession  zum  Geschäftsbetrieb  in  der  Schweiz  erhalten.  Als 
diese  Gesellschaft  im  Jahre  1890  im  Begrifife  stand,  die  mitgeteilte 
Vorschrift  durch  eine  andere  zu  ersetzen,  nach  der  die  Geschäfts- 
unkosten zum  Teil  auf  die  Zukunft  abgewälzt  werden  können  und 
zwar  zum  Zweck  der  Verteilung  fiktiver  Dividenden,  welche  Be- 
rechnungsweise der  Vorschrift  des  Art.  656  des  eidg.  OR  wider- 
spricht, verbot  der  BR  mit  Beschl.  vom  12.  Juni  1890  der  Gesell- 
schaft, in  Anwendung  des  Art,  9  des  BGes.  vom  25.  Juni  1885,  von 
ihrer  bisherigen  Vorschrift,  dass  alle  Geschäftsunkosten  des  Jahres 
aus  den  Einnahmen  desselben  Jahres  zu  decken  sind,  abzugehen  und 
zwar  in  Erwägung,  dass  durch  die  geplante  umgeänderte  Berech- 
nungsweise die  von  der  Gesellschaft  bei  ihrer  Konzession  angebo- 
tenen Garantien  wesentlich  vermindert  würden.  b  1890  III  380. 

1576.  Die  Lebensversicherungsgesellschaften  New- York  Life 
Insurance  Comp.')  und  The  Equitable  Life  Assurance  Society  of 
the  United  States  teilten  den  20.,  30.  Dez.  1890  dem  eidg.  Ver- 
sicherungsamte mit,  dass  sie  für  einstweilen  auf  die  Fortsetzung 
des  ihnen  kraft  Konzession  zustehenden  Geschäftsbetriebes  in  der 
Schweiz  verzichten. 

Dieses  Verhalten  involvirt  nach  der  Auffassung  des  eidg.  In- 
dustrie-  und  Landw.-Dep.    keinen   Verzicht  auf  die  den  Gesell- 


*)  Mit  Beschl.  vom  24.  Febr.  1891  nahm  der  BR  Vormerk  von  dem  Ver- 
zicht dieser  Gesellschaft  anf  die  ihr  im  Jahr  1886  erteilte  Eonzession,  indem 
er  gleichzeit^  konstatirte,  dass  die  Gesellschaft  bis  zur  Abwicklung  der  in  der 
Schweiz  kontrahirten  Geschäfte  der  BAnfsicht  nach  Massgabe  des  BGes.  vom 
25.  Juni  1885  unterstem  bleibt,  B  1891  I  400.  No.  1577. 
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Schäften  s.  Z.  erteilte  Eonzession;  der  BR  hat  daher  den  9.  Jan. 
1891  von  dem  einstweiligen  Verzicht  dieser  Gesellschaften  auf  den 
Geschäftsbetrieb  in  der  Schweiz  Vormerk  genommen  und  gleich- 
zeitig konstatirt,  dass  dieselben  nach  wie  vor  der  vollen  B Auf- 
sicht nach  Massgabe  des  BGes.  vom  25.  Juni  1885  unterstellt 
bleiben.  B  I89i  l  76. 

1577.  Der  BR  verfällte  den  25.  Sept.  und  den  27.  Nov.  1891 
die  Lebensversicherungsgesellschaft  New- York  in  New- York  wegen 
Nichteinreichung  des  Rechenschaftsberichtes  für  das  Jahr  1890  in 
Ordnungsbussen  im  Gesamtbeträge  von  Fr.  1500.  Ein  Gesuch  der 
Gesellschaft  um  Wiedererwägung  und  Aufhebung  dieser  Strafver- 
fügungen wies  der  BR  den  19.  Febr.  1892  als  unbegründet  ab  und 
zwar  in  Erwägung: 

Den  beiden  Strafverfügungen  des  BR  vom  25.  Sept.  und  vom 
27.  Nov.  1891  liegt  die  Auffassung  zu  Grunde,  dass  die  Staatsaufsicht 
über  die  Versicherungsgesellschaften  (ohne  Rücksicht  darauf,  ob 
die  Eonzession  fortbestehe  oder  nicht)  so  lange  Platz  zu  greifen 
habe,  bis  die  sämtlichen  Verpflichtungen  aus  dem  Schweiz.  Geschäfte 
erfüllt  sind.  Der  BR  vertritt  diese  Rechtsanschauung  aus  folgenden 
Gründen : 

1.  Mit  dem  Erlasse  des  BGes.  vom  25.  Juni  1885  hat  der  Band 
von  dem  ihm  durch  Art.  34,  Abs.  2,  der  BV  eingeräumten  Gesetz- 
gebungsrechte Gebrauch  gemacht  |und  (unter  Vorbehalt  der  Bestim- 
mungen des  Art.  14,  Abs.  3  des  zit.  BGes.)  die  bisanhin  den  Kantonen 
zugestandene  Aufsicht  über  den  Geschäftsbetrieb  der  in  der  Schweiz 
arbeitenden  Versicherungsanstalten  übernommen.  Die  allgemein  volks- 
wirtschaftlichen Interessen,  die  bei  dem  Versicherungswesen  beteiligt 
sind,  haben  in  dieser,  wie  in  andern  Industrien  (Eisenbahnen,  Ausgabe 
von  Banknoten,  etc.)  zu  einer  Einschränkung  des  in  Art.  31  der  BV 
ausgesprochenen  Grundsatzes  der  Handels-  und  Gewerbefreiheit  in  Form 
von  Spezialgesetzen  geführt;,  welche  den  Betrieb  bestimmter  Gewerbe 
der  staatlichen  Kontrole  unterstellen.  Der  Zweck  dieser  gesetzgebe- 
rischen Erlasse  liegt  überall  in  dem  Schutze  der  öffentlichen  Wolfahrt, 
welche  an  dem  normalen  Gange  jener  Gewerbe  in  hohem  Grade  inte- 
ressirt  ist.  Die  gleiche  ratio  liegt  auch  dem  BGes.  vom  25.  Juni  1885 
zu  Grunde.  Der  Staat  will  sein  möglichstes  tun,  um  jede  Gefährdung 
von  den  mit  dem  Versicherungswesen  eng  verknüpften  öflfentlichen  In- 
teressen fern  zu  halten.  Dieser  Aufgabe  war  die  kant.  Aufsicht  nicht 
gewachsen.     Es  griff  deshalb   der  Bund  ein  und   regelte   die  üeberwa- 
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ebnng  der  VersicheiTingsgesellscbaften  eiDbeitlicb 
Jenem  Zwecke  entsprechend  normirt  das  Aofdcl: 

a.  Doss  ohne  Erm&chtdgnng  der  Än&ichtslie 
dchemngsaneUlten  in  der  Schweiz  keine  Gescl 
(Art.  3  des  BOes.); 

b.  die  Erfordernisse,  an  welche  die  Brteila 
knOpft  ist  (Art.  2  des  BOes.) ; 

c.  die  Art  und  Weise,  in  welcher  die  Ver 
der  Staatsaufsicht  unterstellt  sind.  Hieher  ge 
schrijteti  über  die  Form  und  den  Inhalt  der  jl 
taug  (Art.  5—8),  sowie  die  Bestimmungen  ttl 
Anfächtsbehörde  (Art.  2,  Ziff.  5,  Art.  8,  9,  10 
Vorlage  von  Abändemngen  der  technischen  und 
(Art.  4). 

2,  Der  Zweck  dieser  Vorschriften  ist  ein  kl 
zessionszwang  soll  die  Aafsichtsbehörde  in  den 
die  geschKftlicbe  Lage  der  Gesellschaften  eingeht 
nach  dem  Resultate  dieser  Erhebungen  die  E 
schElflsbetriebe  zu  gewähren  oder  zu  verweiger 
zwange  kommt  somit  die  Bedeutung  einer  präi 
Staatsaufsicht  zu;  es  soll  verhindert  werden,  ' 
welche  nicht  die  ertbrderlicfaen  Garantien  bietet 
liehen  0[»erationen  in  der  Schweiz  die  Interessen 
Damit  ist  jedoch  die  Staatsaufsicht  nicht  erschöj 
derselben  liegt  vielmehr  in  einer  Kontrole  dei 
welche  auf  Grund  der  erteilten  staatlichen  Ermäc 
Versicherungsverträge  abgeschlossen  haben.  Da 
nicht  damit,  in  den  Art.  5 — 8  den  Inhalt  < 
äehaft«n  jährlich  einzuliefernden  Rechenschaf tsbe 
zustellen  und  die  Ergänzung  derselben  dem  Em 
zugeben  (Art.  8),  sondern  es  verpflichtet  in  Ai 
dchtsbehSrde  überhaupt,  jederzeit  die  ihr  durel 
resse  und  dasjenige  der  Versicherten  geboten  ers< 
zu  treffen.  Diese  <!  es -Vorschriften  schnfFen  nicht 
Kontrote,  welche  dem  BR  jederzeit  einen  genaui 
schäftliche  Lage  der  Gesellschaften  gestattet,  soi 
der  Behörde  zugeteilten  Befugnissen  gleichzeitig 
auf  Grand  der  aus  der  Berichterstattung  gewoa 
zeit  die  geeigneten  materiellen  Vorkehren  (Ref( 
Es  ist  klar,  dass  der  Zweck  des  Bües.  vom  2 
Schutze  der  Interessen  der  Schweiz.  Versicherten 
noch  so  detaillirte)  Berichterstattung  allein  nicl 
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in  ist  die  Kenntnis  der  in  den  Rechenscliaftsberichteii  niedergelegten 
Ichlichen  Verhältnisse  die  Grundbedingung  fOr  die  praktische  Be- 
;ung  der  der  Äufsichtsbe bürde    eingeräumten    Kompeteneeu,    welche 

Wesen  11  icfasten  Teil  der  Staatsaufsicht  bilden.  Diese  Kompetenzen 
BR  beschränken  sich  nicht  anf  die  der  Itehörda  unter  bestimmten 
Aussetzungen  obliegende  Pflicht,  einer  Gesellschalt  die  Konzession  zu 
ieben  (AH.  9,  Abs.  2),  demnach  auf  präventive  Massregela,  sondern 
recken   sich   kraft  positiver   Ges-Vorschrift   (Art.    9,    Abs.   1)   auf 

Verfilftungen,  welche  der  BR  als  durch   das    allgemeine    Interesse 

dasjenige  der  Versicherten  geboten  erachtet.  Ueberall  da,  wo  diese 
irgemSs  mannigfaltigen  Interessen  in  Frage  stehen,  bat  die  Behörde 
Pflicht,  nicht  bloa  das  Recht,  einzugreifen.  Aaf  Grand  der  Be- 
mung  des  Art.  9,  Abs,  l,  bat  der  BR  beispielsweise  einer  Lebens- 
icberungsgesellschaft ,  welche  durch  Revision  ihres  Statuts  zum 
cke  der  Ausrichtung  fiktiver  Dividenden  die  Amortisation  der  Ab- 
usspro Visionen  in  einem  Termine  von  fiinf  Jahren  einfuhren  wollte. 
B  Manipulation  wegen  G^f^hrdung  der  Interessen  der  Versicherten 
irsflgt, ')  und  von  einer  andern  Anstalt  (welche  auf  die  eidg.  Kon- 
iou  verzichtet  hatte)  eine  korrekte  13estelluiig  der  Reserven  verlangt.*) 
bedarf  nun   gewis    keines   Nachweises ,    da»s    allgemeine   Interessen 

besondere  der  Versicherten,  welche  das  Gesetz  der  Aufeichtsbehörde 
irzunehmen  befiehlt,  unabhiLngig  von  dtT  Uauer  der  Konzesäon,  so 
[e  bestehen,  als  eine  Gesellschaft  in  der  Schweiz  Verpflichtungen  zu 
llen  hat.  Aus  der  Vorschrift  des  Gesetzes,  dass  die  BehOrde  die 
Art.  9,    Abs.   I     normirte    Aufsieb tsUiti^ikeit    so   lange    zu   entfalten 

als  schutzbedürftige  Interessen  vorliegen,  ergiebt  sich  sofort  der 
igende  logische  Schluss,  dass  das  Geseti  fUr  dieselbe  Zeit  auch  dw 

Durchfülirung  dieser  Tätigkeit  geschaffene,  einzig  geeignete  Mittel 
die  in  den  Art.  5—8  vorgesehene  Berichterstattung  —  gewähren 
V.  vorschreiben  wollte.  Für  diese  Auffa^s.tng  spricht  auch  Art-  12, 
len  eminent  praktische  Bestimmung  nur  auf  Grund  einer  ständigen 
itrole  des  Bundes  ausfuhrbar  ist. 

Eine  gegenteilige  Meinung  wUrde  sieh  mit  dem  angegebenen  klaren 
rtlaute  des  Gesetzes,  wie  mit  dem  Zwecke,  den  der  Gesetzgeber  mit 
em  Gesetze  hat  erreichen  wollen,  in  Widerspruch  setzen.  Der  Schutz  der 
sressen  der  Schweiz.  Versicherten,  der  dem  Bkies.  als  ratio  legis  zu 
.nde  liegt,  wHre  ein    offenbar  illusorischer,    wenn    die    Staatsaufsicht 

wäbrenil  der  Dauer  der  Konzession  zu  Kraft  bestände  und  so  ilite 
iktion  gerade  in  dem  Momente  einstellen  wUi'de,   wo    der  Staat  und 

')  Vgl.  No.  1575. 
*)  Vgl.  B  1891  U  325. 


Versicheruagawesen. 

die  Versicherten  an  der  normalen  Äbwicklimg  dei 
Schaft  in  der  Schweiz  abgeschlossenen  Vertrage  natni 
hohem  Grade  interessirt  sind.  Es  darf  aber  verK 
angeDommen  werden,  daas  der  Gesetzgeber  eine  1 
schaffen  wollen,  die,  im  Widerspräche  mit  dem  vi 
in  praxi  nur  ein  toter  Buchstabe  wHre,  um  so  we 
Ziff.  1  festgestellte  äussere  Veranlassung  des  Gea.  i 
baren  Willen  dee  Gesetzgebers  schlLessea  lässt,  an  dii 
hafteu  kant.  Aufsicht  eine  der  Aufgabe  gewachsene  I 
zu  setzen.  Es  müsste  sich  somit,  auch  ohne  Rucks: 
Wortlaut  des  Gesetzes,  lediglich  an  Hand  der  ratio 
terpretation^regel,  dass  Gesetze  nicht  in  einer  Weis 
dürfen,  dass  dadurch  ein  Widerspruch  mit  dem  Zw 
steht,  die  Fortdauer  der  Staatsaufsicht  auf  so  lang 
Gesellschaft  in  der  Schweiz  Verpflichtungen  zu  erfll 

3.  Die  Auffassung,  dass,  nach  Uassgabe  des  fi 
1S85,  die  Erteilung  der  Konzession  der  einzig  gei 
Auf  sich  tsrechtes  des  BR  sei,  und  dass  demnach  mit 
Eonzession  oder  mit  dem  Verzichte  auf  dieselbe  zug 
Anfsich tsrecht  dahinfalle,  lässt  sich  mit  dem  Gesetz« 
Die  Staatsaufsicht  ist  die  notwendige  gesetzliche  I 
dass  eine  Gesellschaft  auf  Grund  der  erteilten  staatli 
in  der  Schweiz  Versieb erungs vertrage  abuescblossen  '. 
begründete  staatliche  Kontrole  ist  von  der  Dauer  dt 
hängig;  sie  hat  das  Fortbestehen  der  letztern  nie 
Voraussetzung.  Den  Ges- Vorschriften,  welche  6 
Konzesaionserteilnng  (Art.  2)  und  des  Konzessioi 
Abs.  2)  regeln,  kommt  lediglich  die  Bedeutung  eini 
rege]  der  Staatsaufsicht  zu;  mit  der  BeauFsichtigui 
triebes  und  mit  der  Wahrnehmung  der  auf  Grund 
denen  Interessen  haben  sie  nichts  zu  schaffen.  Der 
der  Petentin  bleibt  demnach  ohne  Einfluss  auf  i 
welche,  kraft  positiver  Ges-Bestimmung,  der  New-) 
Übung  ihres  Gewerbes  erwachsen  sind.     Vgl.  Art. 

Der  BR  echliesst  sodann  aus  der  Tatsache  de: 
Kaution  (welches  der  Gesetzgeber  in  Art.  9,  Abs.  3 
auf  das  Fortbestehen  aller  übrigen  Aufsieb tspflicbti 
der  Staatsaufeicht  beruht  auf  ausdrücklicher  G 
auf  einer  Spezi al Verfügung  der  AufsichtrsbehOrde, 
neuen  Rechtes,  ireilich  unstatthaft  wäre.  Die  Anw 
sichtsgesetzes  erreicht  ihr  natürliches  Ende,  wenn  e 
in  der  Schweiz  bestehenden  Verpflichtungfu   aus  di 
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Schäfte  Yollständig  erfüllt  hat,  eine  weitere  Kontrole  demnach  praktisch 
ohne  Wert  und  rechtlich  nicht  mehr  zulässig  ist.  Die  Entlassung  einer 
Gesellschaft  aus  der  Staatsaufsicht  vor  diesem  Zeitpunkte  ist  gesetzlich 
unstatthaft  und  kann  daher  vom  BB  auch  nicht  ausgesprochen  werden. 
Der  Einwand,  bei  Dahinfallen  der  Konzession  könne  es  sich  nicht  mehr 
um  eine  Berichterstattung  handeln,  welche  weder  fiir  die  Aufsichtsbe- 
hörde, noch  für  die  Versicherten  irgend  welchen  Zweck  habe,  sondern 
lediglich  darum,  die  Rechte  der  Schweiz.  Interessenten  durch  die  Re- 
tention der  Kaution  zu  wahren,  findet  seine  Widerlegung  durch  das 
Gesetz  selbst.  Die  fortdauernde  Berichterstattung  ist  die  Voraussetzung 
l'tlr  die  Erfüllung  der  dem  BB  obliegenden  Pflicht,  jederzeit  die  im  In- 
teresse des  Staates  und  der  Versicherten  liegenden  Verfügungen  zu 
treffen.  Neben  diesem  in  den  Kompetenzen  der  Aufsichtsbehörde  lie- 
genden prinzipalen  Sicherungsmittel  für  eine  normale  Abwicklung  der 
Versicherungsverträge  wohnt  der  von  den  Gesellschaften  geleisteten 
Kaution  eine  blos  nebensächliche  Bedeutung  inne.  Die  von  einer  Le- 
bensversicherungsanstalt zu  leistende  Kaution  von  Fr.  100,000  steht 
in  keinem  Verhältnisse  zu  dem  Betrage  ihrer  Verpflichtungen ;  sie  bietet 
daher  auch  keine  hinreichende  Garantie.  Eine  Erhöhung  der  Sicher- 
heitsleistung im  annähernden  Betrage  der  aus  den  Versicherungsver- 
trägen erwachsenden  Ansprüche  würde  dagegen  die  Interessen  der  Ge- 
sellschaften empfindlich  berühren.  Aus  diesem  Grande  wollte  der 
Ges-Entw.  des  BB  von  einer  Kaution  überhaupt  absehen. 

Wenn  endlich  aus  der  Tatsache,  dass  diejenigen  Gesellschaften, 
welche  vor  Erlass  des  BGes.  vom  25.  Juni  1885  in  der  Schweiz  Ver- 
sicherungsverträge abgeschlossen  haben,  dann  aber,  beim  Inkrafttreten 
des  Gesetzes,  die  eidg.  Konzession  nicht  nachsuchten  oder  nicht  erlangen 
konnten,  den  Vorschriften  des  Gesetzes  nicht  unterstellt  sind,  per  ana- 
logiam der  Schluss  gezogen  wird,  dass  diejenigen  Anstalten,  welche 
freiwillig  auf  die  ihnen  durch  das  eidg.  Gesetz  eingeräumte  Konzession 
verzichten,  nicht  strenger  zu  behandeln  seien,  als  jene  Gesellschaften, 
so  wird  hiebei  die  Bestimmung  des  Art.  14,  Abs.  8  des  BGes.  übersehen, 
wonach  die  letztgenannten  Anstalten  bis  zur  Abwicklung  ihrer  Schweiz. 
Geschäfte  der  Herrschaft  des  kant.  Aufsichtsrechtes  unterstellt  sind. 
Zur  Auslegung  des  eidg.  Aufsichtsgesetzes  können  die  Vorschrifben  der 
zutrefienden  kant.  Gesetze  nicht  herangezogen  werden. 

4.  Die  Lebensversicherungsgesellschaft  New- York  hatte  in  der 
Schweiz  auf  Ende  des  Jahres  1890  Fr.  7,831,459  Kapitalversicherungen 
und  Fr.  77,115  Beuten  Versicherungen  laufend;  für  erstere  bezog  sie  im 
Jahre  1890  Prämien  im  Betrage  von  Fr.  356,786,  für  letztere  solche 
von  Fr.  76,886.  Es  bestehen  somit  die  tatsächlichen  Voraussetzungen, 
an  welche  das  Gesetz  die  Staatsaufsicht  knüpft. 


Versicherungswesen . 

5.  Nach  den  vorstehenden  grundsätzlichen  Ansföhmx 
PrDfung  der  Frage,  ob  die  Petentin,  welche  am  18.  Pel 
die  eidg.  Konzession  Verzicht  geleistet  hat,')  nicht  wenigs 
Jahr  1890  die  verlangte  Beriohterstattnng  zn  gewähren  1 
standslos.  Ohne  Zweifel  müsste  die  Frage  selbst  nach  den  < 
fähmngen  der  New -York  bejaht  werden, 

6.  Da  die  Petentin,  welche  bis  zur  Abwicklung  der  in 
abgeschlossenen  Versicherungsverträge  den  Vorschriften  des 
25.  Juni  1885  unterworfen  ist,  die  geforderte  Berichten 
das  Jahr  1890  verweigert  hat,  kann  dem  Begehren  um  An 
Beschlüsse  des  BR  vom  25.  Sept.  und  vom  27.  Nov.  189 
sprochen  werden.  B  1892 

Die  Gesellschaft  bezahlte  hierauf  die  vom  BR  ausgi 
Ordnungsbusaen  and  lieferte  alsdann  auch  die  für  daE 
geforderte  detaHlirte  Berichterstattung  ein. 

i)  Vgl.  No.  157«. 


i 


Vm.  Abschnitt 

Sorge  für  das  geistige  Leben. 

1.  Kapitel. 

Das  Schulwesen,  insbesondere  die  Volksschule/) 

BV  1874,  Art.  27,  A.  S.  n.  F.  1  8;  Wolf  1  4. 

Inkrafttreten  der  Verfassungsvorschriften. 

1578.  Mit  dem  29.  Mai  1879  war  die  Frist  abgelaufen, 
welche  den  Kantonen  zur  Einführung  der  Unentgeltlichkeit  des 
öffentlichen  Primarunterrichts  durch  Art.  4  der  Uebergangsbestim- 
mungen  zur  BV  eingerÄumt  war.  Der  BR  lud  unterm  30.  April 
1879  die  Kantone  zur  Berichterstattung  über  den  Vollzug  der 
BVorschrift  ein,  und  nachdem  mit  dem  19.  Juli  1879  diese  Bericht- 
erstattung allseitig  erfolgt  war,  konnte  der  BR  konstatiren,  dass 
die  Unentgeltlichkeit  des  öffentlichen  Primarunterrichtes  tatsächlich 
in  allen  Kantonen  besteht.  B  1880  II 12. 

1579.  Schon  vor  dem  29.  Mai  1879  hatte  der  BR  in  einer 
Entscheidung  vom  18.  April  1877  erkannt,  dass  es  unzulässig  sei, 
die  Kinder  ortsangehöriger  Eltern  vom  Schulgeld  zu  befreien,  die 
Kinder  der  übrigen  Schweizer  dagegen  zur  Bezahlung  eines  Schul- 
geldes anzuhalten  und  zwar  mit  Rücksicht  auf  Art.  43,  Abs.  4  der 
BV,  wonach  der  niedergelassene  Schweizerbiirger  an  seinem  Wohn- 
sitze alle  Rechte  der  Kantonsbürger  und  mit  diesen  auch  alle 
Rechte  der  Gemeindebürger  geniest,  und  mit  Rücksicht  auf  Art.  45, 
Abs.  6  der  BV,  wonach  die  Gemeinde  den  auf  ihrem  Gebiete  nieder- 
gelassenen Schweizerbürger  nicht  anders  als  den  Ortsbürgei:  be- 
steuern darf.  B  1878  n  566. 

0  Vgl.  oben  I  No.  »O-»«^  «5,  «8,  70,  78,  87,  OS. 
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Gesetzliche  Ausführung  der  Verfassungsvorschriften. 

BotBch.  des  BR  vom  3.  Juni  1880  betr.  Vollziehung  des  Art.  27  der  BV,  B  1880 
III  180;  Ber.  des  Dep.  des  Innern  an  den  BR  betitelt:  Art.  27  der  BV 
und  der  Primarunterricht  in  der  Schweiz,  Bern  1878.  Ber.  der  einen 
Gruppe  der  Mehrheit  der  Komm,  des  NR  vom  15.  Juni  1881  (Deucher), 
B  1881  III  387,  Ber.  der  Minderheit  dieser  Komm,  vom  15.  Juni  1881 
(Segesser),  B  1881  III  587;  Ber.  der  Mehrheit  der  Komm,  des  StR  vom 
13.  Juni  1882  (Birmann),  B  1882  III  895,  Ber.  der  Minderheit  dieser  Komm, 
vom  13.  Juni  1882  (Fischer),  B  1882  III  401.  Beschl.  der  eidg.  Bäte  betr. 
die  Vollziehung  des  Art.  27  der  BV  vom  14.  Juni  1882.  B  1882  III  167; 
vgl.  oben  I  S.  434,  Ziff.  10.  Vgl.  femer  oben  I  No.  136.  B  1877  n  57, 
824,  1879  U  752,  1883  II  21,  30,  1884  II  938;  vgl.  auch  B  1874  I  1146, 
1875  II  234,  III  76. 

1380.  Der  NR  erklärte  den  15.  Juni  1875  folgende  Motion 
Desor  und  Kons.  betr.  Durchführung  des  Art.  27  der  BV  erheblich  : 

Der  BR  wird  eingeladen,  über  die  zur  Durchführung  des 
Art.  27  der  BV,  insbes.  soweit  er  die  Volksschule  betrifft,  erforder- 
lichen Massregeln  der  BVers.  Ber.  und  Antrag  zu  bringen. 

B  1874  III  1091,  1876  III  4. 

Das  eidg.  Dep.  des  Innern  wurde  zunächst  vom  BR  beauftragt, 
die  Lösung  der  durch  Art.  27  der  BV  dem  Bund  auferlegten  Auf- 
gabe vorzubereiten.  Das  Dep.  veröffentlichte  im  Jahre  1878  in  einer 
Druckschrift:  Art.  27  der  BV  und  der  Primarunterricht  in  der 
Schweiz,  Bericht  an  den  Schweiz.  BR,  die  Ergebnisse  seiner  Unter- 
suchungen. Folgende  Schlussfolgerungen  stellt  das  Dep.  am  Schlüsse 
dieses  seines  Berichtes  auf: 

1.  Art.  27  der  BV  schreibt  ein  BGes.  nicht  vor,  steht  dem- 
selben aber  auch  nicht  entgegen. 

2.  Ein  einheitliches  ausführliches  Gesetz  bietet  ausnahmsweise 
Schwierigkeiten  dar.  In  jedem  Falle  muss  dasselbe  den  Kantonen 
so  viel  Spielraum  gestatten,  als  die  im  Art.  27  ausgesprochenen 
Prinzipien  es  irgendwie  zulassen.  Wollte  man  dabei  zu  sehr  in 
Einzelheiten  eintreten,  so  würde  das  Gesetz  seinen  Zweck  verfehlen 
und  die  Schulbehörden  wie  das  Volk  einem  unerträglichen  System 
unterwerfen. . . 

3.  Gegenwärtiger  Zeitraum,  wo  so  viele  politische  und  finan- 
zielle Sorgen  die  Eidg.  bedrücken,')  scheint  nicht  zum  Erlass  eines 
BGes.  über   den  Primarunterricht  geeignet.     Nichtsdestoweniger 


«)  Vgl.  oben  III  No. 


Teil  IV.    Abschn.  VIII.    Kapitel  1.    No.  1580. 

Entwicklung  der  Volksschule  mehr  und  mehr  ein  Gegen- 
'  Fürsorge  der  BBehördea  sein. 
I  diesem  Zwecke  ist  es  in  jedem  Falle  angemessen : 
äidg.  Dep.  des  Innern  behufs  Ausübung  einer  wirksamen, 

keineswegs  belästigenden  Aufsicht  über  die  Vollziehung 
Art.  27  besser  zu  organisiren; 

den   Rekruteuprüfungen  fortzufahren,  dabei  das   System 
jlhen  zu  verbessern,  damit  die  Ergebnisse  ein  möglichst 
luer  Ausdruck  des  wirklichen  Zustandes  seien; 
ich  einen  allgemeinen  Ber.  über  den  Zustand  des  Volks- 
■richtes  in  der  Schweiz  zu  veröffentlichen; 
Kantone  durch  verschiedene  MiUel  zur  Erfüllung  ihrer 
abe  anzufeuern  und  geeignete  Massr^eln  gegen  diejenigen 
rgreifen,  welche  ihre  Aufgabe  vernachlässigen; 
Minimalprogramm    aufzustellen,    welches    wol    verstanden 

als  äusserste  Grenze  gelten  sollte,  die  von  den  durch 
ere  Verhältnisse  am  wenigsten  in  ihrer  Geisteaentwicklung 
Instigten  Kindern  zu  erreichen  wäre; 
Heranbildung  tüchtiger  Lehrer  und  Lehrerinnen  zu  unter- 
:en,  entweder  durch  Errichtung  einer  oder  mehrerer  Nor- 
chulen,  sobald  der  Stand  der  eidg.  Finanzen  dies  gestattet, 

durch  Verständigung  mit  der  Direktion  schon  bestehender 
nalschulen  (Art.  27,  Abs.  1  der  BV); 
rufen,  ob  es  nicht  in  jedem  Falle  angemessen  wäre,  dass 
Lehrer  auf  der  Basis  eines  von  der  BBehörde  gutge- 
lenen  Programms  ausgebildet  würden  und  Fähigkeitszeug- 
!  erhielten,  welche  für  die  ganze  Schweiz.  Eidg.  GUtigkeit 
n  {Art.  33  der  BV). 

idem  mit  Zustimmung  des  BR  dieses  Gutachten  den  27.  Mai 
utlichen  KReg.  zur  Prüfung  übermittelt  worden  war  und 
ztern  im  Laufe  der  Jahre  1878—1880  das  Resultat  ihrer 
dem  BR  mitgeteilt  hatten  (vgl.  B  1880  III  183  fl.)  legte 
in  Verbindung  mit  einer  Botsch.  vom  3.  Juni  1880  der 
en  Entw.  eines  BBeschl-  betr.  die  Vollziehung  des  Art.  27 
for.  Hierauf  beschloss  die  BVers.  den  14.  Juni  1882: 
1.  Der  BR  wird  beauftragt,  unverzüglich  durch  das  Dep. 

Innern,  die  zur  vollständigen  Vollziehung  des  Art.  27  der 

und  zum  Erlass  bezüglicher  Gesetzesvorlagen  nötigen  Er- 
ungen  über  das  Schulwesen  der  Kantone  zu  machen. 


Das  Schulwe»«n,  insbes.  die  Volkaschnlt 

2.  Zur  ErfülIuDg  dieser  Aufgabe  wird  den 
Sekretär  (Erziehnngssekretär)')  mit  einer  I 
6000  Franken  beigegeben,  dessen  Obliegen 
besonderes  Regulativ  des  BR  geordnet  werdi 

Dieser  Beschl.  der  BVers.  ist  in  der  Volks 
26.  Nov.  1882  vom  Volke  verworfen  worden. 

Die  Minderheit  der  Komm,  des  StR  sowol,  w 
der  Komm,  des  NR  bestritten  die  Befngnis  der  BG 
eines  Ausfuhrungsgesetzes  zu  Art.  27  der  BV;  de 
s^e,  dem  ordentlichen  Verwaltungswege  entsprech< 
des  Bundes  in  Sachen  des  Art.  27  bestehe: 

a.  in  der  Entscheidung  von  Rekarsen; 

b.  in  der  Massregelung  von  Kantonen,  welch 
VerpfiichtuDgen  nicht  erfüllen. 

Dieser  Ausfassung  gegenüber  spricht   sich  c 
Komm,   des  NR   über   die   Kompetenzfrage    in 
15.  Juni  18S1  (Deucher)  folgendermassen  aus: 

Die  Minderheit  bestreitet  dem  Bunde  nicht  ni 
sogenanntes  Schulgesetz  zu  erlassen,  sondern  sogi 
und  das  Recht,  in  irgend  einer  Weise,  also  auch  i 
der  jetzige  Vorschlag  lautet,  gesetzgeberisch  vorz 
gegen  halten  im  allgemeinen  dafür,  dass  der  Bi 
eines  Gesetzes  kompetent  sei,  dass  ein  solches,  ' 
den  Art.  27  nicht  ausdrücklich  verlangt,  doch  d 
auch  nicht  ausgeschlossen  sei.  Indem  man  dem 
aufsichtsrecht  ausdrücklich  zuteilt,  giebt  man  ihn 


')  Von  den  Gegnern  der  Vorlage  «  Schulvogt  •  gentu 
■)  Der  Entw.  des  BR  lautete; 

1.  Der  BR  wird  beauftragt,  durch  das  Dep.  des  1] 
a^nng  des  Art.  27  der  BV  nctigen  Erhebungen  aber  das  i 
tone  zu  Dwchen  und  fltr  die  regelmässige  und  fortkufi 
sammenstelinng,  Verarbeitung  und  VerOfFentlichung  der  E 

Um  das  statistische  BUreaa  in  den  Stand  zu  setzen,  < 
Anteil  an  dieser  Aufgabe  zu  erfüllen,  wird  dem  Direkte 
jonkt  beigegeben.  Letzterer  bezieht  eine  Besoldung  yon  1 
Die  Obliegenheiten  dieser  Amtsstelle  werden  durch  ein  l 
des  BR  geordnet. 

2.  Die  Kantone  sind  verpfiicbtet,  dem  BR  und  sein« 
im  Art.  1  genannten  Yerbältnisse,  gemäs  den  gestellten  Fi 
der  in  angemessener  Weise  gestellten  Fristen,  jederzeit  di 
^ben  EU  liefern. 
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dasselbe  gesetzlich  za  reguliren,  da  in  dieser  Beziehung  kein  Vor- 
behalt in  der  Verfassung  sich  findet  Dieses  Oberaufsichtsrecht 
mnss  nach  bestimmten  Richtungen  gesetzlich  festgestellt,  die  Kom- 
petenzen des  Bundes  und  der  Kantone  müssen  ausgeschieden  und 
genau  präzisirt  und  die  Normen  festgestellt  werden,  welche  die  den 
Forderungen  der  BV  entsprechenden  Leistungen  näher  bestimmen. 

Es  ist  eine  absolute  Unmöglichkeit,  den  Art.  27  nur  auf  dem 
Wege  von  Rekursentscheidungen  auszuführen.  Durch  dieselben  kann 
man  allfällig  das  beseitigen,  was  in  den  bestehenden  kant.  Schul- 
einrichtungen der  BV  zuwider  ist,  wenn  dasselbe  zufällig  Gegen- 
stand eines  Rekurses  wird,  und  von  diesem  Zufall  ist  es  abhängig« 
ob  die  betr.  Entscheide  wichtige  und  wesentliche  oder  nur  unbe- 
deutende Materien  betreffen.  Mit  Beziehung  auf  die  positive  For- 
mulirung  derjenigen  Anforderungen  aber,  deren  Erfüllung  der 
Bund  den  Kantonen  vorzuschreiben  befugt  ist,  wird  gar  nichts  er- 
reicht. Nur  durch  ein  Gesetz  kann  Einheit  und  Gerechtigkeit  in 
die  Ausführung  der  so  verschiedener  Deutung  fähigen  Bestimmungen 
des  Art.  27  gebracht  werden;  ohne  ein  solches  tragen  die  betr. 
Entscheide  und  die  allfällig  erlassenen  Verfügungen  mehr  oder 
weniger  den  Makel  der  Willkür.  Dies  wäre  namentlich  der  Fall  dann, 
wenn  sich  der  Bund  beigehen  liesse,  auf  dem  Wege  von  Spezial- 
Verordnungen,  Weisungen,  Strafandrohungen  gegen  einzelne  Kantone 
vorzugehen. 

Wenn  der  Bund  berechtigt  ist,  gegen  Kantone,  welche  ihren 
Verpflichtungen  nicht  nachkommen,  Verfügungen  zu  treffen,  so  muss 
er  vorerst  auch  berechtigt  sein,  zu  sagen  und  zu  definiren,  worin 
diese  Verpflichtungen  bestehen,  und  wie  weit  dieselben  gehen ;  denn, 
die  einzelnen  in  dem  betr.  Verfassungsartikel  aufgestellten  Begriffe 
sind  der  verschiedensten  Auslegung  fähig,  z.  B.  « ausschliestich 
staatliche  Leitung»,  a  obligatorisch»  und  a  genügend  d,  c der  Unter- 
richt soll  nicht  konfessionell  sein»,  etc.  etc. 

Der  Bund  hat  übrigens  auch  über  andere  Materien  Gesetze  er- 
lassen, ohne  dazu  in  der  Verfassung  formell  und  expressis  verbis 
ermächtigt  zu  sein,  z.  B.  die  Gesetze  über  Wasserbau-  und  Forst- 
polizei,  die  ebenfalls  in  Art.  24  der  BV  nicht  ausdrücklich  ge- 
fordert sind. 

In  solchen  Fällen  liegt  das  Recht  zum  Erlass  eines  Gesetzes 
in  der  Natur  der  Sache  und  ist  die  notwendige  Folge  der  betr. 
Verf-Bestimmung.  B.  1881  lll  390. 
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1581.  Unter  den  von  den  BBehörden  auf  Grund  der  Motion 
DeBor  (No.  1580)  veranatalteten  Untersuchungen  ist  besonders 
beachtenswert  daa  vom  Vorsteher  des  eidg.  Dep.  des  Innern  (Bundes- 
rat Schenk)  zu  Art.  27  der  BV  ausgearbeitete  n  Programm  des  eidg. 
Dep.  des  Innern  pro  1882—1884  ».  Dieses  Programm  enthält  folgende 
Ansfilhrungen : 

1.  Der  Bund  und  die  öffentliche  Prim&rscbale. 

Seit  der  BV  von  1874  ist  die  Sonveränetat  der  Kantone  im  Volks- 
sctmlwesen,  speziell  Primarscbalwesen,  nur  nocb  eine  beschränkte. 

Es  steht  den  Kantonen  nicht  mehr  zn,  gegenüber  dem  Primar- 
schulwesen in    allen  Teilen  sich  so  zu  verhalten,    wie  es  ihnen  beliebt. 

Die  Kanton alsouveränetät  auf  diesem  Gebiete  ist  beschränkt  durch 
die  ia  Art.  27  der  BV  aufgestellten  allgemeinen  Forderungen  und 
durch  das  in  diesem  Art.  förmlich  ausgesprochene  Recht  des  Bundes, 
gegen  diejenigen  Kantone,  welche  jenen  Forderungen,  beziehungsweise 
Verpflichtongea    nicht  nachkommen,    eventtiell  zwingend  einzuschreiten. 

80  weit  das  Recht  des  Bundes  geht,  so  weit  geht  auch  dessen 
Pflicht  and  dessen  Verantwortlichkeit. 

Er  bat  sich  in  Sachen  der  Schale  gegenüber  den  Kantonen  streng 
ioaerhalb  der  Rechte  und  Pflichten  zu  bewegen,  welche  die  BV  ihm 
znweist,  soll  aber  ebenso  von  den  Kantonen  ohne  Unterschied  die  volle 
und  ganze  Erfüllung  der  Verpflichtungen  verlangen,  welche  die  BV  in 
Art.  27  ihnen  auferlegt. 

Wir  erachten,  dass  unberechtigte  Einmischungen  und  Üebergriffe 
des  Bandes,  auch  wenn  sie  noch  so  gut  gemeint  sein  sollten,  nur  störend 
und  verwirrend  wirken  kennten  und  streng  zu  vermeiden  sind;  dass 
aber  andrerseits  auf  Antipathien  und  Widerstreben  der  alten  Gegner 
des  Schulartikels  weitere  Rücksicht  nicht  zu  nehmen,  sondern  innerhalb 
der  Verfassung  grundsKtzlich  und  unbeirrt  vorzugehen  ist. 

IL  Aufgaben  und  Ziele  innerhalb  der  Bestimmungen  des 
Art.  27  der  BV. 
Die  Kantone  sind  verpflichtet,  dafür  zu  sorgen: 

1.  dass  der  Jugend  ein  genügender  Primär  unter  rieht  erteilt  werde; 

2.  dass  der  Primär  Unterricht  ansschlieslich  unter  staatlicher  Leitung 
stehe ; 

3.  dass  derselbe  obligatorisch  sei; 

4.  das  er  unentgeltlich  sei; 

5.  dass  die  ijfi'enUiche  Schale  von  den  Angehörigen  aller  Bekenntnisse 
ohne  Beeinträchtigung  ihrer  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  besucht 
werden  künne. 

Welche  Aufgaben  sind  in  diesen  Postulaten  enthalten  ? 


-w^ 
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1.  Genügender  Primarunterricht. 

Die  gewöhnliche  Auffassang  dieser  Forderung  geht  dahin,  dass  in 
allen  Schulen  des  Iiandes  ein  gewisses  Minimum  von  Kenntnissen  und 
Fertigkeiten  beigebracht  und  erworben  werden  müsse  und  dieses  Mini- 
malprogramm vom  Bunde  festzustellen  und  dessen  Einhaltung  zu  über- 
wachen sei. 

Wir  glauben  in  jeder  Beziehung  richtiger  zu   gehen  und  das  zu 
Erstrebende  besser  zu  sichern,  wenn  wir,  am  Ausdrucke  der  Verfassung 
festhaltend,  lediglich  für  Alle  «  genügenden  Primarunterricht »  verlangen. 
Ein  genügender  Primarunterricht  erheischt: 
tüchtig  gebildete  Lehrer; 
eine  bestimmte  Dauer  der  Schulzeit; 
eine  bestimmte  Anzahl  jährlicher  Schulstunden ; 
geordneten  Schulbesuch ; 
ein  Maximum  Ton  Schülern  per  Klasse; 
genügende  Ausstattung  mit  Lehrmitteln; 
richtige  Wahl  der  Unterrichtsfächer. 
Diese  Forderungen  sind  leicht  zu  präzisiren,  und  ebenso  ist  es  nicht 
schwer,  deren  Erfüllung  zu  kontroliren. 

Wo  dieselben  eingehalten  werden,  ergiebt  sich  in  der  Schule  ein 
genügendes  Mass  von  Kenntnissen  von  selbst. 

2.  Obligatorium. 

Es  ist  Aufgabe  der  Kantone,  alle  gesetzlichen  und  administrativen 
Einrichtungen  zu  treffen,  um  einen  wirklichen,  regelmässigen  Schulbesach 
aller  Kinder  während  der  ganzen  Dauer  ihrer  Schulpflicht  zu  erzielen. 
Dieser  Aufgabe  konmit  der  Kanton  nicht  nach,  welcher  nicht  nach- 
weisen kann,  dass  Vorsorge  getroffen  ist: 

dass  für  jede  Schule  eine  Behörde  eingesetzt  ist,  welche  den 
Schulbesuch  überwacht; 

dass  zu  Anfang  jedes  Schuljahres  ein  Verzeichnis  der  in  dem 
Schulkreis  befindlichen,  in  das  schulpflichtige  Alter  getretenen 
Kinder  aufgenommen  und  der  Schulbehörde  zugestellt  wird; 

dass  ihr  in  kurzer  Frist  Mitteilung  gemacht  wird  von  schul- 
pflichtigen Kindern  von  Familien,  welche  im  Laufe  des  Jahres  zn- 
ziehen ; 

dass  von  dem  Lehrer  über  die  Absenzen  genaues  Verzeichnis 
geführt  wird ; 

dass  von  der  Schulbehörde  auf  Grund  dieses  Verzeichnisses  regel- 
mässig  in  nicht   zu   langen  Zwischenräumen  gegen  die  fehlbaren 
Eltern  und  Pflegeeltern  nach  Mitgabe  des  Ges.  eingeschritten  wird. 
Da  durch  die  Vorschrift  des  Art.  27  die  Verpflichtung,  die  Kinder 
in  die  Schule  zu  schicken,  eine  eidgenössische,  allgemeine  geworden  ist 
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tmd  nicht  einzoseben  ist,  wamm  die  Widerbandlnng 
Verpflicbtimg  in  den  einen  Kantonen  so,  in  andern 
werden  sollen,  so  niuss  die  Frage  offen  bleiben,  ob  i 
eidg.  Strafbesümmungen  an  die  Stelle  der  sehr  differire 
zu  treten  haben. 

Mit  der  gesetzlichen  Proklamirong  der  Scbnlpflicbt  nn 
der  Wider baadlongen  ist  die  Aufgabe  nicht  erledigt. 
dasjenige  beseitigt  werden,  was  den  wirklichen  Schnlb« 
macht  oder  für  Viele  in  hohem  Grade  erschwert.     Daz 

zu  grosse  Distanzen ; 

Mangel  an  Kleidern  und  an  Lebensmitteln  wäb 

Schulzeit  bei  armen  Kindern. 

Endlich  folgt  aas  der  onbedingteu  Veipfilchtung  ( 
Kinder  w&hrend  einer  Keihe  von  Jahren  in  die  Schule  : 
sie  der  Anspruch  and  fnr  den  Staat  die  Sorge,  dass 
und  deren  Einrichtungen  die  Oesundheit  der  Kinder  w< 
aoob  in  einzelnen  Organen  gefährden. 

Es  mnss  alao  auf  Grand  des  Obligatoriums  an  t 
Fordernng  gestellt  werden,  dass  ihre  Schnihäuser  i: 
richtungen  den  Anforderungen  der  Hygieine  entsprechen. 
Bcstinunungen  des  Fabrikgesetzes.) 

3.  Die  Dnentgeltlichkeit. 

Diese  wird  aus  zwei  Gründen  postulirt:  einmal, 
Aennsten  die  Benutzung  der  Schule  zu  ermöglichea,  sod( 
Aeqnivalent  des  Schulzw&nges.  Beide  Gründe  führen 
Primaninter rieht  mit  allem,  was  dazu  gehört,  aus  allgi 
bestritten  werden  soll. 

Da  nun  ein  genügender  Primarunterrieht  nicht  di 
Schulbücher  und  ohne  Schreib-  und  Zeichnungsmaterial 
Forderung  der  Unentgeltlichkeit  des  Unterrichts  nicht 
kein  besonderes  SchulgeM  verlangt  werden  darf,  soi 
Schülern  auch  das,  was  für  den  Unterrieht  notwendig 
gelt  zur  Disposition  gestellt  werde. 

4.  Die  ausschlieslich  staatliche  Leitnng. 

Das  Ziel  ist:  die  reine  bürgerlisbe  Schule  im  Gc 
ganz  oder  teilweise  kirchlichen  Schule. 

Es  genügt  nicht,  dass  die  Organisation  und  Leit 
anr  staatlichem  Gesetz  beruhe,  sondern  es  ist  an  jedes  I 
geselz  die  Anforderung  zu  stellen,  dass  es  die  Schule  in 
unter  aussch lieslich  staatliche  Leitung  stelle,  und  dies 
staatliche  Leitung  musa  auch  faktisch  durchgeiilhrt  seil 
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Als  nicht  unter  « ausschlieslich   staatlicher  Leitung »   stehend  sind 
anzusehen  Schulen, 

1.  deren  Grundlage  die  Zugehörigkeit  zu  einer  kirchlichen  Genossen- 
schaft hildet; 

2.  an  deren  Leitung  nur  solche  teilnehmen  können,  welche  einem 
bestimmten  Glaubensbekenntnis  angehören; 

3.  deren  Leitung  oder  Mitleitung  einem  kirchlichen  Amte  als  solchem 
oder  dessen  Träger  ex  officio  zusteht; 

4.  deren  Einrichtung  in  Betreff  des  Unterrichtsplanes,  der  Unter- 
richtsmethode, des  Stundenplanes,  der  Lehrmittel  oder  sonst  nacb 
irgend  einer  Richtung  von  einer  kirchlichen  Behörde,  einer  kon- 
fessionellen Anstalt  oder  Genossenschaft  ganz  oder  teilweise  ab- 
hängig ist ; 

5.  deren  Lehrer  oder  Lehrerinnen  über  ihre  Befähigung  zum  Schul- 
dienst nicht  nach  allgemeinen  gesetzlichen  Normen  vor  einer  aus- 
schlieslich staatlichen  Behörde  sich  befriedigend  ausgewiesen  haben, 
oder  in  demjenigen,  was  zum  Schuldienste  gehört,  oder  in  gewissen 
Teilen  desselben  neben  der  staatlichen  noch  einer  andern,  nicht- 
staatlichen Leitung  unterstehen  oder  in  Folge  eingegangener  Ver- 
pflichtungen kirchlichen  Charakters  unterstellt  werden  können .  . . 
Die  Verfassung   beschränkt  die  Forderung  der  staatlichen  Leitung 

nicht  auf  die  «  öffentlichen  »  Scliulen.  Es  sind  derselben  grundsätzlich 
also  auch  unterworfen  die  Privatschulen. 

Dagegen  beschränkt  die  Verfassung  die  Forderung,  «  dass  die  Schulen 
von  den  Angehörigen  aller  Bekenntnisse  ohne  Beeinträchtigung  ihrer 
Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  besucht  werden  können  >,  auf  die  öffent- 
lichen Schulen  und  schliesst  also  konfessionelle  Privatschulen  nicht  aus. 

Haben  diese  ein  Recht  zu  existiren,  und  sollen  sie  gleichwol  der 
staatlichen  Leitung  unterworfen  sein,  so  müssen  die  oben  präzisirten 
Forderungen  für  sie  soweit  modifizirt  werden,  dass  dieses  Recht  dabei 
bestehen  kann. 

5.  Die  Forderung,  dass  die  öffentlichen  Schulen  von  Angehörigen  aller 
Bekenntnisse  ohne  Beeinträchtigung  ihrer  Glaubens-  und  Gewissens- 
freiheit sollen  besucht  werden  können. 

Das  Ziel  ist :  bürgerliche  nicht  konfessionelle  Schule  im  Gegensatze 

zu  der  bürgerlichen  im  Unterrichte  konfessionellen  Schule. 

Es   findet   Beeinträchtigung    der   Glaubens-    und    Gewissensfreiheit 
statt,  wenn: 

1.  entgegen   dem    Willen   der  Eltern    oder  Vormünder   ein   Kind  zn 
einem  religiösen  Unterricht  angehalten; 

2.  oder  zur  Vornahme  einer  religiösen  Handlung  gezwungen; 
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3.  oder  wegen  Glaubensansichten  oder  Zugehörigkeit  zu  einer  Beligions- 
genossenschaft  mit  Strafen  irgend  welcher  Art  belegt  wird; 

4.  in  der  Schule  obligatorische  Schulbücher  gebraucht  werden,  in 
denen  Glaube  und  Kultus  einer  Eonfession  direkt  oder  indirekt 
der  Misachtung  preisgegeben  werden; 

5.  in  dem  Schullokal  Zeichen  und  Bilder,  welche  zu  dem  Glauben 
oder  Kultus  einer  besondern  Konfession  gehören,  angebracht  werden ; 

6.  während  der  Schulzeit  religiöse  Ceremonien,  welche  zu  dem  Glauben 
und  Kultus  einer  besondern  Konfession  gehören,  abgehalten  werden ; 

7.  in  demjenigen  Teil  des  Unterrichts,  dem  das  Kind  nicht  entzogen 
werden  kann,  Erzählungen,  Erklärungen,  Erörterungen  oder  der- 
gleichen angebracht  werden,  welche  darauf  ausgehen  oder  hinaus- 
laufen, den  Glauben  oder  den  Kultus  einer  Konfession  als  unwahr, 
verwerflich  und  hassenswert  darzustellen; 

8.  in  der  Schule  Flugblätter  und  Schriftchen  konfessionellen  Ursprungs 
und  konfessioneller  Tendenz  ausgeteilt  werden ; 

9.  in  der  Schule  von  dem  Lehrer,  oder  von  wem  es  auch  sein  mag, 
auf  die  Kinder  Einfluss  im  Sinne  einer  bestimmten  Konfession 
ausgeübt  werden  will. 

Es  kommt  nicht  darauf  an,  ob  in  einer  Gemeinde  zu  einer  be- 
stimmten Zeit  Angehörige  verschiedener  Bekenntnisse  niedergelassen  sind, 
oder  ob  ein  Bekenntniss  sich  in  mehr  oder  weniger  grosser  Majorität 
befindet:  die  Öffentliche  Schule  hat  ohne  Bücksicht  hierauf  überall  den 
HD  konfessionellen  Charakter  anzunehmen,  der  es  den  Angehörigen  aller 
Bekenntnisse  möglich  macht,  sie  ohne  Beeinträchtigung  ihrer  Glaubens- 
nnd  Gewissensfreiheit  zu  besuchen,  beziehungsweise  durch  ihre  Kinder 
besuchen  zu  lassen. 

III.  Allgemeine  Orientirung  über  die  Lösung  dieser  Aufgaben. 

Sie  sind  doppelter  Natur. 

Einerseits  handelt  es  sich  darum,  die  öffentliche  Volksschule  zu 
eiaer  staatlich-bürgerlichen,  von  jeder  kirchlich-konfessionellen  Tendenz 
freien  Erziehungsanstalt  zu  machen;  andrerseits  die  Bedingungen  zu 
einer  ihrem  Zwecke  möglichst  entsprechenden  Wirksamkeit  zu  schaffen. 

Die  erste  dieser  Aufgaben  bringt  uns  in  akuten  Konflikt  mit  der 
Kirche,  zunächst  der  römisch-katholischen,  welche  mit  vollbewusster 
Entschiedenheit  ihren  Einfluss  auf  die  Schule  festhält,  dann  aber  auch 
der  orthodox-protestantischen,  welche  so  v^enig  als  die  katholische  die 
ciyile,  nicht  konfessionelle  Schule  dulden  will;  die  andere  bringt  uns 
in  Konflikt  mit  den  Ansprüchen  der  Kantonalsouverainetät  und  mit 
den  ökonomischen  Verhältnissen  der  Kantone  und  der  Gemeinden. 

Ist  die  Lösung  dieser  Aufgabe  schon  schwierig  für  einen  voll- 
ständig centralisirten  Staat,  der  mit  unbeschränktem  Gesetzgebungsrecht 
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auch  die  direkte  Verwaltung  hat  und  mit  ansehnlichen  eigenen  Mitteln 
dabei  einsetzt,  so  ist  sie  unendlich  viel  schwieriger  für  den  Bund,  dem 
wol  das  Stellen  von  Forderungen  zusteht,  aber  alles  direkte  Organisiren, 
Leiten  und  Verwalten  versagt  ist,  der  wol  Zumutungen  macht,  die  weit- 
gehende ökonomische  Leistungen  erheischen,  aber  an  diesen  Leistungen 
sich  in  keiner  Weise  beteiligt. 

Auf  der  einen  Seite  die  Kantone,  denen  die  ganze  Organisation 
und  Verwaltung  des  Schulwesens  zusteht:  die  Bildung  der  Schulkreise 
und  der  Schalbehörden,  die  Festsetzung  ihrer  Pflichten  und  Befagmsse; 
die  Ausbildung,  die  Prüfung,  die  Anstellung,  die  Bezahlung,  die  Be- 
seitigung der  Lehrer;  die  direkte  Aufsicht  und  das  Strafrecht;  die 
Feststellung  des  ünterrichtsplanes  und  die  obligatorischen  Schulbücher 
u.  s.  w.;  auf  der  andern  Seite  der  Bund,  zu  grossen  Reformen  in  dem 
Öffentlichen  Schulwesen  verpflichtet,  ohne  andere  Mittel  hiezu,  als  die 
nackten  Forderungen  und  Zumutungen  des  Art.  27,  bei  deren  Geltend- 
machung er  auf  ganze  Kantone  stösst,  welche  seine  Ziele  grundsätzlich 
perhorresziren  und  von  unten  bis  oben  denselben  bestmöglich  ent- 
gegenarbeiten. 

<  Gegen  Kantone,  welche  diesen  (Art.  27)  Verpflichtungen  nicht 
nachkommen,  wird  der  Bund  die  nötigen  Verfügungen  treffen.»  Das 
ist  die  Schlussanweisung  des  Art.  27  des  Bß. 

Was  sind  das  für  Verfügungen  ?  Wie  weit  reichen  sie  ?  Stehen  dem 
Bunde  Zwangsmittel  zu  Gebote?  .  .  .  Und  welches  sind  diese  Zwangs- 
mittel ? 

Es  ist  von  Wichtigkeit,  sich  hierüber  von  vorneherein  ganz  bestimmte 
Eechenschafb  zu  geben,  weil  von  der  Beantwortung  dieser  Fragen  die 
für  die  Vollziehung  des  Art.  27,  beziehungsweise  die  Geltendmachung 
der  in  demselben  aufgestellten  Forderungen  einzuschlagende  Methode 
abhängt.  Denn  wenn  das  Befehlen  und  Fordern  nicht  schlieslich  in 
zwangsweise  Durchführung  sich  umsetzen  kann,  so  darf  ein  solches 
Befehlen,  das  nur  zur  Schwächung  der  ßundesautorität  führen  kann, 
von  Anfang  an  nicht  stattfinden,  sondern  es  muss  bei  Anstrebung  des 
Zieles  eine  andere  Methode  eingehalten  werden. 

Nun  ist  der  Bund  bezüglich  wirklicher  Durchsetzung  seiner  Postnlate 
im  Schulwesen  im  allgemeinen  mislicher  gestellt,  als  auf  jedem  andern 
Gebiete,  in  welchem  ihm  Aufgaben  zugewiesen  sind 

Der  Bund  kann  keine  Beiträge  zurückziehen,  denn  er  giebt  keine. 
Er  kann  dasjenige,  was  er  verlangt,  bei  Widerstreben  der  kantonalen 
Behörden  und  der  Gemeinden  nicht  direkt  durch  eigene  Organe  aus- 
führen lassen,  denn  er  hat  deren  keine.  Er  kann  nachlässige  Gemeinde- 
schulbehörden nicht  beseitigen,  ungeeignete  Lehrer,  welche  von  den 
kompetenten  Behörden  gewählt  sind,  nicht  durch  bessere  ersetzen.    £r 
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kann  weder  Schal^eise,  noch  Schalklassen  teilen.  Er  kann  keine  Schul- 
blicber  verfassen  lassen  and  einfuhren.  Er  kann  nicht  anf  Kosten 
eines  Kantons  Schnlhfinser  bauen  and  kann  bessere  Bezahlang  der  Lehrer 
in  einem  Kanton  nicht  dadurch  erzwingen,  dass  er  selbst  anf  dessen 
Kosten  die  Gehalte  aufbessert.  Er  kann  kaum  ernstlich  daran  denken, 
Stratbestimmungea  aafzostellen  gegen  verfassangs widriges  Verhalten  des 
Lehrers  in  der  Schnie,  z.  B.  konfessionell  agresstve,  die  Glaubens-  und 
Gewissensfreiheit  beeinträchtigen  de  Aeusseruiigen.  Er  kann  wegen  Nicht- 
beachtung der  Vorschriften  des  Art.  27  weder  einer  Gemeinde,  noch 
einem  Kantone  Straftrappen  schicken,  namentlich  nicht,  wenn  die 
Differenz  auf  religiösem,  kirchlichem  Boden  spielt.  Und  kOnnte  der 
Bund  auch  dies  oder  jenes  in  einem  gegebenen  Fall  mit  Gewalt  durch- 
setcen,  so  wird  er  sich  immer  erst  noch  fragen,  ob  das  Debel,  das  er 
doTch  Vergewaltigung  der  Bevölkernng  schafft,  nicht  viel  grösser  sei, 
als  daf^jenige,  welches  er  beseitigt.  Im  Schutwesen  ist  überhaupt  mit 
Gewalt  nicht  viel  auszurichten:  um  so  weniger,  wenn  denen,  welche 
gemassregelt  werden  sollen,  ein  legales  Mittel  oSen  steht,  sich  den 
Bondeezumutangen  nach  einer  sehr  wesentlichen  Seite  hin,  n&mlich 
bezüglich  des  konfessionellen  Unterrichts,  zu  entziehen. 

Dieses  Mittel  ist  die  Privatschule.  Sie  entstehen  zu  lassen  oder 
leichthin  hervoizorafen  ist  nicht  gut«,  dem  Fortschritt  dienliche  Schul- 
politik. 

Wenn  also  Befehl,  Forderung  und  Zwang  gegenüber  den  Kantonen 
nicht  bis  ans  Ende  durchzufahren  und  Oberhaupt  auf  dem  Gebiete  des 
Schalwesens  nicht  das  richtige  Mittel  sind,  welches  sind  denn  die 
•  nötigen  VerfügaDgen*,  zu  denen  der  Bund  gegen  Kantone,  welche 
ihren  Verpflichtungen  nicht  nachkommen,  zu  greifen  bat? 

Abgesehen  von  nötig  werdenden  Einzel  Verfügungen  in  Fällen  von 
Beschwerden  über  verfassungswidrige  Beeinträchtigungen  and  Benach- 
teiligungen wird  die  Aktion  des  Bundes  wesentlich  den  Charakter  wol- 
vfollender,  ernster  Mitarbeit  tragen.  Sie  wird,  wo  sie  eintreten  soll, 
'  anf  genauer  Kenntnis  der  Zustände  und  Verhältnisse  beruhen  müssen. 
Sie  wird  damit  zu  beginnen  haben,  dass  der  betr.  Begierung  klar  dar- 
gelegt wird,  warum  und  worin  ihr  Schulwesen  vom  Gesichlspankt  des 
Art.  27  ans  beanstandet  wird.  Sie  wird  von  ihr  verlangen,  dass  sie 
«eh  selbst  ttber  die  Massregeln  ausspreche,  welche  sie  behufs  Abhilfe 
zn  ergreifen  gedenke.  Es  werden  darüber  Verbandlungen  erfolgen, 
schriftliche,  unter  Umständen  auch  mündliche,  in  denen  man  sich  zu 
verständigen  suchen  wird  aber  das,  was  getan  werden  kann  und  ge- 
tan werden  muss.  Es  werden  bezüglich  dieser  Vorkehren  Fristen  ver- 
^nbart  werden,  nach  denen  seitens  der  kantonalen  Behörde  Bericht 
erstattet  werden  soll.    Die  BBehörde   wird  die  wirkliche  Ausführung 
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in  geeigneter  Weise  kontroliren  und  in  ihrem  jährlichen  Geschäftsbericht 
der  BVers.  referiren,  welche,  wo  sie  es  für  notwendig  findet,  die  Aktion 
des  BR  durch  ihre  Autorität  verstärken  wird,  und  weil  das  Schulwesen 
ein  Gegenstand  allgemeinsten  Interesses  und  die  öffentliche  Meinung 
ein  wesentlicher  Sporn  für  fortschrittliche  Bestrebungen  auf  diesem 
Gebiete  ist,  so  wird  die  direkte  Aktion  des  Bundes  dadurch  sekundirt 
werden,  dass  über  die  Schulzustände  der  Kantone  fort  und  fort  in 
weitesten  Kreisen  möglichst  viel  Licht  verbreitet  wird. 

Aber  alles  dieses  wird  gleich  wol  oft  und  vielerorts  nicht  zum 
gewünschten  Ziele  führen. 

Die  Forderung  des  vollen  Obligatoriums,  der  wirklichen  ünent- 
geltlichkeit,  des  genügenden  Primarunterrichts  in  dem  oben  präzisirten 
Sinne  schliesst  Ökonomische  Zumutungen  ein,  denen  hie  und  da  ein 
Kanton  und  dessen  Gemeinden  mit  dem  besten  Willen  nicht  gerecht 
werden  können.  Vieles  wird  erst  dann  gehen  und  leicht  gehen,  wenn 
der  Bund  nicht  nur  mahnt  und  fordert,  sondern  auch  mit  finanziellen 
Mitteln  zur  Seite  steht.  Kein  Kanton  hat  sein  Schulwesen  mit  blossen 
Befehlen  an  die  Gemeinden  auf  eine  höhere  Stufe  gebracht.  Wo  be- 
friedigende Entwicklung  zu  Stande  gebracht  worden  ist,  da  geschah  es 
wesentlich  durch  finanzielle  Kooperation  des  Staates,  durch  üebemahme 
eines  Teiles  der  Ausgaben.  Diese  Methode  befolgte  der  Bund  mit 
bestem  Erfolg  auf  allen  Gebieten,  wo  er  von  den  Kantonen  mit  grossem 
Ausgaben  verbundene  Leistungen  und  Fortschritte  verlangt.  Er  muss 
von  dieser  Methode  auch  im  Schulwesen  Gebrauch  machen  und  «die 
nötigen  Verfügungen  »  durch  <  die  nötigen  Beiträge  »  unterstützen.  *)  Eine 
richtige  Regulirung  bezüglich  Begrenzung,  Bemessung  und  Verwendung 
solcher  Beiträge  dürfte  nicht  allzu  schwierig  sich  erweisen  .  .  . 

IV.  Vorbereitung  zur  praktischen  Ausführung. 

Zweierlei  ist  hiezu  unumgänglich  notwendig: 

1.  Die   Präzisirung   der   den   Kantonen   kraft   der   allgemeinen  Vor- 
schriften des  Art.  27  obliegenden  Verpflichtungen,  und 

2.  eine  genaue  Ermittlung  der  entsprechenden  Schulzustände  in  den 
Kantonen  ... 

1.  Ermittlung  der  Schulzustände  in  den  Kantonen. 

Die  Schul-Enqu6te  besteht  in  Folgendem: 

Zuerst  in  einer  vollkommenen  Durcharbeitung  aller  vorhandenen, 
das  Schulwesen  der  einzelnen  Kantone  betreffenden  Materialien.  Diese 
sind:  die  Gesetze,  Verordnungen  und  Instruktionen,  die  Unterrichts- 
programme,    die  Rechenschaftsberichte   seit    1874,   Spezialbericht«,  vor- 
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bnndene  statiatiaclie  Zusammen  Stellungen  und  einschlägige  R«ferate  ii 
der  schweizerischen  piLdagogischen  Journalistik,  die  liekrateDprtlftiti'"-*' 
Materialien  znr  Kenntnis  der  Lehreneniinarien  u.  s.  w.  Dieses  in 
Ton  bestimmten  Gesichtspunkten  geleitete  Studium  soll  zu  einer  sol 
Vertrautheit  mit  dem  Schulwesen  jedes  einzelnen  Kantons  fflhren, 
mit  Leichtigkeit  erkennbar  ist,  wo  noch  Punkte  Bicb  finden,  wi 
näherer  üntersnchnng  and  Aufklärung  bedürfen. 

Sodann,  weil  die  vorhandenen  statistischen  Daten  Altern  Dal 
smd,  eine  nene  Aufnahme  aller  derjenigen  äussern,  statistisch  überh 
anfnehmbaren  Schulverhälfnisse,  mit  denen  die  Postulate  in  Beriibi 
kommen  werden.  Diese  sind,  wie  sich  aus  Abschnitt  II  ergiebt,  z 
lieh  zahlreich.  Hier  treffen  wir  nun  zusammen  mit  einer  Aufj 
welche  die  Schweiz.  Landesausstellung  übernommen  hat,  indem  sie  : 
das  Schweiz.  Si^hulwesen  zur  Darstellung  bringen  und  speziell 
Statistik  desselben  liefern  will.  Die  BBehÖrde  forderte  mit  KUcki 
auf  ihre  Zwecke  hiezu  von  Anfang  an  auf  und  hat  fUr  ' 
Arbeit  speziell  eine  ansehnliche  Summe  ausgesetzt.  Das  ftir  die  Sc 
aosstellung  und  für  die  Sc  hülst  atistik  angenommene  Programm  und 
tüchtigen  Kräfte,  welche  sich  mit  der  Ausführung  belassen,  berecbt 
za  der  zuversichtlichen  Erwartung,  dass  die  Aufgabe  in  möglichst 
kommener  Weise  gelöst  werden  wird.  Es  deckt  nun  zwar  diese  Stat 
diejenige  nicht  ganz,  welche  von  unsern  speziellen  Gesi(.-htspunkt«n 
zn  antemehmen  gewesen  wäre,  indem  sie  einerseits  weit  über  das 
uns  Notwendige  (das  Volksschulwesen)  hinausgeht,  andrerseits  ma 
Punkte  in  dem  für  uns  wichtigen  Teil  nicht  so  weit  ins  Detail 
folgt,  als  eine  besondere  Bnqaäte  zu  unsern  speziellen  Zwecken  g 
haben  würde.  Nichtsdestoweniger  müssen  wir,  iim  das  Werk 
Landesausstellungskonimission  nicht  zu  gefährden,  davon  abseben, 
TOD  ihr  begonnenen  schulst  atisti sehen  Enquete  eine  andere  offii 
nebenher  gehen  zu  lassen,  und  wir  können  um  so  eher  darauf 
dchten,  als  das,  was  noch  zu  ergänzen  sein  möchte,  auf  anderem  V 
noch  ergänzt  werden  kann. 

Nun  liegen  aber  auf  unserer  Linie  Verhältnisse,  die  unters 
und  klar  sein  mllssen,  jedoch  statistisch  nicht  aufzunehmen  unc 
Giiren  sind.  Wir  denken  dabei  namentlich  an  alles  das,  was 
<  ausscblieslicfa  staatlicher  Leitung  *  und  der  <  Konfessionslosigkeit 
Unterrichts*  zusammenhängt,  beziehnngd weise  an  die  im  Abschniti 
Ziff,  4  und  5  angeführten  Postulate,  Hier  wird  eine  Untersucl 
besonderer  Natur  erforderlich,  bei  welcher  Studium  von  Geset^ebui 
und  Durchsicht  von  Schulbüchern,  kombinirte  Informationen  und 
sönlicbe  Inspektion  zusammenwirken  müssen. 
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Diese  sonst  vielleicht  schwer  ins  Werk  zu  setzende  Untersuchung 
sofort  vornehmen  zu  lassen,  ist  uns  durch  einen  besondern  Anlass  nahe 
gelegt  und  erleichtert.  Es  ist  dies  die  sogenannte  Ijehrschwesternfrage.') 
Bekanntlich  ist  der  bezügliche  Rekurs  sowol  in  der  Presse  als  in 
der  Beratung  des  NR  längst  von  seiner  speziellen  faktischen  Unter- 
lage losgelöst  und  zu  der  allgemeinen  Frage  der  ausscblieslich  staat- 
lichen Leitung  und  der  Konfessionslosigkeit  der  Schule  geworden.  Es 
wird  eine  umfassende  Untersuchung  in  den  Räten  und  in  den  Kantonen 
erwartet,  eine  Untersuchung,  die  uns  nicht  nur  für  die  besondere  An- 
gelegenheit, welche  sie  hervorruft,  sondern  für  unsere  allgemeine  Auf- 
gabe die  besten  Dienste  leisten  kann  und  sehr  gelegen  konunt.  Die 
Untersuchung  wird  über  die  Lehrschwestern  hinausgreifen  und  neben  ihnen 
noch  manche  andere  Schul  Verhältnisse,  auch  solche  auf  protestantischer 
Seite,  auf  die  Anklagebank  bringen,  was  der  Lösung  der  Frage  schlies- 
lich  selbst  nur  förderlich  sein  kann. 

Die  Periode  der  Gesamtenquöte  schliesst  sich  in  natürlicher  Weise 
ab  mit  der  schweizerischen  Schulausstellung  im  Jahre  1888,  welche 
mit  allem  dem,  was  sie  bringen  wird,  namentlich  auch  mit  den  auf 
diese  Zeit  in  Aussicht  genommenen  Konferenzen  über  Schweiz.  Schul- 
fragen und  Schulverhältnisse,  die  durch  die  vorausgegangenen  Unter- 
suchungen und  Studien  bereits  gewonnene  Kenntnis  vervollständigen  wird. 

2.  Die  definitive  Präzisirung  der  Forderungen. 

Vollständig  vertraut  mit  allen  bezüglichen  Verhältnissen,  wird  man 
nun  in  der  Lage  sein,  sich  über  die  verschiedenen,  kraft  der  Vor- 
schriften des  Art.  27  der  BV  aufzustellenden  Forderungen  schlüssig  zn 
machen. 

Man  wird  dabei  so  weit  und  nicht  weiter  gehen,  als  man  Willens 
ist,  wirklich  zu  erlangen,  und  man  wird  nicht  mehr  erlangen  wollen, 
als  das,  wozu  Kräfte  und  Mittel  vorhanden  sind  oder  bei  gutem  Willen 
und  richtigem  Zusammenwirken  beschafft  werden  können. 

Es  erfordert  dies  sorgfältige  Erwägung  aller  einzelnen  Punkte.  Es 
müssen  Beratungen  stattfinden,  an  welchen  zunächst  diejenigen  teil  zu 
nehmen  haben,  welche  bei  den  einzelnen  Parteien  der  Enqudte  mit- 
wirkten und  die  eigentlichen  Träger  der  Detailkenntnis  sind.  Die  ge- 
wonnenen Resultate  werden  sodann  in  einem  etwas  weitem  Kreise 
einer  abschliessenden  Vorberatung  unterstellt  werden. 

Es  ist  dies  eine  Arbeit,  welche  nicht  mehr  viel  Zeit  in  Anspruch 
nimmt  und  im  Herbste  des  Jahres  1883  zu  Ende   geführt  werden  soU, 
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V.  Gesetzgeberische  Erlasse. 

Was  soll  nun  mit  diesen  Forderungen  geschehen? 

cEs  dürfen  dem  Art.  27  keine  interpretirenden  gesetzgeberischen 
Akte  folgen, »  sagen  die  alten  Gegner  des  Schulartikels,  nunmehr  nach 
ADnahme  der  Verfassung  darauf  bedacht,  den  Art.,  den  sie  nicht  zu 
hindern  vermochten,  matt  zu  setzen  .  .  . 

Auf  diesen  Boden  werden  wir  uns  nicht  einlassen,  wenn  es  sich 
um  ernstliche  Ausfährung  der  Verfassung  handeln  soll.  Wenn  der 
Art.  27  von  dem  einen  so,  von  dem  andern  anders  verstanden  werden 
will,  und  jeder  vor  der  Hand  auf  seine  Rechte  sich  steift,  so  ist  eine 
Vollziehung  nicht  möglich,  es  sei  denn,  dass  die  einzig  kompetente 
Behörde  intervenirt  und  für  Alle  in  autoritativer,  verbindlicher  Weise 
festsetzt,  wie  die  Bestimmungen  des  Art.  verstanden  und  ausgeführt 
werden  sollen.  Diese  Behörde  ist  die  gesetzgebende  Behörde,  und  die 
Form,  in  welcher  die  Verpflichtungen,  welche  für  Alle  zu  gelten  haben, 
normirt  werden  müssen,  ist  das  Gesetz.  Das  Gesetz,  das  dem  Referendum 
unterliegt,  —  es  einzig,  vom  Volke  angenommen,  schafft  in  einer  so 
bestrittenen  Materie,  wie  der  Art.  27  sie  enthält,  zur  weitern  Aus- 
fährung den  für  die  vollziehende  Behörde  nötigen  festen  Boden. 

Wir  sagen  also,  dem  Art.  27  müssen  interpretirende,  gesetzgeberische 
Akte  folgen.  Und  diese  Akte  werden  in  geeigneter  Form  die  nach 
oben  skizzii^tem  Verfahren  ermittelten  präzisirten  Forderungen  enthalten, 
welche  an  die  Kantone  zu  stellen  sind,  und  welche  selbstverständlich 
streng  innerhalb  der  allgemeinen  Vorschriften  der  Verfassung  sich  be- 
wegen. 

Man  ist  gewohnt,  Schulgesetze  erlassen  zu  sehen,  und  so  ist  auch 
auf  eidg.  Gebiet  einfach  von  einem  Schulgesetze  die  Bede,  unser  Titel 
lautet  absichtlich  «gesetzgeberische  Erlasse». 

Dass  die  Kantone,  welche  das  Schulwesen  nach  allen  Richtungen 
hin  zu  ordnen  haben,  die  ganze  Materie,  wenigstens  für  je  eine  Schul- 
kategorie, in  einem  Gesetze  behandeln,  ist  natürlich.  Der  Bund  aber 
ist  nicht  in  dieser  Lage.  Er  hat  nicht  zu  organisiren  und  zu  administiiren, 
sondern  zu  beaufsichtigen ;  es  ist  auch  nicht  das  Schulwesen  im  ganzen 
und  einzelnen  seiner  Aufsicht  unterstellt,  sondern  es  ist  dies  nur  der 
Fall  bezüglich  einzelner  Teile  desselben,  welche  nicht  in  einem  not- 
wendigen innern  Zusammenhang  miteinander  stehen. 

Die  staatliche  Leitung,  das  Obligatorium  und  die  Unentgeltlichkeit, 
der  genügende  Primarunterricht,  die  Konfessionslo>igkeit  der  Schule 
sind  verschiedene  Punkte,  welche  in  einem  Gesetze  neben  einander 
gestellt,  aber  auch  getrennt  behandelt  werden  könlien,  z.  B.  in  zwei 
Gesetzen,  von  denen  das  eine  die  ausschliesliche  staatliche  Leitung  und 
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die  Konfessionslosigkeit  der  Schale,   das  andere  Obligatorium,   Unent- 
geltlichkeit  und  genügenden  Primaninterricht  behandeln  wurde  .  . . 

Die  Trennung  der  Materien  in  zwei  Gesetze  überhaupt  aber  hat 
manches  für  und  manches  gegen  sich. 

Man  muss  ohne  weiteres  von  der  Voraussetzung  ausgehen,  dasS 
über  jedes  Gesetz  in  Schulsachen  die  Volksabstimmung  aufgerufen  und 
auch  ergehen  wird.  Kommt  die  ganze  Materie  in  einem  Gesetz  zur 
Vorlage,  so  hat  man  zu  Gegnern  nicht  nur  die  kompakte  Masse  der 
römisch-katholischen  Bevölkerung,  sondern  auch,  mit  Rücksicht  auf  die 
Forderungen,  welche  betr.  genügenden  Primarunterricht,  Obligatorium 
und  ünentgeltlichkeit  gestellt  werden  müssen,  die  Bevölkerung  ansehn- 
licher Gebiete  der  übrigen  Schweiz.  Es  ist  nichts  weniger  als  gewis. 
dass  diesen  alliirten  Gegnern  gegenüber  das  Gesetz  durchdringen  würde. 
Käme  es  aber  zu  Fall,  so  wäre  mit  Einem  Sehlage  alles  getroffen,  und 
es  bedürfte  längerer  Zeit,  bis  sich  der  Art.  27  von  diesem  ihn  tief 
lähmenden  Schlage  wieder  erholen  könnte. ') 

Trennen  wir,  so  glauben  wir  für  das  erste  Gesetz,  welches  lediglich 
die  ausschlieslich  staatliche  Leitung  der  Schule  und  die  Konfessions- 
losigkeit  des  Unterrichts  zum  Gegenstande  hätte,  sicher  auf  eine  Mehrheit 
zählen  zu  können.  Mit  der  Annahme  dieses  Gesetzes  aber  wäre  ein 
erster,  nicht  zu  unterschätzender  Schritt  getan,  dem  dann  zu  geeigneter 
Zeit  der  zweite  folgen  könnte. 

Freilich  hat  dieses  Verfahren  auch  wieder  seine  Kehrseite.  Irren 
wir  nämlich  nicht,  so  werden  durch  das  Loslösen  des  ersten  Teiles  die 
Chancen  des  zweiten  Teiles  für  die  Volksabstimmung  verschlimmert. 
Manche,  welche  in  lebhafter  Zustimmung  zu  dem  ersten  Teile  den 
zweiten,  ihnen  weniger  behagenden  mit  in  den  Kauf  genommen  hätten, 
werden,  wenn  sie  sich  lediglich  vor  den  zweiten  Teil  gestellt  sehen, 
diesem  ihre  Stimme  verweigern,  und  da  das  Gros  der  katholischen  Schweiz 
auch  diesem  Teil  gegenüber  Front  machen  und  möglicherweise  der 
Kantonalismus  der  französischen  Schweiz  ebenfalls  mehr  oder  minder 
sich  einmischen  wird,  so  kann,  von  der  jetzigen  Sachlage  aus  gerechnet, 
das  Schicksal  des  sachlich  sehr  wichtigen  zweiten  Teiles  keineswegs  als 
gesichert  gelten. 

Indessen  wäre  es  möglich,  die  Aussichten  desselben  wesentlich  zu 
verbessern.  Wir  haben  oben')  schon  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass 
der  Bund  mit  seinen  nicht  unerhebliche  ökonomische  Opfer  erheischenden 
Zumutungen   in    manchen   Kantonen    erst    dann    willige   Ohren   finden 


*}  Man  beachte  die  Bedeutung  und  die  Wirkung  der  Abstimmung  vom 
26.  Nov.  1882,  oben  I  S.  434,  Ziff.  10. 

«)  Vgl.  S.  356. 
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wird,  wenn  aeia«n  Fordemngeu  die  hilfreiche  Hand  zu 
Kann  er  mit  Beiträgen  die  Last  in  irgend  welcher  Weise  ei 
tot  er  daza  rechtzeitig  einen  entscheidenden  Scbritt,  so  ' 
fragliche  zweite  Gesetz  freundlicher  und  acceptftbler  erschi 
Verfässnog  noch  Gesetz  hindern  ihn,  für  das  Dnterrichtswesei 
Summe  auszusetzen,  hat  er  doch  jetzt  schon  einen  solchei 
ganz  beEcfaeidenen  Beitrag  —  niLmlich  foi  die  permanei 
Stellungen  —  auf  seinem  Budget, ')  und  was  die  Mittel 
dUrflen  ihm  solche  in  Folge  erhöhter  Zolleinnabmen  in 
zehn  Jahren  eben&Us  zu  Gebote  stehen. 

Alles  erwogen,    kommen    wir    zu  dem  Schlüsse,   däS: 
Äassicht  genommen,  das  erste  Gesetz  Ende  des  Jahres  IS 
auf  Juni  des  Jahres  1884  zur  Vorlage  gebracht  werden 
VI.  Die  Vollziehung.    . 

üeber  die  Methode  der  Vollziehung  haben  wir  uns  in 
•  Allgemeine  Orientimng>,  Rechenschaft  gegeben. 

Da  die  Vorbereitung  mit  allen  Verhältnissen  zum 
bekannt  gemacht  hat,  so  kann  die  Vollziehung  dem  Erla 
auf  dem  Fusse  folgen,  und  es  wird  hier  diejenige  Zei 
die  vorbereitende  Enquflte  verwendet  wird,  reichlich  wied 
werden. 

VII.  Die  Organisation  des  eidg.  Dep.  des  I 

.  .  .  Die  Sorge  für  die  Volksschule  ist  den  Eantouej 
aber,  und  das  ist  der  Grund  der  Einfligung  des  Art.  ', 
weil  (klle  Glieder  der  Eidg.  dabei  beteiligt  sind,  dass  i 
Sor^^e  in  zureichender  Weise  ausübe,  so  ist  der  Bund 
Wächter  gesetzt. 

In  seiner  beztlglichen  Amtsführung  wird  er  also  mit 
auftreten,  welcher  der  hohen  Wichtigkeit  dar  Sache  entspi 
nm  so  weniger  beirren  und  einschQchtern  lassen,  als  er  d 
hat,  dass  er  mit  seinen  Forderiingen  in  Sachen  der  Schule 
Volkswirtschaft iiches  und  politisches  Interesse  des  Landes 

Die  Organisation  des  Departementes,  welches  mit  d 
legenfaeiten  zunächst  zu  tun  hat,  wird  erst  auf  den  Zeit] 
aufgestellt  werden  können,  wenn  die  Gesetzgebung  ihre 
haben  wird  und  die  Periode  der  Vollziehung  beginnen  ki 

Inzwischen  ist  dafür  zu  sorgen,  dass  das  Departer 
jenigen  Arbeiten,  welche  bis  zu  jenem  Zeitpunkt  ausgi 
müssen,  ohne  Beeinträchtigung  seiner  Übrigen  Geschäfte  e 
Hand  nehmen  und  fortführen  kann. 


»)  Vgl.  oben  I  No.  »0. 


I.^ 
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Hiezu  ist  notwendig  ein  ständiger  Beamter,  Sekretär  oder  Bericht- 
erstatter im  ünterricbtswesen,  und  daneben  ein  ausreichender  jährlicher 
Kredit  für  Eipertisen  und  Kommissionen,  welcher  gestattet,  zu  besondem 
Untersuchungen,  Arbeiten  und  Beratungen  ausserhalb  der  Verwaltung 
stehende  Sachverständige  zu  verwenden  .  . . 

Die  Ausrüstung  des  Departements  für  die  Periode,  mit  welcher 
wir  es  jetzt  zu  tun  haben,  beschränkt  sich  also : 

1.  auf  die  Anstellung  eines  ständigen  Beamten  mit  einer  Besoldung 
von  wenigstens  Fr.  5000; 

2.  auf  Anweisung   eines  jährlichen   Kredites  von  zirka  Fr.    25,000 
für  Expertisen  und  Kommissionen. 

1582.  Den  24.  April  1882  reichte  Ständerat  Tschudi  folgende 
Motion  betr.  Erlassung  eines  BGes.  über  den  Primarschulunter- 
richt ein: 

Der  BR  ist  im  Hinblick  auf  Art.  27  der  BY  eingeladen, 
zu  untersuchen  und  der  BVers.  Ber.  und  Antrag  darüber  vorzu- 
legen : 

|:  a.  ob   nicht  in  Feststellung   und   Ordnung   des   verf-mässigen 

I'  Aufsichtsrechtes  des  Bundes  über  das  Primarschulwesen  bef5rder- 

lich  ein  BGes.   über   die  Begelang   des  Primarschulwesens  zu  er- 
lassen sei,  und 

b.  ob  nicht  in  dasselbe  folgende  grundsätzliche  und  materielle 
Bestimmungen  aufzunehmen  seien: 

Bestimmungen 

1.  über  die  Allgemeinverbindlichkeit  und  ünentgeltlichkeit  des 
Unterrichtes ; 

-  2.  über  die  staatliche  Leitung  desselben  und  den  Ausschluss 
von  Mitgliedern  geistlicher  Orden  und  Kongregationen  von  dem 
öffentlichen  Schuldienst  oder  die  unbeschränkte  oder  beschränkte 
Zulassung  zu  demselben  (als  Lehrerinen  der  ersten  Jahreskorse, 
der  weiblichen  Arbeitsschulen); 

3.  über  die  sog.  Konfessionslosigkeit  des  Unterrichtes  in  dem 
Sinne,  dass  festgestellt  werde: 

a.  die  Beschulung  der  Kinder  in  den  einzelnen  Gemeinden 
ist  eine  gemeinschaftliche  und  ihre  Leitung  eine  einheit- 
liche; eine  Trennung  nach  Konfessionen  ist  ausserhalb 
des  Religionsunterrichtes  unzulässig; 

b.  Unterrichts  weisen  und  Lehrmittel  von  ausgeprägt  konfes- 
sionellem Charakter  sind  mit  Ausnahme  der  fär  den 
Religionsunterricht  bestimmten  ausgeschlossen  ; 
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4.  über  das  dnrchschnittliche  Mass  einer  «  genügenden  »  Unter- 
richtsleistung in  den  Hauptfächern; 

5.  über  die  Minimalsumme  der  einem  Schüler  im  Verlauf  des 
schulpflichtigen  Alters  zukommenden  Unterrichtsstunden,  wobei 
die  Verteilung  der  Gesamtsumme  auf  Schuljahre,  Schulwochen 
und  Schultage  den  Kantonen  anheimgestellt  bleibt; 

6.  über  ein  gewisses  pfiichtiges  Mass  von  Fortbildungsunter- 
richt fdr  das  nachschulpflichtige  Alter  beider  Geschlechter; 

7.  über  wirksame  Schutzmassregeln  gegen  Schulversäumnisse; 

8.  über  Herstellung  von  Unterrichtslokalen  und  Subsellien, 
welche  den  Anforderungen  der  Gesundheitspflege  entsprechen; 

9.  über  die  Bedingungen  für  Erwerbung  eines  in  der  ganzen 
Schweiz  giltigen  Lehr  er  patentes  nach  Art.  33  der  BV; 

10.  über  das  Minimum  der  Lehrerbesoldungen  und  die  Ver- 
pflichtung der  Kantone  zur  Bildung  einer  Unterstützungskasse 
für  die  Lehrer  im  Invaliditäts-  resp.  Todesfalle; 

11.  über  die  Verpflichtung  des  Bundes,  die  Erstellung  muster- 
giltiger,  allgemeiner  und  individueller  Lehrmittel  zu  unterstützen; 

12.  über  die  weitere  Verpflichtung  des  Bundes  zur  Unterstützung 
solcher  Kantone,  denen  die  genaue  Durchführung  des  BGes.  un- 
verhältnismässig  schwere  Opfer  auferlegen  würde; 

13.  über  die  Errichtung  einer  Centralstelle  für  den  öffentlichen 
Unterricht  zur  Ermittlung  des  Standes  und  zur  Förderung  der 
Entwicklung  des  Volkschulwesens  in  den  Kantonen  im  Sinne  der 
bundesr.  Botsch.  vom  3.  Juni  1880;*) 

14.  über  die  Durchführung  des  Gesetzes  in  dem  Sinne,  dass  die 
Kantone  ihre  bezügliche  Gesetzgebung  innerhalb  drei  Jahren  mit 
demselben  in  Uebereinstimmung  zu  bringen  und  spätestens  inner- 
halb sechs  Jahren  dasselbe   in  allen  Teilen  durchzuführen  haben. 

Mit  Rücksicht  auf  den  Beschl.  der  BVers.  vom  14.  Juni  1882 ') 
zog  Tschad!  bei  Anlass  der  Beratung  dieses  BBeschl.  in  der  Juni- 
session des  Jahres  1882  seine  Motion  zurück. 

üebers.  Verh.  d.  BVei-s.  Juni  1882,  No.  5,  32. 

1S83.  Den  20.  Juni  1892  wurde  im  NR  eine  Motion  Curti 
folgenden  Wortlautes  eingereicht: 

Der  BR  wird  eingeladen,  zu  untersuchen  und  darüber  Bericht 
und  Antrag  einzubringen: 


»)  Vgl.  oben  S.  846. 
*)  No.  1580. 
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1.  ob  nicht  zur  Ausführung  der  Bestimmung  des  Art.  27  der  BV, 
welche  genügenden  Primarunterricht  vorschreibt,  die  Kantone 
vom  Bund  finanziell  unterstützt  werden  sollen,  und 

2.  ob  nicht  durch  das  Mittel  der  BBeiträge  auch  die  ünentgelt* 
lichkeit  der  Lehrmittel  und  Schulmaterlalien  für  den  Primar- 
unterricht einzuführen  sei. 

Anläslich  der  Beratung  der  Motion  im  Juni  1893  wurden  im 
NR  folgende  Amendements  gestellt: 

1.  Amendement  des  Nationalrat  Jeanfaenry: 

Der  BB  wird  eingeladen,  tunlichst  bald  Bericht  und  Antrag 
betr.  die  vollständige  Durchführung  von  Art.  27  der  BV  vor- 
zulegen. 

2.  Amendement  des  Nationalrat  Gobat: 

Der  BR  wird  eingeladen, 

1.  über  die  Art  und  Weise  Bericht  zu  erstatten,  in  welcher 
Art.  27,  Abs.  2  der  BV  in  Bezug  auf  genügenden  und  obligatori- 
schen Primarunterricht  in  den  Kantonen  durchgeführt  wird; 

2.  zu  untersuchen,  durch  welche  Mittel  die  in  dieser  Beziehung 
bestehenden  Lücken  ausgefüllt  werden  könnten,  und 

3.  namentlich  zu  untersuchen,  ob  es  zur  Abhilfe  der  im  Primar- 
unterricht vorhandenen  mangelhaften  Zustände  nicht  angezeigt 
wäre,  dass  der  Bund  die  Kantone  zu  Gunsten  ihrer  Primarschulen 
in  ständiger  Weise  finanziell  unterstütze, 

und  den  Räten  bezügliche  Anträge  zu  unterbreiten. 

Den  7.  Juni  fasste  hierauf  der  NR,  dem  Antrage  des  National- 
rat y.  Steiger  entsprechend,  folgenden  Beschl.  : 

Der  BR  wird  eingeladen,  zu  untersuchen  und  darüber 
Bericht  und  Antrag  einzubringen,  ob  nicht  zur  Ausführung 
der  Bestimmung  des  Art.  27  der  BV,  welche  genügenden 
Primarunterricht  vorschreibt,  und  nach  Massgabe  des  Standes 
der  BFinanzen  die  Kantone  vom  Bunde  finanziell  unterstützt 
werden  sollen. 

Uebers.  Verh.  d.  BVers.  Juni  1892,  No.  76.  Stenographisches  BtQletin  der 
BVers.  1893  III  S.  1—10,  57—93. 

Stellung  der  Bundesbehörden  in  Schulfragen. 

1584«  Bei  allen  das  Unterrichtswesen  betr.  Fragen,  die 
ihrer  Natur  nach  unter  die  Gesetzgebung  der  Kantone  fallen) 
werden  die  Personen,  die  Anfragen  an  das  eidg.  Dep.  des  Innern 
richten,  an  die  betr.  KReg.  verwiesen,  da  die  BBehörden  nur  in 


■-•  f  i: 


■•■■*>.  fit~, 
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denjenigen  Fällen  zu  entscheiden  haben,  wo  es  sich  um  Anwendung 
oder  Verletzung  des  Art.  27  der  BV  handelt,     br  im  B  1878  II  567. 


•••J^ 
% 


Aus  dem  Umstände,  dass  das  Organis-Ges.  dem  BR 
die  Entscheidungsbefugnis  in  Administrativstreitigkeiten  eingeräumt 
hat,  die  den  Art.  27  der  BV  betreffen,  folgt  keineswegs,  dass  man 
ihm  die  Beurteilung  aller  Rekurse  habe  überbinden  wollen,  welche 
sich  auf  das  Schulwesen  beziehen,  gleichgiltig,  welcher  Verf.- Artikel 
verletzt  bezw.  angeblich  verletzt  wurde.  Wenn  das  BGes.  dem 
BR  die  ausschliesliche  Entscheidungsbefugnis  in  einer  bestimmten 
Materie  einräumen  wollte,  wie  z.  B.  in  Sachen  kant.  Wahlen  und 
Abstimmungen  (Art.  59,  Ziff.  10  des  Organis-Ges.),  so  hat  es  sich 
einer  ganz  andern  Ausdrucksweise  bedient ;  es  hat  von  kant  Wahlen 
und  Abstimmungen  schlechthin  gesprochen,  während  es  in  Ziff.  3 
vom  Schulwesen  nicht  schlechthin,  sondern  nur  in  soweit  spricht, 
als  dasselbe  mit  Art.  27,  Abs.  2  und  3  der  BV  zusammenhängt. 

B  1888  III  957. 

Auf  Grund  der  Ges- Bestimmung  des  Kts.  Solothum,  welche  den 
Beg-R  ermächtigt,  für  die  Schulen  grösserer  Gemeinden  eine  Ausnahme 
von  der  allgemeinen  G es- Vorschrift,  wonach  die  Mädchen  im  letzten 
(achten)  Schuljahre  blos  zum  Besuche  der  Arbeitsschule  verpflichtet 
sind,  in  dem  Sinne  zu  gestatten,  dass  auch  dieses  achte  Schuljahr  all- 
gemein obligatorisch  erklärt  werde,  ist  der  Gemeinde  Ölten  eine  der- 
artige Ausnahme  bewilligt  worden.  Gegen  die  durch  regierungsrätlichen 
Entscheid  sanktionirte  Anwendung  dieser  Ausnahme  beschwerte  sich  ein 
Einwohner  von  Ölten  beim  BR,  weil  dieses  Ausnahmerecht  zur  Ver- 
längerung der  Schulzeit  eine  unrichtige , Gesetzesanwendung  bilde  oder 
wenigstens  ein  Vorrecht  des  Ortes,  einen  Verstoss  gegen  Art.  4  der  BV 
enthalte. 

Durch  Beschl.  vom  17.  Juli  1888  lehnte  der  BR  die  Kompetenz 
zur  Entscheidung  ab,  weil  die  Beschwerde  nicht  wegen  Verletzung  des 
Art.  27  der  BV,  sondern  wegen  einer  Verletzung  des  Art.  4  der  BV  er- 
hoben worden  sei,  die  Beurteilung  aber  der  Beschwerden,  welche  diesen 
Artikel  zum  Gegenstand  haben,  dem  BGerichte  zukommt  (Art.  59, 
Zifl".  2  des  Organis-Ges.).  B  1889  I  473. 

1386.  I.  Der  BR  prüfte  im  Jahre  1885  die  Frage,  ob  nicht 
zum  Zweck  der  Feststellung  einer  einheitlichen  deutschen  Recht- 
schreibung der  Zusammentritt  einer  Konferenz  von  Vertretern  der 
verschiedenen  Staaten  deutscher  Zunge  zu  veranlassen  sei.  Die  von 
ihm  hierüber  eingezogenen  Erkundigungen   lauteten  aber  derart, 


**« 
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dass  der  Versuch  einer  internationalen  Regelung  der  deutschen 
Orthographiefrage  von  vorneherein  als  gescheitert  betrachtet  werden 
musste. 

Den  Zusammentritt  aber  einer  interkant.  Konferenz  zu  Yer- 
anlassen,  welche  die  Frage  für  das  Gebiet  der  deutschen  Schweiz 
zu  prüfen  hätte,  lehnte  der  BR  ab.  Denn,  abgesehen  von  dem  Um- 
stände, dass  es  zweifelhaft  schien,  ob  überhaupt  sämtliche  betei- 
ligten EReg.  einer  derartigen  Einladung  Folge  leisten  würden,  hätte 
der  BBehörde  jegliche  Grundlage  gefehlt,  um  den  allfälligen  Eon- 
ferenzbeschlüssen  auch  nur  für  das  Gebiet  der  Volksschule  Geltung 
zu  verschaffen.  Es  wird  der  Initiative  der  in  dieser  Hinsicht  mit 
grösseren  Kompetenzen  ausgerüsteten  KReg.,  sowie  den  vereinten 
Anstrengungen  der  speziellen  Interessentenkreise  überlassen  bleiben 
müssen,  den  Versuch  zu  machen,  die  Frage  auf  diesem  Boden  einer 
Lösung  entgegenzuführen,  welche  möglichst  allseitige  Zustimmung 
finden  kann.  B  1887  l  512. 

II.  Den  24.  Dez.  1892  erklärte  der  BR  die  Duden'sche  Ortho- 
graphie für  die  von  der  BVerwaltung  angeordneten  Drucksachen 
vom  1.  Jan.  1893  an  für  obligatorisch.  b  1892  II  967. 

Ueber  die  Veranlassung  dieses  Beschl.  enthält  der  Geschäftsbe- 
richt des  BR  über  das  Jahr  1892  folgende  Mitteilungen: 

Im  Jahre  1891  wur<1e  die  Frage  einer  einheitlichen  deutschen 
Rechtschreibung  von  einem  Vertreter  der  Tjpographenkreise  (Büchler) 
wieder  anfgegrififen  und  das  schon  im  Jahre  1885  gestellte  Begehren 
dem  eidg.  Dep.  des  Innern  von  neuem  nahe  gelegt. 

Hierbei  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  sich  die  äussern  umstände 
für  eine  günstige  Aufnahme  der  Anregung  in  letzter  Zeit  wesentlich 
verbessert  hätten.  Dieser  Hinweis  schien  dem  eidg.  Dep.  wirklich  zu- 
treffend. Es  nahm  daher  nicht  Anstand,  zunächst  bei  der  deutschen 
Reichsreg.,  deren  Verhalten  zu  der  Angelegenheit  von  Ausschlag  geben- 
dem Gewicht  war,  in  konfidentieller  Weise  anzufragen,  wie  sie  sich  zu 
einer  Anregung  in  der  angedeuteten  Art  stellen  würde.  Die  Antwort 
lautete  auch  diesmal  ablehnend.  Es  wurde  darauf  hingedeutet,  dass 
die  im  Jahre  1876  vom  preussischen  Kultusministerium  ausgegangenen 
Vorkehren  für  Anbahnung  einer  grössern  Einigung  in  der  deutschen 
Rechtschreibung  von  Erfolg  begleitet  gewesen  seien,  so  dass  es  jetzt 
nicht  mehr  der  Mühe  wert  erscheine,  die  Frage  wieder  in  den  Vorder- 
grund zu  bringen.  Die  im  genannten  Jahre  von  einer  amtlich  einbe- 
rufenen Fachmännerkonferenz  aufgestellten  Reform  vorschlage  seien  näm- 
lich seitdem  in  Gestalt  von  sechs  Regelbüchern,  die  unter  sich  nur  ge- 
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ringe  Abweichungen  xe^en,  in  die  Schulen  Preussena.  Oesten 
Bayerns  eingeftlhrt  norden  und  haben  aach  in  den  Offizinen  . 
gefunden.  Es  sei  also  in  den  Staaten  deutscher  Zange  eine  t 
einheitliche  ßechtgchreibung  entstanden.  Würde  die  Sehn 
dieser  sechs  Kegelbücher  accep'Liren,  so  wUrde  sie  sich  dac 
□eaen  in  Deutschland  herrschenden  Rechtschreibung  anschlies! 

Durch  diese  Antwort  wurde  der  Wunsch  nach  internatio 
gelnng  der  Orthographiefrage  als  unerfüllbar  hingestellt.  Ni 
weniger  war  die  Beseitigung  der  in  der  Schweiz  herrschenden 
beit  in  der  deutschen  Bechtschrelbnng  ein  lebhaft  empfunden« 
nis.  Als  Mittel  für  diese  Beseit^nng  blieb  die  HerbeifUhn 
interkantonalen  Einigung  in  der  Bechtechreibang.  Znr  A 
einer  solchen  waren  jedoch  dem  BR  keinerlei  Anregungen 
worden. 

Es  wurde  nun  dem  Vertreter  der  Buchdrucker,  der  die  A 
heit  beim  eidg.  Dep.  des  Innern  betrieben  hatte,  von  der  gati 
läge  Kenntnis  gegeben  und  ihm  an  heim  gestellt,  anf  Mittel  u 
Bedacht  zu  nehmen,  wie  die  KReg.  deutscher  Sprache  für  i 
essen  der  typographischen  Kreise  in  Beteiligung  gezogen  werden 
Der  Tätigkeit  jenes  Vertreters  gelang  es,  letztere  herbeizufuhrt 
klärte  sich  nach  einiger  Zeit  die  grosse  Mehrzahl  der  deutecl 
Kantone  zn  einer  Besprechung  der  Urthogrnphiefrage  bereit 
wurde  hierauf  durch  das  eidg.  Dep.  des  Innern  anf  den  24.  i 
eine  Konferenz  znr  Besprechung  folgender  Fragen  znsammenb 

1.  Ist  es  wünschenswert  und  notwendig,  für  die  deati 
cbenden  und  deutsch  schreibenden  Kantone  eine  einheitliche  ' 
phie  anzustreben  und  zu  erreichen  ? 

2.  Falls  dies  bejaht  würde,  welche  Orthographie  soll  angi 
d.  b.  zur  Annahme  empfohlen  werden,  die  grossdeutscbe  ode 
gene  Schweiz.  Orthographie? 

3.  Eventuell,  welche  Mittel  unJ  Wege  sind  zu  ergreifer 
angenommene  Orthographie  zur  allgemeinen  Durchfuhrung  zu 

Von  den  21  ganz  oder  teilweise  denisch  sprechenden 
liessen  sich  an  dieser  Zusammenkunft  17  vertreten;  überdies 
auf  aosdrnckliche  Einladung  hin  auch  je  ein  Delegirter  des 
Pressverbandes,  des  Vereins  schweiz.  Bnchd  ruckerei  besitzer,  dcE 
Tjpographenbnndes,  des  Schweiz.  Bach  band  1er  Vereins  und  des 
Lehrer  Vereins. 

In  Bezng  auf  die  obige  Fragestellung  wurde  durch  das  ( 
des  Innern  aufmerksam  gemacht,  dass  die  Konferenz  bindende  I 
nicht  fassen  könne,  sondern  ihre  Aufgabe  darin  suchen  m 
LQsung  der  Frage  blos  vorzubereiten  und  sich  auf  bestimmt«  V 
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zu  einigeD,  über  die  dann  die  Kantone  sieb  schlüssig  zn  machen  haben. 
Die  Verhandlung  hatte  ein  positives  Ergebnis.  Nach  Anhörung 
eines  einleitenden,  den  dermaligen  Stand  der  Orthographie  beleiK^htenden 
fachmännischen  Referates  wurde  die  erste  der  gestellten  Fragen  ein- 
stimmig bejaht.  Die  Besprechung  der  zwei  folgenden  führte  zu  einer 
einläslichen  Beleuchtung  der  Vorzüge  und  Mängel  sowol  der  gross- 
deutschen, in  Dudens  orthographischem  Wörterbuch  niedergelegten  als 
der  Schweiz.,  im  Jahre  1885  von  einer  Abgeordnetenversammlung  deutsch- 
sprechender  Kantone  aufgestellten  Orthographie.  Nach  dieser  Diskussion 
gelangte  die  Konferenz  zur  Annahme  folgender  Resolutionen: 

1.  Als  zukünftige  Orthogrg.phie  der  deutschen  Schweiz  gilt  die  in 
Deutschland  verbrei totste,  die  in  Dudens  orthographischem  Wör- 
terbuche festgesetzte  Orthographie. 

Die  interkant.  Konferenz  spricht  den  Wunsch  aus,  dass  in 
nicht  gar  ferner  Zeit  in  der  preussischen  Orthographie  die  In- 
konsequenz in  betreff  des  th  verschwinden  möge. 

2.  Die  Konferenz  ersucht  die  Bundes-  und  Kantonsbehörden,  ihre  neuen 
Drucksachen  von  jetzt,  resp.  1.  Jan.  1893  an,  nur  mehr  nach 
der  in  Dudens  orthographischem  Wörterbuche  festgesetzten  Ortho- 
graphie herstellen  zu  lassen  und  derselben  so  viel  als  möglich 
zur  Durchführung  zu  verhelfen. 

3.  Die  Konferenz  ersucht  die  kompetenten  Schweiz.  Behörden,  eine 
grössere  Vereinfachung  und  Vereinheitlichung  in  allen  Ländern 
deutscher  Zunge,  sobald  die  Gelegenheit  sich  dazu  bietet,  nach 
Kräften  zu  unterstützen. 

Für  den  ersten  dieser  Beschlüsse  stimmten  die  Vertreter  der  elf 
Kantone  Luzern,  Schwyz,  Zug,  Preiburg,  Solothurn,  Basel-Stadt,  Appen- 
zell I.-Rh.,  St.  Gallen,  Graubünden,  Aargau  und  Wallis,  ferner  die  Ver- 
treter der  vier  Pressverbände,  zusammen  15  Stimmen. 

Dagegen,  d.  h.  für  Festhalten  an  der  Schweiz.  Orthographie,  stimmten 
die  Vertreter  der  sechs  Kantone  Zürich,  Bern,  Glarus,  Basel -Land,  Appen- 
zell A.-Rh.  und  Thurgau,  ferner  der  Vertreter  des  Schweiz.  Lehrer- 
vereins, zusammen  7  Stimmen. 

Die  zwei  letzern  Beschlüsse  wurden  mit  Einstimmigkeit  ge£Etöst. 

Das  eidg.  Dep.  des  Innern  hat  diese  Resolutionen  sämtlichen  zur 
Konferenz  eingeladenen  Kantonen  zur  Kenntnis  gebracht  und  sie  ersucht, 
ihm  von  ihren  sachbezüglichen  Beschlüssen  seiner  Zeit  Mitteilung  zu 
machen.  Bis  Ende  des  Jahres  1892  sind  denn  auch  von  mehreren  der- 
selben, namentlich  von  den  Reg.  der  Kantone  Schwyz,  Thurgau,  St.  Gallen 
Graubünden,  Basel- Stadt,  Aargau  und  Bern,  Zusicherungen  eingelangt, 
dass  sie  die  deutsche  Orthographie  für  die  amtlichen  Drucksachen  ein- 
führen werden.     Einige  von  diesen  beabsichtigen,    die  genannte  Recht- 
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schreibang  anch  sobald  wie  möglich  in  die    Schalen  einzufahren.     Da- 
gegen  hat  Zürich    erklärt,    dass    es    ihm    dermalen    aas    verschiedenen 
Granden  nicht  möglich  sei,    die  Besolutionen  der   Konferenz   zar  Aus- 
führung zu  bringen,  sondern,  dass  es  vorziehe,  abzuwarten,  welche  Ent-  '  * 
Wicklung  die   Sache  der  Orthographiereform   in    Deutschland,   sowie  in  ^ 
denjenigen  Schweiz.  Kantonen  nehme,  die  bis  jetzt  in  der  bezeichneten 
Richtung  noch  nicht  vorgegangen  seien.     Eine   ähnliche   ablehende  Er-  j 
klärung   hat  auch  Appenzell  A.-Bh.   abgegeben.     Der    BB    seinerseits 
bat  sich  auf  das  empfehlende  Gutachten   des  BKanzlers  veranlasst  ge- 
sehen den  mitgeteilten  Besolutionen  zuzustimmen;  er  hat  denmach  den 
mitgeteilten  Beschl.  vom  24.  Dez.  1892  gefasst.                   B  1893  I  451. 

1587.  Die  Beschafiung  der  Lehrmittel  für  die  Primarschule 
kann  nicht  Sache  der  BBehörden  sein.  BB  im  B  1886  I  440. 

1588«  Der  Gemeinderat  der  Stadt  Freiburg  beschwerte  sich 
den  21.  Okt.  1887  beim  BR  darüber,  dass  der  Staatsrat  von  Frei- 
burg von  sich  aus  und  ohne  ihn  zu  begrttssen,  einen  Direktor  für 
die  öffentlichen  Primarschulen  der  Stadt  angestellt  habe  und  zwar 
in  der  Person  eines  Abb^  Morel,  der  bezüglich  der  Einrichtung  und 
Leitung  der  Schule  Auffassungen  und  Absichten  bekundet  habe, 
deren  Verwirklichung  die  öffentlichen  Schulen  von  Freiburg  in  ent- 
schiedenen Gegensatz  zum  Art.  27  der  BV  bringen  müsste. 

Der  BR  trat  auf  die  Beschwerde  mit  Beschl.  vom  15.  Nov.  1887 
nicht  ein,  einerseits  weil  ihm,  soweit  sich  die  Beschwerde  auf  die 
Art.  9,  51  und  77  der  KVerf.  und  Art.  4,  5  und  6,  litt,  b  der  BV 
stützt,  keine  Kompetenz  zustehe,  und  andrerseits  weil  die  Frage,  ob 
die  vom  Staatsrat  getroffene  Wahl  mit  der  Vorschrift  des  Art.  27, 
Abs.  3  der  BV  vereinbar  sei,  vom  BR  erst  dann  geprüft  werden 
könnte,  wenn  die  kompetente  Behörde  über  die  konstitutionelle  Be- 
rechtigung des  Staatsrates  zur  Einsetzung  eines  Primarschuldirektors 
entschieden  hat.  B  1888  ll  687. 

1589«  Die  BBehörde  trat  einem  Wunsche,  welcher  dahin 
ging,  ein  ausscMieslich  von  ausländischen  Zöglingen  besuchtes 
Knabenpensionat  möchte  unter  das  Patronat  einer  ausländischen 
Reg.  gestellt  werden,  nicht  entgegen. 

Die  russische  Gesandtschaft  in  Bern  hatte  nämlich  den  5.  Sept.  1885 
dem  BB  die  Mitteilung  gemacht,  dass  der  Direktor  einer  Enabenpension 
in  Glarens  sich  mit  dem  Gesuche  an  das  russische  Unterrichtsministerium 
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gewandt   habe,   es  möchte  das  fragliche  Institat,   welches  ausschlieslich 
von  russischen  Zöglingen  besucht  sei,   unter  das  Patronat   der  rassi- 
schen Beg.  gestellt  werden.    Der  Staatsrat  von  Waadt  hatte  seinerseits 
'f  auf  Befragen  erklärt,   dass, '  so  lange  jenes  Institut  nur  Zöglinge  nissi- 

j  scher  Nationalität  aufnehme,   er  in  der  projektirten  Einrichtung  keine 

Unzukömmlichkeiten  zu  erblicken  vermöge,  immerhin  in  der  Meinung, 
dass  das  dirigirende  Personal,  die  Lehrer  und  die  Zöglinge  der  Anstalt 
sich  den  allgemeinen  im  Kt.  Waadt  geltenden  Gesetzen  zu  unterwerfen 
haben.  1885  1  13.  m  135. 


1390.  Indem  die  Schweiz.  Behörden  die  Kinder  der  in  der 
Schweiz  wohnhaften  Ausländer  zum  Schulbesuche  anhalten,  handeln 
sie  gemäs  den  Grundsätzen  des  Schweiz.  Staatsrechts.  Die  Bestim- 
mung des  Art.  27  der  BV  geht  nicht  blos  die  Schweizer  an,  viel- 
mehr hat  sie  allgemeine  Giltigkeit,  so  dass  alle  Einwohner  ohne 
Unterschied  der  Staatsangehörigkeit  von  ihr  betroffen  sind. 

Wenn  ein  Ausländer  das  Recht  ansprechen  würde,  seine  Kin- 
der vom  öffentlichen  Unterrichte  fern  zu  halten,  so  müsste  er  im 
Falle  seiU;  zu  Gunsten  dieses  Anspruches  Bestimmungen  eines 
internationalen  Vertrages  anzurufen.  In  Staatsverträgen  aber  fin- 
det sich  diesfalls  kein  besonderes  Recht  zu  Gunsten  von  Ausländern 
stipulirt.  Der  Eidg.  steht  es  daher  ganz  frei,  im  Schweiz.  Schal- 
wesen nur  die  eigenen  Interessen  im  Auge  zu  behalten  und  insbe- 
sondere alle  auf  ihrem  Gebiete  Wohnenden  der  eigenen  Schulgesetz- 
gebung zu  unterwerfen. 

Nach  der  Vorschrift  des  Art.  27  der  BV  sind  die  Eltern  zwar 
nicht  unbedingt  verpflichtet,  ihre  Kinder  in  die  öffentlichen  Schulen 
zu  schicken,  sondern  es  steht  ihnen  frei,  den  Kindern  Privatunter- 
richt erteilen  zu  lassen ;  nur  behält  sich  der  Staat  in  diesem  Falle 
die  Kontrole  darüber  vor,  dass  auch  dieser  private  Unterricht  ein 
genügender  sei.  Ferner  müssen  die  öffentlichen  Schulen  so  organi- 
sirt  sein,  dass  sie  von  den  Angehörigen  aller  Bekenntnisse  ohne 
Beeinträchtigung  der  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  besucht 
werden  können;  und  endlich  ist  der  Unterricht  für  jedermann  — 
und  zwar  auch  für  die  Fremden,  die  in  Steuersachen  vertrags- 
mässig  den  Schweizern  gleichgestellt  sind  —  unentgeltlich. 

Bei  Geltendmachung  dieser  Grundsätze  räumt  die  Schweiz 
gerne  den  andern  Staaten  das  Recht  ein,  in  gleicher  Weise  gegen 
die  im  Ausland  wohnenden  Schweizer  zu  handeln.  BR  im  B 1877116. 


I>a;i  Schnlvesen,  insbea.  die  Volksschule. 

Der  Sekundarunterricht. 

1591-  Indem  der  SekuDttarunterricht  ganz  in  die  Kompet 
der  Eantoae  fällt  und  nicht  nachgewiesen  ist,  dass  durch  die 
seiner  Einrichtung  im  Eaoton  Freiburg  fdr  den  Primarnnterrii 
über  welch  letztern  allein  dem  Bunde  ein  Aufsichtsrecht  zusti 
Schaden  erwachsen  ist,  wies  der  BR  einen  Rekurs  der  Gemei 
Bulle,  insoweit  er  sich  auf  ArL  27,  Abs.  2  und  3  der  BV  be: 
als  unbegründet  ab. 

Infolge  eines  Konfliktes  mit  dem  Staatsrate  von  Freiburg  b 
Wiederbesetzuttg  einer  Lehrerstelle  an  der  staatlichen  Seknndarscl 
erriclitete  die  Gemeinde  Bulle  eine  freie  Sekandarschule.  Der  Staat 
genehmigte  hierauf  das  Budget  der  Gemeinde  Bolle  für  das  Jahr  1 
nicht,  and  hielt  sie  fiberdies  auf  Grund  des  kant.  Schalgesetzes  zu 
üblichen  Leistungen  an  die  staatliche  Sekundarschale  an.  Soweit  i 
Verletzung  Ton  Rechten,  welche  durch  die  KVerf.  gewährleistet  s 
behauptet  wurde,  lehnte  der  BR  mit  Besohl,  vom  7.  Aug.  1876 
Grund  des  Art.  59,  litt.  a.  des  Organis-Ges.  seine  Kompetenz  zur  I 
fang  des  Rekurses  ab. 

B  1877  11  58;  vgl.  femer  B  1878  U  567  (BB  den  15.  Dez.  If 

1992.  Art.  27,  Abs.  2  der  BV  spricht  zwar  nur  von  Prin 
nnterricbt.  Die  BBehörde  hat  aber  die  Pflicht,  nachzusehen, 
nicht  die  Kantone  unter  der  Benennung  Sekundärschule  c 
Sekundarunterricht  einen  Unterriebt  Platz  greifen  lassen,  der  c 
Wesen  nach  als  ein  Primarunterricht  bezeichnet  werden  mi 
Als  eigentlicher  Sekundarunterricht  kann  nur  ein  Unterricht  gell 
der  dem  Primarunterricht,  wie  solcher  durch  die  geltenden  GesE 
und  Verordnungen  vorgesehen  ist,  nachfolgt,  nicht  aber  ein  ne 
diesem  Primarunterricht  einherlaufeuder  Unterricht,  sonst  wäre  « 
Umgehung  der  Vorschriften  des  Art.  27  der  BV  leicht. 

In  einem  dem  BR  zur  Prüfung  vorliegenden  Falle  betr. 
Sekundärschule  von  Arth  ergab  sich,  dass  der  Sekundarunterri 
des  Eis.  Schwjz  wirklich  dem  Primarunterricht  nachfolgt,  ind 
Art.  2  des  Programms  für  die  Sekundärschulen  vom  4.  Dez.  1! 
vorschreibt : 

In  dieselbe  können  jene  Schüler  and  Schfllerinnen  anj 
nommen  werden,  welche  in  Bezug  auf  den  Besuch  der  sechsli 
sigen  Primarschale  den  Änforderungon  der  Schulorganisation 
nüge  geleistet  haben.    BE  den  2.  Nov.  1877,  B  1878  It  564.  No.  1« 
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ünentgeltlichkeit  des  Primarunterrichts  in  den  öffent- 
lichen Schulen.*) 

1393.  Kant.  Vorschriften  über  das  Niederlassungswesen 
dürfen  der  durch  Art.  27  der  BV  garantirten  ünentgeltlichkeit  der 
Primarschule  keinen  Eintrag  tun.    br  den  5.  Sept.  1890,  B  1890  iv  42. 

1394.  Der  Kleine  Rat  des  Ets.  Graubünden  bestätigte  den 
25.  Jan.  1889  eine  Verfügung  des  Schulrates  von  Ardez,  durch 
welche  der  Frau  Pensi  von  Bormio  (Italien),  wohnhaft  in  Guarda 
(Graubünden),  für  ihren  in  Ardez  untergebrachten  Knaben  ein  Schal- 
geld von  Fr.  15  auferlegt  worden  war. 

üeber  diese  Verfügung  beschwerte  sich  Frau  Pensi  beim  BR. 
Der  BR  hob  mit  Beschl.  vom  26,  April  1889  die  angefochtene  Ver- 
fügung auf  und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

Die  Schule  in  Ardez  ist  anerkanntermassen  eine  öifentliche 
Primarschule,  somit  muss  der  in  derselben  erteilte  Unterricht  für 
die  Kinder,  welche  diese  Schule  besuchen,  unentgeltlich  sein  gemas 
den  Bestimmungen  des  Art.  27,  Abs.  2  der  BV  und  des  Art.  45') 
der  Verf.  des  Kts.  Graubünden  ....  Eine  auch  nur  teilweise  Be- 
schränkung des  Grundsatzes  der  Ünentgeltlichkeit  des  Unterrichts 
in  den  öffentlichen  Primarschulen,  wäre  es  durch  Gesetzesvorschrift 
oder  durch  hergebrachte  Uebung,  widerstreitet  der  kategorischen 
Bestimmung  des  Art.  27  der  BV  und  kann  daher  vor  dieser  nicht 
bestehen. 

Vorschriften  aus  dem  Gebiete  der  Niederlassungspolizei  können 
vielleicht  unter  Umständen  Anlass  geben,  einem  schulpflichtigen 
Kinde  den  Eintritt  in  eine  Gemeinde  zu  verweigern ;  bei  einmal  ge- 
stattetem Aufenthalt  aber  können  sie  nicht  einen  Grund  darbieten, 
dem  Kinde  das  Recht  auf  unentgeltlichen  Primarunterricht  zu 
schmälern ;  denn  Vorschriften  der  Niederlassungspolizei  haben  mit 
dem  Grundsatze  der  Unentgeltlichkeit  der  Primarschule  nichts  ge- 


*)  Vgl.  oben  No.  1578,  1579. 

*)  Art.  45  der  Graubündnerverf.  des  Jahres  1880  lautet:  Dem  Staate  li^ 
ob,  für  yeryollkominnung  des  Schulwesens  in  allen  seinen  Beziehungen  mög- 
lichst zu  sorgen,  wogegen  die  Bescha£Pung  der  dafür  erforderlichen  Mittel  nach 
Massgabe  der  eidg.  und  kant.  Vorschriften,  bei  angemessener  Unterstatznng 
durch  den  Kanton,  zunächst  Sache  der  Gemeinden  ist.  Die  Volksschule  steht 
unter  staatlicher  Leitung,  der  Primarunterricht  ist  obligatorisch  und  in  den 
öffentlichen  Schulen  unentgeltlich. 
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mein,  und  es  darf  ihnen  angesichts  des  bnmanei 
verfolgt,  auch  keinerlei  Einfluss  auf  dessen  E 
räumt  «erden. 

Sobald  also  die  Gemeinde  Ardez  dem  Knabi 
enthalt  anf  ihrem  Gebiete  gestattet  hatte,  war  si 
BV  auch  verpflichtet,  ihn  zum  Besuche  ihrer  i 
anzuhalten  und  ihm  den  Unterricht  derselben  ue 
werden  zu  lassen.  >)  B  18 

1505.  J.  Bührer,  Bürger  des  Kts.  Scha 
tensburg  (Graubiinden)  wohnend,  hatte  wahrem 
je  eines  oder  zwei  seiner  Kinder  in  Valendas  b 
der  Kinder  untergebracht.  Hier  besuchten  die  '. 
Für  diesen  Schulbesuch  verlangte  die  Gemeinde  A 
geld  vom  Vater  der  Kinder  (Fr.  20  für  das  lai 
Kleine  Bat  des  Kts.  Graubunden  erklärte  den  6 
Anspruch  der  Gemeinde  Valendas  für  begründet, 
Verf.  garantirte  Ünentgeltlichkeit  der  Schule  i 
jenigen  Kinder  erstrecke,  die  in  einer  Gerne 
Wohnsitz  haben,  nicht  aber  auf  solche,  die  nur 
an  einen  andern  Ort  hingehen;  letzteres  sei  a 
Kinder  Bührer  der  Fall,  die  im  Sommerhalbjahi 
in  Waltensburg  sich  aufhalten  und  erst  im  Okt 
Schulbesuches  in  Valendas  eintreffen;  Valendas  : 
Wohngemeinde.  Der  BR  erklärte  dagegen  den 
gegen  den  kleinrätlichen  Besclü.  erhobene  Bescli 
det  und  die  erwähnte  Schulgeldforderung  für  unb 
unter  Berufung  auf  seinen  Entscheid  vom  26.  Aj 
Pensi  ^  in  Erwägung : 

Der  BR  kann  den  Einwand,  dass  die  Kinder 
rend  der  Zeit  der  Schulkurse  und  nur  zum  Zwec 
der  Schule  sich  in  Valendas  aufgehalten  haben, 
gen.  Es  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  der  Art.  27  der ! 

■)  Die  Erwägungen  dieeer  Entscheidung  wurden  v 
Aargau  als  richtig  anerkannt ;  sie  hob  daher  von  sich 
bOndner  YerfQgang  entsprechende  Maaareget,  gegen  die 
beim  BB  Beschwerde  erhohen  war,  den  21.  Dez.  1889  ai 
Kons.,  B  1890  I  324. 

•)  No.  1594. 
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Primarunterricht  nicht  nur  als  unentgeltlich,  sondern  auch  als  obli- 
gatorisch erklärt.  Hieraus  folgt,  dass  Kinder  schulpflichtigen  Alters, 
die  sich  zur  Zeit  der  Primarschulkurse  in  Valendas  aufhalten,  diese 
auch  zu  besuchen  verpflichtet  sind.  Dieser  Umstand  gestattet  den 
Schulaufsichtsbehörden  nicht,  nach  dem  Grunde  zu  fragen,  aas 
welchem  sich  die  Kinder  am  Schulorte  aufhalten.  Wollte  man  ihnen 
eine  solche  Nachfrage  zugestehen,  so  müsste  ihnen  folgerichtig  auch 
die  Befugnis  eingeräumt  werden,  eventuell  die  Kinder  zurückzuwei- 
sen. Das  würde  aber  zu  einer  sehr  prekären  Giltigkeit  des  Art  27, 
Abs.  2  der  BV  führen. 

Sobald  daher  den  Kindern  Bührer  der  Aufenthalt  in  der  Ge- 
meinde Valendas  gestattet  wurde,  waren  dieselben  zum  Besuche  der 
dortigen  öffentlichen  Primarschule  berechtigt  und  verpflichtet,  und 
wie  dieser  Schulbesuch  einerseits  obligatorisch  war,  so  musste  er 
andrerseits  auch  unentgeltlich  sein.  *)  b  1890  IV  39,  1891 1  533. 

1396.  Die  Aufgabe  der  Sorge  für  genügenden  staatlichen 
Primarunterricht,  der  in  den  öffentlichen  Schulen  obligatorisch  und 
unentgeltlich  sein  soll  (Art.  27,  Abs.  2  der  BV),  überträgt  Art.  44 
der  KVerf.  von  Graubünden  vom  23.  Mai  1880  den  Gemeinden. 
Der  Gemeindevorstand  von  Gastaneda,  dem  der  Kleine  Rat  von 
Graubünden  zustimmt,  behauptet  nun,  dass  die  Schule  von  Gasta- 
neda den  gesetzlichen  Anforderungen  entspreche  und  allen  schul- 
pflichtigen Kindern,  deren  Eltern  innerhalb  der  Gemeindegrenzen 
wohnen,  unentgeltlich  zum  Besuche  offen  stehe.  Die  Rekurrenten, 
einige  Hausväter  von  Nadro,  einem  zur  Gemeinde  Gastaneda  gehö- 
renden Orte,  <  stellen  diese  Behauptung  nicht  in  Abrede ».  Der 
BR  wies  daher  mit  Beschl.  vom  10.  Dez.  1889  die  Rekurrenten 
Rossi  und  Kons.,  die  für  ihre  Kinder  Einräumung  unentgeltlichen 
Besuches  der  für  dieselben  leichter  erreichbaren  «  Gemeindeschule 
von  Grono  oder  von  Gastaneda  Ersatz  des  an  Grono  zu  bezahlenden 
Schulgeldes  »  verlangt  hatten,  ab,  weil  das  genannte  Begehren  über 
die  Forderung  des  Art.  27  der  BV  und  über  die  Entscheidungs- 
befugnis des  BR  hinausgehe. 


^)  Aus  den  gleichen  Erwägungen  wurde  die  aargauische  Gemeinde  Hermet- 
schwyl  vom  BR  im  Jahre  1890  als  verpflichtet  erklärt,  die  Mädchen  der 
dortigen  Privatrettungsanstalt  verwahrloster  Kinder  bedingungslos  zum  Be- 
suche der  Primararbeitsschule  zuzulassen,  B  1891  I  534. 
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Der  Kleine  Hat  von  Graubünden  hatte  den  12.  Aug.  1889  ent- 
schieden, dass  die  Hausväter  von  Nadro  nicht  verlangen  könnten,  dass 
die  Gemeinde  Castaneda  das  Schulgeld  für  ihre  schulpflichtigen  Kinder 
an  die  Gemeinde  Grono,  deren  Schulen  (weil  Nadro  viel  näher  gelegen) 
sie  besuchen,  entrichte;  dagegen  wies  der  Kleine  Rat  von  Graubünden 
die  Gemeinde  Castaneda  an,  die  Strasse  von  Nadro  jederzeit,  auch  im 
Winter,  in  gutem  Zustande  zu  erhalten,   so  dass  sie  von  den  Schülern 

von  Nadro  ohne  jede  Gefahr  benutzt  werden  kann. 

B  1889  IV  1173,  1890  I  548. 

Stellung  der  Schule  zur  Religionsfreiheit.*) 

1597.  Das  Recht  der  Kantone,  diejenigen  Tage  festzustellen, 
an  welchen  die  Schule  von  den  Schulpflichtigen  besucht  werden 
soU,  ist  durch  die  BV  nicht  beschränkt. 

In  dem  Verhalten  zum  Schulbesuch  an  einem  kirchlichen  Fest- 
tage kann  keine  Beschränkung  der  Gewissensfreiheit  erblickt  wer- 
den ;  denn  wenn  der  Vater  sein  Gewissen  dadurch  beschwert  findet, 
dass  sein  Sohn  an  einem  kirchlichen  Festtage  zum  Schulbesuche 
verhalten  wird,  so  steht  es  ihm  frei,  denselben  aus  der  öffentlichen 
Schule  zurückzuziehen  und  ihm  in  einer  andern  Weise  den  gesetzlich 
vorgeschriebenen  Unterricht  zukommen  zu  lassen.') 

Bei  der  vollkommenen  Freiheit  des  Glaubensbekenntnisses  hat 
jedermann  das  Recht,  jeden  beliebigen  Tag  für  sich  als  Festtag  zu 
erklären,  woraus  folgt,  dass  der  Staat  ohne  Aufhebung  der  Schul- 
ordnung derartige  persönliche  Verhältnisse  unberücksichtigt  lassen 
muss  und  in  seinem  Rechte  handelt,  wenn  er  die  kirchliche  Feier 
eines  Tages  nicht  als  Entschuldigungsgrund  für  Schulversäumnisse 
gelten  lässt 

Der  BR  wies  daher  den  3.  Juni  1881  die  Beschwerde  des  V.  Chap- 
pnis  als  unbegründet  ab;  derselbe  war  vom  Polizeirichter  zu  Delsberg 
für  nicht  genügend  gerechtfertigte  Schulabsenzen  seines  Sohnes  zu 
40  Cts.  Busse  verurteilt  worden;  er  behauptete  nun,  in  der  Bestrafung 
liege  ein  Eingriff  in  die  Freiheit  des  Glaubens  und  des  Kultus,  weil 
die  Schulabsenzen  an  einem  von  der  römisch-katholischen  Kirche  im 
bernischen  Jura  anerkannten  Festtag  stattfanden  und  er,  als  Katholik, 


*)  Vgl.  oben  II  S.  294  ff.,  394  ff. 

*)  Was  gut  jedoch  dann,  wenn  dem  Vater  die  Mittel  fehlen,  seinem  Kinde 
« in  einer  andern  Weise  den  gesetzlich  vorgeschriebenen  Unterricht  zukommen 
zu  lassen  »  oder  wenn  der  Besuch  der  öffentlichen  Schule  obligatorisch,  unter 
Ausschluss  des  Privatunterrichte,  erklärt  würde? 


.*M^ 


376 


Teil  IV.    Abschn.  VIII,    Kapitel  1.    No.  1597—1602. 


ii     -■. 


die  Pflicht  gehabt  habe,  seine  Kinder   an  diesem  Tage  zur  Kirche  zu 
schicken.  B  1882  n  766. 

1398.  Die  Verfügung  einer  kant.  Behörde,  dass  ein  Juden- 
knabe  auch  am  Samstag  die  Schule  besuchen  muss,  verletzt  die 
Bestimmung  des  Art.  27  der  BV  nicht. 

Die  Verpflichtung,  ein  Kind  am  ordentlichen  öffentlichen  Unter- 
richte mit  Ausschluss  des  Religionsunterrichtes  teilnehmen  zu  lassen, 
steht  mit  Art.  27,  Abs.  2  der  BV  vollständig  im  Einklang;  diese 
Verpflichtung  steht  auch  nicht  im  V^Tiderspruch  mit  Art.  27,  Abs.  3 
der  BV,  weil  der  Besuch  einer  Schule  und  die  Teilnahme  an  einem 
sittlich-wissenschaftlichen  Unterrichte  nicht  als  eine  Arbeit,  die  mit 
der  Feier  eines  dem  Gottesdienste  gewidmeten  Tages  unvereinbar 
wäre,  betrachtet  werden  kann. 

Andrerseits  ist  der  beliebige  Besuch  des  gesetzlich  vorgeschrie- 
benen Unterrichtes  mit  einer  zweckentsprechenden  Schulordnung 
durchaus  unverträglich ;  es  könnte  jedoch  eine  solche  namentlich  in 
paritätischen  Gemeinden  nicht  durchgeführt  werden,  wenn  es  ge- 
stattet sein  sollte,  Kinder  willkürlich  am  Unterrichte  teilnehmen  zu 
lassen  oder  sie  demselben  zu  entziehen. 

Der  BR  und  die  BVers.,  jener  mit  Beschl.  vom  6.  Juli  1874, 
diese  mit  Beschl.  vom  9.  Nov.,  18.  Dez.  1874  erklärten  daher  eine 
Beschwerde  des  J.  Guggenheim  in  Oberendingen  (Aargau)  für  unbe- 
gründet. B  1874  m  267,  1090. 

1399.  In  der  Nötigung  eines  Schülers  zum  Kadettendienst 
liegt  keine  Verletzung  des  Art.  27,  Abs.  3  der  BV,  wonach  die 
öffentlichen  Schulen  von  den  Angehörigen  aller  Bekenntnisse  ohne 
Beeinträchtigung  ihrer  Glaubens-  imd  Gewissensfreihert  sollen  be- 
sucht werden  können;  denn  die  Auffassung,  dass  militärische 
Uebungen  für  Knaben  mit  christlicher  Erziehung  unverträglich 
seien,  steht  im  Widerspruch  mit  Art.  49,  Abs.  5  der  BV  in  Ver- 
bindung mit  Art.  81  des  BGes.  über  die  eidg.  Militärorganisation 

vom  13.  Nov.  1874.  BR  den  24.  Aug.  1877,  B  1878  II  566. 

1600.  Anläslich  einer  Beschwerde  aus  dem  Kt.  Freiborg  im 
Jahre  1880  ergab  sich  aus  den  vom  eidg.  Dep.  des  Innern  einge- 
zogenen Erkundigungen  über  den  Charakter  der  öffentlichen  pro- 
testantischen Schule  in  Berg,  dass  diese  Schule  der  durch  Art.  27 
der  BV  aufgestellten  Forderung  a  ausschlieslich  staatlicher  Leitung  i 


Das  SchulweGen,  insbea.  die  Volksschule. 

Dicht  entspricht,  dass  dieselbe  vielmehr  wie  alle  vom  proti 
kirchlichen  Hilfsverein  nnterstützten  Schulen  eine  koi 
ist  tmd  sein  soll.  Der  BR  hatte  daher  den  1.  Juni 
eidg.  Dep.  eiDgeladen,  Über  die  protestantischen  Scbulf 
Freibnrg  in  Rücksicht  anf  ihr  Verhältnis  zu  den  in  Ai 
BV  aufgestellten  Requisiten  eine  Untersuchung  zn  verans 
nötigenfalls  den  Staatsrat  von  Freiburg  zu  veranlassen, 
jedenfalls  aber  diejenige  in  Berg,  mit  den  Forderungea  d 
der  BV  in  Einklang  zu  bringen.  Tgl.  B  1881  n  693 

1601.  Der  konfessionslose  Charakter,  den  der  ööentli 
Unterricht  auf  allen  Stufen  haben  soll,  kann  nach  zwei  £ 
in  Frage  kommen,  erstens  in  Bezug  auf  den  Unterricht  i 
sodann  in  Bezug  auf  die  mit  dem  Unterricht  betraute  i 
keit.  Ans  den  Verhandlungen  über  die  Revision  der  B 
ersichtlich,  dass  die  Bestimmung  des  Art.  27,  Abs.  3  nur  c 
rieht  selbst  im  Auge  hat  nnd  nicht  die  Person,  die  ih 
denn  verschiedene  Vorschläge,  die  darauf  abzielten,  von 
tang  öffentlicher  Schulen  sei  es  überhaupt  alle  Geistlich 
die  einem  religiösen  Orden  angehörenden  Personen  auszu 
Bind  von  der  BVers.  abgelehnt  worden. 

Der  Umstaiid,  dass  die  Kircbgemeinde versammlang  von 
schlössen  bat,  die  Stelle  eine^  Sekundarlehrers  dem  Kaplan  t 
liehen  Pfriiade  (St.  Mic ha elspf runde)  za  übertragen,  fällt  dem 
unter  die  Beatimmnng  des  Art.  27,  Aba.  3  der  BV.  Die  Behac 
betreffende  Schnle  von  Arth  sei  eine  Privalscbule,  wurde  vi 
unrichtig  zui-ttckgewiesen ;  denn  der  Umstand,  dass  diese 
BezDg  auf  ihre  Organisation  dem  Gesetze  und  der  Oberai 
Staates  Tinterworfen  ist,  sowie  der  weitere  umstand,  dass  si 
hermhrend  von  Sffentlichen  Verwaltungen  empßingt,  gestatten 
aU  Privatschale  za  betrachten. 

BR  den  2.  Nov.  1877,  ß  1878  U  564.  Vgl. 

1602.  Aus  dem  Wortlaut  des  Art.  27,  Abs.  3  der  I 
sich,  dass  die  Beibehaltung  von  konfessionellen  öffentlicht 
verfassungsmässig  zur  UnmSglichkeit  geworden  ist. 

Einen  Rekurs  gegen  die  von  der  politischen  Gemeinde 
6.  Mai  1875  beschlossene  Aufhebung  der  katholischen  Schnle 
Vereinigang  mit  der  Schule  der  Btlrgergemeinde  za  einer  s 
Oemeindeschole  erklärte  daher  der  BR  fUr  unbegründet;  die  B 
fUhrer  hatten  selbst  betont,  dass  die  katholische  Schule  seit  i 
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dnng  als  eine  öffentliche  Schule  behandelt  worden  und  im  Genüsse  von 
Beiträgen  gewesen  war,  die  aus  öffentlichen  Schulfonds  flössen;  der 
Charakter  der  katholischen  Schule  als  öffentliche  Schule  war  demnach 
allseitig  anerkannt.  B  1887  II  59. 

1603.  Der  BR  richtete  den  11.  Okt.  1881  an  die  Reg.  Yon 
Zug  folgende  Zuschrift: 

Nach  Art.  27,  Abs.  3  der  BV  sollen  die  öffentlichen  Schulen 
von  den  Angehörigen  aller  Bekenntnisse  ohne  Beeinträchtigung 
ihrer  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  besucht  werden  können. 
Diese  Bestimmung  wird  somit  unzweideutig  nicht  nur  für  diejenigen 
Schulen  aufgestellt,  von  denen  im  Abs.  2  des  Art.  27  die  Rede  ist, 
(d.  h.  in  den  für  den  Primarunterricht  bestimmten  Schulen),  son- 
dern sie  bezieht  sich  auf  alle  öffentlichen  Lehranstalten  des  Bundes 
und  der  Kantone  und  begreift  somit  auch  die  Zuger  Eantonsschule 
(Industrieschule)  in  sich.  Von  diesem  Gesichtspunkte  lässt  sich 
die  in  dem  Zeugnisse  für  das  Jahr  1879/80  des  Schülers  Menteler 
enthaltene  Bemerkung  (a  Menteler  war  sehr  nachlässig  in  Erfüllung 
seiner  religiösen  Pflichten :»)  nicht  rechtfertigen.  Allerdings  ist  gegen 
diesen  Schüler  ein  Zwang  zur  Teilnahme  am  Religionsunterricht 
oder  an  einer  religiösen  Handlung  nicht  geübt  worden  (Art.  49, 
Abs.  2  der  BV),  wol  aber  hat  der  Vorstand  der  öffientlichen 
Schule  durch  die  Bemerkung  in  dem  Zeugnisse  denselben  der 
Nachlässigkeit  in  Erfüllung  von  religiösen  Pflichten  schuldig  er- 
klärt, während  die  BV  das  Bestehen  solcher  Verpflichtungen 
gegenüber  der  Schule  verneint,  und  überdies  lässt  der  Beschl.  der 
Schulaufsichtskommission  vom  9.  Okt.  1875  keinen  Zweifel  mehr 
darüber,  dass  diese  Bemerkung  als  strafende  Zensur  gegenüber 
einem  « Fehlbaren »  zu  betrachten  ist,  gegen  welchen  die  frühem 
«c  Vorstellungen  und  Ermahnungen  erfolglos  geblieben  sind>. 

Die  Reg.  von  Zug  wurde  daher  vom  BR  eingeladen,  so- 
wol  für  den  vorliegenden  Fall  wie  für  künftige  Fälle  dafür  besorgt 
zu  sein,  dass  derartige  Zensuren  unterbleiben.  b  1882  II 765. 

1604.  Ein  Spezialfall  veranlasste  das  eidg.  Dep.  des  Innern 
zu  der  Erklärung,  dass  es  im  allgemeinen  dem  Art.  27,  Abs.  3 
der  BV  widerspreche,  wenn  für  einen  gewissen  Kultus  bestimmte 
Bücher  als  Lehrmittel  in  öfifentlichen  Schulen  eingeführt  werden, 
dass  jedoch  eine  sachliche  Prüfung  der  Frage  erst  infolge  eines 
allfälligen  Rekurses  stattfinden  könne.  b  1878  n  567. 


Dos  Schulwesen,  insbeB,  die  Volksschule. 

Bescfal.  des  BR  vom  24.  Feb.  1880,  B  1880  I  443.  Ber.  des  BR 
1880,  B  1881  I  26.  Uebers.  Verh.  d.  BVera.  vom  April  188 
1882,   No.  34;   ferner  B  1877  II  58,   1878  11  565,   1879  11  1 

1883  II  35,  1882  II  28,  909. 

1605*  Lehrschwesternfrage  im  Kanton  L 
Gemeinde  Ruswil  (Kts.  Luzern)  hatte  den  25.  Juli  1876 
tung  einer  TöchterfortbilduDgsschule  beschlossen  und  i 
1876  eine  Lehrschwester  aus  Menzingen  (Kts.  Zug)  i 
an  diese  Töchterschule  gewählt. 

Gegen  diese  Gemeindebeschlttsse  erhoben  Math.  S( 
Kons.  Beschwerde  beim  BR,  nachdem  der  Keg-Rat  des 
zuvor  dieselbe  Beschwerde  als  unbegründet  abgewiesen 
der  BR  hatte  mit  Entscheid  vom  22.  Sept.  1876  de 
Begehren  um  Suspendirung  der  Wahl  der  Lehrerin 
Das  Hauptbegehren  der  Rekurrenten  gieng  dahin:  es 
hebung  der  angefochtenen  Gemeindebeschlüsse,  als  b 
sungswidrig,  zu  verfügen,  event.  sei  zu  erkennen,  dass  i 
Gemeindebeschluss,  sofern  die  zu  bildende  Fortbilduu: 
TCcbter  unter  die  Leitung  klösterlicher  Lehrschwest 
würde,  für  sämtliche  Beschwerdeführer  und  ihre  Steuer 
Verbindlichkeit  haben  solle. 

Die  Gemeinde  Battisholz  (Kts.  Lazem)  hatte  den  1 
eine  Conventualin  aus  dem  Töchterlehrerininstitut  Ing' 
Schwyz)  zur  Lehrerin  an  der  obern  Töchterschule  dt 
und  gleichzeitig  eine  Lehrschwester  aus  Menzingen  : 
an  der  untern  Primarschule  der  Gemeinde  gewählt.  . 
schwerde  vom  29.  Okt.  1876  an  den  BR  stellten  Jul. 
Eons,  das  Begehren:  die  beiden  Lehrerinnenwahlen 
Art,  27  des  BV  aufzuheben,  event.  sei  zu  erkennen, 
OemeindebeschlUsse  für  die  Steuerpflicht  der  Bescb 
keine  verbindlichen  Folgen  haben. 

Der  BR  Hess  durch  Ständerat  Birmann  aus  L 
buQgen  über  die  Schalverbältnisse  in  den  beiden  Gemei 
tmd  Buttisholz  anordnen,  insbes.  auch  über  die  Wirk 
Lehrschwestem. 

Den  24.  Febr.  1880  wies  der  BR  beide  Beschwerdi 
gründet  ab  und  zwar  in  Erwägung : 

Die  Rekurrenten  von  Ruswil  und  von  Buttishol 
übereinstimmend  die  Zulässigkeit  der  Anstellung  von 
Stern  in  ötfentlichen  Schulen,  gestützt  auf  Art.  27  der 
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a.  dieselben  klösterliche  Ordensschwestern  sind; 

b.  ein  genügender  Primarunterricht  von  ihnen  nicht  erteilt  wird 
und  in  Folge  eigener  mangelhafter  Bildong  nicht  erteilt 
werden  kann; 

c.  ihre  Ordensregel  sie  auch  in  Betreif  ihrer  Schulfuhrung  an 
die  Weisungen  ihrer  klösterlichen  Vorgesetzten  bindet  und 
somit  sie  und  ihre  Schulen  der  staatlichen  Leitung  entzieht; 

d.  ihr  Unterricht,  als  durch  und  durch  konfessionell,  nicht  der 
Art  ist,  dass  die  Angehörigen  anderer  Bekenntnisse  denselben 
ohne  Beeinträchtigung  ihrer  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit 
besuchen  können. 

Hierauf  bezüglich  ist  zu  bemerken: 

Ad  a.  Weder  Art.  51,  Abs.  1,  noch  Art.  52,  Abs.  2  der  BV 
trifft  dermalen  bei  den  Lehrschwestern  zum  heiligen  Kreuz  zu. 
Ebensowenig  enthält  der  angerufene  Art.  27  eine  Bestimmung, 
welche  Ordenspersonen  im  allgemeinen  von  dem  Lehramt  an  öffent- 
lichen Schulen  ausschliessen  würde. 

Ad  b.  Es  ist  nicht  behauptet  worden,  dass  die  Forderungen 
welche  im  Kt  Luzem  für  die  Erwerbung  des  Wahlfähigkeitszeug- 
nisses an  die  Aspiranten  gestellt  werden,  überhaupt  zu  niedrige 
seien,  um  einen  genügenden  Primarunterricht  zu  sichern,  und  es 
sind  auch  keine  Tatsachen  vorhanden,  welche  zu  dieser  Annahme 
berechtigen.  Nach  den  Erklärungen  der  Reg.  von  Luzem 
muss  der  BK  annehmen,  dass  Lehrschwestern,  wenn  sie  ein  Wahl- 
fähigkeitszeugnis für  den  Et.  Luzern  erwerben  wollen,  sich  der 
vorgeschriebenen  Prüfung  zu  unterziehen  haben,  und  dass  an  sie 
dieselben  Forderungen  gestellt  werden,  wie  an  weltliche  Aspiranten 
und  Aspirantinnen,  was  durch  die  mitgeteilte  Tatsache  bestätigt 
wird,  dass  an  einer  im  Herbst  1875  abgehaltenen  Prüfung  drei 
Lehrschwestern  durchfielen.  Es  darf  daraus  der  ScUuss  gezogen 
werden,  dass  Lehrschwestem,  welche  ein  Wahlfahigkeitszeugnis 
erworben  haben,  zur  Erteilung  eines  genügenden  Primarunterrichts 
hinlänglich  qualifizirt  sind.  Ob  seitens  der  Behörde  von  der  Be- 
stimmung des  luzernischen  Gesetzes,  wonach  auch  ohne  Prüfung 
eine  Licenz  zum  Unterricht  erteilt  werden  kann,  ein  die  Lehr- 
schwestem  ausnahmsweise  begünstigender  Gebrauch  gemacht  wird, 
lässt  sich  aus  den  Akten  nicht  mit  Sicherheit  beurteilen. 

Dagegen  ergiebt  sich  aus  den  von  der  Reg.  von  Luzem  den 
Inspektionsberichten   über    den  Stand  der  Schulen  entnommenen 
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NachweiseD,  dass  die  Schnleo  der  LehrBchwestera  bezüglich  d 
Leistungen  nicht  unter  dem  Durchschnitt  der  gleichartigen  Schul 
stehen,  ein  Ergebnis,  auf  welches  auch  der  eidg.  Delegirte  na 
eigenen  Untersuchnngen,  namentlich  bei  den  betr.  Schulen  in  Rusi 
and  Buttisholz,  gekommen  ist. 

Ad  c...  Die  Rekurrenten  bringen  Befürchtungen  vor,  dass 
Schalen  von  Lehrschwestem  Erscheinungen  auftreten  werdt 
welche  sich  mit  der  Vorschrift  der  ausschließlich  staatlichen  L 
tung  der  üfientlichen  Schulen  tatsächlich  in  Widerspruch  setzi 
Es  ist  richtig,  dass  diese  Befürchtungen  in  den  Konstitutionen  d 
Lehrschwestem  *)  nur  zu  begründet  sind.  Sollte  aber  jener  Vi 
Schrift  des  Art.  27  der  BV  tatsächlich  zuwider  gehandelt  werdi 
so  darf  die  BBehörde  von  der  Reg.  von  Luzera  nach  deren  \ 
stimmten  Erklärungen  erwarten,  dass  sie  nicht  zögern  werde  Ol 
nung  zu  schaffen;  und  im  übrigen  behält  sich  der  BR  vor,  a 
Klage  und  Nachweise  hin  das  erforderliche  vorzukehren. 

Ad  d.  1.  Die  öffentlichen  Schulen,  in  welchen  Lehrschweste 
unterrichten,  können,  es  ist  dies  nnbestriUen,  von  den  Angehört 
aller  Konfessionen  besucht  werden;  ein  Ausschluss  wegen  Glaubet 
ansichten  findet  nicht  statt 

Die  Frage  ist  aber  die,  ob  sie  von  Angehörigen  anderer  Glt 
bensbekenntnisse  ohne  Beeinträchtigung  ihrer  Glaubens-  und  C 
wisseosfireiheit  (Art.  27,  Abs.  4  der  BV)  besucht  werden  können. 

2.  E^  wäre  dies  zunächst  zweifelhaft,  wenn  unter  den  ot 
gatorischen  Lehrfächern  auch  der  eigentliche  Religionsunterric 
notwendig  mit  inbegriffen  sein  sollte.  Allein,  wo  dem  auch  so  si 
mag,  so  ist  der  Einzelne  in  seiner  Glaubens-  und  Gewisaensfreih 
durch  die  BcstimmuDg  des  Art.  49,  Abs.  2  der  BV  geschützt,  wona 
niemand  zur  Teilnahme  an  einem  religiösen  Unterricht  gezwung 
werden  kann,  woraus  folgt,  dass  da,    wo  Lehrschwestem  in   < 


1)  Der  BR  teilt  im  B  1880  I  458  einige  die  Schule  betr.  SteUen  au»  ( 
Konstitutionen  des  Instituta  der  Lehrschwestem  vom  III.  Orden  dea  b 
Franziscua  von  Amai  (Schwestern  vom  heil.  Kreuze)  mit,  die  aus  den  vieizii 
Jahren  stammen.  Im  B  1881  I  26  werden  sodann  mitgeteilt  die  neuen  ( 
tenden  Bestimmungen  der  Lehrschwestem  vom  heiligen  Kreuze  in  Menzinj 
betr.  Verwaltung  des  Lebramtas,  die  von  Bischof  Lachat  den  24.  JuU  1' 
genehmigt  worden  sind,  und  aus  den  Eonatitntionen  der  barmherzigen  Seh' 
<tem  vom  heil.  Erenz  zu  Ingenbohl  vom  Jahre  1879  die  Bestimmungen  bi 
das  Verhalten  der  Schwestern  im  Schuldienst.  Auf  diese  neuen  Konstitutioi 
trifft  wol  die  obige  Bemerkung  des  BR  nicht  mehr  zu. 


382  Teil  IV.    Abachn.  VIU.    Kapitel  1.    No.  1605. 

öfientlichen  Schule  den  Religionsunterricht  erteilen,  dem  Inhaber 
der  väterlichen  oder  vormundschaftlichen  Gewalt  freisteht,  das 
angehörige  Kind  an  diesem  Unterricht  teilnehmen  zu  lassen  oder 
nicht. 

Es  darf  auch  nach  demselben  Art.  niemand  zur  Vornahme 
einer  religiösen  Handlung  angehalten  werden,  woraus  folgt,  dass, 
wo  in  einer  öffentlichen  Schule  solche  Handlungen,  Gebete,  rituelle 
Zeremonien,  «Reverenzlen»,  wie  die  Beschwerdeführer  sagen,  vor- 
kommen, den  Eltern  und  Vormündern,  welche  andere  Glaubens- 
ansichten haben,  für  ihre  die  Schule  besuchenden  Kinder  bezüglich 
dieser  Handlungen  dasselbe  Recht  zusteht,  wie  bezüglich  des  re- 
ligiösen Unterrichts;  vgl.  No.  684. 

Endlich  darf  kraft  desselben  Art.  der  BV  niemand  wegen 
Glaubensansichten  mit  Strafen  irgend  welcher  Art  belegt  werden, 
womit  also  auch  die  Eltern  und  Vormünder  für  ihre  die  Schule 
besuchenden  Kinder  gegen  jede  Massregelung,  welche  wegen  ihrer 
eigenen  Glaubensansichten  gegen  sie  ins  Werk  gesetzt  werden  sollte, 
den  verf-mässigen  Schutz  in  Anspruch  nehmen  können. 

Es  sind  nun  aber  weder  von  den  Rekurrenten  von  Ruswil, 
noch  von  denen  von  Buttisholz  Tatsachen  mitgeteilt  worden,  aus 
denen  hervorgehen  würde,  dass  in  den  Schulen  der  Lehrschwestern 
nach  den  genannten  Richtungen  verf-widrige  Beeinträchtigung  der 
Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  stattfinde. 

3.  Uebereinstimmend  heben  sie  aber  hervor,  dass  die  Gefahr 
solcher  Beeinträchtigung  damit  nicht  beseitigt  sei,  dass  ihre  Kinder 
von  dem  eigentlichen  Religionsunterricht  der  Lehrschwestern  fem- 
gehalten werden  können,  da  dieselben  auch  den  ganzen  übrigen 
Unterricht  absichtlich  mehr  oder  weniger  zum  Religionsunterricht 
machen  und  zwar  in  dem  klösterlich  einseitigen,  schwärmerischen, 
fanatischen  Geiste,  in  dem  sie  erzogen  und  gebildet  seien. 

In  der  Tat  schreibt  die  Schulordnung  der  Lehrschwestern  vor: 
(( Die  Religionslehre ,  als  Grundlage  der  ganzen  Erziehung,  als 
Seele  aller  Bildung,  muss  jeden  Gegenstand  durchdringen  und  ist 
mit  Allem  zu  verweben  »,  und  es  erscheint  deshalb  nicht  zutreffend, 
was  die  Reg.  von  Luzern  in  einer  ihrer  Erwägungen  zum 
Abweisungsbeschlusse  sagt:  «die  Anstellung  einer  Lehrschwester 
sei  mit  Art.  27,  Abs.  3  der  BV  nicht  im  Widerspruch,  indem  mit 
Ausnahme  des  Religionsunterrichts  die  übrigen  Unterrichtsfacher 
die  Frage  der  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  nicht  berühren». 
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Alle  Wahrscheinlichkeit  spricht  dafiir,  dass  diese  Verwebung 
der  Religionslehre  mit  den  andern  Unterrichtsfächern  in  den  Schulen 
der  Lehrschwestern  wirklich  existirt,  in  höherem  Grade  existirt  als 
in  den  andern  Schulen,  und  obschon  dieselbe  ihre  Schranken  findet 
einerseits  in  der  Natur  einiger  Unterrichtsfächer,  andrerseits  in 
den  staatlichen  Vorschriften,  welche,  wie  für  den  Kanton  Luzern 
die  dortige  Reg.  versichert,  für  sämtliche  Primarschulen  den  Un- 
terrichtsplan, die  Unterrichtsziele,  die  Lehrbücher  etc.  in  verbind- 
licher Weise  bestimmen,  so  liegt  gleichwol  in  jener  Verwebung 
des  Religiös-Kirchlichen  mit  dem  ganzen  Unterrichte,  namentlich 
in  öffentlichen  Schulen  solcher  Gemeinden,  in  denen  yerschiedene 
Glaubensansichten  und  Bekenntnisse  vertreten  sind,  eine  unleug- 
bare Gefahr.  Diese  scheint  um  so  grösser  und  bedenklicher  zu 
sein,  wo  es  sich  um  das  Wirken  von  Lehrschwestern  handelt,  welche 
in  besonderer  Weise  im  Dienste  der  Kirche  stehen,  zu  unbedingtem 
Gehorsam  gegen  ihre  Obern  verpflichtet  sind  und  einem  religiös- 
asketischen Leben  sich  gewidmet  haben. 

Die  Rekurrenten  gründen  immerhin  auch  in  diesem  Punkt 
ihre  Klage  mehr  auf  Befürchtungen,  die  zu  hegen  sie  Grund  zu 
haben  glauben,  als  auf  wirklich  belegbare  Tatsachen,  welche  Zeug- 
nis dafür  bieten  könnten,  dass  Lehrschwestern  in  ihren  Schulen 
der  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  von  Angehörigen  anderer  Re- 
ligionsgemeinschaften zu  nahe  treten.  Die  Reg.  von  Luzern  be- 
zeugt, dass  ihr  noch  nie  irgendwelche  Klagen  dieser  Art  gegen 
Lehrschwestern  eingegangen  seien,  und  auch  der  eidg.  Delegirte 
erklärt,  dass  nach  allem,  was  er  gesehen  und  gehört,  den  Lehr- 
schwestern berechtigte  Vorwürfe  von  Intoleranz  und  Betreibung 
von  Propaganda  nicht  gemacht  werden  können. 

Sollte  diese  Haltung,  welche  ihren  Erklärunglsgrund  nicht  in 
den  Konstitutionen  des  Instituts  findet,  sich  ändern  und  ihre  reli- 
giös-kirchliche Tendenz  in  Unterrichtsfächern,  welche  obligatorisch 
sind,  einen  offensiven  und  aggressiven  Charakter  annehmen,  mit 
welchem  die  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  von  Angehörigen  an- 
derer Bekenntnisse  ungeschmälert  nicht  mehr  bestehen  könnte, 
dann  würde,  falls  die  betr.  Kantonsbehörde  nicht  von  sich  aus  den 
durch  Art.  27  der  BV  ihr  obliegenden  Verpflichtungen  nachkommen 
würde,  der  BBehörde  die  Pflicht  zur  Intervention  erwachsen. 

4.  Die  Rekurrenten  verlangen  endlich  für  den  Fall,  dass  ihrem 
Begehren    um   Aufhebung    der   Wahlbeschlüsse  von    Ruswil  und 
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Buttisholz  nicht  entsprochen  werden  sollte,  Entbindung  von  der 
Steuerpflicht  für  den  Unterhalt  der  mit  Lehrschwestern  besetzten 
Schulen. 

Hierauf  ist  zu  bemerken,  dass  der  Entscheid  über  die  Steuer- 
pflicht an  öfientliche  Gemeindeausgaben  Sache  der  kant.  Behörde 
ist,  und  dass  auch  in  dem  Fall,  wenn  das  Begehren  um  Entbin- 
dung von  der  Stouerpflicht  auf  Art.  49,  Abs.  6  der  BV,  betr.  Kultus- 
Bteuem,  gegründet  werden  will,  hierüber  nach  dem  Organis-Ges., 
Art.  59,  Zifif.  6,  nicht  der  BR,  sondern  das  BGer.  zu  entscheiden  hat. 

Die  abgewiesenen  Rekun*enten  beschweren  sich  bei  der  BVers. 
über  den  Entscheid  des  BR.  Der  NR  wies  den  22.  April  1881  die 
Frage  der  Lehrschwestem  *)  an  den  BR  zurück  mit  dem  Auftrag, 
eine  Reihe  neuer  Eingaben ,  die  in  dieser  Angelegenheit  eingelaufen 
waren,  zu  begutachten  und  damit  gut  erachtete  Anträge  zu  verbinden 
(Postl-Slg.  n.  F.  231);  ferner  forderte  derselbe  Rat  infolge  einer 
Motion  Häberlin  und  Eons,  den  26.  Jan.  1882  den  BR  auf,  sobald 
als  möglich,  spätestens  in  der  Dezembersession  1882  Bericht  und 
Antrag  über  die  zu  neuer  Untersuchung  zurückgewiesene  Lehr- 
schwesternfrage einzubringen  (Postl-Slg.  n.  F.  265). 

Die  Angelegenheit  ist  indessen  nicht  mehr  in  Behandlung  ge- 
zogen worden. 

1606.  Lehrschwesternfrage  im  Kanton  Appenzell 
i.  Rh.  Den  3.  Jan.  1877  reichte  eine  Anzahl  Schulgenossen  von 
Eggerstanden  gegen  die  lokalen  und  kant.  Schulbehörden,  sowie 
gegen  die  Standeskomm.  von  Appenzell  i.  Rh.  betr.  Absetzung  des 
Priraarlehrers  und  Berufung  einer  Lehrschwester  an  die  dortige 
Schule  einen  Rekurs  beim  BR  ein  mit  dem  Begehren: 

Es  möge  der  BR  die  dortigen  Schulzustände  selbst  unter- 
suchen und  den  Rekurrenten  seinen  Schutz  in  dem  Masse  ange- 
deihen  lassen,  wie  die  ßV  dies  verlange  und  erlaube.  Speziell 
werde  die  Entlassung  der  sog.  Betschwester  und  ein  gehörig  gebil- 
deter Lehrer,  sodann  ein  geregelter  Schulbesuch  und  geordnet« 
Schulyerhältnisse  überhaupt  gewünscht. 

Die  nächste  Veranlassung  zu  dieser  Beschwerde  lag  in  dem 
Beschlüsse  der  Schulgemeinde   (Kirchhöre)   Eggerstanden,   gemäs 


»)  Eine  Enqußte  des  eidg.  Dep,  des  Innern,  vorgenommen  im  Juli  1880,  er- 
gab, dass  die  Zahl  der  in  der  Schweiz  von  Lehrschwestem  geleiteten  Schulen 
240  beträgt. 
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welchem  eine  Lehrschwester  als  Lehrerin,  die  nur  einen  Gehalt 
von  Fr.  500  beansprucht,  angestellt  wurde  anstatt  eines  proviso- 
risch angestellten  Lehrers,  dessen  Jahresgehalt  Fr.  900  betrug.  Die 
eingereichte  Beschwerde  wurde  durch  eine  weitere  Eingabe  von 
Eggerstanden  vom  2.  Febr.  1877  und  eine  solche  von  Appenzell 
vom  20.  Jan.  1877  unterstützt,  welch  letztere  wünschte,  dass  auch 
die  Schul  Verhältnisse  des  Schulkreises  Appenzell  in  Untersuchung 
gezogen  würden. 

Der  BR  gab  dem  eidg.  Dep.  des  Innern  den  Auftrag,  eine  ge- 
naue Untersuchung  über  die  Schulverhältnisse  von  Appenzell  i.-Rh. 
vornehmen  zu  lassen.  Das  Dep.  betraute  Ständerat  Tschudi  in 
St  Gallen  mit  dieser  Aufgabe. 

Der  Ber.  des  Experten  konstatirte  mehrfache  Uebelstände  im 
Schulwesen  von  Appenzell  i.-Rh.,  namentlich  mit  Bezug  auf  die 
Dauer  der  Schulzeit,  regelmässigen  Schulbesuch,  Einteilung  der 
Schulkreise,  Schullokalitäten  u.  s.  w.,  fügte  aber  bei,  dass  diese 
Uebelstände  inzwischen  teilweise  beseitigt  worden  seien. 

Was  die  Lehrtätigkeit  durch  Personen  betriflt,  die  religiösen 
Orden  angehören  ^),  so  ergab  sich  aus  dem  Inspektionsberichte, 
dass  diesfalls  teils  die  Klosterfrauen  von  St.  Maria  Angelorum, 
teils  die  Lehrschwestern  von  Menzingen  und  Ingenbohl  in  Frage 
kommen.  Die  technische  Fachbildung  der  Klosterfrauen  zum 
Lehrerberufe  ist  mehr  oder  weniger  zureichend,  aber  ohne  Kennt- 
nis der  neuem  pädagogischen  und  methodischen  Fortschritte,  da 
das  Kloster  seiner  Natur  nach  nicht  eine  Stätte  der  Bildung,  son- 
dern der  Askese  ist.  Doch  nehmen  diese  Frauen  ihre  Aufgabe 
ernst  und  widmen  sich  derselben  mit  Hingebung,  soweit  sie  nicht, 
was  in  merklichem  Umfange  der  Fall  ist,  durch  asketische,  kirch- 
liche und  ökonomische  Obliegenheiten  hieran  gehindert  werden.  Es 
wird  viel  gebetet,  fast  täglich  Katechismus  getrieben,  streng  auf 
Beteiligung  an  kirchlichen  Uebungen  gehalten,  der  religiös-mora- 
lische Stofi  des   Lesebuches   oder   der  biblischen  Geschichte  mit 


*)  Zur  Zeit  der  Inspektion  des  Delegirten  Tschudi  in  den  Jahren  1877  und 
1878  bestand  das  Lehrerpersonal  aus  15  Lehrern,  5  Lehrschwestem  und  an 
der  Elosterschule  in  Appenzell  3  bis  4  Klosterfrauen  nebst  Gehilfinnen.  Die 
Klosterfrauen  beziehen  eine  sehr  massige  vertragliche  Aversalentschädigung, 
die  Lehrschwestern  Gehalte  von  Fr.  400 — 500,  die  Lehrer  solche  von  Fr.  600 
bis  Fr.  1200.  Eine  Anzahl  älterer  Lehrer  erlauben  sich  noch  einen  Neben- 
verdienst durch  Tanzmusik  zu  suchen,  trotz  des  Verbotes  des  Art.  21  der 
Schulverord.,  B  1880  I  422. 

IV  25 
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besonderer  Vorliebe  behandelt.  In  Fähigkeit  und  Leistungen  wer- 
den die  Klosterfrauen  in  der  Regel  von  den  Lehrschwestem  weit 
überragt.  Es  werden  nämlich  von  den  Mutterhäusern  nur  Personen 
mit  mehr  oder  minder  ausgesprochener  Befähigung  angenommen 
und  auch  gewählt  und  die  Aspirantinnen  daselbst  wissenschaftlich 
und  pädagogisch  strenge  geschult,  von  Zeit  zu  Zeit  zu  repetito- 
rischen Kursen  wieder  zurückgenommen  und  fortwährend  überwacht 
und  beraten. 

Die  Schulführung  der  Lehrschwestern  verleugnet  nicht  ein 
streng  konfessionelles,  asketisches  Gepräge.  Sie  treten  mit  grö'sster 
Bescheidenheit  auf,  ihre  Lebensführung  unterliegt  keinem  Tadel, 
ihre  in  der  Regel  unbestrittene  fachliche  Tüchtigkeit,  ihre  Gewissen- 
haftigkeit und  Hingabe,  ihre  braven  Leistungen,  sowie  ihre  vor- 
treffliche Disziplin  und  ihr  Halten  auf  strenge  Ordnung  und  Rein- 
lichkeit erzwingen  ihnen  die  öffentliche  Achtung  und  Anerkennung. 
Es  wird  speziell  auch  der  in  Eggerstanden  wirkenden  Lehrschwester 
ein  sehr  günstiges  Zeugnis  ausgestellt.  Vor  allem  aber  machen 
die  äusserst  geringen  Honoraransprüche,  die  ihnen  bei  der  Einfach- 
heit und  Bedürfnislosigkeit  ihrer  Lebensweise  genügen,  die  ent- 
schiedenste Propaganda  für  die  weiteste  Ausbreitung  der  Lehr- 
schwestern. 

Der  BR  hat  hierauf  den  24.  Febr.  1880  in  Erwägung: 

1.  Dass,  was  die  allgemeinen  Schulverhältnisse  des  Kts.  Appen- 
zell i.-Rh.  und  die  besondern  Schulzustände  der  Gemeinden  Egger- 
standen und  Appenzell  betrifft,  dem  Begehren  der  Beschwerde- 
führer durch  die  angeordnete  amtliche  Untersuchung  bereits  Rech- 
nung getragen  ist; 

2.  dass  diese  Untersuchung  den  Stand  der  öffentlichen  Volks- 
schule im  Kt.  Appenzell  i.-Rh.  als  einen  nach  verschiedenen  Rich- 
tungen ungenügenden  herausgestellt  hat; 

3.  dass  die  Landesschulkommission  von  Appenzell  i.-Rh.  nach 
Kenntnisnahme  der  üntersuchungsergebnisse  nicht  gezögert  hat, 
von  sich  aus  eine  Reihe  von  Anordnungen  zu  treffen,  welche  zum 
Zwecke  haben,  die  nachgewiesenen  üebelstände  bestmöglich  zn 
heben; 

4.  dass  der  Erfolg  dieser  Anordnungen  und  der  weitern  für- 
sorglichen Tätigkeit  der  KBehörde  in  Bezug  auf  das  gesamte  Schul- 
wesen abzuwarten  ist; 
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5.  dass,  was  das  Wirken  der  Lehrschwestem  betriflt,  sich  keine 
Tatsachen  herausgestellt  haben,  welche  ihren  Unterricht  an  der 
öffentlichen  Schule  als  mit  den  Vorschriften  des  Art  27  der  BV 
nicht  verträglich  erscheinen  lassen; 

6.  dass,  was  die  Beseitignng  des  Lehrers  in  Eggerstanden  be- 
triift,  die  dabei  vorgekommenen  Unregelmässigkeiten,  welche  übrigens 
durch  daß  freiwillige  Zurücktreten  des  fragliehen  Lehrers  jede 
weitere  Wirkung  verloren,  nicht  vor  das  Forum  des  BB  gehören; 


Den  beiden  Beschwerden  von  Eggerstanden  und  Appenzell 
wird  unter  Verweis  auf  die  Erwägungen  vorderhand  weitere 
Folge  nicht  gegeben. 

B  1880  I  417,  Tgl.  B  1877  11  59,  1878  II  565,  1879  U  171. 

1607.  Die  katholische  Schale  in  Basel.  Den  5.  Febr. 
1884  hatte  der  Grosse  Rat  des  Kts.  Basel-Stadt  einen  Rekurs  der 
Vorsteberschaft  der  römi&ch-katholischen  Gemeinde  in  Basel  gegen 
einen  Beschl.  des  Beg-Rates  vom  22.  Jan.  1883  als  unbegründet 
abgewiesen.  Durch  den  Beschl.  des  Beg-Bates  war  verfügt  worden, 
dass  die  von  etwa  1500  römisch-katholischen  Kindern  besuchte  nnd 
von  ungefähr  40  den  Kongregationen  der  fr^res  de  Marie  nnd  der 
sceurs  de  la  Providence  angehörenden  Lehrkräften  männlichen  and 
leiblichen  Geschlechts  geleitete  Unterrichtsanstalt  der  Rekurrenten 
(»og.  katholische  Schule)  unter  weltlicher  Leitung  stehen  müsse, 
und  dass  als  Lehrer  oder  Lehrerinnen  keine  Mitglieder  von  Schul- 
kongregationen an  der  Schule  wirken  dürfen.  Denselben  &.  Febr. 
1884  fasste  der  Grosse  Rat  des  Kts.  Basel-Stadt  folgenden,  in  der 
Volksabstimmung  vom  24.  Febr.  1884  mit  4479  gegen  2910  Stimmen 
angenommenen  Beschl.: 

Peisonen  beiderlei  Geschlechts,    welche   religiösen  Orden    oder 
Kongregationen  aagebören,  ist  die  Leitung  von  Schulen  oder  Er- 
ziehungsanstalten,  sowie  die  Lehrtätigkeit  an  solchen  untersagt. ') 
Die  Vorsteherschaft  der  römisch-katholischen  Gemeinde  in  Basel 
focht  mit  Eingabe  vom  16.  April  1884  diese  beiden  Beschlüsse  als 
verf-widrig  an  mit  Berufung  auf  Art.  27,  50  und  51  der  BV;  sie 
verlangte  vom  ER  deren  Aufhebung.    Der  BR  wies  den  Rekurs 
den  5.  Juni  1884  als  unbegründet  ab. 


»)  Vgl.  oben  I  S.  184. 
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Der  BR  hebt  in  der  Begründung  seines  Entscheides  hervor, 
dass  der  Inhalt  des  Rekursentscheides  des  Grossen  Rates  von 
Basel-Stadt  vom  5.  Febr.  1884  inhaltlich  Yollständig  zusammenfalle 
mit  dem  Inhalt  des  eine  allgemeine  gesetzliche  Norm  aufstellenden 
Grossratsbeschl.  vom  gleichen  Tage ;  hieran  anschliessend  bemerkt 
der  BR : 

Bei  dieser  Sachlage  fäUt  für  die  BBehÖrde  jede  praktische  Veran- 
lassung, den  grossrätlichen  Rekursentscheid  getrennt  von  dem  zweiten 
Erlass  der  Eantonsbehörde  auf  sein  Verhältnis  zum  Bnndesrecht  zu 
prüfen,  weg.  Das  Ergebnis  einer  solchen  Prüfung  müsste,  falls  es  von 
der  in  Betreff  des  zweiten  Grossratsbeschl.  sich  ergebenden  Eonklnsion 
in  irgend  einer  Beziehung  abweichen  sollte,  ohne  jede  praktische  Folge 
bleiben;  denn  die  Verhältnisse  der  katholischen  Schale  in  Basel  sollen 
nach  dem  Willen  des  Grossen  Rates  von  Basel-Stadt  in  Hinsicht  auf 
den  Gegenstand  der  Beschwerde  vom  5.  Febr.  1884  an  ansschlieslich 
durch  den  zweiten  Grossratsbeschl.  regiert  werden. 

In  üebereinstimmung  mit  seiner  bisherigen  Praxis,  nach  welcher 
er  sich  theoretischer  Meinungsäusserungen  enthält^)  und  nur  praktisch 
vollziehbare  Entscheide  trifft,  sieht  daher  der  BR  von  einer  materiellen 
Untersuchung  der  bnndesrechtlichen  Grundlage  des  ersten  Gross- 
ratsbeschl. ab. 

Mit  Bezug  auf  den  zweiten  Beschl.  des  Grossen  Rates  von 
Basel-Stadt  vom  5.^  24.  Febr.  1884  bemerkt  der  BR  ohne  einläs- 
liche  Begründung,  dass  derselbe  nichts  enthalte ,  was  den  Art.  27, 
50  und  51  der  BV  zuwiderlaufe. 

Der  BR  billigt  den  Rechtstandpunkt,  den  die  Reg.  des  Eis. 
Basel-Stadt  in  ihrer  Antwort  auf  die  Rekursschrift  vertreten  hatte. 
Wir  teilen  aus  dieser  Vernehmlassung  der  Reg.  folgende  Bemer- 
kungen mit: 

Ans  Abs.  2  und  3  des  Art.  27  der  BV  geht  ohne  weiteres  hervor, 
dass  Priyatschulen  zulässig  sind,  und  dass  sich  dieselben  in  zwei 
Punkten  von  den  Öffentlichen  Schulen  unterscheiden    dürfen,   nämlich: 

1.  darin,  dass  sie  Schulgeld  verlangen  und 

2.  darin,  dass  sie  konfessionell  sein  dürfen.') 

Der  Art.  27  stellt  aber  für  öffentliche  wie  für  private  Schulen 
neben  dem  Obligatorium  des  Primarunterrichtes  das  weitere  Erforder- 
nis auf,  dass  der  Primarunterricht  ein  genügender  sein  und  ansschlies- 
lich unter  staatlicher  Leitung  stehen  solle.    Zwar  kann  der  Natur  der 


0  Vgl  oben  1  No.  187,  59«  f. 
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Sa<;he  nach  die  staatliche  Leitung  einer  Privatschnle  nicht  dieselbe  sein, 
wie  die  einer  öffentlichen  Schale;  sie  wird  weniger  intensiv  sein  und 
dem  allfälligen  konfessionellen  Charakter  der  Privatschnle  volle  Bech- 
nimg  tragen  müssen.  Aber  eine  Leitung  muss  doch  möglich  sein.  Die 
staatliche  Leitung  darf  nicht  zu  einer  nichtssagenden  und  nichtsaus- 
richtenden,  allgemeinen  und  äusserlichen  Aufsicht  herabsinken.  In 
Hinsicht  auf  die  katholische  Schule  ist  aber  mehr  als  eine  solche  rein 
äusserliche  Aufsicht  nicht  möglich.  Die  Behörden  sehen  sich  einem 
unbesiegbaren,  passiven  Widerstände  gegenübergestellt,  vor  dem  sie 
machtlos  sind.  Der  Grund  dieser  Erscheinungen  und  Tatsachen  ist  kein 
anderer,  als  dass  Lehrer  und  Lehrerinnen  dieser  Schule  Mitglieder  geist- 
licher Genossenschaften  sind,  erzogen  in  den  klenkalen,  staatsfeindlichen 
Tendenzen  der  Kongregationen  und  geistlichen  auswärtigen  Obern  zu 
unbedingtem  Gehorsam  verpflichtet.  Tatsächlich  stehen  diese  Ijehrer 
und  Lehrerinnen,  da  niemand  zwei  Herren  dienen  kann,  unter  einer 
fremden  Erziehungsbehörde  .... 

Dass  der  unbedingte  Gehorsam  der  Lehrer  geistlichen  und  aus- 
wärtigen Obern  gegenüber  und  ihre  durchaus  klerikale  und  mangelhafte 
Ausbildung  die  staatliche  Leitung  bei  einer  Privatschule  noch  viel  mehr 
illusorisch  mache,  als  bei  einer  öffentlichen  Schule,  liegt  auf  der  Hand. 

Uebrigens  kann  man  sich  fragen ,  ob  die  katholische  Schule  in 
Basel  mit  Recht  eine  Privatschule  genannt  wird.  Tatsächlich  ist  sie, 
von  einer  Kirchgemeinde  mit  Gemeindemitteln  unterhalten  und  vom 
Eirchenvorstande  und  Gemeindepfarrer  von  amteswegen  geleitet,  die 
Volksschule  für  den  römisch-katholischen  Teil  der  Bevölkerung  gewor- 
den. Ob  darin  nicht  eine  Umgehung  der  Verf.  liegt,  welche  keine 
nach  Konfessionen  getrennte  Volksschule  will,  welche  der  Kirche  kein 
Becht  der  Aufsicht  oder  Leitung  im  Primarschulwesen  zugesteht? 

Der  Bund  hat  sich  durch  Art.  51,  Abs.  2  der  BV  die  Kompe- 
tenz sichern  wollen,  auch  gegen  den  Willen  der  Kantone  das  in  Be- 
zug auf  die  Jesuiten  ausgesprochene  Verbot  auch  auf  andere  Orden 
auszudehnen.  Dieses  Verbot  bezieht  sich  nicht  blos  auf  die  Lehrtätig- 
keit der  Ordensglieder,  sondern  untersagt  c  die  Aufnahme  in  der  Schweiz 
und  jede  Wirksamkeit  in  Kirche  und  Schule.»  Damit  hat  die  BV 
nicht  ein  Monopol  für  den  Bund  kreiren  wollen,  in  der  Weise,  dass 
der  einzelne  Kanton  nicht  mehr  entscheiden  dürfte,  ob  er  gewisse  Lehr- 
kräfte zulassen  wolle  oder  nicht.  Die  Frage,  ob  die  Mitglieder  geist- 
licher Genossenschaften  von  der  Lehrtätigkeit  sollen  ausgeschlossen 
werden,  ist  in  der  Verf -Beratung  nicht  bei  Art.  51,  sondern  bei  Art.  27 
debattirt  und  zu  einem  gewissen  Abschlüsse  gebracht  worden.  Die 
ausschlieslich  staatliche  Leitung  der  Schule  ist  das  Aequivalent  gewesen 
dafür,   dass  der  unbedingte  Ausschluss  der  Ordensgeistlichen  von  der 
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Lehrtätigkeit  fallen  gelassen  wurde.  Die  BV  hat  also  darauf  verzichtet, 
den  Ausschluss  der  geistlichen  Orden  ans  der  Schule  den  Kantonen  ah 
Norm  vorzuschreiben.  Damit  hat  sie  aber  die  im  Schalwesen,  soweit 
nicht  Art.  27  der  BV  bindende  Vorschriften  aufstellt,  souveränen  Kan- 
tone nicht  binden  wollen,  diese  Norm  für  ihr  Gebiet  einzuführen.  Mit 
dieser  Auffassung  steht  die  Praxis  in  Bund  und  Kantonen  im  Einklang. 
In  der  Entscheidung  des  BR  über  den  Ruswyler- Rekurs ')  finden  sich 
die  Worte:  der  Ausschluss  religiöser  Orden  vom  Unterrichte  sei  durch 
Art.  27  nicht  bestimmt,  vielmehr  sei  ein  in  diesem  Sinne  gestellter  Antrag 
abgelehnt  worden,  ein  allgemeiner  Ausschluss  der  Ordenstuitglieder  ist 
folglich  der  Kompetenz  der  Kantone  verblieben.  Die  Kantone  Bern, 
Genf,  Neuenburg  unJ  Thurgau,  ganz  besonders  der  letztere,  haben  ähn- 
liche gesetzliche  Bestimmungen  erlassen,  wie  Basel- 

B  1884  III  477,  1885  U  10. 

Mit  Bezug  auf  den  Grossratsbeschl.  des  Kts.  Basel-Stadt  vom 
5.  Febr.  1884  hatte  das  eidg.  Dep.  des  Innern  den  26.  Mai  1884 
folgende  Erwägungen  beantragt,  die  jedoch  vom  BR  nicht  genehmigt 
worden  sind: 

1.  Mit  Rücksicht  auf  Art.  49  der  BV:  Das  Schweiz.  BRecht  ver- 
bietet wol  in  Art.  49  der  BV  den  Zwang  zur  Teilnahme  an  einer 
Religionsgenossenschaft  oder  an  einem  religiösen  Unterrichte  oder  zur 
Vornahme  einer  religiösen  Handlung,  sowie  jede  Bestrafung  wegen 
Glaubensansichten  und  legt  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  bis  zum 
erfüllten  16.  Altersjahr  im  Sinne  dieser  Grundsätze  aut^schlieslich  in  die 
Hände  ihrer  natürlichen  oder  gesetzlichen  Vertreter.  Allein  nirgends 
spricht  es  den  Satz  aus,  dass  die  Unterrichtung  der  Kinder  in  konfessio- 
nellen Lehranstalten  zu  den  wesentlichen  und  unverletzlichen  Beding- 
ungen der  religiösen  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  gehören,  und  dass 
das  Recht,  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  zu  bestimmen,  die  Befug- 
nis in  sich  schliesse,  ihnen  den  gesamten  Schulunterricht  in  konfessio- 
nellen Privatschulen  erteilen  zu  lassen. 

Der  Art.  49  der  BV  kann  übrigens  in  Hinsicht  auf  das  Schul- 
wesen nicht  für  sich  allein  betrachtet,  sondern  er  muss  in  Verbindung 
mit  Art.  27  der  BV  ins  Auge  gefasst  werden.  EHeser  letztere  erklärt 
den  Primarunterricht  für  obligatorisch,  er  sieht  den  Bestand  öffentlicher 
und  privater  Schulen  in  den  Kantonen  vor,  nimmt  jedoch  von  einer 
Garantie  der  Ünterrichtsfreiheit  der  Privatschulen  Umgang.  Dm  diese 
Bestimmungen,  welche  es  den  Kantonen  ermöglichen,  den  Besuch  der 
öffentlichen  Primarschule  obligatorisch  zu  erklären,  mit  Art.  49,  d.  fa. 
der  religiösen  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit   in  Einklang  zu  setzen, 


«)  No.  1605;  vgl.  No.  1601,  S.  377. 
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schreibt  Art  27  im  weitern  vor,  dasa  die  Sffentlichea  Schul« 
AngebSrigen  aller  Bekenntnisse  ohne  Beeinträcbtigong  ihrer 
and  Gewissensfreiheit  sollen  besacht  werden  können. 

Die  BV  geht  also  von  dem  Standpunkte  aus,  dass  es  n 
einen  für  die  Terschiedenen  Beligionsbekenntnisse  gemeiosai 
meinen  Schnlanterricht  ohne  Beeintrfichtigang  der  Glaubene 
wissens&eiheit  zu  erteilen,  und  dass  auf  der  andern  Seite  d 
ünterrichtung  and  Eraiehang  der  Kinder  auch  losgeltSst  vo: 
Scbolimterricht  za  freier  and  voUkonunener  Entfaltung  gelau| 

Da  demtrem&s  der  Art.  49  der  BV  für  die  EBehOtdeu 
demis  bilden  würde,  die  Privatscbule  auf  den  eigentlichen 
Unterricht  zn  beschränken  and  den  Besuch  der  öffentliche 
schale  mit  Aasnahme  des  religiösen  Unterrichts  allen  Kind« 
schreiben,  so  mnss  ea  ihnen  selbstverständlich  auch  zustehen,  d; 
einer  Privatschnte  an  gewisse  Bedingungen  in  Be:iug  auf  der 
personal  zu  knüpfen,  wie  dies  im  Reknrsfalle  durch  den  Gross 
vom  &.  Febr.  1SS4  im  Eanton  Basel-Stadt  geschehen  ist. 

2.  Mit  Rücksicht  auf  Art.  27,  Abs.  2  and  3  der  BV 
enthält  keine  Bestimmung,  welche  die  Kantone  verpflichtet,  < 
die  Lehrtätigkeit  an  Sclinlen  zu  gestatten,  und  es  kann  d 
Grund  dieses  Art.  die  Befugnis  des  Grossen  liates  von  Basel 
Lehrtätigkeit  zu  beschi^nken,  nicht  beanstandet  werden. 

Es  handelt  sich  somit  nur  am  die  Frage ,  ob  durch  die 
Anwendung,  welche  der  Grosse  Est  von  Basel-Sladt  von  diei 
nis  gemacht  bat,  uSmIich  durch  den  Ausschluss  von  Mitglieder! 
Orden  oder  Kongregationen  von  der  Lehrtätigkeit  an  Seh 
Erziehungsanstalten,  positive  Bestimmungen  des  Art.  27  verlet 

Es  würde  dies  der  Fall  sein ,  wenn  nachgewiesen  wäre, 
Durchfübrang  der  allgemeinen  Pri marsch ulpflicht,  die  Gewäh 
entgeltlichkeit,  die  Sicherang  eines  genügenden  Unterrichts , 
habung  einer  ausschlieslicb  staatlichen  Leitung  der  Schul 
^e  AasfUhrnng  der  Forderung,  dass  die  öffentliche  Schule 
Angehörigen  aller  Glaubensbekenntnisse  ohne  Gefährdung  ib 
bens-  und  Gewissens fteibeit  solle  besucht  werden  können,  t 
AusscfaloBS  der  Mitglieder  religiöser  Orden  oder  Eongregati 
der  Lehrtätigkeit  an  Schalen  verunmöglicbt  oder  ernstlich 
seien. 

Dieser  Nachweis,    welcher  gleichzeitig  auch    den  Nachwe! 
bedingten  Notwendigkeit  von  Kongregationisten    für    die  Erfi 
Forderungen   des   Art  27    wäre,    wird  nicht  geleistet,    und 
als  die  genannten   Verpflichtungen   den   Kantonen   durch  dei 
nicht  auferlegt  sind,  so  ist  auch  ein  Widerspruch  zwischen  ( 
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focfatenen  Beschl.  des  Grossen  Eates  von  Baselstadt  und  dem  Art  27 
der  BV  nicht  vorhanden. 

3.  Mit  Bücksicht  auf  Art.  51,  Abs.  2  der  BV:  Nach  der  ganzen 
Entstehungsgeschichte  dieser  Verf- Bestimmung,  nach  seinem  Wortlaute 
und  seiner  Tendenz  ist  es  ein  augenscheinlicher  Irrtum  anzunehmen, 
es  habe  durch  denselben  die  Gesetzgebungsgewalt  der  Kantone  in  Hin- 
sicht auf  das  Schulwesen  irgendwie  beschränkt  und  speziell  ihnen  das 
Recht  benommen  werden  wollen,  die  Mitglieder  geistlicher  Korporationen 
von  der  Lehrtätigkeit  auszuschliessen. 

Art.  51,  Abs.  2  der  BV  begründet  eine  ausserordentliche  Kom- 
petenz des  Bundes,  welcher  die  Kantone  gegebenen  Falles  sich  za 
unterwerfen  haben,  neben  welcher  sie  aber  alle  ihre  ordentlichen  Sou- 
veränitätsrechte in  ungeschmälertem  Umfange  ausüben  können;  ein 
analoges  Verhältnis  setzt  Art.  70  auf  dem  Gebiete  der  Fremdenpoli- 
zei fest. 

Ein  Gutachten  des  eidg.  lustiz-  und  Polizeidep.  vom  19.  Mai 
1884  zu  banden  des  eidg.  Dep.  des  Innern  in  dieser  Angelegenheit 
enthielt  folgende  Erörterungen: 

Die  BV  bestimmt  die  Stellung  der  Kantone  zur  Beligion  und  zu 
den  verschiedenen  Glaubensbekenntnissen  insofern,  als  sie  jenen  gleich- 
wie dem  Bunde  die  Beachtung  und  den  Schutz  der  Glaubens-  und 
Gewissensfreiheit  (Art.  49)  und  der  Freiheit  des  religiösen  Kultus  inner- 
halb der  Schranken  der  Sittlichkeit  und  der  öffentlichen  Ordnung 
(Art.  50)  zur  Pflicht  macht. 

Die  Kantone  werden  durch  diese  Verf-Bestimmungen  nicht  ver- 
pflichtet, den  Anhängern  eines  Glaubensbekenntnisses,  den  Beligions- 
genossenschaften  besondere  Rechte,  sei  es  in  Bezug  auf  ihre  privatliche 
Stellung,  sei  es  in  Ansehung  ihrer  Wirksamkeit  ini  Staate  einzuräumen. 
Die  Religionsgesellschaften  haben,  nach  den  Grundsätzen,  der  BV  weder 
vom  Bunde  noch  von  den  Kantonen  irgend  welche  positive  Förderung 
und  Unterstützung  anzusprechen. 

Ein  Rechtsanspruch  auf  Gestattung  konfessioneller  Privatschulen 
in  den  Kantonen  könnte  aus  Art.  49  der  BV  nur  dann  abgeleitet 
werden,  wenn  die  Erziehung  der  Kinder  in  solchen  Privatschulen  zu 
den  wesentlichen  und  unverletzlichen  Bedingungen  der  Freiheit,  des 
Glaubens  und  Gewissens  gehören  würde.  Es  leuchtet  ein,  dass,  wenn 
dies  der  Fall  wäre,  als  notwendiges  Korrelat  das  Prinzip  der  ünter- 
richtsfreiheit  sich  daran  schliessen  müsste.  Der  Zwang  zum  Besuch 
einer  allgemeinen,  öffentlichen,  für  die  Kinder  aUer  Konfessionen  ge- 
meinsamen Schule  würden  dann  eine  Verletzung  des  in  dem  Art.  49 
der  BV  gewährleisteten  religiösen  Freiheitsrechte  enthalten. 
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Anf  diesem  Standpunkte  steht  aber  das  eidg.  BRecht  nicht.  Das- 
selbe verbietet  wol  in  Art.  49  der  BV  den  Zwang  zur  Teilnahme  an 
einem  religiösen  unterrichte  und  legt  die  Bestimmung  der  religiösen  Er- 
ziehung der  Kinder  ausschlieslich  in  die  Hände  ihrer  natürlichen  oder 
gesetzlichen  Vertreter;  allein  nirgends  spricht  es  den  Satz  aus,  dass 
die  Bestimmung  der  religiösen  Erziehung  der  Kinder  das  Recht  in  sich 
schliesse,  denselben  den  gesamten  Schulunterricht  in  konfessionellen 
Unterrichtsanstalten  erteilen  zu  lassen. 

Demgemäs  spricht  auch  Art.  27  der  BV,  der  speziell  vom  ünter- 
richtswesen  handelt,  nicht  die  Garantie  des  Privatunterrichts  aus, 
sondern  verpflichtet  nur  die  Kantone,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  öffent- 
lichen Schulen  von  den  Angehörigen  aller  Bekenntnisse  ohne  Beein- 
trächtigung ihrer  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  besucht  werden 
können.  Ein  Antrag  die  Unterrichtsfreiheit  zu  garantiren,  war  in  den 
Revisionsdebatten  der  BVers.  im  Jahre  1873  ausdrücklich  abgelehnt 
worden  (vgl.  Protokolle  36,  49)  ...  Es  steht  darnach  fest,  dass  die  BV 
nicht  die  Freiheit  des  allgemeinen  Unterrichts,  wol  aber  die  Erteilung 
des  religiösen  Unterrichts,  die  freie  Verfügung  der  Eltern  und  Vormün- 
der über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  als  eine  notwendige 
Forderung  der  religiösen  Bekenntnisfreiheit  ansieht,  von  dem  Stand- 
punkte ausgehend,  dass  es  möglich  sei,  allgemeinen  Schul anterricht 
ohne  Beeinträchtigung  der  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  zu  erteilen, 
wie  andrerseits  die  religiöse  Unterrichtung  und  Erziehung  der  Kinder 
auch  losgelöst  vom  übrigen  Schulunterricht  zu  freier  und  vollkommener 
Entfaltung  gelangen  könne. 

Die  Vorsteherschaft  der  römisch-katholischen  Gemeinde  in  Basel 
beabsichtigte  gegen  den  Beschl.  des  ER  vom  5.  Juni  1884  an  die 
BVers.  zu  rekurriren.  Sie  erbat  sich  daher  zunächst  von  der  Reg. 
von  Basel  eine  allgemeine  längere  Aufschiebung  der  Ausführung 
des  Grossratsbeschl.  vom  5.  Febr.  1884.  Dieses  Gesuch  be- 
schied die  Reg.  von  Basel  ablehnend.  Auch  der  BR,  von  welchem 
die  genannte  Vorsteherschaft  die  Suspension  der  Ausführung  des 
angefochtenen  Grossratsbeschl.  bis  zur  Erledigung  des  Rekurses 
durch  die  BVers.  sich  erbat,  wies  das  Gesuch  mit  Beschl.  vom 
11.  Juli  1884  als  unbegründet  ab  in  Erwägung: 

1.  Es  ist  durch  eine  langjährige  bundesrechtliche  Praxis  grund- 
sätzlich festgestellt,  dass  die  Beschwerdeführung  bei  der  BVers. 
gegen  Rekursentscheide  des  BR  nicht  von  Rechts  wegen  einen  Sus- 
pensiveffekt zu  äussern  vermag,  sondern  dass  es  in  jedem  Falle  der 
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BBehörde  anheiingestellt  bleibt,  über  ein  Suspensionsbegehren  m 
Würdigung  der  konkreten  Verhältnisse  zu  beschiiessen.*) 

2.  Im  vorliegenden  Falle  handelt  es  sich  um  einen  Rekursgegen- 
stand, den  Gesetzescharakter  tragenden  Beschl.  des  Grossen  Rates 
von  Basel  vom  5.  Febr.  1884  betr.  die  Lehrtätigkeit  gewisser  geist- 
licher Personen,  in  Bezug  auf  welchen  der  BR  in  seinem  Entscheide 
vom  5.  Juni  1884  erkannt  hat,  dass  die  gesetzgebende  Behörde  des 
genannten  Kantons  dabei  vollständig  innerhalb  der  Grenzen  ihrer 
Kompetenz  vorgegangen  und  mit  keiner  Bestimmung  des  BRechtes 
in  Kollision  geraten  sei.  £s  geht  demnach  der  Entscheid  des  BR 
von  der  Annahme  aus,  dass  der  Rekurs  im  BRechte  überall  keine 
Begründung  habe  und  deshalb  in  jeder  Beziehung  als  ungerecht- 
fertigt zu  betrachten  sei. 

3.  Mit  Rücksicht  auf  diesen  seinen  Urteilsstandpunkt  kann  für 
den  BR  eine  Veranlassung  nicht  vorhanden  sein,  entgegen  seinem 
nichts  Positives  verfügenden,  sondern  blos  jeden  Grund  zu  einer  eidg. 
Intervention  negirenden  Beschl.  die  Vollziehung  eines  kant.  Grossrats- 
beschl.  deshalb  auf  Monate  zu  suspendiren,  weil  eine  Rekurspartei 
sich  über  den  bundesr.  Bescheid  bei  der  obersten  BBehörde  be- 
schweren zu  sollen  glaubt.  Eidg.  Justizdep.  1884,  No.  444. 

Die  Beschwerdeführerin  sah  sich  jetzt  gezwungen,  von  ihrem 
Rekurse  bei  der  BVers.  abzustehen ;  denn  den  30.  Sept.  1884  mussten 
die  unter  den  Grossratsbeschl.  vom  5.  Febr.  1884  fallenden  Lehrer 
und  Lehrerinnen  entlassen  werden. 


1608.  Aufhebung  konfessioneller  Schulen. 
Den  29.  April  1878  bestätigte  der  KRat  von  Zürich  die  durch 
Beschluss  der  Reg.  vom  9.  Nov.  1878  angeordnete  Vereinigung 
der  Primarschulen  von  Reformirt-  und  Katholisch-Dietikon.  üeber 
diesen  Beschl.  beschwerte  sich  die  Kirch-  und  Schulpflege  von 
Katholisch-Dietikon  beim  BR,  indem  sie  geltend  machte:  die 
katholischen  Bürger  und  Einwohner  von  Dietikon  haben  seit  der 
Reformation  eine  eigene,  selbständige  und  bis  heute  noch  durcb 
Art.  47  der  Zürcher-Verf.  und  durch  das  Zürcher  Gemeindeges.  vom 
20.  April  1875  garantirte  Kirch-  und  Schulgemeinde  gebildet, 
welche  die  Reg.  von  sich  aus  aufzuheben  und  mit  der  reformirten 
Schulgemeinde  zu  vereinigen  kein  Recht  habe Weil  die  Schale 


*)  Vgl.  oben  I  S.  348  f.  II  No.  678,  7^8,  8^6. 
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von  Katholiscli-Dietikoii  den  Bestimmungen  des  Art.  27  der  BV 
durchaus  gentige,  so  könne  die  beschlossene  Vereinigung  mit  der 
reformirten  Schule  namentlich  nicht  unter  Berufung  auf  diese  Be- 
stimmung gerechtfertigt  werden. 

Die  Beschwerde  wurde  vom  BR  den  18.  Juli  1879  abgewiesen, 
und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

1.  Die  Entscheidung  über  den  Rekurs,  soweit  er  gegen  Ver- 
letzung der  Verf  und  der  Gesetze  des  Kts.  Zürich  gerichtet  ist, 
und  insoweit  er  Fragen  des  Eigentums  betrifft,  liegt  nicht  in  der 
Kompetenz  des  BB.  Hinwieder  ist  diese  Behörde  nach  Art.  59  des 
Organis-Ges. ')  zuständig,  insofem  die  Rekurrenten  gegen  den  Be- 
schluss  des  Reg-Rates,  bezw.  des  KRates  von  Zürich  den  Art.  27 
der  BV  anrufen. 

2.  Der  Art.  27  enthält  keine  Gewährleistung  für  den  Fortbe- 
stand von  getrennten  konfessionellen  Schulen  in  einer  Gemeinde, 
derselbe  sagt  in  Abs.  3  im  Gegenteil: 

Die  Öffentlichen  Schulen  sollen  von  den  Angehörigen  aller  Be- 
kenntnisse ohne  BeeintrSchtigung  ihrer  Glaubens-  und  Gewissens- 
freiheit beancbt  werden  können. 
Da  dieser  Bedingung  eine  gemeinsame  öffentliche  Schule  jedenfalls 
eher  entspricht,  als  dies  der  Fall  ist  bei  zwei  konfessionell  getrennten 
öffentlichen  Schulen,  mögen  sich  dieselben  im  übrigen  der  mög- 
lichsten Toleranz  befleissigen,  so  erscheint  der  rekurrirte  Beschl. 
der  Reg.  von  Zürich  nicht  als  Verletzung  der  zit.  BVorschrift. 

3.  Der  BR  kann  auch  nicht  annehmen,  dass  ans  der 
Verschmelzung  der  zwei  getrennten  konfessionellen  Schulen  in  eine 
allgemeine  Schule  eine  Störung  des  ÖfTentlichen  Friedens  unter 
den  Angehörigen  der  beiden  Religionsgenossenschaften  zu  befürchten 
sei  (Art.  50  der  BV),  indem  durch  den  Art.  49  der  BV  dafür 
gesorgt  ist,  dass  die  allgemeine  öffentliche  Schule  der  Glaubens- 
und Gewissensfreiheit  in  keiner  Weise  zu  nahe  treten  kann. 

B  1879  III  237. 
Die  Beschwerdefahrerin  gelangte  nun  an  die  BVers.,  aber  auch 
diese  beschloss  den  26.  Juni  1880: 

1.  Der  Rekurs  der  Schulpflege  von  Katholisch-Dietikon 
ist,  soweit  er  sich  auf  Art.  27  und  50  der  BV  bezieht,  als 
unbegründet  abgewiesen. 

:.  März  189S,    Art.  189, 
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2.  Soweit  der  Rekurs  gegen  eine  Verletzung  der  Verf.  und 
der  Gesetze  des  Kts.  Zürich  gerichtet  ist  oder  Fragen  des 
Eigentums  betrifft,  wird  auf  denselben  nicht  eingetreten. 

ß  1880  III  4S9.    VgL  No.  160S. 

1609«  Die  konfessionellen  Schulen  im  Kanton  St. 
Gallen.  Den  23.  April  1878  wurde  die  Reg.  des  Kts.  St.  Gallen 
vom  BR  eingeladen,  die  Schuleinrichtungen  des  Kantons  möglichst 
bald  mit  der  BV  in  Einklang  zu  bringen  und  inzwischen  darüber 
zu  wachen,  dass  in  den  öffentlichen  Schulen,  die  noch  nach  Kon- 
fessionen getrennt  sind,  die  verf-mässigen  Bestimmungen,  welche 
die  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  gewährleisten,  in  allen  Einzel- 
heiten des  Unterrichtes  und  des  Schulprogramms  gewissenhaft  be- 
achtet werden  *). 

Das  eidg.  Dep.  des  Innern  spricht  sich  über  die  Bedeutung 
dieser  Einladung  in  einem  Vortrag  an  den  BR  vom  2.  Dez.  1877 
dahin  ans: 

Die  kraft  der  allgemein  (Art.  102,  Ziff.  2  der  BV)  und  speziell 
für  Handhabung  des  Art.  27  der  BV  dem  BR  zukommenden  Kompe- 
tenz ergangene  Einladung  ist  kein  Rekursentsebeid,  sondern  eine  direkte 
auf  kein  konkretes  Rekurspetitum  antwortende,  das  Schulwesen  des 
Kts.  St.  Gallen   im  allgemeinen  betreffende   Verfügung  im   Sinne   von 


0  Im  Jahre  1883  wiederholte  der  BR  diese  Aufforderung  an  St  Gallen 
anläslich  eines  Rekursentscheides  vom  16.  Jan.  1883  in  Sachen  des  Schulrates 
von  Evangelisch-Tablat :  denn  das  Prinzip  der  konfessionellen  Schule  stehe  im 
Widerspruch  mit  dem  Art.  27  der  BV,  Nr.  1610*  Dagegen  Hess  der  BR  auch 
in  diesem  Entacheid,  wie  in  dem  im  Texte  mitgeteilten,  die  praktischen  Eon- 
sequenzen zu,  welche  sich  aus  der  auf  dem  Prinzip  der  konfessionellen  Tren- 
nung der  öffentlichen  Schule  beruhenden  Schulorgamsation  des  Kts.  St.  Grallen 
bezüglich  der  Steuerpflicht  ergeben.  Es  besteht  zu  recht,  bemerkt  der  Reg>Rat 
von  St.  Gallen,  dem  der  BR  durch  seine  Entscheidung  beipflichtet:  dass  jedes 
Kind  in  der  Schule  seines  Wohnortes  und  seiner  Konfession  ohne  weiteres 
schulberechtigt  ist,  und  dass  es  kein  Schulgeld  zu  entrichten  hat,  sowie  dass 
jeder  Bürger  steuerpflichtig  ist  in  der  Schulkorporatiou  seines  Wohnortes  und 
seiner  Konfession,  ganz  abgesehen  davon,  ob  er  Kinder  hat  oder  nicht,  und 
wo  er  diese  unterrichten  lässt.  Daraus  geht  hervor,  dass  ohne  Rücksicht  dar- 
auf, ob  Väter  und  Kinder  gleicher  oder  ungleicher  Konfession  sind,  jene  bei 
ihrer  Konfession  steuerpflichtig  und  diese  ebenfalls  bei  ihrer  Konfession  schul- 
berechtigt sind;  katholische  Väter  können  demnach  nicht  angehalten  werden, 
für  den  Unterricht  ihrer  evangelisch  erzogenen  Kinder  der  evangelischen  Schul- 
gemeinde  ein  Schulgeld  oder  eine  Schulsteuer  zu  bezahlen;  vgL  den  vom  BR 
genehmigten  Entscheid  der  St.  Galler  Reg.  vom  15.  Okt.  1881,  B  1884  II  7. 
VgL  oben  II  S.  422,  Art.  6;  v.  Reding,  Kultussteuem,  Basel  1885,  S.  89  f ; 
V.  Sali s.  Die  Religionsfreiheit,  Bern  1892,  S.  19. 
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Art.  27,  A.bs.  4  der  BV.  Diese  Verfügung  ist  kompetent  erlassen, 
rechtgiltig  und,  so  lange  sie  samt  der  ihr  zu  Grunde  liegenden  und 
deutlich  ausgesprochenen  Auslegung  des  Art.  27  der  BV  nicht  durch 
einen  Beschl.  der  BVers.  aufgehoben,  bezw.  modifizirt  ist,  für  den 
Kanton  St.  Gallen  verbindlich. 

Gleichzeitig  mit  der  vorerwähnten  Einladung  an  die  Reg.  von 
St.  Gallen  erklärte  aber  der  BR  einen  Rekurs  des  altkatholischen 
Vereins  in  Flawyl  gegen  eine  Verfügung  der  Reg.  von  St.  Gallen 
für  unbegründet,  durch  welche  Verfügung  die  altkatholischen  Bür- 
ger von  Flawyl,  sowie  diejenigen  dortigen  katholischen  Bürger, 
deren  Frauen  und  Kinder  der  evangelischen  Konfession  angehören, 
bis  auf  weiteres  als  pflichtig  erklärt  worden  sind,  die  Schulsteuem 
an  die  dortige  öffentliche  katholische  Primarschule  zu  bezahlen. 

Denn  als  öffentliche  Schule  —  lautet  die  Erwägung  des  BR  — 
mnss  sich  die  katholische  Schule  von  Flawyl  so  gut  wie  die  dortige 
protestantische  Schule  strenge  nach  den  Verf- Vorschriften  richten,  und 
wenn  einerseits  die  Rekurrenten  nicht  mehr  berechtigt  sind,  für  ihre 
Kinder  die  Vergünstigung  des  Art.  88  des  St.  Galler  Schulgesetzes 
in  Anspruch  zu  nehmen,  der  bei  den  frühern  Verhältnissen  den  An- 
gehörigen einer  in  Minderheit  stehenden  Konfession  freistellte,  eine  be- 
liebige Schule  zu  wählen,  so  muss  auf  der  andern  Seite  als  feststehend 
gelten,  dass  in  Wirklichkeit  jeder  konfessionelle  Unterricht  und  alle 
Kultusübungen  u.  s.  w.  in  der  katholischen  Schule  wie  in  jeder  andern 
öffentlichen  Schule  während  der  nicht  dem  eigentlichen  Religionsunter- 
richt (der  facultativ  ist)  gewidmeten  Stunden  strenge  zu  untersagen  sind. 
Unter  dieser  Bedingung  können  die  Rekurrenten  mit  ihrem  Begehren, 
ihre  Kinder  in  die  protestantische  Schule  schicken  zu  dürfen  und  mit 
ihrer  Weigerung,  die  Schulsteuer  der  katholischen  Gemeinde  zu  ent- 
richten, abgewiesen  werden.  B  1879  II  172. 

1610.  Den  2.  April  1879  hatten  sich  die  evangelische  und 
die  katholische  Schulgemeinde  der  Stadt  St.  Gallen,  sowie  die  ge- 
nossbürgerliche Realschulgemeinde  in  St.  Gallen  zu  einer  pari- 
tätischen Einwohnerschulgemeinde  vereinigt.  Eine  Beschwerde, 
welche  katholische  Schulgenossen  und  der  Bischof  von  St.  Gallen 
gegen  diese  Vereinigung  erhoben,  wurde  von  der  St.  Galler-Reg. 
und  vom  Grossen  Rat  des  Ets.  St.  Gallen  als  unbegründet  abge- 
wiesen ;  die  kant.  Behörden  genehmigten  vielmehr  die  Vereinigung. 
Das  BGer.y  an  welches  die  Rekurrenten  gelangten,  erklärte  sich 
mit  Urteil  vom  27.  März  1880  (vgl.  BGer-Entsch.  1880  VI  62)  kom- 
petent zur  Beurteilung  der  Frage,  ob   durch  die  angefochtenen 
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Beschlüsse  der  St.  Galler  Behörden  ein  durch  Art.  7,  Ziff.  4  der 
KVerf.  vom  17.  Nov.  1861  gewährleistetes  Recht  verletzt  werde, 
welcher  Art.  7,  Ziff.  4  also  lautet : 

Der  Fortbestand  der  katholischen  und  evangelischen  Primar- 
schulen in  den  Gemeinden,  sowie  der  bestehenden  Realschulen 
bleibt  gewährleistet,  ebenso  werden  den  Genossenschaften  und  den 
Anteilhabern  an  Realschulen  die  Schulfonds,  die  Verwaltung  und 
die  Verwendung  der  Erträgnisse  derselben  garantirt. 

Gleichzeitig  erklärte  jedoch  das  BGer.,  diese  Frage  erst  dann 
beantworten  zu  können,  wenn  die  politischen  BBehörden  auf  Grund 
des  Art.  59,  Ziff.  2  und  6  des  Organis-Ges.  entschieden  haben  werden, 
ob  der  genannte  Art.  7,  Ziff.  4  überhaupt  noch  in  Kraft  bestehe, 
oder  ob  derselbe  nicht  vielmehr  als  mit  den  Art.  27  und  49,  Abs.  4 
der  BV  im  Widerspruche  stehend,  aufgehoben  sei. 

Der  BR  erklärte  hierauf  den  20.  Nov.  1880,  dass  konfessio- 
nelle Schulen  mit  Art.  27  der  BV  im  Widerspruch  stehen.  Die 
Begründung  des  BR  lautet: 

Der  Art.  27  der  BV  verlangt  von  den  öffentlichen  Schulen: 

1.  dass  sie  unter  ausschlieslich  staatlicher  Leitung  stehen; 

2.  dass  sie  jedem  Kinde  ohne  Unterschied  des  Glaubensbekennt- 
nisses offen  stehen; 

3.  dass  sie  unentgeltlich  seien; 

4.  dass  der  Unterricht  in  denselben  so  beschaffen  sei,  dass  die 
Glaubens-  und  Gewissensfreit  keines  Schülers  beeinträchtigt 
werde. 

Wenn  nun  eine  konfessionelle  Schuleinrichtung  darin  besteht, 
dass  die  Familien  einer  Gemeinde,  nach  Konfessionen  geschieden, 
darnach  zu  besondern  Schulgenossenschaften  vereinigt  werden, 
welche  ihre  eigenen,  für  die  Kinder  der  betr.  Konfession  bestimmten 
Schulen  halten  und  besorgen,  so  kommt  eine  solche  Einrichtung 
mit  den  Forderungen  des  Art.  27  der  BV  nach  verschiedenen  Seiten 
hin  in  Konflikt. 

Vorab  mit  der  Forderung  der  ausschlieslich  staatlichen  Lei- 
tung. Denn  wenn  bei  jener  Einrichtung  die  Schulkorporationen 
auf  konfessioneller  Grundlage  beruhen,  die  Angehörigkeit  an  die- 
selben und  die  Ausübung  der  daherigen  Rechte  und  Pflichten  an 
ein  bestimmtes  Glaubensbekenntnis  geknüpft  ist  und  die  von  der 
Schulkorporation  zur  unmittelbaren  Leitung  ihrer  Schule  gewählte 
Schulbehörde  nur  aus  Angehörigen  der  betr.  Konfession  bestehen 
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kann,  so  hat  die  Schule  und  deren  Leitung  oScnbar  nie 
scblieslich  staatlichen,  nicht  den  von  religiös-kirchlic 
gungen  unabhängigen  bürgerlichen  Charakter,  wie  die 
den  öffentlichen  Schulen  verlangt. 

Ebensowenig  ist  bei  der  konfessionellen  Schule  di^ 
durchführbar,  daes  dieselbe  jedem  Kinde  ohne  Unte 
GlaubensbekenntnisBes  offen  stehe.  Es  ist  selbstverstäi 
der  Kanton,  die  Gemeinde,  einen  Organismus  ihrer  Sehn 
kann,  welcher  Sonderungen  bedingt,  und  dass  es  ihi 
Schiller,  welche  nach  der  angenommenen  Sonderung  ni 
bestimmte  Schule  gehören,  von  derselben  auszuschlie! 
der  Urund  und  die  Forderung  der  Sonderung  darf  nich 
bensbekenntnis  sein,  und  eine  Öffentliche  Schule  darf 
des  Glaubensbekenntnisses  einem  Kinde  verschlossen  i 
konfessionelle  Schute  befindet  sich  mit  dieser  Fordert 
in  direktem,  unzweideutigem  Widerspruch. 

Wenn  es  vorkommt,  dass  die  konfessionelle  Sei 
anderer  Konfession  aufnimmt,  so  sind  dies  seltene  Ausnj 
selbst  diese  Ausnahmen  sind  tatsächlich  nur  möglich 
achtung  einer  andern  Forderung  des  Art.  27,  derjenigen 
geltlichkeit.  Wenn  die  Angehörigen  einer  Konfession 
Fonds  und  eigenen  Steuern  für  ihre  besondere  konfessJo 
aufkommen  müssen  und  darauf  die  Oekonomie  einer  Gi 
rnht,  so  ist  leicht  begreiflich,  dass,  wenn  das  katholisc 
die  Schule  der  protestantischen  Genossenschaft,  welche 
Schule  unterhält,  oder  umgekehrt,  geschickt  werden  wi 
Genossenschaft  eine  solche  Benutzung  ihrer  Schule  nu 
besonderes  Schulgeld  zulässt.  Entweder  nimmt  die  h 
Schule  kein  einer  andern  Konfession,  bezw.  Schulgenoss< 
gehöriges  Kind  auf,  oder  wenn  sie  es  aufnimmt,  so  ges( 
dass  die  Familie  des  Kindes,  welche  an  ihre  konfessioi 
genossenschaft  die  Schulsteuer  entrichtet,  für  die  Bet 
öffentlichen  Schule  der  andern  Konfession  in  dieser 
Form  ein  besonderes  Schulgeld  entrichtet.  Ein  anderes 
namentlich  in  grösserem  Masstabe  angewendet,  würde 
Organismus  zerstören;  aber  gerade  darin  zeigt  sich  di 
tionelle  Unhaltbarkeit  dieser  konfessionellen  Organisati 
der  Forderung  der  unentgeltlichen  Benutzung   der   S 
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durch  Angehörige  einer  andern  Konfession  nicht  gerecht  werden 
kann,  ohne  sich  selbst  aufzugeben. 

Der  Art.  27  verlangt  endlich,  dass  die  öffentlichen  Schulen 
nicht  nur  von  Angehörigen  eines  jeden  Glaubensbekenntnisses  un- 
entgeltlich benutzt,  sondern  auch  ohne  Beeinträchtigung  ihrer  Glau- 
bens- und  Gewissensfreiheit  benutzt  werden  können. 

Wenn  nun  auf  der  einen  Seite  zugegeben  werden  muss,  dass 
in  jeder  Schule,  wenn  der  Wille  dafür  da  ist,  der  Unterricht  so 
gehalten  werden  kann,  dass  Kinder  jeden  Glaubensbekenntnisses 
denselben  ohne  Beeinträchtigung  ihrer  Glaubens-  und  Gewissens- 
freiheit benutzen  können,  so  ist  andrerseits  anzunehmen,  dass,  wenn 
eine  Schultrennung  in  einer  Gemeinde  ausschlieslich  aus  konfes- 
sionellen Gründen  erfolgt  ist  und  besteht,  die  Absicht  jeder  Kon- 
fession dabei  die  ist,  die  Schule  und  ihren  Unterricht  mit  ihrem 
Glauben  und  Gewissen  in  besondere  Verbindung  zu  bringen.  Wenn 
dies  aber  stattfindet  und  je  intensiver  es  stattfindet,  desto  weniger 
ist  zu  vermeiden,  dass  Glauben  und  Gewissen  von  Angehörigen 
anderer  Konfessionen  in  dieser  Schule  beeinträchtigt  werden.  Wird 
auf  die  besondere  Berücksichtigung  des  eigenen  Glaubensbekennt- 
nisses, und  was  damit  zusammenhängt,  vollkommen  verzichtet,  so 
fällt  der  Grund  zur  konfessionellen  Schultrennung  dahin;  wo  aber 
letzterer  ausdrücklich  verlangt  und  festgehalten  wird,  da  muss  an- 
genommen werden,  dass  die  konfessionellen  Schulgenossenschaften 
auf  die  besondere  Verbindung  von  Unterricht  und  Konfession  eben 
nicht  verzichten  wollen.  Damit  aber  wird  die  konfessionelle  Schule 
eine  Schule,  die  der  in  Frage  stehenden  Forderung  des  Art.  27  der 
BV  nicht  entspricht.  B  1881  II  89. 

Beechl.  des  HR  vom  10.  Jan.  1888,  B  1888  I  72.  Botsch.  des  BR  vom  1.  Jmii 
1888  und  Vortrag  des  eidg.  Dep.  des  Innern  vom  2.  Dez.  1887,  B  1888  III, 
529.  Ber.  der  Mehrh.  der  Komm,  des  StR  vom  5.  März  1889  (Haberstich) 
und  Anträge  der  Minderh.  dieser  Komm.,  B  1889  I  602,  608;  vgl.  B  1888 
II  688.    Uebers.  Verh.  d.  BVers.  vom  März  und  April  1889,  No.  25. 

1611.  Lichtensteiger  Schulrekurs.  Der  katholische 
Primarschulrat  von  Lichtensteig  (Kts.  St.  Gallen)  beschwerte  sich 
namens  der  dortigen  katholischen  Schulgemeinde  mittelst  Eingabe 
vom  12.  Juli  1887  beim  BR  über  einen  Beschl.  des  Grossen  Rates 
des  Kts.  St.  Gallen  vom  26.  Nov.  1886,  durch  den  die  von  der 
politischen  Gemeinde  Lichtensteig  den  4.  Okt.  1885  beschlossene 
und  vom  Reg-Rat  den  24.  März  1886  genehmigte  Uebernahme  des 
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gesamten  Primarschulwesens  dieser  Gemeinde  durch  eine  aus 
Bürgern  der  evangelischen  und  der  katholischen  Schulgemeindf 
kODStituirende  bürgerliche  Schulgemeinde  sanktionirt  warde. 

Das  BGer.,  an  welches  die  Rekurrenten  zuerst  mit  der 
banptung  des  Vorliegens  einer  Verletzung  der  EVerf.  geh 
waren,  hatte  mit  Urteil  vom  1.  April  1887  erkannt,  dass  es 
Zeit  auf  die  Beschwerde  nicht  eintritt,  BGer-Entsch.  1887  XIII 

Zur  Begründung  des  Rekurses  werden  vom  Beschwerdefül 
folgende  Sätze  aufgestellt: 

1.  Der  Art.  7,  Abs.  4  der  st.  galliscben  EVerf.,  welcher 
FortbeBtand  der  evangelischen  and  katholischen  Primarschulen  in 
Qemeinden  gewährleistet,  steht  mit  dem  Art.  27  der  BV  nicht 
Widerspräche;  denn  der  Kfuiton  St.  Gallen  sorgt  in  AusfUhrung  desse 
fllr  genügenden  Primarunterricht ;  dieser  letztere  steht  anssohliej 
anter  staatlicher  Leitung,  ist  obligatorisch  und  anent^eltlich. 

2.  Die  bestehenden  st.  gallischen  Öffentlicheo  Schulen  können 
den  Angehörigen  aller  Bekenntnisse  ohne  Beeinträchtigung  ihrer  G 
bens-  and  Gewissensfreiheit  besncht  werden,  und  ist  auch  während 
mehr  als  25jlthrigen  Bestandes  der  EVerf.  nicht  eine  einzige  widers 
chende  Tatsache  erwiesen  worden. 

3.  Die  Verf.  wird  auch  in  weitgehendster  Weise  in  praxi  d 
gehandhabt,  doss  nicht  blos  den  konfessionellen  Minoritäten,  wo 
keine  eigenen  Schulen  haben,  der  Schnlbesnch  ohne  Beeinträchtig 
der  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  gestattet  nnd  das  Stimm- 
WabltUhigkei tsrecht  eingerBumt  ist,  sondern  auch  Sehnige meinden 
scbiedener  Eonfession  auf  dem  Wege  der  Freiwilligkeit  sich  verein 
können. 

4.  Das  Vorgehen  im  vorliegenden  Falle  und  dessen  Sanktion  d 
die  OberbehSrden,  laat  welchem  eine  verfassungagemSs  bestehende  ö£ 
liehe  Schnlkorporation  mitten  in  der  Amtsperiode  durch  einen  gele^ 
liehen  Hehrheitsbeschluss  einer  beliebigen  andern  politischen  Eor[ 
tien  zwangsweise  anf|i{ehoben  werden  will,  erscheint  als  ein  verfasse 
and  gesetzwidriger  Gewaltakt,  der  materiell  unmöglich  durch  die  b 
Anrafimg  des  Art.  27  der  BV  gedeckt  werden  kann  und  foi 
Jeddnfalls  von  den  zuständigen  BBehörden  auf  die  Bahn  eines  verfasse 
<ind  gesetzmlssigen  Verfahrens  geleitet  werden  soll. 

Der  BR  hat  den  10.  Jan.  1888  in  Erwägung: 
dass  der  BR  durch  Beschl.   vom   23.   April   1878  gestützt  (Ja 
dass  die  Trennung   der   Öffentlichen   Schulen    nach    Konfessionen  s 
sicbts  der  Art,  27  und  49  der  BV  niclit  mehr  fortbestehen   könnt 
IV  2G 
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Anwendung  von  Art.  27,  Abs.  4  der  BV  den  Kt.  St.  Gallen  einge- 
laden, die  Schuleinricbtungen  des  Kantons  möglicbst  bald  mit  der  BV 
in  Einklang  zu  bringen,*) 

dass  die  Reg.  und  der  Grosse  Rat  von  St.  Gallen,  indem  sie  die 
Vereinigung  der  untern  dermalen  nocb  konfessionell  getrennten  Primar- 
schulen in  Lichtensteig  schützten,  im  Sinne  der  an  sie  ergangenen  Ein- 
ladung gehandelt  haben, 

in  der  Voraussetzung   immerhin,   dass   bei    Bildung    der    Schalge- 
meinde konfessionelle  Rücksiebten  nicht  massgebend  sein  dürfen, 
beschlossen,  die  Beschwerde  als  unbegründet  abzuweisen. 

Auch  die  BVers.,  an  welche  die  Rekurrenten  gelangten  mit 
dem  Begehren  um  Aufhebung  des  Entscheides  des  BR,  wies  mit 
Beschl.  vom  5.  April  1889  die  Beschwerde  als  unbegründet  ab.') 

Die  Mehrheit  der  Komm,  des  StR,*)  die  Abweisung  der  Be- 
schwerde beantragend,  geht  in  ihrem  Ber.  vom  5.  März  1889  (Haber- 
stich) von  folgenden  Erwägungen  aus: 

Mit  den  Vorschriften  des  Art.  27,  Abs.  1  und  2  stehen  die  Verf. 
des  Kts.  St.  Gallen  und  die  Schuleinrichtungen,  deren  Beibehaltung  die 
Rekurrenten  gestützt  auf  ihre  KVerf.  verlangen,  in  offenbarem  Wider- 
spruch. 

Nach  Mitgabe  der  Verf.  des  Kts.  St.  Gallen,  welche  die  konfessio- 
nelle Schule  garantirt,  und  den  von  den  Rekurrenten  verfochtenen 
Ideen  soll  diejenige  Schulbehörde,  welche  der  Schule  am  nächsten  steht, 
und  welcher  auch  der  grösste  Einfluss  auf  die  Leitung  der  Schule  zu- 
kommt, der  Schulrat,  nur  aus  Mitgliedern  bestellt  werden  können, 
welche,  je  nach  dem  konfessionellen  Charakter  der  Schule,  entweder 
dem  reformirten  oder  dem  katholischen  Glaubensbekenntnis  angehören. 
Von  auschlieslich  staatlicher  Leitung  kann  unter  einer  solchen  Voraus- 


M  Vj?l.  No.  1609. 

«)  Vgl.  oben  I  No.  83,  III  S.  189. 

•j  Die  Minderheit  der  Ständer.  Komm,  beantragte  den  Rekurs  für  l)e- 
gründet  zu  erklären  in  Erwägung:  1.  dass  die  Primarschalyerhältnisse  in  Lich- 
tensteig auf  vertragsrechtlicher  Grundlage  stehen  und  den  Anforderungen  der 
kant.  Verf.  entsprechen;  2.  dass  die  BVers.  lediglich  kompetent  ist,  die  Re- 
kursbeschwerden der  katholischen  Schulgemeinde  von  Lichtensteig  zu  prü- 
fen, soweit  dieselben  darauf  gerichtet  sind,  in  Aufhebung  des  bundesr.  Beschl. 
vom  10.  Jan.  1888  die  Uebereinstimmung  der  Verf.  des  Kts.  St.  Gallen  mit 
der  BV  anzuerkennen;  3.  dass  die  Bestimmungen  der  Verf.  de»  Kts.  Si. 
Gallen  in  Art.  7,  handelnd  vom  Unterrichtswesen  in  den  öffentlichen  Primar- 
schulen, und  die  darauf  bezüglichen  Bestimmungen  in  den  Ausführungsgesetzen 
über  das  Erziehungswesen  mit  den  Anforderungen  der  BV  in  Art.  27  nicht  in 
Widerspruch  stehen;  B  1889  I  608. 
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Setzung  nicht  die  Bede  sein.  Es  ist  keine  staatliche,  sondern  eine  kon- 
fi^sionelle  Leitung  der  Schule,  wenn  die  Angehörigkeit  zu  einer  beson- 
dem  Konfession  die  Bedingung  bildet,  um  Mitglied  einer  Schnlbehörde 
sein  zu  können.  Dass  dies  bei  den  obern  Schulbehörden  im  Kanton  St. 
Gallen  anders  ist,  ändert  an  der  bundesverf- widrigen  Zusammen- 
setzung der  Schulbehörden  in  Lichtensteig  nichts. 

Die  konfessionell  getrennten  Schulen  in  Lichtensteig  können  ferner 
nicht  von  den  Angehörigen  aller  Bekenntnisse  besucht  werden,  wie  es  der 
Art.  27,  Abs.  8  der  BV  vorschreibt.  Die  katholischen  Kinder  werden  in 
die  katholische,  die  reformirten  in  die  reformirte  Schule  gewiesen.  Das 
katholische  Kind  darf  nicht  die  nächstgelegene  reformirte  Schule  be- 
suchen, sondern  es  muss  weiter  wandern,  bis  es  eine  katholische  Schule 
findet,  und  umgekehrt.  Wenn  auf  dem  Gnadenwege  Ausnahmen  zu- 
gestanden werden,  so  sind  das  blos  Ausnahmen,  welche  den  Grund- 
satz, dass  die  Kinder  die  Schulen  ihres  Bekenntnisses  zu  besuchen  haben, 
nicht  aufheben.  Dieser  Grundsatz  ist  aber  bundesverf- widrig,  weil 
die  Schulen  von  den  Angehörigen  aller  Bekenntnisse  sollen  besucht 
werden  dürfen  und  man  das  protestantische  Kind  nicht  aus  der  katho- 
lischen Schule  wegweisen  darf,  weil  es  protestantisch  ist,  mit  dem 
Tröste,  es  solle  die  nächstgelegene  protestantische  Schule  aufsuchen. 

Diese  Betrachtungen  rechtfertigen  den  Antrag,  den  Rekurs  abzu- 
weisen. Es  kann  dagegen  nicht  eingewendet  werden,  man  müsse  zu- 
erst den  Kanton  St.  Gallen  ersuchen,  seine  Verf.  zu  ändern  und  mit  der 
BV  in  Einklang  zu  bringen;  denn  der  Art.  2  der  üebergangsbestim- 
mungen  zur  BV  erklärt  diejenigen  Vorschriften  der  kant.  Verf.  und  Ges., 
welche  mit  der  neuen  BV  im  Widerspruch  stehen,  ausser  Kraft. 

Die  Erscheinungen,  in  welchen  sich  der  konfessionelle  Charakter 
einer  Schule  offenbart,  können  äusserUche  oder  innere  sein,  in  der 
Organisation  der  Schule,  oder  in  dem  Geiste  (der  Tendenz)  liegen, 
welcher  in  derselben  waltet. 

1.  Die  in  der  Organisation  der  Schule  zu  Tage  tretenden,  konfes- 
sionellen Erscheinungen  geben  sich  in  den  Postulaten  kund,  welche  an 
das  Lehramt,  die  Schulbehörden  und  das  Recht  und  die  Pflicht  des 
Schulbesuches  gestellt  werden.  Von  diesem  Gesichtspunkte  der  Organi- 
sation aus  muss  eine  Schule  als  konfessionell  bezeichnet  werden,  wenn 
für  den  Lehrer  oder  die  Schulbehörden  oder  das  Recht  zum  Schulbe- 
suche  ein  besonderes  Glaubensbekenntnis  verlangt  wird. 

Eine  öffentliche  Schule,  die  sich  in  dieser  Weise  als  eine  konfes- 
sionelle kundgiebt,  ist  mit  Art.  27  der  BV  unverträglich;  denn  es 
geht  ihr  die  Eigenschaft  ab,  dass  sie  ausschlieslich  unter  staatlicher 
Leitung  steht  und,  soweit  es  den  Schulbesuch  betrifft,  dass  sie  von  den 
Angehörigen  aller  Konfessionen  besucht  werden  kann. 
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Der  konfessionslose  Charakter  der  Schule,  vom  Standpunkte  der 
Organisation  aus,  schliesst  es  dagegen  nicht  aus,  dass  der  Lehrer  oder 
die  Mitglieder  der  Schulbehörde  einem  bestimmten  Glaubensbekenntnisse 
angehören,  auch  nicht,  dass  sie  geistlichen  Standes  sind. 

Die  Angehörigkeit  zu  einer  bestimmten  Konfession  darf  aber  nicht 
als  Bedingung  für  die  Teilnahme  an  der  Leitung  der  Schule  aufge- 
stellt sein,  auch  nicht  als  Legitimation  dienen,  um  von  Amtes  wegen 
der  Schulbehörde  anzugehören.  Das  Mandat  dazu  muss  ein  staatliches, 
aus  konfessionell  nicht  beschränkter  Wahl  herrorgegangenes  sein. 

So  verhält  es  sich  auch  mit  dem  Lehrer.  Wenn  aber  ein  Geist- 
licher zu  einem  Lehramt  berufen  wird,  so  darf  er  nicht  yergessen,  dass 
er  als  Lehrer  und  nicht  als  Geistlicher  zu  funktioniren  und  die  Wei- 
sungen und  Aufträge,  soweit  sie  die  Schule  betreffen,  nicht  etwa  von 
geistlichen  Obern,  sondern  von  der  staatlichen  Schulbehörde  entgegen 
zu  nehmen  hat. 

Dem  Orden  der  Jesuiten  und  den  ihm  afdliirten  G^sllschaften 
darf  der  Lehrer  unter  keinen  umständen  angehören;  nicht  w^en  des 
Art.  27,  sondern  wegen  Art.  51  der  BV,  welcher  den  Gliedern  dieses 
Ordens  jede  Wirksamkeit  in  Kirche  und  Schule  untersagt.') 

2.  Die  Schule  kann  so  eingerichtet  sein,  dass  der  Vorwurf  der  Kon- 
fessionalität  aus  der  Organisation  nicht  abzuleiten  ist.  Dennoch  ist 
es  möglich,   dass  sie  mit  dem  Art.  27   der  BV   in  Widerspruch  gerät. 

Dies  ist  dann  der  Fall,  wenn  in  dem  Geiste,  der  in  der  Schule  waltet, 
in  der  Lehrmethode  und  dem  Lehrzweck  ein  besonderes  Glaubensbe- 
kenntnis in  solchem  Grade  sich  Geltung  verschafft,  dass  darin  eine 
Beeinträchtigung  der  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  der  Angehörigen 
eines  andern  Bekenntnisses  liegt.  Ob  das  zutreffe,  kann  nur  von  Fall 
zu  Fall  entschieden  werden. 

Die  Schule  soll  gegenüber  den  Antipathien  und  Befehdungen,  die 
aus  der  eifrigen  Beteiligung  an  einer  Konfessionsgenossenschaft  her- 
vorgehen, neutral  sein.  Sie  steht  unter  der  Herrschaft  des  in  Glaubens- 
Sachen  volle  Freiheit  gewährenden  und  Toleranz  verlangenden  Staates. 
Sie  kann  neutral  sein,  denn  die  Fächer,  welche  die  Primarschule  lehrt 
(der  Religionsunterricht  ausgenommen),  stehen  in  keiner  Beziehung  zu 
den  Dogmen  der  Konfessionen.  Es  giebt  kein  besonderes  katholisches 
und  protestantisches  ABC.  Die  Regein  des  ftechnens  sind  ftlr  die 
Protestanten  und  Katholiken  die  gleichen.  Die  Naturkunde  fragt  nicht 
nach  dem  Taufschein.  Im  Gebiete  des  exakten  Wissens  spielt  überhaupt 
die  Konfession  keine  Rolle. 


»)  Vgl.  oben  II  S.  473-478. 
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Tratz  der  Neatralität  der  meisten  LehrgegenstAnde  kann 

ScLule  der  ethischen  Momente  nicht  enthehren. .  .  Sie  soll  das  ' 
Edle  pflegen. 

Das  kann  die  Schule  ohne  dem  Konfessiooalismus  zu 
Denn  die  Konfessionen  sind  keineswegs  die  einzigen  TrBger,  c 
tirten  aassch  lieslichen  Inhaber  der  Gesittung  und  Kaltur. 

Es  giebt  aber  und  neben  den  Konfessionen  ein  edles,  me 
Empfinden. . . 

Es  darf  aber  den  Konfe^sioneo  nicht  ohne  weiteres  der 
gemacht  werden ,  dass  sie  auf  einem  der  Sebule  widersp 
Standpunkt  sich  bewegen.  Beligion  und  Konfessionalis  mos  dU 
nicht  verwechselt  werden,  aber  es  nioss  doch  zugestanden  wei 
sich  die  erstere  oft  nur  im  Gewände  eines  besondern  Glauben 
nisses  zu  offenbaren  vermag.  Dem  Lehrer  und  den  Schnlbeböi 
häufig  düs  Glanbensbekenntnis,  dem  sie  angehören,  der  Inh 
Religion  und  der  Ethik  sein,  und  dies  wird  sich  in  allen  ibre 
beziehungen  offenbaren.  Dann  werden  der  Lehrer  in  der  Schi 
nnd  die  Schulbehörden  in  der  Schnlaufsicht  ihre  Konfession 
dem  Uasse  verlSugnen  können,  dass  sie  gar  nicht  zur  Erkenntni 

Aber  es  giebt  dabei  eine  Grenze  und  an  dieser  scheidet 
der  Art.  27  der  BV,  verbietet  und  was  er  nicht  verbietet.  1 
Delle  Anschauungen  dllrfen  in  der  Schule  nicht  in  der  Weise  si 
geben,  dass  sie  die  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  der  An 
einer  andern  Konfession  beeinträchtigen.  Wo  dies  geschieht,  '. 
wenn  die  Oiganisation  der  Schule  zur  Intervention  nicht  Grui 
der  Bund,  gestützt  auf  Art.  27  der  BV,  einzuschreiten.      B  1 

Sorge  für  genügenden  Primarunterricht 

1612.  Ungenügende  Gebalte  der  Primarschullehrer 
unzweifelhaft  dem  öfientlichen  Unterricht  nur  wenig  befäh 
sonen  gewinnen,  mit  denen  der  BVerf-Vorschrift  des  Art. 
der  Primarunterricht  ein  genügender  sein  müsse,  nicht  Ge 
leistet  werden  kann. 

Der  gleiche  Art.  27  der  BV  giebt  dem  Bunde  im  all{ 
das  Recht,  gegen  Kantone,  welche  ihren  Verpflichtnogen  ii 
wesen  nicht  nachkommen,  die  nötigen  Verfügungen  zu 
Hieraus  ergiebt  sich,  dass  wenn  die  Herabsetzung  der  Scb 
gebalte  ein  Sinken  des  Niveaus  des  Primarunterrichts  z 
hat,  die  BBebörde  nicht  nur  das  Kecht,  sondern  auch  di 
hat,  dagegen  einzuschreiten. 
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Gegen  Ende  des  Jahres  1877  hatte  der  Grosse  Rat  des  Kts. 
Tessin  eine  Herabsetzung  des  ohnehin  schon  geringen  Gehaltes  der 
Lehrer  an  den  Primarschulen  des  Kantons  beschlossen.  Vom  BR 
zur  Berichterstattung  über  diese  Schlussnahme  eingeladen,  erklärte 
die  Reg.  von  Tessin,  dass  diese  Schlussnahme  noch  keine  definitive 
sei,  worauf  der  BR  mit  Schreiben  vom  29.  Jan.  1878  der  Reg.  von 
Tessin  gegenüber  die  Hoffnung  aussprach,  dass  sie  der  erwähnten 
Schlussnahme,  die  dem  Sinn  und  Zweck  der  BV,  sowie  auch  dem 
Zeitgeist  überhaupt  unbedingt  zuwiderläuft,  keine  weitere  Folge 
geben  werde.  B  1878  ll  567,  1879  ll  171. 

1613.  £s  ist  begreiflich,  dass  nicht  in  jedem  einzelnen  Falle, 
wo  eine  Schule  durch  beginnende  körperliche  Gebrechlichkeit  des 
Lehrers  in  ihren  Leistungen  herabgedrückt  wird,  sofort  Abhilfe 
getroffen  werden  kann;  es  muss  vielmehr  dem  Ermessen  der  kom- 
petenten kant.  Behörden  überlassen  bleiben,  zu  entscheiden,  wo 
die  Abhilfe,  welche  in  der  Ersetzung  invalid  gewordener  Kräfte 
besteht,  als  am  nötigsten  einzutreten  hat. 

Der  BR  gab  daher  einer  Beschwerde  gegen  die  Reg.  des  Kts. 
Bern  keine  weitere  Folge.  Die  Beschwerde  stützte  sich  darauf, 
dass  in  der  von  einem  in  hohem  Masse  harthörigen  Lehrer  ge- 
leiteten Schule  des  Kts.  Bern  kein  genügender  öffentlicher  Primar- 
unterricht  erteilt  werde.  Die  vom  BR  angeordneten  Erhebungen 
ergaben  zwar  die  Richtigkeit  der  behaupteten  Tatsache.  Der  BR 
nahm  jedoch  an,  dass  der  mangelhafte  Zustand  der  betr.  Schule  nur 
ein  vorübergehender  sein  werde ;  das  bernische  Schulgesetz  vom  Mai 
1870  kennt  die  Versetzung  dienstunfähiger  Primarlehrer  in  den 
Ruhestand;  ferner  hat  das  bernische  Lehrerpersonal  ein  durch- 
schnittliches Alter  von  34  Jahren  und  ein  durchschnittliches  Dienst- 
alter von  15  Jahren,  woraus  hervorgeht,  dass  die  Einrichtungen 
des  Kts.  Bern  eine  Ersetzung  der  invalid  gewordenen  Kräfte  des 
Lehrerstandes  im  allgemeinen  ermöglichen  und  im  Durchschnitt 
auch  erreichen.  B  1884  ll  9. 


2.  Kapitel. 

Die  wissensehaftlieheii  Beriifsarten/) 

BV  1874.  Art.  33,  Uebergangsbestimmungen  Art.  5,  A.  S-  n.  F.  I  11,  36;  Wolf 
I  5,  14. 

BG  betr.  die  Freizügigkeit  des  Medizinalpersonals  in  der  Schweiz.  Eidg.  vom 
19.  Dez.  1877,  A.  S.  n.  F.  III  379,  Wolf  I  875.  —  Botsch.  mit  Ges- 
Entw.  des  BR  vom  18.  Mai  1877,  B  1877  II  869 ;  Ber.  der  Komm,  des  StR 
vom  14  Juni  1877  (v.  Hettlingen),  B  1877  III  462.  Vgl.  B  1875  II  234, 
1876  n  318,  1877  11  60,  1878  II  588,  1879  II  173. 

BG  betr.  Ausdehnung  des  BGes.  über  Freizügigkeit  des  Medizinal  personal»  in 
der  Schweiz.  Eidg.  vom  19.  Dez.  1877  auf  die  Zahnärzte  vom  21.  Dez.  1886, 
A.  S.  n.  F.  X  58,  Wolf  I  876.  —  Botsch.  und  Ges-Entw.  des  BR  vom 
26.  Nov.  1886,  B  1886  III  915. 

1.  Allgemeines. 

1614.  Der  BR  fasst  die  Bedeutung  des  Art.  33  der  BV  und 
des  Art.  5  der  Uebergangsbestimmungen  zur  BV  im  Hinblick  auf 
die  Entstehungsgeschichte  dieser  Verf-Bestimmungen  dahin  zusam- 
men, dass  er  in  seiner  Botsch.  zu  dem  Entw.  eines  BGes.  über  die 
Freizügigkeit  des  Medizinal  Personals  in  der  Schweiz  vom  18.  Mai 
1877  sagt: 

Es  ergiebt  sich  aus  der  Entstehungsgeschichte  der  genannten  Artikel : 

1.  dass  man  Willens  war,  dem  Hunde  das  Recht  einzuräu- 
men ,  eidg.  Prüfungsjurys  aufzustellen,  welche  für  die  ganze  Schweiz 
giltige  Fähigkeitszeugnisse  auszustellen  haben  ; 

2.  dass  die  wissenschaftlichen  Berufsarten,  von  denen  der 
Art.  33  handelt,  nicht  auf  Aerzte,  Apotheker  und  Tierärzte  sich 
beschränken ,  sondern  auch  auf  andere  Berufsarten  ausgedehnt 
werden  können,  soweit  sich  ein  Bedürfnis  zeigt,  dieselben  gesetz- 
geberisch zu  normiren ; 

3.  dass,  wenn  einmal  die  BGesetzgebung  hierüber  in  Kraft  ge- 
treten ist,  die  Kantone  nicht  mehr  berechtigt  sind,  Prüfungen  zum 
Zwecke  der  Patentirung  für  solche  Berufsarten  vornehmen  zu 
lassen,  für  welche  eidg.  Prüfungen  organisirt  werden. 


')  Vgl.  oben  II  No.  586-590. 
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Schon  den  1.  Juli  1875  war  der  BR  von  der  BVers.  eingeladen 
worden,  mit  tunlichster  Beförderung  Anträge  über  die  Ausführung 
des  Art.  33,  Abs.  2  der  BV  vorzulegen.  Postl-Slg.  n.  F,  3.5. 

Der  Art.  5  der  üebergangsbestimmungen  hatte  nämlich  eine 
Lage  geschaffen,  die  von  Tag  zu  Tag  unerträglicher  erschien.  Die 
Komm,  des  NR  zur  Prüfung  der  Geschäftsführung  des  BR  im 
Jahre   1875   bemerkt   deshalb  in   ihrem  Ber.  vom   14.  Juni   1876 

(Karrer) : 

Es  ist  wünschenswert,  dass  mit  Beförderung  ein  Ges-Projekt  liber 
die  Erwerbung  von  für  die  ganze  Eidg.  geltenden  Patenten  betr.  Aus- 
übung wissenschaftlicher  Berufsarten  der  BVers.  vorgelegt  werde,  indem 
der  Art.  5  der  üebergangsbestimmungen,  welcher  bis  zum  Erlass  des 
Ges.  Regel  macht,  fühlbare  Inkonvenienzen  zur  Folge  hat.  Man  weiss, 
dass  in  einigen  Kantonen  solche  Patente  mit  Leichtigkeit  erhältlich 
sind.  Also  patentirte  Personen  gehen  dann  mit  ihren  Patenten  in  solche 
Kantone,  wo  deren  Erwerbung  schwierig  ist,  lassen  sich  daselbst  als 
Aerzte,  Tierärzte  u.  s.  w.  nieder  und  schädigen  durch  ihre  mangelhaften 
Kenntnisse  das  Publikum.  B  1876  Ul  4. 

Den  19.  Dez.  1877  kam  auf  Grund  eines  Entw.  des  BR  das 
BGes.  betr.  die  Freizügigkeit  des  Medizinalpersonals  in  der  Schweiz. 
Eidg.  zustande,  welches  für  Aerzte,  Apotheker  und  Tierärzte  gilt. 

Indem  die  BV  von  wissenschaftlichen  Berufsarten  spricht,  kano 
sie  nur  solche  im  Auge  haben,  die  auf  einer  ernsten  wissenschaft- 
lichen, auf  einer  Universität  oder  Fachschule  erlangten  Bildung 
beruhen.  In  der  Regel  werden  sich  in  diese  Kategorie  nicht  ein- 
reihen lassen  der  Beruf  eines  Zahnarztes,  eines  niedem  Chirurgen, 
eines  Orthopädisten,  einer  Hebamme.  Zur  Ausübung  dieser  letztern 
Berufe  genügt  gewöhnlich  eine  sozusagen  mechanische  Lehre.  In 
einigen  Monaten  erteilter  Anleitung  lassen  sich  Hebammen,  Chirur- 
gen, Zahnärzte  bilden ;  es  handelt  sich  also  hier  um  ein  Handwerk, 
nicht  um  einen  wissenschaftlichen  Beruf. 

BR  in  der  Botsch.  vom  18.  Mai  1877,  B  1877  11  883. 

Durch  das  BGes.  vom  21.  Dez.  1886  wurden  jedoch  auch  die 
Zahnärzte  den  Bestimmungen  des  Ges.  betr.  die  Freizügigkeit  des 
Medizinalpersonals  unterstellt.  Hierüber  lässt  sich  der  BR  in  seiner 
Botsch.  vom  26.  Nov.  1886  vernehmen,  wie  folgt: 

Nicht  nur  sind  auf  dem  speziellen  Gebiete  der  Zahnarznei- 
kunde seit  dem  Ende  der  siebenziger  Jahre  ganz  bedeutende  Fort- 
schritte erzielt  worden,  sondern  es  hat  sich  auch  durchwegs  die 
Ueberzeugung  Bahn  gebrochen,  dass  der  gewissenhafte  Zahnarzt, 
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der  den  Anforderungen  seines  Berufes  in  jeder  Beziehung  gerecht  wer- 
den will,  eine  allgemeine  medizinische  Ausbildung  ebensowenig  ent- 
behren kann  als  andere  Spezialisten  wie  z.  B.  Nasen-,  Eehlkopf- 
und  Ohrenärzte,  und  dass  die  blosse  handwerksmässige  Aneignung 
mechanischer  Fertigkeiten  dazu  keineswegs  ausreicht. 

Die  Einfügung  der  Prüfung  der  Zahnärzte  in  den  Bahmen  der 
eidg.  Medizinalprüfung  entsprach  dem  in  einer  Eingabe  vom  7.  März 
und  19.  April  1886  ausgesprochenen  Wunsche  des  Vereins  Schweiz. 
Zahnärzte.  B  1886  III  916. 

1613«  Art.  33,  Abs.  2  kann  auf  alle  wissenschaftlichen  Be- 
rufsarten angewendet  werden.  Nach  der  Ansicht  des  BR  sollen 
jedoch  nur  da,  wo  sich  ein  Bedürfnis  zeigt,  diesbezügliche  Gesetze 
erlassen  werden.  Im  Jahre  1877  konstatirte  der  BR,  dass  in  Be- 
zug auf  Lehrer*)  und  Geistliche  die  Notwendigkeit  eines  solchen 
Gesetzes  nicht  vorliege.  Und  nachdem  im  Jahre  1878  der  Schweiz. 
Juristenverein  die  Vorschrift  des  Art.  5  der  üebergangsbest.  zur 
BV  als  den  Bedürfnissen  der  Advokaten  genügend  erklärt  hatte*), 
sah  der  BR  von  der  Aufstellung  eidg.  gesetzlicher  Bestimmungen 
über  die  Freizügigkeit  der  Advokaten  ab. 

B  1877  II  60,  825,  876,  1878  II  589,  1879  II  175. 

1616.  Art.  33,  Abs.  1  der  BV  lässt  es  den  Kantonen  an- 
heimgestellt, die  Ausübung  der  wissenschaftlichen  Berufsarten  von 


«)  Vgl.  oben  No.  1580,  litt,  g.,  1582,  Ziff.  9. 

*)  Auf  der  XIV.  Jahresversammlung  zu  Freiburg  1876  hatte  der  Schweiz. 
Juristenverein  den  Besohl,  gefasst:  Eidg.  Fähigkeitszeugnisse  sollen  nur  erfor- 
derlich sein  für  Advokaten,  die  in  einem  andern  Kanton  als  demjenigen  ihres 
Wohnsitzes  praktiziren  wollen;  und  im  Jahre  1878  wurde  auf  der  XVI.  Jahres- 
versammlung zu  Genf  vom  genannten  Verein  beschlossen:  La  soci^t^  propose 
le  maintien  duprovisoire  fix^  par  Tart.  5  des  dispositions  transitoires  de  la  Constit. 
föderale  de  1874,  en  ce  sens  que  dordnavant  celui  qui  aura  obtenu  comme 
avocat  un  acte  de  capacite  dans  un  canton  pourra  exercer  sa  profession  dans 
toute  r^tendue  de  la  Suisse.  Vgl.  Uebersicht  der  Tätigkeit  des  Schweiz.  Juristen- 
vereins (A.  Zeerleder,  Basel  1887)  S.  18.  20.  In  ihrem  Ber.  an  die  BV  vom 
9.  Juli  1883  beantragte  die  Komm,  des  StR  zur  Prüfung  der  Geschäftsführung 
des  BR  (Blumer)  folgendes  Postulat :  Der  BR  wird  eingeladen  einen  Ges-Entw. 
vorzulegen,  dass  in  denjenigen  Kantonen,  welche  für  die  Ausübung  des  juristi- 
schen Berufes  einen  Ausweis  der  Befähigung  verlangen,  ein  einheitlicher  eidg. 
Ausweis  genügt.  Der  Antrag  wurde  von  der  BVers,  abgelehnt.  Den  Antrag  be- 
gründend hebt  der  Berichterstatter  hervor,  dass  die  BV  nicht  etwa  nur  die 
Kompetenz  des  Bundes  aufstellt,  denn  es  heisst  nicht  der  Bund  «könne»  ein 
diesbezügliches  Gesetz  erlassen,  sondern  es  heisst:  auf  dem  Wege  der  BGesetz- 
gebung  ist  dafür  zu  sorgen,  B  1883  II  114.  No.  1636  ff. 
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einem  Ausweise  der  Befähigung  abhängig  zu  machen  oder  nicht, 
und  verfügt  dann  in  Abs.  2,  dass  die  BGesetzgebung  dafür  zu  sorgen 
habe,  dass  derartige  Ausweise  für  das  ganze  Gebiet  der  Eidg.  giltig  er- 
worben werden  können.  Das  BGes.  vom  19.  Dez.  1877  kündet  sich 
in  seiner  Eingangsformel  ausdrücklich  als  eine  Ausführung  dieses 
Abs.  2  an  und  regelt  denn  auch  ausschlieslich  die  Frage,  auf  welche 
Voraussetzungen  hin  für  die  ganze  Eidg.  giltige  Medizinaldiplome 
zu  verabfolgen  seien.  Es  kann  demnach  aus  diesem  BGes.  niemals 
eine  Interpretation  oder  eine  Einschränkung  des  Abs.  1  des  Art.  33 
abgeleitet  werden. 

Wenn  daher  der  tessinische  Gesetzgeber  in  Art.  37  seines 
Sanitätsges.  vom  18.  Nov.  1888  bestimmt,  dass  neben  den  Inhabern 
eidg.  Diplome  auch  solche  Aerzte,  Zahnärzte,  Apotheker  und  Vete- 
rinäre im  Et.  Tessin  zur  Berufsausübung  zuzulassen  seien,  die 
ein  in  gesetzmässiger  Weise  von  der  Universität  oder  Schule  eines 
fremden  Staates  erworbenes  Diplom  besitzen,  das  sie  zur  freien 
Berufsausübung  in  dem  Staate  berechtigt,  in  dem  sie  es  erworben 
haben,  so  hat  er  dadurch  nichts  der  BV  oder  der  BGesetzgebung 
Zuwiderlaufendes  aufgestellt.  Den  BBehörden  fehlt  daher  die  Kom- 
petenz, Art.  37. 

Aus  diesen  Gründen  wies  daher  der  BR  durch  Entscheidung 
vom  4.  Nov.  1890  die  Beschwerde  der  pharmazeutischen  Gesell- 
schaft des  Kts.  Tessin  vom  6.  Mai  1890  als  unbegründet  ab.  Gleich- 
zeitig hebt  er  jedoch  hervor,  dass  die  Beschwerde  in  faktischer  Hin- 
sicht nicht  unbegründet  ist.  Der  in  Frage  stehende  Art.  37  begrün- 
det unter  den  gegenwärtigen  Umständen,  wo  die  Schweiz.  Medizinal- 
diplome von  keinem  auswärtigen  Staate  anerkannt  werden,  eine 
starke  Begünstigung  der  Fremden  gegenüber  den  Einheimischen. 
Insbes.  kann  durch  die  Art  und  Weise  der  Ausführung  des  in  Frage 
stehenden  Art  37  der  im  Kt.  Tessin  ansässige  Apothe'xcrstand 
schwer  geschädigt  werden.  Der  BR  wird  daher  darauf  i^edacht  neh- 
men, dem  Uebelstand  von  Bundes  wegen  vorzubeugen. 

B  1890  IV  785,  1891  I  5H5. 

1617»  Ein  lediglich  von  einer  ausländischen  Behörde  erlangter 
Ausweis  der  Befähigung  zur  Ausübung  eines  wissenschaftlichen  Be- 
rufes und  die  auf  Grund  dieses  ausländischen  Ausweises  gewährte 
Erlaubnis  der  Ausübung  des  Berufes  seitens  eines  Kantones  auf 
seinem  Gebiete  genügt  der  Bestimmung  des  Art.  5  der  Uebergangs- 
bestimmungen  zur  BV  nicht. 
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Der  BR  wies  daher  den  28.  April  1876  den  Rekurs  eines 
Arztes  aus  dem  bernischen  Jura  ab,  der  nach  Erlangung  eines 
Doktordiplomes  von  der  Pariser  medizinischen  Fakultät  und  eines 
genferischen  Arztpatentes  bei  der  Berner  Reg.  um  Bewilligung  zur 
Ausübung  des  ärztlichen  Berufes  im  Kt.  Bern  nachgesucht,  dieselbe 
aber  nicht  erlangt  hatte,  insbes.  auch  weil  die  Frage  ausschlies- 
lich  nach  dem  zit.  Art.  5  zu  erledigen  sei,  so  lange  das  in  Art.  38 
der  BV  vorgesehene  BGes.  nicht  erlassen  ist.  B  1877  IT  61. 

1617  a.  Ein  Tessiner  hatte  nach  Abschluss  seiner  medizi- 
nischen Studien  im  April  1890  das  Diplom  eines  Doktors  der  Me- 
dizin an  der  Genfer  Universität  erworben  und  hierauf  gestützt  vom 
Genfer  Staatsrat  die  Ermächtigung  zur  Ausübung  des  ärztlichen 
Berufes  im  Kt.  Genf  erhalten.  Unter  Hinweis  auf  Art.  37  des 
Tessiner  Sanitätsges.  vom  26.  Nov.  1888*)  suchte  er  bei  der  Tes- 
siner Reg.  um  die  Bewilligung  zur  Ausübung  des  ärztlichen  Berufes 
im  Kt.  Tessin  nach;  dieselbe  wurde  ihm  verweigert.  Auf  eine  hier- 
gegen gerichtete  Beschwerde  trat  der  BR  wegen  Inkompetenz  nicht 
ein,  weil  der  Rekurrent  nicht  einen  dem  Art.  33  der  BV  entspre- 
chenden, d.  h.  einen  eidg.  Befähigungsausweis,  sondern  nur  ein  kant. 
Diplom  besitzt,  das,  weil  es  seit  Inkrafttreten  des  BGes.  vom  19.  Dez. 
1877  (Art.  1,  litt,  b.)  erworben  wurde,  niemals  die  in  Art.  1  des 
BGes.  für  gewisse  Diplome  vorgesehene  Vergünstigung  allgemeiner 
eidg.  Giltigkeit  beanspruchen  kann,  die  KReg.  aber  nur  verpflichtet 
sind,  eidg.  Medizinaldiplome  anzuerkennen.     B  1891  1 536.  No.  1626. 

2.  Aerzte.*) 

1618.  Auch  neben  der  Herrschaft  des  BGes.  betr.  die  Frei- 
zügigkeit des  Medizinalpersonals  in  der  Schweiz  bleibt  den  Kan- 
tonen eine  Kontrole  und  Kompetenz  zur  Beurteilung  der  Zulässig- 
keit  oder  Nichtzulässigkeit  gewisser  ausländischer  Patente,  so  na- 
mentlich, wenn  es  sich  um  fremde  in  der  Nähe  der  Grenze  nieder- 
gelassene') oder  um  solche  Aerzte  handelt,   welche  die  Schweiz. 


»)  No.  1616. 

*)  Vgl.  auch  Entscheidung  des  BR  vom  20.  März  1893,  Rekurs  Jankau, 
Archiv  fSr  Schuldbetreibung  und  Konkurs,  TI  No.  71. 

')  Vgl-  jedoch  in  dieser  Richtung  über  das  z.  Z.  geltende  Recht  unten 
No.  1641. 
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Bad-  oder  Touristen- Anstalten  besuchen  behufs  der  Behandlung  von 
Kranken.  Es  ist  den  Kantonen  überlassen,  zu  normiren^  unter  wel- 
chen Bedingungen  die  einen  und  die  andern  ihren  Beruf  auf  Schweiz. 
Gebiete  ausüben  dürfen.  Als  Regel  hat  allerdings  zu  gelten,  dass 
die  Ausübung  der  wissenschaftlichen  Berufsarten^  welche  unter  das 
B6es.  fallen,  an  den  Besitz  eines  eidg.  Patentes  geknüpft  ist  in 
denjenigen  Kantonen^  welche  hiefür  Fähigkeitszeugnisse  verlangen. 

BR  in  der  Botech.  zum  Ges-Entw.,  B  1877  II  874. 

1619.  Das  eidg.  Medizinaldiplom  erledigt  für  den  Besitzer 
gegenüber  allen  Kantonen  ohne  weiteres  die  Frage  der  wissenschaft- 
lichen und  praktischen  Befähigung,  entbindet  ihn  aber  nicht  von 
den  Vorschriften  fiskalischer  und  polizeilicher  Natur,  welche  in  den 
Kantonen  betr.  Ausübung  von  Gewerben  und  wissenschaftlichen 
Berufsarten  bestehen. 

Die  Freizügigkeit  des  Medizinalpersonals  im  ganzen  Gebiet 
der  Eidg.,  welche  durch  das  BGes.  vom  19.  Dez.  1877  gewähr- 
leistet ist,  könnte  indessen  immerhin  illusorisch  werden,  wenn 
jedem  Kanton  das  Recht  zustände  von  den  Betreifenden  für  Er- 
teilung der  Bewilligung  zur  Ausübung  des  Berufes  eine  unbeschränkte 
Gebühr  zu  fordern. 

Durch  das  BGes.  sind  die  Kantone  von  den  Kosten,  die  sie 
früher  für  die  Medizinalprüfungen  zu  bestreiten  hatten,  entlastet 
worden,  da  zur  Zeit  der  Bund,  nach  Abzug  der  von  den  Kandidaten 
zu  erlegenden  Prüfungsgebühren,  diese  Kosten  trägt.  Die  Kantone 
haben  daher  lediglich  noch  zu  untersuchen,  ob  die  Ausweise  giltig 
sind,  die  ihnen  von  den  Medizinalpersonen,  welche  sich  auf  ihrem 
Gebiete  niederlassen  wollen,  vorgelegt  werden,  worauf  bejahenden- 
falls die  Bewilligung  zur  Berursausübung  zu  erteilen  ist.  Für 
diese  Betätigung  scheint  dann  allerdings  die  Erhebung  einer  ge- 
wöhnlichen Kanzleigebühr  eine  genügende  Entschädigung  zu  bilden. 

Aus  diesen  Gründen  wies  der  BR  den  4.  Juni  1879  die  Be- 
schwerde eines  im  Kt.  Bern  praktizirenden  Arztes,  der  für  das 
ihm  im  Jahr  1878  ausgestellte  Arztpatent  eine  Gebühr  von  Fr.  100 
zahlen  sollte,  als  unbegründet  ab ;  er  lud  jedoch  den  Reg-Rat  des 
Kts.  Bein  ein,  das  kant.  Gesetz  vom  18.  Dez.  1865  betr.  den  Emola- 
roententarif  der  Staatskanzlei  mit  Bezug  auf  das  Medizinalwesen 
einer  Revision  im  Sinne  einer  Reduktion  zu  unterziehen;  der  BR 
hob  hiebe!  hervor,  dass  die  geforderte  Taxe  das  Mass  einer  Kanzlei- 
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gebühr  übersteige,  dass  ferner  der  bezügliche  Tarif,  der  z? 
gesetzliche  Befugnis  zum  Bezug  dieser  hohen  Taxe  giebt,  i 
Zeit  zurückreicht,  wo  der  Et.  Bern  die  Kosten  der  Medizii 
fuDgeo  seibat  bestritt,  und  dass  die  Taxe  unter  der  Herrschi 
Konkordates  vom  2.  Aug.  1867,  welches  ebenfalls  die  FreizUi 
des  Medizinalpersonals  in  den  Eonkordatskantonen  bestimmte 
dem  Konkordat  zuwider,  nicht  mehr  bezogen  worden  war. 
BetracbtODg  lässt  es  allerdings  in  hohem  Grade  wUnscbensw 
scbeincD,  d&ss  die  Medizinalpersonen,  die  nunmehr  in  der  ] 
Schweiz  demselben  Gesetze  unterstellt  sind,  nicht  durch 
geordnete  Bestimmungen  über  Eroolumentenbezug  in  den  ve 
denen  Kantonen  faktisch  wieder  eine  gar  zu  ungletcbmässii 
handln!^  erfahren. 

Den  17.  Febr.  1879  erbat  sich  der  BR  in  einem  Kreisschr. 
Kantone  Auskunft  über  die  Frage,  ob  auch  in  andern  Ka 
für  die  Erteilung  eines  Patentes  zur  Ausübung  der  ärztlichen 
Gebühren  gefordert  werden  und  eventuell  welche?  Als  R 
dieser  Anfrage  ergab  sich : 

1.  Es  werden  keine  besondern  Patente  verabreicht  und  1 
lei  Gebühren  bezogen  von  den  Kantonen:  Luzern,  Uri,  Obi 
Nidwalden,  Glarus,  Solothum,  Baselstadt,  Baselland,  Schafft 
Appenzell  A.-Rh.,  Appenzell  l.-Rh.,  St.  Gallen,  Graubünden 
gau  (die  Uebernahme  einer  öffentlichen  Apotheke  ist  von  di 
Zahlung  einer  einmaligen  Konzessionsgebühr  von  Fr.  25—; 
hängig)  und  Thurgau. 

2.  Besondere  Patente  oder  die  einfache  Bewilligung  zt 
nifsausübung  stellen  aus,  jedoch  kostenfrei,  die  Kantone:  i 
und  Genf;  gegen  Bezahlung  einer  geringem  Kanzleigebül 
Kantone:  Zürich  (Arzt  und  Apotheker  Fr.  6;  für  Errichtunf 
neuen  eigenen  Apotheke  ist  überdies  eine  vom  Reg-R  zu  ert 
Konzession  notwendig,  für  welche  eine  Gebühr  von  Fr.  30i 
zu  entrichten  ist;  Tierarzt  Fr.  4),  Zug  (Arzt  Fr.  5,  Apt 
Fr.  4,  Tierarzt  Fr.  3),  Waadt  (Fr.  2.  50),  Neuenburg  (Fr.  1 

3.  Besondere  Patente  resp.  Bewilligung  zur  Berufsau! 
gegen  eine  höhere  einmalige  Taxe  bestehen  in  den  Kantonen 
(Arzt  Fr.  100,  Apotheker  Fr.  50,  Tierarzt  Fr.  25)  und  Fi 
(Fr.  50). 


')  Vgl.  A.  S.  IX  98,  oben  I  No.  233. 
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4.  Keine  besondern  Patente  bestehen,  dagegen  werden  in  Form 
einer  Einkommens-  oder  Erwerbsteuer  jährlich  Gebühren  bezogen 
in  den  Kantonen:  Tessin  (Arzt  Fr.  10—50,  Apotheker  Fr.  10  bis 
20,  Tierarzt  Fr,  5—10)  und  Wallis  (Arzt  und  Apotheker  Fr.  20-100, 
Tierarzt  Fr.  10—50.)  B  1880  II 16. 

Die  Komm,  des  NR  zur  Prüfung  der  Geschäftsführung  des  BR  im 
Jahre  1879  billigte  ausdrücklich  den  Standpunkt  des  BR;  sie 
bemerkt  in  ihrem  Ber.  vom  20.  Mai  1880  (Ruchonnet) : 

Die  Ausstellung  von  Patenten  wird  den  Kantonen  als  Kontrol- 
massregel  über  das  praktizirende  medizinische  Personal  nicht  verwehrt 
werden  können;  dagegen  ist  die  Erhebung  einer  Taxe  für  Bewilligung 
der  Berufsausübung  nicht  statthaft;  diese  Bewilligung  liegt  im  eidg. 
Diplom  und  wird  bei  Erhebung  desselben  bezahlt.  Eine  massige  Kanz- 
leigebühr kann  den  Kantonen,  welche  die  Patente  beibehalten  wollen, 
nicht  verwehrt  werden.  B  1880  II  ^26. 

1620.  Im  Jahre  1880  wurde  im  Kt.  Bern  von  dem  Inhaber 
eines  eidg.  Arztdiploms  trotz  der  im  vorhergegangenen  Jahre  an  die 
kaut.  Reg.  ergangenen  Auiforderung  des  BR  (No.  1619)  eine  Pa- 
ten tgebühr  von  Fr.  100  verlangt.  Der  BR  erklärte  auf  erhobenen 
Rekurs  hin  dieses  Verfahren  für  unzulässig  und  wies  die  Reg.  von 
Bern  an,  die  bereits  bezahlte  Patentgebühr  von  Fr.  100  auf  das 
Mass  einer  blossen  Kanzleigebühr  zu  reduziren.  b  1881  n  92. 

1621.  Den  11.  Dez.  1882  erklärte  der  BR  die  Beschwerde 
eines  Berner  Arztes  für  begründet ;  von  demselben  war  vom  Tessiner 
Staatsrat  für  die  Erlaubnis  zur  Ausübung  der  ärztlichen  Praxis  in 
Lugano  die  Bezahlung  einer  Gebühr  von  Fr.  225  verlangt  worden. 
Der  BR  lud  den  Tessiner  Staatsrat  ein,  die  zu  bezahlende  Gebühr 
auf  das  Mass  einer  blossen  Kanzleitaxe  zu  reduziren.    b  1883  ll  35. 

1621  H«  Ein  in  einer  bernischen  Gemeinde  niedergelassener 
Arzt  wollte  im  Jahre  1888  seine  Berufstätigkeit  auf  das  benach- 
barte Gebiet  des  Kts.  Freiburg  ausdehnen.  Die  Freiburger  Reg. 
verlangte  deshalb  von  ihm  für  die  Bewilligung  der  Berufsausübung 
eine  Taxe  von  Fr.  50.  Der  betr.  Arzt  beschwerte  sich  hierüber 
beim  eidg.  Dep.  des  Innern.  Auf  Einladung  des  eidg.  Dep.  ermäs- 
sigte  der  Freiburger  Staatsrat  die  angefochtene  Taxe  auf  eine 
Kanzleigebühr  von  Fr.  5,  zu  deren  Bezahlung  sich  der  Beschwerde- 
führer ohne  weiteres  bereit  erklärte.  B  1889  l  475. 


■*    —       '  ♦ 
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1622.  Auf  die  Anfrage,  ob  es  nicht  möglich  sei,  die  Wir- 
kungen eines  kant.  Strafurteils  gegen  einen  wegen  Pflichtverletzung 
allergröbster  Art  verurteilten  Arzt,  hinsichtlich  des  Entzuges  der 
venia  practicandi  auf  das  ganze  Gebiet  der  Eidg.  auszudehnen, 
antwortete  der  BR,  dass  weder  das  BGes.  betr.  die  Freizügigkeit 
des  Medizinalpersonals  vom  19.  Dez.  1877,  noch  die  einschlägigen 
Verordnungen  irgend  welche  Anhaltspunkte  böten,  um  in  der  ge- 
wünschten Weise  direkt  vorzugehen.  Da  indessen  die  Bewilligung 
zur  Ausübung  der  ärztlichen  Praxis  jeweilen  von  der  KBehörde 
erteilt  werde,  welche  ihrer  Beurteilung  der  einzelnen  Fälle  den 
Besitz  nicht  nur  eines  eidg.  Diploms,  sondern,  nach  Anleitung  der 
kant.  Vorschriften,  auch  den  Besitz  der  übrigen  Qualifikationen, 
namentlich  in  sittlicher  Beziehung,  zu  Grunde  zu  legen  berechtigt 
sei,  so  könne  die  beabsichtigte  Wirkung  dadurch  erzielt  werden, 
dass  sämtliche  Regierungen  von  dem  gefällten  Urteile  zu  gutfindender 
Berücksichtigung  in  Kenntnis  gesetzt  würden.  b  1886  l  442. 

1623  •  Albert  Huber,  als  Vertreter  der  Heilanstalt  für  Bruch- 
leidende in  Gais  betreibt  den  Vertrieb  von  Bruchbändern  und  Band- 
agen in  Verbindung  mit  jeweiligem  Ratschlag  an  die  Käufer  in 
Betreif  der  für  ihre  Leiden  passenden  einzelnen  Arten  und  Stücke. 
Eine  solche  Tätigkeit  geht  über  den  Rahmen  des  einfachen  Ge- 
werbes hinaus  und  greift  hinüber  in  das  Gebiet  der  ärztlichen  Ver- 
richtungen. Die  Reg.  von  Luzem  war  also  befugt,  mit  Rücksicht 
auf  Art.  33  der  BV,  Huber  diese  Tätigkeit  zu  untersagen,  da  er 
keinen  Ausweis  über  Befähigung  zur  Ausübung  des  ärztlichen  Be- 
rufes besass,  und  er  sich  nicht  auf  Art.  31  der  BV  berufen  kann, 
wenn  ihm  vom  Kt.  Luzem  die  Ausübung  der  ärztlichen  Praxis 
untersagt  wird. 

BR  den  8.  Jan,  1889,  die  Beschwerde  Hubers  als  unbegründet  abweisend, 
B  1889  I  100,  300,  1890  U  177. 

1624.  Der  Beruf  eines  «erborista  semplicista »  gehört  in 
das  Gebiet  derjenigen  wissenschaftlichen  Berufsarten,  deren  Aus- 
übung gemäs  Art.  33  der  BV  von  einem  Ausweise  der  Befähigung 
abhängig  gemacht  werden  darf. 

Der  BR  wies  daher  die  Beschwerde  eines  Kräutersamnilers  in  Lo- 
canio  ab;  demselben  war  die  Bewilligung  zur  Ausübung  des  Berufes 
eines  erborista  semplicista  von  der  Tessiner  Behörde  nicht  erteilt 
worden.  Die  Tessiner  Behörde  stützte  ihren  Besohl,  darauf,  dass  nach 
Vorschrift  des  allgemeinen  Reglements  des  Kts.  Tessin  über  Gesundheits- 


^•si 
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pflege  niemand  ohne  gesetzliche  Bewilligung  irgend  einen  Zweig  des 
ärztlichen  Berufes  ausüben  darf,  und  dass  diese  Bewilligung  von  einem 
Examen  abhängig   gemacht  wird.  B  1879  II  445. 

1623.  Der  Staatsrat  des  Kts.  Tessin  hatte  im  Jahre  1888 
anläslich  einer  ihm  zur  Bestätigung  unterbreiteten  Bezirksarzt- 
wähl  das  kant  tessinische  Arztpatent  des  Gewählten,  das  dieser 
durch  Reg-Dekret  vom  21.  Nov.  1863  erhalten  hatte,  auf  seine 
gesetzliche  Richtigkeit  hin  geprüft  und  hatte  hierauf  mit  Besohl, 
vom  17.  Nov.  1888  wegen  Mangelhaftigkeit  des  in  Frage  stehenden 
Patentes  nicht  nur  die  Bestätigung  der  Wahl  verweigert,  sondern 
dem  Besitzer  des  Patentes  auch  die  fernere  Ausübung  des  ärzt- 
lichen Berufes  im  Kt.  Tessin  untersagt. 

Der  Arzt  hatte  jedoch  schon  im  Jahre  1880  auf  Grundlage 
seines  kant.  Patentes  ein  eidg.  Diplom  im  Sinne  des  Art.  1,  litt,  b 
des  BGes.  vom  19.  Dez.  1877  erworben  und  verlangte  daher  vom 
BR,  dessen  Entscheidungsbefugnis  sich  aus  Art.  59,  Ziff.  8  des 
Organis-Ges.  und  aus  Art.  33  der  BV  ergebe,  Aufhebung  des  Beschl. 
des  tessinischen  Staatsrates.  Einem  Gutachten  des  leitenden  Aus- 
Schusses  für  eidg.  Medizinalprüfungen  zu  banden  des  BR  war  zu 
entnehmen,  dass  diese  eidg.  Aufsichtsbehörde  die  vom  Beschwerde- 
führer s.  Z.  erbrachten  Befähigungsausweise  als  genügende  Grand- 
lage der  kant.  Patentirung  anerkannt  hat.  Der  BR  hob  daher  den 
24.  April  1889  das  dem  Beschwerdeführer  auferlegte  Verbot  der 
Ausübung  der  ärztlichen  Praxis  im  Et.  Tessin  auf ;  denn  das  staats- 
rätliche Dekret  vom  17.  Nov.  1888  betr.  Kassining  des  kant.  Pa- 
tentes kann  die  Ausstellung  des  eidg.  Diploms,  die  als  ein  selbst- 
ständiger Akt  einer  BBehörde  anzusehen  ist,  nicht  hinfällig  machen. 

BR  in  Sachen  Luigi  Gobbi  von  Piotta,  B  1889  II  687,  1890  I  549. 

1626.  Das  vor  dem  Inkrafttreten  des  BGes.  vom  19.  Dez. 
1877  erworbene  medizinische  Doktordiplom  der  Universität  Genf 
giebt  dem  Inhaber  desselben  seit  Inkrafttreten  des  genannten  Ges. 
das  Recht  der  Ausübung  der  medizinischen  Praxis  in  der  ganzen 
Schweiz;  denn  das  genannte  Diplom  war  das  einzige  Patent,  das 
zur  Ausübung  der  medizinischen  Praxis  in  Genf  vor  dem  Inkraft- 
treten des  BGes.  erworben  zu  werden  brauchte  und  erworben 
werden  konnte,  eine  andere  kant.  Prüfung  bestand  daneben  nicht. 

BR  die  Beschwerde  eines  Schaff  haasers  gegen  eine  Entscheidung  des  Staats- 
rates des  Kts.  Waadt  für  begründet  erklärend,  B  1882  II 28.  No.  1617  a. 
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1627«  Ferdinand  Abt  von  Hermetschwyl  (Kts.  Aargau),  war 
wegen  mangelnder  Maturitätsprüfung  nicht  zum  propädeutischen 
Examen  in  der  Medizin  auf  Grund  des  Konkordates  vom  2.  Aug. 
1867  zugelassen  worden;  er  doktorirte  alsdann  im  Juli  1875  in 
Erlangen  und  erhielt  den  18.  Dez.  1877  gegen  BiBzahlung  einer 
Gebühr  von  Fr.  225  vom  Tessiner  Staatsrat,  nach  im  Tessin  beste- 
hender üebung  ohne  vorausgegangene  Prüfung,  die  Bewilligung  zur 
Ausübung  des  ärztlichen  Berufes  im  dortigen  Kanton.  Auf  Grund 
dieses  Patentes  und  auf  Grund  des  Art.  5  der  Uebergangsbestim- 
mungen  zur  BV  suchte  Abt  im  Jahre  1878  bei  der  aargauischen 
Behörde  um  Bewilligung  der  Ausübung  des  ärztlichen  Berufes 
nach;  er  wurde  den  10.  April  1878  abgewiesen.  Den  7.  Juni  1878 
erbat  er  sich  alsdann  vom  BR  die  Verabfolgung  eines  eidg.  Di- 
plomes. Ein  solches  wurde  ihm  vom  BR  auf  Grund  des  Art  1  des 
BGes.  vom  19.  Dez.  1877  verweigert.  Den  14.  Okt.  1878  wies  die 
aargauische  Behörde  ein  erneutes  Gesuch  von  Abt  um  Bewilligung 
zur  Ausübung  der  ärztlichen  Praxis  im  Et.  Aargau  auf  Grund  des 
erwähnten  BGes.  ab.  Abt  beschwerte  sich  hierüber  beim  BGer. 
Das  BGer.  erklärte  sich  den  7.  Dez.  1878  inkompetent,  BGer- 
Entsch.  IV  570.  Den  19.  Febr.  1879  wurde  seine  Beschwerde  gegen 
die  aargauische  Entscheidung  vom  14.  Okt.  1878  vom  BR  als 
unbegründet  abgewiesen;  eine  gleiche  Abweisung  erfolgte  den 
11.  Juni  1879  durch  die  BVers.  Zur  rechtlichen  Würdigung  der 
Angelegenheit  bemerkt  der  BR  in  seiner  Botsch.  vom  15.  April 
1879  an  die  BVers.: 

Es  entsteht  die  Frage,  ob  für  den  vorliegenden  Fall  Art.  5  der 
Uebergangsbestimmungen  zur  BV  massgebend  ist,  oder  ob  Art.  1, 
litt,  b  des  BGes.  betr.  die  Freizügigkeit  des  Medizinalpersonals  zur 
Anwendung  zu  gelangen  hat  ?  Wenn  gegen  den  ersten  Entscheid  der 
aargauischen  Reg.  vom  10.  April  1878  an  die  BBehörden  rekurrirt 
worden  wäre,  so  hätte,  weil  das  erwähnte  BGes.  erst  am  15.  April 
1878  in  Kraft  trat,  die  Antwort  zweifelhaft  sein  mögen,  und  es 
hätte  der  BR  der  mildem  Anschauung  des  Art.  5  der  Uebergangs- 
bestimmungen zur  BV  Geltung  verschaffen  können,  sofern  ihn  hie- 
von  von  vornherein  das  anwidernde  Dunkel  nicht  abgehalten  hätte, 
in  welches  die  ohne  jede  Prüfung  erfolgte  Patenterteilung  seitens 
des  Kantons  Tessin  an  einen  Kandidaten  der  Medizin  aus  der 
deutschen  Schweiz  gehüllt  ist. 

IV  27 
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Nachdem  aber  jener  Entscheid  der  Heg.  des  Eis.  Aargau  nicht 
angefochten  worden  ist  und  die  weitem  Schritte,  um  zum  Ziele  zu 
gelangen,  vom  Rekurrenten  erst  getan  wurden,  nachdem  dasBGes. 
betr.  die  Freizügigkeit  des  Medizinalpersonales  bereits  in  Kraft  ge- 
treten war,  so  hatte  späterhin  weder  die  Reg.  von  Aargau  das  Recht, 
sich  diesfalls  auf  den  Standpunkt  der  Uebergangsbestimmungen  zur 
BY  zu  stellen,  noch  hätte  es  der  ER  verantworten  können,  einen 
solchen  Standpunkt  zu  Sanktioniren.  Es  war  vielmehr  die  Hand- 
habung der  nunmehr  einzig  noch  massgebenden  Bestimmungen  des 
fragUchen  BGes.  um  so  mehr  angezeigt,  als  die  Bemühungen  des 
Rekurrenten  von  Anfang  an  offenbar  dahin  tendirten,  dieselben  zu 
umgehen.  Es  ist  nicht  richtig,  dass  der  BR  der  Bestimmung  des 
BGes.  vom  19.  Dez.  1877,  welche  für  den  Zeitpunkt  vor  dem 
15.  April  1878  die  Vorweisung  eines  Eonkordatsdiploms  oder  eines 
auf  eine  kant.  Prüfung  hin  erworbenen  Patentes  verlangt,  in  seinem 
Entscheide  vom  11.  Febr.  1879  rückwirkende  Kraft  giebt,  sondern 
richtig  ist  vielmeiir,  dass  Abt  sich  bemüht,  dem  Art.  5  der  ueber- 
gangsbestimmungen zur  BV  noch  über  den  15.  April  1878  hinaus 
Giltigkeit  zu  vindiziren.  Der  Beschwerdeführer  hat  dieses  sein 
Bemühen  dadurch  recht  deutlich  zu  erkennen  gegeben,  dass  er, 
den  Charakter  des  mehrerwähnten  Art.  5  als  <  Uebergangsbestim- 
mung  9  ganz  verkennend,  demselben  event.  durch  Ausmerzung  der 
Vorschrift  der  Patenterwerbung  auf  eine  kant.  Prüfung  hin  sogar 
dauernde  gesetzliche  Geltung  verschaffen  möchte.  Durch  Ab- 
weisung des  Beschwerdeführers  hat  der  BR  lediglich  die  präzisen 
Bestimmungen  des  BGes.  vom  19.  Dez.  1877  gehandhabt. 

B  1879  II  665,  1880  II  18. 

1628.  Der  Ausdruck  « Staatsprüfungen »  im  BGes.  vom 
19.  Dez.  1877  ist  so  zu  verstehen,  dass  die  Prüfung  einen  amtUchen 
Charakter  haben  muss  (also  mit  Ausschluss  derjenigen  von  den  fa- 
cultas libres  de  m^decine).  Das  betr.  Arztdiplom  muss  übrigens 
auf  Grund  ernsthaften  Examens,  nicht  etwa  in  absentia  erlangt 
worden  sein.  Da  diese  beiden  Voraussetzungen  zutreffen,  so  ent- 
sprechen die  Doktordiplome  der  französischen  Staatsfakultäten  den 
Vorschriften  des  BGes.  Art.  1,  litt.  c. 

BR  den  28.  Juni  1878  in  einem  Schreiben  an  die  französische  Botschaft 
in  Bern,  B  1879  II  174. 

1629.  Das  Gesuch,  es  möchte  den  in  Graubünden  nieder- 
gelassenen englischen  Aerzten,  die  sich  um  ein  eidg.  Arztdiplom 
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bewerben  sollten^  ermöglicht  werden,  die  Prüfung  in  englischer 
Sprache  ablegen  zu  können,  lehnte  der  BR  den  24.  Febr.  1888  ab, 
weil  bei  dessen  Entsprechung  den  englischen  Aerzten  in  der  Schweiz 
eine  Begünstigung  zu  teil  würde,  welche  Schweiz.  Aerzte  in  Eng- 
land niemals  zu  gemessen  hätten,  und  weil  konsequenterweise  eine 
solche  Begünstigung,  einmal  erteilt^  auch  Aerzten  anderer  fremden 
Sprachen  nicht  wol  vei'weigert  werden  könnte,  was  zu  erheblichen 
Schwierigkeiten  führen  müsste.  b  1888 1  426, 1891 1 537.  Vgl.  No.  1642. 

1630.  Art.  38  der  Verord.  für  die  eidg.  Medizinalprüfungen 
vom  2.  Juli  1880  ^)y  wonach  Ausländer  die  doppelte  Prüfungsgebühr 
zu  entrichten  haben,  steht  nicht  im  Widerspruch  mit  dem  in  Art.  1 
des  Schweiz-deutschen  Niederlassungsvertrages  vom  27.  April  1876^) 
ausgesprochenen  Grundsatz  der  Gleichberechtigung,  da  dieselbe  nur 
in  Bezug  auf  die  Ausübung  jeder  « Art  von  Handel  und  Gewerbe  d 
gilt,  während  wissenschaftliche  Berufsarten,  deren  Ausübung  vom 
Staate  an  bestimmte  Fähigkeitsausweise  geknüpft  ist,  allgemein  als 
nicht  unter  den  Begriff  des  «  Gewerbes  »  fallend  angesehen  werden. 

BR  im  B  1888  II  689. 

1631.  Ausländern,  welche  die  eidg.  Medizinalprüfung  be- 
standen haben,  wird  ein  eidg.  Diplom  ausgestellt,  jedoch  mit  Auf- 
nahme eines  Vorbehalts  in  das  Diplom  bezüglich  der  Leistung  des 
Nachweises,  dass  Schweizerbürgern  unter  gleichen  Umständen  in 
den  betr.  ausländischen  Staaten  die  Ausübung  des  ärztlichen  Be- 
rufes gestattet  werde.  Ausländern,  welche  sich  zur  Zulassung  der 
Prüfung  melden,  wird  jeweilen  von  diesem  Vorbehalt  Kenntnis  ge- 
geben. 

BR  den  18.  Dez.  1879  auf  Anregung  der  Eomm.  des  StR  zur  Prüfung 
der  Geschäftsführung  des  BR,  B  1879  II  778,  1880  II  20;  1881 II  93,  894. 
Vgl.  BGes.  vom  19.  Dez.  1877,  Art.  1,  litt.  c. 

3.  Zahnärzte. 

1632.  Die  Zahnheilkunde  gehört  zu  den  wissenschaftlichen 
Berufsarten,  deren  Ausübung  die  Kantone  von  einem  Ausweise  der 
Befähigung  abhängig  machen  können;  vgl.  Art.  33  der  BV  und 
BGes,  vom  21.  Dez.  1886. 


*)  A.  S.  n.  F.  V  131,  entsprechend  Art.  39  der  z.  Z.  geltenden  Verord. 
vom  19.  März  1888,  A.  S.  X  516,  Wolf  I  883. 
«)  Vgl.  oben  II  S.  118;  No.  51«. 
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Der  BR  wies  daher  eine  Beschwerde  des  Alois  Gruber  von  Bolingen 
(Bayern)  gegen  eine  Verfügung  der  Reg.  des  Kts.  Appenzell  i.-Rh.  den 
3.  Aug.  1887  als  unbegründet  ab.  Der  Beschwerdeführer,  der  ohne  jeden 
Ausweis  über  Studium  und  Befähigung  in  der  Zahnheilkunde  war,  wai* 
den  5.  Febr.,  2.  Mai  1887  von  den  Appenzeller  Behörden  mit  seinem  Ge- 
suche um  Erteilung  der  Bewilligung  zur  Ausübung  der  zahnärztlichen 
Praxis  abgewiesen  worden.  B  1888  II  786. 

1633.  Gegenüber  der  Bestimmung  des  Art.  1  des  BGes.  vom 
19.  Dez.  1877,  21.  Dez.  1886  ist  durchaus  unhaltbar  die  Einwen- 
dung eines  kant.  Sanitätskollegiums  :  es  könne  das  im  Et.  Freiburg 
vor  Inkrafttreten  des  BGes.  erlangte  Zahnarztpatent  nicht  als  gleich- 
wertig mit  demjenigen  des  eigenen  Kantons  anerkannt  werden,  und 
es  könne  auf  Grund  jenes  Freiburger  Patentes  nur  ein  Patent  als 
Zahntechniker  erteilt  werden. 

BR  den  25.  Juni  1888,  B  1888  III  739,  1889  I  475 

1634.  Der  BR  wies  den  18.  Sept.  1888  die  Beschwerde  eines 
Zahnarztes,  dem  auf  Grund  eines  Patentes  des  Kts.  Solothurn  aus 
dem  Jahre  1885  die  Ausübung  der  zahnärztlichen  Praxis  im  Kt. 
St.  Gallen  verweigert  worden  war,  als  unbegründet  ab,  in  Erwä- 
gung : 

Das  vom  Beschwerdeführer  vorgewiesene  zahnärztliche  Patent 
des  Kts.  Solothurn  lautet  blos  dahin,  dass  ihm  a  auf  Vorweis  aus- 
reichender Ausweise  die  Bewilligung  zur  Ausübung  der  zahnärzt- 
lichen Praxis  im  Et.  Solothurn  erteilt  werde »,  dasselbe  lässt  aber 
die  notwendige  und  entscheidende  Angabe,  dass  sich  diese  Bewilli- 
gung zur  Berufsausübung  auf  eine  von  dem  Beschwerdeführer  be- 
standene Prüfung  stütze,  vermissen.  Das  solothurnische  Patent  ist 
demnach  kein  genügender  Ausweis  für  die  Inanspruchnahme  der  in 
Art.  1,  litt,  b  des  BGes.  vom  19.  Dez.  1877  liegenden  Vergünstigung. 

B  1888  IV  117.  1889  I  475. 

4.  Apotheker.*) 

1635.  Der  klare  V?^ortIaut  des  Art.  33  der  BV  und  des  Art  5 
der  Uebergangsbestimmungen  zur  BV  lässt  keinem  Zweifel  Raum, 
dass  die  Freiheit^  für  die  Ausübung  eines  wissenschaftlichen  Berufes 
jede  beliebige  Ortschaft  im  ganzen  Umfange  der  Eidg.  zu  wählen, 
nicht  von  der  Frage  abhängig  gemacht  werden  darf,  ob  daselbst 
für  den  betr.  Beruf  ein  Bedürfnis  bestehe  oder  nicht. 


«j  Vgl.  oben  II  No.  586  flF.  IV  No.  1614, 


Die  wissenschaftlichen  Berufsarten.  421 

Der  Beruf  als  Apotheker  gehört  zu  den  wissenschaftlichen  im 
Sinne  des  Art.  33  der  BV. 

Der  Rekurs  eines  Pharmazeuten  aus  dem  Kt.  Waadt,  der 
Besitzer  eines  von  der  Reg.  des  Kts.  Waadt  auf  Grund  bestan- 
dener Prüfung  ausgestellten  Fähigkeitszeugnisses  war,  dem  jedoch 
von  der  Reg.  des  Kts.  Baselstadt  die  Bewilligung  zur  Errich- 
tung einer  Apotheke  in  Basel  verweigert  worden  war,  wurde  daher 
vom  BR  für  begründet  erklärt  und  die  Reg.  des  Ets.  Baselstadt 
angewiesen,  die  verlangte  Bewilligung  zu  erteilen,  weil  der  Rekur- 
rent alle  Erfordernisse  erfüllt  hat,  wodurch  er  in  der  ganzen  Eidg., 
somit  auch  in  Baselstadt,  zur  Eröffnung  einer  Apotheke  befugt  ist. 
Die  Reg.  des  Kts.  Baselstadt  hatte  ihren  abweisenden  Bescheid 
damit  begründet,  dass  nur  eine  bestimmte  Zahl  von  Apotheken  be- 
willigt werde,  dass  sodann  das  Norraalverhältnis  der  bereits  beste- 
henden Apotheken  sowol  zur  Einwohnerzahl  als  zu  den  lokalen 
Entfernungen  durch  die  kompetente  Sanitätsbehörde  bestimmt  werde, 
und  dass  endlich  der  Art.  31  der  BV  auf  das  im  allgemeinen  öffent- 
lichen Interesse  einer  staatlichen  Kontrole  unterstellte  Apotheker- 
gewerbe nicht  anwendbar  ist. 

Mehrere  Apotheker  aus  Basel  stellten  nun  beim  BR  das  Gesuch : 
es  möchte  eine  Uebergangsbestimmung  zur  BV  aufgestellt  werden, 
nach  welcher  während  einer  Reihe  von  Jahren  die  bisherigen  kant. 
Bestimmungen  noch  beibehalten  würden.  Von  jeher  habe  in  Basel 
bei  Erteilung  der  Konzession  für  eine  Apotheke  eine  Gebühr  von 
mehreren  Tausend  Franken  bezahlt  werden  müssen.  In  den  Pfand- 
verschreibungen seien  diese  Konzessionen  vorgemerkt  worden.  V^enn 
im  angegebenen  Sinne  eine  Uebergangsbestimmung  aufgestellt  würde, 
so  könnten  sich  inzwischen  die  Besitzer  von  Apotheken  mit  ihren 
Hypothekargläubigem  abfinden. 

Dem  Gesuche  wurde  nicht  entsprochen;  denn  es  liegt  nicht  in 
der  Komp'itenz  des  BR,  zu  den  der  BV  beigefügten  noch  weitere 
Uebergangsbestimmungen  aufzustellen  und  dadurch  jene  zu  modi- 
fiziren,  was  stattfinden  müsste,  wenn  das  Gesuch  berücksichtigt 
werden  wollte.  BR  im  B  1876  ll  587. 

5.  Advokaten. 

1636«  I.  Die  Betreibung  des  Advokatenberufes  fällt  nicht  unter 
den  Begriff  von  Handel  und  Gewerbe,  deren  Freiheit  in  Art.  31  der 
BV  von  Bundes  wegen  gewährleistet  ist.    Nach  Art.  33  der  BV 
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sind  die  Kantone  vielmehr  berechtigt,  einen  Ausweis  über  die  Be- 
fähigung zu  verlangen,  und  beim  Fehlen  entgegengesetzter  BVor- 
schriften  können  dieselben  auch  weitere  Bedingungen  feststellen, 
welche  die  Eigentümlichkeit  des  Advokatenberufes  und  dessen  Be- 
ziehungen zur  staatlichen  Organisation  als  nötig  erscheinen  lassen.') 
IL  Wenn  daher  die  Gesetzgebung  des  Ets.  Freiburg  für  die  Aus- 
übung dieses  Berufes  den  Besitz  eines  unbescholtenen  Leumundes 
fordert,  so  ist  eine  solche  Forderung  nicht  bundesrechtswidrig. 

BB  im  B  1880  III  446. 

IIL  Oder  wenn  im  Et.  Wallis  diejenigen  Advokaten,  die  fallit 
oder  zahlungsunfähig  geworden  sind,  nicht  weiter  zur  Ausübung  des 
Advokatenberufes  zugelassen  werden,  so  erscheint  eine  solche  Mass- 
regel nicht  als  bundesrechtswidrig.  br  im  B  I88i  ll  698. 

IV.  Der  Entscheid  der  Frage  aber,  ob  eine  diesbezügliche  Ver- 
fügung der  kant.  Behörde  mit  der  kant.  Gesetzgebung  im  Einklang 
stehe,  fällt  nicht  in  die  Eompetenz  des  BR.   b  1880  lll  446,  1881  n  693. 

V.  Der  BR  wies  daher  die  Beschwerde  des  Caspar  Corpataux 
in  Freiburg  den  30.  Dez.  1879  als  unbegründet  ab.  Derselbe,  im 
Jahre  1872  wegen  Angriffs  auf  die  Schamhaftigkeit  zu  zwei  Jahren 
Zuchthaus  verurteilt,  wurde  infolge  des  mit  dieser  Strafart  verbun- 
denen Verlustes  der  bürgerlichen  Rechte  von  der  Liste  der  Advo- 
katen gestrichen.  Im  Jahre  1879  setzte  ihn  das  freiburgische  EGer. 
auf  sein  Gesuch  hin  wieder  in  den  vollen  Besitz  der  bürgerlichen 
und  politischen  Rechte  ein ;  der  Staatsrat  aber  und  der  Grosse  Rat 


')  Im  Ber.  der  Komm,  des  StE  über  die  GreschäftsfÜhrung  des  BR  im 
.Jahre  1881  finden  sich  zu  dieser  Auffassung  folgende  Bemerkungen  (Altwegg): 

Eine  eigentüche  Ausscheidung  der  wissenschaftlichen  Berufsarten  von 
den  übrigen  Grewerben  und  namentlich  eine  durchgreifende  Ausnahmestellung 
der  erstem  gegenüber  den  Bestimmungen  des  Art.  31  der  BV  findet  sich  expressis 
verbis  in  der  BV  nicht;  dieselbe  entbehrt  in  jeder  Hinsicht  der  wünschens- 
werten Klarheit.  Dagegen  lässt  die  Bestimmung  des  Art.  33  der  BV,  welcher 
die  Kantone  ermächtigt,  für  diese  Spezialität  von  Gewerben  einen  Ausweis 
besonderer  Befähigung  zu  verlangen,  welche  Forderung  den  Grundsatz  des 
Art.  81  für  den  Gewerbebetrieb  wesentlich  beeinträchtigen  würde,  darauf 
schliessen,  dass  in  der  Tat  die  Absicht  obwaltete,  für  diese  Berufsarten  eine 
in  ihrem  Wesen  begründete  exceptionelle  Behandlung  festzusetzen,  und  es  ist 
der  Ausdruck  «  Beföhigung  »  in  Art.  88  nicht  in  dem  engen  Sinne  zu  verstehen, 
dass  darunter  blos  die  geistige  Begabung  verstanden  wird;  derselbe  umfasst 
vielmehr  die  persönliche  Qualifikation  nach  allen  Richtungen,  welche  den  Kan- 
tonen zur  Erteilung  der  Berufsbewilligung  erforderlich  erscheinen.  Die  Komm, 
stimmt  deshalb  der  durch  den  BR  gegebenen  Yerfassungsinterpretation  bei. 

B  1881  II  904. 
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des  Kantons  lehnten,  mit  Beschlüssen  vom  7.  und  21.  Nov.  1879,  sein 
Gesuch  um  Wiederaufnahme  in  die  Liste  der  Advokaten  ab,  weil 
Corpataux  trotz  der  vom  EGer.  erlangten  Rehabilitation  nicht  die- 
jenige Ehrenfähigkeit  wieder  erworben  habe,  die  das  Ges.  für  Aus- 
übung des  Advokatenberufes  fordere.  Soweit  der  Rekurrent  sich 
auf  Verletzung  der  Art.  2,  4,  5  der  BV  und  auf  Verletzung  der 
Verf.  und  der  Gesetzgebung  des  Kts.  Freiburg  berief,  wurde  er  vom 
BR  an  das  BGer.  als  kompetente  Beschwerdeinstanz  nach  Art.  59, 
litt,  a  des  Organis-Ges.  gewiesen.  Auch  die  BVers.  erklärte  mit 
Beschl.  vom  2.  Juli  1880  den  Rekurs  des  Caspar  Corpataux  für  un- 
begründet. B  1880  II  615,  III  444,  1881  II  692. 

VI.  Ebenso  wies  der  BR  den  20.  April  1880  die  Beschwerden 
des  Henri  de  Cocatrix  in  St.  Maurice  und  des  Louis  Ribordi  in  Sitten 
gegen  die  Verfügung  des  Walliser  Staatsrates  vom  30.  Jan.  1880, 
durch  welche  sie  von  den  Advokatenlisten  des  Kts.  Wallis  gestrichen 
worden  waren,  als  unbegründet  ab.  Gegen  jenen  hatten  einzelne 
Gläubiger  sog.  actes  de  carence  ausgewirkt,  dieser  war  im  Jahre 
1872  in  Konkurs  geraten.  Die  KReg.  anerkannte,  dass  eine  formelle 
Vorschrift  des  Verbots  der  Ausübung  der  Advokatur  gegenüber 
solchen  Advokaten,  die  fallit  oder  zahlungsunfähig  geworden  sind, 
nicht  bestehe,  sie  betonte  aber,  dass  das  in  Hinsicht  auf  zahlungs- 
unföhige  Notare  in  einem  kant.  Gesetz  vom  Jahre  1846  enthaltene 
Verbot  stets  auf  Advokaten  Anwendung  gefunden  habe. 

B  1881  II  692. 

1637#  Ein  Advokat  des  Kts.  St.  Gallen,  der  später  als  An- 
walt in  Zürich  praktizirte  und  hierauf  nach  Bern  übersiedelte, 
stellte  den  24.  Mai  1877  bei  der  Berner-Reg.  das  Gesuch,  im  Kt. 
Bern  Rechts-  und  Advokaturgeschäfte  übernehmen  und  besorgen  zu 
dürfen.  Er  stützte  sein  Gesuch  auf  Art.  5  der  Üebergangsbestim- 
mungen  zur  BV,  ferner  auf  ein  zürcherisches  Kantonsfürsprechpatent, 
das  ihm  den  24.  Okt.  1874  im  Hinblick  auf  Art.  5  der  Uebergangs- 
bestimmungen  zur  BV  und  auf  Grund  eines  Fähigkeitszeugnisses  des 
St,  Galler  KGerichts  von  der  Reg.  von  Zürich  erteilt  worden  war. 
Die  Berner  Reg.  wies  den  4.  Aug.  1877  das  Gesuch  ab;  der  BR 
erklärte  den  15.  Juli  1879  die  gegen  diese  Abweisung  gerichtete 
Beschwerde  für  unbegründet  und  zwar  in  Erwägung : 

Nach  Art.  33  der  BV  bleibt  es  den  Kantonen  anheimgestellt, 
die  Ausübung  der  wissenschaftlichen  Berufsarten  von  einem  Aus- 
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weise  der  Befähigung  abhängig  zu  machen ;  doch  existirt,  soweit 
dies  die  Advokatur  betrifft,  die  in  jenem  Artikel  vorgesehene  BGesetz- 
gebuug  nicht,  welche  dafür  zu  sorgen  hätte,  dass  daherige  Ausweise 
für  die  ganze  Eidg.  giltig  erworben  werden  könnten.  Bei  der  Prü- 
fung der  Frage  aber,  ob  der  Rekurrent  Art.  5  der  üebergangsbestim- 
mungen  zur  BV  anrufen  kann,  fällt  in  Betracht,  dass  nach  dieser 
üebergangsbestiramung  nur  ein  Kanton  oder  eine  mehrere  Kantone 
repräsentirende  Konkordatsbehörde  den  nötigen  Ausweis  der  Be- 
fähigung zu  erteilen  befugt  ist.  Nun  besitzt  der  Rekurrent  aller- 
dings ein  Fürsprecherpatent  des  Kts.  Zürich.  Dasselbe  kann  aber 
gegenüber  den  Anforderungen,  welche  der  Kt.  Bern  an  seinen  Ad- 
vokatenstand gesetzlich  stellen  muss,  darum  nicht  ausschlaggebend 
sein,  weil  es,  ohne  jede  vorausgegangene  Prüfung,  lediglich  gestützt 
auf  ein  Zeugnis  des  obersten  Gerichtshofes  eines  Kantons  erteilt 
wurde,  in  welchem  keinerlei  Examen  besteht,  sondern  die  Advokatur 
freigegeben  ist,  und  weil  jener  Gerichtshof,  das  KGericht  St.  Gallen, 
aus  eben  diesem  Grunde  überhaupt  nicht  in  der  Lage  hätte  sein 
können,  diesfalls  mit  staatlicher  Autorisation  eine  Fähigkeitsurkunde 
auszustellen,  welche  die  in  Art.  5  der  Uebergangsbestimmungen 
zur  BV  vorgesehene  Wirkung  ohne  weiteres  nach  sich  ziehen  würde. 

Es  folgt  hieraus,  dass  der  Rekurrent  einen  sachgemässen  Aus- 
weis der  Befähigung  im  Sinne  des  mehrerwähnten  Art  5  nicht  be- 
sitzt und  seitens  des  Kts.  St.  Gallen  auch  nicht  besitzen  kann. 

Wenn  trotzdem  die  Reg.  von  Zürich  sich  berechtigt  fand,  dem 
Rekurrenten  ein  für  den  dortigen  Kanton  giltiges  Fürsprechpatent 
auszustellen,  so  ist  dies  ihre  Sache,  und  es  kann,  nachdem  nament- 
lich bekannt  ist,  auf  welchen  Ausweis  gestützt  dies  geschah,  jenes 
Patent  für  einen  dritten,  im  gegebenen  Falle  für  den  Kt.  Bern, 
keinerlei  Rechtswirkung  nach  sich  ziehen.  Gegenteils  macht  Bern 
nur  von  seinem  Rechte  Gebrauch,  wenn  es  sich  lediglich  an  das 
Zeugnis  des  KGericbts  von  St.  Gallen  hält  und  dasselbe,  mit  Rücksicht 
auf  den  innert  seiner  Grenzen  geltenden  Patentzwang  mit  voraus- 
gegangenem theoretischen  und  praktischen  Staatsexamen,  für  die 
Zulassung  zur  Anwaltspraxis  als  ungenügend  erklärt.  Eine  gegen- 
teilige Rechtsstellung  würde  überdies  die  Angehörigen  derjenigen 
Kantone,  in  welchen  die  Advokatur  freigegeben  ist,  gegenüber  den- 
jenigen, die  dem  Patentzwang  unterliegen,  in  unzulässiger  Weise 
begünstigen.  B  1880  ll  19. 
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1637  a.  Die  Beschwerde  des  H.  Häberlin,  Advokat  in  Frauen- 
feld  (Kts.  Thurgau),  gegen  einen  Beschl.  des  KGerichtes  von  Waadt 
vom  20.  Febr.  1892  betr.  die  Ausübung  des  Anwaltberufes  im  Eanton 
Waadt  auf  Grund  eines  thurgauischen  Anwaltpatentes  wurde  den 
5.  April  1892  vom  BR  für  begründet  erklärt;  der  BR  zog  in  Er- 
wägung: 

Der  Inhalt  des  Art.  5  der  UebergangsbestimmungenzurBV  ist  so 
klar,  dass  Zweifel  über  dessen  Tragweite  unmöglich  aufkommen 
können.  Er  geht  dahin,  dass,  solange  das  in  Art.  33  der  BV  ver- 
heissene  BGes.  noch  nicht  besteht,  jeder  Kanton  gehalten  ist,  dem 
Besitzer  eines  von  einem  andern  Eanton  ausgestellten  Fähigkeits- 
ausweises  für  eine  wissenschaftliche  Berufsart  die  Ausübung  dieser 
Berufsart  zu  gestatten  und  zwar  in  dem  Umfange,  in  welchem 
seine,  des  verpflichteten  Kantons,  Gesetze  diese  Berufsart  aner- 
kennen und  zulassen.  Der  Kanton,  an  den  ein  solches  Zulassungs- 
begehren gerichtet  wird,  ist  dem  letztern  gegenüber  nicht  zu  Ein- 
schränkungen befugt,  die  aus  Niederlassungsverhältnissen  oder  aus 
der  Verschiedenheit  der  Anforderungen  abgeleitet  sind,  welche  in 
den  Kantonen  in  Betreff  der  Erwerbung  von  Patenten  für  die  Aus- 
übung einer  gegebenen  wissenschaftlichen  Berufsart  bestehen.  Wol 
aber  könnte  die  Staatsbehörde,  unter  deren  unmittelbarer  Aufsicht 
die  Ausübung  der  Berufsart  steht,  den  ihr  nach  Art.  5  der  Ueber- 
gangsbestimmungen  zur  BV  unterbreiteten  Fähigkeitsausweis  da- 
rauf prüfen,  ob  er  in  dem  Kanton,  der  ihn  ausgestellt  hat,  wirk- 
lich zur  unbedingten  Ausübung  des  Berufes,  auf  den  er  lautet,  be- 
rechtigt. In  vorliegendem  Fall  hat  die  kant.  Behörde  auf  diese 
Prüfung  verzichtet. 

B  1892  II 247,  1893  1 458;  diese  Entscheidung  des  BR  wird  von  der  Komm, 
des  StR  zur  Prüfung  der  Geschäftsführung  des  BR  im  Jahre  1892  aus- 
drücklich als  richtig  anerkannt,  B  1893  III  298. 

1638.  Ein  Bemer  Notar  hatte  den  24.  Okt.  1879  nach  be- 
standener  theoretischer  und  praktischer  Prüfung  vom  Obergericht  des 
Kts.  Luzern  den  Ausweis  der  Befähigung  zur  Ausübung  des  Berufes 
als  Fürsprecher  erhalten.  Unter  Vorlage  dieses  Ausweises  und  unter 
Hinweis  auf  Art.  33  und  Art.  5  der  Uebergangsbestimmungen  zur 
BV  reichte  er  sodann  beim  Obergericht  des  Kts.  Bern  das  Gesuch 
ein  um  Gestattung  der  Ausübung  der  Advokatur  im  Eanton  Bern; 
er  wurde  jedoch  abgewiesen,  wesentlich  unter  folgender  Begrün- 
dung:   Die   genannten  Verf-Bestimmungen  dürfen  nicht   in  dem 
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Sinne  ausgelegt  werden,  dass  es  den  Angehörigen  eines  Kantons  ge- 
stattet wäre,  in  Umgehung  der  in  diesem  geltenden  Prüfungs- 
YOrschriften  sich  in  einem  andern  Kanton  ein  Fähigkeitszeugnis  zu 
verschaffen,  um  dann  im  eigenen  die  Praxis  auszuüben.  Dieses  ist 
aber  offenbar  beim  Petenten,  der  dem  Kt.  Bern  beimats-  und  nieder- 
lassungshalber angehört  und  in  demselben  den  Beruf  eines  Notars 
ausübt,  der  Fall.  Derselbe  scheint  sich  nämlich  nur  deshalb  nicht 
der  bernerischen  Staatsprüfung  unterwerfen  zu  wollen,  weil  er  das 
hier  von  den  Kandidaten  geforderte  Zeugnis  der  Reife  zur  Hoch- 
schule nicht  besitze.  Der  dargelegte  Gesichtspunkt  ist  um  so  mehr 
festzuhalten,  als  ein  im  Kt.  Luzern  erworbenes  Fähigkeitszeugnis 
über  den  Besitz  der  erforderlichen  Kenntnisse  des  positiven  berneri- 
schen Rechtes  keinerlei  Garantie  giebt. 

Der  Gesuchsteller  beschwerte  sich  hierauf  beim  BR.  Der  BB 
erklärte  mit  Beschl.  vom  17.  Febr.  1880  den  Rekurs  für  begründet 
und  demgemäs  den  Rekurrenten  zur  Ausübung  der  Anwaltspraxis 
im  Kt.  Bern  für  berechtigt,  und  zwar  in  Erwägung: 

Der  Beschwerdeführer  ist  Inhaber  einer  formell  und  materiell 
unbeanstandeten  Ausweises  über  die  Befähigung  sur  Ausübung  der 
Advokaturpraxis  im  Kt.  Luzern.  Dieser  Ausweis  entspricht  durch- 
aus denjenigen  Anforderungen  und  Bedingungen,  welche  gemäs 
Art.  5  der  üebergangsbestimmungen  zur  BV  die  Befugnis  zur  Aus- 
übung des  betr.  Berufes  in  der  ganzen  Eidg.  geben.  Mit  Rücksicht 
auf  diesen  Ausweis  erscheinen  als  völlig  irrelevant  die  Gründe,  die 
den  Beschwerdeführer  veranlasst  haben,  sein  Anwaltspatent  im 
Kt.  Luzern  sich  zu  verschaffen,  und  damit  ist  gleichzeitig  jeder 
stichhaltige  Grund  beseitigt,  jenem  Ausweis  diejenige  Wirkung  zu 
versagen,  welche  demselben  durch  die  genannte  Verf-BestimmuDg 
ausdrücklich  gewahrt  werden  will.  b  1881  ir  91. 

1639.  Der  wissenschaftliche  Charakter  der  Advokatur  steht 
ausser  allem  Zweifel,  und  es  kann  diesfalls  einfach  darauf  hinge- 
wiesen werden,  dass  die  Advokatur,  d.  h.  die  Beistandleistung  und 
Vertretung  in  gerichtlichen  Angelegenheiten,  bei  allen  Völkern  mit 
ausgebildeter  Rechtsordnung  zum  Beruf  einer  eigenen  Klasse  von 
Rechtsverständigen  geworden  ist.  Demgemäs  ist  die  Ausübung  der 
Advokatur  nicht  wie  diejenige  eines  gewöhnlichen  Berufes  oder  Ge- 
werbes gemäs  dem  verfassungsrechtlichen  Grundsatze  der  Handels- 
und Gewerbefreiheit  freizugeben,  sondern  es  ist  den  Kantonen  nach 
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Art.  33  der  BV  anheimgestellt,  die  Ausübung  der  Advokatur  von 
einem  Ausweis  der  Befähigung  abhängig  zu  machen.  Ebenso  muss 
es  in  der  Befugnis  der  Kantone  liegen,  die  Advokatur  als  beson- 
dem  Berufsstand  in  einer  durch  das  öffentliche  Wol  erforderten 
Weise  zu  organisiren. 

Der  Kt  Zürich  hat  von  diesem  Rechte  in  dem  Sinne  Gebrauch 
gemacht,  dass  er  die  gerichtliche  Vertretung  und  Verbeiständung 
einer  Partei  in  Civil-  und  Strafsachen  nur  durch  Personen  geschehen 
lässt,  die  sich  im  Besitze  des  Aktivbürgerrechts  befinden.^)  Dieses 
Erfordernis  des  Aktivbürgerrechtes  (Ges.  betr.  die  zürcherische  Rechts- 
pflege vom  2.  Dez.  1874,  Art.  174,  175)  ist,  nach  der  Auslegung 
der  Zürcherbehörden,  gleichbedeutend  mit  der  Fähigkeit  zur  Aus- 
übung der  verf-mässigen  und  gesetzlichen  politischen  Rechte  und 
zur  Bekleidung  öffentlicher  Aemter  (vgl.  auch  BV,  Art.  74).  Die 
Aufstellung  dieses  Erfordernisses  verstösst  nun  keineswegs  gegen 
das  BRecht.  Die  Vorschrift  bezweckt  vielmehr,  die  den  Partei- 
vertretem  und  Rechtsbeiständen  inwolmenden  persönlichen  Garan- 
tien zu  erhöhen ;  sie  ist  an  und  für  sich  sehr  wol  gerechtfertigt  und 
wird  auch  durch  Art.  33  der  BV  vollständig  gedeckt.  Dass  die 
BGesetzgebung  (BGes.  vom  22.  Nov.  1850,  Art.  28,  BGes.  vom 
27.  Aug.  1851,  Art  59)  eine  gleiche  Bestimmung  nicht  enthält,  fällt 
hier  nicht  in  Betracht.  Wäre  die  von  der  Reg.  und  dem  Ober- 
gericht des  Ets.  Zürich  gegebene  Auslegung  des  Erfordernisses 
des  Aktivbürgerrechtes  nicht  die  richtige,  so  wäre  die  Abhilfe  hie- 
gegen  bei  der  obersten  kant.  Behörde  zu  suchen. 

Der  BR  wies  daher  mit  Entscheidung  vom  10.  April  1885 
eine  Beschwerde  des  Dr.  jur.  Sprenger  in  Zürich  als  unbegründet  ab. 
Sprenger  ist  britisch-ostindischer  ünteilÄn;  er  wurde  vom  Zürcher 
Obergericht  nicht  als  Advokat  zu  Parteivorträgen  vor  Gericht  zu- 
gelassen, weil  er  als  Fremder  sich  nicht  im  Besitz  des  geforderten 
Requisites  des  Aktivbürgerrechtes  befinde.  Der  BR  hob  des  be- 
sondem  in  seiner  Entscheidung  auch  hervor,  dass,  wäre  die  Be- 
schwerde eines  Schweizerbürgers  bei  Ermangeln  des  Aktivbürger- 
rechtes abzuweisen,  ein  Angehöriger  eines  fremden  Staates  jeden- 
falls nur  vermöge  einer  besondern  vertraglichen  Zusicherung  be- 
rechtigt wäre,  ein  besseres  Recht  zu  beanspruchen,  als  es  den 


*)  Vgl.  auch  Entscheidung  des  BGer.  vom  29.  Jan.  1887  in  Sachen  der 
Frau  Dr.  jur.  Kempin,  BGer-Entsch.  XIII  1. 
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Bürgern  des  eigenen  Landes  zukommt.  Ein  solches  Recht  kann 
aber  aus  den  Bestimmungen  des  Freundschafts-,  Handels-  und  Nie- 
derlassungsvertrages  zwischen  der  Schweiz.  Eidg,  und  ihrer  Majestät 
der  Königin  der  Vereinigten  Königreiche  von  Grossbritannien  und 
Irland  vom  6.  Sept.  1855,  der  auf  alle  Gebiete  der  Vertragsstaaten 
Anwendung  findet  (Art.  I),  nicht  gefolgert  werden  (B  1855  II  676, 
1856  I  179,  A.  S.  V  271,  Wolf  II  399) ;  nach  Art.  I,  Abs.  2  dieses 
Vertrages  ist  den  Bürgern  und  Untertanen  der  beiden  kontrahi- 
renden  Teile  nur  gestattet,  « gemäs  den  Gesetzen  des  Landes  jeden 
Beruf  oder  jedes  Gewerbe  auszuüben  ».  Demnach  sind  die  in  Bezug 
auf  alle  Schweizerbürger  rechtsgiltigen  und  wirksamen  Bestimmungen 
der  Zürcher  Gesetzgebung  über  die  Advokatur  gegenüber  den  briti- 
schen Staatsangehörigen  ausdrücklich  vorbehalten.         b  1886  l  944 

6.  Geometer. 

1640«  Auf  das  Gesuch  des  Prüfungsausschusses  für  Konkor- 
datsgeometer ') :  durch  offizielle  Interpretation  festzustellen,  dass  der 
Geometerberuf  den  wissenschaftlichen  Berufsarten  zuzuzählen  sei, 
also  zur  Freizügigkeit,  wie  sie  letztern  durch  die  BV  zugesichert 
wird,  berechtige,  trat  der  BR  nicht  ein,  weil  keine  konkrete  Be- 
schwerde darüber  vorliege,  dass  der  freien  Ausübung  des  Geometer- 
berufes  irgendwelche  Schwierigkeiten  in  den  Weg  gelegt  werden. 

BR  im  B  1884  n  72.  No.  187. 

7.   Vereinbarungen  mit  dem  Ausland.*) 

1641*  Durch  entsprechende  gegenseitige  Erklärungen  der 
Reg.  (des  BR  und  der  Reg.  des  deutschen  Kaisers)  vom  20.  und 
29.  Nov.  1872  ist  vereinbart  worden,  dass  den  auf  elsass-lothrin- 
gischem  Gebiet  domizilirten  und  zur  Praxis  berechtigten  Aerzten  und 
Tierärzten  die  Ausdehnung  der  Praxis  auf  das  Gebiet  der  Kantone 
Bern,  Solothum,  Basel-Stadt  und  Basel-Landschaft  gestattet  werden 
soll,  sofern  sie  bei  den  KReg.   darum  nachsuchen,   und   dass   in 


•)  Vgl.  Konkordat  für  gemeinschaftliche  Prüfung  der  Greometer  und  deren 
Freizügigkeit  im  Gebiete  der  Konkordatskantone  vom  20.  Jan.  1868,  A.  S.  IX 
I  314,  Wolf  II  329. 

»)  Einer  Petition  des  Schweiz.  Apothekervereins  aus  dem  Jahre  1882,  die 
dahin  gieng:  £s  möchten  Verhandlungen  mit  Deutschland  betr.  gegenseitige 
Anerkennung  der  Gehilfendiplome  angeknüpft  werden,  wurde  vom  BR  ange- 
sichts der  nicht  unbedenklichen  Konsequenzen  einer  solchen  Anerkennung 
keine  Folge  gegeben,  B  1883  II  36,  III  113. 
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gleicher  Weise  den  in  den  Gebieten  der  vier  genannten  Kantone 
domizilirten  Aerzten  und  Tierärzten  die  Ausdehnung  der  Praxis  auf 
das  Gebiet  von  Elsass-Lothringen  gestattet  werden  soll,  sofern  sie 
bei  der  dortigen  Landes  Verwaltung  darum  nachsuchen  (A.  S.  X  1069). 
Diese  Vereinbarung  ist  erweitert  worden  durch  die  auf  Anregung 
von  Deutschland  abgeschlossene  und  an  ihre  Stelle  tretende  Ueber- 
einkunft  vom  29.  Febr.  1884  zwischen  der  Schweiz  und  dem  deut- 
schen Reich  über  die  gegenseitige  Zulassung  der  an  der  Grenze  do- 
mizilirten Medizinalpersonen  zur  Berufsausübung.  Nach  erfolgter 
beidseitiger  Ratifikation  ist  diese  Uebereinkunft  den  9.  Mai  1884 
in  Kraft  getreten.  Die  Uebereinkunft  ist  einer  entsprechenden 
deutsch-östen-eichisch-ungarischen  nachgebildet;  sie  bezieht  sich  auf 
Aerzte,  Wundärzte,  Tierärzte  und  Hebammen. 

Anläslich  der  Ratifikation  dieser  Uebereinkunft  durch  die 
BVers.  beschloss  der  NR  den  19.  März  1884  folgende  Motion 
Brugisser: 

Der  BR  wird  eingeladen,  mit  Frankreich,  Italien  und 
Oesterreich  ähnliche  Uebereinkünfte  über  gegenseitige  Zulas- 
sung der  an  der  Grenze  domizilirten  Medizinalpersonen  zur 
Berufsausübung  anzubahnen,  wie  die  mit  dem  deutschen  Reich 
abgeschlossene.  Posti-Slg.  n.  F.  323. 

Durch  die  nachfolgenden  Staatsverträge  ist  der  Zweck  dieser 
Einladung  erreicht  worden,*)  B  1886  l  441,  1890  549. 

1.  üebereinknnft  zwischen  der  Scbweiz  und  dem  deutschen  Reich 
über  die  gegenseitige  Zulassung  der  an  der  Grenze  domizilirten  Medi- 
zinalpersonen zur  Berufsausübung  vom  29.  Feb.  1884,  von  der  BVers. 
genehmigt  den  24.  März,  in  Kraft  getreten  den  9.  Mai  1884.  A.  S. 
n.  P.  Vn  446,  445,  Wolf  II  1107.  —  Botsch.  des  BR  vom  7.  März 
1884,    B  1884  I  375  ;  1885  II  16. 


1)  Das  Schweiz-deutsche  üebereinkommen  bildete  die  Grundlage  für  die 
folgenden.  Am  meisten  Abweichungen  weist  das  schweiz-französische  auf:  die 
Geburtshelfer  werden  besonders  genannt,  es  werden  die  Gemeinden  aufgezählt, 
ftbr  welche  das  Üebereinkommen  gilt  (eine  Breite  von  10  Eilom.  auf  beiden 
Seiten  der  Grenze;  eine  ähnliche  Forderung  hatte  Italien  fallen  lassen),  die 
patentirten  Tierärzte  sind  ermächtigt,  Arzneimittel  zu  verkaufen  (vgl.  schweiz.- 
deutsche  Uebereinkunft  Art.  2,  der  im  österreichischen  und  im  liechtensteinischen 
Abkommen  faUen  gelassen  worden  ist),  üebertretung  der  Bestimmungen  des 
Uebereinkommens  zieht  ausdrücklich  Strafe  nach  sich  (in  den  andern  üeber- 
einkommen fehlt  eine  solche  Bestimmung) ;  das  schweiz.-italieni8che  Abkommen 
hat  Vorschriften  betr.  Grenzüberschreitung  (Art.  5),  Legitimation  der  Berech- 
tigten (Art.  4),  Verträge  über  ärztliche  Besorgung  mit  Gemeinden  (Art.  3). 
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2.  üebereinkanft  zwischen  der  Schweiz  and  dem  Farstentum 
Liechtenstein  über  die  gegenseitige  Zulassung  der  an  der  Grenze  domi- 
zilirten  Medizinal personen  zur  Berufsausübung  vom  1.  Juli  1885,  von 
der  BVers.  genehmigt  den  25.  Juni,  in  Kraft  getreten  den  16.  Sept. 
1886,  A.  S.  n.  F.  IX  226,  225,  Wolf  II  1108.  —  Botsch.  des  BR  vom 
25.  Mai  1886,  B  1886  II  408  ;  1887  I  513. 

8.  Uebereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  Oesterreich- Ungarn 
über  die  gegenseitige  Zulassung  der  an  der  Grenze  domizilirten  Medi- 
zinalpersonen zur  Berufsausübung  vom  29.  Okt.  1886,  von  der  BVers. 
genehmigt  den  25.  Juni  1886,  in  Kraft  getreten  den  3.  Sept.  1886, 
A.  S.  n.  F.  IX  220,  219,  Wolf  II  1107.  —  Botsch.  des  BR  vom 
25.  Mai  1886,  B  1886  II  402 ;  1887  I  513,  1876  II  318. 

4.  Uebereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  Italien  betr.  die  gegen- 
seitige Zulassung  der  an  der  Grenze  wohnenden  Medizinalpersonen  zur 
Berufsausübung  vom  28.  Juni  1888,  von  der  BVers.  genehmigt  den 
2.  Juli,  in  Kraft  getreten  den  15.  Sept,  1888,  A.  S.  n.  F.  X  724,  723, 
Wolf  II  1108.  -  Botsch.  des  BR  vom  29.  Juni  1888,  B  1888  III  754, 
IV  1,  1889  I  474. 

5.  Uebereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  betr.  die 
gegenseitige  Zulassung  der  an  der  Grenze  wohnenden  Medizinalpersonen 
zur  Berufsausübung  vom  29.  Mai  1889,  von  der  BVers.  genehmigt  den 
20.  Juni,  in  Kraft  getreten  den  17.  Aug.  1889,  A.  S.  n.  F.  2.  S.  I  180, 
179,  Wolf  II  1110.  —  Botsch.  des  BR  vom  7.  Juni  1889,  B  1889  IIl 
333;  1887  I  513,  1888  II  688,  III  239,  1889  I  474,  1890  I  549. 

1642.  Im  Jahre  1888  lehnte  es  der  BR  definitv  ab,  auf 
die  von  England  unterm  18.  Nov.  1886  gemachte  Anregung  zum 
Abschluss  eines  Reciprocitätsverhältnisses  für  die  Ausübung  des 
Arztberufes  in  den  beidseitigen  Staaten  einzutreten,  weil  es  sich 
nach  eingehender  Prüfung  der  Bedingungen,  unter  denen  die  ärztliche 
Praxis  in  England  erlangt  und  ausgeübt  wird,  herausgestellt  hatte, 
dass  jene  Bediugungen  von  den  hierseitigen  zu  sehr  abweichen, 
als  dass  aus  dem  von  England  angestrebten  Vertrage  für  die 
schweizerischen  Aerzte  nennenswerte  Vorteile  entspringen  könnten, 
Vorteile,  die  annähernd  denjenigen  gleich  kämen,  welche  die  engli- 
schen Aerzte  daraus  ziehen  würden,  BR  im  B  1889  l  474. 

Und  als  die  englische  Reg.  im  folgenden  Jahre  ihre  Kund- 
gebungen für  Abschluss  eines  solchen  Reciprocitätsvertrages  er- 
neuerte, sah  sich  der  BR  trotz  nochmaliger  Prüfung  der  Ange- 
legenheit genötigt,  sich  ablehnend  gegenüber  dieser  Anregung  zu 
verhalten.    Denn  es  ergab  sich,  dass  die  Sachlage  für  den  Abschluss 
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des  angedeuteten  Vertrages  sich  keineswegs  günstiger  gestaltet 
hatte,  und  dass  eine  solche  erst  dann  eintreten  könnte,  wenn  der 
englische  Staat  die  Erteilung  des  Arztdiploms  selbst  und  ausschlies- 
lich  an  die  Hand  nehmen  wUrde,  und  wenn  für  das  ganze  britische 
Reich  eine  einheitliche  Medizinalgesetzgebung  aufgestellt  wäre. 

B  1890  I  549;  vgl.  B  1883  II  87,  1884  II  13,  1887  I  513,  1889  I  474,  1890 
II  885. 

1643.  Auf  Grund  der  Erklärung  vom  20.,  29.  Nov.  1872  *) 
machte  im  Jahre  1883  ein  Arzt  in  Strassburg  die  Ansicht  geltend, 
dass  er  in  Basel  nicht  nur  ärztliche  Hausbesuche  abzuhalten  be- 
rechtigt sei,  sondern  daselbst  auch  Sprechstunden  abhalten  dürfe. 
Der  BR  wies  diese  Ansicht  als  irrtümlich  zurück,  üer  Zweck  der 
angerufenen  Erklärung  ist  vielmehr,  den  beidseitig  in  der  Nähe  der 
Grenze  domizilirten  Aerzten  und  Tierärzten  das  Praktiziren  über  der 
Grenze  zu  ermöglichen.  Die  Praxis  eines  Arztes  ist  naturgemäs 
auf  diejenigen  Entfernungen  beschränkt,  welche  er  von  seinem 
Domizil  aus  regelmässig  besuchen  kann.  Es  lag  im  Interesse  der 
Angehörigen  beider  Staaten,  dass  der  in  der  Nähe  praktizirende 
Arzt  in  seiner  Praxis  durch  die  politische  Grenze  nicht  in  beengen- 
der Weise  gehindert  oder  beschränkt  werde.  Aber  niemand  hat 
ein  Interesse  daran,  dass  ein  Arzt  zwischen  zwei  Städten,  wie  Basel 
und  Strassburg,  hin-  und  herreise  und  heute  hier,  morgen  dort  prak- 
tizire.  Die  deutsche  Reg.  stimmte  ausdrücklich  der  Auflassung  des 
BR  bei,  und  die  gleiche  Auffassung  ist  in  deutlicherer  Weise  als  es 
in  der  Erklärung  des  Jahres  1872  geschah  sowol  in  der  üeberein- 
kunft  mit  Deutschland,  wie  in  den  andern  Vereinbarungen  zum 
Ausdrucke  gebracht  worden.  B  1885  II 13 

16A4.  Die  sog.  niedere  Chirurgie  (Bader,  Feldscherer)  fällt 
nicht  unter  die  im  schweiz-österreichischen  üebereinkommen  vom 
25.  Okt.  1885  aufgezählten  medizinischen  Berufsarten,  sondern  unter 
die  Kategorie  der  «Gewerbe»  und  ist  darnach  zu  behandeln. 

BB  auf  Anfrage  der  österr.-ungarischen  Gesandtschaft  betr.  eines  in 
Bemeck  (St.  Gallen)  niedergelassenen  Schweizers,  der  gestützt  auf  ein  ihm 
vom  Sanitätsrat  des  Ets.  St.  Gallen  ausgestelltes  Fähigkeitszeugnis 
in  der  niedem  Chirurgie  (Zahnausziehen,  Aderlassen  etc.)  das  Eecht  be- 
anspruchte, im  Grenzort  Lustenau  die  Praxis  auszuüben  auf  Grund  des 
f^nannten  Uebereinkommens,  B  1888  II  689. 


1)  No.  1641. 
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Auswärtige  Angelegenheiten.') 

1645«  Gleichbehandlung  sämtlicher  Schweizer- 
Dürger  in  Staatsverträgen.^)  Bei  Anlass  der  Beratung  in 
den  eidg.  Bäten  über  die  Genehmigung  der  vom  BR  mit  Rumänien 
abgeschlossenen  Handelskonvention  vom  30.  März  1878  (A.  S.  n.  F. 
III  643)*)  hatten  die  Delegirten  der  Schweiz.  Israelitengemeinden 
folgendes  Gesuch  der  BVers.  eingereicht: 

Es  solle  grundsätzlich  festgestellt  werden,  dass  weder  jetzt  mit 
Rumänien,  noch  künftig  mit  irgend  einem  Staat  ein  Vertrag  ab- 
geschlossen werden  dürfe,  der  in  irgend  einer  Bestimmung  oder 
auch   umgekehrt  in  Ermangelung   einer  solchen    voraussichtlich 
dazu   führen  könnte,    dass   nicht  alle   schweizerischen  Bürger  in 
bürgerlichen  und  politischen  Rechten  allenthalben  gleich  behandelt 
werden. 
In  Rumänien  besteht  zwar  in  den  Städten  eine  vollständige 
Niederlassungsfreiheit,  auf  dem  platten  Lande  dagegen  könnte  den 
schweizerischen  Israeliten  das  Recht  der  Niederlassung  nicht  in 
gleicher  Weise  wie  den  Christen  vertraglich  zugesichert  werden; 
es  sind  überhaupt  die  Juden  in  Rumänien  den  Christen  nicht  gleich- 
gestellt.    Bei  dieser    Sachlage  beschränkte   der  BR   den   abzu- 
schliessenden  Staatsvertrag  auf  Punkte  rein  kommerzieller  Natur. 
Auf  das  Gesuch   der  Schweiz.  Israeliten  aber  trat  die  BVers. 
im  Prinzip  nicht  ein,  sie  genehmigte  die  Handelskonvention  den 
15.  Aug.  1878  und  stellte  den  22.  Aug.  1878  das  Postulat  auf: 

Der  BB  wird  eingeladen,  die  Frage  des  Abscblnsses  eines 
Niederlassungsvertrages  mit  Rumänien  auf  Grundlage  vollständiger 
Gleichberechtigung  sämtlicher  Schweizerbürger  unausgesetzt  im 
Auge  zu  behalten  und  die  diesfUUigen  Verhandlungen  so  bald  als 
möglich  wieder  aufzunehmen.  Postl-Slg.  n.  F.  164. 


«)  Vgl.  u.  a.  oben  I  S.  2i6. 

«)  Vgl,  auch  oben  II  No.  486. 

•)  Zur  Zeit  gilt  die  Handelaübereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  Ru- 
mänien vom  3.  März  1893,  A.  S.  n.  F.  2  S.  III  421,  422;  vgl  auch  A  S.  n.  F. 
IX  119,  Wolf  U  728. 
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Ein  Niederlassungsvertrag  mit  Bumänien  konnte  bis  jetzt  nicht 
abgeschlo^en  werden.  Vgl.  B  1879  II  574,  1884  n  580,  1887  II  657. 

Zu  dem  Gesuch  der  Schweiz.  Israeliten  bemerkt  die  Komm, 
des  StR  in  ihrem  Ber.  vom  18.  Juni  1878  (Sulzer)  folgendes: 

Es  kann  dem  Gesuch  von  vorneherein  nicht  entsprochen  werden. 
Noch  bestehen  in  mehreren  europäischen  Staaten  Standesrechte  ver- 
schiedener Art,  z.  B.  Rechte  der  adeligen  Herkunft,  des  geistlichen 
Standes,  der  akademischen  Grade,  des  Hittergnts-  und  andern  Grund- 
besitzes, des  Census,  des  Bechtes  gewisse  Berofsarten  zu  betreiben,  oder 
sich  wechselrechtlich  zu  verpflichten  u.  s.  w.  Das  Requisit  der  abso- 
luten bürgerlichen  Gleichheit,  wie  es  die  Schweiz.  Israeliten  aufstellen, 
wäre  in  keinem  Staate,  in  dem  auch  nur  eines  dieser  Standesrechte  be- 
steht, erfüllt,  und  es  könnte  daher  mit  keinem  dieser  Staaten  irgend 
ein  Vertrag  abgeschlossen,  ja  es  müssten  konsequenterweise  die  schon 
bestehenden  gekündet  werden. 

Allerdings  wird  die  Schweiz  nicht  dazu  Hand  bieten,  Verträge 
abzuschliessen,  durch  welche  einem  Teil  der  Schweizerbürger  gewisse 
Rechte  zugestanden  würden,  während  sie  einem  andern  Teile  vorent- 
halten blieben;  allein  die  Schweiz.  Israeliten  gehen  noch  weiter,  indem 
sie  den  Abschluss  von  Verträgen  verhindern  wollen,  durch  die  zwar 
keinerlei  Ungleichheit  der  Behandlung  der  in  den  vertragschliessenden 
Staaten  ^wohnenden  oder  dort  reisenden  Schweizer  zugelassen  ist,  indem, 
soweit  überhaupt  von  Rechten  der  Angehörigen  beider  vertragschlies- 
senden Staaten  die  Rede  ist,  völlige  Gleichheit  zugesichert  wird,  —  durch 
die  jedoch  auf  irgend  einem  andern  in  dem  Vertrag  gar  nicht  berührten 
Gebiet  der  bürgerlichen  oder  politischen  Rechte  eine  Ungleichheit  der 
Behandlung  von  Schweizern  verschiedener  Stände  oder  Konfessionen 
fortdauert. 

Das  Verfahren  des  BR  war  von  richtigen  Grundsätzen  geleitet,  in- 
dem er  den  Abschluss  eines  Niederlassungsvertrages  ablehnte,  so  lange 
Rumänien  nicht  in  der  Lage  sein  wird,  allen  Schweizern  ohne  Unter- 
schied der  Konfession  die  nämlichen  Rechte  auf  diesem  Gebiete  zuzu- 
sichern, und  indem  er  vorzog,  den  Schweizern  der  christlichen  Konfes- 
sionen die  Vorteüe  eines  solchen  Vertrags  vorzuenthalten,  so  lange 
die  israelitischen  Schweizer  derselben  nicht  teilhaftig  würden;  und 
nicht  weniger  richtig  war  es,  dass  der  BR  über  Einfuhr,  Ausfuhr  und 
Durchfuhr  von  Gütern  und  den  Geschäftsverkehr  von  Kaufleuten  und 
Fabrikanten  auf  den  Fuss  völliger  Gleichheit  der  Rechte  aller  Ange- 
hörigen beider  Staaten  einen  der  Schweiz.  Industrie  günstigen  Vertrag 
abschloss,  ohne  sich  durch  den  Umstand  davon  abhalten  zu  lassen, 
dass  auf  andern  Rechtsgebieten,  die  der  Vertrag  nicht  berührt,  gewisse 

Ungleichheiten  fortdauern  mögen.     B  1878  HI  13,  vgl.  B  1878 II 745,  lU  677. 
IV  28 
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1646*  Internationaler  Schiedsgerichtsver- 
trag.^  In  einer  Botsch.  vom  4.  Dez.  1882  erklärte  der  Prä- 
sident der  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas:  er  würde  zu  je- 
der Massnahme  Hand  bieten,  welche  die  Aufrechterhaltung  des 
Friedens  auf  dem  Kontinent  und  auf  der  ganzen  Welt  zum  Zwecke 
hätte;  er  halte  übrigens  die  Zeit  für  nahe  gekommen,  wo  man  alle 
internationalen  Konflikte  auf  schiedsrichterlichem  Wege  ohne  Zu- 
hilfenahme von  WaflFen  schlichten  werde. 

Auf  Grund  dieser  Aeusserung  machte  der  BB  die  Anregung 
zum  Abschluss  eines  allgemeinen  Schiedsvertrages  zwischen  der 
Schweiz  und  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas.  Der  Präsi- 
dent der  Vereinigten  Staaten  erbat  sich  vom  BR  einen  als  Grund- 
lage für  die  Verhandlungen  geeigneten  Vertragsentwurf.  Den  24.  Juli 
1883  nahm  der  BR  folgenden  Entwurf  an,  der  von  seinem  poli- 
tischen Dep.  ausgearbeitet  worden  war: 

Zwischen  ....  ist  folgender  immerwährender  Schiedsgerichts  ver- 
trag abgeschlossen  worden: 

I.  Die  beiden  Vertragsstaaten  verpflichten  sich,  alle  Anstände, 
welche  während  der  Dauer  des  gegenwärtigen  Vertrags  zwischen  ihnen 
entstehen  sollten,  ohne  Rücksicht  auf  Ursache,  Natur  oder  Gegenstand 
derselben  einem  Schiedsgerichte  zu  unterstellen. 

II.  Das  Schiedsgericht  wird  aus  drei  Personen  zusammengesetzt. 
Jeder  der  beiden  Staaten  bezeichnet  einen  der  Schiedsrichter  und  zwar 
aus  solchen  Personen,    welche  weder  Angehörige  des  Staats,  noch  Be- 


*)  Schiedsgerichtliche  Beilegung  entstehender  völkerrechtlicher  Konflikte 
wird  in  verschiedenen  von  der  Schweiz  abgeschlossenen  Staatsverträgen  vor- 
gesehen, vgl.  z.  B.  die  Verträge  mit  Ecuador  (oben  11  S.  116),  den  Hawaii- 
schen Inseln  (vgl.  A.  S.  IX  510.  Wolf  U  418),  Salvador  (oben  II  S.  113),  der 
Südafrikanischen  Bepublik  (oben  II  S.  114),  dem  Unabhängigen  Congostaat 
(oben  II  S  117);  vgl.  ferner  Schiedsgerichtskonvention  zwischen  der  Schweiz 
und  Chile  vom  19.  Jan.  1886,  A.  S.  n.  F.  IX  393;  Schiedsgerichtsklauseln  in 
Handelsverträgen  z.  B.  A.  S.  n.  F.  *2  S.  III  S.  430.  Bei  Anlass  des  in  No.  97 
mitgeteilten  Anstandes  der  Schweiz  mit  dem  Grossherzogtum  Baden  war  die 
Anregung  gemacht  worden,  den  Streitpunkt  im  Sinne  des  Art.  41  des  betr. 
Staatsvertrages  über  die  Weiterföhrung  der  badischen  Eisenbahnen  über  Schweiz. 
Gebiet  vom  27.  Juli  1852  (A.  S.  III  452)  durch  ein  Schiedsgericht  entscheiden 
zu  lassen.  Der  BR  trat  auf  diese  Anregung  nicht  ein,  da  es  sich  nicht  um  eine 
Differenz  in  der  Auslegung  oder  Anwendung  des  bestehenden  Vertrages,  son- 
dern um  ein  von  Baden  beanspruchtes  neues  Becht  handelte,  und  da  der  BR  nicht 
durch  ein  Schiedsgericht  entscheiden  lassen  konnte,  ob  ein  Hoheitsrecht,  das 
gar  nicht  Gegenstand  des  betr.  Staatsvertrages  war,  dem  Grossherzogtum  Baden 
zukomme;  BR  im  B  1884  II  530.  Meisterhans,  Die  Schweiz  und  die  Öffent- 
lichen Schiedsgerichte,  Zürich  1892. 
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wobner  seines  Gebietes  sind.  Der  Obmann  wird  von  den  beiden  Schieds- 
richtern selbst  gewählt.  Können  sich  dieselben  hierüber  nicht  verstän- 
digen, so  wird  der  Obmann  durch  eine  neutrale  Reg.  ernannt.  Diese 
Beg.  selbst  wird  durch  die  beiden  Schiedsrichter  oder  im  Falle  der 
Nicbtverständigung  durch  das  Loos  bezeichnet. 

m.  Das  vom  Obmann  zusammenberafene  Schiedsgericht  wird  einen 
Kompromis  entwerfen  lassen,  welcher  den  Gegenstand  des  Streithandels, 
die  Zusammensetzung  des  Gerichts  und  die  Dauer  der  Vollmachten  des 
letztern  festgesetzt.  Dieser  Kompromis  ist  von  den  Vertretern  der  Par- 
teien und  von  den  Schiedsrichtern  zu  unterzeichnen. 

IV.  Die  Schiedsrichter  bestimmen  ihr  Prozess verfahren.  Zu  ihrer 
Aufklärung  werden  sie  von  allen  ihnen  notwendig  erscheinenden  In- 
formationsmitteln Gebrauch  machen,  welche  ihnen  die  Parteien  zur 
Verfügung  zu  stellen  haben.  Ihr  Urteil  ist  den  Parteien  mitzuteilen. 
Dasselbe  ist  einen  Monat  nach  dieser  Mitteilung  ohne  weiteres  vollziehbar. 

V.  Jeder  der  Vertragsstaaten  verpflichtet  sich,  das  schiedsrichter- 
liche Urteil  in  loyaler  Weise  zu  beobachten  und  zu  vollziehen. 

VI.  Gegenwärtiger  Vertrag  wird  für  die  Dauer  von  dreissig  Jahren, 
vom  Austausch  der  Ratifikationen  an  gerechnet,  abgeschlossen.  Wird 
er  vor  Beginn  des  dreissigsten  Jahres  nicht  aufgekttndet,  so  gilt  er  für 
eine  neue  Periode  von  dreissig  Jahren,  und  so  weiter. 

Auf  Grund  dieses  Projektes  war  die  Eidg.  bereit,  in  Unterhand- 
lungen einzutreten.  Allein  die  nordamerikanische  Reg.  trat  auf 
den  Vorschlag  gar  nicht  ein ;  der  BR  musste  daher  im  Jahre  1888 
auf  die  Weiterführung  der  Verhandlungen  verzichten.*) 

B  1884  II  576,  932;  1885  II  642,  III  132;  1886  II  438,  1889  II  352. 

1647*  Die  Genferkonvention  des  Roten  Kreuzes,  Der 
in.  internationale  Kongress  des  Roten  Kreuzes')  hatte  im  Jahre 
1884  zu  Genf  den  Beschl.  gefasst: 

Es   möchten   durch   die   Reg.  derjenigen   Staaten,   welche  der 

Genfer  Konvention  beigetreten  sind,  energische  Massnahmen  getroffen 


*)  Die  Vertreter  amerikajiischer  Staaten  hatten  auf  einer  nach  Washington 
einberufenen  intei*nationalen  Konferenz  im  April  1890  den  Entw.  zu  einem 
ständigen  Schiedsgerichtsvertrag  angenommen.  Eine  besondere  Bestimmung 
dieses  Vertrages  sieht  auch  den  Bifitritfc  europäischer  Staaten  vor.  Die  Kon- 
ferenz selbst  hatte  den  Wunsch  ausgesprochen,  es  möchten  die  Streitigkeiten 
mit  Europa  auf  die  gleiche  Weise  geschlichtet  werden.  Sie  empfahl  den  ame- 
rikanischen Reg.,  diesen  Wunsch  allen  befreundeten  Mächten  mitzuteilen.  Der 
Beitritt  eines  europäischen  Staates  zu  dem  genannten  Schiedsgerichtsüberein- 
kommen scheint  bis  jetzt  noch  nicht  erfolgt  zu  sein,  B  1891  I  778,  U  1054. 

»)  Vgl.  üebereinkunft  zur  Verbesserung  des  Looses  der  im  Kriege  ver- 
wundeten Militärs  (sog.  Genferkonvention)  vom  22.  Aug.  1864  A.  S.  VIII  520, 
Wolf  II  383. 
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werden,    um  die    vorkommenden    Misbräache    des    roten  Kreuzes 

und  des  internationalen  Armbandes  zu  Reklamen  in  der  Industrie 

etc.  zu  verhindern. 

Das  rote  Kreuz  wird  häufig  als  Fabrikmarke  oder  als  Be- 
standteil einer  solchen  in  der  Industrie  verwendet,  namentlich  für 
medizinische  Artikel  (Verbandstoife,  Pillen  etc.).  Ein  Verbot  dieses 
Gebrauches  wäre  indes  nur  durch  Revision  der  Genfer  Konvention 
vom  22.  Aug.  1864,  die  ausdrücklich  nur  für  den  Kriegsfall  und 
nicht  für  Friedenszeiten  Bestimmungen  über  den  Gebrauch  von 
Abzeichen  aufstellt,  oder  des  BGes.  betr.  den  Schutz  der  Fabrik- 
und  Handelsmarken  von  1879,  das  die  Aufnahme  von  öffentlichen 
Wappen  in  die  Marken  von  Privatpersonen  gestattet,  aber  nicht 
schützt^),  zu  erzielen.  Angesichts  dieser  Verhältnisse  beschloss  daher 
der  BR  den  21.  April  1885,  er  sei  mangels  einer  rechtlichen  Grund- 
lage nicht  in  der  Lage,  der  genannten  Anregung  für  Friedenszeiten 
weitere  Folge  zu  geben.  B  1886  I  258,  871. 

Auf  die  im  Jahre  1890  seitens  des  Genfer  Staatsrates  erfolgte 
Wiederholung  des  Begehrens  um  Aufstellung  von  Massnahmen 
gegen  den  Misbrauch  des  roten  Kreuzes  bestätigte  der  BR  den 
31.  Jan.  1890  seine  frühere  Auffassung  beifügend,  dass  die  Frage,  ob 
von  den  KReg.  gesetzliche  Bestimmungen  über  die  Materie  aufzu- 
stellen seien,  durch  Art.  64  der  BV  in  verneinendem  Sinne  ent- 
schieden sei.  ß  1890  I  324,  1991  1  781. 

1648.  Die  Zusatzartikel  vom  20.  Okt.  1868  zur  Genferkon- 
vention  sind  nicht  als  ein  integrirender  Bestandteil  der  letztem  und 
gleich  dieser  als  ein  in  Kraft  stehender  Vertrag  anzusehen,  indem 
nicht  alle  Vertragsparteien  beigetreten  sind  und  selbst  der  Text 
dieser  Zusatzartikel  noch  nicht  festgestellt  erscheint.') 

BR  im  Jahre  1885  auf  Anfrage  der  englischen  Gesandtschaft  in  Bern, 
B  1886  I  870;  vgl.  B  1875  11  6. 


1)  Auf  dem  gleichen  Standpunkt  steht  das  BGes.  betr.  den  Schutz  der 
Fabrik-  und  Handelsmarken  vom  26.  Sept.  1890,  vgl.  dessen  Art,  3,  Abs.  2, 
A.  S.  n.  F.  2.  S.  II  2. 

*)  Die  Zusatzartikel  hatten  aus  dem  Grunde  keine  Rechtekraft  erlangt, 
weil  Deutschland  seine  Zustimmung  zu  einer  von  Russland  beantragten  und 
von  den  andern  Staaten  angenommenen  Modifikation  eines  dieser  Artikel  abge- 
lehnt hatte.  Die  Verhandlungen  wurden  dann  durch  die  Brüsseler  Konferenz 
zur  Beratung  eines  Vertrages  über  Gesetze  und  Gebräuche  für  Ejriegszeiten 
vom  24.  Juli  1874,  die  auch  resultatlos  blieb,  unterbrochen,  B  1875  II  6,  13, 
III  72;  1876  II  187,  188;  1877  II  3;  vgl.  Moynier's  Anregung  zur  Wiederauf- 
nahme der  Ratifikationsverhandlungen  im  Jahre  1888  im  B  1883  II  4,  III  106. 
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Die  angerufenen  Zusatzart.  sind  den  20.  Okt.  1868  auf  einer 
internationalen  Konferenz  zu  Genf  festgesetzt  worden  von  den  Ver- 
tretern der  Genferkonventionsstaaten,  die  von  dem  Wunsche  geleitet 
waren,  die  Vorteile  der  Genferkonvention  auch  auf  den  Seekrieg 
auszudehnen  und  einige  Bestimmungen  der  Konvention  selbst  näher 
zu  präzisiren.    Die  Zusatzcart.  lauten  wie  folgt: 

Art.  1.  Das  im  Art.  2  der  Uebereinknnft  bezeichnete  Personal  hat  nach 
erfolgter  Okkupation  durch  den  Feind,  die  Pflege  der  Kranken  und  Ver- 
wundeten der  von  ihm  besorgten  Ambulancen  oder  des  betr.  Spitals 
nach  Massgabe  der  Bedürfnisse  fortzusetzen. 

Stellt  dasselbe  das  Verlangen,  sich  zurückzuziehen,  so  wird  der 
Kommandant  der  okkupirenden  Truppen  den  Augenblick  dieser  Abreise 
festsetzen ;  jedoch  darf  er  diesen  nur  auf  kurze  Zeit  für  den  Fall  mili- 
tärischer Notwendigkeit  verzögern. 

Axt.  2.  Es  soll  von  den  kriegführenden  Mächten  dafür  gesorgt 
werden,  dass  dem  in  die  Hände  des  Feindes  fallenden  neutralisirten 
Personal  der  volle  Genuss  seiner  Besoldung  gesichert  sei. 

Art.  3.  Unter  den  durch  die  Art.  1  und  2  der  üebereinkunft 
vorgesehenen  Bedingungen  ist  die  Bezeichnung  «Ambulance»  auch  auf 
die  Feldspitäler  und  andere  vorübergehende  Anstalten  anzuwenden, 
welche  den  Truppen  auf  das  Schlachtfeld  folgen,  um  Kranke  und  Ver- 
wundete aufzunehmen. 

Art.  4.  Gemäs  dem  Geiste  des  Art.  5  der  Üebereinkunft  und 
entsprechend  den  im  Protokoll  von  1864  erwähnten  Vorbehalten  wird 
erklärt,  dass  bei  Verteilung  der  Lasten  betr.  Truppeneinquartierung 
und  die  Kriegskontributionen  der  von  den  Einwohnern  bewiesene  mild- 
tätige Eifer  nur  nach  Massgabe  der  Billigkeit  Berücksichtigung  An- 
den wird. 

Art.  5.  In  Ausdehnung  des  Art.  6  der  üebereinkunft  wird  fest- 
gesetzt, dass,  vorbehaltlich  der  OfBziere,  welche  für  das  Loos  der  Waf- 
fen von  Wichtigkeit  sein  könnten,  und  innert  den  im  2.  Abs.  dieses 
Art.  aufgestellten  Schranken,  die  in  die  Hände  des  Feindes  gefallenen 
Verwundeten,  selbst  wenn  sie  nicht  dienstunfähig  befunden  würden, 
nach  ihrer  Heilung,  oder  wenn  tunlich  noch  früher,  heimgeschickt  wer- 
den sollen,  immerhin  jedoch  unter  der  Bedingung,  während  der  Dauer 
des  Krieges  nicht  wieder  die  Waffen  zu  ergreifen. 

Artikel  betr.  die  Marine: 

Art.  6.  Die  Fahrzeuge,  welche  auf  eigene  Gefahr  hin  während 
und  nach  dem  Kampfe  Schiffbrüchige  oder  Verwundete  aufnehmen  oder 
aufgenommene  an  Bord  eines  neutralen  oder  eines  Spitalschiffes  brin- 
gen, gemessen  bis   zur  Erfüllung  ihrer  Mission  desjenigen    Masses  von 
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Neutralität,  welches  die  Yerhältnisse  des  Kampfes  tmd  die  Lage  der 
an  demselben  teilnehmenden  Schiffe  anzuwenden  gestattet. 

Die  Würdigung  dieser  Yerhältnisse  ist  Sache  der  Humanität  aller 
Kämpfenden. 

Die  in  dieser  Weise  aufgenommenen  und  geretteten  Schiffbiücbigen 
und  Verwundeten  dürfen  während  der  Dauer  des  Krieges  nicht  wieder 
in  Dienst  treten. 

Art.  7.  Das  geistliche,  das  ärztliche  und  das  Spitalpersonal  jedes 
erbeuteten  Schiffes  wird  neutral  erklärt.  Es  nimmt  beim  Verlassen 
die  Gegenstände  und  die  chirurgischen  Instrumente,  die  sein  Eigentum 
sind,  mit  sich. 

Art.  8.  Das  im  vorhergehenden  Art.  bezeichnete  Personal  soll  auf 
dem  erbeuteten  Schiffe  in  der  Erfüllung  seiner  Pflichten  fortfahren  und 
bei  den  vom  Sieger  angeordneten  Evakuationen  von  Verwundeten  mit- 
wirken ;  nachher  soll  es  demselben,  nach  dem  2.  Abs.  des  obigen  ersten 
Zusatzart.,  freistehen  heimzukehren. 

In  Bezug  auf  die  Besoldung  dieses  Personals  finden  die  Bestim- 
mungen des  obigen  zweiten  Zusatzart.  Anwendung. 

Art.  9.  Die  Militärspitalschiffe  bleiben  in  Bezug  auf  ihr  Ma- 
terial den  Kriegsgesetzen  unterworfen;  sie  werden  Eigentum  des  Er- 
beuters; dieser  darf  sie  jedoch  während  der  Dauer  des  Krieges  ihrer 
besondern  Bestimmung  nicht  entfremden. 

Art.  10.  Jedes  Handelsschiff,  gehöre  dasselbe  welcher  Nation  es 
wolle,  das  ausschlieslich  mit  Verwundeten  oder  Kranken  beladen  ist, 
deren  Evakuation  es  bewerkstelligt,  ist  durch  die  Neutralität  gedeckt; 
es  hat  jedoch  die  einzige  im  Schiffgoumal  notirte  Tatsache  der 
Durchsuchung  des  Schiffes  von  Seite  eines  feindlichen  Kreuzers  zur 
Folge,  die  Verwundeten  und  Kranken  für  die  Dauer  des  Krieges  dienst- 
unfähig zu  machen.  Der  Kreuzer  ist  sogar  berechtigt,  einen  Kommis- 
sär an  Bord  zu  beordern  und  den  Oonvoi  durch  denselben  begleiten 
zu  lassen,  um  sich  der  loyalen  Ausführung  der  Evakuation  zu  versichern. 

Sollte  das  Handelsschiff  im  weitern  eine  Ladung  enthalten,  so 
würde  die  Neutralität  dieselbe  decken,  sofern  jene  Ladung  nicht  von 
der  Art  ist,  vom  Kriegführenden  konfiszirt  zu  werden. 

Die  Kriegführenden  behalten  das  Recht,  den  neutralisirten  Schiffen 
jede  Verbindung  und  jede  Anordnung  zu  untersagen,  welche  sie  als 
der  Geheimhaltung  ihrer  Operationen  schädlich  erachten  würden. 

In  dringenden  Fällen  können  besondere  üebereinkommen  zwischen 
den  Oberkommandanten  getroffen  werden,  um  momentan  in  besonderer 
Weise  die  Schiffe  zu  neutralisiren,  welche  zur  Evakuation  der  Verwun- 
deten und  Kranken  bestimmt  sind. 
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Art.  11.  Die  eingeschifften,  verwundeten  oder  kranken  Seeleute 
und  Militärs,  welcher  Nation  sie  angehören  mögen,  sind  von  den  Er- 
beatem zu  schützen  nnd  zu  pflegen. 

Ihre  Heimsendung  unterliegt  den  Vorschriften  des  Art.  6  der 
Uebereinkunffc  und  des  Zusatzart.  5. 

Art.  12.  Als  unterscheidende  Fahne,  welche  neben  die  National- 
flagge zu  setzen  ist,  um  ein  SchiÖ'  oder  Fahrzeug  zu  bezeichnen,  welches 
nach  den  Grundsätzen  dieser  Uebereinkunft  die  Woltat  der  Neutralität 
beansprucht,  wird  eine  weisse  Flagge  mit  rotem  Kreuz  erklärt. 

Die  Kriegführenden  mögen  in  dieser  Beziehung  jede  von  ihnen 
notwendig  erachtete  Verifikation  üben. 

Die  Militärspitalschiffe  sind  durch  einen  weissen  Anstrich  mit 
grüner  Batterie  kenntlich  zu  machen« 

Art.  13.  Die  Spitalschiffe,  ausgerüstet  auf  Kosten  der  Hilfsvereine, 
welche  von  den  diesem  Vertrage  beigetretenen  Beg.  anerkannt  sind 
und  versehen  mit  einer  vom  Souverän  ausgegangenen  Beglaubigungs- 
ui'kunde,  welche  die  ausdrückliche  Bewilligung  zu  ihrer  Armirung  er- 
teilt, sowie  mit  einem  Dokument  der  kompetenten  Marinebehörde, 
welches  konstatirt,  dass  sie  die  betr.  Schiffe  während  ihrer  Armirung 
und  bei  ihrer  endlichen  Abfahrt  der  Kontrole  unterwarf,  und  dass  die- 
selben dannzumal  ausschlieslich  zum  Zwecke  ihrer  Mission  eingerichtet 
waren,  —  sind  samt  ihrem  ganzen  Personal  als  neutral  anzusehen. 

Sie  sollen  von  den  Kriegführenden  respektirt  und  geschützt 
werden. 

Sie  werden  sich  dadurch  zu  erkennen  geben,  dass  sie  neben  ihrer 
Nationalflagge  die  weisse  Flagge  mit  rotem  Kreuz  aufhissen.  Als 
Distinktionszeichen  ihres  Personals  bei  Ausübung  ihrer  Funktionen  dient 
ein  Armband  mit  den  nämlichen  Farben;  ihr  äusserer  Anstrich  soll 
weiss  sein  mit  roter  Batterie. 

Diese  Schiffe  sollen  den  Verwundeten  und  den  SchiffbrücHigen  der 
Kriegführenden  ohne  Unterschied  der  Nationalität  Hilfe  und  Beistand 
leisten. 

Sie  dürfen  den  Bewegungen  der  Kämpfenden  in  keiner  Weise  im 
Wege  stehen. 

Während  und  nach  dem  Kampfe  handeln  sie  auf  ihre  eigene  Gefahr. 

Die  Kriegführenden  haben  gegenüber  jenen  Schiffen  das  Reckt  der 
Kontrole  und  Durchsuchung;  sie  können  ihre  Mitwirkung  ablehnen, 
ihnen  Weisung  geben  sich  zu  entfernen,  und  sie  zurückhalten,  wenn 
der  Ernst  der  Umstände  es  erfordern  sollte. 

Die  von  diesen  Schiffen  aufgenommenen  Verwundeten  und  Schiff- 
brüchigen können  von  keiner   der  kämpfenden  Parteien  reklamirt  wer- 
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den,  und  es  ist  denselben  die  Verpflichtung  auferlegt,  während  der  Dauer 
des  Krieges  nicht  zu  dienen. 

Art.  14.  In  den  Seekriegen  soll  jede  starke  Vermutung,  dass  der 
eine  der  Kriegführenden  die  Woltat  der  Neutralität  in  einem  andern 
Interesse  benütze,  als  in  demjenigen  der  Verwundeten  und  Kranken, 
dem  andern  Kriegführenden  gestatten,  bis  zum  Beweise  des  Gegenteils 
ihm  gegenüber  die  Beobachtung  dieser   üebereinkunft  zu  suspendiren. 

Gestaltet  sich  diese  Vermutung  zur  Gewisheit,  so  kann  selbst  da- 
zu geschritten  werden,  ihm  die  Üebereinkunft  für  die  ganze  Dauer  des 
Krieges  zu  kündigen. 

Art.  15.  (Deposition  des  Originalexemplares  dieser  üebereinkunft 
im  Archiv  der  Schweiz.  Eidg.). 

1649.  Der  den  Art.  7  der  Genferkonvention  modificirende 
Antrag  der  Türkei  vom  Nov.  1876,  wonach  der  rote  Halbmond  als 
Neutralitätsabzeichen  statt  des  roten  Kreuzes  dienen  solle,  ist  vou 
den  Vertragsstaaten  nicht  genehmigt  worden.  *) 

BR  im  Jahre  1885  auf  Anfrage  der  englischen  Gesandtschaft  in  Bern. 
B  1886  I  870,  vgl.  B  1877  II  3,  1878  II 341,  845,  1879  II  2,  748,  1880  II  191. 

1649  a.  Die  Ersetzung  des  roten  Kreuzes  durch  den  Halb- 
mond involvirt  in  den  Augen  der  Vertragsstaaten  eine  Abänderung 
der  Genferkonvention,  so  dass  es  Sache  der  Pforte  ist,  ein  Ein- 
verständnis zwischen  den  Mächten  herbeizuführen,  welches  Ein- 
verständnis sodann  durch  einen  diplomatischen  Akt  in  förmlicher 
Weise  zu  konstatiren  wäre. 

BR  im  B  1878  II  342,  1880  II  191. 

1650.  Die  serbische  Reg.  übermittelte  im  Jahre  1885  dem 
BR  folgenden  Antrag  betr.  einen  Zusatzartikel  zur  Genferkonvention: 

Im  Kriegsfalle  werden  die  nicht  kriegführenden  Mächte  den 
Kriegsparteien  zur  Pflege  der  Verwundeten  in  den  Spitälern  Aerzte 
aus  ihren  Armeen,  soweit  sie  solche  unbeschadet  des  ordentlichen 
Dienstes  entbehren  können,  zur  Verfügung  stellen.  Diese  delegirten 
Aerzte  sind  unter  den  Befehl  der  kriegerischen  Armee,  welcher  sie 
beigegeben  sind,  zu  stellen. 


>)  Die  Pforte  hatte  während  ihres  Krieges  mit  Serbien  und  Montenegro 
im  Jahre  1876  die  Errichtung  ottomanischer  Ambulanzen  autoriairt,  die  den 
Vorschriften  der  Genferkonvention  unterstellt  wurden  und  mit  Fahne  und 
Armband  aus  weisser  Farbe  yersehen  waren,  jedoch  mit  der  Aenderung,  dass 
das  rote  Kreuz  durch  den  Halbmond  ersetzt  worden  ist,  B  1877  II  3,  821. 
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Der  BR  teilte  der  serbiacbeD  Reg.  mit,  dass  er  nach  d 
Scheitern  der  Verhandluogen  über  die  Zusatzartikel  vom  20.  0 
1868  (No.  leaS)  dem  neuen  Antrag  keine  günstige  Aufnahme 
Aussicht  stellen  könne;  immerhin  lehnte  der  BR  nicht  ab,  den  i 
stellten  Antrag  ohne  weitere  Empfehlung  den  Yertragsstaaten 
abermitteln.  B  l8Bö  l ! 

1631.  Das  Recht  eines  Staates  der  Genferkonvention  b 
zutreten,  ist  unabhängig  von  seiner  Religion;  es  geht  dies  e 
der  vorbehaltlosen  Zulassung  der  Türkei  im  Jabre  1865  u 
Persiens  im  Jahre  1874  hervor.  BR  im  B  1886  I E 

1692>  Die  schweizerischen  Freiplätze  am  erzbischi 
liehen  Seminar  in  Mailand.  Durch  die  Uebereinkunft  zwiscl 
der  Schweiz  und  Oesterreich  vom  22.  Juli  1842  sind  der  Scbwe 
resp.  einer  Anzahl  Kantone')  vierundzwaozig  Freiplätze  am  e 
bischöflichen  Seminar  in  Mailand  zugesichert  worden  (Alte  i 
SIg.  in  232,  Wolf  II  1087). 

Nach  der  von  der  Schweiz  vertretenen  Auffassung  ist  ibr  dui 
diese  Uebereinkunit  ein  Becbt  zurückgegeben  worden,  das  sie  best 
auf  Grund  der  borromäischen  Stiftung,  und  das  ihr  durch  die  A 
hebung  des  helvetischen  Kollegiums  (Collegio  Elvetico)  im  Jal 
1797  entzogen  worden  ist.  Mit  der  Besitzergreifung  der  Lombari 
im  Jahre  1859  bat  demnach  die  Reg.  von  Italien  die  Verpfli« 
taugen  der  vorausgegangenen  Reg.  auf  sich  genommen;  das  Rec 
der  Schweiz  kann  Italien  nicht  durch  einseitigen  Akt  schmäie 
Wenn  es  die  Reg.  von  Italien  in  ihrer  Konvenienz  liegend  find 
die  Uebereinkunft  vom  Jahre  1842  aufzukünden,  so  musa  dii 
Aufkündung  durch  eine  Vereinbarung  zwischen  den  beiden  Staat 
geschehen,  welche  Vereinbarung  gleichzeitig  eine  billige  E 
Schädigung  festzusetzen  hätte  für  den  seitens  der  Schweiz  erl 
genden  Verzicht  auf  ein  unbestreitbares  Recht. 

BR  im  B  1882  II  905.  Vgl.  Ullmer  No.  «OB  (I  S.  553J.  129 

Die  AnfTaasung  der  Reg.  von  Italien  ist  eine  andere.  Mit  köni 
liebem  Dekret  vom  6.  Dez.  1880  wurden  die  24  Freiplätze  dm 
einseitigen  Akt  aufgehoben,  vom  Ende  des  Schuljahres  1680,  18 


■]  Diese  Tierundzwanzig  Freiplätze  verteilen  sich  auf  sämtliche  Eant( 
mit  Ansnabine  von  ZDrich,  Bern,  Basel,  Schaffhausen,  Appenzell  a.  Rb.,  Wat 
Neuenbürg  und  Genf, 
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an  gerechnet.  Alsbald  beschwerten  sich  hierüber  die  beteiligten 
Kantone  beim  BR;  der  BR  machte  diese  Reklamationen  zu  den 
seinigen.  Zunächst  konnte  der  BR  nur  soviel  erwirken,  dass  alle 
Zöglinge,  welche  bis  anhin  im  Seminar  zugelassen  worden  waren 
(17  an  der  Zahl),  ihre  Studien  fortsetzen  durften.  Der  BR  verlangte 
aber  die  Wiederherstellung  des  dem  Dekrete  vom  6.  Dez.  1880  vor- 
ausgegangenen Status  quo.  Erst  im  Jahre  1886  erreichte  er 
dieses  Ziel  (Königliches  Dekret  vom  4.  März  1886). 

Robilant,  der  italienische  Minister  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten, gab  in  einem  Schreiben  vom  21.  April  1886  hiervon  dem 
Schweiz.  Gesandten  in  Rom,  Minister  Bavier,  in  folgender  Weise 
Kenntnis : 

Herr  Minister:  Die  von  Ihnen  wiederholt  angeregte  Frage  betr. 
die  24  Schweiz.  Freiplätze  im  Seminar  zu  Mailand  ist  kürzlich  einer 
neuen  Prüfung  unterzogen  und  nunmehr  in  einer  Weise  gelöst  worden, 
die  mir  geeignet  scheint,  den  Wünschen  der  Reg.  der  Eidg.  zn  ent- 
sprechen .  .  . 

Dem  Befunde  zufolge,  den  der  italienische  Staatsrat  in  seiner  Sitzung 
vom  17.  Mai  1882  in  dieser  Angelegenheit  konstatirt  hat,  Hess  sich 
die  Begründetheit  der  im  Jahre  1880  erfolgten  Schlussnahme  der  Junta 
über  die  Revision  der  Kultuskosten,  welche  Streichung  der  den  Kultus- 
fond belastenden  Ausgabe  für  die  Schweiz.  Seminaristen  angeordnet  hatte, 
nicht  bestreiten,  indem  diese  Ausgabe  nicht  auf  einer  Vertragsver- 
pflichtung zu  beruhen  schien. 

Trotz  dieses  für  das  Begehren  der  Schweiz  so  wenig  günstigen 
Gutachtens  hat  indes  die  Reg.  8.  M.,  weniger  ausgehend  von  Er- 
wägungen rechtlicher  Natur  als  von  dem  stets  in  ihr  regen  Wunsche, 
der  Reg.  der  Eidg.  keine  Unannehmlichkeit  zu  bereiten,  sich  sorgfältig  ent- 
halten, die  Frage  einseitig  zu  entscheiden,  und  vielmehr  darauf  Bedacht 
genommen,  die  Frage  mittelst  einer  billigen  Vereinbarung  in  gütlicher 
Weise  zum  Austrag  zu  bringen. 

Da  aber  eine  Vereinbarung  auf  den  Grundlagen  der  zur  Bei- 
legung des  Anstandes  in  Aussicht  genommenen  Transaktion  zwischen 
den  beiden  Parteien  nicht  zu  Stande  kommen  konnte,  so  hätte  die  Reg. 
des  Königs  sich  für  berechtigt  halten  dürfen,  sich  an  den  Befund  des 
italienischen  Staatsrates  zu  halten,  welcher  ihr  das  Recht  zuerkannte, 
die  Aufhebung  der  Plätze  definitiv  zu  bestätigen. 

Indessen  hat  sie  abermals  vorgezogen,  den  Anstand  nicht  durch 
einseitige  Schlussnahmen  zu  entscheiden,  und  sich  schlieslich  dazu  be- 
wogen gefunden,   die  alte  Konzession  der  österreichischen  Reg-,    unter 
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ansdracklicliem  Vorbehalte  der  Rechtsfrage»  noch  in  Kraft  bestehen  zu 
lassen. 

Zn  diesem  Zwecke  ist,  durch  ein  beim  italienischen  Bechnnngsbofe 
gehörig  einregistrirtes  königliches  Dekret  vom  4.  März  1886,  im  Kultus- 
bCldget  der  Jahresbeitrag  von  L.  20,740.  80  zu  Gunsten  des  Seminars 
zu  Mailand  fdr  den  Unterhalt  der  24  Schweiz.  Zöglinge  vollständig  wieder 
hergestellt  worden. 

Indem  sie  sich  entschloss,  so  lange  die  Frage  nicht  de  jure  zum 
Austrage  gelangen  würde,  eine  Institution,  welcher  die  Schweiz  so  viel 
Wichtigkeit  beimisst,  und  die  allerdings  ganz  geeignet  erscheint,  die 
Bewohner  der  beiden  Länder  einander  zu  nähern,  de  facto  fortbestehen 
zu  lassen,  hat  sich  die  Reg.  des  Königs  hiebei  lediglich  . . .  von  dem  auf- 
richtigen Wunsche  leiten  lassen,  die  freundnachbarlichen  Beziehungen 
mit  der  Schweiz.  Reg.  und  Nation  aufrecht  zu  halten  und  möglichst 
innig  zn  gestalten. 

Gerne  gebe  ich  mich  der  Hoffnung  hin,  es  werde  die  Schweiz. 
Reg.  .  .  .  nicht  anstehen,  sich  durch  eine  Lösung  befriedigt  zu  erklären, 
welche,  indem  sie  die  Dinge  genau  in  den  status  quo  ante  versetzt, 
den  Ansprüchen  und  Wünschen  der  in  dieser  Angelegenheit  beteiligten 
Schweiz.  Kantone  im  wesentlichen  entspricht. 

Der  BR  beantwortete  diese  Note  mit  folgender  Depesche  an 
seinen  Minister  in  Rom: 

Mit  lebhafter  Befriedigung  haben  wir  von  der  Schlussnahme  der 
königücben  Reg.,  die  durch  das  Dekret  vom  6.  Dez.  1880  aufgehobenen 
yierundzwanzig  Freiplätze  am  erzbischöflichen  Seminar  zu  Mailand  zu 
Gunsten  Schweiz.  Zöglinge  wieder  herzustellen,  Kenntnis  genommen. 
Ungeachtet  des  dabei  angebrachten  Vorbehaltes  können  wir  nicht  um- 
hin, in  dieser  durch  ein  königliches  Dekret  bekräftigten  Schlussnahme 
eine  unverkennbare  Kundgebung  aufrichtig  wolwoUender  und  freund- 
schaftlicher Gesinnung  su  erblicken,  von  welcher  die  Reg.  des  Königs 
gegen  ans  beseelt  ist.  Dieselbe  wird ...  die  vortrefflichen  Beziehungen, 
die  bereits  zwischen  der  Schweiz,  und  italienischen  Nation  bestehen,  noch 
inniger  gestalten.  Wir  nehmen  denn  auch,  wiewol  das  königliche  Dekret 
vom  4.  März  1886  uns  zunächst  als  ein  Akt  der  Gerechtigkeit  und 
byaler  Vollziehung  eines  internationalen  Vertrags  erscheint,  und  un- 
beschadet des  Standpunktes,  den  wir  während  der  Unterhandlungen  ein- 
genommen haben,  keinen  Anstand,  zu  erklären,  dass  die  Wiederher- 
stellung des  vor  dem  Dekrete  vom  6.  Dez.  1880  bestandenen  Verhältnisses 
uns  vollständig  befriedigt,  und  dass  wir  ganz  geneigt  sind,  die  Dis- 
kussion der  Rechtsfrage  auf  später  zu  verschieben . . . 

B  1882  II  4,  1887  II  195.  Vgl.  B  1882  II  905,  1883  II  8,  HI  108,  1884  II 

582,  932,  1885  II  646,  III  130,  1886  I  874,  1887  III  42. 
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1633.  Grundeigentumserwerb  derSchweizer  in  der 
Türkei.*)  Ein  kaiserlich  ottomanisches  Reskript  vom  18.  Juni  1867 
hat  den  Ausländern  die  Befugnis  eingeräumt,  in  gleicher  Weise 
wie  die  ottomanischen  Untertanen  Eigentumsrechte  an  städtischen 
und  ländlichen  Grundstücken  im  ganzen  Umfange  des  Reiches,  mit 
Ausnahme  der  Provinz  Hedjaz,  zu  erwerben,  unter  der  Voraus- 
setzung jedoch,  dass  die  Macht,  unter  welcher  der  Ausländer  steht, 
den  von  der  Hohen  Pforte  für  die  Ausübung  des  Eigentumsrechts 
vorgeschlagenen  Vereinbarungen  beigetreten  sei. 

Diese  letztern  sind  durch  ein  Protokoll  geregelt,  und  es  sind 
alle  Mächte,  deren  Schutz  von  den  Schweiz.  Angehörigen  in  der 
Türkei  gewöhnlich  angerufen  wird,  demselben  beigetreten.  Während 
aber  Deutschland  und  Oesterreich  die  Woltat  des  Protokolls  ihren 
Schützlingen  gleich  wie  ihren  eigenen  Staatsangehörigen  zu  teil 
werden  lassen,  wollte  sich  dagegen  Frankreich  nicht  dazu  verstehen, 
indem  es  die  Sache  so  auffasste,  sein  Beitritt  zum  Protokoll  gelte 
nur  für  seine  eigenen  Angehörigen. 

So  entstand  die  Frage  der  Berechtigung  der  Schweizer  zum 
Erwerb  von  Grundeigentum  in  der  Türkei  überhaupt  und  abge- 
sehen von  dem  Protektorat,  unter  welches  sie  sich  gestellt  finden. 
Schon  den  21.  Juli  1871  hatte  der  NR  den  BR  eingeladen: 
die  Frage  zu  prüfen,  ob  nicht  die  Abordnung  eines  unserer  diplo- 
matischen Vertreter  zum  Zwecke  des  Abschlusses  von  Nieder- 
lassungs-  und  Handelsverträgen  mit  der  türkischen  Reg.,  nament- 
lich in  Bezug  auf  Grunderwerb,  im  Interesse  der  Schweiz.  Nieder- 
gelassenen in  der  Türkei  geboten  erscheine,  und  hierüber  Bericht 
zu  erstatten. 

Zahlreiche  Unterhandlungen,  die  der  BR  bis  zum  Jahre  1875 
führte,  blieben  erfolglos.  Die  Angelegenheit  blieb  liegen.  Die 
BVers.  beschloss  daher  den  9.  Juli  1883  folgendes  Postulat: 

Der  BB  ist  eingeladen,  die  nötigen  Schritte  zu  tun,  dass  den 
in  der  Türkei  niedergelassenen  Schweizerbürgem  gestattet  werde, 
daselbst  Grundeigentum  zu  erwerben.  Postl-Slg.  n.  F.  307. 


1)  Mit  der  Türkei  steht  die  Schweiz  nicht  in  einem  direkten,  sondern  nur 
in  einem  indirekten  Vertragsverhältnis  und  zwar  durch  Vermittlung  Frank- 
reichs. Auf  Wunsch  der  Schweiz  wurde  nämlich  s.  Z.  der  französisch-türkische 
Handelsvertrag  vom  29.  April  1861  und  der  auf  Grundlage  dieses  Vertrages 
vereinbarte  Konventionalzolltarif  auch  für  die  Schweiz  giltig  erklärt.  Seit  1882 
werden  Unterhandlangen  geführt  über  Abänderung  des  Vertrages  vom  Jahre 
1861;  vgl.  B  1884  IE  132,  1885  II  261,  1888  II  7,  1890  II  414. 
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Durch  Vermittlung  des  französischen  Botschafters  in  Konstan- 
tinopel unterbreitete  der  BR  der  Hohen  Pforte  einen  Vertragsent- 
wurf, der  einerseits  von  der  Reg.  der  Hohen  Pforte  und  andrerseits 
vom  französischen  Botschafter  in  Eonstantinopel  namens  der  Schweiz 
hätte  sollen  unterzeichnet  werden;  durch  diesen  Vertrag  wäre  den 
Schweizern  in  der  Türkei  das  Recht  zugesichert  worden,  daselbst 
Grundeigentum  zu  erwerben,  gleichviel  unter  welchem  Schutz  sie 
stehen  möchten. 

Die  Pforte  verweigerte  jedoch  im  Jahre  1884,  gleichwie  in 
früheren  Jahren,  den  Vertrag  abzuschliessen,  weil  die  Schweiz  noch 
keinen  Eonsularvertrag  mit  ihr  abgeschlossen  hatte. 

Der  BR  wandte  sich  hierauf  an  die  französische  Reg.  um  wo- 
möglich zu  erwirken,  dass  die  französische  Konsulate  in  der  Türkei 
angewiesen  würden,  Verträge  über  Grundeigentum,  bei  denen  die 
unter  dem  Schutze  Frankreichs  stehenden  Schweizer  beteiligt  sind, 
in  gleicher  Weise  zu  fertigen,  wie  wenn  es  sich  um  Franzosen 
handelte.    Die  französische  Reg.  kam  diesem  Wunsche  nach. 

Damit  ist  das  praktische  Interesse  der  Schweiz  den  genannten 
Vertrag  mit  der  Türkei  abzuschliessen  dahingefallen ;  denn  sämt- 
üche  Schweizer  in  der  Türkei  stehen  entweder  unter  deutschem, 
österreichisch-ungarischem  oder  französischem  Schutze.  Sie  können 
demnach  Grundeigentum  im  ottomanischen  Reiche  unter  denselben 
Bedingungen  erwerben,  wie  die  Angehörigen  dieser  Staaten. 

B  1883  III  110,  1884  U  579,  1885  II  643,  vgl.  B  1875  II  10,  1876  II  188, 
1877  II  821. 

Internationales  Steuerrecht.*) 

1654.  Die  Behörden  des  Kts.  Waadt  verlangten  im  Jahre 
1886  nach  dem  Tode  der  deutschen  Reichsangehörigen  Abich,  die 
seit  25  Jahren  in  Ciarens  gewohnt  hatte  und  daselbst  gestorben  war, 
die  Mitteilung  des  Betrages  ihres  gesamten  beweglichen  Vermögens, 
um  darnach  die  Erbschaftsteuer  zu  berechnen.  Die  Interessenten 
weigerten  sich  die  Höhe  des  in  Preussen  liegenden  Vermögens  anzu- 
geben, weil  dasselbe  in  Preussen  steuerpflichtig  sei.  Die  Waadt- 
länder  Reg.  vertrat  jedoch  den  Standpunkt,  dass  die  Erbschaft  am 
letzten  Wohnorte  der  Verstorbenen  und  nicht  in  ihrem  Heimatsstaate 
eröffnet  worden  sei,  und  dass  gemäs  der  bundesrechtlichen  Praxis  ^), 


*)  Vgl.  oben  I  No.  51,  Art.  8  (S.  108,  109j. 
«)  Vgl.  oben  I  No.  51,  Art.  2,  4,  6. 
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I  wie  auch  gemäs  der  Praxis  des  Ets.  Waadt  das  bewegliche  Ver- 

I  mögen  am  Wohnorte  des  Eigentümers  steuerpflichtig  sei;  der  Kanton 

\  Waadt   könne    somit    seines  Rechtes,   im  Spezialfälle   die   ganze 

1  bewegliche  Verlassenschaft  der  gesetzlichen  Besteuerung  zu  unter- 

werfen, nicht  beraubt  werden,   auch  wenn  die  Verlassenschaft  in 
einem  andern  Lande  ebenfalls  steuerpflichtig  sein  sollte. 
}  Das   auswärtige  Amt  des  deutschen  Reiches  anerkannte  die 

Auffassung  der  Reg.  des  Kts.  Waadt  fttr  richtig,  namentlich  gab 

dasselbe  zu,  dass  das  Recht  des  Ets.  Waadt,  auch  das  im  Ausland 

;  befindliche  Mobiliarvermögen  der  Verstorbenen  zur  Erbschaftssteuer 

heranzuziehen,   nicht  bestritten  werden    könne,   da   zwischen  der 
I  Schweiz  und   dem  deutschen  Reiche  keine   Vereinbarung  bestehe, 

wodurch  dieses  Recht  ganz  oder  teilweise  beschränkt  wäre.  Da 
aber  nach  preussischem  Rechte  das  im  Inlande  befindliche  iMobiliar- 
vermögen  eines  Inländers  in  Preussen  der  Besteuerung  unterliege, 
auch  wenn  er  im  Auslände  gestorben,  so  sei  im  vorliegenden  Falle 
das  in  Preussen  befindliche  Mobiliarvermögen  der  Verstorbenen  in 
der  Waadt  und  in  Preussen  steuerpflichtig.  Die  preussische  Reg. 
könne  aber  gegen  die  betr.  Partei  keine  Zwangsmassregeln  an- 
wenden, um  dieselbe,  resp.  das  zuständige  königliche  Erbschafts- 
steueramt, zu  einer  Mitteilung  der  Höhe  des  fraglichen  Mobiliar- 
vermögens zu  veranlassen.  Eine  derartige  Rechtshilfe  könnte  nur 
auf  Grund  einer  vertragsmässigen  Verabredung  gewährt  werden 
und  erscheine  in  Ermangelung  einer  solchen  ebensowenig  zulässig 
als  die  Vermittlung,  welche  behufs  Ansetzung  oder  Eintreibung 
einer  andern  (Renten-  oder  Eapital-  etc.)  Steuer  etwa  würde  nach- 
gesucht werden. 

Den  Behörden  des  Eantons  Waadt  blieb  nichts  anderes  übrig, 
als  möglichst  viele  Vermögensobjekte  der  Verstorbenen  zu  seque- 
striren,  um  auf  diesem  Wege  die  Erben  zu  veranlassen,  die  Höhe 
des  Vermögens  nachzuweisen.  B  1887  II  666. 

1653.  Der  schweiz.-französische  Staats  vertrag  vom  15.  Juni 
1869*)  regelt  nur  bürgerliche  Rechtsverhältnisse;  er  findet  also 
keine  Anwendung  auf  die  Frage  der  Besteuerung  von  Erbschaften, 
eine  Frage,  die  unbestritten  dem  öffentlichen  Rechte  angehört. 

BR  im  B  1888  II  767. 


] 


*)  Vgl.  A.  S.  IX  1002  ff.,  Wolf  II  547. 
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1636.  Weder  Art.  5,  noch  irgend  ein  anderer  Art.  des  Ver- 
trages der  Schweiz  mit  Frankreich  vom  15.  Juni  1869*)  ist  für  die 
Frage  der  Erbschaftsteuern  massgebend.  Das  Besteuerungsrecht 
des  Staates  ist  ein  Bestandteil  des  öffentlichen  Rechtes,  während 
der  Vertrag  mit  Frankreich  wie  dessen  Eingang  andeutet,  nur  die 
Regelung  privatrechtlicher  Verhältnisse  bezweckt.*) 

In  diesem  Sinne  beantwortete  im  Jahre  1882  das  eidg.  Justiz- 
und  Polizeidep.  eine  Einfrage  der  waadtländischen  Behörde,  als  die 
Erben  einer  im  Et.  Waadt  verstorbenen  Französin  die  Bezahlung 
der  Erbschaftsteuer  im  Et.  Waadt  bestreiten  zu  können  glaubteu 
mit  Rücksicht  darauf,  dass  sie  die  Erbschaftsteuer  bereits  in 
Frankreich  bezahlt  haben  imd  die  Erbschaft  gemäs  Art.  5  des 
genannten  Staatsvertrages  in  Frankreich  eröffnet  sei.  Das  eidg. 
Dep.  betonte  namentlich  auch: 

Das  Gericht  des  Ortes,  wo  die  Erbschaft  eröffnet  worden,  ist 
nur  hinsichtlich  derjenigen  Fragen  kompetent,  deren  Beurteilung 
ihm  laut  Art.  5  des  Staatsvertrages  ausdrücklich  überwiesen  ist. 
Diese  Fragen  sind  im  Eingange  des  genannten  Artikels  bestimmt 
bezeichnet,  um  erkennen  zu  lassen,  von  welcher  Art  dieselben  sein 
müssen.  Nach  dem  Wortlaute  dieses  Artikels  kann  das  genannte 
Gericht  nur  für  Elagen  und  Streitigkeiten  unter  den  Erben  ange- 
rufen werden,  und  zwar  nur  für  solche,  die  nicht  auf  Liegen- 
schaften Bezug  haben,  indem  am  Schlüsse  von  Abs.  1  des  Art.  5 
bezüglich  Liegenschaften  zu  Gunsten  des  Gerichtsstandes  der  bele- 
genen Sache  eine  Ausnahme  gemacht  wird*).  B  1883  ll  843- 

1657.  Der  belgische  Fiskus  erhebt  auf  Grund  eines  Ges.  vom 
27.  Dez.  1817  die  Erbschaftsteuer  von  den  im  Auslande  gelegenen 
Liegenschaften  des  Erblassers,  sofern  derselbe  zur  Zeit  seines  Todes 
Einwohner  des  Eönigreiches  war.  Die  Verwendung  des  BR  zu 
Gunsten  eines  Bernerbürgers,  dem  sein  in  Belgien  verstorbener  Ver- 
wandter Schweiz.  Nationalität  ein  im  Eanton  Bern  gelegenes  kleines 
Grundstück  legirt  hatte,  ist  daher  erfolglos  geblieben. 

B  1888  II  767,  III  251. 

1658.  Im  Jahre  1868  gab  die  St.  Galler  Reg.  die  Erklärung 
ab,  dass  im  Et.  St.  Gallen  weder  von  beweglichem  Vermögen,  noch 


*)  Vgl.  A.  S.  IX  1002  ff.,  W^olf  II  547. 

«)  Vgl.  üllmer  II  No.  124IS. 

•)  E.  Roguin,  Conflits  des  lois,  o.  o.  S.  405  ff. 
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unbeweglichem  Vermögen,  weder  von  Kantonsangehörigen,  noch 
von  Angehörigen  anderer  Staaten  Erbschaftsteuem  erhoben  werden. 
Aus  Rücksichten  der  Beciprozität  hat  hierauf  das  österreichisch- 
ungarische Finanzministerium  angeordnet,  das  bewegliche  Nachlass- 
vermögen von  Angehörigen  des  Kts.  St  Gallen,  welche  in  Oeater- 
reich-Ungarn  verstorben  sind,  gebührenfrei  zu  behandeln. 

B  1888  IV  719,  1889  II  723. 

1659.  Den  russischen  Erben  einer  im  Jahre  1889  in  Versoix 
verstorbenen  Russin  wurde,  in  Anwendung  des  Genferges.  vom 
Jahre  1887,  eine  Erbschaftsteuer  von  12  und  18  7o  zur  Bezahlung 
auferlegt.  Die  russische  Gesandtschaft  in  Bern  beschwerte  sich 
hierüber  beim  BR,  weil  das  genannte  Genferges.  mit  dem  schweiz.- 
russischen  Niederlassungsvertrage  vom  Jahre  1872*),  welchen  das 
Prinzip  der  vollständigen  gegenseitigen  Reciprozität  beherrsche, 
in  Widerspruch  stehe;  die  Schweizer  hätten  in  Russland  in  einem 
entsprechenden  Fall  nur  eine  Steuer  von  87o  zu  bezahlen. 

Der  russischen  Gesandtschaft  wurde  erwidert:  dass  durch  die 
Staatsverträge  der  Schweiz  mit  dem  Ausland  dem  Kt.  Genf  nicht 
das  Recht  benommen  sei,  seine  Erbschaftsteuer  beliebig  zu  nor- 
miren.  Es  habe  Russland  von  diesem  Rechte  selbst  Gebrauch  gemacht, 
indem  es  im  Jahre  1882  seine  bezüglichen  Ansätze  geändert  habe. 
Wollte  auf  das  Begehren  der  russischen  Gesandtschaft  eingetreten 
werden,  so  müsste  den  andern  Ausländem  dieselbe  Begünstigung 
gewährt  werden,  was  zur  Folge  hätte,  dass  die  meisten  Fremden 
in  Genf  besser  gestellt  wären  als  die  Einheimischen.  Andrerseits 
würde  die  Anwendung  der  Reciprozität  im  Sinne  der  Beschwerde 
auch  dazu  führen,  dass  die  russische  Reg.  in  denjenigen  Fällen  gar 
keine  Erbschaftsteuer  von  dem  Nachlass  verstorbener  Schweizer 
in  Russland  beziehen  dürfte,  wo  der  Heimatkanton  ehie  solche 
nicht  kennt.  Dies  würde  doch  wol  von  Seite  der  russischen  Be- 
hörden nicht  geschehen.  B  1890  II 146. 

1660«  Vom  gesamten  Mobiliarnachlass  des  G.  Dubois  von 
Buttes  (Neuenburg),  der  in  Marseille  domicilirt  war  und  daselbst 
im  Jahre  1886  gestorben  war,  forderten  sowol  die  bunzösische 
Steuerverwaltung,  wie  die  Neuenburger  Behörden  die  Erbschaft- 
steuer.   Das  Mobiliarvermögen  des  Verstorbenen  war  zum  Teil  in 


«J  Vgl.  oben  II  S.  95. 
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Marseille  deponirt;  im  Kt.  Neuenburg  besass  Dubois  überdies  Grund- 
eigentum. Der  BB  konnte  mit  Erfolg  seine  Verwendung  zu  Gunsten 
der  Erben  und  des  Neuenburger  Staatsrates,  die  der  Ansicht 
waren,  dass  der  französische  Fiskus  zu  seiner  Forderung  nicht 
berechtigt  sei,  nicht  eintreten  lassen.  Nach  französischer  Gesetz- 
gebang  ist  der  französische  Fiskus  ermächtigt,  vom  gesamten 
Mobiliarvermögen  der  in  Frankreich  eröfineten  Erbschaften  die 
Erbscbaftsteuer  zu  beziehen,  namentlich  auch  von  allen  «valeurs 
mobilieres  ätrang^ress,  und  mehrere  Kantone  verfahren  nach  glei- 
chem Grundsatze,  wenn  ein  Fremder  auf  ihrem  Gebiete  gestorben 
ist,   ohne  Bücksicht  darauf,    ob   eine  Doppelbesteuerung  besteht 

oder  nicht,  B  1887  II  667.  Vgl.  Ullmer  II  No.  1249. 

1661.  Die  Doppelbesteuerung  im  Innern  der  Schweiz  ist 
zwar  unstatthaft,  dagegen  enthalten  die  Verträge  der  Schweiz  mit 
dem  Ausland  über  diesen  Gegenstand  nichts,  so  dass  es  den  Kan- 
tonen zukonmit,  zu  erwägen,  inwiefern  es  ihnen  konvenirt,  eine  Be- 
steuerungsart,  die  einer  Doppelbesteuerung  gleichkommen  könnte, 
durchzuführen  oder  dieselbe  event.  durch  Annahme  eines  Becipro- 
zitätsverhältnisses  mit  dem  Nachbarstaate  aufzuheben. 

So  lautete  die  Antwort  des  BB  auf  eine  Anfrage  der  deutschen 
Gesandtschaft  aus  dem  Jahre  1890.  In  den  Fabriken  mehrerer 
Grenzgemeinden  des  Kts.  Schaffhausen  finden  eine  erhebliche  Anzahl 
in  den  badischen  Nachbargemeinden  wohnender  deutscher  Beichs- 
angehöriger  ihren  täglichen  Arbeitsverdienst,  welchen  sie  gemäs 
einer  Bestimmung  des  Steuerges.  von  Schaffhausen  mit  Fr.  2—5 
versteuern  müssen.  Einige  dieser  Arbeiter  erhoben  hiegegen  Bekla- 
mationen  bei  ihrer  Landesbehörde,  weil  sie  ihren  Arbeitslohn  auch 
an  ihrem  Wohnorte  zu  versteuern  hatten  und  so  einer  ihrer  An- 
sicht nach  ungerechtfertigten  Doppelbesteuerung  unterworfen  wa- 
ren. B  1891  II  536. 
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52.  54.  57.  58. 

61.  67.  68.  70. 

71.  80.  83.  88. 

89.  91.  92.98. 

101.   102.  103. 

108.   109.  110. 

392. 
I  S.  376. 
IS.  212. 257. 258. 
n  S.  479  f.  527. 

540  f.  550. 555  f. 

IV  S.  427. 
I  S.  71.  72.  876. 
I  S.  876. 
I  8.  257. 
I  S.  268. 
I  S.  273.  298. 
18.488.445.448. 

II  S.  617. 
18.127.134.138. 

198.  II  S.  608. 

III  S.  861.  872. 
874.  876. 

I    8.    185.    199. 

n  S.  608. 
I  S.  127. 
I  S.  274.  m  S. 

18.  19. 
I  8. 49.  273.  274. 
1 8. 849.  n  8. 608. 
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Art.  89 

•         •         • 

IS.  189.257. 392. 

Art. 

102, 

Ziflf.  14  I  8.  274.  275. 

'■4 

397. 899. 401— 

102, 

Ziff.  15  I  8.  274, 

''''^ 

403.  418.  422  f. 

102, 

Zrff.  16  I  8.  275. 

:  ;^ 

488. 

108 

.     .     .     I   8.   268     271. 

'^ 

90 

•         •          • 

I    S.    252.    894. 

348. 

•  -^  J 

422  f. 

104 

...IS.  277. 

•  ''2 

91 

I  S.  392. 

110 

.     .     .    I  8.  84.  364. 

•  '^ 

92 

I   S.  392.  III  S. 
378. 

112 

.     .     .    I  8.  88  f.  86.  87. 
III  8.  877. 

1 

93 

I  S.  74«.  ni  S. 
61.  64. 

113 

.     .     .     I8.92.198.309f. 
319.  331.889. 

'■1 

95 

I  S.  277.  m  S. 
443. 

864.  II  8.  83. 
517.  522.  605. 

■  Ä 

102 

I  s.  71. 73.  m  S. 

226.  479.  IV  S. 

617.1118.194*. 
617.  IV  8.35. 

H 

». 

17. 

114 

.     .     .     18. 82  f.  95. 185. 

102, 

Ziff.  2 

IS.  199. 318. 819. 
341.  849.  151. 
370.  II  S.  88. 
238.   881.  517. 

116 
118- 

...18.  862—365. 

III  8.  225. 
-121  .    I  8.  371—388 

389-391. 

522.  605.  608. 

Uebergangsbe- 

617.  m  S.  61. 

stiniTnnngen. 

64.    194.    350. 

Art. 

1    . 

.     .     18. 396.  III 8. 64. 

IV  S.  133.  194. 

2    . 

.     .     18.134.135.136. 

243.  896. 

137.   150.  166. 

1 

102, 

ZiSlS 

I  S.  72.  130. 199. 
319.  832.  II  S. 
517.  522.  608. 
617.  623. 

201.202.366- 
370,  450.  II  8. 
1.  2.  34. 35.  36. 
64.    533.    535. 

■ 

$ 

• » 

,.1 

102, 

Ziff.  4 

I  S.  254. 

539.  544.  III  8. 

102, 

Ziff.  5 

I    S.    324.    380. 
831.  382.  888. 

64.65.222.841. 
IV  8.  234.  403. 

•  1 

4 

■    ,1 

II S.  238.  III  S. 

Art. 

4    . 

.     .     IV  No.  1578. 

350. 

Art. 

5    . 

.     .    IV  8.  407-411. 

102, 

Ziff.  6 

I  8.  293. 

417.  418.  420. 

102, 

Ziff.  7 

I  8.  447. 

423-326. 

;1 

102, 

Ziff.  8 

I  S.  226.  m  S. 

Revisionen   der   Bundesverfassung 

-•1 

880.   391.  443. 

vom  29.  Mai  1874 : 

-   » 

IV   S.    17.    56, 

1. 

vom 

20.  Juni  1879,  Art.  65. 

57.  87.  88.  89. 

T  S.  388.  384. 

d 

102, 

Ziff.  9 

IV  S.  56.  57.  68. 

2. 

vom 

22.  Dezember  1885,  Art. 

•■i'i 

87.  88. 

31. 

32"*.   Uebergangsbestim« 

■   1 

•    4' 

102, 

Ziff.  10  IS.  72.  127.  180. 

mungen  Art.  6. 

'J 

199.  IV  S.  17. 

I  8.  384—387.  II  S.  255- 

J 

58.  66.  87.  88. 

285.    ra    8.   192-202. 

V 

89. 

203.  209.  214. 

102, 

Ziff.  11 

I  S.  72.  127.  130. 

8. 

►  vom 

20.  Dezember  1886,  Art. 

102, 

Ziff.  12 

I  S.  309. 

64 

r.  I  8.  388. 

i 

102, 

Ziff.  18 

I  S.  90.  370.  in 

4. 

.  vom 

17.  Dezember  1887,  Art. 

<.7 

S.  194*. 

34"«.  I  8.  8.  24.  389. 

- 
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5.  vom  29.  Juli  1891,  Art.  118  — 
123. 
I  S.  378—381.   389—391. 


6.  vom  23.  Dezember  1891,  Art. 
89 

in  S.  220.  IV  S.  258. 


II.  Bnndes^esetze,  BandesbeschlflsseO  und 

Bundesverordnungen. 


Bundesgesetz  über  die  Organisation 
und  den  Geschäftsgang  des  Bun- 
desrates vom  16.  Mai  1849,  A.  S. 
I  49. 

I  No.  184.  135.  147.  244. 
Bundesgesetz   über  das  Postregale 
vom  2.  Juni  1849,  A.  S.  I  98, 
Wolf  I  501. 
I  No.  246.    m  S.  178.  862. 
IV.  S.  225. 
Bundesgesetz  über  die  Organisation 
der  Bundesrechtspflege   vom    5. 
Juni  1849,  A.  S.  I  65. 
I  No.  139. 
Bundesgesetz   betreffend  das   Ver- 
fahren bei  üebertretungen  fiska- 
lischer und  polizeilicher  Bundes- 
gesetze vom  30.  Juni  1849,  A. 
S.  I  87,  Wolf  I  433. 

INo.  169.  in  No.  1187.  1172. 
1174.  1178  a. 
Regulativ  des  Bundesrates  über  die 
Erteilung  von  Postkonzessionen 
vom  8.  September  1849,  A.  S. 
1 156,  revidirt  den  28.  November 
1851,  A.  S.  II  601. 

I  No.  246. 

Bundesgesetz  über  die  Dauer  und 
Kosten  der  Niederlassungsbewil- 
ligung vom  10.  Dezember  1849, 
A.  S.  I  271,  Wolf  I  155. 

II  8.  1.  12.   24.  34.  35.  36. 
80.  81. 

Bundesgesetz  über  den  Geschäfts- 
verkehr zwischen  dem  National- 
rat ,  Ständerat ,  sowie  über  die 
Form  der  Erlassung  und  Be- 
kanntmachung von  Gesetzen  und 


Beschlüssen   vom   22    Dezember 
1849,  A.  S.  I  279,  Wolf  I  35. 
INo.  129,  S.  376. 413.  IIS.  540. 
Bundesgesetz   betreffend   die   Ver- 
bindlichkeit zur  Abtretung  von 
Privatrechten  vom  1.  Mai  1850. 
A.  S.  I  319,  Wolf  I  896. 
I  No.  248. 
Bundesgesetz    betreffend    den   Ge- 
richtsstand für  Civilklagen,  welche 
von  dem  Bunde  oder  gegen  den- 
selben angehoben  werden,   vom 
20,  November  1850,  A.  S.  11  73, 
Wolf  I  391. 
I  S.  92.  93. 
Bundesgesetz  über  das  Verfahren  bei 
dem   Bundesgerichte  in  •  bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeiten  (Bun- 
descivilprozess)  vom  22.  Novem- 
bpr  1850,  A.  S.  II  77,  Wolf  1 396. 
I  S.  802.  324.  831-339.  IV 
S.  427. 
Bundesgeset^  die  Heimatlosigkeit  be- 
treffend vom  3.  Dezember  1850, 
A.  S.  II  138,  Wolf  I  151. 
I  S.  469.  470.  477—489.   II 
S.  26.  IV  S.U.  17.  19.24. 
Bundesgesetz  die  gemischten  Ehen 
betreffend  vom  3.  Dezember  1850, 
A.  S.  II  130,  Wolf  I  171. 
III  S.  223. 
Bundesgesetz  über  die  Verantwort- 
lichkeit der  eidgenössischen  Be- 
hörden und  Beamten  vom  9.  De- 
zember 1850,  A.  S.  II 149,  Wolf 
I  29. 

I  S.  275.  285.  286.  287.  295. 
308. 


1)  In  das  Register  sind  weder  die  im  Band  III  S.  107—177  mitgeteüten 
SabyentionsbeschlOsse,  noch  sonstige  Verwaltungsbeschlüsse  aufgenommen. 
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Bnndesgesetz  über  den  Geschftfts- 
kreis    und    die    Besoldung    des 
Generalanwaltes    vom    20.    De- 
zember 1850,  A.  S.  II  167. 
I  S.  283. 
Bundesgesetz  über  die  Bundesstraf- 
rechtspflege vom  2  7.  August  1851, 
A.  S.  II  743,  Wolf  I  413. 
I  S.  86.  125.  126.  128.  288. 
284.  m  S.  372.  No.  1146. 
IV  S.  56.  72.  73.  82.  106. 
427. 
Bandesgesetz  über  die  Strafrechts- 
pflege   für    die    eidgenössischen 
Trappen  (Militärstrafgesetz)  vom 

27.  August  1851,  A.  S.  II  606, 
Wolf  II  255. 

IS.  315.  316.^21.  ms.  355. 
376.  379.  No.  1146. 
Bundesgesetz   über   das  Zollwesen 
(Zollgesetz)  vom  27.  August  1851, 
A.  S.  II  535,  Wolf  I  437. 
I  S.  413.  438.  ms.  88-92. 
No.  1187.  IV  No.  1421. 
Bundesgesetz    über  Darleihen   aus 
den  eidgenössischen  Fonds    vom 

28.  Dezember  1851,  A.  S.  III  6. 
m  S.  6. 

Bundesgesetz  über  die  politischen 
und   polizeilichen    Garantien   zu 
Gunsten    der    Eidgenossenschaft 
vom  23.  Dezember  1851,  A.  S. 
m  38,  Wolf  I  27. 
I  No.  49.  50. 
Bundesgesetz  über   die  Erstellung 
von  elektrischen  Telegraphen  vom 
28.  Dezember  1851,  A.  S.  III  1. 
III  S.  190. 
Bundesgesetz  über  die  Auslieferung 
von  Verbrechern  oder  Angeschul- 
digten vom  24.  Juli  1852,  A.  S. 
m  161,  Wolf  I  429. 

m  S.  380.  450.  No.  1150. 
Bundesgesetz  über  das  Bundesstraf- 
recht der  schweizerischen  Eidge- 
nossenschaft (Bundesstrafrecht) 
vom  4.  Februar  1853,  A.  S.  III 
404,  Wolf  I  371. 

18.  75  f.  81  ff.  126.284.285. 
286.  III  No.  1044  a.  IV  S. 


56.  58 «.  63.  66.  73.  74.  75. 
102. 
Bundesgesetz  betreffend  die  Werb- 
ung und  den  Eintritt  in  den 
fremden  Kriegsdienst  vom  30. 
Juli  1859,  A.  S.  VI  312.  Wolf 
II  94. 

III  No.  1138. 
Bundesbeschluss    betreffend   Abän- 
derung des  Artikels  29,  litt,  hy 
des  Bundesgesetzes  über  die  Or- 
ganisatioii   und   den    Geschäfts- 
gang des  Bundesrates   vom  26. 
Januar  1860,  A.  S.  VI  426. 
I  S.  399. 
Verordnung  des  Bundesrates  über 
die  Konzessionen  der  Dampfboote 
vom  24.  Dezember  1861,  A.  S. 
VII  86. 
I  No.  246, 
Nachtragsgesetz  betreffend  die  ge- 
mischten Ehen   vom  3.  Februar 
1862,    A.  S.    VII   126,    Wolf 
172. 

III  S.  223. 
Bnndesgesetz  betreffend  Abänderung 

des  Heimatlosengesetzes  vom  24. 
Juli  1867,  A.  S.  n.  F.  IX  85, 
Wolf  I  154. 

IV  S.  19. 
Bundesbeschluss  betreffend  die  eid- 
genössische Volkszählung  vom  1. 
Dezember  1870,    vom   21.   Juli 
1871,  A.  S.  X  515. 

I  8.  258. 
Bundesbeschluss  betreffend  Bewil- 
ligung eines  Bundesbeitrages  für 
Schu^bauten  an  Wildwassem 
und  für  Aufforstungen  im  Hoch- 
gebirge (allgemeiner  Schutzbau- 
tenfond) vom  21.  Juli  1871,  A. 
S.  X  517,  Wolf  I  909. 

III  S.  120.  124.  125.  159. 
Bundesgesetz  betreffend  Ergänzung 
des  Auslieferungsgesetzes  vom  2. 
Februar    1872,    A.   S.    X  672, 
Wolf  I  432. 

III  S.  880. 
Bundesgesetz  über  polizeiliche  Mass- 
regeha  gegen  Viehseuchen  vom 
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8.  Februar  1872,  A.  S.  X  1029, 
Wolf  I  747. 

II  ö.  167  K    m  S.  350.  361 
—  363.   IV  S.  166—185. 

Bnndesgesetz  betreffend  die  eidge- 
nössischen Wahlen  und  Abstim- 
mungen vom  19.  Juli  1872,  A. 
S.  X  915,  Wolf  I  70;  oben  II 
No.  807. 

I  No.  131.  132.  8.  328.  329. 
381.  383.  No.  262.  II  No. 
395.  S.  521.  527.  528.  541. 
544.  545.  547.  561—606. 
Bundesratsbeschluss  betreffend  Ur- 
sprungszeugnisse   für    Getränke 
schweizerischer    Herkunft     vom 
29.  November    1872,    A.  S.    X 
1066. 

III  8.  216. 
Bundesbeschluss  betreffend  die  Ge- 
halte der  schweizerischen  Ge- 
sandtschaften im  Auslande  vom 
21.  Dezember  1872,  A.  8.  XI  28, 
Wolf  II  333, 

I  8.  292.  293. 
Bundesgesetz   über   den  Bau   und 
Betrieb  der  Eisenbahnen  auf  dem 
Gebiete  der  schweizerischen  Eid- 
genossenschaft vom  23.  Dezember 
1872,  A.  8.  XI  1,  Wolf  I  583. 
I  8.  44.  45.  49.  51.  57—67. 
409.  III  8.  178.  180.  No. 
1105  a. 
Bundesgesetz  betreffend  Zusatzbe- 
stimmungen   zum    Bundesgesetz 
über  polizeiliche  Massrcgeln  gegen 
Viehseuchen  vom  19.  Juli  1873, 
A.  8.  XI  211,  Wolf  I  752. 

IV  8.  166. 
Bundesgesetz  vom  28.  Juli  1873  be- 
treffend Abänderungen  des  Bun- 
desgesetzes über  die  Organisation 
und  den  Geschäftsgang  des  Bun- 
desrates vom  16.  Mai  1849,  A. 
8.  XI  256. 

I  8.  399. 
Bundesgesetz  vom  31.  Juli  1873  be- 
treffend Ergänzung  des  Bundes- 
gesetzes über  die  eidgenössischen 
Wahlen  und  Abstimmungen  vom 


19.  JuU  1872,    A.   8.   XI  275, 
Wolf  I  74. 

I  8.  74.  n  8.  553. 
Bundesgesetz  betreffend  die  Besol- 
dungen  der  eidgenössischen  Be- 
amten vom  2.  August  1873,  A. 
8.  XI  279,  Wolf  I  143. 
I  8.  149  ^  No.  152.  153. 
Bundesgesetz   betreffend    Volksab- 
stimmung   über     Bundesgesetze 
und  Bundesbeschlüsse   vom    17. 
Juni  1874,   A.  8.  n   F.  I  116, 
Wolf  I  74. 
I  8.  381—383.  892.  No.  267 
—  275.    n  8.   542.    621. 
III  8.  197.  No    1125. 
Bundesgesetz  über  die  Verpfändung 
und  Zwangsliquidation  der  Eisen- 
bahnen   auf    dem    Gebiete    der 
schweizerischen  Eidgenossenshaft 
vom  24.  Juni  1874,  A.  8.  n.  F. 
I  8.  121,  Wolf  I  617. 
I  8.  61. 
Bundesgesetz  über  die  Organisation 
der  Bundesrechtspflege  vom  27. 
Juni  1874  (Organisationsgesetz), 
A.  8.  n.  F.  I  136,  Wolf  I  380. 
I  8.  85.  127.  309  f.  No.  163. 
175.  194.    8.  393.  493.  U 
8.  509  f.  519.  rV  8.  871. 
Art.  27.  18.808.321.478. 

479.  II  8.  526. 

31.  I  8.  185. 

32.  IV  8.  72.  125. 

36.  IV    8.    72.    106. 

125. 

37.  I  8.  125.  No.  147. 

IV  8.    72.  106. 

43.  I  No.  139. 

44.  I  No.  139. 
52.  m  8.  196. 
55.  m.  8.  367. 

Art.  56.  I  8.  92. 

57.  I  8.  92.317.821. 

58.  III  8.   380.  392. 

484—438.  448. 
491. 

59.  18.198.316.317. 

348.   n  S.  59. 
176.   184.  195. 
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298.  297.  IV  S. 
28.  395.  398. 
Art.  59,  Htt.  als.  87.  315.  317. 

321.  332.  II  S. 
208.  229.  521. 
522.  m  8.  67. 
Ziff.  3     II  S.  179. 
Ziff.  5     I  S.  320.  322.  II 
S.  74.508f.No. 
773.  774. 
Ziff  7     m  S.  244. 
Ziff.  8     18.308.320.341. 
351.  IV  8.  131. 
138.  416. 
Ziff.  9     n  No.  769.   772. 
772  a,  775.777. 
778.  779.  780. 
780  a.  825.  829. 
832.  IV  8.  422. 
Ziff.  10  I  S.  321.  323.  II 
8.  83.   89.    m 
No.  851.  IV  8. 
365.  884. 
63.  I  No.  208. 

Militärorganisation  der  schweizeri- 
sclien  Eidgenossenschaft,  Bnndes- 
gesetz  vom  18.  November  1874, 
A.  8.  n.  F.  I  257,  Wolf  II  2. 
II  8.  7.   26.    m  8.   72—76. 
81.  86.  IV  8.  376. 
Bundesgesetz  über  Militärpensionen 
und  Entschädigungen    vom    13. 
November  1874,  A.  8.  n.  F.  1378, 
Wolf  n  91. 
I  8.  290. 
Bnndesgesetz  betreffend  üebergabe 
des    8chneebruchs   auf  dem  8t. 
Gotthard    an    die   Kantone    Uri 
und  Tessin   vom   22.  Dezember 
1874,  A.  8.  n.  F.  I  219. 
IV  8.  125*. 
Bundesgesetz  betreffend  die   Fest- 
setzung  und  Beurkundung    des 
Givilstandes  und    die  Ehe  vom 
24.  Dezember  1874,  A  8.  n.  F. 
I  506,  WoU  I  158. 

I  8.  90.  192.  415.  416.  496. 
n  8.  72.  74.  III  221—255. 
Bundesgesetz  betreffend  die  eidge- 
nössische Geldskala  vom  9.  März 


1875,  A.  8.  n.  F.  I  503,  Wolf 
I  936. 

III  8.  14.  62. 
Beglement  des  Bundesrates  für  die 
schweizerischen  Konsularbeamten 
vom  26.  Mai  1875,   A.  8  n.  F. 
I  528,  Wolf  II  333. 

I  No.  156.  316.    III  8.  353. 

No.    1296.    IV    No.   1317. 

1318. 

Bundesgesetz   über  die  Kosten  der 

Verpflegung  erkrankter  und  der 

Beerdigung   verstorbener  armer 

Angehöriger    anderer    Kantone 

vom  22.  Juni  1875,  A.  8.  n.  F. 

I  743,  Wolf  I  155. 

INo.  172.  173.186.  n.  8. 12. 
IV  8.  17.  27  f.  36.  37.45. 
Bundesgesetz  über  Mass  und  Ge- 
wicht vom  3.  Juli  1875,  A.  8. 
n.  F.  I  752,  Wolf  I  707. 

III  8.  362.  IV  No.  1422. 1423. 
Bundesgesetz  über  Jagd  und  Vogel- 
schutz vom  17.  8eptember  1875, 
A.  8.  n.  F.  II  39,  Wolf  I  782. 

I  No.  167.  209.  261.  III  No. 

1136.  1154.  1176.  1178. 

VI  8.  134-160. 

Bundesgesetz  über    die    Fischerei 

vom  18.  8eptember  1875.  A.  8. 

n.  F.  II  90. 

IV  8.  130-133. 
Bundesgesetz  betreffend  die  eidge- 
nössische Oberaufsicht  über  die 
Forstpolizei  im  Hochgebirge  vom 
24.  März  1876,  A.  8.  n.  F.  II  858, 
Wolf  I  774. 

I  8.  416.  II  8.  165.  III  No. 
1177.  IV  8.  161—165. 
Bundesgesetz  betreffend  die  Ertei- 
lung des  8chweizerbürgerrechtes 
und   den  Verzicht  auf  dasselbe 
vom  8.  Juli  1876,   A.  8.  n.  F. 

II  510,  Wolf  I  150. 

I  No.  297-324.  II  8.  106. 
Bevidirte     Transportordnung     des 
Bundesrates  fUr  die  schweizeri- 
schen  Posteu    vom   10.  August 

1876,  A.  8.  n.  F.  n  401. 
III  8.  180. 


460 


I.  Gesetzesregister. 


Bundesgesetz  betreffend  die  Anlage 
eidgenössischer  Staatsgelder  vom 
16.  März  1877,  A.  S.  n.  F.  III 
138.  Wolf  I  937. 
III  S.  5.  6.  9. 
Bnndesgesetz  betreffend  die  Arbeit 
in  den  Fabriken  vom  23.  März 
1877,  A.  S.  n.  F.  III  S.  241, 
Wolf  I  288. 

I  S.  30.  291.  II  No.  561.  8. 
416.  IV  S.  186.  190—220. 
222.  232. 
Bnndesgesetz  betreffend  die  Wasser- 
baupolizei  im  Hochgebirge  vom 
22.  Juni  1877,  A.  S.  n.  F.  III 
193,  Wolf  I  905. 
I  No.  247.    III  S.    105.    120 
bis  177.  IV  S.  161.  164. 
Bnndesbeschluss  betreffend  die  vor- 
läufige Deckung  von  Rechnungs- 
defiziten vom  27.  Juni  1877,  A. 
S.  n.  F.  III  120. 
III  S.  18. 
Bundesgesetz   betreffend   die  Frei- 
zügigkeit des  Medizinalpersonals 
in    der     schweizerischen    Eidge- 
nossenschaft  vom  19.  Dezember 
1877,  A.  S.  n.  F.  III  879,  Wolf 
I  875. 

I  No.  171.    283.   IV  8.  176. 
No.    1614.     1616.     1617  a— 
1631. 
Bundesgesetz  betreffend  Handhab- 
ung   der    Bahnpolizei    vom    18. 
Februar  1878  (Büsenbahnpolizei- 
gesetz),    A.    8.    n.    F.    III  422, 
Wolf  I  607. 
III   No.    1128.    1129.    1131. 
1169. 
Bundesratsbeschluss  betreffend  Kon- 
zessionen für  Telephonlinien  vom 
18.  Februar  1878,  B  1878  I  291. 
III  No.  996. 
Bnndesbeschluss    betreffend    Vor- 
kehrungen   gegen    die   Beblaus 
vom   21.  Februar   1878,    A.  8. 
n.  F.  III  837. 
I  B,  15. 
Vollziehungsrrglement  des  Bundes- 
rates   betreffend    Vorkehrungen 


gegen  die  Beblaus  vom  18.  April 
1878,  A.  8.  n.  F.  IE  438. 
I  8.  16. 
Bundesbescblnss  betreffend  die  Er- 
neuerung   von     eidgenössischen 
Kassenscheinen    vom     28.    Juni 
1878,  A.  8.  n.  F.  HI  450. 
ni  8.  18. 
Bundesgesetz  betreffend   den  Mili- 
tärpflichtersatz vom  28.  Juni  1878, 
A.  8.  m  565,  Wolf  II  86. 
I    No.  265.     in    No.   845- 
906. 
Bnndesbeschluss  über  die  Oiigani- 
sation   und    den   Geschäftsgang 
des  Bundesrates  vom  21.  August 

1878,  A.  8.  n.  F.  Hl  480,  Wolf 
I  90. 

I  8.  64  f.  398-- 400.  No.  134 

bis  136.  204.  8.  393. 

Bundesgesetz  betreffend  Grewährung 

von  Subsidien  für  Alpenbahnen 

vom  22.  August  1878,  A.  8.  n. 

F.  IV  1,  Wolf  I  599. 

I  8.  58.  No.  245.  HI  No.  910 
bis  913. 
Verordnung  des  Bundesrates  über 
die  Führung  der  Militärkontrolen 
und  der  Dienstbüchlein  vom  23. 
März  1879,  A.  8.  n.  F.  IV  143, 
Wolf  II  126. 
III  8.  3. 
Verordnung   des   Bundesrates   be- 
treffend Begehren  um  Volksab- 
stimmung   über    Bnndesgesetze 
und  Bundesbeschlüsse    und  um 
Revision    der   Bundesverfassung 
vom  2.  Mai  1879,    A.  8.  n.  F. 
IV  81,  Wolf  I  76. 
I  No.  272  a. 
Bundesgesetz  über  über  den  Bezug 
von  Kanzleisporteln  vom  10.  Juni 

1879,  A.  8.  n.  F.  IV  885,  Wolf 
I  103. 

I  No.  314. 
Bundesgesetz   betreffend  Erhöhung 
des  Eingangszolles  auf  einzelnen 
Waarengattungen  vom  20.  Joni 
1879,  A.  8.  n.  P.  IV  847. 

I  8.  413. 
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Verordnung  des  Bundesrates   über 
Vollziehung   des   Bandesgesetzes 
betreffend  Militärpfiichtersatz  vom 
1.  Juli  1879,  A.  S.  n.  F.  IV  188, 
Wolf  II  88. 
m  S.  21. 
Bundesgesetz  betreffend  den  Schutz 
der  Fabrik-  und  Handelsmarken 
vom  19.  Dezember  1879,  A.  S. 
n.  F.  V  35,  Wolf  I  265. 
I  No.  250.  289.  IV  S.  436. 
Bundesgesetz  betreffend  die  Fabri- 
kation von   Phosphor- Zündhölz- 
chen   und  Phosphor-Streichkerz- 
chen  vom  23.  Dezember  1879,  A. 
S.  n.  F.  V  31. 
I  S.  410.  414. 
Bundesgesetz  über  die  Kosten  der 
Bundesrechtspflege  vom  25.  Juni 
1880,  A.  S.  n.  F.  V  217,  Wolf 
I  388. 

III    No.    1147.    1162.    1171. 
1174. 
Flossordnung  des  Bundesrates  für 
den  schweizerisch-badischen  Rhein 
von  Neuhausen  abwärts  auf  dem 
Gebiet  der  Kantone  Zürich,  Aar- 
gau, Baselsfadt  und  Baselland- 
schaft vom  18.  September  1880, 
A.  S.  n.  F.  V  195,  Wolf  H  1015. 
n  S.  136. 
Bundesgesetz   betreffend   Kontroli- 
rung  und  Garantie  des  Feinge- 
halts der  Gold-  und  Silberwaaren 
vom  23.  Dezember  1880,  A.  S. 
n.  F.  V  363,  Wolf  I  302. 
I  No.  11.  ni  S.  366. 
Bundesgesetz    betreffend    den    Ge- 
schäftsbetrieb    von    Auswande- 
rangsagenturen  vom  24.  Dezem- 
ber 1880,  A.  S.  n.  F.  V  348. 
ni  S.  364.  367.  IV  S.  234  f. 
257, 
Bnndesgesetz  über  die  Ausgabe  und 
die    Einlösung    von    Banknoten 
vom  8.  März  1881,  A.  S.  n.  F. 
V  400,  Wolf  I  322. 

m  S.  366,    IV  S.  258.   269 
—318. 
Bundesgesetz  über  das  Obligationen- 


recht (eidg.  OB)  vom  14.  Juni 
1881,  A.  S.  n.  F.  V  635,  Wolf 
I  178. 

IS.  21.29.30.34.48.409.415. 

II  S.  138.   140.    141.  142. 

III  8.  256-275.  IV  S.  187 
—189.  318.  323.  337. 

Bundesgesetz  betreffend  die  persön- 
liche Handlungsfähigkeit  vom 
22.  Juni  1881 ,  A.  S.  n.  F.  V 
556,  Wolf  I  156. 
I  No.  263. 
Bundesgesetz  betreffend  die  Haft- 
pflicht aus  Fabrikbetrieb  vom  25. 
Juni  1881,  A.  S.  n.  F.  V  562, 
Wolf  I  293. 

IV  S.    190.   191.    197*.    202. 
207.   220.   228.   229.    232. 
233. 
Reglement  des  Bundesrates  für  die 
Führung  der  Civilstandsregister 
vom  20.  September  1881,  A.  S. 
n.  F,  V  529,  Wolf  I  166. 
in  S.  221,  225. 
Bundesgesetz  betreffend  die  Reor- 
ganisation    des     Finanzdeparte- 
ments, die  Besoldungen  und  Kau- 
tionen seiner  Beamten  und  An- 
gestellten   vom     11.    Dezember 
1881,  A.  S.  n.  F.  VII  59,  Wolf 
I  118. 

I  No.  140. 
Verordnung  des  Bundesrates  über 
AusrichtungvonEntschädigungen 
bei  Unfällen   des   Postpersonals 
im   Dienste   vom   30.  Dezember 
1881,   nebst  Nachtrag  vom  23. 
Februar  1886,  A.  S.  n.  F.  V  920, 
IX  27,  Wolf  I  518,  520. 
I  S.  290. 
Bundesbeschluss  betreffend  die  Ver- 
tretung der  Schweiz  in  Washington 
vom  28.  Januar  1882,  A.  8.  n.  F. 
IV  150,  Wolf  II  348. 
I  S.  297. 
Bundesgesetz  betreffend  die  Fabri- 
kation   und    den    Verkauf  von 
Zündhölzchen  vom  22.  Juni  1882, 
A.  S.  n.  F.  VI  499,  Wolf  1298. 
I  8.  31*.  410.  411.  414. 
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Bundesbeschlass  betreffend  die  in- 
folge des  neuen  Handelsvertrages 
mit  Frankreich  vom  23.  Febraar 
1882  provisorisch  eintretenden 
Abänderungen  des  Zolltarifs  vom 
30.  Juni  1882,  A.  8.  n.F.  VI  254. 
I  S.  438. 

Verordnung  des  Bundesrates  über 
die  Konzessionen  der  Dampfboot- 
unternehmungen vom  24.  No- 
vember 1882,  A.  S.  n.  F.  VI  593, 
Wolf  I  683. 
I  No.  246. 

Bundesgesetz  über  das  Bechnungs- 
weeen  der  Eisenbahngesellschaf- 
ten vom  21.  Dezember  1883,  A. 
S.  n.  F.  Vn  429,  Wolf  I  609. 
I  No.  30.  8.  63. 

Bundesgesetz  betreffend  einen  neuen 
schweizerischen  Zolltarif  vom  26. 
Juni  1884,  A.  S.  n.  F.  VII  549, 
Wolf  I  475. 

I  8.  438.  III  8.  6.  9. 

Bandesbeschluss  betretend  die  För- 
derung der  Landwirtschaft  durch 
den  Bund   vom   27.  Juni  1884, 
A.  8.  n.  F.  VII  605,  Wolf  1  725. 
I  No.  5.  6.  7.  21.  in  8.  124. 

Bundesbeschluss  betreffend  die  ge- 
werbliche und    industrielle   Be- 
rufsbildung vom  27.  Juni  1884, 
A.  8.  n.  F.  vn  613,  Wolf  l  865. 
1  No.  5.  22-26.  143. 

Transportordnung  des  Bundesrates 
für    die    schweizerischen   Posten 
vom  7.  Oktober  1884,  A.  8.  n. 
F.  VII  619,  Wolf  1  527. 
III  8.  180.  183.  IV  8.  66. 

Bundesbeschluss  betreffend  Vertre- 
tung der  schweizerischen  wirt- 
schaftlichen und  kommerziellen 
Interessen  im  Auslande  vom  18. 
Dezember  1884,  A.  8.  n.  F.  VII 
796,  Wolf  n  348. 
I  No.  12.  155. 

Bundesratsbeschluss  betreffend  die 
Formulare  der  Heimatscheine  vom 
16.  März  1885,  A.  8.  n.  F.  VIII 
50,  Wolf  II  316. 
I  No.  237. 


Bundesgesetz  betreffend  Beau&ich- 
tigung  von  Privatuntemehmun- 
gen  im  Gebiete  des  Versiche- 
rungswesens vom  25.  Juni  1885, 
A.  8.  n.  F.  VIII  171,  Wolf 
I  364. 

I  8.  21.  267.  281.  282.  II  8. 
183.    184.    m  No.    1096. 
rV  8.  319—343. 
Vollziehungsreglement  des  Bundes- 
rates   betreffend    Vorkehrungen 
gegen  die  Keblaus  vom  29.  Januar 
1886,   A.  8.  n.  F.  IX  3,   Wolf 
I  737. 
I  No.  7. 
Bundesgesetz  betreffend  den  Handel 
mit  Oold-  und  Silberab&Uen  vom 
17.  Juni  1886,   A.  8.  n.  F.  IX 
266,  Wolf  I  817. 
I  No.  11.  II  8.  221.  III  No. 
1140. 
Bundesbeschluss  betreffend  die  Be- 
teiligung des  Bundes  an  den  Be- 
strebungen   zur  Erhaltung    und 
Erwerbung  vaterländischer  Alter- 
tümer vom  30.  Juni    1886,  A. 
8.  n.  F.  IX  62,  Wolf  I  868. 
I  No.  27. 
Bundesgesetz  betreffend  eine  Aen- 
derung  des  Bundesgesetzes  vom 
8.  Februar  1872  über  polizeiliche 
Massregeln    gegen    Viehseuchen 
vom  1.  Juli  1886,    A.  8.  n.  F. 
IX  274,  Wolf  I  753. 

IV  8.  166.  No.  1441.  1447. 
Bundesgesetz   betreffend    Massnah- 
men    gegen     gemeingeföhrlicbe 
Epidemien  vom  2.  Juli  1886,  A. 
8.  n.  F.  IX  277,  Wolf  I  892. 

I  8.  5.  276. 
Bundesgesetz    vom    21.    Dezember 

1886  betreffend  Ausdehnung  des 
Bundesgesetzes  über  Freizügig- 
keit des  Medizinalpersonals  in  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft 
vom  19.  Dezember  1877  auf  die 
Zahnärzte,  A.  8.  n.  F.  X  58, 
Wolf  I  876. 

II  8.  197.  IV  No.  1614.1632 
-1634. 
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Bnndesgesetz  betreffend  gebrannte 

Wasser  vom  28.  Dezember  1886 

(Alkoholgesetz),   A.  S.  n.  F.  X 

60,  Wolf  I  961. 

I  No.  169.  248.    III  S.    194 

—214. 

Bandesgesetz  vom  26.  April  1887 
betreffend  die  Ausdehnung  der 
Haftpflicht  und  die  Ergänzung 
des  JBundesgesetzes  vom  25.  Juni 
1881,  A.  S.  n.  F.  X  165,  Wolf 
I  295. 

I  No.  8.  291.  IV  S.  190.  197*. 
220—223. 

Bundesgesetz  betreffend  die  Vor- 
nahme einer  allgemeinen  schwei- 
zerischen Volkszählung  im  Jahre 
1888  vom  29.  April  1887,  A.S. 
n.  F.  X  180,  Wolf  I  984. 
I  S.  255. 

Bundesratsbeschluss  betreffend  Voll- 
ziehung des  Alkoholgesetzes  vom 
27.  Mai  1887,  A,  S.  n.  F.  X  67, 
Wolf  I  961*. 
in  No.  1000. 

Bundesratsbeschluss  betreffend  Ab- 
änderung der  Verordnung  über 
die  Konzessionen  der  Dampf  boot- 
unternehmungen  vom  20.  Juni 
1887,  A.  S.  n.  F.  X  112,  Wolf 
I  686. 

I  No.  246. 

Beschlass  des  Bundesrates  betreffend 
die  Organisation  seiner  Departe- 
mente vom  8.  Juli  1887,   A.  S. 
n.  F.  X  104,  Wolf  I  94. 
I  S.  400.  IV  S.  235. 

Bundesratsbeschluss  vom  15.  Juli 
1887  über  den  successiven  Voll- 
zug der  einzelnen  Teile  des  Bun- 
desgesetzes vom  23.  Dezember 
1886  betreffend  gebrannte  Was- 
ser A.  S.  n.  F.  X  115,  Wolf  I 
964. 

m  No.  1001.  1014. 

Verordnung  des  schweizerischen 
Bnndesgerichtes  vom  80.  Septem- 
ber 1887  betreffend  Ausftlhrang 
des  Art.  18  des  Bundesgesetzes 
über  gebrannte  Wasser  vom  23. 


Dezember  1886,  A.  S.  n.  F.  X 
269,  Wolf  I  967. 
I  No.  248. 

Vollziehungsverordnung  des  Bun- 
desrates vom  14.  Oktober  1887 
zu  den  Bundesgesetzen  über  poli- 
zeiliche Massregeln  gegen  Vieh- 
seuchen vom  8.  Februar  1872, 
19.  Juli  1873  und  1.  JuH  1886, 
A.  S.  n.  F.  X  305,  Wolf  I  753. 
IV  S.  177—185. 

Bundesgesetz  vom  17.  Dezember 
1887  betreffend  Abänderung  des 
Zolltarifgesetzes  vom  26.  Juli 
1884.  A.  S.  n.  F.  X  661,  Wolf 
I  496. 
III  S.  88. 

Bundesbeschluss  betreffend  Art.  82^'' 
der  Bundesverfassung  vom   20. 
Dezember  1887,   A.  S.  n.  F.  X 
420,  Wolf  I  17. 
m.  No.  1002. 

Bundesgesetz  betreffend  den  Ge- 
schäftsbetrieb von  Auswande- 
rungsagenturen vom  22.  März 
1888,  A.  S.  n.  F.  X  662,  Wolf 
I  355. 

III  No.  1096  a.   1139.    1163. 
S.  367.  IV.  234—257. 

Bundesbeschluss  betreffend  Bewil- 
ligung einer  Subvention  an  den 
Kanton  Zag  für  Sicherungs-  und 
Wiederherstellungsarbeiten  in  der 
Vorstadt  von  Zug  vom  29.  Juni 
1888,  A.  S.  n.  F.  X  643. 

III  No.  914. 
Bundesratsbeschluss  betreffend  die 

Organisation  des  schweizerischen 
Auswanderungsbüreau  vom  18. 
September  1888,  A.  S.  n.  F.  X 
754,  Wolf  I  103. 

IV  S.  234.    No.  1508.   1513. 
1514. 

Bundesgesetz  zur  Ergänzung  der 
Bestimmungen  des  Obligationen- 
rechts über  das  Handelsregister 
vom  11.  Dezember  1888,  A.  S. 
n.  F.  2  S.  I  490,  Wolf  U 
1151. 

III  No.  1084. 
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Bundesgesetz  vom  20.  Dezember 
1888  betreffend  Abänderung  des 
vierten  Artikels  des  Bundesge- 
setzes über  die  eidgenössischen 
Wahlen  und  Abstimmungen  vom 
19.  Juli  1872,  A.  S.  n.  F.  2  S. 

I  60,  Wolf  II  1116.  1151. 
n  No.  814, 

Bundesgesetz  betreffend  die  Fischerei 
vom  21.  Dezember  1888,  A.  S. 
n.  F.  2  S.  I  62,  Wolf  I  794. 
III  S.  856.   IV  S.  130—188. 
Bundesbeschluss  betreffend  die  För- 
derung   der    Hagelversicherung 
durch    den  Bund  vom  6.  April 
1889,   A.  S.   n.  F.   2  S.   I  55, 
Wolf  I  773. 
I  No.  9. 
Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung 
und  Konkurs  vom  11 .  April  1889, 
A.  S.  n.  F.   2   S.  I  629,  Wolf 
n  1152. 

I  S    289*.    II  S.  200.   III  S. 
444^ 
Bundesgesetz  betreffend  die  Erstel- 
lung von  Telegraphen-  und  Te- 
lephonlinien vom  26.  Juni  1889, 
A.  S.  n.  F.   2  S.   I  251,    Wolf 
n  1137. 
in  S.  191. 
Bundesgesetz  betreffend   das  Tele- 
phonwesen vom  27.  Juni  1889, 
A.  S.  n.  F.   2  S.   I  256,   Wolf 
n  1139. 
m  S.  191. 
Militärstrafgerichtsordnung ,    Bun- 
desgesetz vom  28.  Juni  1889,  A. 
8.  n.  F.  2  S.  I  278,  Wolf  II 277. 
I  S.  410.  III  S.  3.  344.  855. 
372.  377.  379. 
Bundesgesetz  über   die  Bundesan- 
waltschaft vom   28.  Juni  1889, 
A.  S.  n.  F.   2  S.   1  243,    Wolf 

II  1132. 

I  No.  147.  IV  No.  1388"». 
Verordnung  des  Bundesrates  über 
Handelsregister     und     Handels- 
amtsblatt vom  6.  Mai  1890,  A. 
S.  n.  F.  2  S.  I  492,  Wolf  H  1151. 

III  Ö.  256  f. 


Bundesgesetz  betreffend  die  Wahlen 
in  den  Nationalrat  vom  20.  Juni 
1890,   A.  S.  n.  F.   2  S.  I  659, 
Wolf  n  1151. 
I  No.  130. 

Bundesbeschluss  betreffend  Ankauf 
von  Prioritätsaktien  der  Jnra- 
Simplon-Bahn  vom  27.  Juni  1890, 
A.  S.  n.  F.  2  S.  I  711. 

I  s.  53.  ni  S.  9. 

Bundesbeschluss  betreffend  die  Er- 
richtung eines  schweizerischen 
Landesmuseums    vom    27.    Juni 

1890,  A.  S.  n.  F.  2  8.   I  690, 
Wolf  n  1153. 

I  No.  27. 

Bundesratsbeschluss  betreffend  Ab- 
änderung desjenigen  vom  8.  Juli 
1887  betreffend  die  Organisation 
der  Departemente  des  Bundes- 
rates vom  29.  August  1890, 
A.  S.  n.  F.  2  S.  I  674,  Wolf 
n  1151. 
I  S.  400. 

Bundesgesetz  betreffend  den  Schutz 
der  Fabrik-  und  Handelsmarken, 
der  Herkunftsbezeichnungen  von 
Waaren  und  der  gewerblichen 
Auszeichnungen  vom  26.  Sep- 
tember 1890,  A.  8.  n.  F.  2  S. 

n  1,  Wolf  n  1151. 

I  S.  25«.  410.  IV  S.  436. 
Bundesgesetz  betreffend  die  Anlt^e 
eidgenössischer  Staatsgelder  und 
der  Spezialfonds  vom   10.  April 

1891,  A.  S.  n.  F.  2  S.  II  143, 
Wolf  n  1153. 

III  S.  6.  12.  13. 
Bundesbeschluss  betreffend  Förde- 
rung der  kommerziellen  Bildung 
vom  15.  April  1891,  A.  S.  n.  F. 
2  S.  II  148,  Wolf  n  1153. 

I  S.  37«.  . 
Bundesratsbeschluss  betreffend  Voll- 
ziehung von  Art.  1  des  Bundes- 
gesetzes über  die  Arbeit  in  den 
Fabriken  vom  3.  Juni  1891,  A. 
S.  n.  F.  2  8.  II  123,  Wolf  H 
1152. 

IV  S.  187.  200  ff. 
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Bundesratsbeschluss  betreffendHilfs- 
arbeiten  in  Fabriken  vom  3.  Juni 
1891,  A.  S.  n.  F.  2  S.  II  125, 
Wolf  n  1152. 

IV  S.    187.   194.    No.   1462. 
1484  a.  1489. 
ßandesbeschluss  betreffend  den  Sitz 
des  Landesmuseiims  vom  18.  Juni 
1891,  A.  S.  n.  F.  2  S.  II  348, 
Wolf  II  1153. 
I.  No.  27. 
Bundesgesetz  betreffend   die  civil- 
rechtlichen  Verhältnisse  der  Nie- 
dergelassenen  und   Aufenthalter 
vom  25.  Juni  1891,  A.  S.  n.  F. 
2  S.  II  369,  Wolf  n  1151. 
m  No.  1120.   1120  a. 
Hundesgesetz   betreffend    die  Aus- 
liefeiiing    gegenüber    dem   Aus- 


lande vom  22.  Januar  1892,  A. 
S.  n.  F.  2  S.  II  870. 

III  S.  380  f. 
Bundesgesetz  betreffend  die  Patent- 
taxen der  Handelsreisenden  vom 
24.  Juni  1892,  A.  S.  n.  F.  2  S. 
III  48. 

II  No.  626  a. 
Bundesratsbeschluss     betreffend 
Nacht-  und  Sonntagsarbeiten  in 
Fabriken  vom  14,  Januar  1893, 
A.  S.  n.  F.  2  S.  m  259. 

IV  No.  1488. 
Bundesgesetz  über  die  Organisation 

der  Bundesrechtspflege  vom  22. 
Mära  1893,  A.  S.  n.  F.  2  S.  III 
455. 

IV  S.  395. 


IIL  Konkordate. 


Konkordat  betreffend  die  Polizei- 
verftiguBgen  gegen  Gauner,  Land- 
streicher und  gefährliches  Gesin- 
del, vom  17.  Juni  1812,  bestätigt 
den  9.  JuH  1818,  Alte  0.  S.  I 
307,  Wolf  II  322. 
IV  No.  1314. 

Konkordat  betreffend  die  Erteilung 
und  die  Formulare  der  Reise- 
pässe vom  22.  Juni  und  2.  Juli 
1813,  bestätigt  den  9,  Juli  1818, 
Alte  0.  S.  I  310,  Wolf  II  323. 
IV  S.  11. 

Vertrag  der  Basler  Bistums- Stände 
über     die     Bistumsorganisation 
vom   28.   März   1828,    Langen- 
tbaler- Vertrag. 
n  S.  805. 

Konkordat  über  die  Form  der  Hei- 
matscheine  auf  Grundlage  der 
Konferenzbeschlüsse  vom  28.  Ja- 
nuar 1854,  A.  S.  IV  367,  Wolf 
II  315. 

I  No.  337.  IV  S.  252. 


Konkordat  betreffend  gegenseitige 
Vergütung  von  Verpflegungs- 
und Begräbniskosten  für  arme 
Angehörige,  vom  16.  November 
1865,  A.  S.  Vm  820. 
IV  No.  1338. 

Konkordat  für  gemeinschaftliche 
Prüfung  der  Geometer  und  deren 
Freizügigkeit  im  Gebiete  der  Kon- 
kordatskantone vom  20.  Januar 
1868,  A.  S.  IX  314. 
IV  S.  428. 

Konkordat  über  Freizügigkeit  des 
schweizerischen  Medizinalperso- 
nals vom  22.  Juni  1867.  A.  S. 
IX  98 

INo.  233.  IV  S.  413.  416.  417. 

Konkordat    zum    Schutze    junger 
Leute  in   der  Fremde  vom  Mai 
1875,  A.  S.  n.  F.  I  867,    Wolf 
n  827. 
II  S.  48. 
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lY.  Staatsverträge  und  Uebereinkommen  mit  dem  Ausland. 


Schlussakte  des  Wiener-Kongresses 
vom  9.  Juni  1815,  Art.  92,  vgl. 
auch  Wolf  II  862.  368. 
I  No.  111. 

Vertrag  der  beteiligten  Kantone 
mit  dem  hl.  Stuhl  über  die  Or- 
ganisation des  Bistums  Basel  vom 
28.  März  1828,  nebst  Zusatz- 
verträgen. 
n  S.  305. 

Vertrag  zwischen  der  schweizeri- 
schen Eidgenossenschaft  und  den 
k.  k.  österreichischen  Staaten, 
durch  welchen  die  bisherigen 
Anstände,  herrührend  von  der 
früher  zu  Gunsten  der  Schweiz 
in  Mailand  bestandenen  Stiftung 
des  Kardinals  Karl  ßorromäus, 
erledigt  worden  sind,  vom  22. 
JuU  1842,  Alte  0.  S.  HI  232, 
Wolf  II  1087. 
IV  No.  1652. 

Staatsveiirag     der     Kantone     St. 
Gallen,  Graubünden  und  Tessin 
mit    dem    Königreich   Sardinien 
vom  16.  Januar  1847. 
III  No.  918. 

Freizügigkeit  zwischen  der  Schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft  und 
den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  vom  18.  Mai  1847, 
Vereinbarung  namens  der  Schweiz 
von  dem  mit  Vollmachten  ver- 
sehenen eidgenössischen  Vorort 
abgeschlossen.  Alte  0.  S.  III  329. 
I  S.  356. 

Vertrag  zwischen  der  schweize- 
rischen Eidgenossenschaft  und 
den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  vom  25.  November 
1850,  von  der  Bundesversamm- 
lung genehmigt  den  30.  Juli 
1855,  A.  S.  V  200.  201,  Wolf 
II  393 

I  No.  219.  324.  III  No.  874. 

1181,4.  1184.  1217.  1271. 

IV  No.  1348. 


Vertrag  zwischen  der  schweize- 
rischen Eidgenossenschaft  und  S. 
Majestät  dem  König  von  Bayern, 
über  gegenseitige  Auslieferung 
von  Verbrechern,  vom  28.  Juni 
1851,  von  der  Bundesversamm- 
lung den  14.  Juli  1852  geneh- 
migt, A.  S.  III  219. 
in  S.  419. 

Vertrag  zwischen  der  schweize- 
rischen Eidgenossenschaft  und 
dem  Grossherzogtum  Baden,  be- 
treffend die  Weiterfiihrung  der 
badischen  Eisenbahnen  über 
schweizerisches  Gebiet,  vom  27. 
Juli  und  11.  August  1852,  von 
der  Bundesversammlung  den 
14.  August  1852  und  den  2.  Fe- 
bruar 1853  genehmigt,  A.  S.  III 
889.  891.  488,  Wolf  H  895. 
I  No.  97.  IV  S.  434. 

Sta&ts vertrag  zwischen  der  schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft  und 
S.  Majestät  dem  König  der  Nieder- 
lande, über  gegenseitige  Auslie- 
ferung von  Verbrechern,  vom 
21.  l3ezember  1853,  von  der 
Bundesversammlung  genehmigt 
den  28.  Januar  1854,  A.  S.  IV 
98,  115,  Wolf  II  562. 

III  No.  1181,4.  1185.  1255. 
1277. 

Freundschafts-,  Handels-  und  Nie- 
derlassungsvertrag zwischen  der 
schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft und  I.  Majestät  der  Kö- 
nigin des  Vereinigten  Königreichs 
von  Grossbritannien  und  Irland 
vom  6.  September  1855,  von 
der  Bundesversammlung  geneh- 
migt den  7.  Februar  1856,  A. 
S.  V  269.  271,  Wolf  II  399. 
I  No.  339.  344.  II  No.  476. 
IV  No.  1639. 

üebereinkunft  zwischen  dem  Bun- 
desrat, namens  der  Kantone,  und 
der  belgischen  Begiemng  vom 
19.,    31.   Dezember    1855   über 
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UBentgeltliche      Krankeziverpfle- 
gung,  üllmer  II  No.  1217. 
IV  S.  34. 

Vertrag  zwischen  der  schweize- 
rischen Eidgenossenschaft  und 
dem  Kaisertum  Oesterreich,  über 
gegenseitige  Auslieferung  yon 
Verbrechern,  vom  17.  Juli  1855, 
von  der  Bundesversammlung 
genehmigt  den  25.  Juli  1855, 
A.  S.  V  187.  188,  Wolf  II  566. 
III  No.  1200.  1215.  1219. 
1256.  1283. 

Vereinbarung  des  Bundesrates, 
unter  Zustimmung  der  Kantone, 
mit  der  österreichischen  Regie- 
rung, betreffend  den  direkten 
Verkehr  der  beidseitigen  Gerichts- 
behörden aus  dem  Jahre  1856, 
UUmer  I  S.  554  litt.  e. 
I  S.  241. 

Vertrag  zwischen  der  schweize- 
rischen Eidgenossenschaft  und 
Frankreich,  betreffend  das  Dap- 
pental,  vom  8.  Dezember  1862, 
von  der  Bundesversammlung 
ratificirt  den  28.  Januar  1863, 
A.  S.  Vn  449.  450,  Wolf  H  878. 
n  No.  500. 

Freundschafts-,  Niederlassungs-  und 
Handelsvertrag  zwischen  der 
schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft und  dem  Königreich  Bel- 
gien vom  11.  Dezember  1862, 
von  der  Bundesversammlung  den 
27.  Januar  1863  genehmigt,  A. 
S.   VII  483.  484. 

I  S.  448.  II  S.  82.  114. 

Preundschafts-  und  Handelsvertrag 
zwi>chen  dem  schweizerischen 
Bundesrate  und  S.  Majestät  dem 
Taikun  von  Japan  vom  6.  Fe- 
bruar 1864,  von  der  Bundes- 
versammlung den  16.  Juli  1864 
genehmigt,  A.  S.  VIII  103, 
683,  Wolf  II  403. 
I  No.  160.  224. 

Freundschafts-,  Niederlassungs-  und 
Handelsvertrag  zwischen  der 
schweizerischen         Eidgenossen- 


schaft und  S.  Majestät  dem  Kö- 
nig der  Hawaiian- Inseln  vom 
20.  Juli  1864,  von  der  Bundes- 
versammlung genehmigt  den 
28.  September  1864,  A.  S.  VIII 
152,  IX  497,  Wolf  II  413. 
n  S.  113.  IV  S.  434. 

üebereinkunft  (allgemeine)  für  Ver- 
besserung des  Looses  der  im 
Kriege  verwundeten  Militärs 
(Genfer  -  Konvention  des  Boten 
Kreuzes)  vom  22.  August  1864, 
von  der  Bundesversammlung  ge- 
nehmigt den  1.  Oktober  1864, 
A.  S.  Vm  520,  Wolf  n  383. 
IV  No.  1647-1651. 

Staatsvertrag  zwischen  der  Schweiz 
und  dem  Grossherzogtnm  Baden, 
betreffend  gegenseitige  Ausliefe- 
rung von  Verbrechern,  vom  29. 
Oktober  1864,  von  der  Bundes- 
versanmilung  den  16.  Dezember 
1864  genehmigt,  A.  S.  VHI 183. 
206. 

III  S.  419. 

Üebereinkunft  des  Kantons  Aargau 
mit  der  grossherzoglichen  Badi- 
schen Regierung,  betreffend  die 
gegenseitige  Vollstreckbarkeit 
der  Urteile  und  den  Vollzug  von 
Ersuchschreiben  der  Gerichte  der 
beiden  Staaten  in  bürgerlichen 
Bechtssachen,  vom  21.  Mai  1867, 
A.  S.  IX  185.  188. 
l  S.  241«. 

Vertrag  zwischen  der  Schweiz  und 
Italien  über  gegenseitige  Aus- 
lieferung von  Verbrechern  und 
Angeschuldigten  vom  22.  Juli 
1868,  von  der  Bundesversamm- 
lung genehmigt  den  18  Dezember 
1868,  A.  S.  IX  654.  732,  Wolf 
II  568. 

I  S.  246.  441.  III  S.  889. 
No.  1186.  1205  a.  1206. 
1211.  1217.  1220.  1227. 
1254.  1264  a.  1275.  1283. 
1285. 

Niederlassungs-'  und  Konsularver- 
trag zwischen  der  Schweiz  und 
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Italien  vom  22.  Juli  1868,  von 
der  Bundesversammlung  geneh- 
migt den  18.  Dezember  1868, 
A.  S.  IX  654.  706,  Wolf  II 
418. 

I  No.  157.  S.  475.  II  S.  81. 

87.90.  91.94.  95.  No.475. 

627. 
Protokoll  ausgefertigt  von  den 
Bevollmächtigten  der  Regie- 
rungen, betreflFend  die  Vollzie- 
hung der  am  22.  Juli  1868  in 
Bern  und  in  Florenz  zwischen  der 
Schweiz  und  Italien  abgeschlos- 
senen und  unterzeichneten  Ver- 
träge und  Uebereinkünfte,  vom 
1.  Mai  1869,  A.  ß.  IX  755. 
I  S.  241. 
Vertrag  zwischen  der  Schweiz  und 
Frankreich  über  den  Gerichts- 
stand und  die  Vollziehung  von 
Urteilen  in  Civilsachen  vom  15. 
Juni  1869,  von  der  Bundes- 
versammlung genehmigt  den 
24.  Juli  1869,  A.  S.  IX  1001. 
1002,  Wolf  II  547. 

I  S.  241«.  242.  No.  121.  226. 

440.  III  No.  1123.  1124a. 

IV  No.  1655.  1656. 
Vereinbarung  (der  beidseitigen  Be- 
gierungen)  zwischen  der  Schweiz 
und  dem  Grossherzogtum  Baden, 
betreffend  die  wechselseitige  Aus- 
lieferung von    Gefangenen  vom 
1.  Juli  1869,   B  1869  IH  696. 
IV  No.  1823. 
Vertrag  zwischen  der  Schweiz  und 
Frankreich  über  gegenseitige  Aus- 
lieferung von  Verbrechern  vom 
9.  Juli  1869,   von  der  Bundes- 
versammlung den  16.  Dezember 
1869   genehmigt,    A.  S.   X  34. 
35,  Wolf  n  576. 
I  S.  242,   No.  121.  264.   ni 

No.1187. 1194. 1204. 1206. 

1208.   1208  a.   1214.  1221. 

1225.  1230-1235.  1237— 

1244.    1257.    1259.    1264. 

1269.    1274.    1278.    1279. 

1288.  1294.  1298. 


Deklaration  zwischen  der  Schweiz 
und  Spanien  über  gegenseitige 
Gleichstellung  mit  der  meistbe- 
günstigten Nation  in  Hinsicht  der 
Verkehrsverhältnisse  vom  27.  Au- 
gust 1869,  von  der  Bundesver- 
sammlung genehmigt  den  22.  Ok- 
tober 1869,  A.  S.  X  282.  283. 
n  S.  108. 

Vertrag  zwischen  der  Schweiz  und 
Italien,  betreffend  den  Bau  und 
Betrieb  einer  Gotthard-Eisenbahn 
vom  15.  Oktober  1869,  von  der 
Bundesversammlung  genehmigt 
den  22  JuH  1870,  A.  S.  X  230. 
555,  Wolf  II  928. 
m  No.  910.  911. 

Vertrag  zwischen  der  Schweiz  und 
Belgien  über  gegenseitige  Aus- 
lieferung von  Verbrechern,  vom 
24.  November  1869,  von  der 
Bundesversammlung  den  16.  De- 
zember 1869  ratificirt,  hiezu 
Erklärung  der  Bevollmächtigten 
der  Begiernngen  beider  Staaten 
vom  15.  Juni  1872,  A.  S.  X  57. 
58.  886. 
III  No.  1191.  1192. 

Staatsvertrag  zwischen  der  Schweiz, 
Oesterreich-Ungarn,  zugleich  in 
Vertretung  für  Liechtenstein, 
dann  Bayern  über  die  Herstel- 
lung einer  Eisenbahn  von  Lindau 
über  Bregenz  nach  St.  Mar- 
grethen,  sowie  von  Peldkirch 
nach  Buchs  vom  27.  August 
1870,  von  der  Bundesversamm- 
lung genehmigt  den  28.  Dezember 
1870,  A.  S.  X  379.  380,  Wolf 
n  912. 
I  No.  107. 

Erklärung  zwischen  der  Schweiz 
und  dem  Deutschen  Beiche,  be- 
treffend Ausdehnung  der  ärzt- 
lichen Praxis  von  Donuzüirten 
in  den  Kantonen  Bern,  Solothurn 
und  beiden  Basel  auf  Elsass- 
Lothringen,  und  von  dortigen 
Domizilirten  auf  das  Gebiet  der 
vorgenannten  vier  Kantone,  vom 
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20.,  29.  November  1872  (Erklä- 
rung vom  Bundesrat  namens  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft 
abgegeben),  A.  S.  X  1069. 
IV  No.  1641.  1648. 
Niederlassnngs-  und  Handelsvertrag 
zwischen  der  Schweiz  und  Buss- 
land vom  26./14.  Dezember  1872, 
von  der  Bundesversammlung  den 

29.  Juli  1873  genehmigt,  A.  S. 
X  375.  376,  Wolf  II  428. 

I  S.  300.  II  S.  79.  95—97. 
IV  S.  2.  No.  1659. 
Erklärung  zwischen  der  Schweiz, 
dem  Deutschen  Beiche  und  Ita- 
lien, betreffend  den  Transport 
von  Individuen,  welche  aus  Ita- 
lien nach  Deutschland  und  um- 
gekehrt ausgeliefert  werden  müs- 
sen, vom  25.  Juli  1873  (Erklä- 
rung vom  Bundesrat  namens  der 
Schweiz  abgegeben),  B  1873  III 
569. 

III  No.  1293. 
üebereinkunfb  zwischen  der  Schweiz 
und  dem  Deutschen  Beiche,  be- 
treffend die  Errichtung  einer 
kaiserlich  deutschen  Zollabferti- 
gungstelle am  Bahnhofe  der 
Centralbahn  in  Basel,  vom  7.  Au- 
gust 1873,  von  der  Bundesver- 
sammlung den  24.  September 
1878  genehmigt,  A.  S.  XI  356. 
857,  Wolf  II  923. 

I  No.  108, 
Vertrag  zwischen  der  Schweiz  und 
Portugal  über  gegenseitige  Aus- 
lieferung von  Verbrechern  vom 

30.  Oktober  1873,  von  der  Bun- 
desversammlung den  10.  Juni 
1874  ratificirt,  A.  S.  n.  P.  I 
160.  161,  Wolf  II  600. 

III  No.  1189.  1274. 
Auslieferungsvertrag  zwischen  der 
Schweiz  und  Bussland  vom  17./5. 
November  1878,  von  der  Bundes- 
versammlung den  15.  Dezember 
1873  ratificirt,  A.  S.  XI  409. 
410,  Wolf  II  584. 

IIIS.389.No.  1188. 1274. 1802. 


Auslieferungsvertrag  zwischen  der 
Schweiz  und  dem  Deutschen 
Beiche  vom  24.  Januar  1874^ 
von  der  Bundesversammlung 
ratificirt  den  2.  Juni  1874,  A. 
S.  n.  F.  I  81.  82,  Wolf  H  597. 
I   S.  241«.   441.   III   S.  389. 

No.  1134. 1190. 1206. 1207. 

1210.   1210  a.   1215.  1216. 

1218.    1222.   1222a.  1223. 

1224.    1229.    1245—1253. 

1258.    1264.    1282.    1284. 

1286.  1299—1301. 
Auslieferungsvertrag  zwischen  der 
Schweiz  und  Grossbritannien  vom 
81.  März  1874,  von  der  Bundes- 
versammlung den  16.  Juni  1874 
ratificirt,  nebst  Zusatzbestimmung 
vom  28.  November  1874,  ratificirt 
vom  Bundesrat  den  81.  Dezember 
1874,  A.  S.  n.  F.  I  855.  356. 
375. 

I  No.  287,  m  No.  1193. 
Vertrag  zwischen  der  Schweiz  und 

Belgien  über  gegenseitige  Aus- 
lieferung von  Verbrechern  vom 
18.  Mai  1874,  von  der  Bundes- 
versammlung ratificirt  den  16. 
Juni  1874,  A.  S.  n.  F.  I  57. 
59,  Wolf  II  589. 
INo.  120,  III  No.  1191.  1226. 
1236.  1260.  1274.  1276. 
Niederlassungsvertrag  zwischen  der 
Schweiz  und  dem  Fürstentum 
Liechtenstein  vom  6.  Juli  1874, 
von  der  Bundesversammlung 
ratificirt  den  14.  November  1874, 
A.  S.  n.  F.  I  451.  452,  Wolf 
II  436. 

II  No.  487. 

Vertrag  (allgemeiner)  betreffend 
die  Gründung  eines  allgemeinen 
Postvereins  vom  9.  Oktober  1874, 
von  der  Bundesversammlung  den 
21.  Dezember  1874  genehmigt, 
A.  S.  n.  F.  I  614.  616. 
IV  S.  117. 

Uebereinkunft  zwischen  der  Schweiz 
und  Bayern  wegen  gegenseitiger 
kostenfreier  Zustellung  von  Ge- 


1 


470 


I.  Gesetzesregister. 


burts-  und  Todscheinen  vom 
7.  Dezember  1874,  abgeschlossen 
vom  Bandesrat  namens  sämt- 
licher eidgenössischer  8tände,  A. 
S.  n.  F,  I  210,  Wolf  II  488. 
III  S.  227. 
Freiindschafts-,  Handels-  und  Kie- 
derlassungsvertrag  zwischen  der 
Schweiz  und  Dänemark  vom  10. 
Februar  1875,  von  der  Bundes- 
versammlung ratificirt  den  18. 
März  1875,  A.  S.  n.  F.  I  667.  668, 
Wolf  II  437. 

I  No.    342.     II    No.    488. 
488  a. 

Freundschafts-,  Handels-  und  Nie- 
derlassungsvertrag zwischen  der 
Schweiz  und  dem  Königreich  der 
Niederlande  vom  19.  August 
1875,  ratificirt  von  der  Bundes- 
versammlung den  15.  August 
1878,  A.  S.  n.  F.  III  520.  522, 
Wolf  II  441. 

II  No.  494—496. 
Erklärung  (abgegeben  vom  Bun- 
desrate) zwischen  der  schweize- 
rischen Eidgenossenschaft  und  dem 
Königreich  Italien,  betreffend  ge- 
genseitige unentgeltliche  Ver- 
pflegung armer  Erkrankter,  vom 
6.,  15.  Oktober  1875,  A.  S.  n.  F. 
I  745,  Wolf  II  485. 

I  S.  440.  IV  No.  1343«.  1351. 
1354.  1367. 
Vertrag  zwischen  der  Schweiz  und 
der  österreichisch  -  ungarischen 
Monarchie  zur  Regelung  der  Nie- 
derlassungsverhältnisse ,  Befrei- 
ung vom  Militärdienst  und  den 
Militärsteuem,  gleichmässige  Be- 
steuerung der  beiderseitigen  An- 
gehörigen ,  gegenseitige  unent- 
geltliche Verpflegung  in  Krank- 
heits-  und  Unglücksfällen  und 
gegenseitige  kostenfreie  Mittei- 
lung von  amtlichen  Auszügen  aus 
den  Geburts-,  Trauungs-  und 
Sterberegistem  vom  7.  Dezember 
1875,  von  der  Bundesversamm- 
lung genehmigt  den  1 6.  Dezember 


1875,  A.  S.  n.  F.  II  146.  148, 
Wolf  II  440. 

I    S.    355.     II    S.    89.     No. 
489-493  a.  III  No.  104U 
IV  No.  1348.  1366. 
Auslieferungsvertrag  zwischen  der 
Schweiz  und  dem  Grossherzogtum 
Luxemburg  vom  1 0  .Februar  1 8  76, 
von  der  Bundesversammlung  ge- 
nehmigt   den     15.   März    1876, 
A.  S.  n.  F.   II  119.  120,   Wolf 
II  605. 

III  No.  1192. 
Niederlassungsvertrag  zwischen  der 
Schweiz  und  dem  Deutschen 
Reiche  vom  27.  April  1876,  von 
der  Bundesversammlong  den  27. 
Juni  1876  ratificirt,  A.  S.  n.  F. 
II  566.  567. 

I  S.  364.  448.  461.    480.    E 
S.  118.  202.    IV   S.   8.  14 
—17.  21.  No.  1843.  1847. 
1359-1365.  1377.   1630. 
Zusatzvertrag  zu  dem  am  15.  Ok- 
tober 1869  zwischen  der  Schweiz 
und  Italien  abgeschlossenen  Ver- 
trage  betreffend   den   Bau   und 
Betrieb  einer  GoLthard- Eisenbahn 
vom   12,   März   1878,    von  dw 
Bundesversammlung  den  22.  Au- 
gust 1878  genehmigt,  A.  S.  n. 
F.  IV  167.  169,  Wolf  II  936. 

III  No.  910.  911. 
Handelskonvention     zwischen    der 

Schweiz  und  Kumänien  vom  30. 
März  1878,  von  der  Bundesver- 
sammlung genehmigt  den  15. 
August  1878,  A.  S.  n.  F,  IV 
642.  643. 

IV  S.  432, 
Erklärangen  zwischen  der  Schweiz 

und  dem  Deutschen  Reiche,  be- 
treffend den  unmittelbaren  Ge- 
schäftsverkehr zwischen  den  bei- 
derseitigen Gerichtsbehörden  vom 
l.  und  13.  Dezember  1878  (na- 
mens der  Schweiz  abgegeben  vom 
Bundesrat),  A.  8.  n.  F.  III 661, 
Wolf  II  542. 

I  S.  241.  No.  288. 
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Internationaler  Vertrag  (allgemei- 
ner) betre£Eend  die  gegen  die  Reb- 
laus zu  treffenden  Massregeln, 
von  der  Bundesversammlung  den 
17.  Dezember  1878  genehmigt, 
A.  S.  n.  F.  IV  423.  424. 
I  No.  7. 

Temporäre  Handels- Debereinkunft 
zwischen  der  schweizerischen  Eid- 
genossenschaft und  dem  König- 
reich Italien  vom  28.  Januar 
1879,  von  der  Bundesversamm- 
lung nachtrilglich  ratificirt  den 
27.  März  1879,  A.  S.  n.  P.  IV 
98.  99. 
I  No.  280. 

üebereinkunft  zwischen  der  Schweiz 
und  dem  Grossherzogtum  Baden 
betreffend  den  Wasserverkehr  auf 
dem  Bheine  von  Neuhansen  bis 
unterhalb  Basel  vom  1 0.  Mai  1 879, 
von  der  Bundesversammlung  den 
19.  Dezember  1879  genehmigt, 
A.  S.  n.  F.  IV  398.  394,  Wolf 
II   1014. 

I  No.  291.  11  No.  530. 

Vertrag  zwischen  der  Schweiz  und 
Italien  betreffend  den  Bau  der 
Monte  Cenere-Eisenbahn  vom  16. 
Juni  1879,  von  der  Bundesver- 
sammlung genehmigt  den  20.  Juni 
1879,  A.  S.  n.  F.  IV  350.  352, 
Wolf  II  947. 
m  No.  918. 

üebereinkunft  zwischen  der  Schweiz 
und  dem  Deutschen  Ileiche  wegen 
Eegolining  der  Grenze  bei  Kon- 
stanz vom  24.  Juni  1879,  vom 
Bundesrat  den  27.  Juni  1879 
ratiffcirt;  durch  Bundesbeschluss 
vom  28.  Juni  1878  war  der  Bun- 
desrat zur  Genehmigung  und  Ra- 
tifikation des  Vertrages  ermäch- 
tigt worden,  A.  S.  n.  F.  IV  282. 
285,  Wolf  n  382. 
I  S.  229^ 

üebereinkunft  zwischen  der  Schweiz 
und  Frankreich  betreffend  die 
Nationalität  der  Kinder  und  den 
Militärdienst  der  Söhne  von  in 


der  Schweiz  naturalisirten  Fran- 
zosen vom  23.  Juli  1879  (Op- 
tionsvertrag), von  der  Bundesver- 
sanunlung  den  18.  Dezember  1879 
ratificirt,  A.  S.  n.  F.  V  177.  178, 
Wolf  II  390. 

I  No.  286.  325.  327. 
Niederlassungsvertrag  zwischen  der 

Schweiz  und  Spanien  vom  14. 
November  1879,  von  der  Bun- 
desversammlung den  13.  Dezem- 
ber 1879  ratificirt,  A.  S,  n.  F. 
V  96.  97,  Wolf  II  443. 

II  No.  497. 
Uebereinkommen      zwischen      der 

Schweiz  und  den  Bodenseeufer- 
staaten betreffend  das  Verfahren 
bei  Beurkundung  von  Geburts- 
und Sterbef&Uen  auf  dem  Boden- 
see, oder  wenn  eine  Leiche  aus 
dem  See  aufgenommen  wird,  vom 
16.  März  1880  (vom  Bundesrat 
namens  der  Schweiz  abgeschlos- 
sen), A.  S.  n.  F.  V  26,  Wolf 
n  488. 
I  No.  98. 
Auslieferungsvertrag  zwischen  der 
Schweiz  und  Grossbritannien  vom 
26.  November  1880,  von  der 
Bundesversammlung  den  5.  März 
1881  ratificirt,  A.  S.  n.  F.  V 
312.  313,  Wolf  II  613. 

III  S.  389.  No.  1193.  1212. 
1217.  1270.  1271.  1279. 
1295.  1298^.  1803. 

üebereinkunft  zwischen  der  Schweiz 
und  Italien  über  den  Folizei- 
dienst  in  den  internationalen 
Stationen  der  Gotthardbabn  vom 
16.  Februar  1881,  von  der  Bun- 
desversammlung den  14.  Juni 
1881  ratificirt,  A.  S.  n,  F.  V 
576.  577,  Wolf  II  949. 

I.  No.  104.  II  No.  481-483, 
III  S.  387.  IV  No.  1310. 
1381.  1354.  1355. 

Internationale  Phylloxera  -  üeber- 
einkunft vom  3.  November  1881 
(allgemeiner  Staats  vertrag),  von 
der  Bundesversammlung  den  25. 
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April  1882  ratificirt,  A.  S.  n.  F. 
VI  227.  228,  Wolf  II  1059. 

I  No.  7. 
Handelsvertrag  zwischen  der  Schweiz 

und  Deutschland    vom    23.  Mai 

1881,  von  der  Bundesversamm- 
lung ratificirt  den  20.  Juni  1881, 
A.  S.  n.  F.  V  457.  458 ,  Wolf 
II  656. 

II  S.  227.  No.  628-630.  635. 
Zusatzprotokoll  zu  dem  am  27.  April 

1876  zu  Bern  unterzeichneten 
Niederlassungsvertrage  zwischen 
der  schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft und  dem  Deutschon  Bliche 
vom  21.  Dezember  1881,  fest- 
gestellt durch  die  Bevollmäch- 
tigten beider  Regierungen,  A.  S. 
n.  F.  VI  273. 

II  S.  118.  123.  IV  No.  1337. 
1362. 

Erklärung  zwischen  dem  schwei- 
zerischen Bundesrate  und  der 
belgischen  Begierung  betreffend 
gegenseitige  kostenfreie  Mittei- 
lung von  Givilstandsakten  vom 
2.  Februar  1882,  A.  S.  n.  F. 
VI  140,  Wolf  II  489. 

III  No.  1041. 
Niederlassungävertrag  zwischen  der  I 

Schweiz  und  Frankreich  vom  23. 
Februar  1882,  von  der  Bundes- 
versammlung den  27.  April  1882 
•  ratificirt,  A.  S.  n.  F.  VI  394. 
395,  Wolf  II  445. 

I  No.  177.    II  No.  478.  498 

-506.  634.  IV  No.  1321. 

Handelsvertrag  zwischen  der  Schweiz 

und  Frankreich  vom  23.  Februar 

1882,  von  der  Bundesversamm- 
lung ratificirt  den  26.  April  1882, 
A.  S.  n.  F.  VI  304.  305,  Wolf 
II  668. 

I  S.  438.  n  No.  632—634. 
üebereinkunft  zwischen  der  Schweiz 
und  Belgien  betreffend  Abände- 
rung des  am  13.  Mai  1874  ab- 
geschlossenen Auslieferungsver-  ' 
träges  vom  11.  September  1882,  ' 
von  der  Bundesversammlung  ra-  ! 


tificirt  den  16.  Dezember  1882, 
A.  S.  n.  F.  VI  616.  617,  Wolf 
II  595. 

III  No.  1191. 
üebereinkunft  zwischen  der  Schweiz 

und  Frankreich  betreffend  unent- 
geltliche Verpflegung  der  Geistes- 
kranken und  verlassenen  Kinder 
vom  27.  September  1882,  rati- 
ficirt von  der  Bundesversamm- 
lung den  7.  April  1883,  A.  S. 
n.  F.  VII  186.  192,  Wolf  II  486. 

IV  No.    1348.    1352.     1353. 
1855—1368. 

Üebereinkunft  zwischen  der  Schweiz 
und  Italien  betreffend  die  gegen- 
seitige Bewilligung  des  Armen- 
rechtes im  Prozessverfahren  vom 
8.  November  1882,  den  2.  April 
1883  von  der  Bundesversamm- 
lung ratificirt,  A.  S.  n.  F.  VII 
79.  80,  Wolf  II  543. 
I  S.  440. 

üebereinkunft  zwischen  der  Schweiz 
und  Italien  über  den  Zolidienst 
in  den  internationalen  Bahnhöfen 
Ohiasso  und  Luino  vom  15.  De- 
zember 1882,  von  der  Bundes- 
versammlung ratificirt  den  7. 
April  1883,  A.  S.  n.  F.  VII  192. 
193.  Wolf  n  983. 
I  No.  104.  105.  127. 

Auslieferungsvertrag  zwischen  der 
Schweiz  und  Spanien  vom  31. 
August  1888,  von  der  Bundes- 
versanmilung  genehmigt  den  12. 
Dezember  1888,  A.  S.  n.  F.  VII 
356.  357,  Wolf  U  622. 
III  No.  1194.   1195.  1206. 

üebereinkunft  zwischen  der  Schweiz 
und  Salvador  betreffend  die 
gegenseitige  Auslieferung  von 
Verbrechern  vom  80.  Oktober 
1883,  den  20.  März  1884  von 
der  Bundesversammlung  geneh- 
migt. A.  S.  n.  F.  VII  698.  694. 
Wolf  n  629. 
III  No.  1195.   1198.  1202. 

Freundschafts«,  Niederlasaongs-  und 
Handelsvertrag     zwischen     der 
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Schweiz  und  Salvador  vom  30. 
Oktober  1883,  von  der  Bandes- 
Versammlung  genehmigt  den  20. 
März  1884,  A.S.  n.  F.  VII  743. 
744,   Wolf  II  447. 

II  No.  507.  IV  S.  434. 

üebereinkunft  zwischen  der  Schweiz 
und  dem  Deutschen  Reiche  über 
die  gegenseitige  Zulasssung  der 
an  der  Grenze  domizilirten  Me- 
dizinalpersonen zur  Berufsaus- 
übung vom  29.  Februar  1884, 
von  der  Bundesversammlung  ge- 
nehmigt den  21.  März  1884,  A. 
S.  n.  F.  Vn  445.  446,  Wolf  H 
1107. 

IV  No.  1641.  1648. 

üebereinkommen  zwischen  dem 
schweizerischem  Bundesrate  und 
dem  Heiligen  Stuhle,  betreffend 
die  kirchlichen  Verhältnisse  im 
Kanton  Tessin  vom  I.September 
1884  (Bundesrat  handelnd  in 
eigenem  Namen  und  im  Namen 
des  Kantons  Tessin),  A.  S.  n.  F. 
VII  798,  Wolf  II  1098. 

II  No.  691. 

Erklärung  zwischen  der  Schweiz 
und  Italien  betreffend  den  Po- 
lizeidienst in  den  Gotthardbahn- 
stationen  zu  Chiasso  und  Luino, 
vom  11.  November  1884,  12. 
Januar  1885  (Erklärung  abge- 
geben vom  Bundesrat),  A.  S.  n. 
F.  VIII  65,  Wolf  II  952. 

III  S.  387. 

Erklärung  zwischen  dem  Bundes- 
rat und  der  k.  k.  österreichisch- 
ungarischen  Begierung  über  die 
Vollziehung  der  Civilurteile  aus 
dem  Kanton  Waadt  in  Oester- 
reich-Ungarn  vom  16,  Februar 
1886,  A.  S.  n.  F.  VIII  83,  Wolf 
n  558. 
I  No.  225. 

üebereinkunft  zwischen  der  Schweiz 
und  dem  Fürstentum  Liechten- 
stein über  die  gegenseitige  Zu- 
lassung der  an  der  Grenze  do- 
mizilirten Medizinalpersonen  zur 


Berufsausübung  vom  I.Juli  1885, 
von  der  Bundesversammlung  ge- 
nehmigt den  23.  Juni  1886,  A.  S. 
n.  F.  IX  225.  226,  Wolf  H  1108. 
IV  No.  1641. 

Üebereinkunft  zwischen  der  Schweiz 
und  Oesterreich-Ungam  über  die 
gegenseitige  Zulassung  der  an  der 
Grenze  domizilirten  Medizinal- 
personen zur  Berufsausübung  vom 
29.  Oktober  1885,  von  der  Bun- 
des  Versammlung  den  23.  Juni 
1886  genehmigt,  A  S.  n.  F.  IX 
219.  220,  Wolf  n  1107. 
IV  No.  1641.  1644. 

Freundschafts-,  Niederlassungs-  und 
Handelsvertrag  zwischen  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft 
und  der  Südafrikanischen  Re- 
publik (Transval)  vom  6.  No- 
vember 1885,  von  der  Bundes- 
versammlung genehmigt  den  28. 
April  1887,  A.  S.  n.  F.  X  283. 
284,  Wolf  II  452. 

II   No.  508.     III   No.   1181. 
1196.  IV  S.  434. 

üebereinkunft  zwischen  der  Schweiz 
und  dem  Fürstentum  Monaco, 
betreffend  die  gegenseitige  Aus- 
lieferung von  Verbrechern,  vom 
10.  Dezember  1885,  von  der 
Bundesversammlung  den  23.  De- 
zember 1885  genehmigt,  A.  S. 
n.  F.  VIII  466.  467,  Wolf  II  636. 
IV  No.  1197.   1206. 

Schiedsgerichtskonvention  zwischen 
der  Schweiz  und  Chile  vom  19. 
Januar  1886,  von  der  Bundes- 
versammlung genehmigt  den  2. 
Juli  1886,  A.  S.  n.  F.  IX  392. 
393. 

IV  S.  434. 

Erklärung  zwischen  dem  schweize- 
rischen Bundesrate  und  der  k. 
italienischen  Regierung,  betref- 
fend die  gegenseitige  Mitteilung 
von  Civilstandsakten,  vom  1.,  11. 
Mai  1886,  A.  S.  n.  F.  IX  32. 
Wolf  II  490. 
m  No.  1041^ 
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Uebereinkommen  zwischen  der 
Schweiz  und  dem  Grossherzog- 
tum  Baden,  betreffend  die  sani- 
täre üeberwachung  des  von  der 
Schweiz  nach  Baden  gerichteten 
Reiseverkehrs  auf  dem  Badisohen 
Bahnhof  zu  Basel  bei  drohenden 
oder  ausgebrochenen  Seuchen, 
vom  3.  Juni  1886,  vom  Bundes- 
rat den  21.  Juni  1886  geneh- 
migt, A.  S.  n.  F.  IX  96,  Wolf 
n  990. 
I  No.  97. 

Uebereinkunffc  zwischen  der  Schweiz 
und  dem  Deutschen  Reiche,  be- 
treffend die  Erleichterung  der 
Eheschliessung  der  beiderseitigen 
Staatsangehörigen,  vom  4.  Juni 
1886,  von  der  Bundesversamm- 
lung  genehmigt    den    29.  Juni 

1886,  A.  S.  n.  F.  IX  92.  93, 
Wolf  II  491. 

in  No.  1070. 
Uebereinkunffc  (allgemeine)  betref- 
fend die  Bildung  eines  inter- 
nationalen Verbandes  zum  Schutze 
von  Werken  der  Litteratur  und 
Kunst  (Berner  Konvention),  vom 
9.  September  1886 ,  von  der 
Bundesversammlung  ratificirtden 
27.  April  1887,  A.  S,  n.  F.  X 
218.  219,  Wolf  II  494. 

I  No.  278. 
Niederlassungsvertrag  zwischen  der 

Schweiz  und  Belgien  vom  4. 
Juni  1887,  genehmigt  durch  die 
Bundesversammlung  den  29.  Juni 

1887,  A.  S.  n.  F.  X  593.  594. 
Wolf  II  457. 

II  No.  509. 

Erklärung  zwischen  der  Schweiz 
und  Oesterreich -Ungarn,  betref- 
fend der  Wiederübernahme  ehe- 
maliger Staatsangehöriger,  vom 
21.,  28.  Oktober  1887  (Erklärung 
abgegeben  vom  Bundesrat)  A.  S. 
n.  F.  X  303,  Wolf  I  392. 
I  No.  290.  II  S.  99. 

Auslieferungsvertrag  zwischen  der 
Schweiz  und  Serbien,    vom  28. 


November  1887,  von  der  Bun- 
desversammlung den  23.  März 
1890  genehmigt,  A.  S.  n.  F.  X 
676.  677,  Wolf  II  648. 

m  S.  889.  No.  1198.    1206. 

Niederlassungs-  und  Konsularver- 
trag zwischen  der  Schweiz  und 
Serbien  vom  16.  Februar  1888, 
von  der  Bundesversanunlung  den 
25.  Juni  1888  genehmigt,  A.S. 
n.  F.  X  705.  706,  Wolf  II  458. 
II  No.  510. 

Freundschafts-,  Niederlassungs-  und 
Handelsvertrag  zwischen  der 
Schweiz  und  der  Republik  Ecua- 
dor, vom  22.  Juni  1888,  von 
der  Bundesversammlung  den  22. 
Juni  1889  genehmigt,  A.  S.  n.  F. 
2  S.  I  209.  210,  Wolf  II  1146. 

II  No.  511.  IV  S.  434. 
Provisorisches        Uebereinkommen 

zwischen  der  Schweiz  und  der 
Republik  Ecuador  über  die  gegen- 
seitige Auslieferung  von  Ver- 
brechern und  den  Vollzug  von 
Bequisitorien  vom  22.  Juni  1888, 
von  der  Bundesversammlung  ge- 
nehmigt den  22.  Juni  1889,  A. 
S.  n.  F.  2  S.  I  218.  219,  Wolf 

II  652. 

III  No.  1181.  1199. 
Uebereinkunft  zwischen  der  Schweiz 

und  Italien  betreffend  gegensei- 
tige Zulassung  der  an  der  Grenze 
wohnenden  Medizinalpersonen  zur 
Berufsausübung  vom  28.  Juni 
1888,  von  der  Bundesversamm- 
lunggenehmigt den  2.  Juli  1888, 
A.  S.  n.  F.  X  723.  724.  Wolf  H 
1108. 

IV  No.  1641. 
Auslieferungsvertrag  zwischen  der 

Schweiz  und  Oesterreich-Ungarn 
vom  17.  November  1888,  z.  Z. 
noch  nicht  ratificirt,   vgl.  oben 

III  S.  429. 

m  No.  1181».  1200. 
Uebereinkunft  zwischen  der  Schweiz 
und    Frankreich    betreffend  die 
gegenseitige   Zulassung    der  an 
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der  Grenze  wohnenden  Medizinal- 
personen zur  Bernfsausübungvom 
29.  Mai  1889,  von  der  Bundes- 
yersammlnng  genehmigt  den  20. 
Juni  1889,  A.  S.  n.  F.  2  S.  I 
179.  180,  Wolf  II  1110. 

IV  No.  1641. 
Frenndschafts-,  Niederlassungs-  und 
Handels  -  Vertrng  zwischen  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft 
und  dem  unabhängigen  Congo- 
staat  vom  16.  November  1889, 
von  der  Bundesversammlung  ge- 
nehmigt den  9.  Dezember  1889, 
A.  S.  n.  F.  2  S.  I  426.  427. 
Wolf  n  1153. 

lINo.512.inNo.1181. 1201. 
IV  S.  434. 


Niederlassungsvertrag  der  Schweiz 
mit  Deutschland  vom  31.  Mai 
1890,  von  der  Bundesversamm- 
lung genehmigt  den  26.  Juni 
1890,  A.  S.  n.  F.  2  S.  I  514. 
515. 

INo.  216.  II  S.  81.  No.  513 
-526.  IV  S.  17.  No.  1343. 
Wiener  Weltpostvertrag  (allgemei- 
ner) vom  4.  Juli  1891,  von  der 
Bundesversammlung  den  23.  De- 
zember 1892  genehmigt,   A.  S. 
n.  F.  2  S.  II  700.  702. 
IV  S.  117. 


m 


ii 
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Abich,  Deutsche,  gestorben  in  Cia- 
rens, IV  S.  445. 

Abt,  Ferdinand,  IV  S.  416. 

Adomeit,  Wilhelm,  III  S.  456. 

Adels,  Soldat,  IV.  S.  63. 

Adler,  Heinrich,  II  S.  111. 

Agnozzi,  päpstlicher  Geschäftsträger 
bei  der  Eidgenossenschaft  in  Lu- 
zern,  11  S.  337.  468. 

Aigle,  P,  Lebensyersichernngsgesell- 
schaffc  in  Paris,  IV  S,  837. 

Aigner,  A.,  IV  S.  221.  231. 

Albisser,  heimatlose  Familie,  I  S. 
488. 

Alexandre,  A.,  III  S.  474. 

Alfons,  König  von  Spanien,  II  S. 
458. 

Allweier,  Markus,  IV  S.  107. 

Altkatholischer  Verein  Flawyl,  IV 
No.  1609. 

Alpenklub,  schweizerischer,  I  S.  5. 

Altwegg,  Ständerat,  I  S.  252.  IV 
S.  422. 

Amiet,  J.,  11  S.  303.  307. 

Ammann,  Ida,  II  S.  452. 

Andelfinger,  J.  S.,  II  No.  764. 

Andermatt,  P.,  II  S.  414. 

Andrisek,  Joh.,  II  S.  102. 

Angageur,  Franzose,  III  S.  467. 

Antognini,  Giac,  II  S.  631. 

Aepli,  0.,  Nationalrat,  schweize- 
rischer Gesandter  in  Wien,  I  S. 
288.  II  S.  226.  548.  UI  S.  11. 
16.  IV  S.  154.  158. 

Arbeiterbund,   Glarus,  IV  S.  196. 

Arbeiterassociation,  internationale 
des  Jura,  IV  S.  56 ;  s.  Interna- 
tionale. 


Arbeiterbund,  schweizerischer,  I  S. 

258.  278*.  IV  S.  59.  76.  77.  87. 
Arbeiterleseclub,  IV  S.  79. 
Arbeitervereine,      vereinigte,     der 

Stadt  Bern  und  Umgebung,  IV 

S.  50. 
Arnold,    Nationalrat,    II   S.   386, 

461.  467. 
i  Asperti,  Jesuit,  II  S.  474. 


Baader,  Walter,   Gewehrfabrikant, 

IV  No.  1467. 
Bacchi,  Vincenzo,  II  S.  624. 
Bächli,  J.,  III  S.  364. 
Bachmann,  J.,  Nationalrat,  II  S.  47. 
Bachofen,  W.,  in  S.  190.  191. 
Baciüeri,  Ettero,  TI  S.  495. 
Bakunin,  IV  S.  77. 
Baidinger,  Nationalrat,  I  S.  20.  54. 

m  S.  166. 
Balli,  AtiUo,  II  S.  624.  630. 
Bäloise ,    la ,    Versicherungsgesell- 

8chaft  in  Basel,  IV  S.  821.  826. 

831.  336. 
Bank,  eidgenössische,  Banque  f§d^- 

rale,  Aktiengesellschaft;,   I  S.  1. 
Bank  iür  Graubttnden,  II  S.  192. 
Bank  in  St.  Gallen,  II  S.  189. 
Bank  in  Zürich,  II  S.  184. 
Barbey,  F.,  II  S.  253.  272. 
Barmet,  B.,  II  S.  502.  641. 
Barmettier,  F.,  II  S.  220. 
Battaglini,  Carlo,  Advokat,  Natio- 

nabrat,  I  No.  132. 
Baumann,  A.,  11  S.  251.  270. 
Baumann,  Elise,  II  S.  18. 
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Basier,  Simon,  Nationalrati  Bundes- 
rat, schweizerischer  Gesandter  in 
Korn,  I  S.  63.  205.  IV  ö.  442. 
448. 

Beatrisini,  Maria,  IV  S.  39. 

Bebel,  Mitglied  des  Deutschen 
Reichstages,  IV  S.  89.  90. 

Beck,  Georg-Christian,  IV  S,  103. 

Begrün,  J.,  n  S.  896. 

Belloni,  im  Tessin  1889  verhaftet, 

I  S.  125.  129. 
Belser,  Franz,  II  S.  14. 
Bendit,  J.,  II  S.  335. 
Benediz,  homöopathischer  Arzt,  II 

S.  129. 
Benz,  K  ,  Bezirksrichter  und  Wirt, 

II  S    277 

Berchtöld-ZüUig,  I  8.  49. 

Bercowiecz,  Pole,  IV  S.  2. 

Berdez,  eidgenössischer  Untersuch- 
ungsrichter, IV  S.  76. 

Bemard,  Artilleriesoldat,  III S.  480. 
Bemard,  Paul,  IV  S.  108. 
Bemasconi,    August,    Angeklagter 

im  Stabioprozess,  I  8.  86. 
Bemasconi,  Giuseppe,  I  8.  87. 
Bemasconi,   Konstantin,   Oberst,  I 

No.  132. 
Berner,    Lehrbuch    des   deutschen 

Strafrechts,  I  8.  305. 
Bernhard,   Alois,    II   8.   154.     IV 

S.  120. 
Bernstein  ,   Eduard ,  Redaktor  des 

Sozialdemokrat,  IV  8.  93. 
Berrini,  Geistlicher,  II  8    450. 
Berthoud,  Ständerat,  II  8.  859. 
Bertola,  Tessiner  Grossratskandidat, 

n  S.  612. 
Bertßchin,  III  8.  245. 
Best,  Ludwig,  II  8.  129. 
Bezzola,   Andr.,   Nationalrat,   I  8. 

125.  n  8.  466.   m   8.  12.   IV 

S.  78. 
Bianchi,  Jos.,  I  S.  231. 
Bianchi,  Pietro,  11  8.  680. 
Bickel,  Wirt,  II  S.  279. 
Binz,  Peter,  von  Winznau,  1. 8.  815. 
Binzegger,  J.,  II  8.  520. 
Birmann,  Ständerat,  I  8.  884.  429. 

II  S.  855.  IV  8.  845.  879.      • 


Bisohoff,  A.,  Polizeigerichtspräsident 
in  Basel,  IV  No.  1481. 

Bisig,  Josef  Maria,  I  8.  358. 

Bismarck,  Fürst,  II  8.  120. 

Bistac,  J.  P..  II  8.  426. 

Blain,  Gh.,  H  8.  153. 

Bläsi,  Tierarzt,  in  Klosters,  IV 
8.  175. 

Bloch,  Ferdinand,  Polizeiagent,  IV 
8.  63. 

Blum-Jayal  &  fils  II  8.  246. 

Blumer  ,  J. »  Ständerat ,  Bundes- 
richter, I  8.  183.  813. 

Blumer,    0.,    Ständerat,    I   8.  75. 

III  8.  115.  IV  8.  190.  409. 
Bodenheimer,    Ständerat,   I  8.  27. 

II  8.  118. 
Bodenmüller,  Ed.,  II  8.  524.  540. 
Bodenmüller,  Kaspar,  IV  8.  81. 
Bohy,  E.,  I  8.  411. 
BoUag,  Marx,  III  No.  1117  a. 
Booth,  Katharina,  Marschallin  der 

Heilsarmee,    11    No.  476.    690. 

IV  8.  2. 

Borel,  Eugen,  Oberst,  Bundesrat, 
Weltpostdirektor,  I  S.  123  f. 

Borgel,  Ad.,  I  8.  245. 

Bory,  Ständerat,  I  8.  81.  90.  112. 
114. 

Bosse,  Eduard,  III  8.  473. 

Bourcart,  Gh.,  Geschäftsträger  der 
Eidgenossenschaft  in  London,  I 
8.  297. 

Bourguet,  J.,  II  8.  519. 

Boux,  Gebrüder,  II  115. 

Bovet,  A.,  Pfarrer,  II  8.  881. 

Brack,  Zündhölzchenfabrikant,  I  8. 
411. 

Branca,  Masa,  11  8.  631. 

Branger,  Gh.,  II  8.  165. 

Braun  III  No.  1050. 

Brenner,  E.,  Nationalrat,  I  8.  255. 

Brenrier,  Jakob,   IV  8.  81. 

Brilitzki,  Adolf,  IV  8.  81. 

Brioschi,  Bominico  Benedetto,  I  S. 
338 

Brodbeck  III  No.  887. 

Broger,  Anton,  I  8.  380. 

Brosi,  Albert,  Ständerat,  National- 
rat, I  8.  81.  82.  268.  II  8.  357. 
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Brooase,  Marie  Louis  Paul,  Kan- 
didat der  Medizin,  IV  56. 

Brugisser,  Nationalrat,  IV  S.  429. 

Brun,  Marie,  geb.  Stadler,  II  S.  6. 

Bruni,  Ernesto,  II  S.  385. 

Brunner,  Fritz,  Vermächtnisgeber  an 
die  meteorologische  Centralanstalt 
in  Zürich,  I  S.  92. 

Brunner,  Rudolf,  Nationalrat,  I  S. 
118.  119.  120.  203.  255.  268. 
371.  372.  375.  II  S.  135.  187. 
342.  358.  360.   IV  S.  190. 

Brynstein,  Jakob,  IV  S.  104. 

Bucher,  Arnold,  HI  S.  477. 

Bucher,  Ehegatten  aus  Littau,  II 
S.  54. 

Bucher,  Hauptmann,  in  Schüpf- 
heim,  I  S.  333. 

Bucher,  Josef,  II  S.  138. 

Bucher,  Nationalrat,  I  S.  392.  II 
S.  18.  56.  III  S.  16.  IV  S.  258. 

Buchhftndlerverein,  IV  S.  367. 

Büchler,  Typograph,  IV  S.  366. 

Buchser  &  C»%  II  S.  181. 

Bühler,  H.,  II  S.  412. 

Bühler,  Th.,  Nationalrat,  II  S.  356. 

III  S.  201. 
Bühlmann,  C,  II  S.  395. 
Bühlmann,  F.,  Nationalrat,  II S.  118. 

IV  S.  37. 

Btihrer,  J.,  IV  S.  375. 
Buol,  Anna,  II  S.  57. 
Burgeni,  Arnold,  I  S.  466. 
Buri,  M.,  Ingenieur,  I  S.  58. 
Buser,  F.,  II  S.  145. 
Bussinger,  F.,  II  8.  73. 
Büttiker,  A.,  II  S.  521. 
Büttler,  Job.  ßapt.,  II  S.  67. 
Bützberger,  Nationalrat,  I  S.  874. 
IV  S.  190. 


O. 

CaiUat,  Salutist,  II  S.  367. 

Caramora,  V.,  II  S.  83. 

Carlos,   Don,   Herzog  von  Madrid, 

I  S.  235.  IV  S.  101. 
Carteret,  Nationalrat,  II  S.465. 
Caspari,  August,  IT  S.  175. 


Castella,  General,  I  S.  236. 

Castella,  Nie,  II  S.  282. 

Gastinel,  I  S.  845.  II  8.  247. 

Gastioni,  Angelo,  von  England  nicht 
ausgeliefert,  III  8.  445. 

Catenazzi,  Luigi,  Angeklagter  im 
Stabioprozess,  I  8.  86. 

Cattori,  Claudio,  II  S.  631. 

Cayerzasio.  Beruh.,  II  8.  214. 

Gayina  von  Faenza  IV  8.  58. 

Censi,  Advokat,  I  S.  134^ 

Centralarmeukasse  inMün8ter(Bem) 
IV  S.  8. 

Centralbahn,  schweizerische  (Eisen- 
bahnaktiengesellschaft), I  8.  52. 
III  8.  94. 

Cörösole.  P.,  Bundesrat,  National- 
rat, II  S.  800.  303.  386. 

Chapmann,  J.  ß.,  III  8.  488. 

Chappex,  Ständerat,  HI  8.  140. 
143.  144.  147.  149.  160.  166. 
171.  172. 

Chappuis,  J.,  Wirt  II  8.  280. 

Chappuis,  V.,  IV  8.  375. 

Chastanet,  E.,  II  8.  235. 

Chavannes  Brochon  &  C»«  II  8. 157. 

Chenet  von  St.  Etienne  IV  8.  1. 

Chicherio,  Hector,  III  8.  454. 

Christ  -  Simener ,  Auswanderungs- 
agentur, I  No.  162. 

Christkatholische  Genossenschaft  in 
Luzern  II  No.  689. 

Chuit,  Jean,  II  8.  426. 

Circolo  operaio  republicano,  Fratelii 
dltalie,  IV  8.  53. 

Clot,  Rosa,  II  S.  54. 

Coaz,  Job.,  eidgenössischer  Ober- 
forstinspektor, IV  8.  162. 

Cocatrix  de,  Henri,  IV  8.  423. 

Colmenga  I  S.  246. 

Colombo,  verhaftet  von  italienischen 
Zollangestellten,  I  8.  230. 

Comtesse,  Nationalrat,  I  8.  279. 
II  8.  357.  466.  608.  IV  8. 187. 

Conzett  IV  S.  94. 

Cornaz,  Ständerat,  I  8.  25.  30.  53. 
II  S.  238.  246.  IV  8.  187. 

Corpataux,  Caspar,  IV  S.  422. 

CoiTagioni  d'OrelU,  I  8.  341.  III 
No.  1043. 
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Cosandey,  Christophor,  Bischof  von 
Lausanne,  11  8.  340.  461.  476. 

Cosandey,  P.,  II  S.  276. 

Cottier,  J.  J.,  Werber,  III  S.  342. 

Court,  E.,  U  S.  199. 

Coarten,  von,  Katb.,  II  S.  17. 

Courtier,  de,  Baron,  recte:  Hof- 
mann, IV  S.  HO. 

Courvoisier,  H.,  III  S.  854. 

Curti,  Tb.,  Nationalrat,  I  S.  47. 
54.  68.  119.  284^  816.  IIS.  176. 
IV  S.  50.  363. 


I>. 


Dabinten,  Peter,   II  S.  41. 
Dalang  &  Gally,  III  S.  205. 
Dampfscbiffabrtsgesellscbaft     des 

Vierwaldstattersees,  II  No.  649. 
Danesi,  Alphons,  IV  S.  57. 
Darbellay,  F.  N.,  IV  S.  107. 
Dascbner,  Tbeodor,  IV  S.  81. 
Daszinsky,  Felix,  IV  S.  104. 
Dätwyler   und    Konsorten,    IV  S. 

373*. 
Dedem,  H ,  IV  S.  167. 
Dedual ,      eidgenössiscber    Unter- 

sucbungsricbter,    I  S.  125.     IV 

S.  84. 
Degiacomi,  Karl,   III  No.  1116. 
Degiorgi,  J.,  in  Lugano,  I  S.  91. 
Delarageaz,  Nationalrat,  I  S.  234^ 
Delötraz,  Jean,  Pfarrer,  II  S.  292. 
Dellamonica,  Antonio,  II  S.  450. 
Delmonico,  J.,  II  S.  606. 
Delmu^,  Tessiner  Grrossratskandidat, 

II  S.  631. 
Dembsky,    Alexander,    IV  S.  103. 

104. 
Demarcbi,  Ag.,  in  Astano,  I  No.  201. 
D^ner^az,   L.,    in  Genf,    I  S.  340. 

n  S.  35. 
Derigo,  Tessiner  Grossratskandidat, 

II,  S.  631. 
Decurtins,  Kaspar,  Nationalrat,  S. 

186.  189. 
Desor,  Nationabat,  I  S.  15.  IV  S. 

345.  349. 
Despond,  J.,  II  S.  287. 


Desponds,  Henriette,  III  S.  467. 

Deucber,  Adolf,  Nationalrat,  Bun- 
desrat, IV  S.  345.  347. 

Diana ,  Jäger-  und  Wildscbutz- 
verein.  IV  S.  137. 

Diebl,  D.,  III  S.  341. 

Dierauer  II  S.  229.  231. 

Dietler,  Nationalrat,  III  S.  144. 
155.  158.  167. 

Ditzler,  Ebegatten,  II  S.  58. 

Döbeli,  Elisabetb,  I  8.  480. 

Doutaz,  III  S.  444. 

Dorst,  Jobann,   IV  S.  81. 

Droz,  Nama,  Ständerat,  Bundesrat, 

I  S.  140.  179.  180.   II  S.  120. 
836.  464.  468.   IV  S.  52. 

Dubacb,  Cbristian,  II  S.  453. 
Dubois,  G.,  IV  S.  448. 
Dufayet,  III  S.  462. 
Dufour,  Nationalrat,  IV  S.  37. 
Dumnr,  Oberst,  II  S.  160. 
Dupr6,  A.,  II  S.  289.  435. 
Duret,  Kanzler  Biscbofs  Lacbat,  II 

S.  301. 
Dtirler,  L.,  Witwe,  II  S.  72. 
Durst,  G.,  II  S.  196. 
Dütscher,  J.,  IV  S.  200. 
Dynamitfabrik  Isleten,  II  S.  410. 

Eberle,  Nationalrat,  II  S.  301.  307. 
Effekten-Börsen verein  in  Züricb,  II 

S.  206. 
Eichenberger,  Gottl.,   I  S.  337. 
Eicbenberger  Job.,  II  S.  48. 
Eichin,  J.  G.,  II  S.  154. 
Egger,  H.,  Dr.  med.,  IV  S.  7. 
Eggli,  Fr.,  Ständerat,   III  S.  276. 
Egli,   Strafhauspfarrer,   in  Luzern, 

II  S.  801. 

Ehrenberg,  von,  Alfred,  IV  S.  91. 

92.  97.  98.  99. 
Ehrenberg,  W.,  III  S.  190. 
Eisert,  Familie,  IV  S.  63. 
Emmenegger,  Ehegatten,vonSchüpf- 

heim,  II  S.  39.  45. 
Ender,  Therese,  II  S.  89. 
Ender lin  in  Lugano,  I  No.  178. 


<•=. 
1-.^ 


'  •■Of- 


480 


IL  Personenregister. 


Engisser,  Karl,  III  S.  449. 

Equitable,  the,  Life  Assurance  So- 
ciety of  the  United  States,  IV 
S.  336.  337. 

Erlanger,  A.,  II  S.  235. 

Estoppey,  Ständerat,  I  S.  88.  371. 
II  S.  149.  150*.  479. 

ICtter,  Martin,  Anarchist,  IV  S.  90. 
93.  101. 

Evangelische  Allianz,  II  S-  381. 

F. 

Faden,  Anna,  I  No.  35. 

Falk,  Karl,  IV  S.  67. 

Fardel,  Marie,  II  S.  367. 

Fasel,  II  S.  157. 

Fässler,  Advokat,  I  S.  336. 

Fauvel,  Adöle,  II  S.  110. 

Favon,  G.,  Nationalrat,  IV  S.  186. 

188.  189. 
Föderation  jurassienne,  IV  S.  76. 

77. 
Felder,  Emilie,  HI  S.  466. 
Ferer,  Anton,  II  No.  520. 
F6ron  I  S.  246. 

Ferry,  Jules,  französischer  Minister- 
präsident, I  S.  238. 
Fessler  in  Baar  II  S.  10. 
Fiala,  Bischof  von  Basel,  II  S.  463. 
Fierz,  Nationalrat,  I  S.  234». 
Fischer,  von,  HI  No.  1113. 
Fischer-Juchli  11  S.  273. 
Fischer,  N.,  II  S.  112. 
Fischer,  Polizeihauptmann  in  Zürich, 

IV  S.  84.  89-91. 
Fischer,  Ständerat,  IV  S.  345. 
Fitzek,  Franz,  IV  8.  81. 
Fleck-Meili,  IV  S.  198. 
Flttckioer,  11  S.  232. 
Folietöte,  K.,  Advokat,  in  Pruntrut, 

II  S.  810.  319.  322.  332. 
FoUy,  m  No.  897. 
Forrer,   L.,   Nationalrat,    I  S.  24. 
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Troppmann,  Franz,  IV  S.  102. 
Troxler,  Kinder,  II  S.  75. 
Trutmann,  III  S.  80. 
Tschudi,  Ständerat,  IV  S.  362.  385. 
Tschudy,  Nationalrat,  I  S.  30. 
Tunstall,  Engländerin,  IV  No.  1352. 
Typographia  in  Bern,  IV  S.  214. 
Typographenbund,  IV  S.  367. 

TJ. 

Union ,  Versicherungsgesellschaft, 
IV  S.  331. 

ünterstützungsverein  schweizeri- 
scher Postbeamter,  IV  S.  319. 

V. 

Vassalli,  Dr.,  II  S.  521. 

Verband  der  Stickerei-Industriellen 
der  Ostschweiz,  II  S.  144. 

Verbecke,  P.,  Jesuit,  II  S.  474. 

Verein  freisinniger  Katholiken,  11 
S.  344. 

Verein  für  Erforschung  und  Kolo- 
nisation, IV  S.  235. 

Verein  für  Straf-  und  Gefängnis- 
wesen, schweizerischer,  I  No.  41, 

Verein,  konservativer,  von  Solo- 
thum,  n  S.  424. 

Vereinigung  schweizerischer  Frauen 
zur  Hebung  der  öffentlichen  Mo- 
ral, I  No.  39. 

Verein  schweizerischer  Bienen- 
freunde, II  S.  172. 

Verein  schweizerischer  Buchdrucke- 
reibesitzer, IV  S.  367. 

Verein  schweizerischer .  Geschäfts- 
reisender, II  S.  238.  248.  599. 

Verein  zur  Förderung  der  Knaben- 
arbeitsschulen, I  S.  40. 

Vermot,  HI  No.  905. 


Verrot,  Victoria,  H  S.  367. 

Versicherungsverein  der  eidgenös- 
sischen Beamten  und  Bedien- 
steten, IS.  19.   IV  S.  319. 

Vigier,  Ständerat,  III  S.  16.  94. 

Vogel,  Ständerat,  II  S.  540. 

Vögeli,  Chr.,  II  S.  15.  19,  20. 

Vögelin,  Professor,  Nationalrat,  I  S. 
7.  42. 

Vogelsanger,  Nationalrat,  IVS.  189. 

Voillat,  Henri,  III  8.  417. 

Volksverein  im  Kanton  Freiburg, 
I  S.  174. 

Volksverein,  schweizerischer,  I  S. 
372. 

Volonterio,  Gius.,  II  S.  680. 

Volz,  R.  H.,  II  S.  142. 

VonkUch,  S.,  I  S.  414. 

Von  Speyr,  Albert,  III  S.  71. 


Wacherneil,  Anna,  III  S.  475. 
Wackenreuter,  Jakob,  IV,  S.  81. 
Wackemagel,  J.  6.,  EL  S.  433. 
Walder,  Emil,  II  S.  550. 
Walser,  6.,  Dr.  jur.,   in  Herisau, 

II  S.  380. 
Walz,  m  No.  1085. 
Waroffski,  Wladimir,  IV  S.  70. 
Wasmer-Iten,  A.,  11  S.  273. 
Weber,  IH  No.  895. 
Weber-Frey,  Wirt,  11  S.  276. 
Weber,  H.,  Bundesrichter,  IV  S. 

322. 
Weber,  J.,  Ständerat,  IV  S.  161. 
Weber,  Leo,  Nafcionalrat,  11  S.  608. 
Weber,  Melchior,  II  S.  407. 
Weber,  R.  11  S.  64. 
Weck,  Nationalrat,  II  S.  420. 
Weck,  de.  Albert,  S.  J.,  U  S.  476. 
Weck,  de,  Romain,  IV  S.  155. 
Wegmüller,  11  S.  48. 
Weibel-Bürle,  Ehegatten,  II  S.  59. 
Weidknecht,  K.,  Witwe,  IV  S.  47. 
WeiersmüUer,  11  S.  41. 
Weill,  Lucien,  IV  S.  108. 
Weiss,  Karl  Theodor,  Polizeispion, 

IV  S.  68.  97. 
Welter  und  Forster,  11  S.  147. 
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Welü,  Emil,  Bundesrat,  I  S.  68. 
Werra,  de,  Nationalrat,  11  S.  356. 
Wertheimer,  Gross- Rabbiner,  11  S. 

432. 
Wey,  F.,  m  S.  471. 
Weyland,  G.,  H  S.  80. 
Widmer,  HL  No.  850. 
Widmer,  J.,  n  S.  163. 
Wildi,  m  No..  898. 
Wildy,  Peter,  n  S.  424.  450. 
Wilson,  Engländer,   Postdieb,  m 

S.  423. 
Wirth  -  Herzog  ,     Auswanderangs- 

agent,  IV  S.  234. 
Wirz,  Th.,  Standerat,  I  S.  47.  51. 

253.  257,  II  S.  229.  231.  414. 

in  S.  15. 
Wittwa,  G.,  n  S.  33. 
Wobigemutb,  A.,  Polizeiinspektor, 

II  Nr.  515.  IV  S.  95.  99.  102. 

103. 
Wohlgenannt,  Isaak,  I  S.  354. 
Wolf,  Fritz,  IV  S.  107. 
Wolkowitsch,  Wladimir,  IV  S.  103. 
Wollmann,  R.,  HI  S.  456. 
Wübbeler,  Job.  Ulrich,  Anarchist, 

IV  S.  90.  93.  101. 
WiiiUemin,  Ehegatten,  m  S.  1078. 
Wulliömoz,  Nationalrat.  IV  S.  134. 
Wunderlin,  J.,  HE  S.  349. 
Wyss,  J.,  Wirt  in  Melchtal,  II S.  270. 

272. 
Wyssa,  Susanna,  Salutistia,  11  S. 

367. 


Yersin,  Blanche,  in  Flenrier,  I  S. 

360. 
Yoossonpoff,    Fürst,    in  Nyon,    I 

No.  36. 

Z. 

Zfth,  K.,  n  S.  202. 
Zahradniczek,  Franz,  IV  S.  82. 
Zala,  m  S.  80. 
Zangger,  Ständerat,  IV  S.  187. 
Zbinden,  J.,  H  S.  280. 
Zemp,  Dr.,  I  S.  112,  114. 
Zeuner,  Direktor,  IV  S.  322. 
Ziegerer,  Andreas,  I  S.  485. 
Ziegler  und  Konsorten,  in  Schafif- 

hausen,  III  S.  89. 
Ziegler,  Ingenieur,  IE  S.  68. 
Ziegler,  Nationalrat,  IV  S.  258.259. 
Zimmermann,  Heinrich,  HE  S.  453. 
Zingg,  Th.,  II  S.  63. 
Zorilla,  Ruiz,  spanischer  Minister, 

IV  S.  54. 
Zschokke,  Olivier,  Ständerat,   I  S. 

39,  m  S.  120. 
Zürcher,  Nationakat,  I  S.  95*. 
Zurini,  Tessiner,  IV  S.  132. 
Züst,  G.,  m  S.  474. 
Zwilchenbart,  A.,  IV  No.  1539  a. 
Zwingli,  Rudolf,  III  S.  464. 
Zyro,  Nationalrat,  I  S.  95*. 
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Aargan  I  No.  52.  84.  85.  S.  241«. 
No.  331.  334.  n  No.  569.  592. 
614.  640.  648.  660.  686.  725. 
789.  739  a.  745.  775.  780.  HI 
No.  846.  983.  1007.  1078.  IV 
No.  1840.  1452.  1569.  1573. 
1586.  1594^  1595^  1627. 

Ablehnung  eines  Bichters  11  S.  287. 

Ablieferung  Gefangener  im  Verhält- 
nis der  Schweiz  zu  Baden  IV 
No.  1323 ;  s.  Auslieferung. 

Abschiebung  armer  Personen  s. 
Arme. 

Abschiebung  Fremder  in  ihre  Hei- 
mat IV  No.  1317.  1325;  unter 
der  Voraussetzung  der  Feststel- 
lung ihrer  Heimat  IV  No.  1327. 
1329.  1330;  in  reinlichem  Zu- 
stand IV  No.  1325^  1326 ;  Ver- 
hinderung des  Wiedereintrittes  in 
die  Schweiz  IV  No.  1333—1336; 
nach  Deutschland  IV  No.  1337 ; 
nach  Italien  IV  No.  1331.  1332; 
s.  Ausweisung,  Durchtransport, 
Eintrittsverweigerung  ,  Bück- 
nahmepflicht, Zuschieben,  Zigeu- 
ner. 

Abschiebung  der  Schweizer  an  die 
Schweiz  I  No.  159. 

Abstimmungen,  offizielle  Kundgeb- 
ung zu  solchen  I  S.  422 ;  s.  Po- 
litische Bechte,  Volksabstimmung, 
Wahlen;  Zusammenstellung  der 
seit  1874  erfolgten  eidgenössi- 
schen I  S.  430—436 ;  s.  Beferen- 
dum. 


Administrativbehörde  ,  kantonale, 
mit  richterlicher  Befugnis  IV 
No.  1431. 

Administrativstreitigkeiten  I  S. 
309  f. 

Administrator,  apostolischer,  H  No. 
751. 

Advokatur  I  S.  187.  IV  No.  1615. 
1 636  —1 689 ;  s.  Geschäftsagenten. 

Agent  m  No.  1095~1096a;  s. 
Auswanderungsagent ,  Böi-sen- 
agent,  Versicherungswesen. 

Agent  provocateur  I  S.  284.  IV 
S.  86. 87. 88. 91 .  92.  95  f.  97. 103; 
s.  Polizeispion ,  Fremdenpolizei, 
politische. 

Aegypten  I  S.  5.  353».  IH  S.  1.  24. 

Akten,  üebersetzung  I  S.  864.  HI 
No.  1302 ;  s.  Nationalsprache, 
Bundesarchiv. 

Aktiengesellschafksrecht  I  S.  48  f. 
63  f.  104.  105;  s.  ßanknoten- 
wesen,  Eisenbahnwesen,  Versi- 
cherungswesen. 

Alkohohnonopol  I  S.  384—387. 
No.  240°.  248.  IH  S.  192—214. 

Alpenbahnen  s.  Bundessubvention. 

Altertümer, schweizerische,  I  No.  27. 

Altkatholiken,  Mariahilfangelegen- 
heit, II  No.  689 ;  8.  Christkatho- 
liken, Christkatholische  Kirche, 
Bistumserrichtung,  Beligion,  ka- 
tholische. 

Amnestie  III  No.  1178  a;  s.  Be- 
gnadigungsrecht. 

Amsoldingen,  Gemeinde  im  Kanton 
Bern,  I  S.  94. 

Amt  s.  Bundesbeamter. 
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Amtsstellen ,  Errichtung  solcher  I 
No.  144r— 147.  154;  s.  Bundes- 
beamter. 

Amtszwang,  kantonaler,  IS.  154 
(üri).  186  (Appenzell  A.-Rh.). 
n  S.  8.  No.  681. 

Anarchisten  HL  S.  480.  IV  S.  53. 
61.  63 f.  67—110;  s.  Sozialdemo- 
kratie, Propaganda  der  Tat. 

Anerkennung  fremder  Mächte  I  No. 
112.  118. 

Anleihen  des  Bundes  III  S.  7.  18. 

Anlehensloose  11  S.  154. 

Apotheke,  als  Fabrik,  IV  No.  1470. 

Apotheker  H  S.  99. 149. 178. 198  f. 
IV  No.  1614.  1616.  1619.  1635. 

Appenzell  A.-Rh.  I  No.  8.  80. 11  No. 
598.  690.  m  No.  1121  a.  IV  No. 
1487.  1442.  1462.  1476.    1586. 

Appenzell  I.-Eh.  I  No.  60.  81.  136. 
180.  n  No.  608.  716.  741.  746. 
m  No.  1029.  IV.  No.  1442. 
1605.  1632. 

Arbeiterschutz  IV  S.  186—233; 
Gesetzgebung  IS.  17;  Verhältnis 
kantonaler  und  Bundesgesetz- 
gebung IV  No.  1462.  1463;  in- 
ternationaler IV  S.  186* ;  Nor- 
malarbeitstag  IV  No.  1484  bis 
1489  a.  S.  188—190.  194.  196. 
202—204;  Sonntagsarbeit  I  S. 
30. 163.  n  S.  I8I.IVN0. 1487a.b. 
bis  1488;  Nachtarbeit  I  No.  15. 
n  No.  561.  IV  No.  1474.  1485  d. 
1487.  1487 a.b.  1488;  Arbeits- 
zeitverlängerang  IV  No.  1486. 
1486  a.  1489;  Hilfsarbeit  in  den 
Fabriken  IV  S.  194.  204.  212. 
217r-219;  hilfsbedürftiger  Ar- 
beiter  (Frauen ,  Minderjährige) 
IV  No.  1462  a.  1466  a.  1471b. 
1486  a.  1490.  1490  a;  Dienstver- 
trag zwischen  Fabrikherr  und 
Arbeiter  IV  S.  187. 188.  No.  1477 
bis  1479. 1482.  1483 ;  s.  Fabrik, 
Fabrikordnung,  Haftpflicht,  Un- 
fallvorsicherung. 

Arbeitersekretär  I  S.  278*. 

Arbeiterstimme,  Zeitung  in  Zürich, 
IV  S.  77.  95. 


Arbeitertag,  schweizerischer,  IV  S. 
50. 

Arbeitervereinigung,  sozialistische, 
rv  S.  76  f. 

ArbeitSYerbot  11  No.  561. 

Arbeitszeit  s.  Arbeiterschiitz,  Nor- 
malarbeitstag. 

Argentinien  11  S.  94.  m  No.  1188. 
1206. 

Armenrecht  im  Prozess  I  S.  440; 
in  Haftpflichtprozessen  IV  No. 
1491.  1491  a.  1497.  1497  a— c. 

Armenstener  I  S.  143.  144. 

Armentransport  auf  Eisenbahnen 
IV  No.  1328 ;  s.  Eisenbahnwesen. 

Armenunterstützung  I  No.  175. 177. 
n  S.  8.  18.  25.  43.  57—59.  97. 
No.  355.  884. 

Arme  Personen ,  Heimschaflung, 
Verpflegung  derselben,  IV  No. 
1350—1354.  1363.1364.  1366; 
s.   Heimschaffung,  Verpflegung. 

Arrest  auf  Besoldung  der  Beamten 
I  No.  151—153;  s.  Bundesbe- 
amter. 

Arzneimittel  EL  S.  173.  174. 

Arzt  I  S.  6.  227.  II  No.  586.  587. 
IV  No.  1614.  1616—1631.  1641 
— 1643 ;  Eechtsstellang  im  Krieg 
IV  No.  1648.  1650 ;  s.  Tierarzt. 

Assisen,  eidgenössische,  I  No.  42. 
42.  IV  S.  56. 

Asylrecht  I  S.  122.  129. 199 f.  492. 
n  No.  515.  IV  S.  1-4.  51—53. 
55.  56.  59.  92.  93.  95.  96.  108. 

Aufenthalt,  Verfahren  behufs  Be- 
wiUigung  n  S.  23.  24;  Ver- 
weigerung II  S.  45 ;  Gebühr  für 
Bewilligimg  H  S.  3.  12.  13.  24; 
Dauer  deroe willigung  II  No.  373. 
472.  472  a.  473.  523;  Entzug 
der  Bewilligung  II  S.  22.  58 ;  s. 
Aufenthalter,  Freizügigkeit. 

Aufenthalter,  Kantonsfremder  und 
Kantonsangehöriger  11  S.  13.  14. 
23.  32;  Nichtberücksichtigung 
bei  Festsetzung  der  Bevölkerungs- 
ziffer I  S.  212.  No.  86-89; 
politische  Rechte  I  S.  165.  178. 
186.  189.  192.  II  S.  24.  30.  32 ; 
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s.  politische  Rechte;  politischer 
Flüchtling  IV  S.  1.  2;  militari- 
scher  Flüchtling  IV  S.  3.  4 ; 
s.  Aufenthalt. 

Aufenthalts  verbot  in  einzelnen  Tei- 
len der  Schweiz  gegenüber  Aus- 
ländern I  No.  llQr]  s.  Auswei- 
sung ;  gegenüber  Schweizern 
(Geistlichen)  anlUslich  des  Kul- 
turkampfes im  BemerJura  11  S. 
321  f.  325  f. 

Aufforstungen,  Bundesbeiträge  IV 
No.  1488. 

Ausfuhrverbot  I  S.  414. 

Ausland,  Vertretung  der  Schweiz 
gegenüber  demselben  I  No.  95. 
96 ;  Vertretung  desselben  in  der 
Schweiz  I  No.  114.  115;  Patro- 
nat  über  inländische  Schulen  IV 
No.  1589 ;  Freizügigkeit  der  wis- 
senschaftlichen Berufsarten  IV 
No.  1616-1618.  1627—1631. 
1689. 1641  —  1644;  s.  Ausländer, 
ferner  die  einzelnen  ausllindischen 
Staaten. 

Ausländer  in  der  Schweiz,  Rechts- 
stellung I  No.  347—350;  Be- 
rechtigung zur  Beschwerdefüh- 
ning  I  S.  348.  492.  IV  S.  If; 
Recht  zur  Niederlassung  11  S.  24 ; 
Recht  zum  Handels-  und  Ge- 
werbebetrieb (insbes.  Hausir- 
handel und  Handelsreisende)  I  S. 
355  f.  n  No.  537.  594.  615. 
626 — 635 ;  als  Eantonstierarzt 
IV  No.  1451 ;  Mitgenuss  am  Ge- 
meindevermögen II  No.  479. 480. 
480  a;  Jagdrecht  H  No.478.1483 ; 
Auswanderungsschutz  IV  No. 
1529  f.  1536;  Müitärpflichtersatz 
in  S.  22.  23;  Ausschluss  von 
<len  politischen  Rechten  II  No. 
784;  Schulpflicht  IV  No.  1590; 
privatrechtliche  Stellung  I  No. 
805.  S.  496.  497.  HI  No.  1121; 
s.  Abschiebung,  Armenrecht,  Ar- 
menunterstützung, Aufenthalter, 
Auslieferung,  Ausweisung,  Be- 
erdigung, Bürgerrecht,  Flücht- 
ling, Freizügigkeit,  Fremdenpoli- 


zei, Grundbesitz,  HeimschaffuDg, 
Immatrikulation,  Klöster.  Rück- 
nahmepflicht, Zigeuner,  Zuschie- 
ben, Verpflegung. 
Auslieferung  gegenüber  dem  Aus- 
land n  S.  104.  105.  m  No.  1180 
bis  1298  a;  Normal  Vertragsent- 
wurf m  No.  1181*.  1182.  1197. 
1217;  Vei-fahren  III  No.  llSöa. 
1181.  1182.  1185.  1190.  1191. 
1193.  1200.  1203;  1241.  1252. 
1262— 1298  a;  Kosten  HL  No. 
1180  a.  1182,  Art.  12.  1264 
1295 -1297a;  kurzer  Hand  IE 
No.  1180  a.  1263 -1264  a;  Be- 
gehren mNo.  1180  a.  1182,  Art. 
2,4,8.1265—1271.1278—1280. 
1282a.  1283. 1284. 1298. 1298a; 
Strafanspruch  des  Staates  des 
Tatortes  m  No.  1205  a,  1217. 
1221. 1256  —  1261  ;  provisorische 
Verhaftung  IH  No.  1180  a.  1182, 
Art.  3.  1185.  1272—1277;  pro- 
visorische Freilassung  IH  No. 
1180  a.  1287—1289;  vorüber- 
gehende Auslieferung  m  No. 
1180  a.  1281-1286;  Grundsatz 
der  SpeziaUtät  m  No.  1 182,  Art. 
9.  1191.  1214.  1241.  12678; 
Grundsatz  ne  bis  in  idem  III 
No.  1182,  Art.  10.  1194.  1217. 
1221.  1229—1236.  1258;  VoU- 
zugDINo.  1180  a.  1182,  Art.  11. 
1290  —  1294;  Durchlieferung  I 
S.  441.  m  No.  1180  a^^  1182, 
Art.  13.  1190.  1292. 1293. 1297; 
s.  Durchtransport  ;  Nichtaas- 
lieferung der  Inländer  HI  No. 
1180a^\  1182,  Art.  1,  10.  1185. 
1193.  1194.  1217—1236.  1253; 
Nichtauslieferung  wegen  politi- 
scher ,  militärischer  Verbrechen 
m  No.  1181».  1181a.  1187. 
1190.  1197.  1198.  1200.  1212 
bis  1216.  1264  a.  1293;  Aus- 
lieferungsdelikte I  S.  441.  m 
No.  1282,  Art.  1,  5,  7,  9.  1188. 
1189.  1190.  1197.  1198.  1200. 
1202.  1206—1211.  1228.  1237 
bis  1255.  1259.  1264a.  1267  bis 
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1271.  1278.  1279.  1282a.  1283. 
1284.  1288.  1298;  s.  Gegen- 
rechtserklärong,  Ablieferung. 

Ansstellung,  schweizerische,  in  Zü- 
rich IV  S.  357;  Bundesbeiträge 
I  S.  9.  36.  40;  Lotterien  für 
solche  IV  S.  116. 

Australien  IV  No.  1502.  1504. 

Auswanderer,  periodischer,  sein 
Stimmrecht  11  S.  688. 

Auswanderungsagent  I  No.  162. 
in  No.  1096  a.  IV  No.  1509. 
1509  a.  1510. 1510a.  1511. 1513. 
1514.  1515.1520;  Unteragenten 
IVNo.1509. 1510^  1512—1515. 
1522.  1524;  s.  Auswanderungs- 
wesen. 

Auswanderungswesen  IV  S.  234  bis 
257;  eidgenössisches  und  kanto- 
nales Recht  IV  No.  1502.  1512; 
Aufsicht  IV  No.  1503-1507. 
1509.  1521.  1525.  1540a;  Ko- 
lonisations-Unternehmungen rv 
No.  1508;  Steuerhoheit  der  Kan- 
tone IV  No.  1539. 1539  a ;  Kaution 
IV  No.  1526.  1526  a.  1527;  der 
Geschäftsverkehr  (insbes.  Zu- 
weiser) IVNo.  1516— 1518.  1520 
bis  1528.  1530  a.  1540;  Ge- 
schäftsreklame IV  No.  1519. 
1520;  Verantwortlichkeit  bei  der 
Spedition  IV  No.  1529.  1538. 
1 540 ;  Passagebillete  IV  No.  1 524 ; 
Ausdehnung  der  Anwendung  des 
Bundesgesetzes  IV  No.  1517. 
1518.  1528— 1530  a.  1536  ;  Ver- 
letzung des  Bundesgesetzes  III 
No.  1139. 

Ausweis  zur  Berechtigung  der  Aus- 
übung eines  wissenschaftlichen 
Bernfes  s.  Fähigkeitsausweis. 

Aasweisschriften  I  S.  398.  No.  315 
n  S.  78.  79  f.  83 f.  96-101 
104f.  107.  109.  110.  112.  115 
119 f.  122 f.  127 f.  IVNo.  1363 
Militärdienstbüchlein  IV  No  1316 
bei  Auswanderung  IV  No.  1529  f 
Gütigkeitsdauer  n  No.  472. 472  a 
IV  No.  1321.  1322;  Verweiger 
UQg  der  Ausstellung  oder  Bück- 


haltung n  S.  59— 77;  Entwen- 
dung, Fälschung  IV  No.  1315. 
1317;  Gebrauch,  gefälschter  IV 
No.  1333 ;  s.  Heimatschein,  Mi- 
litärdienstbüchlein. 

Ausweisung  Fremder  aus  der 
Schweiz  I  S.  235.  495.  U  S.  26. 
27.  78.  79.  85  f.  100.  IV  S.  20. 
65.  66.  69.  No.  1314.  1333. 
1337;  s.  Abschiebung,  Aufent- 
haltsverbot. 

Ausweisung  auf  Grund  der  Vor- 
schrift des  Art.  70  der  Bundes- 
verfassung s.  Fremdenpolizei, 
politische. 

Avant-Garde,  organe  coUectiviste  et 
anarchiste  m  S.  354.  IV  S.  55. 
56.  61.  76. 


Baarvorrat  in  der  eidgenössischen 
Staatskasse  III  No.  841.  843. 

Baccarat  s.  Spielverbot. 

Bäckereigewerbe  I  S.  30.  II  S. 
211—214. 

Baden  I  No.  97.  98.  291.  S.  229^ 
ni  No.  1068  a.  1070.  1190. 
1215.  1270.  IV  S.  484. 

Baden  im  Aargau  I  No.  52. 

Bankerott  s.  Konkurs. 

Banknotenmonopol  I  S.  372.  373. 
n  No.  583.  in  S.  220.  IV  S. 
259.  261.  271,  Art.  6.  275, 
Art.  18.  291.  292.  294,  Art.  9. 
No.  1542. 

Banknotensteuer  II  No.  583.  584. 
585.  IV  S.  267.  282.  286.  309. 
310.  No.  1554—1556. 

Banknoten  wesen  11  S.  184 — 195. 
rv  S.  258-318.  338;  Bundes- 
gesetze, Entwürfe  und  Bevisions- 
vorschläge  IV  No.  1541.  1542; 
Banknote ,  Begriff,  Bedeutung, 
Formular  IV  No.  1544.  1545. 
1552. 1553. 1556;  Abstempelung 
der  Noten  IV  No.  1546;  s.  Emis- 
sionsbank,   Bundeskassenscheine. 

Bauernbund  IV  S.  58.  63.  102. 

Baraque  s.  Spielverbot. 
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Baselstadt   I   No.  78.    131.    174. 

n  No.  392.  582.  549.  550.  602. 

658.  670.  690.  726.  III  No.  848. 

984.  1003.  1128.  1218.  1264. 

1298.  1300.  IV  1880.  1446. 

1586.  1607.  1635.  1641. 
Baselland  II  No.  375.  394.  542. 

618.  686.  III  No.  1008.  IV  No. 

1438.  1467.  1641. 
Baudenkmäler  I  S.  42. 
BamnwoUspinnerei  IV  S.  194*.  212. 
Bayern  I  No.  98.    107.     HI  No. 

1041.    1071.    1190.    1282.    IV 

No.  1825. 
Beamter  s.  Bundesbeamter. 
Beerdigungswesen   I  S.  90.    170^ 

344.  II  S.  286.  287.  444—458. 
Beerdigung  armer  Personen  s.  Ver- 
pflegung. 
Begnadigungsrecht,  im  Bundesrecht 

I  S.  75.  251.  III  S.  361-379; 

im  kantonalen  Recht  IS.  145; 

8.  Anmestie. 
Bekenntnisfreiheit  s.  BreHgions&ei- 

heit. 
Belgien  I  No.  7.    120.   288.    289. 

S.  456,    n  No.  474.    509.    IQ 

No.  1041.  1074.  1191.  1226. 

1236.  1260.  1274.  1276.  IV 

No.  1343.  1850.  1657. 
Bergbauregal  I  S.  193.  194.  H  S. 

187;  s.  Monopol. 
BergfÜhrergewerbe  11  No.  559. 
Bern  I  No.  40.  50.  177.  H  No. 

355.  422.  441.  547.  562.  575. 

580.  591.  595.  598.  608.  611. 

618.  619.  637.  686.  687.  690. 

707.  714.  722.  728.  725.  729. 

750.  m  No.  916.  919.  973- 

978.  981.  982. 1000. 1003. 1012. 

1135.  1224.  1186.     IV  8.  112. 

113.  No.  1328. 1329.  1435.  1438. 

1502.  1686.  1613.  1617.   1619. 

1620.  1637.  1688.  1641, 
Berufsarten,    wissenschaftliche,    11 

S.  107.  195-220.  IV  No.  1614 

—1644. 
Berufsbildung,  gewerbliche  und  in- 
dustrielle, I  No.  5.  22-26.  143; 

kommerzielle,   I  S.  87*. 


Berufissjndikate,   obligatorische,    s. 
Oenossenschaftan. 

Beschimpfung  einer  Kirche  s.  re- 
Ugiöses  Gefühl. 

BeschwerdefÜhrung  bei  den  Bundes- 
behörden  I  No.  243.  HI  S.  194 1. 
IV  No.  1425.  1427;  Weitersne- 
hung  an  die  Bundesversammlung 
I  Nr.  188.  m  No.  1085 ;  Be- 
rechtigung I  S.  841.  847.  II  S. 
235.  866  f.  No.  771;  insbeson- 
dere Berechtigung  einer  Behörde 
n  No.  540.  S.  218.  285;  eines 
Ausländers  I  No.  205.  348 ;  Ver- 
fahren I  No.  210-212.  m  S.  216. 
IV  S.  138 ;  bei  Fragen  des  Be- 
erdigungswesens n  Nr.  784 ;  an- 
läslich  Nationalratswahlen  I  No. 
178;  Instanzenzug  I  S.  122.  168. 
211.  214.  215.  842-346.  No.  178. 
n  No.  535.  768-770.  m  No.  848 ; 
Frist  I S.  214.  215.  No.  199.  210; 
Gegenstandslosigkeit  I  S.  267. 
No.  201;  Verzicht  I  No.  200; 
Aktenübarsetzung  I  S.  364 ;  um- 
fang der  Prüfung  I  S.  137.  No. 
209.  n  S.  159.  IV  No.  1440. 
1585 ;  tatsächliche  Feststellungen 
der  kantonalen  Behörden  11  S. 
161.  224.  m  No.  888;  Prägen 
des  kantonalen  Rechtes  I  No.  84 
—36.  210.  211.  n  S.  54.  57.  87. 
145.  146.  167.  168.  177.  183. 
184. 195.  288. 414.  No.  865. 399. 
589.  540.  542.  673.  700.  701. 
719.  m  No.  850. 875.  IV  1617  a. 
1636;  in  Wirtschaftssacben  11 
No.  647.  675—678 ;  bei  Fragen 
betreffend  die  politischen  Rechte 
n  No.  772.  772  a.  773.  774— 
788.  789.  826.  829;  vorläufige 
Verfügungen  I  No.  35.  208  :  s 
Auslieferung ,  Suspensiveffekt 
Wirkung  II  S.  148.  No.  583 
Kosten  I  No.  213.  214;  Bechts 
kraft  der  Entscheidung  11  No 
441  a ;  s.  Bundesrat  und  Bundes- 
gericht ,  Bundesversammlung, 
Fristen. 
Besoldung  s.  Bundesbeamter. 
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Bestatttmgswesen   s.   BeerdigongB- 

weeem. 
Bettler   s.  Äbsohiebnng,  Fremden- 

BeTfilkenmgszahl  s.  Kantonsrat. 

Bierpressionen  II  So.  572. 

Biachof  s.  Eid,  Administrator. 

BiscbOflicbe  Gerichte  I  8.  368. 

Bistamserrichtung  II  8.  469—469. 

BiEtnmsrerbältnisse  der  DiOzese  Ba- 
sel, Eircbenkonflikt  zur  Zeit  Bi- 
schöfe Lachst  n  No.  686.  687; 
Beilegang  des  Konflikts  11  So. 
751;  der  Diözeae  Cur  II  No. 
751  j  der  DiOzeee  Lugano  H  No. 
751 ;  in  Genf  H  No.  688. 

Bodensee  I  No.  98. 

Bolligen  im  Kanton  Bern  I  S.  94. 

Börse  n  8.  205.  208  f. 

BOraen^ent  II  No.  596 ;  s.  Agent. 

BrandversicbemiigBmonopol  n  8. 
187'.  IV  S.  320  f. 

Brasilien  I  No.  113.  HI  No.  1081  a. 
1183.  1206.  IV  No.  1504. 

Brantfcind  I  No.  222.  HI  No.  1047. 

Brennmaterialien,  Handel  mit  sol- 
chen n  S.  212. 

Brie^faeimnis  I  Mo.  37. 

Broschüren,  ansittliche  I  8.  89. 

Brflckenanlagen  II  8.  136. 

Brüsseler  Konferenz,  internationale, 
für  Featseiznng  der  Kriegsgesetze 
IV  S.  436». 

Budget,  eidgenössisches,  I  8.  8-10. 
12.  18».  19.  23.  87.  40'.  42. 
275.  276.  278—282.  286.  290. 
297.  IV  8. 85.  148,  Art.  19.  361. 

Bundesakten,  FKlschnng  solcher, 
in  No.  1140.  1141.  1142.  1144. 
1145,  s.  Akten. 

Bondesassissn  s.  Assisen. 

Bondesanwalt  I  S.  125f.  No.  147. 
IV  S.  72.  73,  88.  105-107. 

Bandesarcfaiv,  Edition  von  Akten 
I  No.  137.  138. 

Bundesbank  I  S.  2.  HI  S.  220. 

Bundesbeamter  I  No.  148 ;  mit 
provisorischer  Amtsstelle  18.276. 
279—281 ;  Besoldimg  I  No.  144. 
149 ;  ßesohlt^nahme  der  Besol- 

IV 


dang   I   No.  161 ;   Bewldongs- 
nach^esnch    I    No.  152.     153 ; 
VenmglQcknng  im  Dienst  I  No. 
153 ;    Versicberangsrerein   ^~ 
selbes  I  S.  19.    IV  No.  1 
Stellung  g^enüber  den  Kan 
IS.  207.  287.  288;  Postb« 
m  No.  871  a;  s.  Bnndesan 
Üntersachungsrichter,    Obe: 
Inspektor,  Justizaekrettlr,  S 
sekretOr,  SanitAtsreferent,  i 
matische  Agenten,  Konsul, 
sicherongsamt ;  Arbeiterset 
Greuztierarzt;  Experte«,  Del 
ter,  Repräsentanten,  Komm 


Bondesbeschlnss  I  8.  62.  89. 
allgemein  verbindlicher  I 
242.  344;  nicht  allgemeiD 
bindlich  erklärter  I  8.  22. 
117».  255.  257.  298.  897. 
401—403.  423;  dringUcl 
klarter  I  S.  15.  52.  117. 
397.  398.  401—403.  418. 
439.  in  S.  18.  198;  s.  Bu 
Subvention,  Bundesgesetz, 
deserlass,  Bundesverordnunf 
ferend  n  msklausel . 

Bundeserlasse,  ihre  Bedaktic 
No.  257—266. 

Bundeseiperten  s.  Experten. 

Bundesfinanzen  XU  S.  5  — 
Quellen  I  No.  234;  Einna 
ans  dem  Alkoholmonopoi 
No.  1004.  1005;  Verwalh 
No.  140 ;  s.  ViehseuchenJ 
Schutzbautenfond,  Anleihen, 
leben. 

Bandesgericht,  Verordnangsr« 
Ho.  255.  IV  No.  1002 ;  In 
petenz  in  Steuerforderong 
ü.  92;  Stra^icbtliche  Ec 
tenz  I  No.  42.  43;  Eompc 
erweiterung  dorch  kantonal 
setzgebnng  I  8. 185 ;  Beschn 
instanz  gegenüber  einer 
fOgung  des  Bundesrates  1 8. 
Vollziehnng  der  Urteile  I 
180—186;  s.  Bundesrat,  A 
Erläuterung. 
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Bundesgesetz  und  Bundesbescbluss 
I  S.  257.  No.  242-245.  HI 
No.  1002  ;  Inkrafttreten  I  No. 
254—256.  m  No.  1000.  1001 ; 
Verbindlichkeit  für  Grerichte  11 
No.  454 :  8.  Bundeserlass,  Bun- 
desbescbluss,  Bundesverordnung, 
Interpretation. 

Bundesgesetzgebung,  Verhältnis  zum 
kantonalen  B.echt  II  S.  194. 
No.  646.  646  a.  IV  S.  153.  No. 
1491.  1491a.  1580.  1581»;  eid- 
genössisches Gesetzgebungspro- 
gramn»  I  No.  241 ;  s.  Bnndes- 
gesetz. 

Bundeskasse  I  S.  3.  5.  288.  IV  S. 
314.  No.  1543. 

Bundeskassenscheine  I  S.  372.  373. 
in  No.  844;  s.  Banknoten weseu, 
Kassacbeine. 

Bundeskonzession  s.  Dampfschiff- 
betrieb, Eisenbahnwesen,  Post- 
regal. 

Bundesmonopole  ni  S.  178  —  220. 
IV  S.  291.  292;  s.  Pulverregal, 
Monopol. 

Bundespräsident  I  No.  118. 

Bundesrat,  Organisation  I  No.  134 
-136.  140.  244.  255.  II  S.  281. 
IV  S.  235 ;  endgiltige  Entschei- 
dungsbefugnis I  S.  267.  268. 
404.  406.  IV  S.  197;  Verant- 
wortiichkeit  I  No.  162  ;  Vollzie- 
hungs-,  Aufsichtsbehörde  I  No. 
178-186.  190  a.  334.  335.  II 
S.  160.  III  No.  1038.  IV  No. 
1439.  1441.  1445.  1447.  1564; 
Strafkompetenz  gegen  Versiche- 
rungsgesellschaften IV  No.  1577; 
Stellung  zur  kantonalen  Polizei- 
verwaltung IV  No.  1311.  1441. 
S.  50.  52 ;  Privatkläger  in  kan- 
tonalen Strafuntersuchungen  I 
S.  87.  in  1163;  Dispenserteilung 
in  Ehesachen  III  No.  1057  a. 
1058.  1065.  1065  a;  aUgemein 
gehaltene  Anfragen  I  No.  187. 
188.  IV  1604.  1640.  S.  388; 
Anfragen  wissenschaftlicherNatur 
I  No.  47 ;  s.  Interpretation ;  Sorge 


für  Wahrung  des  Bandesrechtes 
ohne  Beschwerdeführung  I  No. 
190.  190  a.  n  S.  148.  605.  HI 
No.  1039 ,  s.  Gesetzesr^fister, 
Bundesverfassung  Art.  102,  Ziff. 
2  ;  Schiedsrichter  und  Vermittler 
I  No.  31.  52.  n  S.  307f.  355; 
Vertreter  der  Schweiz  gegenüber 
dem  Ausland  I  No.  95.  9ö. 
108  a.  112.  118.  116.  HI  No. 
1180  a  °;  s.  Kanton;  namens  der 
Kantone  I  No.  95.  96.  116;  na- 
mens Einzelner  I  No.  99 — 108. 
215-227.  825.  III  No.  1074; 
namens  Ausländer  gegenüber  ihrer 
Regierung  INo.  346 — 350;  Kom- 
petenz zum  Abschlnss  von  inter- 
nationalen Uebereinkommen  s. 
Staatsvertrag;  s.  Konferenzen. 

Bundesrat  und  Bundesgericht,  Kom- 
petenzausscheidung in  Rechts- 
beschwerden I  No.  163—177. 
S.  198.  199.  n  S.  83.  89.  141. 
161.  175.  176.  179.  195.  197. 
208.  229.  293.  297.  365.  386. 
406.  417.  435.  439.  III  No.  999. 
IV  No.  1344.  1446.  1585.  1587. 
1591.  1605,  litt.  d.  1608.  1610. 
1611.  S.  423;  hinsichtlich  der 
politischen  Rechte  der  Schweizer- 
btirger  11  No.  772-775.  780  a. 
781  ;  in  Auslief eningssacheu  III 
No.  1180.  1180  a,  1181*.  1203 
-1205  a.  1287—1289. 

Bundesrathaus  IV  No.  1384. 

Bundesrecht  s.  Bandesgesetzgebung, 
Notlage. 

Bundessubvention  I  No.  2.  3.  5. 
6-9.  12.  20—27.  52.  142.  155. 
245;  insbesondere  für  Alpen- 
bahnen I  No.  245.  in  No.  910 
bis  913;  für  Wiederaufbau  der 
Stadt  Zug  m  No.  914;  für 
Strassen-  und  Brückenbau  m 
No.  915—924;  Verpflichtung  der 
Kantone  aus  denselben  IV  No. 
1414.  1415a-1417;  für  Schutz- 
bauten an  Gewässern  und  Ge- 
wässerkorrektionen in  No.  925 
bis  992;   für  Aufforstungen  IV 
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No.  1488 ;  für  Massnahmen  g^en 
Viehseuchen  IV  No.  1447—1450; 
an  Versicherongsvereine  IS.  19. 
IV  S.  319.  320;  für  Volksschule 
IV  S.  356.  361.  863.  864;  s. 
Ausstellung. 

Bundesverfassung  s.  Gesetzesregi- 
ster. 

Bundes  Verordnung  I  No.  246 — 248. 
IV  No.  1513.  S.  396. 

Bundesversammlung ,  Kompetenz 
der  vereinigten  I  No.  48.  128; 
Gegenseitiges  Verhältnis  beider 
Bäte  I  No.  129 ;  divergirende 
Beschlüsse  der  Räte  in  Be- 
schwerdesachen II  S.  414.  540; 
Kompetenzausscheidung  gegen- 
über dem  Bundesrat  I  Nr.  53. 
€2.  86».  178.  II  S.  825.  350. 
357.  m  No.  956;  s.  Bundesrat, 
endgiltige  Entscheidungsbefug- 
nis; Stellung  gegenüber  allgemein 
gehaltenen  Anfragen ,  wissen- 
schaftlichen Fragen  I  S.  89.  No. 
187.  248;  Sprache  der  Vorlagen 
I  No.  2?0.  231  ;  s.  AJrten, 
Nationalsprache,  Beschwerdefüh- 
rung. 

BürgergemeiBden  s.  Gemeinden. 

Bürgerrecht,  Peststellung  11  No.  506. 

III  No.  1218 ;  schweizerisches, 
Erwerb  und  Verlust  I  S.  450 
bis  472.  II  No.  468.  469  a.  496; 
Erwerb  durch  Verehelichung  I 
S.  479.   480.    n  No.  519.  520. 

IV  No.  1322;  eines  Brautkindes 
I  No.  222;  kantonales  I  S.  220. 
221;  der  Israeliten  im  Aargau 
I  No.  834;  s.  DoppelbtU'ger- 
recht»  Heimatlosigkeit,  Heimat- 
schein, Naturalisation,  Abschie- 
bung Fremder,  Auslieferung. 

C. 

Carouge  HI  JTo.  1003. 
€eiiientfabrikation  IV  S.  216.  217. 
Centralamerika  IV  No.  1504. 
Chile  m  No.  1183.  IV  No.  1504. 
1505.  IV  S.  434. 


China  I  No.  124. 

Chirurgie,  niedere,  IV  No.  1614. 
1641.  1644. 

Cholera  I  No.  4.  97. 

Christkatholiken,  in  Solothum,  11 
No.  730. 

Christkatholische  Kirche,  Organisa- 
tion, n  No.  748 ;  s.  Altkatholiken. 

Civilehe,  Bekämpfung  durch  Geist- 
liche, II  S.  818.  438 ;  s.  Ehe- 
schliessung. 

CiviLstandsregisterführung  I  No.  98. 
337.  338.  S.  478  *.  H  S.  94.  HI 
S.  221.  No.  1031.  1087-1057. 
1061. 1074-1076. 1083  ;  Fragen 
der  Civilstandsregister-Fuhrung, 
Verwaltungs-  oder  Gerichtssachen 
m  No.  1042.  1043.  1046-1047. 
1063.  1079.  1082;  Pfarramtüche 
Mitteilung  über  den  Civilstand 
m  No.  1038  ;  8.  Konsul. 

Concurrence  döloyale  I  S.  84.  II 
S.  171. 

Congostaat,  xmabhängiger,  11  No. 
512.  III  No.  1181.  1201.  rV  S. 
434. 

Croce  di  Savoia,  la,  anarchistische 
Zeitung  in  Genf,  IV  S.  109. 


I>. 

Dampfschiffbetrieb  in  der  Schweiz 
I  S.  404 ;  Postkonzession  I  No. 
246. 

Dampfschiffwirtschaften  Dl  No.649. 

Dänemark  II  No.  488.  488a.  628. 
III  No.  1072. 

Dappental  im  Kanton  Waadt  11 
No.  500. 

Darlehen  des  Bundes  an  Kantone 
I  No.  52. 

Degradation  III  S.  4. 

Delegation  der  Kompetenz  des  Bun- 
desrates an  ein  Departement  I 
No.  184. 

Delegirter  des  Bundesrates  I  S.  128. 
125.  273.  IV  S.  379.  380. 

Departement,  eidgenössisches, 
s.  Bundesrat,  Delegation. 
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III.  Sachregiflter. 


Deserteurs  I  No.  123.  124.  III  No. 

1213.  1213a.  1214.  1215.  1216. 

1264.  1293.  IV  No.  1307.  1308. 

1309.  1315.  1316  ;  s.  Befractftrs. 
Deutschland  I  No.  7.  96.   S.  229*. 

No.  108.  108a.  116».  216.  279. 

288.  289.  293.  S.  455.  465.  II 

No.  472.  518-526.  615.  627- 

630.  635.  III  No.  878.  910.  911. 

1070.  1079.  1080a.  1134.  1190. 

1206.  1210.  1210a.  1215.  1216. 

1218.  1222.  1222a.  1223.  1224. 

1229.  1245-1253.  1258.  1264. 

1282  a.  1284. 1286. 1299-1301. 

S.  95—100.  IV  No.  1315.  1337. 

1343.  1347.  1359—1365.  1630. 

1641.  1643.  1658.  1654.  1661. 

S.  436«. 
Dienstbotenplacirungsgewerbe      II 

No.  565. 
Dienstvertrag  s.  Arbeiterschutz. 
Diözese  s.  Bistumserrichtung,  Bis- 

tumsrerhältnisse. 
Diözesankonferenz  des  Bistums  Basel 

II  S.  301.  311. 
Diplomatische  Agenten  der  Schweiz 

im  Ausland  I  S.  244.  No.  154. 

IV  No.  1317—1819. 
Disciplinarstrafe  I  No.  165.    US. 

102.  III  No.  838— 840  a.  1131. 

1132. 
Dominikaner  in  der  Schweiz  II  S. 

470. 
Doppelbesteuerung,  Verbot,   I  No. 

51.    n    S.    229.    III   No.  890. 

Verhältnis  zum  Ausland  IV  No. 

1656 — 1661 ;  s.  Steuerhoheit. 
Doppelbttrgerrecht  I  No.  316.  317. 

318.  319.  320.  322.  323.  H  No. 

496.  ni  Nr.  872.  873.  875.  876. 

1073*;  s.  Bürgerrecht. 
Drahtseilau&ug  I  No.  29. 
Duden'sche    Orthographie    IV  No. 

1586. 
Durchtransport  von  Fremden  durch 

die  Schweiz  IV  No.  1324.  1325 ; 
s.    Auslieferung ,      Abschiebung 
Fremder. 
Dynamitfabrikation  II  No.  555. 


Ecuador  HI  No.  1181.  1199.  IV 
S.  434. 

Edition  von  Aktenstücken  der  Bun* 
desYcrwaltung,  s.  Bundesarchiv. 

Effektensensal  s.  Börsenagent. 

Ehe,  Recht  zur  Ehe  in  No.  1028 
—1030.  1036.  1068. 

Eherecht,  eidgenössisches,  Ul  S.  221 
— 255 ;  der  katholischen  Kirche 
in  No.  1029 ;  s.  Ehe,  Ehehin- 
demis,  Ehescheidungsrecht,  Ehe- 
schliessung, Civilehe. 

Ehehindemis  m  No.  1028  —  1030. 
1032.  1036.  1057.  1057  a.  1058. 
1059.  1060.  1062.  1081  a. 

Ehescheidungsrecht ,  insbesondere 
internationales,  I  No.  227.  324. 
347.  348.  m  S.  221.  223.  No. 
1035.  1073—1080;  geistlicher 
Gerichte  I  No.  235. 

Eheschliessung  in  No.  1081.  1048. 
1051  —  1056.  1057  —  1072  a. 
1082.  1082  a.  1083. 

Eid  I  S.  143.  460.  H  No.  693. 
694;  der  Bischöfe  n  S.  460. 
466. 

Eigentum,  Eigentumsvorbehalt  II 
S.  138 ;  s.  Grundbesitz. 

Einfuhrverbot  I  S.  33.  IV  No. 
1442. 

Eintrittsverweigerung  in  die  Schweiz 
IV  No.  1334.  1335 ;  s.  Abschie- 
bung. 

Eisenbahnbetrieb,  Gefährdung  III 
No.  1128.  1129.  1131—1135. 
1169.  1170. 

Eisenbahngesellschaft,  Eintragung 
in  das  Handelsregister  m  No. 
1105  a.  1118. 

Eisenbahnwesen  IV  S.  338 ;  Bundes- 
konzession I  No.  28.  29;  Rech- 
nungswesen der  Eisenbahngesell- 
schaften I  No.  30 ;  Armen-  und 
Polizeitransporte  auf  Eisenbahnen 
IV  No.  1328.  1331.  1382;  Mora- 
toriumsverträge  der  schweizeri- 
schen Nordostbahn  I  No.  31; 
Bundessubvention  I  No.  245.  III 
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No.  910—913;  Bückkauf  der 
Eisenbahnen  durch  den  Bund  I 
No.  SO -32.  ms.  9*. 

Elsass-Lothringen  I  No.  294.  III 
No.  1121.  IV  No.  1641.  1643. 

Emissionsbank,  Betriebskapital  IV 
No.  1548;  verbotene  Qeschftfts- 
zweige  IV  No.  1547.  1550; 
Pflicht  zur  Einlösung  eigener 
Noten  IV  No.  1553;  fremder 
Noten  rVNo.1552;  Notendeckung 
IV  No.  1549—1551;  Deponirung 
des  Wertes  ausstehender,  einzu- 
lösender Noten  IV  No.  1543;  s. 
Banknoten  weseD . 

England  I  No.  116».  281.  287. 
339.  349.  350.  476.  II  No.  628. 
m  No.  1079.  1082.  1180  a. 
1193.  1270.  1271.  1279.  1295. 
1298  a.  1308.  IV  No.  1352. 1629. 
1639.  2642. 

Enqudte,  eidgenössische,  I  No.  6.  9. 
18.  -22.  136.  142.  II  S.  445.  IH 
S.  193.  IV  S.  162.  No.  1580. 
1581*. 

Epidemien  ,  gemeingefährliche ,  I 
S.  5. 

Erbschaftsteuer,  kantonale  I  S.  92. 
154.  IV  No.  1566;  im  inter- 
oationalen  Verkehr  IV  No.  1654 
—1660. 

Erfindungsschutz  I  S.  388. 

Erläuterung  eines  Urteils  des  Bun- 
desgerichts I  S.  331. 

ErziehuDg,  religiöse,  I  No.  168.  11 
No.  696.  698—701.  IV  S,  392; 
8.  Beligionsunterricht,  Schule. 

EtablissemcDte,  gewerbliche ,  ihre 
Anlage  U  No.  554.  555.  556. 
557.  IV  No.  1467;  solche  des 
Staates  IV  No.  1493  b;  s.  Fabrik. 

Exekutirbehörde,  kantonale,  Orga- 
nisation derselben  in  Üri  I  S. 
146.  155;  in  Glarus  I  S.  167; 
in  Solothum  IS.  178;  in  Basel 
I  S.  184;  in  St.  Gallen  I  S.  190; 
im  Aargau  I  S.  195;  im  Tessin 
I  S.  219 ;  in  Neuenburg  I S.  223. 

Experten  des  Bundesrates  I  S.  5.  7. 
13*.  32.  42.  43.  58.   112.  271. 


276.  277.  278.  H  S.  158  f.  HI 
S.  8.  IV  S.  7.  362.  385.  No. 
1441.  1450;  s.  Kommission. 

Expropriation  I  S.  408. 11  No.  728. 

Exkommunikation  11  S.  301. 

Exterritorialität  der  Schweizer  im 
Ausland  I  No.  340.  341.  HI 
No.  1158.  1159;  insbesondere 
in  Japan  I  No.  160.  224;  in 
China  I  No.  224. 

F. 

Fabrik,  dem  eidgenössischen  Fabrik- 
gesetz unterstellte  I  S.  291.  IV 
S.  197 — 208;  Baumwollspinnerei 
IV  S.  194«.  212 ;  Cement-  und 
Kalkfabrik  IV  S.  216.  217  ; 
Gerberei  IV  No.  1471  a;  Gewehr- 
fabrik rV  No.  1467 ;  Gipsfabrik 
IV  S.  217  ;.Holzspalterei  IV  No. 
1471;  Jaquardweberei  IV  S.  191*; 
Kammgarnspinnerei  IV  S.  194«; 
Metzgerei  IV  No.  1471  d ;  Müh- 
len IV  No.  1471  d.  1478  a. 
1479.  ]485d.  1489  a;  Papier- 
fabrik rV  S.  216;  Sägerei  IV 
No.  1471  c.  1471  d.  1488; 
Stickerei  IV  No.  1462.  1478. 
1481. 

Fabrikanlagen  s.  Etablissemente, 
gewerbliche. 

Fabrikgesetzgebung,  eidgenössische, 
I  S.  29. 

Fabrikordnung  IV  No.  1475-1484  a; 
s.  Arbeiterschutz. 

Fabrik-  und  Handelsmarken  s.  Mar- 
kenschutz. 

Fachgericht,  gewerbliches,  I  S.  29. 
189.  224.  225.  IV  S.  188.  209. 

Fähigkeitsausweis  fär  wissenschaft- 
liche Berufsarten,  Lehrerpatent, 
IV  S.  346.  363 ;  s.  Medizinal- 
diplom. 

Fahnenflucht  s.  Deserteurs. 

Fahnenweihe,  kirchliche,  11  S.  286. 

Feiertag,  religiöser,  Beziehung  zur 
Schulpflicht  IV  No.  1597.  1599 ; 
s.  Sonntagsruhe. 

Festwirtschaft  11  S.  280. 
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III.  Sachregiater. 


Feuerversicherung     s.     Brandver- 

sicheruDgsmonopol . 
Feuerwehrdienst  II  S.  109. 
Finanzreferendum    s.   Referendum. 
Finanzwesen  des  Bundes  s.  Bundes- 
finanzen. 
Firmenrecht  I  S.  1.  IH  No.  1108 

—1119. 
Fischereigesetzgebung   des  Bundes 

IV  S.  130-133. 
Flagge,  eidgenössische,  zur  See,    I 

No.  109. 
Fleischhandel  II  S.  168. 
FleischBchau  I  No.  17.  II  S.  221. 

IV  No.  1455.  1456.  1459.  1460. 
Flössen  11  S.  136 ;  s.  Holzhandel. 
Flüchtling,  politischer  III  No.  1068. 

IV  S.  1.  2.  3;  s.  Fremdenpolizei; 

militärischer  IV  S.  3.  4;  s.  De- 

serteurs 
Frankreich  I  No.  7.  17.  116^  121. 

215.  226.  227.  277.    281.   285. 

286.  289.  S.  457.  461.  No.  825. 

327.  478.  498—506.  628.   632. 

638.  634.  m  876.  876a.  1071. 

1079.  1123.1124.  1124  a.  1187. 

1206.  1208.  1208  a.  1209.  1214. 

1221.  1225.  1230—1235.  1237 

bis  1244. 1257. 1259. 1264. 1269. 

1278.  1279.  1294.  1298.  IV  No. 

1309.  1321.  1343.  1346.   1352. 

1353.  1355-1858.  1641.  1653. 

1655.  1656. 
Franziskaner  II  S.  470. 
Freiburg  I  No.  35.   59.    75.    183. 

225.  II  No.  354.  368.  373.  879. 

388.  389.  469  a.  548.  554.  578. 

625.   641.   672.  673.  676.  677. 

678.   682.    695.  708.  716.  740. 

742.   743.   746.  752.  761.  762. 

764.  770.  777  a.  788.  789.    III 

No.  912.  977.  1003.  IV  S.  Il6. 

No.    1828.    1588.    1591.    1600. 

1619.  1621a.  1634.  1686. 
Freiheit,  Most's,  anarchistische  Zei- 
tung, IV  S.  71.  74.  75.  77.  78. 

84.  92.  96.  98.  101.  108. 
Freizügigkeit  I   S.  98.    143.   356. 

477.  II  S.  178;   nach   Masgabe 

der  Bundesverfassung  II  No.  351 


—  469  a ;  Verhältnis  des  alten 
und  neuen  Rechts  II  No.  351 
—354.  401.  412.  416;  Begriff 
II  No.  357;  höchstpersönliches 
Recht  II  No.  355.  858.  359.  S. 
51.  55—57;  unzulässige  Be- 
schränkung II  No.  360.  361.  870. 
S.  25.  26.  28.  29.  34  f.  68  f.  70 
-77.  IV  No.  1579;  Militär- 
pflicht ;  der  Ausländer  nach  Mass- 
gabe der  Staatßverträge  II  No.  470 
— 526;    s.  Legitimationspapiere. 

Freizügigkeit  wissenschaftlicher  Be- 
rufsarten I  S.  366.  IV  No.  1614 
—1644. 

Fröres  de  Marie  IV  No.  1617. 

Forstpolizei  11  S.  143  ;  im  Hoch- 
gebirge IV  S.  161—165. 

Fremdenlegion ,  französische ,  III 
No.  876  a. 

Fremdenpolizei  I  S.  477.  11  S.  78  f. 
IV  S.  1—26 ;  politische  IV  S. 
50—111.  190. 

Fremder  s.  Ausländer. 

Friede,  konfessioneller,  11  No.  683. 
686.  689.  IV  S.  395 ;  s.  Kultus- 
freiheit, Eultusstörung,  Kanzel - 
misbrauch. 

Fristen  im  Beschwerdeverfehren  I 
No.  199.  210. 

Furkastrasse  IV  S.  124. 

Fürspreeher  s.  Advokaten. 

Gallen  St.  I  No.  3.  83.  180.  235.  n 
No.  469.  536.  557.  558.  576.  584. 
586.  612.  618  a.  644.  650.  707. 
724.  m  No.  918.  961.  963. 
963  a.  964.  IV  No.  1341. 1442— 
1444.  1455.  1586.  1609—1611. 
1634.  1687.  1644.  1658. 

Garantieschuld  von  Winterthur, 
Baden,  Lenzburg  und  Zofingen 
für  die  Nationalbahn  I  No.  52. 

Garantirte  Rechte  der  Bürger  11 
S,  Iff. 

Gebietshoheit  I  No.  95.  97—111. 

Geburtshelfer  IV  S.  429«. 

Gebühr  II  S,  181.  204  f.  219.  220. 


221  ; 


Gefangene  9.  Ablief emog. 

Gegen  rech  tserklBT^ng     in     Aoslle- 

ferangssaehenlUNo.  1181, 1196. 

1199.  1201.  1206.  1207;  s.  Be- 

ciprozitKt. 
Geheimmittel  I  No,l6.  IIS.173. 174. 
Öeiatlicher,  eid^enösaischea  Patent, 

IV  No.1615  ;  Wfthlart  derselben  I 

S.  153.  178,  179.  182.  183.  195; 

Militarpaichterfatz  HI  No.  870. 

87 1  a ;  Beurkundung  ihrer  Amts- 
handlungen III  No.  1044ft;  Ehe- 

Bchliessungen     III    No.    1082  a. 

1083;  B.  Pfarrer. 
Geldkootingent,  kantonales  in  No. 

843a.  8'13b.  846. 
Geldskala,   eidgenöaaiscbe    III    No. 

843.  S.  62. 
Gemeinden,  kantonale,  Organisation 

I  S.  140.  143.  154.  160.    166  f. 

178.  184.  187.   188.    190.    192. 

203.  223.  244.  488-488.  U  S. 

21.    214.    412.    575;    Insolvenz 

und  Konkurs  I  No.  52. 
Gemein  de  vermögen  11  No.  363.  479. 

480.  480a.  533.  537a. 
Gemüsehandel  II  S.  150. 
Genehmigung  des  Bundes  I  S.  90. 

91.137.  I5G'.  185.  HS.  19-32. 

148.  459.  III  No.  1034.  IV  No. 

1491  a.  S.  154;  s.  auch  Gewähr - 


Generatanwalt  des  Bundes  8.  Ban- 
desanwalt. 

Genf  I  No.  7.  37.  38.  62. 78. 94. 301. 
II  No.  366.  385.  390.  407.  422. 
474.  529.  551.  556.  607.  683. 
688.  690.  71Ö.  721.  808.  UI 
No.  907.  909.  912.  990.  1003. 
1004.  1035.  1037.  1232.  IV  S. 
113.  115.  No.  1450.  1566.  1571. 
1572.  1607'.  1626.  1659. 

Genferkonvention  des  Boten  Kreuzes 
IV  No.  1647—1651. 

Gflafersee  m  S.  174. 

Genossenschaften  I  No.  8.  II  No. 
533.  537  a.  538;  obligatoriscbe, 
beruflichelNo.  14.  iVS.  188-190. 


Genuss-  und  Nabrungs 
16—19. 

Geometer  IV  No.  164i 

Gerberei  IV  No.  1471 

Gerichtsbarkeit ,  geistl 
235.  II  S.  413.  461 
manikation. 

Gerichtsbarkeit  der  seh 
Kousale  im  Ausland 
302;  8.  Exterritoria 

Gerich tsorgantsation,  kc 
78f.  145.  153.159.1' 
189.    192.  216.  219. 

Gescbüftsagenten  II  S. 
s.  Agent. 

Geschäftsträger,  schwe 
Aoalande,  s.  diploma 
ten. 

Geschworene,  eidgenfis! 
139. 

Gesandter,  schweizei'isc 
lande,  s.  diplomatisc 

Getränke,  gefilbchte  i 
beitsschädlicbe,  INo. 
Handel  mit  solchen 
636.  637.  640-64 
Wir  tsuh  a  ftsge  w  erbe. 

Gewährleistung  k  an  ton 
sungen  durch  den  '. 
5-1^94 ;  Bedentong 
84 ;  Rückziehung  1 1 
86;  s.  Genebmigang 
gen,  kantonale. 

Gewässerhorrektiouen  '. 
IV  S.  161  f. 

Gewehrfabrik  IV  No. 

Gewerbebetrieb,  unree 
lieber  n  Nr.  549-5; 
571.  575.  585;  nni 
leistung  II  No.  591 
596;  s.  Gewerbekon 
fordernis  des  Bes 
Leumundes,  bUrgerli 
rechte  11  No.  550, 
593.  596.  651.  655- 
pflicht  aus  solchem  s, 

G ewerbefrei b ei t  s.  Har 

GewerbeRericht  s.  Pacl 
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No.  536.  549.  550.  558.  567. 
578.  580.  584.  585.  589.  594. 
596.  611.  612.  615.  616.  617. 
618.  618a.  619.  620.  621.  622. 
622  a.  623.  624.  624a.  625. 
625  a.  626.  626  a.  627.  628.  629. 
630.  681.  632.  633.  684.  IV 
No.  1619— 1621a.  1627.  1685; 
8.  Wirtschaftsgewerbe,  Answan- 
derungswesen ,  Versicherungs- 
wesen. 

Gewerbeordnung  I  No.  18.  II S.  149. 

Gewerbesteuer  s.  Gewerbekonzes- 
sion, Steuerhoheit. 

Gewerbewesen  s.  Handels-  und  Ge- 
werbewesen. 

Gewicht,  eidgenössisches,  IV  S. 
127  —  129;  obligatorisch  fizirtes 
für  BSckereigewerbe  II  S.  212. 

Gewissensfreiheit  s.  Religionsfreiheit. 

Gipsfabrik  IV  S.  217. 

Glarus  I  No.  8.  52.  71.  72.  U  No. 
600.  618.  in  No.  920.  928.  967. 
968.  1047.  IV  No.  1455. 

Glaubensfreiheit  s.  Religionsfreiheit. 

Gotteslästerung  11  No.  682.  726. 

Gotthardstrasse  IV  S.  122. 124. 125. 

Gotthardpass  IV  No.  1418.  1419, 

Gotthardbahnuntemehmen  I  No. 
275.  in  No.  910.  911.  913. 

Gotthardbefestigung  IV  S.  99.  101. 

Gotthardtunnel  IV  No.  1311. 

Graubünden  I  No.  82.  179.  228. 
229.  336.  n  No.  475.  479.  480. 
480  a.  539.  568.  568.  571.585. 
616.  623.  627.  631.  754.  780  a. 
m  No.  907.  918.  922  a.  957  bis 
960.  962.  1003.  1009.  IV  S. 
123.  124.  125.  No.  1438a.  1448. 
1453.  1460.  1494.  1586.  1594 
—1596.  1602. 

Grenzpolizei  IV  8.  4.  7.  8. 

Grenzregulirung  I  S.  229  ^ 

Grenztierarzt,  kein  Bundesbeamter, 
rV  S.  167;  s.  Tierarzt. 

Grenzuntersuchung  des  Viehs  IV 
No.  1441.  1445.  1447.  1452. 

Grenzverletzung  I  No.  101 — 108  a. 

Griechenland  I  S.  85. 

Grosser  Bat  s.  Kantonsrat. 


Grundbesitz,  Erwerb  I  No.  219. 
844.  349.  rV  No.  1658 ;  Schutz 
IV  No.  1485 ;  s.  Liegenschafts- 
verkehr. 

Grundsteuer  s.  Steuerhoheit. 


Haftpflicht  aus  Fabrikbetrieb  und 
Ausdehnung  derselben  auf  andere 
Gewerbe  I  No.  8.  IV  No.  1479; 
Unterstellung  unter  das  Bondes- 
gesetz IV  No.  1492—1496,  s.  auch 
Fabrik;  gefährliche  Krankheiten 
rV  No.  1461.  1461a.  1461b; 
ausserhalb  der  geschlossenen  Fab- 
rikräume  eingetretener  Unfall  IV 
No.  1498;  Umfang  IV  No.  1501; 
Vertrag  IV  No.  1499 ;  der  Fost- 
anstalt  m  S.  179.  180.  185  bis 
189;  des  Bundes  I  No.  158;  s. 
Armenrecht,  Arbeiterschutz,  Un- 
fallversicherung. 

Hagelversicherung  I  No.  9. 

Haiti  I  No.  115. 

Handarbeitsschulen  I  S.  40. 

Handel  mit  geistigen  Getr&nken  s. 
Wirtschaftsgewerbe. 

Handel  mit  Gold-  und  Silberab- 
fällen  I  No.  11. 

Handelsmarken  s.  Markenschutz. 

Handelsmuseen  I  No.  12.  155. 

Handelsregister  HI  S.  256—275. 
IV  No.  1511 ;  schweizerisches  in 
Japan  I  S.  302. 

Handelsreisende  n  No.  610.  615. 
626;  s.  Hausirhandel. 

Handels-  und  Fabrikmarken  s. 
Markenschutz. 

Handels-  und  Gewerbefreiheit  I  S. 
98.  151.  152.  176.  404.  H  S. 
134—285.  IV  S.  119;  im  Ver- 
hältnis  zur  Freizügigkeit  11  No. 
377 ;  zu  wissenschiätlichen  Be- 
rufsarten IV  No.  1630.  1635. 
1636. 1689. 1644 ;  Einschränkung 
durch  Bundesgesetzgebung  FV  S. 
838 ;  zur  Alkoholgesetzgebnng 
m  No.  101 1;  zur  Auswande- 
rungsschutz-Gesetzgebung IV  S. 


IIL  Sachregister. 


506 


284 ;  bezüglich  des  Versicherangs- 
gewerbee  IV  No.  1560.  1561. 
1565;  Verfügungen  des  Bandes 
I  No.  11—19;  zur  Eantonalge- 
setzgebnng  über  Strassen  nnd 
Brücken  n  No.  581. 

Handels-  nnd  Oewerbekammer,  eid- 
genössischci  I  No.  142. 

Handel-  und  Gewerbewesen  I  S.  9. 
No.  11—19. 

Handelsverträge  I  S.  85.  488.  441. 
442.  448.  n  S.  226.  242  f.  IV 
S.  441  ^  444. 

Hausirfaandel  11  S.  99.  135.  149. 
152.  154  f.  168.  169.  174.180. 
221-248;  Verbot  mit  Vieh  IV 
No.  1458;  bezüglich  gebrannter 
Wasser  I  S.  318. 

Hawaüaninsebi  n  S.  118.  IV  S.  484. 

Hebamme  IV  No.  1614.  1641. 

Heiligtumsentweihung  11  No.  682. 

Heümittel  H  S.  178.  174. 

Heimatlosigkeit  I  No.  810.  815. 
828-339.  n  No.  519.  520.  785. 
IV  No.  1822;  8.  Bürgerrecht. 

Heimatschein,  Form  und  Inhalt  I 
No.  287.  m  No.  1029.  1086; 
Weigerung  der  Ausstellung  11 
No.  358.  859 ;  s.  Ausweisschriften. 

Heimfallrecht  I  S.  856. 

Heimschaffung  hilfebedürftiger  Per- 
sonen, E[ranker  im  interkanto- 
nalen Verkehr  I  No.  177.  IV 
No.  1888.  1389.  1841;  Kosten- 
tragung IV  No.  1338.  1340. 
1841 ;  fijranker  ,  insbesondere 
Geisteskranker  und  yerlassener 
Kinder  im  internationalen  Ver- 
kehr I  S.  242».  No.  178.  174. 
177.  IV  No.  1848.  1345.  1845  a. 
1352  a.  1855.  1856.  1857.  1858. 
1861.  1362.  1864;  Aasfuhrung 
des  Transportes  IV  N.  1856 ;  s. 
Arme,  Verpflegung. 

Herkunftsbezeiclmung  Yon  Waaren 
I  S.  25«.  85. 

Hil&arbeit  in  den  Fabriken  s.  Ar- 
beiterschutz. 

Hil&fond,  allgemein  schweizerischer 
I  S.  3. 


Holland  s.  Niederlande. 
Holzbezug  aus  W&ldem  n  S.  164. 
Holzhandel  H  No.  587.  537  a.  562. 

568. 
Holzspalterei  IV  No.  1471. 
Honighandel  11  No.  571. 
Hundesteuer  II  S.  94. 
Hjpothekarschuldenabzug       bei 

Grundstenem  I  S.  100,  Art.  2. 

104,  Art.  4.  n  No.  388.  576. 


Jagdfrevel  III  No.  1 136.  1207. 

Jagdgesetzgebung  des  Bundes  IV 
S.  184—160 ;  Jagdbewilligung  IV 
No.  478.  1432.  1432  a,  1433; 
Jagdzeit  IV  S.  159;  Jagdbann 
IV  No.  1436a;  Hoch-  und  Nieder- 
jagd IV  No.  1429  a.  1434.  1437; 
schadüches  Wüd  IV  No.  1486. 

Japan  I  No.  160.  224. 

Jaquard- Weberei  IV  S.  191*. 

Jesuitenverbot  II  S.  473—478.  IV 
S.  404. 

Jesuit,  Militftrpflichtersatz,  III  No. 
880. 

Immatrikulation  der  Ausländer  beim 
auslAndischen  Konsulat  in  der 
Schweiz  II  S.  82.  95.  107.  112. 
115.  122  f. 

Indigenat  s.  Bürgerrecht. 

Initiative  des  Volkes  im  Bundes- 
recht I  No.  238.  238  a. 

Initiative  im  kantonalen  Staatsrecht 
I  S.  178.  184.  186.  188.  190. 
195.  216-218.  220.  223. 

Initiativvorschläge  der  Kantone  I. 
S.  70.  74».  89.  III  S.  61.  64. 

Inkassogeschäft   s.  Geschäftsagent. 

Inkompatibilität  I S.  228.  H  S.  214. 
277.  278 ;  s.  Wahlfähigkeit. 

Inkrafttreten  kantonaler  Verfas- 
sungen I  No.  56.  62 ;  kantonaler 
Gesetze  I  S.  91;  der  Bundes- 
verfassung s.  Gesetzesregister,  BV, 
üebergangsbestinunungen  ;  der 
Bundeserlasse,  Zeitpunkt  I  No. 
254-257,  m  No.  1000.  1001; 
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der  Staatsverträge  I  No.  280. 
III  No.  1202. 

Instanzenzug  s.  Bescbwerdeführung. 

Interessenvertretung  der  Schweiz 
im  Ausland  I  No.  154.  155. 

Interkantonaler  Verkehr,  Erschwe- 
rung, IV  No.  1439.  1442.  1443. 
1 444 ;  s.  Heimschaffung,  Verpfle- 
gung- 
Internationales  Privatrecht  s.  Pri- 
vatrecht. 

Interpretation,  authentische,  der 
Bundesverfassung  durch  Bundes* 
beschluss  I  No.  249.  252.  in 
No.  1002 ;  der  Bundesgesetze 
durch  den  Bundesrat  I  No.  250. 
251 ;  8.  Eechtsbelehrung. 

Intervention,  eidgenössische,  in  Kan- 
tonen, bewaffnete,  I  Nr.  42.  53. 
S.  205.  218;  zur  Wahrung  des 
Bechtsverfahrens  zwischen  Kan- 
tonen I  No.  52.  IV  S.  19.  20; 
in  kantonalen  Polizeiangelegen- 
heiten IV  No.  1311;  anläsUch 
von  Kirchenkonflikten  II  No.  686. 

Israeliten  s.  Juden. 

Italien  I  No.  7.  99.  100—106.  111. 
114.  116«,  122.  127.  157.  280. 
281.  282.  289.  S.  457.  No.  326. 
827.  338;  II  No.  473.  475.  480. 
480  a.  481—483.  484.  627.  681. 
m  No.  910.  911.  913.  918. 1068. 
1122.  1180  a.  1186.  1206.  1215. 
1254.  1275.  1283.  1285.  IV 
No.  1348.  1351.  1354.  1430. 
1532.  1641.  1652. 

Juden  I  No.  19.  334.  11  No.  486. 
724.  725.  IV  No.  1599.  1645  ; 
s.  Schächten. 

Jm-agebirge  IV  No.  1488. 

Juristische  Personen,  ausländische, 
Bechtsstellung  in  der  Schweiz  I 
No.  844. 

Justizsekretär  I  No.  145;  s.  Ban- 
desbeamter. 


Kadettendienst  IV  No.  1599. 
Kalkfabrikation  IV  S.  216.  217. 
Kaminfeger  H  S.  149.  215. 


Kammgarnspinnerei  IV  S.  191*. 

Kanada  IV  No.  1504.  1507. 

Kanton,  Organisation,  mit  der  Bun- 
desverfassung im  Widerspruch 
stehend  I  S.  157  —  159.  196  ff. 

Kanton,  Stellung  im  internationalen 
Verkehr  I  No.  95.  96.  116;  s. 
Bundesrat. 

Kantonalgesetzgebung  s.  Geneh- 
migung. 

Kantonsbürgerrecht  s.  Bürgerrecht. 

Kantonsrat ,  Zusammensetzung, 
Wahlart,  Wahlkreise,  Bevölke- 
rungsziffer :  in  Zürich  I  S.  139 ; 
in  Luzern  I  S.  145 ;  in  Schwjz 
I  S.  160-162;  in  Freiburg  I 
S.  174;  in  Solothura  I  S.  178; 
in  Baselstadt  IS.  184;  in  Schaff- 
hausen I  S.  186 ;  in  Appenzell 
A.-Rh.  I  8.  186;  St.  GaUen  I  S. 
188;  in  Tessin  I  No.  86.  87.  88. 
89.  90.  90  a ;  in  Waadt  I  S.  220 ; 
in  Neuenburg  I  S.  224 ;  in  Genf 
I  S.  224. 

Kanzelmisbrauch  II  No.  679.  736; 
s.  Friede. 

Kanzleigebühr ,  zulässige ,  wegen 
Freizügigkeit  II  S.  12.  35  f;  für 
Bewilligung  der  Ausübung  wis- 
senschaftlicher Berufsarten  IV 
No.  1619— 1621a;  s  Freizügig- 
keit. 

Kapuziner  I  No.  170.  11  No.  757. 
760. 

Karthäuser,  französische,  II  S.  470. 
471. 

Kassascheine  IV  No.  1544 ;  s.  Bun- 
deskassenscheine. 

Katholische  Kirche  s.  Beligion,  Alt- 
katholiken. 

Kautionsleistung  s.  Gewerbebetrieb. 

Kinder  s.  Arbeiterschutz,  Heim- 
schaffung, Erziehung,  Schule. 

Kirche  s.  Beligion. 

Kirchenorganisation  s.  Religion,  Re- 
ligionsgenossenschaften. 

Klöster  in  der  Schweiz  I  No.  67«. 
68«.  70«.  n  S.  288.  891  f.  469 
bis  473.  474,  IV  S.  385;  s. 
Orden,  Kongregationen. 


Kolonisationsanternehmnngen  b. 
Acswandenings  vregen . 

Kommissär,  eidgenössischer,  I  S. 
124f.  197.  205.  hS.  264.  273. 
324.  IV  No.  1311  ;  s.  Delegirter. 

Kommission,  ei<]gen685iscbe,  stän- 
digen Charakters  I  S.  42.  No. 
141. 142  ;  s.  Experten,  Prüfungs- 
behörden,  SchatzungskommiGsion. 

Kompetenz  der  vereinigten  Bundes- 
versammlung l  No.  49.  128;  s. 
Bandesversamm  lung. 

Kompetfluzkonflikt  zwischen  Bun- 
desrat and  einem  Kanton  I  8.  93. 
123  ff..  IV  No.  1462;  zwischen 
Bundeshehörden  I  S.  251. 

Konferenzen  von  Vertretern  der 
Kantone  unter  Leitung  des  Bun- 
desrates I  No.  3.  IV  No.  1328. 
1332.  1334-1336.  1586. 

Konfession ,  Feststellnng  bei  der 
Volkszälilong,  I  No.  148  js.Sohnle. 

Kongregationen,  religiöse,  s.  Orden, 
Klöster;  Lehrbrttder,  Pröres  de 
Marie,  Scenrs  de  ]a  Providence, 
Ligo  rianer,  Maristen. 

Kongress,  internationaler,  zur  Be- 
kKmpfong  der  Reblaus  I  No.  7 ; 
der  Sozialisten  in  der  Schweiz 
IV  S.  53;  anarchistisch -revolu- 
tionUrer  zu  London  IV  S.  62. 
77.  78. 

KBnigsmord  IV  S.  102. 

Konkordat  unter  den  Kantonen  s. 
Gesetzesregister,  Konkordate. 

Konkordat  mit  dem  Papste  s.  Papst. 

Konkurrenz,  betrUglicbe,  I  S.  34. 
n  S.  171. 

Koukurrenzverbot  II  No.  536  a 
IV  No.  1481a;  s.  Handelsfrei 
heit. 

Konkurs,  Einfluss  auf  Stirn mberech- 
tignng  II  No.  803.  804;  Ein 
Einfluss  auf  bUr^terliche  Ehren 
und  Rechte  II  8.  2.  40.  41.  42 
53.59.  101.  111.  129.  130.202 
5.  Gemeinden. 

Konkarsrecbt ,  Staatsverträge  über 
solches  I  No.  293. 

Konsulargerichtsbarkeit    s.  Konsul. 


Eoniml,  auslKudischer  in  dei 
I  S.  122.  No.  114.  115 
matrikulation ;  schweizer 
Ausland  I  S.  242,  244. : 
bis  305.  340.  358.  36 
als  Civilstandsregist^rfal 
als  Trauungsbeamter 
1051-1056.  1082;  zur 
lung  von  Pfisaen  IV  No 
1319;  ihre  Stellung  i 
wanderongswesen  IV  N 
1508;  s.  Gerichtsbarkei 

Kontrole  des  Feingehalts  6 
tmd  Silberwaaren  I  No 

Konventionalstrafe  II  8.   I 

Konzession  zum  Gewerbeh 
G  e  Werbekonzession. 

Konzessionaerteilung  dar 
Bund   s.  Bnndeskonzessi 

Kosten  des  Beschwer  de  vi 
vor  den  Bandesbehörden 
der  internationalen  Rt 
I  8.  245  f.  m  8.  4941 

Kranken-  und  ünfallversic 
No.  10. 

Kranke  Personen  s.  Ver 
Eeimschaffung  derselbei 

Kriegsrecht  s.  OenJerkonvi 

Kulturkampf  I  No.  40.  II 
716.  729. 

Kidtus&eiheit  I  8.  180  f.  I 
423;  s.  Heilsarmee,  B 
freiheit. 

Knltussteuem  II  S.  394.  3 
417-423. 

Kultusstöning  II  No.  688 

Kunstschule  im  Tessin  I  i 

Kutschergewerbe  II  S.  1! 
149.  162.  166.  215—! 

Landesgemeinde,  kantonal 
nisation  derselben  in  I 
153—155.  n  8.  614;  i 
I  S.  167.  169;  in  A 
A.-Rh.  I  S.  186. 

Landeskirche,  Organisati oi 
ben,  8.  Religionsgenossen: 
Religion,  katholische,  re: 
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Landesmnseum,   schweizerisches,  I 

S.  41  f.  252. 
Landessprache   s.  Nationalsprache. 
Landesverrat  IV  S.  98.  101. 
Landesverweisungy  Schweizer  I  S. 

495.   n  S.  41.    821  f.  825  f.,  s. 

Anfenthaltsverbot ;    MermiUod's 

n  No.  688 ;  Ausländer,  s.  Aus- 
weisung. 
Landsgemeinde,  s.  Landesgemeinde. 
Landwirtschaft  I  No.  5.  6.  S.  22. 

37. 
Landwirtschaftliche  Mittelschulen  I 

No.  21. 
Lebensmittelhandel  11  No.  547.  548. 

551.  569.  570.  671.  597-601; 

s.  NahrungsmittelpoIIzei. 
Legitimation    durch    nachfolgende 

Ehe  I  No.  830.  m  No.  1048  a. 

1046.  1049.  1049  a.  1050.  1081. 
Legitimationspapiere    s.    Ausweis- 
schriften. 
Lehrbrüder  und  Lehrschwestern   I 

I  No.  78.   IV  No.  1581.   1682. 

1601.  1605—1607. 
Lehrfreiheit  I  No.  65.  S.  184.  222. 

IV  No.  1607. 
Lehrerberuf  IV  No.  1615. 
Lehrerbesoldung  IV  No.  1582. 
Lehrmittel,    Unentgeltlichkeit,    IV 

No.  1583.  1587.  1598—1596. 
Leichenverbrennung  I  No.  47 ;   s. 

Beerdigungswesen. 
Lenzburg,  Stadt  im  Kanton  Aargau, 

I  No.  52. 
Lichtensteiger-Schulrekurs  I S.  189. 

IV  No.  1611. 
Liebesgaben  I  No.  8. 
Liechtenstein    I  No.  107.   11  No. 

487.  III  No.  1078  a.  1206.    IV 

No.  1641. 
Liogenschaftsverkehr    I    No.    180. 

II  No.  585.  576.  595 ;  s.  Grund- 
besitz. 

ligorianer  11  S.  286.  478, 

Litteratur,  unsittliche  Broschüren, 
I  S.  89. 

Lockspitzel  s.  Polizeispion. 

Lohnabzug  gegen  Arbeiter  s,  Ar- 
beiterschutz. 


Loose  zu  Lotterieanleihen,  Vertrieb 

n  No.  549.  566. 
Lotterieverbot  IV  No.  1406-1412. 
Luganersee  I  No.  99. 
Luxemburg  in  No.  1192. 
Luzem  I  No.  65.  186.   174.   181. 

831.  385.  II  No.  372.  469.  572. 

573.   592.   615.  640.  661.  675. 

689.  693.  734.  769.  772.  772a. 

777.  824.  828.  829.  832.  834a. 

ni  No.917.  1089.  1043.  IV  S. 

113.  114.  No.  1330.  1340.  1341. 

1436  a.     1497  c.     1569.     1604. 

1623.  1638. 

m:. 

Mackler  s.  Börsenagent. 
Mariahilfkirche  in  Luzem    11  No. 

689. 
Marine,  Verhältnis  zur  G^enferkon- 

vention,  IV  No.  1648. 
Maristen,  französische,  11  S.  469. 
Markenschutz  I  No.  11.  189.  250. 

285.  289.  IV  No.  1647. 
Marktpatent  s.  Gewerbekonzession. 
Marktverkehr  U  S.  152.  168.  180. 

223.  224 ;  s.  Viehhandel. 
Mass  und  Gewicht,  eidgenössisches, 

IV  S.  127.-129. 
Mataziettefabrikation  11  S.  160. 
Medizinaldiplom ,     eidgenössisches, 

IV    No.    1614.     1616.    1618- 

1621  a.  1623.  1625. 1627-1631. 

1633.    1644;    s.   i^lhigkeitsaus- 

weis. 
Medizinalpersonal    IV    No.    1614. 

1616.    1617.    1617  a;    s.    Frei- 
zügigkeit. 
Meistbegüngigungsklausel  inStaats- 

vertilgen  I  S.  300.   442^  443. 

449.  II  S.  88.  103.  108.  115- 

118.  243. 
Merjelensee  m  S.  176. 
Metzgergewerbe    II   S.  152.    169. 

219.^221.  IV  No.  1471  d. 
Mexiko  m  No.  1206. 
Milchhandel  s.  Lebensmittelhandel. 
Militäraufgebot  zur  Herstellung  der 

gestörten    Ordnung     in    einem 

Kanton,  s.  Intervention. 
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Militärdienst  I  No.  842.  342  a.  H 
No.  814.  815 ;  s.  Feuerwehr- 
dienst. 

Militärdienstbüchlein  U  S.  67.  in 
S.  2.  8.  No.  1141.  1142.  IV 
No.  1816.  1529.  1682. 

Militärdisciplinarstrafe  I  No.  165. 
II  No.  498  a. 

Miütäreffekten  in  S.  8.  IV  No. 
1529  a.  1580  a.  1585.  1585  a. 

Militärgerichtsbarkeit  I  No.  251. 
m  No.  1161. 

Militärische  Interessen  IV  No.  1467. 
1486  a. 

Militärorganisation,  schweizerische, 
I  S.  221.  898.  ms.  If. 

MiHtärpflicht  III  S.  2.  No.  1148; 
Umgehung  I  No.  217.  820.  821 ; 
Verhältnis  zur  Freizügigkeit  II 
S.  7.  26.  28.  29.  62 ;  staatsver- 
tragliche  Festsetzungen  I  No. 
321.  825-327.  342.  II  S.  99 
No.  496.  496  a.  509.  514.  517. 

Militärpflichtersatz,  kantonaler  III 
No.  875;  eidgenössischer  11  S. 
62.  99.  No.  452.  458.  III  S.  21 
— 87;  Bundesgesetzentwürfe  IH 
S.  22—  61 ;  Stellung  der  Schweizer 
im  Ausland  I  No.  157.  III  No. 
845.  872-876  a. 

Militärpfliohtversäunmis  s.  Refrac- 
tärs. 

MiHtärstrafrecht  III  S.  4. 

Militär wesen.  üebernahme  der  Ver- 
waltung durch  den  Bund  I  No. 
33;  Ablehnung  der  Beohtshilfe 
für  militärische  Zwecke  eines  aus- 
ländischen Staates  I  No.  128. 
124. 

Minister,  schweizerischer  im  Aus- 
lande, s.  diplomatische  Agenten. 

Ministerresidenten  s.  diplomatische 
Agenten. 

Minoritätenvertretung    II    S.   554. 

Monaco  III  No.  1197.  1206. 

Monopol,  staatliches  I  S.  21.  No. 
85*.  n  S.  146-148.  160.  184— 
189;  s.  Bergbauregai,  Brand- 
yersicherungsmonopol,  Salzregal, 
Bundesmonopole. 


Moratoriumsverträge  der  schweize- 
rischen Nordostbahn  I  No.  81. 

Mormonismus  11  No.  685. 

Motionen  I  S.  13  <:  Baidinger  III 
No.  988;  Bodenheimer  I  No.  11; 
Brosi  IS.  81 ;  Brugisser  IV  S. 
429  ;  Brunner  I  S.  113;  Bucher 
I  S.  392 ;  V.  Büren  m  No.  860 ; 
Comtesse  I  S.  297.  IV  S.  187 ; 
Comaz  I  No.  14.  S.  58.  n  S. 
238.  IV  S.  187;  Curti  I  S.  284«. 
816.  IV  S.  50.  No.  1582;  De- 
curtins  IV  S.  186.  189;  D6sor 
IV  No.  1580.  1581 ;  Dufour  IV 
S.  87 ;  Estoppey  I  No.  17;  Favon 
IV  S.  186.  188.  189 ;  Forrer  I 
S.  75;  Freuler  I  No.  1.  S.  884; 
Frey  IV  S.  186;  Geigy-Merian  I 
S.  298;  Gobat  I  No.  12;  Gros- 
jean I  No.  11 ;  Häberlin  I  S.  81. 
m  No.  860.  IV  S.  884;  Haller 
m  S.  223;  JoHssaint  I  No.  3; 
Joos  I  S.  372.  460.  m  S.  19.  IV 
8.  116.  291;  Keller  IV  S.  291  ; 
Lambelet  IV  S.  131 ;  Morel  m 
183  * ;  Moriaud  m  S.  221 ;  Mu- 
heim  I  S.  42;  Bespini  I  S.  364>; 
Biniker  I  S.  37 ;  Ritschard  I  S. 
423;  Schmid  m  S.  221;  Se- 
gesser I  S.  140 ;  Sprecher  11  S. 
554;  Tissot  I  No.  11;  Tschudi 
IV  No.  1583;  Vögelin  I  No.  5. 
27 ;  Vogelsanger  IV  S.  189. 

Mühlen    IV   No.  1471  d.    1473  a. 
1479.  1485  d.  1489  a. 

Münzverbrechen  I  No.  38. 

Muster-  und  Modellschutz  I S.  388. 

N. 

Nachtarbeit  s.  Arbeiterschutz. 
Nahrungsmittelpolizei  I  S.  7.  No. 

17—19;    s.   Lebensmittelhandel. 
Nahrungs-  und  Genussmittel  I  No. 

16-19. 
Name  s.  Privatrecht. 
Name  der  Eidgenossenschaft  I  No.  1. 
Nationalmuseum  s.  Landesmuseum. 
Nationalrat,    Zahl    der   Vertreter 

eines  Kantons  in  denselben  I  No. 
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131 ;  Wahlkreise  für  denselben  I 

No.  130.  S.  263^ 
Nationalratswahlen,  Wahlaktenprü- 
fung I  No.  132;  im  Bemer-Jora 

1875,  I  No.  40;  im  Tessin    im 

Jahre  1881,  I  No.  132 ;  im  Tessin 

im  Jahre  1884,  I  No.  178.  207; 

Wahlbeschwerden  I  No.  132. 178. 

207.    n   No.    768.    780  a.  800. 

812.  817. 
Nationalsprache    I   No.  118.    119. 

228—231.  S.  458.  HI  No.  1037. 

IV  No.  1629. 
Naturalisation  in  fraudem   legis  I 

No.  215—217.    n  No.  514;    s. 

Bürgerrecht,  Doppelbürgerrecht. 
Neuenburg  I  No.  93.  304.  II  No. 

422.  469  a.   547.  552.  690.  m 

No.  846.  847. 907.  909.  912.  977, 

1030. 1225. 1297a.  IV  No.  1888. 

1436  a.  1561.  1607«. 
Neubritannien  IV  No.  1504. 
Neutralität  der  Schweiz  IV  S.  99 ; 

Wahrung  I  No.  110;  Savoyens 

I  No.  111. 
Nidwaiden  I  No.  70.  186.  138.  II 

No.  370.    608.    705.    716.    746. 

III  No.  971.  972.  IV  No.  1565. 
Niederlande  I  No.  289.  322.  342. 

S.  457.  n.  No.  494—496.  628. 

III  No.ll81^  1185.  1255.  1277. 
Niederlassungst'reiheit  s.  Freizügig- 
keit. 

Niederlassungsverträge  II  S.  78  — 
133;  Ablehnung  des  Abschlusses 

IV  No.  1645. 
Nordamerika  s.  Vereinigte  Staaten. 
Normalarbeitstag  s.  Arbeiterschutz. 
Norwegen  HI  No.  1206.  1228. 
Notar  II  No.  595.  IV  No.  1638. 
Notlage  suspendirt  Bundesrecht  11 

S.  827.  328.  330  f. 
Notstand,  allgemeiner,  I  S.  3.  4. 

O. 

Oberalpstrajsse  IV  S.  124. 
Oberbauinspektor,     eidgenössischer 

IV  S.  121.  122. 
Obwalden  I  No.  186.  11  No.  535. 


537  a.  642.  716.  746.  IH  No. 
970. 

Ohmgeld,  kantonales,  I  S.  71.  11 
S.  250.  m  No.  1000. 1001. 1003. 
1013.  1026. 

Optionsvertrag  mit  Frankreich  I 
S.  472  f. 

Orden  auswärtiger  Staaten  I  No. 
161. 

Orden,  religiöse,  I  S.  184.  IV  No. 
1582«.  1601.  1605.  1606;  s. 
Klöster,  Kongregationen,  Lehr- 
brüder, Jesuiten,  Dominikaner, 
Franziskaner,  Kapuziner,  Kart- 
häuser. 

Orthographie,  einheitliche,  deatsche 
IV  No.  1586. 

Oesterreich- Ungarn  I  No.  7. 98. 107. 
116».  119.  123.  125.  217.  225. 
281.  289.  290.  S.  456.  IL  No. 
479.  489— 493  a.  627.  628.  m 
No.  1041.  1067.  1079.  1181. 
1200.  1215.  1219.  1256.  1283. 
IV  No.  1313.  1445.  1641.  1644. 
1653.  1658. 

I». 

Papierfabrik  IV  S.  216. 

Papst,  Thronbesteigung  11  No.  747 ; 
sein  Vertreter  bei  der  Eidge- 
nossenschaft n  S.  336  f.  458  ; 
Vereinbarung  mit  der  Eidge- 
nossenschaft II  S.  305.  306.  308. 
No.  751 ;  s.  Administrator,  Re- 
ligion. 

Parität,  konfessionelle,  I  S.  190. 
192;  s.  Schule. 

Partialrevision  s.  B^yision. 

Passagebillete  s.  Auswanderungs- 
wesen. 

Passwesen  H  S.  82«.  No.  486.  491. 
IV  No.  1312.  1313.  1316— 
1320.  1325. 

Patent,  Gewerbepatent,  s.  Qewerbe- 
konzession,  Wirtschaftsgewerbe, 
Handelsreisende,  Hausir handel. 

Persien  IV  No.  1651. 

Petition  bei  der  Bundesversamm- 
lung, geschäftliche  Behandlung 
I  S.  89. 
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Pfablbautenalterttimer  I  S.  41.  42. 

Pfandleihgewerbe  II  No.  550. 

Pfarrer,  katholische  im  Jura  11 
No.  687,  s.  Geistlicher. 

Pharmazie  s.  Apotheker. 

Phylloxera  I  No.  7.  141. 

Placet  des  Staates  gegenüber  kirch- 
lichen Willensäusserungen  IE  S. 
302.  465  f. 

Polen  in  der  Schweiz  IV  No.  1306. 
1318.  1319. 

Politische  Rechte  der  Schweizer- 
bürger I  No.  53.  S.  143.  153. 
154.  165-167.  169.  177-179. 
184.  186.  189.  192.  213.  220. 
223.  224.  259-267.  324 f.  n  S. 
479—642;  der  Haussöhne  II  No. 
368;  Ausländer,  ausgeschlossen 
II  No.  784.  785 ;  der  Niederge- 
lassenen und  Aufenthalter  11  S. 
9.  21.  24.  29—32.  135.  No.  787. 

799.  834;  der  Aufenthalter  ins- 
besondere II  No.  788.  789.  801 ; 
s.  Aufenthalter ;  der  Niedergelas- 
senen insbesondere  II  No.  790 — 
796;  im  Ausland  wohnende  11 
S.  593.  637;  s.  Auswanderer; 
Bundesgesetzentwürfe  II  No.  767 ; 
Pflicht  zur  Ausübung  11  No. 
780  a ;  Beeinträchtigungen  I  No. 
40.  II  No.  807.  826.  831.  834. 
834  a;  Ort  der  Ausübung  11  S. 
29  f.     No.  786.    786  a.     793  a. 

800.  810—814.  814  a;  s.  Wohn- 
sitz; Verlust  II  S.  30.  No.  802 
—804.  825.  834;  Nachweis  U 
No.    797;    s.    Wahlen,    Abstim- 


mungen. 


Polizeispion  I  S.  284.  IV  S.  86-92. 

95f.  97.  98.  99.  101.  103.  110; 

s.  Agent. 
Polizeistrafrecht   des    Bundes   I  S. 

27.  33.  85.  89 ;   der  Kantone  I 

No.  39. 
Polizeistunde  II  S.  278. 
Polizeitransport    auf    Eisenbahnen 

IV  Nr.  1328.. 
Polizeiverwaltung  I  S.  284.    285. 

IV  S.  1  ff.;  politische  s.  Prem- 

denpolizei. 


Polygamie  11  S.  298  f. 

Portofreiheit  IH  No.  1033. 

Portugal  I  No.  7.  116«.  H  No.  628. 
III  No.  1189.  1274.  IV  No. 
1352  a. 

Postbuch,  Bundesakte,  HE  No.  1145. 

Postgeheimnis  IV  S.  117. 

Postbeamter  III  No.  871  a,  s.  Bun- 
desbeamter. 

Postregal,  Eonzessionserteilung 
durch  Bundesrat  I  No.  246;  s. 
Dampfsohiffunternehmtmgen  IV 
S.  225 ;  Verwendung  der  Erträg- 
nisse I  No.  234. 

Postwesen,  eidgenössisches  III  S. 
178— 189 ;  Beförderung  von  Lot- 
terieofferten IV  S.  117;  Betrieb 
I  S.  71.  IV  S.  121-124.  225; 
s.  Haftpflicht. 

Pressdelikte  IV  S.  74. 

Pressfreiheit  I  No.  48.  S.  162«. 
410.  n  S.  197.  IV  S.  52.  87. 

Pressgesetze,  kantonale,  I  S.  90. 

Priester  s.  Geistlicher. 

Primarunterricht  s.  Unterrichts- 
wesen. 

Privatrecht,  eidgenössisches,  I  S. 
25.  30.  388.  439.  11  S.  138.  142. 
392.  rV  S.  323;  s.  Arbeiter- 
schutz ,  Auswanderungswesen, 
Banknotenwesen,  Ehereeht,  Eisen- 
bahnwesen, Firmenrecht,  Haft- 
pflicht, Bbndelsregister,  Eonkurs- 
recht,  Legitimati  on,  Markenschutz, 
Musterschutz ;  kantonales  IS.  73. 
74.  359.  No.  190  a.  II  S.  4-6. 
391.  392.  410.  No.  700.  m  No. 
899.  1045.  IV  No.  1337;  s. 
Grundbesitz,  Zugrecht;  Verhält- 
nis zur  Freizügigkeit  II  No.  434. 
444.  450.  451.  455.  456;  zur 
Handels-  und  Gewerbefreiheit  11 
No.  533—538.  550.  642.  IV  No. 
1481a;  civilrechtliche  Verhält- 
nisse der  Niedergelassenen  und 
Aufenthalter  IH  S.  276-334; 
interkantonales  I  No.  35.  168. 11 
No.  437.  460.  469.  469  a.  700. 
701;  internationales  I  No.  158. 
159.  219.  220—222.  278.   293. 


512 


III.  Sachregister. 


294. 344.  349. 850.  m  No.  1049a 
—1057. 1061. 1064.  1065.  1066 
-1072.  1077-1080.  1082.  1082a. 
1083.  1121a— 1124.  1656;  s. 
Ehescheidungsrecht,  ürteüsvoU- 
Streckung. 
Privatrechte,  Schutz  wolerworbe- 
ner,    I   S.  56*.   64.    67*.   68  f. 

152.  193.  194.  367.  368.  410. 
Privatunterricht,  Zulässigkeit  I  No. 

65.   S.  163*.  178.   No.  76».    S. 
184.    190.    206.   222.    IV    No. 
1607;  s.  ünterrichtswesen. 
Privilegien,    ünzulässigkeit,    I   S. 

153.  167  f. 

Programm  der  Bundesgesetzgebung 

I  No.  241. 
Propaganda  der  Tat  IV  S.  53*.  61. 

62.  68.  70.  78.  79.  91.  97.  107 

—  110;  s.  Anarchisten. 
Proportionalvertretung  bei  Wahlen 

I  S.  174.  175.  178.  218,  s.  Mi- 
noritäten Vertretung. 
Prostitution  I  No.  39. 
Prozesskosten  I  No.  44.  IV  S.  237 ; 

s.  Beschwerde,  Kosten. 
Prozessverfahren,  kantonales,  I  No. 

36.   S,  145. 
Prüfungsbehörden ,    eidgenössische, 

IV  S.  407.  416.  428. 
Publikation  der  Gesetze  und  anderer 

staatlicher  Willensäusserungen  I 

S.  412.  413.  414. 
Pulverregal  IE  S.  147. 

Q. 

QueensUnd  IV  No.  1502. 


Rebell,  anarchistische  Zeitung,  IV 

S.  98. 
Reblaus  I  No.  7. 
Rechnungshof,    eidgenössischer ,    I 

No.  140. 
Rechtsanwalt  s.  Advokatur. 
Rechtsbelehrung  I  No.  187.  188. 

189.  249;  s.  Interpretation. 
Rechtsgleichheit  s.  Gesetzesregister, 

Bundesverfassung  1874,  Art.  4. 


Rechtshilfe,  internationale,  I  No. 
116—127.  288.  m  No.  1182, 
Art.  14—17. 1190. 1221. 1281- 
1286. 1299-1308.  IV  No.  1654: 
Ablehnung  s.  Müitärwesen,  Aus- 
lieferung. 

Rechtsverfahren  zwischen  den  Kan- 
tonen 8.  Intervention. 

Rechtsverwahrung  I  S.  193.  341. 

Reciprocität  im  internationalen  Ver- 
kehr I  No.  116.  118.  IV  No. 
1350. 1352. 1352  a.  1355. 1432a; 
in  Steuerrechtsfiragen  IV  No.  1658 
— 1661 ;  s-Gegenrecktserklärung. 

Redaktion  der  Bundesgesetze  I  No. 
257-266. 

R6ferendum,  kantonales  I  S.  117*. 
139.  144.  184.  186.  187.  188. 
190.  195.  216.  220.  223.  224. 
n  S.  621;  eidgenössisches:. offi- 
zielle Kundgebung  anläslich  des- 
selben I  No.  267 ;  Frist  I  No. 
254—256.  268—270;  Begehren 
I  No.  271—275.  n  S.  555.  621; 
bezüglich  Staatsverträge  I S.  438 ; 
Zusammenstellung  der  seit  1874 
eingereichten  Begehren  und  er- 
folgten Abstimmungen  I  S.  432 
-437. 

Referendumsklausel,  Beifügung  der- 
selben I  S.  53.  117».  119.  297«. 
400-403.  438.  439.  TU  S.  9. 
10;  s.  Bundesbeschluss,  Bundes- 
gesetze. 

Reformirte  Kirche  s.  Religion. 

Refractärs  III  No.  1213.  IV  No. 
1307.  1808.  S.  252;  s.  Deser- 
teurs. 

Regal  s.  Monopol. 

Rehabüitation  m  S.  378. 

Rekurs  s.  Beschwerde. 

Religion,  Einfluss  auf  bürgerliche 
Stellung  IV  No.  1645;  s.  Re- 
ligionsfreiheit ;  Verhältnis  zar 
Genferkonvention  IV  No.  1651. 

Religion,  katholische,  Rechtsstellang 
n  No.  716.  747  ;  in  Bern  II  No. 
686.  687;  in  üri  I  S.  146;  in 
Schwyz  I  S.  159;  in  Nidwaiden 
I  S.  164;  in  Zug  IS.  170.  173; 


III.  Sachregister. 


513 


in  Solothum  I  S.  177.  178.  ü 
No.  720.  730;  in  Baselstadt  I 
S.  179—184;  in  Graubänden  I 
S.  188;  in  Aargan  I  S.  192. 
195;  in  Wallis  I  S.  221.  222.  II 
S.  413;  in  Tessin  II  No.  691. 
751 ;  in  Genf  n  No.  688;  in  der 
Diözese  Basel  nnd  Lugano  11  No. 
686.  751;  s.  Bistumserrichtung, 
Papst,  Kulturkampf,  Altkatho- 
liken. 

Religion,  reformirte,  Rechtsstellung 
in  den  Kantonen  I  S.  178.  188. 
192.  224.  225. 

Religionsfreiheit  I  S.  148.  162^ 
170.  173.  180  f.  221.  222.  H 
S.  93.  107.  113.  114.  286-478. 
No.  1597-1611. 

Religionsgenossenschaften  I  No.  76'. 
S.  178-184.  188.  195.  U  No. 
692.  716.  717.  726.  729.  780. 
745.  IV  S.  392;  s.  Religion, 
Mariahilfangelegenheit. 

Religionsunterricht  I  S.  186.  190. 
191.  n  No.  684;  konfessions- 
loser n  No.  697;  s.  Erziehung, 
Schule. 

Religiöses  Gefahl ,  strafrechtlicher 
Schutz  n  No.  682.  726. 

Repräsentanten,  eidgenössische,  I 
S.  292.  293;  s.  diplomatische 
Agenten. 

Repressalie  I  S.  473*.  Et  S.  99. 
242.  IV  No.  1328. 

Revision  der  Bundesverfassung,  to- 
tale und  partielle,  I  No.  288 ; 
die  einzelnen  RevisionsbeschlUsse 
I  No.  240 ;  Festsetzung  der 
Standesstimmen  I  No.  239. 

Revision,  kantonale,  der  Verfassun- 
gen, n  No.  832 ;  Form  dersel- 
ben :  in  Schwyz  I  S.  159 ;  in 
Glarus  I  S.  168 ;  in  Zug  I  S. 
169.  No.  74  (S.  172-174) ;  in 
Baselstadt  I  S.  184;  in  Schaff- 
hausen I  S.  185.  186 ;  in  Aar- 
gäu  I  S.  192.  195 ;  in  Tessin 
I  No.  90. 

R^voltä,  anarchistische  Zeitung,  IV 
S.  61.   74—77. 


Rhätoromanische  Sprache  I  S.  863. 
364. 

Rhein,  Korrektionen  an  demselben 
und  in  seinem  Gebiet  m  No. 
957—984.  991;  s,  Schiffahrt, 
Bodensee. 

Rhone,  Korrektionen  an  derselben 
und  in  ihrem  Gebiet  IQ  No. 
985-988.  990.  992. 

Richter,  Ablehnung  11  No.  680; 
Stellung  gegenüber  allgemeinen 
Erlassen  IV  No.  1462.  1476; 
Kognition  in  Fabrikangelegen- 
beiten  IV  No.  1476.  1477; 
Kompetenzausscheidung  gegen- 
über der  AdministrativbehÖrde 
IV  No.  1497.  1497  a ;  s.  Bun- 
desgericht. 

Rogatorien  s.  Rechtshilfe. 

Romanische  Sprache  s.  Rhätoroma- 
nische. 

Rotes  Kreuz  s.  Genferkonvention. 

Roter  Teufel,  sozialistisches  Pam- 
phlet, IV  No.  1392. 

Rösslispiel  s.  Spielverbot. 

Rückkauf  der  Eisenbahnen  s.  Eisen- 
bahnwesen. 

Rücknahmepflicht  des  Heimatstaats 
seiner  Staatsangehörigen  I  No. 
290.  303.  310.  324.  333.  n  S. 
99.  112.  No.  518-520.  IV  S. 
.17.  No.  1322.  1325.  1348.  1350. 
1353. 

Rumänien  I  No.  284.  320.  11  S. 
94.  No.  628.  m  No.  1183.  1206. 
IV  No.  1645. 

Russland  I  No.  158.  S.  457.  465. 
n  No.  471.  485.  486.  628.  IH 
No.  1180  a.  1188.  1274.  1302. 
IV  No.  1343.    1589.    1659.    S. 

.    436«. 


S. 


Sacrilegium  II  No.  682. 

Sägerei    IV    No.    1471c.    1471  d. 

1488. 
Salvador  II  No.  507.  IH  No.  1195. 

4  S.  434. 
Salzregal  II  No.  541.  542. 


IV 
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Sanitätskommission,  eidgenössische, 

I  No.  141. 

Sanitätspolizei  I  S.  6.  7.  34  f.  n  8. 

149.  167— 172  f.  175.  196.  199. 

219-221.  IV  S.  177. 
Sanitätsreferent  I  S.  276. 
Savoyen  I  Nr.  111. 
Schächten   der  Juden   I   No.    19. 

II  No.  724.  725. 
Schaffhansen  I  No.  79.  m  No.  908. 

942.  IV  No.  1436  a.  1447.  1540. 
1570.  1661. 

Schatzungskommission ,  eidgenös- 
sische I  No.  248. 

Schauspieler  II  S.  223. 

Schiffahrt  auf  dem  Rhein  I  No. 
291.  n  No.  530. 

Schlachthauszwang  II  S.  152.  219. 
220. 

Schlachtverfahren  s.  Schächten. 

Schiedsgericht,  internationales,  11 S. 
113.  114.  IV  No.  1646;  gewerb- 
liches, s.  Fachgericht. 

Schiedsrichter  s.  Bundesrat. 

Schmiedgewerbe  11  S.  157. 

Schmuggel  I  No.  99.  108.  108. 
m  No.  909.  S.  468.  474.  IV 
S.  65.  75.  76.  94-96. 

Schneebruch  auf  dem  Gotthard  IV 
No.  1418.  1419. 

Schulausstellung,  permanente,  I  No. 
20. 

Schulbesuchspflicht  IV  No.  1590. 
1595.  1597—1599. 

Schuldhaft  I  S.  369. 

Schule,  konfessionslose  I  S.  141. 
163«.  171.  176.  189;  IV  No. 
1582.  1601;  konfessionelle  II 
No.  695.  IV  No.  1600.  1602. 
1604—1611. 

Schulsekretär  IV  No.  1580.  1581. 

Schulsteuer  IV  No.  1602.  1605. 
1609. 

Schulvogt  IV  No.  1580. 

Schutzbautenfond  m  S.  120.  124.' 
125.  159. 

Schutzbauten  an  Gewässern  s.  Bun- 
dessubvention. 

Schutzwaldungen  I  S.  416.  II  S. 
165.  IV  No.  1438. 


Schweden  s.  Norwegen. 
Schweinefleisch,  trichinenhaltiges,  I 

No.  17. 
Schwyz  I  No.  68.  69.  186.  330.  H 

No.  381.   393.   546.   553.    598. 

618  a.  624  a.  716.  788.  746.  760. 

m  No.  917.  IV  No.  1344.  1444. 

1586.  1592.  1601. 
Seerecht,  eidgenössisches,  I  S.  234. 
Sekundarunterricht   IV  No.  1591. 

1592. 
Selbsthilfe   gegenüber    dem  Staate 

n  No.  379;    der  Kantone  I  S. 

119—121.  IV  S.  19.  20. 
Seminar ,    erzbischöfiiches  in  Mai- 
land, IV  No.  1652. 
Serbien  I  No.  7.  n  No.  510.  HI 

No.  1079.  1180  a.   1198.    1206. 

1650. 
Simplonbahnunternehmen   lU    No. 

912. 
Simultangebrauch  einer  Kirche  11 

S.  347  f.  350. 
Sistirung  s.  Suspensiveffekt. 
Sittenpolizei  I   No.  39.  46.    n  S. 

153—157.  175. 
Soeurs  de  la  Providence    IV    No. 

1607. 
Solothurn  I  No.  76.  77.  174.  239. 

n  No.  621.  645.  686.  720.  730. 

731.  781.  m  S.  61.  No    1136. 

1137.  1265.  IV.  No.  1438.  1585. 

1634.  1641. 
Sonntagsarbeit  s.  Arbeiterschatz. 
Sonntagsruhe  I  S.  189.  11  S.  410 

—  41 7 ;  s.  Feiertag. 
Sozialdemokrat,  Zeitung,  IV  S.  77. 

92.  93. 
Sozialdemokratie  IV  S.  53.  55.  59. 

60.  76.  77.  79.  107.  No.  1892; 

8.  Anarchisten. 
Sozialisten  s.  Sozialdemokratie. 
Spanien   I  No.  7.  110.   112.  281. 

II  No.  477.  497.  628.    m  No. 

1194.  1206. 
Spielbanken  und  Spielhäuser  IV  No. 

1404.  1405. 
Spielkartenhandel  11  No.  548. 
Spielverbot   der    Bundesverfassung 

IV  S.  113—115. 
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Splügenstrasse  lY  No.  1494. 

Staatsvertrag,  Uebereinkommen  mit 
auswärtigen  Staaten,  vom  Bun- 
desrat abgeschlossen  namens  ein- 
zelner oder  aller  Kantone  I  No. 
116.  225.  279.  291.  n  No.  751. 
in  No.  1041.  IV  S.  27.  No.  1343; 
in  eigenem  Namen  I  No.  97.  98. 
116.  127.  279.    281—290.  842. 
n  S.  102. 1 14.  IV  No.  1323. 1843. 
1641.  8.  148,  Art.  20;  mit  Ra- 
tifikation durch    die  Bundesver- 
sammlung I S.  229*.  No.  1 16. 279. 
287.  291.  n  S.  94-103.  HI  No. 
911.  913.  S.  247.  415-433.  IV 
No.  1343;  Staatsvertrag  und  Ra- 
tifikationsbeschiuss  ohne  Referen- 
dumsvorbehalt I  No.  277.  278; 
Vorbereitung  im  Bundesrat  I  No. 
135 ;  Inkrafttreten  m  No.  1202; 
Verlängerung  der  Giltigkeitsdauer 
I  No.  281.  282.  n  S.  114;  Inter- 
pretation durch  Festsetzung  der 
Regierungen  I  No.  286;  Aende- 
rung    festgesetzt   durch   die  Re- 
gierungen  I  No.  287.    in  No. 
1 193  ;  Zusatzprotokoll  festgesetzt 
durch  die  Regierungen  IV  S.  25  ; 
Kündigung  vor  Ablauf  der  Gil- 
tigkeitsdauer  I   No.  292;    Wir- 
kung auf  staatliche  Boheitsrechte 
n  S.  120  f.  308;  s.  Gegenrechts- 
erklärung ,    Meistbegünstigungs- 
klausel,   Reciprocität ,    Ausliefe- 
rung,   Militärpflicht.    Niederlas- 
sungsverträge, Optionsvei-trag. 

Stabioprozess  I  No.  42.  43. 

Stallungen  n  S.  161. 

Stempel  eines  Kantons  auf  Bank- 
noten IV  No.  1546. 

Stenfpelsteuer  m  No.  852.  1166. 
IV  No.  1539  a.  1556. 

Steuerforderung,  Einfluss  auf  Frei- 
zügigkeit II  S.  61.  62;  auf 
Stimmrecht  II  S.  632  f. ;  s.  Bun- 
desgericht. 

Steuerfreiheit  des  Bundes  I  No.  49. 
50. 

Steuerhoheit  der  Kantone  I  S.  92. 
143. 144. 146. 154.  178. 179. 187. 


188. 195.  220.  481.  483.  H  S.  17. 
18.  22.  94.  147.  148.  ni  S.  65. 
200.  IV  No.  1467;  im  Verhältnis 
zur  Handels-  und  Gewerbefreibeit 
I  No.  100.  n  S.  155.  176—195. 
199.  204 f.  216-219.  221.  224. 
225—245. 250. 264. 267  f ;  Verbot 
der  Doppelbesteuerung  I  No.  51 ; 
Steuerprivileg  in  Uri  I  S.  153 ; 
unzulässige  Höhe  U  No.  577  f; 
Grandsteuer  n  No.  576;  Mon- 
tirungssteuer  HI  No.  848 ;  Steuer 
auf  Kleinvertrieb  der  Spirituosen 

III  No  1011;  Besteuerung  von 
Versicherungsgesellschaften  s. 
Vei*sicherungswesen ;  Auswande- 
rungsagenten IV  No.  1539. 
153^  a ;  Verhältnis  zum  Ausland 
I  S.  101  Art.  8,  108  Art.  8.  230. 
n  S.  95—99.  IV  No.  1654- 
1661 ;  s.  Erbschaftssteuer,  Hypo- 
thekarschuldenabzug ,  Kultus- 
steuer, SchuLsteuer. 

Steuerhoheit  der  Kantone,  Besteue- 
rung der  Beamten  der  Gx}tthard- 
bahn  n  S.  93.  94. 

Steuerprozesse  I  S.  92. 

Stickerei  H  No.  538.  IV  No.  1462. 
1478.  1481. 

Stifte  s.  Klöster. 

Stimmrecht  s.  Politische  Rechte. 

Stiramregister  I S.  122  ff.  263  f.  328. 
No.  178.  204  a  n  S.  636.  No. 
782.  790.  797—801.  804.  818. 
829.  833.  834. 

Stimmzeddel  I  S.  263.  ff.  381.  No. 
262.  n  S.  606.  No.  807.  820. 
826.  833  a. 

Strafen,  körperliche,  I  S.  384. 

Strafgerichtsbarkeit  des  Bundes  I 
No.  42.  IV  S.  155,  s.  Bundes- 
gericht;  der  Kantone  I  No.  43. 
44;  gegenseitiges  Verhältnis  in 
No.  1163.  1164.  1168.  1168  a. 

Strafrecht  des  Bundes  I  S.  26.  38. 
74^  No.  37  39.  42.  S.  234.307. 
384.  II  S.  555.  m  S.  335-360. 
863.   366.   368.  372.  376.  379. 

IV  S.  66.  72f.   1^1.    135.  351. 
355.  No.  1460;   Revision  IV  S. 
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50.  51 ;  der  Kantone    I   S.  27. 

33.    No.  37.  38.  39.  42.    n   S. 

290.    IV   S.   65.   66.    75.    115; 

interkantonales    IV    No.    1622; 

internationales  I  S.  303.  304.  III. 

No.  1134;  s.  Auslieferung. 
Strafrechtspflege  II  S.  105 ;  in  Be- 
zug auf  Freizügigkeit  11  S.  60. 

61.  63.  64.  71. 
Strafvollzug  I  No.  40.  41. 
Strassen,  Gesetzgebung  I  No.  67^. 

n  S.  136;    Polizei  H   S.   166; 

Bundesaufsicht  IV  S.  121  f;   s. 

Bundessub  vention. 
Streitgenossen  I  No.  179. 
Südafrikanische  Republik  s.  Trans- 

val. 
Südamerika  IV  No.  1504. 
Suspensiveffekt     der    eingereichten 

Beschwerde  I   No.  35.    S.  127. 

214.  320«.  No.  178.  206.  H  S. 

47.  160.   207.  316—318.  361  f. 

No.  438.   612.   618.   770.    777. 

IV  S.  879.  393. 
Syndicat  s.  Genossenschaften. 

T. 

Tabakhandel,  Besteuerung,  II  No. 

579. 
Tagwacht,  Organ   der  sozialdemo- 
kratischen Partei  der  Schweiz  IV 

S.  59.  76. 
Tanzbelustigung  U  S.  157.  275. 
Taufe  n  No.  696.  727. 
Taufpate  U  S.  287. 
Teleigraphenwesen  III  No.  996. 
Telegraphenleitung,  strafrechtlicher 

Schutz  m  No.  1126.  1130. 
Telephonwesen  HI  Nr.  996. 
Tessiu  I  S.  71».  No.  3.  22.  42.  43. 

53.  S.  134^  No.  86-^90a.  182. 

136.    170.  178.  179.  186.   198. 

207.  300.  328.  n  No.  364.  895. 

543.  547.  555.  598.  601.  622a. 

631.  627.  691.  716.  741.   751. 

757.  758.  759.  769a.  773.  776. 

777.  781a.  783.  784.  786a.  790. 

792.  793.  793a.  794.  795.  796. 

799.  800.  801.   802.   808.  819. 


825.  826.  830.  838.  833  a.  834. 

m  No.  918.  921.  922.  924.  989. 

1158.  1212.  1220.  IV  No.  1310. 

1430.  1431.   1451.  1539.  1543. 

1612.  1616.  1617  a.  1621. 1624. 

1625.  1627.  S.  122.  125. 
Tessin,  Korrektion,  m  No.  989. 
Thierachern,  Gemeinde  im  Kanton 
.    Bern,  I  S.  94. 
Thurgau  I  No.  3.  168.  173.  11  No. 

441.  541.  686.  694.  HI  No.  942. 

965.  1047.  1159.  IV  No.  1454. 

1569».  1586.  1607«.  1637  a. 
Tierarzt  IV  No.  1441. 1445.  1451  ~ 

1456.    1614.  1616.  1619.  1641. 

1648. 
Todesstrafe   I  S.    171.   219.  305. 

376.  383.  884.  HI  S.  418;  Wie- 

dereinführung  in  Luzem  I S.  144; 

in  üri  I  S.  145. 
Tramway-Betrieb  III  No.  1126. 
Transportbefehle  bei   Auslieferung 

m  No.  1291. 
Transval  n  No.  508.  HI  Nr.  1181. 

1196.  IV  S.  434. 
Trauung,  kirchliche,  11  S.  286 ;  s. 

Eherecht,  Eheschliessung. 
Trichinosis  I  S.  83. 
Trödlergewerbe  11  No.  539.  550. 
Trölerei  I  No.  181.  182. 
Trunksucht,    strafrechtliche   Mass- 
nahmen,  I  S.  74»;    8.  Alkohol- 
monopol, Wirtschaftsgewerbe. 
Tunis  m  No.  1158. 
Türkei  IV  No.  1649.  1649a.  1651. 

1653. 

üebereinkommen  mit  dem  Ausland 
s.  Staatsvertrag. 

Uebeschi,  Gemeinde  im  Kanton 
Bern,  I  S.  94. 

Uebersetzung  von  Akten  s.  Akten. 

ünentgeltlichkeit  das  Volksschal- 
unterrichts I  No.  65.  68».  70.  76. 
IV  No.  1578.  1579.  1581.  1607. 
1609. 

ünfaU  IV  No.  1461  b. ;  s.  Haftpflicht. 

Unfallversicherung  I.  S.  17.  24.  IV 
No.  1479;  s.  Arbeiterschutz. 
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Ungarn  a.  Oesterreicli. 
üntemchtswesen  I  No.  6.  20—26. 

65.   68'.   70.   76'.   78*.  S.  189. 

190.  206.  IV  S.  147.  No.   1578 

—  1613. 
DnterBtUtzungapflicht  IV  No.l840. 

1846.  1347.  1360.  1363. 
Untersuchungsrichter,     eidgenössi- 

schei-,  I  S.  125. 
Urheberrecht  au  Werken  der  Lit- 

teratur  nnd  Kxuat  I  No.  278. 
Urteil  sTolUtreckonfr,  interkantonale 

in    Strafsachen    IH  No.   1152— 

1157;  im  internationalen  Verkehr 

I  No.  222—225.  227.  324.    IH 

No.   1124.   1158.  1159.    IV  No. 

1452;    s.    Rechtshilfe,    Anliefe- 
rung, Bandesgericht, 
üri  I  No.  66.  67.  136.  182.  330. 

n  No.  356.  371.  468.  533.  537. 

560.  581.  698.  600.  606.  703. 

716.  746.  827.  inNo.920. 1008. 

IV  S.  124.  125.  No.  1311. 
Uraguay  III  No.  1183. 
Utah,  Mormonenstaat,  II  8.  299  f. 

V. 

Vaganten  und  Bettler  s.  Abschie- 
bung, Fremdenpoiizei. 

Venezuela  IV  No.  1504. 

Verantwortlichkeit,  civürechtlicbe, 
der  BtmdeBbehQrden  I  No.  44. 
162  j  der  Kantone  I  No.  67'.  96. 
108.  178.  25S. 

Verbrechen,  politische,  I  No.  42. 
126.  240\  IV  S.  64;  s.  Aualiefe- 
rnng;  gegen  das  Völkerrecht  IV 
S.   76.  76. 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika  I 
No.  17.  116».  219.  289.  324.  S. 
457.  n  No.  628.  S.  299  f.  m 
No.  858.  872.  874.  1069.  1078. 
1079.  1181*.  1184.  1271.  IV  No. 
1348.  1349.  1504.  IV  No.  1540. 
1646. 

Vereinsfreiheit  IV  S.  189. 

Verfassnngen,  kantonale,  eidgenOs- 
siifche  Gewährleistung:  Zürich  I 
No.  64;  Luzera  I  No.  65;    Uri 


I  No.  66.  67;  Schwyz  I  No. 
68.  69 ;  Nidwalden  I  No.  70 ; 
Glams  I  No.  71.  72;  Zug  I  No. 
61.  63.  73.  74;  Freibnrg  I  No. 

59.  75;  Solothum  I  No.  76.  77; 
Baselland  INo.  78;  Schaffhansen 
I  No.  79 ;  Appenzell  A.-Rh.  I 
No.  80 ;   A^jenzeU  I.-Bh.  I  No. 

60.  61;  Granbünden  I  No.  82; 
St-GaUeu  I  No.  83;  Aargan  I 
No.S4.85;  TesBin  INo.86-90a; 
Waadt  I  No.  91 ;  Wallis  I  No. 
92;  Neuenbürg  I  No.  93;  Genf 
I  No.  62.  94.  Anlsss  zur  Bevi- 
sion  I  No.  59.  60.  S.  155.  164. 
171.  201.  202.  BereiDignng  I  No. 
84.  92. 

Verjähmng  im  Staatsrecht  I  No.  55. 

Verkehr  schweizerischer  Behörden 
mit  Behörden  des  Auslandes,  s. 
Rechtshilfe,  Bundesrat. 

Verordnungsrecht  des  Bundes  oder 
der  Kantone  IV  S.  127.  128 ; 
kantonaler  Behörden  I  No.  166. 
n  No.  386 ;  des  Bundesrates  I 
S.  400.  408-407 ;  des  Bundes- 
gerichtes I  No.  248. 

Verpflegong  nnd  Beerdigung  armer 
Personen,  im  internationalen  Ver- 
kehr I  S.440.  IV  No.  1338 f.  1343. 
1846.  1347.  1349.  1351.  1355. 
1365 ;  insbesondere  Geisteskran- 
ker IV  No.  1359;  im  Verhält- 
nis zu  Deutschland  IV  No.  1347. 
1360.  1363;  zu  Nordamerika  IV 
No.  1848.  1349;  zu  Oesterreich 
IV  No.  1366 ;  zu  ItaHen  IV  No. 
1367;    s.  HeimscbafFung,  Arme. 

Versichemngsamt ,  eidgenössisches, 
I  S.  17.  No.  146;  s.  ßundes- 
beamter. 


sehen  Beamten  I  S.  19.  IV  S. 
319. 
Versich  er  nngs  Wesen  I  No.  8 — 10. 
133.  IVS.319-343;  Besteuerung 
der  Gesellschaften  K  S.  188.  IV 
No.  1566-1572;  Agentur  IH 
No.  1096.  IV  No.  1673;  Gesell- 
schaft auf  Gegenseitigkeit  beru- 
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hend  ÜI  No.  1100.  1102  a.  IV 
No.  1567.  1568;  Bundesaufsicht 
IV  S.  387«.  No.  1557-1566. 
1576.  1577;  Kaution  IV  No. 
1577';  Konzessionszwang  IV  No. 
1577***;  Verzicht  auf  Konzession 
IV  S.  887';  auf  Geschäftsbetrieb 
IV  No.  1576;  Statutenbestim- 
mungen  IV  S.  819.  337.  340; 
Police  IV  No.  1574;  fiktive  Di- 
videnden  IV  No.  1575.  1577«; 
s.  Hagelversicherung,  Unfallver- 
sicherung. 

Vertreter  der  Schweiz  im  Ausland 
8.  diplomatische  Agenten,  Kon- 
suln. 

Viehhandel  H  No.  567.  568.  IV 
No.  1453.  1457. 

Viehinspektor  IV  No.  1454. 

Viebseuchenfond  IV  No.  1447. 

Viehseuchenpolizei  I  S.  9.  IV  S 
166  ff.;  Einfuhrverbot  IV  No 
1442;  Sperre  IV  No.  1443 
Quarantaine  IV  No.  1444.  1445 
Seuchen  in  S.  92.  No.  1452 
insbesondere  Maul-  und  Klauen 
Seuche  IV  No.  1440. 1443. 1444 
Lungenseuche  IV  No.  1442. 1447 
1450;  Einderpest  IV  No.  1448 
Rotz  IV  No.  1446;  s.  Bundes 
Subvention. 

Vivisektion  I  S.  89. 

Vogelschutz  IV  S.  134.  136.  No. 
1429  a. 

Völkerrecht  IV  S.  56.  75.  76. 

Volksabstimmung ,  eidgenössische, 
Zusammenstellung  der  seit  1874 
erfolgten  I  S.  480 --436  ;  offi- 
ziellen Kundgebung  bei  Anlass 
derselben  I  No.  267;  über  das 
Schuldbetreibungsgesetz  II  No. 
824;  s.  Abstimmungen. 

Volkswirtschatt  I  No.  5.  155. 

Volkszählung,  eidgenössische,  I  S. 
255.  258.  285. 

Volkfsschulwesen  s.  ünterrichtswe- 
sen,  ünentgeltlichkeit,  Schule. 

Vollstreckung,  bundesgerichtlicher 
urteile  s.  Bundesgericht;  s.  Ur- 
teilsvollstreckung. 


Vorkauf  s.  Lebensmittelhandel. 
Vormundschaftswesen  I  No.  34.  35, 
s.  Privatrecht. 

TT. 

Waffenhandel,  Waffentragen  II  No. 
560. 

Waadt  I  No.  3.  91.  177.  225.  302. 
303.  n  No.  344.  422.  579.  590. 
690.  762.  791.  HI  No.  849. 
912.  977.  979.  980.  986—988. 
990.  1221.  1231.  1298.  IV  S. 
113.  114.  No.  1828.  1560.  1589. 
1626.  1635.  1637  a.  1654.  1656. 

Wahlaktenprüfung  I  No.  132.  178. 

Wahlen,  die  von  der  Bundesver- 
sammlung zu  treffen  sind,  INo. 
128. 

Wahlen  und  Abstimmungen,  eid- 
genössische n  S.  551—606,  s. 
Volksabstimmung ;  kantonale  11 
I  No.  775,  in  Luzem  11  No.  769. 
1  772.  772  a.  777.  828.829.832. 
'  834  a,  in  Freiburg  n  No.  770. 
777  a.  788,  in  Zug  H  No.  771. 
774.  778.  789.  799.  803,  in 
Aargau  11  No.  775.  780,  in 
Wallis  n  No.  779.  831,  in 
Waadt  n  No.  791,  in  Tessin  I 
No.  53 ;  II  No.  769  a.  773.  776. 
777.  784.  790.  792.  793  a.  795. 
801.  825.  826.  830.  833.  883  a. 
834. 

Wahl-  und  Abstimmungsresultat, 
Festsetzung  I  No.  239.  11  No. 
838.  834. 

WahlfÄhigkeit,  passive,  II  No.  780. 
791.  828;  s.  Inkompatibilität. 

Wahlkreise,  eidgenössische ,  Fest- 
setzung I  No.  130 ;  kantonale 
I  S.  145.  157  f.  160  f.  174.  175. 
186.  196  f.  218.  220.  224.  E 
No.  781.  781a. 

Waldungen  öffentlicher  Korpora- 
tionen rV  No.  1438  a,  s.  Schntz- 
waldung. 

Wallis  I  No.  34.  92.  136.  235.  380. 
n  No.  382.  422.  547.  559.  604. 
605.  622.  624.    709.    716.  746. 
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766.  779.  810.  817.  831.  m 
No.  912.  919.  921  a.  985.  990. 
992.  IV  S.  124—126.  No.  1449. 
1567.  1568.  1686. 

Wanderlager  11  S.  248. 

Wasser  Verheerungen  I  No.  2.  3. 

Weggeld  IV  No.  1420.  1421. 

Wegweisung  Fremder  aus  der 
Schweiz  s.  Ausländer. 

Weinhandel  I  No.  18 ;  s.  Nahrungs- 
mittel. 

Werbung  für  fremden  Kriegsdienst 

in  S.  2. 

Werbeverbot  m  No.  1138. 

Wiederaufriahme  der  eigenen  An- 
gehörigen   s.    Eücknahmepflicht. 

Wildbäche,  Verbauungen,  s.  Bun- 
dessubvention. 

Winterthur  I  No.  52. 

Wirtschaftsgewerbe  11  S.  146.  149. 
152.  157.  249-285.  m  S.  192. 
203-305;  Bewilligung  n  S. 
107.  No.  636.  648.  649.  651  ff. 
IV  No.  1512;  Kategorien  von 
Wirtschaften  n  S.  264.  265.  270; 
Wirtshaus  11  S.  253;  Normal- 
zahl n  No.  644.  646.  S.  264. 
in  S.  192.  193. 

Wohnsitz,  im  internationalen  und 
interkantonalen  Privatrecht  s. 
Privatrecht ;  bei  Militärpflicht- 
ersatz ni  No.  858;  für  Aus- 
übung der  politischen  Eechte  l 
I  S.  204.  210  f.  266;  s.  politische 
Eechte;  für  Steuerpflicht  I  No. 
51.  67  •;  s.  Steuerhoheit. 

Wolfahrt,  gemeinsame,  der  Eidge- 
nossen I  No.  2.  3.  5—7.  20. 
22.  S.  55«.  79. 

Wucher  I  S.  179.  H  S.  153. 

Wundarzt  IV  S.  429. 

Wtirtemberg  I  No.  98. 


Z. 

Zahnarzt  IV  No.  1614.  1616.  1632 

-1684. 
Zahnheilkunde  11  No.  587. 
Zellengeföngnis  I  No.  41. 
Zeugeneinvernahme  s.  Rechtshilfe. 
Ziegelbrennerei  II  S.  161. 
Zigeuner  IV  No.  1334.  1335.  1336  ; 

s.  Abschiebung. 
Zofingen,  Stadt  im  Kanton  Aargau, 

I  No.  62. 
Zollgesetzübertretung  III  No.  1137. 
Zollwesen,    eidgenössisches   m   S. 

88—92;  Kontrole  I  S.  85.  No. 

99.  101—108.  127.  218;   Tarif 

I  S.  413.  414.  438 ;  s.  Einfuhr- 

verbot,  Ausfuhrverbot. 
Zug  I  No.  3.  61.  73.  74.  136.  II. 

No.  367.  391.  402.  664.  710.  716. 

736.  746.  771.   774.   778.    787. 

789.    799.    803.    m   No.    899. 

914.  969.  1011.    IV  No.  1343. 

1603. 
Zugrecht  H  S.  140. 
Zündhölzchenfabrikation    I   S.   31. 

No.  253.  256.    n  No.  546.  IV 

S.  191*. 
Zürchersee  m  S.  176. 
Zürich  I  No.  8.  28.  49.  52.  64.  186. 

S.  470.    n  No.  539.  566.   567. 

570.  582.  583.   589.   596.   665. 

690.  699.  728.  782.  797.  m  S. 

61.  No.  966.  966  a.  991.  IV  No. 

1389.  1392.  1436  a.  1456.  1586. 

1608.  1637.  1639.      > 
Zuschieben  Fremder  unter  Kantonen 

IV  No.  1334. 


Anhang, 


Ergänzungen  und  Berichtigungen. 

Band  I. 

No.  1:  Darob  Bescbluss  des  NR  vom  17.  Juni  1892  wurde  der  ßB 
eingeladen,  die  Frage  zu  nntersuchen  und  darüber  zu  berichten, 
ob  nicht  auf  dem  Wege  des  Gesetzes  den  Instituten  privaten 
Charakters  untersagt  werden  sollte,  den  Namen  der  Eidg.  oder 
einen  solchen  Namen  zu  tragen,  der  das  betr.  Institut  irr- 
tümlich als  staatliches  Institut  erscheinen  lässt,  Motion  Locher. 
Den  20.  Aug.  1892  änderte  hierauf  in  ausserordentlicher  Ge- 
neralversammlung die  eidgenössische  Bank  ihre  Firma  ab  in: 
Eidgenössische  Bank  (Aktiengesellschaft). 

S.  1,  Z.  4  von  oben:  Wolf  I  18. 

S.  5,  Z.  9  von  unten:  Vgl.  No.  914. 

No.  4:  Die  Massregeln  zum  Schutze  gegen  die  Cholera  im  Jahre  1892, 
B  1898  I  468  ff.;  Internationale  Konvention  betr.  einheitliche 
Massnahmen  zum  Schutze  gegen  die  Cholera  vom  15.  April 
1893,  durch  BBeschl.  vom  28.  Juni  1893  ratifizirt,  B  1898 
m  159. 

S.  9,  Z.  9  ff.  von  oben:  Ausstellung  in  Chicago  im  Jahre  1893,  A.  S. 
n.  F.  2  S.  m  227,  229;  Landesausstellung  in  Genf,  B  1898 
I  645,  m  304. 

S.  10,  Ziff.  2:  Botsch.  des  BR  zur  Revision  des  BBeschl.  vom  27.  Juni 
1884,  B  1892  V  441,  1893  m  53. 

S.  16,  Z.  6  von  oben:  A.  S.  n.  F.  m  337. 

S.   16,  Anm.  2:  Einen  Zusatz  s.  in  A.  S.  n.  F.  2  S.  I  337;  11  117. 

S.  20,  Z.  8  von  oben:  1883  11  357  sind  zu  streichen. 

S.  23,  Z.  16  von  oben:  Lies  B  1889  IV  534,  547  statt  587. 

S.  24,  §  5 :  Vgl.  B  1893  I  632. 

No.  13*.  Botsch.  des  BR  betr.  das  Gewerbewesen,  Revision  der  BV, 
B  1892  V  866.  1893  I  617. 
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Band  I. 

No.  24:  Vgl.  IV  S.  187,  Anm.  1;  B  1893  I  617. 

S.  36,  §  Vni:  BBeschl.  vom  28.  März  1893:  Der  BE  wird  eingeladen, 
darüber  Bericht  und  Antrag  zu  hinterbringen,  ob  nicht  Koch-, 
ELaushaltungs-,  Dienstboten-  und  Krankenwärterkurse  von  der 
Eidg.  zu  unterstützen  seien,  üebers.  Verh.  der  BVers.  März 
1893,  No.  54. 

S.  37,  Z.  4  von  unten:  27.  Juni  1884. 

S.  37,  Anm.  2:  BBeschl.  vom  15.  April  1891,  A.  S.  n.  F.  2  S.  n  148, 
B  1891  I  976. 

S.  40,  Z.  25  von  oben:  Lies  709  statt  789. 

S.  40,  Z,  5  von  unten:  Lies  698  statt  608. 

No.  27:  No.  128,  A.  S.  n.  F.  2  S.  H  339. 

No.  28  :  Beschl.  der  BVers.  vom  28.  Jui  1893 :  Der  BR  wird  einge- 
laden zu  prüfen,  ob  nicht  für  die  Nebenbahnen  durch  Ges. 
oder  Verord.  besondere  Bestimmungen  betr.  Bau  und  Belxieb 
aufzustellen  seien,  B  1893  m  693. 

S.  56,  Z.  11  von  unten:  16.  Juni  1888. 

S.  58,  Z.  17  von  oben:  Lies  1886  statt  1888. 

8.  64,  Z.  4  von  unten :  BBeschl.  statt  BGr. 

No.  38:  Vgl,  B  1892  V  936. 

S.  77,  Z.  5  von  oben:  Lies  interkantonal  statt  international. 

S.  84,  Anm.  1 :  Lies  Eodificirung  statt  Modificirung. 

S.  87,  Z.  7  von  oben:  Art.  112,  Ziff.  3  der  BV. 

No.  44:  Vgl.  No.  1163. 

S.  89,  Z.  7  von  unten:  Lies  NR  statt  StR. 

S.  90,  Z.  21  von  oben:  B  1884  IV  543. 

S.  93,  Z.  19  von  oben:  Diese  Motivirung. 

S.  121,  §  II:  Sozialisten-Krawall  in  Bern  vom  19.,  20.  Juni  1893,  B  1893 
m  552,  694. 

No.  53:  B  1891  V  785,  1892  I  92,  U  563,  575,  A.  S.  n.  F.  2  S. 
m  445. 

S.  122,  Abs.  3 :  Die  Entscheidung  des  BR  vom  8.  Juni  1893  über  die 
Beschwerde  betr.  die  Gemeinderatswahlen  in  Locamo  vom 
1.  Mai  1887  s.  im  B  1891  m  144;  H  No.  776,  838. 

S.  128:  Vgl.  die  Entscheidungen  des  BR  über  die  Tessiner  Grossrats- 
wahlen vom  3.  März  1889,  11  No.  834. 

S.  134,  Anm.  1,  Z.  9:  Lies  üllmer  II  37. 

No.  64:  A.  S.  n.  F.  2  S.  H  452;  B  1892  H  493. 

No.  65:  A.  S.  n.  F.  2  S.  H  127;  B  1892  II  492. 

No.  67 :  A.  S.  n.  F.  2  S.  II  129,  900 ;  B  1892  H  493,  1893  H  11. 

No.  69 :  A.  S.  n.  F.  2  S.  II  447 ;  B  1892  n  493. 


No.  72:  A.  8.  n.  P.  2  S.  U  908;  B  1893  II  11. 

S.  172,  Z.  1:  Erganze  No.  Ifl. 

No.  78:  A.  S.  n.  P.  2  S.  II  902,  B  1893  U  10, 

Als  No.  78a:  Ergänze  A.  S.  n.  P.  2  S.  U  906,  B  1898  U  11. 

8.  184,  II :  Vgl.  No.  1607. 

No.  79:   Ä.  S,  n.  P.  2  S.  IH  212,  B  1893  11  12. 

No.  80:  A.  S.  n.  P.  2  S.  H  904,  B  1893  H  11. 

No.  81 :  A.  S.  n.  F.  2  S.  in  838,  B  1893  I  261. 

Ho.  82:  Ä.  S.  n.  F.  2  S.  IH  340,  B  1893  I  103. 

S.  189,  Abs.  5 :  Vgl.  IV  No.  1600—1611. 

No.  90a:  A.  S.  n.  F.  2  S,  H  101,  B  1891  IH  627,  1892  U  491 : 
A.  S.  n.  P.  2  S.  m  214,  B  1893  II  11. 

No.  94:  A.  S.  n.  F.  2  S.  H  159,  HI  216,  B  1892  n  493,  1893  n  12. 

8   230,  Z.  11  von  nntea:  Lies  385  statt  185. 

No.  101:    B  1891  H  1054,  1892  U  792  f.,   1892  H  631  f.,  m  837. 

No.  109 :  BR  im  B  1892  n  812. 

S.  289,  Z.  10  von  unten:  Lies  B  1890  IV  434,  1892  H  788. 

S.  241,  Z.  5  von  oben:  Lies  Art  HI  statt  Art.  5. 

8.  241,  Z.  13  Yon  oben:  Lies  B  1879  n  759;  1878  IV  555. 

S.  241,  Ziff.  3:  Vgl,  B  1892  H  494. 

S.  241,  242,  Anm.  2:  Vgl.  B  1891  V  265. 

8.  242,  Anm,  1 1  B  1892  U  505. 

No.  116:  Ergänze  betr.  Rogatorien  nach  Aegypten,  B  1891  11  541, 
8.  Aasgabe  Borel  p.  255,  litt,  d  ;  Ablehnung  der  VoUziefaang 
eines  Bequisitorials,  B  1892  11  502,  1893  II  20. 

No.  119:  Vgl.  auch  B  1893  H  20. 

No.  122:  Er^nze  B  1891  U  541,  s.  Ausgabe  Borel  No.  122  a, 
122  b. 

No.  123:  B  1892  n  501. 

No.  128:  A.  S.  n.  P.  2  8.  H  339,  s.  Ausgabe  Borel  p.  264,  Note  1. 

8.  267,  Z.  4  von  unten:  Lies  B  1888  U  243  statt  443. 

S.  267,  §§  n,  ni:  Vgl.  No.  244;  femer  BBeschl.  vom  23.  Juni  1892: 
Der  BR  wird  eingeladen,  gem&s  seinem  Ber.  vom  5.  April 
188?  ttber  die  Reorganisation  des  BR  (No.  244)  den  eidg. 
Bftten  beförderlich  eine  Vorlage  aber  die  Polgen  jener  Re- 
organisation und  über  die  bei  der  stets  steigenden  Geschäfts- 
vermehrung  nötig  werdenden  Beformen  in  der  BVerwaltnng 
zu  unterbreiten,  B  1892  III  1161. 

No.  138.  Anm.  1 :  Vgl.  No.  1085. 

No.  133 :  Vgl.  No,  1970. 

3.  270:  Lies  No.  1380,  1S81  statt  1383. 
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Band  I. 

No.  188 :  Erganze  B  1888  n  808. 

No.  141 :  Vgl.  BBeschl.  vom  28.  Juni  1893  betr.  Organisation  einer 
besondern  Abteilung  für  Gesundheitswesen  (schweiz.  Gesund- 
heitsamt) beim  eidg.  Dep.  des  Innern,  B  1893  DI  1,  679. 

No.  144:  Vgl.  auch  B  1893  I  874. 

S.  280,  Z,  5  von  unten:  Lies  B  1882  IV  205. 

S.  281,  Z.  4  von  unten  :  Ergänze  B  1892  11  481,  1893  n  1. 

No.  147  :  B  1892  IH  205,  1893  I  621. 

S.  282,  Anm.  1 :  B  1890  IV  862,  869  sind  zu  streichen. 

No.  154 :  Vgl.  jetzt  Botsch.  des  BB  vom  19.  Mai  1893,  B  1898  IQ  69. 

S.  293,  Z.  1  von  oben:   Lies  A.  S.  n.  F.  II  382,   Postl-Slg.  n.  S.  88. 

S.  308:  Ergänze  B  1892  IE  810. 

S.  309:  Zum  Kap.  3  vgl.  jetzt  BG  über  die  Organisation  der  Bundes- 
rechtspflege vom  22.  März  1892,  A.  S.  n.  F.  2  S.  m  455, 
Botsch.  des  BR  vom  5.  April  1892  B  1892  IT  273. 

No.  187 :  B  1888  I  426,  H  698,  1891  H  595. 

No.  202 :  Ergänze  BB  den  24.  Sept.  1881 ;  femer  BR  den  22.  Dez. 
1890,    B    1891    m   119,    1892    H    544,    s.  Ausgabe    Borel 

No.  202  a. 

No.  223:  Lies  BR  im  B  1880  II  596,  bestätigt  im  B  1892  n  502; 
vgl.  No.  1074. 

No.  2S0 :  Vgl.  auch  B  1893  I  497,  H  920. 

S.  368,  Z.  17  von  oben:  lies  Art.  36  statt  Art.  34. 

S.  389,  Ziff.  V :  Lies  Revision  der  ßV  vom  29.  Juli  1891,  und  ergänze 
BG  über  das  Verfahren  bei  Volksbegehren  und  Abstimmungen 
betr.  Revision  der  BV  vom  2-7.  Jan.  1892,  A.  S.  n.  F.  2  S. 
n  885;  B  1891  IV  11. 

No.  240:  Ergänze  Ziff.  VI:  BV  1874  Art.  89  und  Revision  hiezu  vom 
23.  Dez.  1891,  A.  S.  n.  F.  2  S.  n  443,  B  1891  V  521,  1892 
I  930,  n  197.  Vgl.  Band  m  S.  220. 

No.  244 :  Vgl.  Ergänzung  oben  zu  S.  267,  §§  11,  HC. 

S.  414,  Z.  22  von  oben:  Lies  B  1877  m  496,  vgl.  hiezu  B  1878  H  438. 

S.  416,  Anm.  1:  Vgl.  No.  1428. 

S.  417,  Z.  1  von  unten:  Lies  No.  820  statt  821. 

No.  267:  Vgl.  die  vom  NR  mit  Beschl.  vom  27.  Jan.  1892  abgelehnte 
Motion  Bähler  des  Inhalts :  Der  BR  wird  eingeladen,  die  Frage 
zu  prüfen,  ob  es  nicht  angezeigt  sei,  den  eidg.  Abstimmungs- 
vorlagen eine  erläuternde  Botsch.  an  das  Volk  mitzugeben, 
üebers.  Verh.  d.  BVers.  Jan.  1892,  No.  40. 

No.  276:  Ergänze  zu  I:  8.  Die  Abstimmung  vom  5.  Juli  1891,  A.  S. 
n.  F.  2  S.  n  161,  B   1891  IV   1,   und   9.  Die  Abstimmung 


Bandl. 

Tom  18.  Okt.  1891,  A.  8.  n.  F.  2  8.  448,  B  16 
za  II:  18.  Die  Abstimmang  vom  18.  Okt.  1891, 
521,  and  19.  Die  Absümmiuig  vom  6.  Dez.  1891 
70;  zu  UI:  6.  Das  BeFerendamsbegehren  g^n  di 
rnngsges.,  B  1892  H  757,  1893  H  4.  Ergänze  II 
begehren:  1.  betr.  das  Schachtverbot,  B  1892  IV 
1893  n  745. 

S.  443,  Z.  3  von  oben:  Lies  A.  S.  VII  484  statt  468. 

S.  448,  Z.  4  von  oben:  Lies  1879  statt  1878. 

No.  287:  Vgl.  m  No.  1198. 

No.  298:  Grenze  BR  im  B  1892  n  8t4,  1893  U  651. 

No.  301:  BOer-Entsch.  1886  XH  8.  192. 

No.  309:  lii^nze  Bß  im  B  1893  II  93. 

No.  306:  Vgl.  BR  im  B  1892  n  814. 

No.  307:  Ergänze  Entecheidong  des  BB  vom  15.  Juni  18! 
DI  463,  1892  n  814. 

No.  325:  Vgl.  B  1891 IH  466.  1892  H  816,  1893  n  654,  6 

8.  477:  Znm  Kap.  2  vgl.  aacb  B  1891  II  1077,  und  erj^ 
n  583,  1893  m  17. 

S.  490:  Zum  Kap.  8  vgl.  B  1871  n  1108,  1893  H  649. 

No.  343:   Vgl.  auch  B  1891  V  884. 

Bknd  IL 

8.  HL  Z.  2  moss  es  selbstredend  29.  Mai  1874  laaten. 

8.  5,  Ziff.  2:  Vgl.  B  1893  I  219. 

No.  397:   BR  den  10.  Apnl  1891   in  der  Beschwerde  % 

24.  Jan.  1893   in  der  Beschwerde  Bossbard,  B  IE 

1893  I  217. 
No.  398 :  BR  den  6.  M:ai  1892,  Beschwerde  El.  Reischmai 

n  1115. 
No.  399:  BR  den  24.  Jan.    1893,  Beschwerde  Bossbard, 

219,  221. 
No.  364:  BR  den  14.  Aug.  1891,  Beschwerde  Vogel,  B  18 

1892  n  557. 
S.  20,  Z.  18  von  oben:  Lies  Art.  43,  Abs.  6. 
8.  29,  Z.  14  von  oben:  Lies  27.  Mai  1878. 
S.  82,  Z.  2  von  nuten:  Lies  Viret. 
No.  409:   Vgl.  BR  den  27.  Mai  1892,   Beschwerde  EOppe 

4.  Äug.  1891,  Beschwerde  Zimmermann,  B  1898  I 

n  559. 
No.  408:  BR  den  12.  Mai  1893,  B  1893  IH  29, 
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Band  II. 

No.  414:  BR  im  B  1892  H  556. 

S.  50,  Z.  11  von  unten:  Lies  B  1885  II  688. 

No.  425:  BB  den  28.  Okt.  1892,  Beschwerde  Reiser,  B  1892  Y  550, 

1893  n  65. 
No.  426 :  BR  im  B  1892  V  550 ;  BR  den  22.  Juni  1891,  Beschwerde 

Weibel,  B  1892  H  556. 
No.  427 :  BR  im  ß  1892  n  548,  555,  556,  1893  m  30. 
S.  58,  Z.  17  von  oben:  Lies  vgl.  B  1880  H  801,  1898  m  30. 
S.  55,  Z.  15  von  unten:  Ergänze  B  1893  I  218. 
No.  435  ff.:  BR  den  4.  Aug.  1891,  den  12.  April  1892,  B  1892  n 

460,  559. 
No.  436 :  Vgl.  auch  BR  im  B  1898  I  218. 
S.  56,  Z.  15  von  unten:  Lies  auch  statt  nur. 
S.  59,  §  Vn:  VgL  auch  BR  im  B  1892  H  1115,  1893  H  68. 
S.  66,  Z.  4  von  unten:  Lies  45  statt  49. 
S.  91,  §  11:  Ueber  die  Tragweite  der  Art.  1  und  4  der  üebereinkunft 

vom  16.  Febr.  1881,  vgl.  B  1892  II  500. 
S.  94,   Ziff.  1:   Ergänze  Entscheidung  des  BR  vom   16.  Okt.   1891,  B 

1892  II  559. 

S.  94,  Anm.  1:  VgL  auch  B  1892  H  782,  1893  I  50. 

No.  492 :  VgL  B  1893  H  90. 

S.  108,  Ziff.  8:  Vgl.  B  1898  II  25. 

S.  113,  Z.  14  von  unten:  Ergänze  B  1887  H  147. 

S.  114,  Ziff.  11:  Bekanntmachung  der  Bundeskanzlei,  B  1891  IV  390. 

S.  118,  Ziff.  15:   Kreisschr.  des  BR  vom   8.  Sept.  1891,   B    1891   IV 

371,  1892  n  576.  Ergänzungen  s.  B  1892  U  498,  811,    HI 

677,  1893  II  64,  IH  338. 
S.  134,  §  I:  BR  den  4.  Juli  1898,  Beschwerde Brügger,  B  1898  m  723. 
No.  538:  VgL  auch  B  1893  I  620. 
No.  549  ff.:  Vgl.  Entscheidung  des  BR  vom  9.  Juni  1892,  Beschwerde 

Bernhard,  B  1892  HI  915,  1893  II  57,  IH  No.  1411. 
No.  554:  Vgl.  BR  den  4.  Juli  1893,  B  1893  m  S.  728. 
No.  560:  VgL  BR  den  10.  Febr.  1891,  Beschwerde  Lüthi,  B  1891  I 

301,  1892  n  551. 
S.  165,  Z.  11  von  oben:  Lies  Branger. 
No.  567 :  BR  den  22.  März  1892,  Beschwerde  Schüpfer,  B  1892  H  1, 

1893  n  61. 

No.  571 :   BR  den  2.  Sept.  1892,  Beschwerde  L.  Bühler,  B  1892  IV 

450,  1893  n  68. 
No.  575:   BR  den  23.  Okt.  1891  und  den  25.  März  1892,    B  1891 

IV  643,  1892  I  2,  II  554,  1893  II  62. 


Anhang.  527 

Band  II. 

S.  176,  §  IV:  BR  den  25.  Aug.  1891,  Beschwerde  Schweizer,  den  25.  Sept. 

1891,  Beschwerde  Haasenstein  &  Vogler,  B  1891  IV  310,  459. 
No.  582 :  Vgl.  auch  IV  No.  1562,  1567. 
S.  197,  Z.  2  von  unten:  Lies  Wolf  I  876. 
S    211,   §  Vm:    BBeschl.   vom  9.   Dez.   1892  betr.  die  Petition  des 

Centralvorstandes  des  Schweiz.  Bäckerverbandes,  B  1893  11  4. 
S.  215,  §  X:  BR  den  17.  Mai  1892,  Beschwerde  Brunner,  B  1892  II 

1124,  1893  n  62. 
S.  216,  Z.  18  von  unten:  Lies  1878  statt  1877. 
S.  216,  Z.  12  von  unten:  Lies  B  1879  statt  1878. 
S.  221,  §  XH:   BR  den  15.  Juni,   5.  Juli  1892,   B  1892  IH  924,  IV 

86,  1893  n  58,  59. 
No.  626  A :   Ergänze  BG  betr.  die  Patenttaxen  der  Handelsreisenden 

vom  24.  Juni  1892,  A.  S.  n.  F.  2  S.  m  43,  48;  vgl.  B  1892 

IV  710,  1893  n  60. 
S.  255,  zu  litt.  B:  BR  den  28.  Juni  1892,  den  24.  Dez.  1892,  B  1892 

IV  44,  1893  n  55. 
No.  646  a :  BR  den  8.  März  1892,  B  1892  n  906. 
No.  647 :  B  1892  I  906,  n  546,  549,  550,  1893  I  1062,  H  53,  54. 
No.  650:  BR  den  6.  Juni  1891,  B  1891  V  534. 
No.  651:   VgL  B    1891   V  534,   1892   I  654.   n  548,   550,   V  551, 

1893  n  54,  55. 
No.  652 :  Vgl.  1892  H  547,  1893  I  265. 
No.  654:  BR  den  31.  Jan.  1893,  B  1893  I  265. 
No.  659:  VgL  B  1892  IV  16,  1893  n  55. 
No.  660:  VgL  B  1892  n  548. 
No.  663:  BR  den  1.  Apnl  1892,  Beschwerde  Marfort,  B  1892  IE  926, 

1893  n  55. 
No.  665:  BR  den  28.  Febr.  1893,  ß  1893  I  593. 
No.  668 :  Vgl.  B  1892  I  907,  908. 
No.  677 :  VgL  B  1890  IV  73,  1893  U  55. 
S.  286,  zum  Kap.  3:  v.  Salis,  Die  Religionsfreiheit  in  der  Praxis,  Bern 

1892. 
No.  682:  BR  den  30.  Dez.  1875,  Beschwerde  Python,  B  1876  n  279. 
No.  688:  Mermillod's  Verzicht  auf  das  Lausanner- Bistum  und  Tod, 

B  1892  II  809,  1893  H  649. 
No.  690:  Kreisschr.    des  BR  vom   14.  Febr.  1893,    B    1893   I  402; 

femer  B  1892  H  895,  BGer-Entsch.  XVII  352. 
S.  399,  Z.  6  von  oben:  Lies  Art.  49  statt  Art.  47. 
S.  399,  §  IX:   Vgl.  IV  No.  1597  ff.;   F.  Fleiner,   Bundesrechtüche 

Erörterungen,  Die  religiöse  Erziehung  der  Kinder,  in  «  Zeitschr. 

für  Schweiz.  Recht ».   n.  F.  XII  S.  453 ;  Entscheidungen   des 
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BR  vom  4.  März  1893,  B  1898  I  596,  vom  10.  Nov.  1891,  Be- 
schwerde  Gassmann,  B  1891  V  381,  1892  IT  561,  vom  24.  Nov. 
1891,  Beschwerde  Isler,  B  1891  V  557,  1892  H  561. 

S.  431,  Anm.  1 :  Der  BR  trat  den  11.  Dez.  1891  dem  Besohl,  des 
StR  bei;  infolge  dessen  wurde  nun  ein  VerfassungsinitiatiY- 
begehren  gegen  das  jüdische  Schächten  angeregt.  Das  Schweizer- 
vblk  und  die  eidg.  Stände  haben  sich  den  20.  Aug.  1893  über 
dasselbe  auszusprechen. 

No.  726:  Entscheidung  des  BR  vom  14.  Okt.  1892,  Beschwerde  Felder, 
B  1893  II  65,  hiezu  Zeitschr.  für  Schweiz.  Strafrecht  Y 
S.  515,  548. 

No.  781.  Vgl.  BGer-Entsch.  1891  XVH  S.  598. 

S.  444,  §  XYI :  Maechler,  Das  Begräbnis  wesen  nach  Schweiz.  Bundes - 
recht,  1892. 

S.  469,  Z.  4  von  oben :  NR  statt  BR. 

S.  479,  Ziffer  m :  Beschl.  des  NR  vom  22.  März  1893 :  Das  Traktan- 
dum  ist  für  einmal  von  der  Traktandenliste  zu  streichen. 
Nach  Erscheinen  der  in  Aussicht  stehenden  neuen  Vorlage 
des  BR  soll  eine  neue  Komm,  bestellt  werden,  Hebers.  Verh. 
d.  BVers.  März  1893,  No.  14. 

No.  772 :   Entscheidung  des  BR  vom  16.  Jan.  1892,   B  1892  I  425. 

No.  772  a:  Vgl.  B  1892  H  564. 

S.  508,   Z.  17   von   oben:    Ergänze  B  1891  V  754,  1893  U  70,  412. 

No.  775:  BR  den  17.  Jan.  1893,  B  1893  I  147. 

S.  515,  Z.  25  von  oben :  Vgl.  B  1892  H  564,  894,  BGer-Entsch.  1891 
XVII  S.  565. 

No.  777 :  BR  den  16.  Jan.  1892,  B  1892  I  438. 

S.  606,  §  IX:  Entscheidungen  des  BR  vom  16.  Jan.  1892,  Beschwerde 
Fuchs,  B  1892  I  417,  Beschwerde  Saxer,  B  1892  I  481, 
Beschwerde  Roesli,  B  1892  I  441,  11  564 ;  vom  10.  Man 
1891,  B  1891  I  493,  1892  n  562;  vom  8.  April  1892,  Be- 
schwerde Vogel,  B  1893  II  70 ;  vom  30.  Dez.  1892,  Beschwerde 
Bühlmann,  B  1893  11  73 ;  vom  13.  Juni  1898,  Beschwerde 
Buthey,  B  1893  IH  654. 

S.  622,  Z.  15  von  unten:  Lies  Einfluss  statt  Ausfluss. 

S.  628,  Z.  4  von  oben:  Vgl.  B  1892  H  562. 

S.  629,  Z.  24  von  oben:  Vgl.  B  1892  H  562. 

S.  631,  Anm.  1:  Die  Beschwerde  fiel  infolge  Zurückziehung  dahin, 
B  1893  n  70. 

S.  632,  Anm.  1:  Die  Beschwerde  fiel  infolge  Zurückziehung  dahin, 
B  1898  n  70. 

S.  642,  Z.  1  von  unten:  Vgl.  B  1892  H  564. 
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S.  6,  Z.  4  von  oben:  Vgl.  B  1891  V  9. 
S.  6,  Ziff.  H:  Vgl.  B  1892  II  145,  148. 
S.  9,  Anm.  1:   Vgl.  B  1892  H   146,   üebers.   Verh.   d.   BVers.,   Juni 

1893,  No.  21. 
S.  12,  Z.  6:  Lies  1878  H  879,  880  statt  1878  II  178,  888. 
S.  21,  Ziff.  IH:  A.  S.  n   F.  2  S.  II  880,  B  1893  H  879. 
No.  846  ff.:  Entscheidung  des  BR  vom  22.  Nov.  1892  und  der  BVers. 

vom  9.  Juni  1898,  üebers.  Verh.  d.  BVers.,  Juni  1898,  No. 

27,  B  1893  n  529. 
S.  77,  Z.  18  von  unten:  Lies  B  1883  H  671  statt  988. 
S.  88,   zum  5.  Kap.:  BGes.   über  das  ZoUvresen  vom  28.  Juni  1893, 

B  1898  m  799;  Stenographisches  Bulletin,  Juni  1893,  B  1892 

n  410,  1893  I  958,  959,  m  235,  548,  847. 
S.  92,  Z.  1  von  unten:  Vgl.  B  1892  H  207. 
S.  102,  Z.  4  von  oben:  Vgl.  B  1898  H  192. 

No.  921:  A.  S.  n.  F.  2  S.  m  189,    B   1892  IV  483,   1898  I  529. 
S.  120,  zum  4.  Kap.:   A.  S.  n.  F.  2  S.  I  734,  n  398;  83,  915;  m 

196;  n  131,  449;  m  176;  187;  198;  201;  205;  450. 
S.  144,  Ziff.  1  und  2:  Vgl.  B  1898  I  718. 
S    160,  Z.  14  von  oben:  Lies  1881  statt  1882. 
No.  095:  Botsch.  des  BB  vom  14.  Jan.  1893  zum  Entw.  eines  neuen 

BG  über  das  Postregal,  B  1898  I  77,  U.  276. 
S.  200,  Anm.  1,  Z.  3:  Lies  1888  statt  1889. 
S.  205,  Z.  7,  von  oben:  Vgl.  B  1892  H  248,  591. 
S.  205,  Z.  6,  von  unten:  Vgl.  B  1893  I  840. 
No.  1011:  VgL  B  1892  H  591. 
S.  220:  Vgl.  B  1893  I  937. 

S.  221,  Z.  11  von  unten:   1887  11  759,  in  246  sind  zu  streichen. 
Als  No.  1030  a  ergänze  BB  im  B  1893  IE  S.  33.  34. 
S.  224,  Z.  18  von  oben:  1879  11  248  sind  zu  streichen. 
No.  1048:  Vgl.  B  1893  H  46. 
S.  286,  Z.  15 :  Lies  Hioso  Osaka  statt  Baka. 
No.  1068  a :  Vgl.  B  1893  n  39. 

S.  246,  Z.  1  von  unten:  Lies  B  1887  HI  700,  1888  H  695,  IH  250. 
S.  247,  Z.  6  von  unten:  Lies  21.  Dez.  1889. 
S.  251,  Z.  14  von  oben:   Den   19.  April   1893  hob  auf  Veranlassung 

des  eidg.  Justizdep.  der  Heg- Bat  von  Solothurn  seinen  Beschl. 

vom  16.  Jan.  1891  wieder  auf. 
S.  258,  Z.  17  von  oben:  768  ist  zu  streichen. 
No.  1082:  Vgl.  B  1893  H  31. 
S.  255,  Z.  9  von  oben:  Lies  I  statt  II. 

IV  34 
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S.  256,  zum  2.  Kap.:  B  1892  II  935,  IV  177,  1893  I  1073,  1075. 

S.  276,  Anm.  1:  E.  Borel,  Les  rapports  de  droit  civil  des  citoyens 
ötablifi  ou  en  söjoar,  1889. 

S.  277,  Anm.  1:  A.  Heusler,  Art.  19  des  BG  in  «  Zeitschr.  für 
Schweiz.  Recht»,  n.  F.  XII  S.  39;  P.  Des  ßoattes,  Les 
rapports  de  droit  civil  des  Soisses  ^tablis  ou  en  s^jour  en 
Suisse,  1892. 

S.  328,  Ziff.  2:  Vgl.  B  1893  n  409;  A.  Heusler  a.  0. 

S.  335,  zum  4.  Kap.:  Vgl.  B  1893  II  83  ff. 

S.  838,  Z.  3  von  oben:  Lies  1881  statt  1887. 

S.  343,  Z.  18  von  oben:  Lies  1888  H  829  statt  889;  vgl.  B  1893 
n  87. 

S.  844,  Z.  17  von  oben:  Vgl.  B  1886  I  982,  1893  H  87. 

S   344,  Z.  1  von  unten:  Lies  1892  statt  1891. 

S.  363,  Z.  3  von  unten:  Lies  1887  statt  1877. 

S.  863,  Z.  1  von  unten:  Lies  A.  S.  n.  F.  V  statt  X. 

S.  366,  Z.  9  von  unten:  Lies  A.  S.  n.  F.  IX  statt  IV. 

No.  1178:  Vgl.  B  1879  H  197. 

No.  1178  a:  Die  Anträge  des  BR  (iber  das  Begnadigungsrecht  sind 
nicht  in  das  revidirte  Organis-Ges.  vom  22.  März  1893  auf- 
genommen worden. 

S.  880,  Ziff.  I:  Vgl.  L.  Oolombi  in  der  «Zeitschr.  für  Schweiz.  Recht» 
n.  F.  VI  S.  453  und  ebendaselbst  S.  638  ff.  die  Verhand- 
lungen des  Schweiz.  Juristenvereins  auf  der  Jahresversanmilung 
1887  zu  Bellinzona. 

S.  391,  Z.  1  von  unten:  Lies  üllmer  No.  1377* 

No.  1183:  Vgl.  B  1893  H  13. 

S.  416,  Ziff.  4:  A.  S.  n.  F.  2  S.  IH  358. 

S.  425,  Z.  14  von  unten:  Lies  IV  statt  II. 

S.  439,  Ziff.  3:  Deutschland:  Körperverletzung,  die  eine  Arbeitsunfähig- 
keit von  mehr  als  20  Tage  zur  Folge  gehabt  hat,  ohne  Rück- 
sicht darauf,  unter  welchen  umständen  die  Tat  begangen  oder 
was  für  Waffen  dabei  gebraucht  worden  sind,  B  1898  V  288; 
Pfandunterschlagung  als  betrügerische  Handlung  im  Schuld- 
betreibungs-  und  Konkursverfahren,  B  1892  V  807. 

S.  440,  Ziff.  5:  Italien:  Blutschande,  sofern  sie  eine  Verletzung  der 
öffentlichen  Sittlichkeit  bildet,  B  1893  H  76. 

S.  440,  Anm.  1,  Z.  6:  Lies  16.  Nov.  1892,  B  1892  V  288. 

S.  441,  Ziff.  10:  Vgl.  B  1893  H  77. 

S.  441,  Z.  10  von  unten:  1889  H  769  sind  zu  streichen;  vgl.  B  1892 
m  490,  1893  n  76. 


Anhang.  531 

Band  lU. 

S.  445,  §  VI:  Entscheidung  des  BGer.  vom  17.  März  1893,  Fall  Köster, 

€  Zeitschr.  für  Schweiz.  Strafrecht »  1893  VI  S.  264. 
S.  449,  §  Vn:  Vgl.  B  1893  H  78  (Fall  Thierstein). 
No.  1229:  Vgl.  B  1893  H  83. 
S.  466,  Z.  16  von  oben:  Lies  1887  statt  1889. 
S.  484,  Z.  14  von  unten:  Lies  1874  statt  1876. 
S.  485,  Z.  1  von  unten:  1883  I  45  sind  zu  streichen. 
S.  491,  Z.  3  von  oben:  Lies  1874  statt  1875. 
S.  491,  Z.  12  von  oben:  Lies  1875  statt  1876. 
S    494,  Ziff.  9:  Vgl.  B  1893  H  27,  78. 
S.  495,  Z.  4  von  oben:  Lies  1878  statt  1879. 
S.  496,  §  XI:  Vgl.  B  1893  H  22. 

Band  IV. 

S.  29:  Lies  1339  statt  1139. 

No.  1355:  Vgl.  B  1893  H  23. 

S    5ü,  zum  3.  Kap.:  Vgl.  ß  1893  n  89,  IH  863. 

No.  1403:  Vgl.  B  1893  H  87. 

S.   120,  Z.  14  von  oben:  Vgl.  B  1893  H  57. 

No.  1428:  Vgl.  No.  261. 

No.  1429  a:  Vgl.  B  1898  I  699. 

S.  161,  zum  Kap.  9:  Vgl.  Beschl.  des  NE  vom  28.  März  1893  über 
die  Motion  Baidinger:  Der  BB  ist  eingeladen  zu  prüfen,  ob 
nicht  der  Bereich  der  BAufsicht  über  das  Forstwesen  zu  erwei- 
tem sei. 

S.  187,  Anm.  1:  Den  9.  Juni  1893  stimmte  der  NE  den  Beschlüssen 
des  StE  bei. 

S.  189,  Ziff.  3:  Die  Motion  Favon  wurde  den  18.  März  1893  erheblich 
erklärt. 

No.  1489:  Vgl.  B  1893  m  777. 

S.   316,  Z.  6  von  unten:  Lies  1892  IV  720  statt  1898  IV  720. 


» 


